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vorrede. 





Seit der Vollendung des erſten Theiles dieſes Werkes 
ſind bereits mehr als ſieben Jahre verfloſſen; der Verfaſſer 
hat daher vor Allem aus das lange Ausbleiben des zweiten 
Theiles zu entſchuldigen. Das rege öffentliche Leben, welches 
in der ſchweizeriſchen Bundesrepublik waltet, ſtellt an die 
Bürger derfelden Anforderungen, denen fie oft ſelbſt gegen 
ihren Willen ſich unterziehen müſſen; der Verfafler gefteht 
aber aufrichtig, daß er gerne, obwohl in befcheidnem Maße, 
mitgewirkt hat bei fo Vielem, was feit dem ereignißreichen 
Jahre 1848 in feinem Baterlande gegründet worden ift. 
Dadurch ift er freilich oft für längere Zeit von wiffen- 
Ihaftlichen Arbeiten abgehalten worden, aber niemals hat 
er die Fortſetzung diefes Werkes ganz aufgegeben, und je 
mehr ihn zuweilen. andere Gefchäfte umdrängten, deſto 
mehr fühlte er fich nur wieder zu diefer feiner Lieblings- 
thätigfeit hingezogen. Der langfame Fortgang der Arbeit, 
bei welchem die Quellenforfchungen nur allmählig weiter 
ausgedehnt werden fonnten, bat eine Umarbeitung fehr 
vieler, fehon früher entworfner Abfchrlitte des zweiten Theiles 
nothwendig gemacht; der geneigte Lefer erhält alfo ein 
Buch, dad, mögen ihm auch noch manche Schwächen an- 
fleben, doch wenigftens für die Frucht mehrjähriger Stu- 
dien fich ausgeben darf. Möge die Sorgfalt, welche der 
Berfafler auf dafjelbe verwendet zu. haben glaubt, dem 
wohlmwollenden Leferkreife, den der erite Theil gefunden 
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hat, zu etwelchem Erſatze dafuͤr dienen, daß die Fortſetzung 
des Werkes ſo lange auf ſich warten ließ! 

Wir haben bereits in der Vorrede zum erſten Theile 
hervorgehoben, daß wir in dieſem Werke vorzugsweiſe die 
Entſtehung und Ausbildung der reinen demokratiſchen Ver- 
faffung in den fehweizerifchen Gebirgsfantonen darzuftellen 
beabfichtigten. Der Plan, den wir unfrer Arbeit zu Grunde 
legten, hat daher auch ganz befonders bei Staatögelehrten 
Anklang gefunden, welche in der einläßlichen hiftorifchen 
Beleuchtung einer fo felten geworden Staatöform einen 
nicht unwichtigen Beitrag zu einem allgemeinen pofitiven 
Staatsrechte erblickten. Von andrer Seite ift zwar be- 
dauert worden, daß wir nicht auch noch andere demokra— 
tifche Länder, 3. B. Graubünden, in den Kreis unfrer 
Darftellung gezogen haben; allein abgefehen davon, daß bei 
einer foldyen Erweiterung des Planes der ohnehin ſchon 
ſehr umfaflende Stoff fich noch wefentlich. vermehrt hätte, 
haben ftaatsrechtliche Werke fchon feit Joſias Simler 
gewiß mit vollem Rechte unterfchieden zwijchen den Kleinen 
Länderkantonen der Eidgenoffenfchaft: Uri, Schwyz, Unter: 
walden, Glarus, Zug und Appenzell (den „Popularftän- 
den“, wie fie im lebten Jahrhundert hießen) und den 
größern Nepubliken Graubünden und Wallis, in denen 
eine Menge befonderer Shalfchaften zum Bundesftante 
vereinigt war und die nur in einem lofen Verbande zur 
Schweiz flanden. Entiprechend dem vorherrfchend flaats- 
rechtlichen Charakter, den das Buch an fich tragen fol, 
ift num ganz befonderd im zweiten Theile, deffen erſter 
Band hier vorliegt, bei größerm Neichthum der Quellen 
die demokratiſche Verfaffung in ihrem ganzen Organismus 
einlaßlich gefchildert und in alle ihre Lebenserfcheinungen 
hinein verfolgt worden. Wir fürchten dabei nicht zu weit- 
läufig geworden zu feyn; denn wenn das Merk pofitive 
ftaatswiffenfchaftliche Belehrung gewähren follte, fo durfte 
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ed ſich nicht auf der Oberfläche ‚halten, fondern mußte 
die Zuftäande und reigniffe, genau wie fie waren, dar- 
ftellen. Freilich fiel e8 ums oft fehwer, die verfchieden- 
artigen Anforderungen mit einander zu vereinigen, welche 
der entfernte Gelehrte, dem unfre Arbeit nur ein Ban- 
ftein zu einem größern Ganzen ifl, und der Lefer in den 
von uns behandelten Santonen .felbit, den auch dad Ge- 
tingfte über feine nächfte Heimath intereffirt, an diefes 
Buch ftellen werden; indeflen haben wir im Zweifel uns 
immer eher für getrene Detailfchilderung entfchieden, ohne 
dag wir, wie wir glauben, vom Stoffe und überwältigen 
ließen. Vom fuftematifchen Standpunkte aus mag vielleicht 
die zu große Ausführlichfeit einzelner rein hiftorifcher 
Abfchnitte, 3.8. über die Religionsftreitigkeiten in Glarus 
und über die Werdenberger Empörung, getadelt werden ; 
allein gerade hier beruht unfre Darftellung großtentheils 
auf noch unbenubten Quellen, deren forgfaltige Ausbeutung 
keineswegs bloß für die Fantonale, fondern auch für die 
allgemeine eidgenöffiihe Gefchichte von Intereſſe war. 
Hat der Berfafler fih gewiffenhaft bemüht diejenigen 
Materialien zu fammeln, welche zu einer ‚gerechten und 
vorurtheilsfreien Würdigung der reinen Demokratie, wie 
fie in den fehweizerifchen Gebirgslandern fich. entwickelte, 
dienen können, fo überläßt er dagegen diefes Urtheil felbft 
einftweilen Andern. Sollte er fich ſpäter einmal veran- 
laßt fehen eine folche Kritik auszuarbeiten, fo würde er 
dabei natürlich auch feine eignen, auf lebendige Anfchauung 
gegründeten Erfahrungen zu Rathe ziehen. Die unge- 
ſchminkte, wahrheitötreue Darftellung fo mancher Schat- 
tenfeiten der demokratiſchen Verfaſſung, welche der Leſer 
in dieſem zweiten Theile findet, wird ihn davon überzeu— 
gen, daß der Verfaſſer, wenn er auch in der Vorrede 
zum erſten Theile ſich grundſätzlich für dieſelbe ausſprach, 
doch keineswegs von einer vorgefaßten Meinung bei der 
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Ausarbeitung feines Buches fich leiten ließ. Möge der 
geneigte Leſer auch feinerfeits nicht vergeflen, daß es 
eben eine in mannigfacher Hinficht verderbte Zeit war, 
welche jene Schattenfeiten zur Entwicklung brachte, daß 
alfo wohl die Gefahr folcher Auswüchſe, nicht aber dieſe 
felbft der Verfaſſung ankleben! Bietet aber auch die 
Schweizergeſchichte im Allgemeinen in dem Zeitalter ber 
legten drei Sahrhunderte, weldyes unſer zweite Theil bes 
handelt, wenig- Erfreuliches dar, fo hat der Verfafler diefe 
Periode dafür nur um fo lehrreicher gefunden und fie 
keineswegs mit geringerem Intereſſe als die ältere, ruhm— 
würdigere Zeit behandelt. 

Der zweite Band diefes Theiles, welcher fo bald wie 
möglich nachfolgen fol, wird das Straf: und Privatrecht, 
fowie das gerichtliche Verfahren des benannten Zeitraumes 
darftellen. Hatten wir auch allerdings diefe Materien bei 
Seite laſſen können, ohne dem Zwede, der uns zunächft 
vor Augen fchwebte, wefentlich Eintrag zu thun, fo glauben 
wir doch, indem wir bDiefelben mit in unfern Plan auf: 
nahmen, der Wiflenfchaft des deutfchen Rechtes einiges 
brauchbare Material zugeführt, in den behandelten ſechs 
Kantonen aber und wohl auch noch in andern Theilen der 
Schweiz für da8 Studium des auf vaterländifchem Boden 
emporgewachfnen Rechtes einige Beihülfe geleiftet zu haben. 
Indem wir das Verdienft der erften Anregung auf diefem 
Gebiete, fowie der muftergültigen Bearbeitung des ein- 
beimifchen Rechtsſtoffes gerne unferm verehrten Lehrer 
Bluntfchli überlaffen, nehmen wir für uns feinen 
andern Ruhm in Anſpruch, ald mit Eifer und Fleiß feinem 
Beifpiele gefolgt zu feyn. 

Mit der helvetifchen Revolution, welche die Selbſt— 
ſtaͤndigkeit der demokratiſchen Kantone aufbob, fchließen 
wir unfer Wert. Sind auch diefe Eleinen Staaten fpäter 
wiederhergeftellt worden und befteht auch in den meilten 
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berfelben die althergebrachte Berfaffung im Wefentlichen 
noch fort, fo war Doch ihre ganze feitherige Entwicklung, 
weil vielfacdy durch äußere Einflüffe beflimmt, nicht mehr 
fo eigenthümlich wie früher. Zudem wird es dem orfcher, 
welcher fich für ihr Staats- und Nechtöleben intereffirt, 
leicht feyn, aus andern Werken über ihre neuern DBerfaf- 
fungen ſich Aufichluß zu verfchaffen, während im Privatrechte 
fih überhaupt wenig geändert hat, im Strafrechte aber 
zwifchen Altern und neuern Syſtemen ein noch unausge- 
ttagner Kampf waltet, welcher umfonft des ntfcheides 
durch die Gefeßgebung hartt. 

Es bleibt und noch übrig, den verehrten Männern 
in ben demofratifchen Mititänden, welche uns bei unfern 
Duellenforfchungen fo bereitwillig ihre Unterjtügung geliehen 
haben, unfern herzlichiten Dank auszufprechen. Voraus 
gebührt diefer Dank den Freunden der vaterländifchen 
Nechtögefchichte, welche nicht bloß die in ihrem Gewahrfam 
fich befindenden Quellen und bereitwilligft zur Verfügung 
ſtellten, fondern durch ihre eignen wiflenfchaftlichen Ar- 
beiten unfer Werk wefentlich forderten, den Herren Archivar 
M. Kothing in Schwyz und Fürſprech C. Deſch wan— 
den in Stans, wie auch Herrn Landammann Boſſard 
in Zug. Wir verdanken ferner die Benutzung wichtiger 
Quellen den Herren Landſchreiber Gisler und Panner—⸗ 
herr Jauch in Altorf, Bezirksſchreiber Meyer in Ander: 
matt, Nationalrat) Hegner in Lachen, Dr. Stußer in 
Küßnach, Bundesrichter Hermann in Sachfeln, Land- 
fchreiber A. Odermatt in Stans, Gerichtöpräfident 
Landwing in Zug, 3. C. Zellweger (Enkel des Ge- 
ſchichtſchreibers), Bibliothekar Schocy (Lehrer an der 
Kantonsfchule), Landfchreiber Grunholzer in Tro— 
gen und Ständeratb Dr. Roth in Teufen. Endlich find 
uns mit ‚mündlichen und fchriftlichen Auffchlüffen an die 
Hand gegangen die Herren eidgen. Kanzler Schieß in 
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Bern, Landammann v.Reding in Schwyz, Oberrichter 
Hürlimann in Unterägeri, Landammann Dähler in 
Appenzell und Hauptmann Hohl in Grub. 

Zum Schluffe bitten wir, da der Drud dieles Bandes 
bereits im lebten Winter begonnen hat, es zu entfchuldigen, 
wenn die neueften litterarifchen Erſcheinungen, fowie Quel- 
len, welche uns erſt feither mitgetheilt worden find, in 
den erflen Bogen nicht mehr benust werden konnten. 


Glarus, im September 1857, 


Der Berfaffer. 


Auhaltsverzeichniß. 





Drittes Buch. Bon der Feftftellung der Reformation 
im Sahr 1531 bis zur helvetifhen Staatsumwälzung 
vom Jahr 1798. 

Seite 
Erfies Kapitel. Die Blaubenstrennung in ihren flaatsrecht- 
lien Eon . . . 2 
§. 1. Die konfeſſionellen Sonderbunde in der 
Eidgenoſſenſchaft, ihre Kriege und Frie⸗ 
densverträge -. - . .. s 
$.3. Die Religionsverträge in Blarus .. 38 
$. 3. Die Landestheilung in Appenzell . . 6 
Smweites Kapitel. Das fchweizerifche Bundesrecht - . . . 74 
F. 1. Die Eidgenofienfhaft - - 2 2 2.74 
$.3. Verbältniffe zum Yuslande -. . . . 85 
Drittes Kapitel. Die Randsgemeinden . . . 9 
F. 1. Drdentlicdde und außerordentliche Ber. 
fammlungen; Zeit und Drt; Außere Ord⸗ 
nung; Recht und Pflicht zur Theilnabme 95 
$.3. Die Wahlen. Beſtechungen und Auflagen 109 
$. 3. Anträge und deren Vorberatfung . . 130 
8.4. Geſetzgeberiſche, polttifche und admini⸗ 
firative Shätigkeit der Kandsgemeinde . 138 
8.5. Gerichtliche Funktionen und Begundi- 


gungen . . . 146 

$.6. Beſchwerden und Bnterpellationen . . 168 
Viertes Kapitel. Die Rätbe . . - 22.0. 166 
S.1. Näth’ und Landleute .. . 166 


5.3. Die zwei» und dreifachen Bandrätbe . 169 


xu 


6.3. Der gefefine Rath 
§. 4. Die engern Räthe 
6.5 Die Landesbeamten . 


Fünftes Kapitel. Die Gerichte . . 
$.1. Ordentliche Berichte 
5.3. Beſondere Berichte . 
Sechstes Kapitel. Die abhängigen Banbiihaften . 
1. Urfern . 
3. Livinen . 
3. Die Grafſchaft Bellenz 
4. Die Waldflatt Einfiedeln 
5 Die Mark . 
6 Küßnach 
T. Die Höfe. 
8. Utznach. 
9 Baer, Weſen und Cams 
10. Werbdenberg 
11. Napversunl . . . 
12. Die Vogteien ber Stadt Sug 
Gichentes Kapitel. Die beiden Kirden . . . . 
$.1. Die Latholifche Kirdde . 
$S.2. Die evangelifche Kirche 
Achtes Kapitel. Das Heerweſen. 
$.1. Eidgendffifches 
8.2. Kantonales . 
Neuntes Kapitel. _ Der Landeshaushalt . 
$.1. Die Einnahmen . 
$.3. Die Ausgaben 
$.3 Dr Schatz . 
Zehntes Kapitel. Landleute und Hinterfäßen . 
F. 1. Erwerb des Landrechts. 
F. 2. Verluſt des Landrechts. 
§. 2. Annahme von Hinterſaͤßen 
§. 4. Rechtliche Stellung der Sinterfäßen . 
Eilftes Kapitel. Die Gemeinden, Marf- u. Alpgenoſſenſchaften 
$.1. Die Gemeinden 
5.3. Die größern Diatgenofenfgafe 
$.3. Das Nubungsreht . 
5.4. Die Nutzungen . . 
5.85 Die Apgenofienfchaften . 


zs2onweawnwwnmw 








Zwölftes Kapitel. Die Rehtisfammlungen - - » 2... 875 

MH 2 2 2 een. BT8 
1. 1.1 ee 776 
. Unterwalden . © 2 0 2 2 0 0. 380 
Blauus . 2 2 0 2 2 383386 
Bu >» 2» 2 2 2 2 nenn. 388 
. pn . 2 2 0. 388 


Anmerlung Das alpbabetifche Regifer zum gefammten zweiten 
Theile wird am Schluſſe des zweiten Bandes folgen. 


on>un.- 





Fortfegung 
des im erften Theile enthaltenen Verzeichniffes der Quellen und 
Hülfsmittel. 





Amtlide Sammlung ber ältern eidgenöffifehen Abſchiede. Band VIII: 
Die eidgenöfl. Abfchieve aus dem Zeitraume von 1778 bis 1798, bearbeitet von 
Gerold Meyer von Knonau. Zür. 1856. 

Appenzellifhes Monatsblatt (feit 1833 von Dekan Frei in Trogen 
beforgt), Jahrgänge 1825 bis 1847. St. Gallen und Trogen. Eine reiche Fund: 
grube für die Kantonsgeſchichte. 

(Balthafar) De Helvetiorum juribus circa sacra, das iſt: Kurtzer h iſto⸗ 
rifher Entwurf der Freyheiten und ber Gerichtsbarfeit der Eidsgenoſſen in fo 
genannten geiftliden Dingen. Zür. 1768. 

Bifhoffberger, Barth., Appenzeller Ehronic, Das ift Beichreibung deß 
[öbl. Lande vnd Gidgenöffifhen Orts Appenzell der Inneren vnd Vſſeren Roben. 
Et. Gallen 1682. 

Bluntfhli, Dr. 3. C., Geſchichte des fchweizerifhen Bundesrechtes von 
den erften ewigen Bünden bis auf die Gegenwart. Band II.: Urkundenbuch. 
Zür. 1832. 

Büchler, Gottlieb, Geſchichte der Familien Scheuß. Trogen 1830. — Die 
Appenzell = außerrhobifche Landbuchſache. Trogen 1831. — Ueber Raths⸗ und 
Serichtswefen und die frühere Rechtspflege im Kanton Appenzell Außerchoben. 
St. Gallen 1832. 

Büeler, Frank Mihael, Landtmann zu Schweiß, Politiſche Artzney für 
Erhaltung eines jeden Fryen Stande, infonderheit der Loblichen Eydtgnoßſchafft. 
Zug 1691. 

YBullinger, Heinr., Reiormationsgefhichte, nach dem Autographon heraus: 
gegeben von 3.3. Hottinger und 9. H. Vögeli. 3 Bände. Zür. 1839-1840. 

Ebel, Joh. Gottfried, Schilderung der Gebirgsvölfer der Schweiz. Theil I: 
Appenzell. Theil II: Glarus, Utznach, Gaſter, Sargans, Werbenberg, Gar, 
Rheinthal, Toggenburg u. f. w. Leipz. 1798 und 1802. 

Fäſi, Joh. Conr., Staats: und Groöbefchreibung der ganzen Helvetifchen 
Cidgenoßſchaft, berielben gemeinen Herrfchaften und zugewandten Orten. Zweyte 
und verbefierte Auflage. 4 Bände. Zür. 1768. 

Fäſi, I. C. (Sohn des Borigen), Bibliothek der fchweizerifchen Staats: 
kunde, Grobefhreibung und Litteratur. 6 Bände. Zür. 1796-1797. 

Finsler, G. Kirchliche Statiftif der reformirten Schweiz. Zür. 1866. 

Glück, Ehr. W., Geſchichtliche Darftellung der kirchlichen Verhaͤltniſſe der 
katholiſchen Schweiz von ben Alteften Zeiten bis zur Helvetif. Mannheim 1850. 


xV 


Göld lin von Tiefenau, F. B., Geiſt der lebten Hälfte des XV. und ber 
erfien Hälfte des XVI. Jahrhunderts in der Schweiz, — ober Konrad Schenler 
von Altfellen, ein Tochter⸗Sohn des fel. Bruders Nikolaus von Flüe. 2 Theile. 
Luz. 1814. 

v. Graffenried, Dr. C. W., die Eintommenfteuer, ein ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
licher Verſuch. Zür. 1866. 

Hottinger, 3. J., Fortſezung von Joh. v. Müller's Schweizergeſchichte, 
and) unter dem Titel: Geſchichte der Eidgenoſſen während ber Zeiten ber Kirchen⸗ 
trennung. Zür. 1825 und 1828. 

Hungerbühler, 3. M., Induſtriegeſchichtliches über die Landſchaft Togs 
genburg, in den Verhandlungen ber St. Galliſch-Appenzelliſchen gemeinnüßigen 
Geſellſchaft (St. Gallen und Bern) von 1851, S. 1132. — Geſchichtliches über 
das St. Gallifche Armenweien, in den Verhandlungen von 1852, S. 80-222, 

Kopp, 3. E., Geſchichtsblätter aus der Schweiz. 2 Bände. Luz. 1854 und 
18586. 
Kothing, M., das Landbuch von Schwyz in amtlich beglaubigtem Tert. 
Zür. u. Frauenf. 1850. — Die Rechtsquellen der Bezirke des Kantons Schwyz. 
Baf. 1853. 

Landbuch, das, oder offizielle Sammlung der Geſetze, Beihlüffe und Ders 
ordnungen des Gingenöfflfchen Kantons Uri. 2 Bände. Ylüelen 1823 und 1826. 

Landbücher, handſchriftliche. Vergl. im NWilgemeinen das zwölfte 
Kapitel. 

v. Maurer, G. L., Geſchichte der Markenverfaſſung in Deutſchland. Er⸗ 
langen 1866. 

Meyer von Knonau, Ludw., Handbuch der Geſchichte der fhweizerifchen 
G@idgenofienfchaft. 2 Bände. Zür. 1828 und 1829. 

Monnard, Karl, Fortfeßung von Joh. v. Müller’s Schweizergefchichte, 
and unter dem Titel: Geſchichte der Eidgenoſſen während des 18. und der erften 
Derennien des 19. Jahrhunderts. Aus dem Franzoͤſtſchen. Theile Hund IL Zür. 
1847 und 1848. 

v. Moos, Nik., Sammlung ver Gefebe und Verordnungen des Kantons 
Unterwalden ob dem Wald. Luz. 1863. 

Ridenmann, Zav., Geſchichte der Stadt Rappersioyl, von ihrer Grün: 
dung Bis zu ihrer Einverleibung in den Kanton St. Gallen. St. Gallen 1855. 

v. Rodt, Eman., Geſchichte des Bernerifchen Kriegsweiens, von ber Grün⸗ 
dung der Stadt Bern bis zur Staatsummwälzung von 1798. 2 Bände. Bern 1831 
und 1834. 

Sammlung der vornehmften Bündnuffen, Verträgen, Vereinigungen ıc., 
welche die Cron Frankreich mit loblicher Cydgnoßſchafft und dero Zugewanbten 
insgefamt und insbeſonders anffgerichtet. 1732. 

Schäfer, 3. C., Materialien zu einer vaterländifchen Chronif. Herisau 
18091813. 

Säläpfer, 3. 3., Chronifon der Gemeinde Walbftatt. Trogen 1839. 

Schuler, Melch., Geſchichte des Landes Glarus. Zür. 1836. — Die Thaten 
und Sitten der Eidgenoſſen, Theile II, III und IV. Zür. 18381847. 

Schweitzer'ſches Mufeum (begründet von H. H. Füßli). Zür. 1783 bis 
170. 18 Bänte. — Die Fortfebung bildet das Neue Schweizerifche Mufeum. 
Zür. 1794—17%. 5 Bände. 


xv 


v. Segeſſer, Ant. Phil., Rechtsgeſchichte der Stadt und Republik Luzern. 
2 Bände und des Iten Bandes erfte Lieferung. Lug. 1850 — 1867. 

Steiner, 3. C., Germano-Helveto- Sparta, oder furg-veutlihe Grund⸗ 
zeichnung des Alt:Teutfchen Spartier-Landes, das ift Schweizer-Land. Zug. 1684. 

Tanner, Barth., Speiher im Kanton Appenzell. Trogen 1853. 

Trüm pi, Chrift., Neuere Glarner Chronik. Winterth. 1774. 

Tſchudi, Ant., Nichtigkeit deren falſch erdichteten, wider den Lobl. Evangel. 
Stand Glarus zu geiahrlihen Uneidgenöfftifhen Unruhen angefponnenen — Bus 
Sagunge. Zu fchuldiger Ehrenrettung der frommen Evangeliſch-Glarneriſchen 
Vorwelt. Zür. 1696. 

Bögelin, J. Conr., Geſchichte der ſchweizeriſchen Bidgenoffenfchaft. Dritte, 
wach dem Hinſchiede Des Verfaſſers ganz umgearbeitete Nuflage von Dr. Heiur. 
Eicher. Bis jetzt 3 Bande. Zür. 1855 bis 1857. 

Bulliemin, Lubw., Fortſetzung von Joh. v. Müller's Schweizergeichichte, 
auch unter dem Titel: Geſchichte der Eidgenofien während des 16. und 17. Jahr: 
buuderts. Aus dem Franzoͤfiſchen. 3 Theile. Zür. 1842—1845. 

Waldkirch, Joh. Rud., Grünblihe GCinleitung zu der Gybgnöffiichen 
Bunde: und Staatshiftorie, — Sanıt einem Gntwurf der Regiments-Beſchaffen⸗ 
beit in den höchlöbl. Eydgnöſſiſchen Orten. 2 Theile. Baf. 1767. 

Walſer, Gabr., II. Appenzeller: Chronik, in welcher alle die voruehmften 
Begebenheiten fo fih von Anno 1732 — 1763 fowohl int: als außer dem Land 
Appenzell zugetragen unpartheyifch befchrieben worden NDCCLXIII. Schaffhauf. 
1837. (Diefe Fortſetzung ber im Zahr 1740 erfehienenen Chronik mußte im vorigen 
Jahrhundert ungebrudt bleiben, weil die Obrigkeit von der Erzählung bes fogen. 
Ranbhandels üble Folgen befürchtete; die Originalhandſchrift lag inzwifchen in 
obrigfeitlicher Verwahrung, bis fie zum Abbrude benußt wurde.) — III. Appen- 
zellersChronif, in welcher alle Begebenheiten fo fi von 1772—1798 zugetragen, 
unpartheyiich befhrieben find. Fortgeſetzt von Dr. Gabr. Rüſſch. Schaffh. 1837. 

Zeitſchrift für Shweizerifhes Recht. Herausgegeben von Fr. Ott, 
Dav. Rahn, 3. Schnell und Fr. v. Wyß. Bis jest 5 Bände und bes 
6. Bandes 1. Heit. Bafel 1852 bis 1857. Sowohl die erfte Abtheilung „Abhands 
lungen” als auch die zweite Abtheilung „Rechtsquellen“ lieferten höchſt willfomnıne 
Beiträge für biefes Werk, wie für jede fchweizerifche Rechtsgeſchichte. 

Zellweger, J. Caſp. Geſchichte der viplomatifchen Verhältniffe der Schweiz 
mit Sraufreich von 186891784. Ein Verfuch, die Ginwirkung dieſer Verhältnifie 
auf den fittlihen, öfonomifhen und politifchen Zuſtand der Schweiz barzuftellen. 
Erfter Band (bis 1715) Abth. I und II. St. Gallen und Bern 1848 und 1849. 

Zellw. Samml. (Sellweger'ſche Sammlungen). Unter dieſer Anführung 
verſtehen wir die ſehr werthvollen handſchriftlichen Sammlungen des verewigten 
Geſchichtſchreibers, welche er der Bibliothek der Gemeinde Trogen vermacht hat. 





Drittes Buch. 





Bon der Feſtſiellung der Reformation im Jahr 1531 bis 
zur helvetiſchen Staatsumwälzung vom Jahr 1798. 


— —— — — — 





Blumer, Staats⸗ und Rechtégeſchichte. II. 1 


· 


2öö 











Erſtes Kapitel. 


Die Slanbeustrennung in ihren Raatöredptlichen Zolgen. 


Wir haben in den zwei erften Büchern dieſes Werkes die Ent- 
widlung der Volksfreiheit und demofratifchen Verfaffung in unfern 
ſechs Ländern dargeftelt und die damit enge verknüpfte Entftehung 
und Ausbreitung der eidgendffifchen Bünde, durch weldye die Schweiz 
allmählig zu einem, wenn aud) lofe verbundenen, Staatöganzen zu 
ſammenwuchs. Die einmal gewonnenen Grundlagen ber Bunbes- 
verfaffung wie der Kantonalverfafjungen blieben im Laufe des Zeit 
raumes, zu welchem wir jegt übergehen, im Wefentlichen unverän- 
dert; doch hat das große weltgefchichtliche Ereigniß, welches im 
Anfange deffelben die Eingenoffenfchaft in zwei feindliche Glaubens» 
partheien fpaltete, nicht bloß dem Geiſte, der in dem ſchweizeriſchen 
Gemeinweſen waltete, ein neues Gepräge aufgebrüdt, fondern auch 
die Formen des Staatslebens in mannigfacher Weife berührt. Wir 
fönnen daher die Berfaffungsgefchichte des dritten Zeitraumes nicht 
anders beginnen ald mit einer kurzen Darftellung der Einwirkungen, 
welche die Reformation der hriftlichen Kirche auf die ſtaatsrechtlichen 
Verhaͤltniſſe der Eidgenoſſenſchaft im Allgemeinen und insbeſondere 
auf diejenigen zweier unſerer demokratiſchen Laͤnder ausübte, welche, 
wie jene, in zwei konfeſſionelle Genoſſenſchaften geſchieden wurden. 
Da indeſſen die Umgeſtaltung dieſer letztern nur als eine Rückwirkung 
groͤßerer Ereigniſſe erſcheint, welche außerhalb der demokratiſchen 
Kantone ihren Urſprung nahmen, ſo wird es angemeſſen ſeyn, die 
Betrachtung der ſtaatsrechtlichen Folgen, welche die Glaubenstren⸗ 
nung für die geſammte Schweiz hatte, vorausgehen zu laſſen. 


$. 1. Die konfeſſionellen Sonderbünde in der Eidgenof- 
fenfhaft, ihre Kriege und Friedensverträge. 

Die Reformation der Kirche, hervorgerufen durch ein tiefes in- 

neres Verderbniß derfelben und durch das neu erwachte Studium 

der heiligen Schriften, mit denen ihre Lehre und Berfaffung nicht 
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im Einklange ftand, hatte in der Schweiz zuerft die Stadt und Land⸗ 
(haft Zürich ergriffen. Die Leutpriefter Uri Zwingli, ein Mann 
von durchdringendem Geifte und gewaltiger Thatkraft, deſſen Er- 
mahnungen und Rathſchlaͤge aud) auf das politifche Xeben der Zür- 
her den mädjtigften Einfluß übten, hatte Obrigkeit und Volk dazu 


J vermocht, von der katholiſchen Kirche ſich loszureißen, ſeine Lehre 


als den Ausdruck ihres Glaubensbekenntniſſes anzunehmen und eine 
neue, ſelbſtſtaͤndige Kirchenverfaſſung zu gründen. Dieſe tief ein⸗ 
greifenden Nenerusgen kounten wicht verfehlen, die ganze Gidge⸗ 
noſſenſchaft in lebhafte Bewegung zu verſetzen. Die meiſten Stände 
‚waren denfelben anfänglid) abgeneigt: fie baten und beſchworen 
Züri), fi) im Glauben nicht von ihnen gu trennen. Erſt nad) Ber- 
fluß mehrerer Jahre fand die Reformation allmählig aud) in Bern, 
Baſel, Schaffhaufen, St. Gallen, Appenzell, Glarus und Grau- 
bünden Eingang. Lange ftand daher Zürid) den zwölf Orten ganz 
alfein gegenüber, während namentlich die gemeinen Herrfchaften e8 
waren, welche zu häufigen, den Glauben berührenden Zwiftigfeiten 
Anlaß gaben. In diefer bedraͤngten Lage, da es auf die Ausbrei- 
tung der neuen Kirche namentlich über Diejenigen Landſchaften, deren 
Mitbeherrſchung ihm zuftand, nicht verzichten konnte, that Zürid) den 
eriten verhängnißvollen Schritt) zu einem konfeffionelfen Sonder⸗ 
bunde, iveldyer über die Gränzen der Eidgenojjenfchaft hinaus 
reichte, — einen Schritt, der in feinen Folgen Jahrhunderte hin— 
durd), ja bis auf die neuefte Zeit nachgewirkt hat. In der erklärten 
Abſicht, allmählig eine größere Vereinigung reformirter Städte um 
ſich zu ſammeln, ſchloß es am 25. Dezember 1527 das fogen. hrift- 
lie Burgredht mit der Stadt Konſtanz ab. Hauptzweck dieſes 
Bündniſſes war die Vertheidigung der Glaubengfreiheit oder der 
evangelifhen Lehre; zu diefem Zwede follten die Verbündeten ein- 
ander mit Leib und Gut auf eigne Koften beiftehen. Bedingter war 
in zeitlichen Angelegenheiten die Pflicht zum Zuzuge feftgefegt; hier 
folfte der Theil, weldyer mit Jemanden Streit Hatte, denfelben auf 
friedlichen Wege zu erledigen ſuchen und jedenfalls nicht ohne 
Wiffen und Willen des ander Theiles einen Krieg anfangen; nur 
') Wenn auch ſchon im Lane des Jahres 1527 jmifchen ven tatholifchen 
Ständen Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis (den 
nämlichen, welche noch das legte Sonderbuͤndniß von 1846 nnter fich abgeichloffen 
haben) Unterhandlungen flattfanden, die eine engere Verbindusg zum Schutze. 
des Glaubens bezweckten, fo kam biefe felbft doch erſt im November 1528 zu 
Stande. Vogelin's Schweizergeſch., neu bearbeitet v. Eſcher, N. 23. 
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wenn ein offenbar feindſeliger Angriff gegen eine der beiden Städte 
erfolgte, follte die andere, gemahnt ober ungemahnt, ihr zu Hülfe 
fommen. Streitigkeiten unter den. Berbündeten wurden zu Schaff- 
haufen vor ein Schiedsgericht gebradyt, deſſen Obmann der anfpre> 
chende Theil aus dem Eleinen Rathe des beklagten Theiles wählte. 
Zürid) und Konftanz waren befugt, zu jeder Zeit einen „gemeinen 
Tag” auszufchreiben; andre, dem Bunde beitretende Städte nur 
wegen dringender Eadjen oder wenn zwei von ihnen fi) für eine 
ſolche Berfammlung entfehieven?). Bon befonderer Wichtigkeit war 
es, daß das mächtige Bern dem Burgred)te bald nad) defien Ab- 
. fehlufje beitrat*). Den 25. Juni 1528 wurde daffelbe zwifchen Zü⸗ 
rich und Bern in einer befondern Urkunde) verbrieft, durch welche fid) 
die beiden Städte namentlid) auch zu kraͤftiger Beſchirmung und 
Förderung des neuen Glaubens in den gemeinen Herrſchaften ver⸗ 
banden. Rod) zu Ende des nämlichen Jahres wurde Die Stadt St. 
Gallen und zu Anfang des folgenden Mühlhaufen und Biel in . 
das Hriftliche Burgredyt aufgenommen), Den 3. März 1529 vers 
briefte Bafel daſſelbe mit Züri und Bern‘). Endlich traten noch 
am 25. Oktober des gleichen Jahres Schaffhaufen und am 9. Jar 
nuar 1530 Straßburg dem Burgredhte bei”). 

Es ift nur zu begreiflich, daß diefer evangelifche Sonderbund, 
welcher allmaͤhlig eine ſo bedeutende Ausbreitung fand, ſofort auch 
die katholiſchen Stände veranlaßte, ſich unter einander näher zu ver⸗ 
binden und felbft über Die Graͤnzen der Schweiz hinaus ihre Blicke 
zu werfen. Indeſſen Tann das voraußgegangene Bündniß ihrer 
Gegner mit einigen auswärtigen Städten von geringerer Bedeutung 
es keineswegs völlig entſchuldigen, daß fie gerade an das, zu jener 
Zeit übermädhtige öfterreichifche Fürftenhaus fid) wandten und da— 
durch, fa viel an ihnen lag, dem Erbfeinde der Eidgenoſſenſchaft 
Gelegenheit gaben, ſich in deren innere Zwifte zu miſchen. Unftreitig 
war das Bündniß, welches die V Drte Luzern, Uri, Schwyz, 


2) Urk. bei Bullinger ll. 419-425, Hottinger I 463-409, Bluniſchli 
Buudesr. II. 238 — 245. 

2) Rathsmanual im Archiv des hiſtor. Vereins des K. Beru: 6. Januar 
1528, Räthe und Burger: „IR befloifen die von Coſtentz zu Burger anzenent: 
men.” 

) Bullinger I. 8—12. 

) Ebenda ©. 48, 47. 
) Urk. ebenda ©. 03— 65. 
) Ebenda S. 222, 243. Bgl. Hottinger N. SB 31. 
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Unterwalden und Zug zu Anfang des Jahres 15299) mit Ferbi- 
nand, Erzherzog von Defterreid und König von Ungarn, ab- 
fchloffen, ein ungleich größerer Schritt zur Trennung der Eidge- 
noffen in zwei feindliche Heerlager, als das hriftliche Burgrecht es 
gewefen war; aud) tragen bie einzelnen Beftimmungen beffelben ei⸗ 
nen viel entſchiedenern kriegeriſchen Charakter an ſich. “Die beiden 
Theile gelobten ſich, beim alten Glauben zu verbleiben bis an ein 
gemeines Concilium; für den Fall, daß diefes binnen zehn Jahren 
nicht ftattfinden follte, blieb weitere Verftänbigung vorbehalten. 
Auch über die Abftelung Firchlicher Mißbräuche, die das Wefen des 
Glaubens nicht berührten, follte der Theil, welcher biefelbe vor- 
nehmen wollte, fi immer vorerft mit dem andern Theile zu vers 
einigen ſuchen. Berbreitung neuer Lehren mar von beiden Theilen 
ftrenge zu beftrafen. Der König und bie V Orte verfprachen ſich, 
mit Riemanden Krieg anzufangen; dagegen follte in Faͤllen, wo ein 
Theil zu unvermeidlicher Gegenwehr geprängt würde, der andere 
. Theil auf erfolgende Mahnung hin zu fofortigem Zuzuge verpflichtet 
feygn. War die Gefahr für den Angegriffenen nidjt dringend, fo 
follte vorerft nod) eine gemeinfame Berathung ber Verbündeten ftatt- 
finden, um zunächft auf frienliche Mittel zu finnen, nöthigenfalls 
aber den Kriegsplan zu entwerfen. Wenn die V Drte Hülfe be- 
durften, fo follte ihnen König Yerdinand in feinen Koften 6000 
Mann Fußvolk und 400 Reiter mit dem nöthigen Feldgeſchütze fchi- 
den. Bedurfte der König des Zuzugs im Gebiete der Eidgenoffen- 
f&aft, fo follten die V Orte mit aller ihrer Macht oder in der durch 
die gemeinfame Berathung feitgefegten Stärke wider den Feind zie⸗ 
ben. Berlangte dagegen der König Huͤlfe außerhatb der Eidgenof- 
fenfchaft, fo mochte er in den V Orten Hauptleute ernennen umd 
durch diefe eine, von den beiderfeitigen Räthen zu heftimmende An- 
zahl Fußtruppen ausheben laffen gegen einen Monatfold von AYı 
Gulden auf ven Mann. Diefe Beftimmungen follten indeffen nicht 
hindern, daß im Kalle großer Uebermacht des Feindes die Verbün- 
deten mit aller ihrer Macht ſich beizuftehen hätten. Eroberungen, 
welche fie bei gemeinfamen Kriegen im Gebiete der Eidgenoſſenſchaft 
machen würben, follten den V Orten gehören, auswärtige dem 


* 





*) Url. ohne Datum bei Bullinger I. 49— 59, Hottinger II. 469 bis 
479, Bluniſchli Bundesr. II. 245— 255. Bol. den Abſchied des Tages zu 
Feldlich vom 18. Febtaar, Zellweger, Urk. Nro. 748. 
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Könige). Go lange ets nicht zum gemeinſamen Kriege gelommen, 
mochte jeder Theil für ſich mit feinem Feinde Frieden ſchließen, — 
nachher wicht ohne Zuftimmung ded andern Theiles. Wenn es zum 
Kriege kam, follte ven Feinden jeweilen der Kauf von Lebensmittele 
abgefhlagen, den Verbündeten Dagegen gewährt werben. Streitig⸗ 
keiten zwifchen ven vertragfchließenden Theilen follten durch den Bir 
ſchof von Konftanz oder Bafel ald Obmann mit gleichen Zufägen 
entſchieden werden. Beide Theile behielten ſich ver Die Erbeinigung 
Defterreich8 mit gemeiner Eingenofienfehaft, — ‚der König überdies 
den Kaiſer Karl, feinen Bruder, ven fhwäbifhen Bund und alle 


. Altern Bündniſſe; auf Seite der V Orte findet fidh kein ausdrück⸗ 


licher Vorbehalt! 

Wie nun die Singenofienfehaft bereits in zwei Sonderbünde zer» 
fallen war, Eonnte es nidyt fehlen, daß ber tiefgehenve innexe Ge⸗ 
genfap, welcher zwiſchen den Anhängern bes alten und benem bed 
neuen Glaubens, zwifdhen den Freunden und den Widerfachern ber 
fremden Kriegebienfte und Benfionen waltete, bald in helle Kriegs» 
flammen auflodern mußte. An reichlichem Stoffe zur Zwietracht unter 
ben Eidgenoſſen fehlte es nicht. - Unterwalpner Freifchaaren- waren 
über den Brünig gezogen, um den Oberlänber Bausrn gegen vie 
Derner, ihre. Herren, beizuftehen; biefür forberten Zürich und Bern 
Senugthuung und wollten einftweilen die Grafichaft Baden nicht 
durch einen Bogt aus Unterwalden, an dem die Reihe war, ver- 
walten lafien. Boten der Städte, welche die V Orte bereven follten, 
ben: Bund mit König Zerbinand, als unverträglidh mit ben Grund⸗ 
lagen der Eidgenofienfchaft, wieder aufzugeben, hatten meiflend um 
freundlichen, in Sarnen fogar höhnenden Beſcheid gefunden. “Der 
Abt von St. Gallen war geftorben und Zürich, welches die Auf» 
bebung des Klofters beabfichtigte, erlannte die neue Abtswahl nicht 
an. Endlich wurde Jakob Kaifer (genannt Schlofier), Pfarser im 
zürderifchen Dorfe Schwergenbadh, in Utznach, feiner Heimath, von 
den Schwyzern aufgegriffen und, der Borftellungen Einer zürcheri⸗ 
ſchen Geſandtſchaft ungeachtet, in Schwyz als Keper verbrannt. 
Die legte Thatfache vornämlid, verbunden mit dem Umſtande, daß 
die Katholilen den Unterwaldner Landvogt mit Waffengewalt in 
Baden aufzuführen ſich anſchickten, fachte in Zürich das Kriegsfeuer 
an. Bon n Zwingli angeſtiftet, der durch raſches Einſchreiten einen 


— — — 


) Bullinger bemerkt hierüber: „Hattenb ouch die Baͤrenhut ſchon ges 
teglt, ee dann ſy den Bären geftodhen.” 
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vollſtaͤndigen Sieg der Reform zu erzielen hoffte, ‚zogen die Zürcher, 
ohne vorheriges Einverftänpniß mit ihren Verbündeten, mit großer 
Macht an ihre Landesgränze bei Kappel. Ihnen gegenüber lagerten 
bei Baar die V Orte, durch die Wallifer verftärtt. Dem Landam⸗ 
mann Aebli von Glarus, der zuerft aus den unbethelligten Ständen 
eingetroffen war, gelang e8, einen bewaffneten Zufammenftoß zu 
verhüten und die beiden Bartbeien zu einem: Waffenſtillſtande zu ver- 
anlagen. Da bei ven überrafchten V Orten, denen e8 an Lebens- 
mitteln gebrach, die Eriegerifche Stimmung nicht allzugroß war, zu⸗ 
mal unter-ihnen felbft Die Vebergriffe von Schwyz und Unterwalden 
nicht allgemeinen Beifall gefunden hatten, und da anberfeits auch 
Bern Zürich's ungeftümem Eifer große Kälte und Bedaͤchtigkeit ent- 
gegenfehte, fo fiel’e8 den Bermittlern :) nicht fehr ſchwer, zwiſchen 
den zwei feinhlichen Heerlagern 'einen wirklichen. Friedensſchluß zu 
Stande zu bringen: Die weſentlichen Beftimmungen des erfien 
Kappeler Landfriedens vom 24. uni 1528 find folgende: 1) 
, Zum neuen Glauben fol. Niemand gezwungen werben. Wo aber in 
zugewandten Orten umd gemeinen Herrichaften Meſſe und Bilder 
abgeftellt find, da. dürfen die Leute deshalb nicht beftraft: werben. 
In jeder Kirchgemeinde foll hier in Glaubensſachen die Mehrheit 
entſcheiden. 2) Das Bündniß mit Koͤnig Ferdinand ift fofort ben 
Schiedsorten auszuliefern und zu vernichten. Das chriftliche Burg⸗ 
recht hingegen. bleibt sorbehalten. 3) Die Städte Zürich, Bern, 
Bafel, St. Gallen, Mühlhauſen und Biel richten an die V Drte 
nochmals die bringende Bitte, den Kriegsbieuften und Penfionen 
fremder Herren zu entfagen. Würden die V Orte nicht willfahren, 
fo follen fie wenigftens ‚diejenigen ihrer Bürger und Landleute be= 
firafen, welche Angehörige der Städte in fremde Dienfte verloden. 
4) Wegen Saden, die gemeine -Eidgenoffen angehen, foHen. keine 
Sondertagfagimgen ‚mehr gehalten. werden. Wenn aber etlide Orte 
Burgrechte oder alte Bundniſſe mit einander haben, fo mag ſolches 
in Sachen, Die fie allein berühren, wohl gefchehen. 5) Den Untet⸗ 
thanen aus Thurgau, Bremgarten, Dellingen, Rheinthal, dem St. 
Galliſchen Stiftslande, den freien Aemtern, Toggenburg und Gas 
fer, welche ven Städten, ſowie den Wallifern, :vie ven V Orten zus 


— — 


19 Als ſolche werben in der Urkunde genanut Boten der Stände Glarus, 
Freiburg, Solothurn, Schafihaufen, Appenzell, der zugewandten 
Drte Graubünden und Rothwpl, der Nachbarfläbte Straßburg und Kon: 
tanz, endlich aud der gemeinen Vogtei Sargans. 
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gezogen, ſoll deßhalb kein Leid zugefügt werden. 6) Schmähmorte 
des Glaubens wegen follen in Zukunft auf beiden Selten gänzlich 
unterbleiben, Ungehorfame aber von ihrer Obrigkeit nach Verbienen 
beftraft werden. 7) Weber die Entfchänigung, Die Schwyz den Kin⸗ 
ven Jakob Kaiſer's zu bezahlen hat, über den Streit Bern’s mit 
Unterwalden und über die, den Städten zu erfegenden Kriegskoſten 
follen die Schiedslente abſprechen. 8) Jedes Ort verbleibt bei fel- 
nem Glauben, feinen Rechten und Gewohnheiten; doch foll den Ber 
ſchwerden der Stadt St. Gallen von den IV Schirmorten des Klo; 
fterö abgeholfen werden. Am Schlufje verfprechen beide Partheien 
einander gute Freunde zu feyn und erlittene Beleivigungen zu vers 
zeihen:). In einem Beibriefe 9), den die Schiebsleute zu Baden 
vermittelten, wurde danız Die Entſchaͤdigung für Kriegskoſten, welche 
bie V Orte zu bezahlen hatten, auf 2500 Sonnenkronen feftgejeßt. 
"Die natürliche Folge des erften Landfriedens war, daß vie Re 
formation in den gemeinen Herrfcdhaften, in Glarus, fogar in So⸗ 
lothurn Immer. mehr Boden gewann. Dem St. Galliſchen Stifts⸗ 
lande, wo. ebenfalls die neue Glaubenslehre eingeführt wurde, gas 
ben Züri) und Glarus eine neue, vom Abte unabhängige Berfaffung, 
an deren Spitze der, von den vier Schirmorten gewählte Lands⸗ 
hauptmann ftehen follte. Hätte man der Landſchaft volle Freiheit 
gegeben, fo hätte fie ein kraͤftiges Bollwerk der Reformation in der 
öftlichen Schweiz werben Ebnnen, wie Toggenburg es wurde, wels 
dem die beiden Orte die Rechte des Botteshaufes St. Gallen zu 
kaufen gaben. Während die V Orte ſich der befondern Gunſt des 
Kaiſers Karl V. zu erfreuen hatten, der nad) feinen Siegen über den 
franzöfifchen König auf dem Glanzpunkte feiner Macht ſtand, und 
nicht minder aud) vom Papfte nach Kräften unterflügt wurden, gin⸗ 
gen Zürich und Bafel eine enge Verbindung mit dem Landgrafen 
Philipp von Hefien, dem Haupte der deutfchen Proteftanten, ein 
und auf Zwingli’s Antrieb, der eine große politifche Reform in der 
Eidgenoſſenſchaft bezweckte, wurde Venedig's, ja felbit Frankreich's 
Beiſtand für die evangeliſchen Staͤdte nachgeſucht. Der katholiſchen 
Orte bemachtigte ſich immer mehr ein tiefer Groll gegen Züri und 
jeine Berbündeten; fie hielten häufige befondere Zufammenkünfte 
— n | 
“) cf. bei Yulling er AL. 185—191, Archiv für ſchw. Geſch. und Landes: 
funde I. 29 — 89, Zellweger Nro. 752, Bluntfchli Bundesr. U. 255—282. 


22) Urk. bei Bullinger I. 212 — 216. Archiv für ſchw. Geſch. und kan⸗ 
best I. 101 - 100, Bluntſchli a. a. DO. ©. 262 — 266. 
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in Brunnen und ließen von ihren Angehoͤrigen ungeſtraft die groͤb⸗ 
ſten Beſchimpfungen gegen die Reformirten ausgehen. Da hiefür 
keine Genugthuung von ihnen erhältlich war, fo beſchloſſen die Städte 
des chriſtlichen Burgrechts auf einer Tagſatzung in Zürich den 16. 
Mai 1531, eine allgemeine Lebensmittelfperre gegen die V Orte zu 
verhängen, — zuwider dem Rathe Zwingli's, der fofort zu den 
Waffen greifen wollte. Die drei folgenden Donate verfirichen mit 
fruchtlofen Unterhandlungen, welche unter Vermittlung des frans 
zoͤſiſchen Gefandten, der unbetheiligten Orte und der gemeinen Vog⸗ 
teten Thurgau und Sargans zwifchen ven beiven Bartheien in Brem⸗ 
garten verpflogen wurden. Endlich, da NRoth-.und Mangel in ven 
V Orten immer größer wurben, entichloffen fie. fi) zum bewaffneten 
Angriffe. Zu Brunnen verfammelt, faßen ihre Boten „gerichtlicher 
Weiſe“ über die Sache, und nad) Verlefung der Bundbriefe erkann⸗ 
ten fie einhellig auf ihren Eid, daß fie das Recht hätten, „mit Gottes 
Hülfe fi zu rächen" 9). Den 9. Oktober fielen die Luzerner mit . 
einigem Zuguge aus den andern Orten in die freien. Aemter ein; bie 
Banner fämmtlicher V Orte aber erfjienen den 40. in Zug. Am 
Morgen des 11. fammelte ſich ihre ganze, wohlgerüftete Streitmacht 
auf vem Baarer Boden und rüdte daun gegen Kappel vor, wo bie 
Zürcher, weldye lange zu feinem Eräftigen. Entfehlufie zu fommen 
vermocdhten und fi fo überrafchen ließen, nur eine Heine Schaar 
unter Georg Göldli aufgeftellt hatten... Erſt Nachmittags traf, von 
anftrengendem Marfche erfchöpft, unter Rudolf Lavater ihre Haupt⸗ 
macht auf dem Schlachtfelde ein. Ihre Tapferkeit vermochte einen 
taktifchen Fehler, den Goͤldli begangen, nicht mehr gut zu machen 
und auf der Seite der Altgläubigen kämpften die Wuth, welche Roth 
und Leiden erzeugen, und das Selbfivertrauen, welches aus dem 
Bewußtfeyn der Einigkeit und guten Ordnung hervorgeht. ‚Der 
Tag endete mit einer vollftändigen Niederlage der Zürcher; viele 
ihrer Angefehenften fielen, und unter ihnen Zwingli. Nach ber 
Schlacht erhielten die Zürcher Zuzug aus Thurgau, Toggenburg 
und dem St. Gallifchen Stiftslande; fie vereinigten fid) in Brem⸗ 
garten mit dem Berner Heere, zu welchem Truppen aus Baſel, So⸗ 
lothurn, Biel und Mühlhaufen geftoßen waren. Aber die Be— 


— — — — — — — 


1) Beſchreibung des Kappelerkrieges von einem Zeitgenoſſen (Aeg. Tſchudi?) 
in der Helvetia H. 178. „Michter in diefer Sach“ war Ammann Rychmut 
von Schwyz; er fragte zuerft ben Pannerheren Sonnenberg von Luzern „dee 
Nechtens“ an. 
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wegungen der ſo bedeutend angewachſenen evangeliſchen Streitmacht 
laͤhmte die Unentſchiedenheit der Berner und das gegenſeitige Miß⸗ 
trauen. Erſt den 23. Oktober zogen die Evangeliſchen über Kappel 
und die Sihlbrüde nach Menzingen, wo fie In großer Unorbnung 
fih lagerten und dadurch am folgenden Tage den V Orien zu einem 
neuen Siege am Gubel verhalfen. 

Plündernde Streifzüge der Sieger in die zürcheriſche Landſchaft 
ſchwaͤchten noch vollends die Kriegsluſt der Landleute, ſo daß Zürich 
ſich genoͤthigt ſah, für ſich allein mit den V Orten einen Frieden ab» 
zufchließen, weldyer den 16. November zu Deinifen auf freiem Felde 
verabrebet und den 20. in Zug verbrieft wurde. Folgendes find die 
Beftimmungen diefes zweiten Landfriedens: 1) Die Zürcher laf- 
fen ihre Eipgenoffen von den V Drten, die Wallifer und alle ihre 
Mithaften bei „ihrem wahren, ungezweifelten, hriftlichen Glauben” 
verbleiben; ebenfo die V Drte die Zürcher und ihre Angehörigen 
„bei ihrem Glauben." Beide Theile behalten ſich vor, wer ihnen in 
diefem Kriege zugezogen und beigeftanden ; doch nehmen die V Orte 
ausprüdlich vom Frieden aus die freien Aemter, Brenigarten und 
Mellingen, fowie Rapperswyl, Toggenbürg, Gafter und Wefen. 
2) Beide Theile behalten ihre Rechte an den gemeinen Herrfdyaften. 
Die Gemeinden in diefen, welche ven neuen Glauben angenommen 
haben und dabei verbleiben wollen, mögen e8 thun; diejenigen abet, 
weiche zum alten Glauben zurüdfehren wollen, follen gleichfalls won 
Riemanden daran gehindert werden. Ebenfo foll, wer den alten 
Glauben noch nicht verläugnet hat, unangefochten dabei verharren. 
Die Kirchengüter follen unter die beiden Konfeffionen je nad) der 
Volkszahl vertheilt werden. Schmähungen des Glaubens wegen 
find von ben Landvögten zu beftrafen. 3) Die alten Bünde follen 
von beiden Thellen gehalten werden und Die Zürcher fidh keiner Herr⸗ 
ſchaften annehmen, die fie nichts angehen. 4) Die Burgredjte, 
weldye die Zürcher mit eingenöffifchen und auswärtigen Städten und 
Herren aufgerichtet, ſowie der erfte Landfrieden follen als kraftlos 
und ungültig den V Orten ausgeliefert werden. 5) Ebenſo follen 
die Zürcher und Alle, die in dem Frieden begriffen find, ihren An= 
theil an ben 2500 Kronen, weldje die V Orte vor zwei Jahren an 
Kriegstoften bezahlen mußten, venfelben zurüdgeben. Die 100 
Kronen, welche die Schwyzer für den hingerichteten Jakob Schloffer 
bezahlt, follen ihnen, da e8 ein Almofen für deſſen Kinder war, 
vom Abte von Wettingen zurüderftattet werben, der aus des Gottes⸗ 
hauſes Gütern billig Almofen geben mag. Der Schaden, den die 
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Bvangelifchen an Kirchen und Häufern angerichtet, foll von den 


Thaͤtern vergütet werben. Weber die Koften des legten Krieges fol- 
fen ih nach Abfchluß des Friedens mit Bern bie beiden Theile mit 
einander verftändigen. 6) Anſprachen von einem Theile an den 
andern, fey e8, daß fie eines oder mehrere Orte oder aud) bloß ein- 
zelne geiftliche oder weltliche Perfonen betreffen, follen immer nad) 
dem eidgenoͤſſiſchen Rechte entfchieden werden. Wenn Jemand dem⸗ 
felben nicht nachlommen will, fo follen die übrigen Orte ihn dazu 
anhalten. 7) Wem vor dem Kriege Das Seinige entwert und nieber- 
geworfen worden ift, dem foll daffelbe wieder erfegt und vergütet 


werben. 8) Die Gefangenen folfen, foweit die Zürcher auch ſolche 


von den V Orten haben, ausgetaufcht werben; für diemehrern aber, 
welche die V Orte von ven Zürdyern haben, follen dieſe ein billiges 
Löfegeld bezahlen 9. — Bald nad diefem Frieden mit Züri) kam 
den 24. November 22), unter Mitwirkung der Gefandten des Königs 
von Frankreich, des Herzogs von Savoyen, des Markgrafen von 
Baden, der Gräfin zu Neuenburg und der eidgenöffifchen Orte Gla⸗ 
rus, Freiburg und Appenzell, aud) der Friede mit Bern unter den 
gleihen Bedingungen zu Stande. In Betreff der Kriegskoſten 
wurde feftgefept, die beiden Theile follen fi) darüber in Monats- 
frift gütlich zu vertragen fuchen; falls aber eine Verftändigung nicht 
erfolgen würde, follte die Sache an's eidgenöſſiſche Recht geſetzt wer⸗ 
ben. Die Berner verpflichteten fi) ferner, den Bertriebnen aus 
Hasli und Grindelwald das Land wieder zu öffnen und die Knut- 
wyler, welche, mit Bern in Krieg zu ziehen ſchuldig, Diesmal mit 
Luzern ausgerüdt waren, deßhalb nicht zu beftrafen. Yür die Ge- 
fangenen wurde in dieſem Briedensvertrage unentgeldliche Ausliefe- 
sung feftgefegt; ohne Zweifel hatten die V Orte deren weit weniger 
von Bern als von Zürid). 

Wie durch den erften Landfrieven die Reformation in ber 
Schweiz entſchieden die Oberhand gewonnen hatte, fo legte dieſer 
zweite Landfrieden, welcher fo viel Demüthigendes für Die Evange⸗ 
lifchen enthielt, ein ebenfo bedeutendes Uebergewicht auf die Seite 
der Altgläubigen. Der Zeitgenoffe Valentin Tfhudi!®) fagt dar⸗ 
über: „Nach dem Kriege der Eidgenoſſen folgte eine wunderbare 


29 urk. bei Hottinger IE. 497, Bullinger IH. 247, Helvetia I. 
245, Faßbind IV. 271, Bluntſchli Bundesr. IT. 269. 

i) urk. bei Bullinger IH. 270, Helvetia IL 326. 

1) Chronik im Archiv für ſchw Geſch. IX. 438. 
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Veränderung aller Dinge; denn wie vorher die Jürdyer mit ihrem 
Anhange obenauf waren, fo daß die V Orte überall ſich ſchmucken 
mußten, fo fuhren diefe nun vorwärts in ihrem Webermuthe und die 
Andern mußten ſich niederlafien.” Mit Gewalt wurven die freien 
Aemter, Bafter und Rapperswyl, weldye, als ihre. Untertanen, 
die V Orte vom Frieden ausgenommen hatten, zum alten Glauben 
zurüdgeführt; jede Mannsperfon, die von dieſem abgefallen ‚war, 
mußte einen fogen. Kebergulden oner „eidbrüchigen Gulden” bezah⸗ 
len und daneben wurden Einzelnen noch harte Geld» und Ehren 
ftrafen auferlegt. Die freien Nemter — mit Ausnahme von 
Meyenberg, Muri und Bettwyl, weldje den V Orten treu geblieben 
— verloren das Recht, ihren Unterpogt felbft zu wählen. Der Land- 
vogt feßte von nun an denfelben; er konnte aud) die Reditfprecher, 
wenn fie ihm nicht gefielen, entfegen und andere an ihre Stelle er- 
nennen, und wenn er mit dem Urtheile des Gerichtes nicht einver⸗ 
ftanden war, fo galt fein Spruch unter Borbehalt der Berufung an 
die Jahrrechmung in Baden. Auch die Landſchaft Gaſter und We⸗ 
fen verlor Die Wahl ihrer Untervoͤgte, ihren Rath, die Befugniß, 
Satzungen zu errichten, ihre Panner, Freiheitsbriefe und Landbücher. 
In einer befondern Urkunde mußte ſte befennen, an ihren Herren 
von Schwyz Ehre und Eid gebrochen zu haben, und diefe nahmen 
nun für fid) das Recht in Anfpruch, fte in alle ihre Kriege zu führen 
‚und Verbrecher auch außerhalb ver Landſchaft zu beſtrafen:). Die 
Stadt Rapperswyl, wo die Reugläubigen mit Hülfe der Hoflente 
am 25. Juli 1531 den frühern Schultheißen und Rath verbräggt 
und eine neue, aus Burgern und Hofleuten gemifchte Regierung 
eingefegt hatten, mußte, nachdem bereits im Rovember bie alte Ord⸗ 
nung der Dinge wieberhergeftellt worden, am 23. Suni 1532 fol- 
gende neue Verpflichtungen auf fid nehmen: 1) Die Wahl des 
Burgvogtes, weldje bis dahin ohne alle Beſchraͤnkung den Burgern 
jugeftanden hatte, follte nun gebunden feyn an die Zuftimmung der 
IV Schirmorte oder des Mehrtheild unter ihnen, und diefe follten 
ihn aud) entfegen mögen, wenn er fidy nicht wohl verhalten würde. 
Für den Kal, daß in der Stadt wieder Unruhen ausbrechen wuͤrden, 
war feftgefegt, daß der Burgvogt die IV Orte darüber berichten, 
diefe aber auf Koften der Unruheftifter eine Beſatzung auf die Burg 
legen follten. 2) Wenn Scultheiß und Rath fi) wider die IV 


7) Bullinger II. 277—226. Helvetia. 335. von Arr IM. 19. . 
Urf. v. 1564 im Landb. v. Gaſter. 
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Orte oder drei unter ihnen (vie altgläubigen) auflehnten, fo machten 
diefe fie entfegen und andere an ihre Stelle wählen. 3) Die Burger 
follten Stadt und Schloß nicht bloß allen IV Orten, ſondern auch 
dreien unter ihnen offen halten. Sollten aber zwei Schirmorte ge- 
gen zwei andere in Streit gerathen, fo follte fi) die Stadt feinem 
Theile anſchließen und nicht anders als in vermittelnder Weiſe fid) 
der Sache annehmen!Y). Auch in dem St. Galliſchen Stifts— 
lande wurde die fatholifche Religion wieder eingeführt und der Abt 
in feine Landesherrſchaft und alle frühern Rechte wieder eingefebt. 
Letzteres gefchah ebenfalls im Toggenburg, wo die Evangelifcdyen 
zwar die Mehrheit behielten; im Thurgau, wo das nämliche 
Verhaͤltniß fortbeftand, wurden alle Klöfter wieberhergeftellt. Wie 
die V Orte nad dem Kappelerfriege gegen Glarus einfchritten, 
werden wir im folgenden Abfchnitte fehen;. Solothurn kehrte von 
felbft zum alten Glauben zurüd und ſicherte damit den Katholiken 
die Mehrheit an den gemeineingenöffifchen Tagfagungen. Die nun- 
mehrige enge Gemeinſchaft der fieben katholifchen Orte Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Sreiburg und Solothurn erhielt end⸗ 
lich einen feften Ausprud in dem Bündniffe, welches fie, in Erweis . 
terung älterer Burg⸗ und Landredhte, im Dezember 1533 mit dem Bi⸗ 
fhof und allen fieben Zehnten des Landes Wallis abfehloffen. Beide 
Theile: verpflichteten fi) in diefem Bunde, einander bei dem alten 
Glauben zu fhirmen, foferne fie Jemand von demſelben follte- ab- 
drängen wollen 9). 

Durch die Kirhenverfammlung von Trient (beendigt im De⸗ 
zember 1563), welche der Glaubenslehre eine neue und feftere Ge- 
flalt gab, und durch die Einführung des gelehrten und fireitfertigen 
Jeſuitenordens erwachte überall in Europa der Katholizismus zu 
neuem Leben und neuer Kraft, ohne welche er der jugendfrifchen 
Reformation nicht hätte wiberftehen fönnen. In der Schweiz wirk⸗ 
ten hiefür beſonders noch mit die ftändig gewordene päpftliche Nun⸗ 
tiatur und die Kapuziner, welche auf Empfehlung des Karbinals 
Borromeo namentlid) in unfern demofratifchen Ländern Klöfter er⸗ 
hielten 2°) und beim Volle großen Einfluß gewannen. Aus dem fo 


2) Urk. im Archiv Glarus. Vgl. Ridenmann Geld. v Rapperswyl 
©. 75, 146 ff. 
. 10) Urk. in den Bündniſſen ©. 80, Bluntſchli Bundesr. IL. 114. 
2°) 1581 in Altorf, 1583 in Stans, 1585 in Schwyz, 1588 in Ap- 
penzell, 1595 in Zug, 1646 in Sarnen, 1655 inArth, 1675 in Näfele. 
Bergl. Fäſii nn. 178, 249, 280, 318, 373. Helvetia VI. 347. Zellm. 
Geſch. IM. 2. 119. Geſchfe. XI 350 f. 3. H. Tſchudi ©. 623. 
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geftärkten katholiſchen Bewußtfeyn Tonnte nicht Verträglichkeit, fon- 
dern mır fortwährender Streit in Glaubensſachen hervorgehen, und 
einen beſonders nachtheiligen Einfluß hatten auf unfer Baterland 
die langen und blutigen Religionstriege in Frankreich, wo nur zu oft 
Schweizer auf Seite der Hugenotten den Schweizern im Dienfte 
des Königs oder der Ligue gegenüberftanden. So wurde bie zweite 
Hälfte des ſechszehnten Jahrhunderts eine Periode der traurigften 
Jerriſſenheit, die Bläthezeit der tonfeffionellen Sonderbünde in der 
Eidgenoſſenſchaft. Schon 13602) ſchloſſen die katholiſchen Orte al- 
lein ein Bündniß mit dem Herzoge von Savoyen, aus welchem 
1577°2) eine noch engere Berbindung erwuchs. Die Stände Lu⸗ 
zen, Url, Schwyz, Unterwaßden, Zug und freiburg verfpradhen, 
in Kriegsfaͤllen dem Herzoge freie Werbung für mindeftens 1000 
und hoͤchſtens 12,000 Fußknechte zu geflatten; der Herzog feinerfeits 
verpflichtete ſich, je nach ihrem Verlangen entweder mit 1000 Schä- 
gen zu Fuß und 300 Schügen zu Pferd oder mit 8000 Kronen mas 
natliher Hülfsgelder ihnen beizuftehen. Ueberdies verſprach er, 
jedem Drte eine jährliche Penflon von 300 Gulden zu bezahlen; da⸗ 
gegen verhießen ihm bie VI Orte, mit der Stadt Genf keine Ber 
bindung einzugehen, bis fie ſich mit ihm über feine Anſprüche ges 
einigt haben werde. Einen ähnlichen Bund waren bie V Orte 15659) 
mit dem Bapfte eingegangen. Derfelbe ſollte ihnen, falls fie oder 
ihre kathollſchen Verbündeten der Religion oder ihrer Lande wegen 
angegriffen würden, auf ihr Verlangen 20,000 Kronen bezahlen und 
1000 italieniſche Hadenfchügen zu Hülfe fhiden; hinwieder war 
ihn verftattet, 4000 bis 6000 Mann ſchweizeriſche Hülfstruppen in 
den Kantonen aufzubrechen, falls er zum Schutze der Religion oder 
feiner Sande ihrer bedurfte. 157920) endlich wurde der Biſchof 
von Bafel, Fürft in PBruntrut, ein zugewandter Ort bloß der ka⸗ 
tholifchen Eidgenoffenfchaft. Die beiven Theile verfprachen einander 
in Religions⸗ und andern billigen Sachen, fey e8, daß fie von außen 
ber angegriffen oder daß ihre Unterthanen ſich gegen die Obrigkeit 
emporen würben, thatkräftigen Beiftand zu leiften. Ramentlidh ver 
bießen die VII Orte, den Biſchof und feine Uinterthanen bei der fa- 


21) Urk. bei Zellw. Nro. 889. 

23) Ark. (Erneuerung von 1851) in den Bündniffen S. 210 — 234. 

23) Urk. im Auszuge bei Faßbind IV. 404, Waldkirch II. 59, 

sa) Urk. (Erneuerung von 1655) in den Bändniffen ©. 106 ff., 
Blnutfhlia.a O. ©. 1%. 
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tholiſchen Religion zu ſchuͤgen, Die noch nidyt abgefallnen Unterthanen 


zum Ausharren in derfelben anzuhalten, in Betreff der abgefallnen 


aber „fügliche Mittel“ anzuwenden, um fie zum alten Glauben zu⸗ 
rädzuführen. Der Biſchof ſollte jährli aus einem der VIL Orte 
abwechjelnd einen rechtfchaffnen und verftänpigen Mann zu feinem 
Ratk und Diener annehmen, defien monatlide Betoldung auf 200 
Pfund Stüber feftgefept wurde... Beide Theile behielten ſich ihre Als 
tern Bundesgenofien vor; follte aber Jemand von dieſen den einen 
Theil widerrechtlich befchweren oder angreifen, fo folfte gleichwohl 
der andere Theil. zum Zujuge verpflichtet ſeyn. — Umfonft warnten 
die IV evangelifhen Städte Zürich, Bern, Bafel und Schaffhanfen 
durch eine zahlreiche Geſandtſchaft, welche fie im Spätherbfte 1585 
an die katholifchen Orte ſchickten, vor fernern derartigen „ſonder⸗ 
baren Bündniffen“, welche ven Untergang der Gingenoflenfchaft zur 
Folge haben koͤnnten, und ftellten das dringende Begehren: bie Eid- 
genofien follen. als Glieder Eines Leibes treu und redlich zufammen- 
halten, feine ehrverlegenden Reben und Schriften wider einander. 
dulden und kein Ort ohne Vorwiſſen und Rath der andern Orte mit 
fremden Fürften Bündniſſe abſchließen. Die katholiſchen Stände er⸗ 
theilten darauf, ebenfalls durch eine Geſandtſchaft, welche fie au die 
evaugeliſchen Stänte abordneten, eine weitſchweifige und ſpizſindige 
Antwort, welche mit der Bitte ſchloß: die neuglaͤubigen Eidgenoſſen 
möchten zur katholiſchen Kirche zurückkehren, weil hierin das einzige 


Mittel liege, um:alle Spaltung, alles Mißtrauen, alle Berbitterung, 


alle beſondern Tagfagungen aufhören zu machen. So erwuchs auß 
dem reichlich ausgeftreuten Samen der. Zwietradht jene feftere Ges 
ftaftung des katholischen Sonderbündniffes, weldye ven Namen des 
goldnen (wegen des hohen Wertes, ven man ihm beilegte) oder 


borromeiſchen Bundes erhielt und von welcher mit anerfennens- 


werther Unbefangenheit der Geſchichtſchreiber Unterwalden's fagt, 
daß fie „ven Buchſtaben aller alten Verträge untergrub und die Kluft 
wiſchen Eidgenoſſen noch mehr erweiterte, als ſchon ohnedem ge⸗ 
ſchehen war" 25). Die Geſandten der VII Orte. durch den kaum ein⸗ 
getroffenen Nuntius Vaptiſta Santorio zu einer. Tagſatzung nach 
Luzern berufen, beſchworen hier am 5. Oktober 1586, nachdem ſie 
zuvor in feierlicher Meſſe das Abendmahl empfangen, in der Pfarr⸗ 
kirche folgendes Bündniß: 

1) Die ſieben katholiſchen Orte nehmen einander auf und er- 
fennen einander an als getreue Eidgenofien, Mitburger und Land⸗ 


. 2 Bufinger I. 173. 


Die Glaubenstrennung in ihren ſtaatsrechtlichen Folgen. 17. 


leute, als wohl vertraute, wahre, herzliche Brüder und wollen ſich 
von nun an in Worten und Werten als foldje bezeigen. Und weil 
fie ſich alle feft entfchlofien, bei dem wahren apoſtoliſch⸗roͤmiſch⸗ka⸗ 
tholifchen Ehriftenglauben beftändig zu verharren, darin zu leben 
und zu flerben, fo verfprechen fie einander bei demſelben in der Weiſe 
zu erhalten, daß, wenn eines oder mehrere Orte abfallen wollten, 
die übrigen Orte die Abtrünnigen zur Rücklehr zum wahren Glauben 
nöthigen und die Anftifter nach Verdienen beftrafen follen. 2) Die 
fieben Orte verpflichten fi), einander bei dem wahren Glauben mit 
aller ihrer Macht zu ſchirmen wider Jedermann, der fle angreifen 
würde. Andieſem Schirme follen fie weder ältere nocdhneuere 
Bündniffe hindern, fondern fobald eines oder mehrere Orte von 
einem Feinde — Niemanden ausgenommen, der nicht des wahren 
Glaubens ift — überzogen werden, follen die übrigen Orte unver: 
züglicd) zu Hülfe kommen und fo lange Beiftand leiften, bis die Noth 
vorüber iſt. Und weil man einander nicht bloß mit den Waffen ſchaͤ⸗ 
digen fann, fo fol diefe Verpflichtung aud) dann gelten, wenn eine 
der Orte durch Unbill und Bedrückung von Seite Anderdgläubiger 
genöthiget würde, zuerft die Waffen zu ergreifen 29). 

Der goldne Bund erweiterte ſich fpäter noch durch den Beitritt 
der beiden Halblantone Appenzell-Innerrhopen und Katholiſch⸗ 
Glarus. Erſtres, nachdem es ſich von feinen evangelifchen Mit- 
landleuten getrennt, wurde den 31. Auguft 1600 auf fein Anfuchen 
bin von den VII Drten in ihre Gemeinſchaft aufgenommen und durch 
feierlichen gegenfeitigen Eidſchwur, welcher in der Hauptkirche zu 
Luzern unter ven gleichen Geremonten wie 1586 ftattfand, derfelben 
einverleibt?"). Letzteres Dagegen erlangte die Aufnahme in den gold⸗ 
nen Bund bei Anlaß der Erneuerung befielben, weldye am 3. Ol⸗ 


2%) Urk., mit den Vorträgen der evangelifchen und der Fatholifchen Geſandt⸗ 
Schaft gebrudt („cum lieentia superiorum*) in München 1588, in Luzern 1658, 
in Zug 1714, zulebt in der Broſchüre: „Der goldene Bund. Gin Neujahro⸗ 
geihent für 1827. Ury, bei Franz Zaver Zgraggen.” (Die Tendenz biefer 
feltnen Schrift bezeichnet der erfle Satz: „Wenn man von den eidgenöſſiſchen 
Staatsförper fagen kann, daß ihm der Rückengrath gebrochen fey, fo hat dies bie 
fogenannte Reformation im ſechszehnten Jahrhundert gethan.“) Ferner in den 
Bündniſſen ©. 235, Helvetia II. 250, Walfer I. Anhang S. 72, Faß⸗ 


bin» V. 11—16, Bluntſchli a. a. D. ©. 276. Bergl. Streuber in den 
Basler Beitraͤgen IV. 356 ff. 


37) Urk. in den Zellw. Samml. (Abſchrift vom Original im Staatsarchiv 
Luzern). 


Blumer, Staats⸗ und Btedhtögefihichte, TI. 2 
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tober 1655 ebenfall8 durch feierlichen Eidſchwur zu Luzern erfolgte?). 
Ev wurde, wie e8 am (Ende der Drudfchrift von 1658 heißt, die 
katholifche Vereinigung bei diefer Erneuerung von neun Orten be> 
fchworen. 

Bald nad) dem Abſchluſſe des goldnen Bundes und ganz im 
Geifte deffelben gingen die VI Drte Luzern, Uri, Schwyz, Unter- 
walden, Zug und Freiburg am 12. Mai 1587, in Erweiterung des 
von allen XIII Orten abgefchlojjenen mailäindifchen Stapitulates 
von 1552 °), ein Sonderbündnip mit König Philipp II. von Spa- 
nien ein. Sie gewährten ihm ungebinverten Durchpaß für feine 
Heere durd) ihr Gebiet und freie Werbung von 4000 bis 13,000 
Mann Hülfstruppen zum Schutze feines Herzogthums Mailand; 
er hinwieder verfprad) ihnen in Faͤllen, wo fic des Glaubens wegen 
angegriffen würden, mit fo viel Mannſchaft und Geld, als fie felbft 
für nothwendig eradhteten, in andern Kriegsfüllen aber mit 2000 
Schützen zu Fuß und 200 Pferden oder mit monatlidhen 10,000 
Kronen beizuftehen und überdies jedem Drte eine jährlidhe Pen⸗ 
fion von 1500 Kronen zu bezahlen. Auch bier wurde ausprüd- 
lich feftgefegt, daß, wenn die fatholifchen Stände mit audern Orten, 
die nicht ihres Glaubens wären, in Krieg kommen würden, feine 
ältern Bündniffe den König abhalten follten, ihnen Hülfe zu leiften?®. 

Unter den evangelifchen Etänden wurde niemals ein förmliches 
Sonderbündniß abgefchloffen, was zum Theil darin feinen Grund 
batte, daß den Städten Bafel und Schaffhauſen durch ihre Bund⸗ 
briefe unterfagt war, ohne Zuftimmung der Mehrheit der eingenöffi- 
hen Orte neue Bünpniffe einzugehen. Doch ſuchten fid) Zürich 
und Bern allerdingd auch durch befondere neue Verbindungen mit 
zugewandten Orten und auswärtigen Staaten zu ftärfen, welche in⸗ 
defien ihren Miteidgenoffen gegenüber nicht einen fo entfchieden feind- 
feligen Charakter annahmen, wie diejenigen ber fatholifchen Orte. 
So trat 1584 das Bündniß der Stadt Genf mit Zürich und Bern 
an die Stelle ihres Altern Burgredhtes mit Bern und Freiburg; fo 
gingen die Stände Zürich und Bern 1612 mit dem Markgrafen von 


>) Abſchied diefer fathol. Tagleiftung im Archiv Glarus. 

2) Urf. bei Zellmeger Nro. 855. 

»°) Urk. bei Faßbind V. 18-40. Bergl. die Erneuerung vom 3. 1634, 
an welder auch Appenzell-Innerrhoden und der Abt von St. Ballen Theil nah⸗ 
men, in ben Bündniffen ©. 172, von 1705 bei Zellw. Geſch. der Diplomat. 
Verhälmiffe J., Beil. XII. 
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Bapden-Durlad) und 1615 mit der Republik Venedig Bündniſſe 
ein, weldye nur auf zwölf Jahre gefchloffen wurden ®°=), 

Der dreißigjährige Krieg konnte zwar durch den Grundfaß der 
Neutralität, welchen die Schweiz während deſſelben firenge befolgte, 
von den Öränzen eines Landes abgewehrt werben, welches In feinem 
Innern fo tief zerrifien und von unvereinbaren Gegenfägen durch⸗ 
wühlt war. Indeſſen blieben die Ereigniffe in Deutſchland keines⸗ 
wegs ohne Rüdwirkung auf die Eidgenofienfhaft. Es waren na, 
mentlich das Eaiferliche Reſtitutionsedikt vom 6. Mär; 1629 und die 
gleichzeitigen Erfolge der öſterreichiſchen Waffen, welche den Abt 
von St. Gallen ermuthigten, zuwider biöheriger Uebung zu verlan- 
gen, daß die Evangelifchen im Thurgau und Rheinthal, welche unter 
feiher nievern Gerichtsbarkeit fanden, in Ehefachen vor dem biſchoͤf⸗ 
lichen Berichte zu Konftanz Recht fuchen, die Wahl ihrer Pfarrer aber 
ausſchließlich ihm zuftehen follte. Da fowohl Zürich nebft Evangeliſch⸗ 
Glarus und Appenzell-Außerrhoden, als auch die Unterthanen ſich 
dieſem Begehren widerfehten, fo gelangte der Streit im Oktober 1630 
vor eine Tagſatzung der, Thurgau und Rheinthal beherrſchenden 
Stände zu Frauenfeld, an der die V Eatholifchen Orte, welche pie Mehr- 
heit ber Stimmen ausmadhten, dem Abte vollſtaͤndig Recht gaben. Run 
betritt Zuͤrich das Recht einer Mehrheit von Orten, in Religions- 
fachen Befchlüffe zu faffen, da fonft der evangelifhe Glaube felbft in 
den gemeinen Herrfchaften in Frage geftellt und Damit der Landfrieden 
aufgehoben ‚werben könnte; e8 verlangte, daß bei derartigen Ver⸗ 
bandkungen die Stände von beiden Konfeffionen als gleihberedhtigte 
Partheien anertannt werben follten. Zange wurde hierüber geftritten, 
und e8 hatte ven Anfchein, als ob diefe Rechtsfrage nicht anders als 
mit den Waffen ausgetragen werben könne. Endlich nachdem in 
Deutichland der Schwedenkoͤnig Guſtav Adolf durch feine Stege den 
PBroteftauten wieder aufgeholfen hatte, Heßen fi die V Orte dazu 
berbei, die Sache an vier unbetheillgte Schiedsrichter zu verweifen. 
Zuͤrich ſuchte feine Zugefehten in Bern und Bafel; diejenigen der V 
Drie wurden aud Freiburg und Solothurn genommen. “Diefe 
Schiedsrichter brachten ven 30. Auguft 1632 zu Baden folgenden, 


” a) Bluntſchli Bundes. I. 209— 211, IE. 190 ff. Bögelin⸗Eſcher 
IL 453, 455— 457. Die Nachricht J. H. Tſchudi'e, ©. 544, daß auch Gla⸗ 
zus um's Jahr 1018 dem Bunde mir Venedig beigetreten ſey, ift wohl dahin 
zu berichtigen, daß mit diefem Stande allerdings von dem venetianifchen Bes 
fandten fiber ein Dünbwiß unterhandelt und ein Entwurf dazu abgefaßt, jedoch 
daſſelbe nie förmlich abgefchloffen wurde. | 





J . 
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von beiden Partheien angenommenen Vergleich zu Stande: 1) 
ad) dem Landfrieven foll die freie Ausübung der evangelifchen Re⸗ 
ligton in den Bogteien Thurgau und Rheinthal gefichert feyn. 2) 
In Sachen der gemeinen Herrfchaften entfcheidet in der Regel die 
Mehrheit ver Stände; in evangelifchen Religionsſachen aber und 
deren nothwendigem Anhang, ſoweit der Landfrieden darüber nichts 
. feftfest, fol fein Urtheil gefällt, fondern ein freunplicher Vergleich 
getroffen werden, und wenn diefer nicht Platz finden mag, fo fol 
ein gleich befeptes Schiedsgericht darüber entfcheiden. 3) Ehe 
ftreitigleiten der Evangelifchen in den beiden Vogteien werden von 
dem Ehegerichte in Zürich, diejenigen der Katholiken von dem bi- 
ſchoͤſſichen Gerichte zu Konftanz beurtheilt. Wenn die beiden Par- 
theien verfchledenen Konfeſſionen angehören, fo fol der anſprechende 
Theil den beflagten Theil vor feinem Richter ſuchen. 4) Die res 
formirten Unterthanen im Öberrheinthal follen ihre Prediger aus den 
evangelifchen Ständen nehmen und jeweilen zwei tüchtige Männer 
dem Abte von St. Gallen vorfchlagen, aus denen dieſer einen zu 
wäblen und nad) alter Gewohnheit in's Gelübde zu nehmen hat*®?). 
Hundert fünf und zwanzig Jahre waren verflofien, ſeitdem bei 
Kappel und am Gubel die getrennten Eidgenoflen fidy feinplich gegen⸗ 
übergeftanden, und während dieſer langen Zeit hatte in mandem 
ſchweren Zwifte der Außere Frieden aufrecht erhalten werben fünnen ; 
da- brachte eine ganz unbedeutende Veranlagung die Kriegesflanme 
zu neuem Wusbruche. Sechs Haushaltungen zu Arth, im Kanten 
Schwyz, traten zum reformirten Glauben über und flüchteten ſich, 
um denfelben ungehindert befennen zu dürfen, den 14. September 
1655 nad) Zürich. Für ihr zurückgelaſſenes Vermögen forderten fie 
freien Abzug und Zürich, das fle in feinen Schuß aufnahm, unter- 
fügte fie in diefem Begehren. Schwyz hingegen, weldyes die Ab⸗ 
trünnigfelt vom katholiſchen Glauben für ein Staatsverbrechen er- 
Härte, z0g ihre Güter ein, ließ ihre zurüdgebliebenen Bermandten . 
and Freunde einlerlern und mehrere berfelben unter dem Heukers⸗ 
ſchwerte verbiuten. Zürid) ſchrieb eine Tagfagung nad) Baden aus, 
an welcher auch der franzöftfche Botfchafter erſchien, um zu vermit- 
teln; hier verlangte e8 nochmals die VBerabfolgung der eingegognen 
Güter, während Schwyz feinerfeltö die Auslieferung der Entwiche- 
nen forderte. Hierauf flug Zürich das eidgenöſſiſche Recht vor, 
Schwyz aber lehnte mit Berufung auf feine Landeshoheit daſſelbe 


21) Urk. bei Faß bind V. 133, Bluntfchli Bunbesr. TI. 280. Bgl. eben- 
da 1. 362 — 366, Waldkirch II. 129 - 133. 
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ab. Dadurch wurben die Gemüther erbittert und die Kriegsluftigen 
auf beiden Seiten gewannen den Friedliebenden gegemüber die Ober: 
band. Schon hatten die V Orte Bremgarten und Mellingen befegt, 
als der Große Rath von Züridy einſtimmig den Krieg befchloß, er- 
wartend, daß der Winter den Anmarſch fpanifcher Hülfstruppen 
aus Mailand verhindern werde. Den 7. Januar 1656 rüdte Ge 
neral Werdmüller mit der Hauptmacht der Zürcher vor Rapperswyl, 
welches er lange erfolgloß belagerte. Bereits lagen Schwyzer in der 
Stadt; die Burger waren zum Widerftande entichloffen, und bald 
trafen 200 Spanier ein. Inzwiſchen befegten die Zürcher Kaiſerſtuhl 
und Klingnau, ließen das Thurgau ſich Huldigen und nahmen deſſen 
Landvogt gefangen. Den 22. Januar fielen die Berner, von Zürich 
gemahnt, in bie freien Aemter ein, lagerten fid) dann aber ohne 
Dronung bei Bielmergen, fo daß fie am folgenden Tage von den 
Luzernern unverſehens überfallen und mit großem Berlufte in bie 
Flucht gefchlagen wurden. Den 11. Februar machten die Fünfe 
drtifhen einen Einfall in Die Herrfchaft Waͤdenſchwyl, verbrannten 
bie Kirche und 21 Häufer zu Hütten; dafür ftedten die Zürcher Ro- 
titon und Büſikon im Kanton Zug in Brand. Endlich gelang es 
ben unbetheiligten Orten und den Gefandten Frankreichs und Sa- 
voyens, zuerft einen Waffenftilftand, dann den dritten Landfrie⸗ 
den zu vermitteln, welcher ven 7. März zu Baden angenommen 
wurde. Derfelbe fepte fe: 1) Alles, was im Kriege gefchehen, 
fol vergeffen und vergeben feyn, auch gegenüber den eigenen Unter⸗ 
thanen jedes Theiles. Alle Schmähworte follen ftrenge beftraft 
werben. 2) Beide Theile mögen ihre Kriegskoſten gütlic oder recht⸗ 
lich von einander fordern. Wenn Jemanden, der keiner Parthei 
angehörte, das Seinige gegen Kriegsgebrauch entfrembet oder beſchaͤ⸗ 
digt worben ift, ſoll die Sache ebenfalls an das unpartheiifche Recht 
gewiefen werden. 3) Die Truppen find fofort zu entlaffen und in 
allen Beziehungen ift der Zuftand vor dem Kriege wieberherzuftellen. 
4) Was das eidgenöffifche Recht betrifft, fo wird bie obmwaltende 
Streitfrage dahin entfchieden, daß jedes Ort bei feiner Religion 
und Souveränetät unangetaftet verbleiben, anderweitige Strei- 
tigfeiten aber, welche Herrfchaften, Landmarken, Lehen, Allmenden, 
Jagd und Fifcherei, Zölle, Gerichte u. f. w. betreffen, vor einem 
Schiedsgerichte ausgetragen werben follen. Mit Bezug auf Die ges 
meinen Herrfchaften aber wird der Vertrag von 1632 beftätigt, und 
wenn Streit darüber entftehen follte, ob nach demſelben eine Sache 
als konfeſſionell durch ein Schiedsgericht, oder ob fie durch Die Mehr: 








} 
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heit der regierenden Stände zu entfcheiden ſey, fo fol dieſe Bor- 
frage wieder durch unparthetifche gleiche Säge beurtheilt werben. 
5) Wenn Angehörige eines Ortes aus dem Lande ziehen und ſich 
in dem Gebiete eines andern Ortes, welches ſich zu einer andern 
Religion befennt, niederlaſſen wollen, fo fol in Betreff des Ber 
mögenszuges jedes Ort bei feinem Herlommen verbleiben und den 
Obrigkeiten, foferne fie in diefer Hinſicht nicht durch befondere Ver: 
träge gebunden find, freiftehen, nad) ihrem Gutfinden darüber zu 
verfügen. — Die übrigen Streitiglelten, welche unter den beiven Par⸗ 
theien noch obwalteten, wie namentlid) auch die Frage der Kriege» 
foften, wurden vor ein Schiedsgericht gewiefen, zu welchem Zürich 
und Bern zwei Magiftrate von Bafel und Appenzell» Außerrhopen, 
die V Orte ſolche von Freiburg und Solothurn ernannten®”). Wie 
aber gewöhnlidy zu gefchehen pflegte, zerfielen die Schiedsrichter in 
ihren Urtheilen und da fie fi) über Die Wahl eines Obmanns nidyt 
vereinigen konnten, fo blieb die Sache unausgetragen. Der Biel- 
merger Krieg führte, wie im Felde, fo auch im Srievensfchlufie zu 
feinem durchgreifenden Entſcheide, und hierin unterfcheidet er füch 
ſehr wefentlich von dem vorhergehenden Kappeler-, wie von dem 
nachfolgenden Toggenburgerktiege, welche das Uebergewicht der ei» 
nen Konfeffion über die andere für längere Zeit befeftigten. 

Die verwidelten ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Lanpichaft 
Toggenburg mußten im Laufe der Zeit zu mannigfachen Reibungen 
führen. Unterthauen des Abtes von St.Gallen, waren die Toggen⸗ 
burger doch zugleidy mit mannigfacdyen Freiheiten begabt und durch 
ein Landrecht mit den Ständen Schwyz und Glarus verbunden, in 
welchen fie um fo mehr bie natürlichen Beichüger ihrer Rechte er⸗ 
bliden mußten, als das Erblandrecht, welches die beiden Kantone 
aud) mit dem Abte hatten, diefelben in vorlommenden Etreitigfeiten 
über den Umfang der Landeshoheit zu Richtern berief. Als daher zu 
Anfang des 18. Jahrhunderte die Toggenburger wegen einer durch 
den Hummelwald anzulegenden Straße mit dem Abte von St. Gal⸗ 
len in Zerwürfnifie —* then, riefen ſie den Schirm von Schwyz 
und Glarus an. Beide Länder entſprachen bereitwillig, denn auch 
in Schwyz ‚Ioberte noch einmal das demofratifche Mitgefühl für an⸗ 
gefochtene Volksrechte auf. Den 5. Juni 1708 wurde das Laudrecht 
ber beiden Stände mit den Toggenburgern zu Wattwyl feierlich er⸗ 


2) Urf. bei Bluntfchli Bundesr. I. 258, vgl. 1. 368-377. Wald: 
tich 11. 187 —222. Heusler, Bürgermeifter Wettftein’s eidgenöfftfches Wir⸗ 
fen, ©. 33 — 50. 
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neuert. Der Abt feinerfeitS wollte dieſes Landrecht nicht mehr an- 
ertennen, ſchloß ein Bündniß mit Defterreich ab und machte feine 
Eigenfchaft als Reichsfürſt geltend. Lange wurde der Streit auf 
Tagſatzungen und Konferenzen fruchtlos Herumgefchleppt, bis im 
Jahr 1706 ein für den Abt günftig lautender Vergleichsvorſchlag 
der latholiſchen Orte dem Gefchäfte plöglich eine andere Wendung 
gab. Die Toggenburger, ihrer Mehrzahl nad) reformirt, wurden 
gegen die Katholilen mißtrauiſch. Sie wandten ſich an Züridy und 
Bern und diefe Stände nahmen fie von da an unter ihren Schug 
und vertraten ihre Rechte gegen den Abt von St. Gallen. Begreifr 
lich ift e8, daß in Folge Diefer Veränderung, weldye in der Lage des 
Streitgefdhäftes eintrat,. auch bei den Schwyzern wieder die fon- 
fefkonellen Abneigungen die Oberhand gewannen, fo daß fie ſich 
nun entſchieden auf die Seite des Abtes fchlugen. Glarus aber, in 
feinem Innern jwiefpältig, verhielt fi) von da an neutral. Waͤh⸗ 
rend nun die unbetheiligten Orte auf's neue zu-mitteln verfuchten, 
befegte der Abt die Schlöfler Iberg, Schwarzenbach und Lütisburg; 
Die Toggenburger aber überfielen diefelben am 3. Mai 1710 und ver- 
jagten die äbtifchen Soldaten. Dur) das Mittel der Prieſter⸗ 
ſchaft fuchte Der Abt die katholifchen von den evangelifchen Toggen- 
burgern zu trennen, was ihm infoweit gelang, daß mehrere Ge⸗ 
meinden des untern Amtes ſich gegen den Landrath auflehnten. 
Hierauf ließ diefer am 12. April 1712 die Klöfter Neu St. Johann 
und Magdenau befeten, und Zürich ſchickte Truppen in's Toggen- 
burg. Da griffen auch die V Orte zu ven Waffen und befegten Ba⸗ 
den, Mellingen und Bremgarten, während die Zürcher Sch wieder 
das Thurgau Huldigen ließen. Der Krieg begann damit, daß am 
21. Mai das Städtchen Wyl und Darauf das Klofter und Die ganze 
Landſchaft St. Gallen von den Zürchern eingenommen wurden. 
Auch die Berner rüdten nun in's Feld, eroberten Mellingen und 
ſchlugen den 26. Mai die Fünfdrtifchen nad) hartnädigem Gefechte 
bei Bremgarten. Baden wurde dann am 1. Juni von Züri 
und Bern vereinigt eingenommen. Nach dieſen Erfolgen der refor- 
mirten Städte fchrieben bie unbetheiligten Orte eine Tagfapung zus 
erft nad) Aarburg und Olten, dann nad) Yarau aus, und durch ihre 
Bemühungen kam nad) langen Berhandlungen am 18. Juli der 
Friedensſchluß unter den nachfolgenden Bedingungen zu Stande: 

1) Zürich und Bern behalten die ganze Graſſchaft Baden 
mit Inbegriff der Stadt Bremgarten. Kerner fol in den freien 
Aemtern eine Gränzlinie gezogen werden unterhalb dem Klofter 
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und in Luzern und Uri beste die Geiftlichkeit das Volk fo fehr gegen. 


denfelben auf, daß Die Regierungen am Ende nadygeben und beim 
Wiederausbruche des Krieges ſich ihren Verbündeten anfchließen 
mußten. Den 20. Juli ſchon wurden die Feindſeligkeiten wieder er- 
öffnet, indem die Katholiken mit überlegener Anzahl die Berner an 
der Sinferbrüde überfielen und ſchlugen. Am gleichen Tage aber 
wurben Die Schwyzer, weldye die Schanzen am Richterſchwyler Berge 
und bei Hütten angriffen, von den Zürchern zurüdgetrieben, Den 
25. Juli trafen fid) die Heere Bern's und der V Orte bei Vielmergen, 
“und es entfpann fich eine lange und hartnädige Schlacht, in welcher 
die Berner einmal volljtändig zurückwichen, durch die Tapferkeit 
ihrer Anführer aber wieder zum Stehen gebracht wurden, auf’ neue 
mit Erfolg angriffen und zulegt einen glänzenden Sieg errangen. 
Nach diefer entſcheidenden Schlacht ſchloß Zug am 8. Juli, Schwyz 
am 1. Auguft einen Waffenftillftand mit den Zürchern; Die Stabi 


Rapperswyl aber ergab ſich ihnen und nahm ihre Truppen auf. . 


Hierauf endlich fam unter'm 9. und 11. Auguft in Aarau wirklid) der 
Friede zu Stande, indem die V Orte den Friedensvertrag vom 18. 
Juli mit folgenden, ihn noch verfchärfenden Zufagartileln annehmen 
mußten: 1) Die Gränzlinie in den freien Aemtern wurde nun 
mehr ſüdlich von Lunfhofen nad) Fahrwangen hinübergezogen. 2) 
Die Stadt Rapperswyl mit den dazu gehörigen Höfen trat, unter 
Vorbehalt der Rechte des Standes Glarus, unter Die Hobeit der 
Stände Zürich und Bern nad) Inhalt des Schirmbriefes von 1464 
"und ihrer alten Sreiheiten und Uebungen, wobei die Verpflichtung 
von 1532 außer Betracht fiel. Ebenſo wurde den beiden Ständen 
von Schwyz das gegenüberliegende Dorf Hurden abgetreten, wo 
indeſſen feine Befeftigungen follten errichtet werben dürfen. ‘Den 
Bewohnern diefes neu erworbnen Gebietes fiherten Zürid) und Bern 
die freie Ausübung der katholifchen Religion zu. 3) Bern wurde 
in die Mitregierung der Bogteien Thurgau, Rheinthal, Sargans 
und der obern freien Aemter aufgenommen ?®). 4) Allen, welche ſich 


jugeredhuet werben, alß welcher die fortſetzung dießes Kriegs mit unzeitigem 
&yfer, durch die geiftlichen, die Er mit feinen vilen Briefen angehezt, angefliffter, 
fonderlich aud einen aufrühriſchen aufftand bes Volle, bei deme das Macht bes 
Kriege nicht ſtehet, und durch andre Perfohnen bie eben nicht fo gar gutem 
Leumdens find.’ Urk. bei Zellmw. Geld. der Diplom. Berhältniffe 1. Anhang 
©. 37. ' 

%) In der Ausführung gereichte auch diefe Beſtimmung nur ben V Orten, 
nit aber Glarus zum Nachtheil. Diefer Stand ſchickte, gleich wie früßer, 


— 
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während des Krieged gegen den einen oder andern Theil verfehlt 
hatten, wurde volllommne Amneſtie gewährt. 5) Die Kriegsge⸗ 
fangnen follten beibfeitig gegen Vergütung der Unterhaltsfoften aus⸗ 
gemwechfelt werden. 6) Die V Drte verfprachen nad) Kräften dar⸗ 
auf hinzuwirken, daß zwifchen den beiden Städten und dem Stifte 
St. Gallen der Frieden zu Stande gebracht werde. — Die beiden 
Urkunden vom 18. Juli und 9/11..Auguft*®) wurden dann zufam- 
mengetragen und machten fo den vierten Landfrieden aus. Der 
Frieden mit dem Abte von St. Gallen, durch welchen ihm alle feine 
Landſchaften zurüdgegeben, die Berfafjungsrechte der Toggenburger . 
aber beftimmter ausgeſchieden und urkundlich feftgeftellt wurden, kam 
nad) langen Unterhandlungen erft den 15. Juni 1718 zu Stande. 

Der Toggenburgerfgeg war glücklicher Weiſe der letzte Reli- 
gionskrieg, den die Schweiz zu beftehen hatte, und das Uebergewicht 
blieb von da an bis zur Staatsummwälzung auf Seite der Refor- 
mirten. Doch ließ der vierte Landfrieden, welcher die Rechte der 
unterlegenen Parthei in den gemeinen Herrfchaften fo wefentlid) ge- 
fhmälert hatte, im Gemüthe der Katholiken einen bittern Stachel 
zurüd, fo daß namentlid während der erften Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts der Wiederausbruch blutigen Streites bei jedem Anlaße be- 
fürdjtet werden mußte. 

Die Sondertagfagungen der beiven Religionspartheien, 
welche nicht minder häufig und in der Regel erfolgreicher waren, 
als die gemeinen Tagleiftungen, waren ſchon zur Zeit der Refor- 
mation aufgelommen. Der erfte Landfrieden verbot dieſelben, nad) 
dem zweiten aber fonnten fie ihren ungehinderten Fortgang nehmen. 
Der Unterwaldner Landesvertrag von 1548 redet, wie von einer or= 
dentlichen Staatseinridhtung, von den Tagfagungen der V Orte, 
weiche zwei Male von Obwalden, das dritte Mal von Nidwalden 
beſchikt werben follten; durch den Schiedsſpruch von 1589 aber 
wurde die Abänderung getroffen, daß an Tagleiftungen der V ober 
va tatholifchen Orte immer von beiden Landestheilen Abgeoronete 
erfcheinen follten, 








alle 14 Jahre einen Landvogt, aber wie früher die Kehrorbnung immer erſt 
nach Zug ihn getroffen hatte, fo nun zuerfl nach Unterwalben, dann nad Schwyz, 
nad Urin. f.w. Bol. Puppikofer I. 256. Kuhn, Notizen aus ber Geſch. 
der ebemal. Landvogtei Mbeinthal (eine Tabelle), 1845. 

85) Beſonders gebrudt 1712 unter dem Titel „Instramentum paeis® u. f. w.; 
Zellwmeger a. a. D. ©. 10-23, 28-234; Bluntſchli Bundesr. I, 
290 — 305. Bol. ebenda I. 378— 393, Waldkirch 11. 452 — 510, 
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„Antemall man gewonlichen zu fölchen Tagleyſtungen in wichtigen und ſchwären 
Sachen, ſo das Batterlandt vnd vunferen wahren alten Chriftlichen Glauben belan- 
gend, handlet“ **). 


Simmler (um’s Jahr 1570) erzählt, daß auf der einen Seite 
die V oder VIL Eatholifchen Drte (Luzern, Uri, Schwyz, Unterwal- 
den, Zug, Freiburg, Solothurn), auf der andern die IV evangeli- 
hen Städte (Züri), Bern, Bafel, Schaffhaufen) zahlreiche Zu- 
ſammenkünfte hätten, um fidy über ihre befondern Angelegenheiten 
zu berathen. Später pflegten den katholiſchen Tagſatzungen, welche 
fid) gewöhnlich in Luzern verfammelten, ferner nod) beizumohnen 
Katholifh-Glarus, AppenzelleInnerrhoden, der Abt von St. Gallen, 
der Biſchof von Bafel und die Republif Wallis, — den reformirten, 
welche in Aarau zuſammenkamen, Evangelifch-Glarus, Appenzell⸗ 
Außerrhoden, die Städte St. Gallen, Mühlhaufen und Biel?”. 
Den einzelnen Ständen gegenüber traten diefe fonfeffionelfen Son- 
derbünde in vielen Beziehungen an die Stelle der gemeinen Eidge- 
nofienfhaft: fo intervenirten die katholiſchen Drte allein in den Zuger 
Landesftreitigfeiten von 1585 und 1604, fowie im Bauernfriege 1653 
zwiſchen Stadt und Landſchaft Luzern und nad) dem Toggenburger- 
ktiege 1713 zwifchen Uri und Livinen; — bie evangelifchen Stände 
allein im Appenzeller Landhandel von 1733. Ein vollftändiges Bild 
der Thätigkeit der Eonfeffionellen Sondertagfagungen zu entwerfen, 
wird. erft durch das im Werke liegende Gefammtrepertorium ber Al- 
tern eidgenoͤſſiſchen Abſchiede möglich werben. 


8.2. Die Religionsverträge in Glarus. 


Während Die Reformation in den meiften Kantonen der Schweiz 
ſchon bei ihrem erften Auftreten entweder entſchiednen Anklang fand 
oder auf hartnädigen Widerftand ftieß, ſchwankte dagegen in Glarus 
bie Wagfchale lange zwiſchen den Anhängern bes alten und den 
Freunden des neuen Glaubens. Durch feine Gebirgsnatur, durch 
die Beichäftigung feiner Bewohner, welche damals zwifchen der Vich- 


3) Urkf. bei Bufinger 11. 470 ff., 474 fi. 

27 An Tatholifgen Tagfakungen nahm Appenzell von 1685 an häufig und 
feit der Lanbestheilung ziemlich regelmäßig Theil; Glarus finden wir auf fpeziel 
katholiſchen Tagen (zu denen die Berhanblungen mit Frankreich nicht zu rechnen 
ſind) vor dem Religionsvertrage von 1623 nicht genannt. (Gefäflige Mittheilung 
bes Hrn. Krütli, gew. Staatsardivar in Luzern). Zu evangelifchen Tagen da⸗ 
‚gegen wurde Glarus von 1587 an zuweilen zugezogen; Appenzell A. Rh. nad) der 
Landestheilung, befondere von 1614 an. 
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sucht und fremden Krlegspienften getheilt war, und durch feine be: 
mokratiſche Berfaffung war dieſes Land den benachbarten Waldſtaͤt⸗ 
ten auf'8 engfte verwandt; in inniger Gemeinfchaft mit ihnen und 
namentlich mit Schwyz hatte es feit feiner Befrelung eine ruhmvolle 
Geſchichte vurchgelebt. Es konnte daher nicht fehlen an Elementen, 
welche der Reformation feindlich entgegenftanden. Auf der andern 
Seite aber hatte @larus, und zwar auch ſchon in Folge feiner geo- 
geaphifchen Lage, von jeher nahe Beziehungen mit Zürich gehabt; 
überdem hatte Zwingli bier eilf Jahre als Pfarrer gewirkt und den 
"Keim höherer Geiftesbilvung ausgeftreut. Hierin mögen vorzugs⸗ 
weife die Gründe dafür zu fuchen feyn, daß die neue Lehre neben 
vielen Gegnern auch viele Anhänger fand®®), befonders feit dem 
Jahr 1525, welches als der Wendepunkt für eine, der Reformation 
günftigere Gefinnung ſich bezeichnen läßt. Bon da an fanbten bie 
fatholifchen Stände, denen fehr viel daran liegen mußte, vie Aus⸗ 
breitung des neuen Glaubens in einem alten Orte, welches an allen 
gemeinen Herrfchaften Antheil hatte,- zu verhindern, alljährlich Bot- 

ſchaften an die Landsgemeinde von Glarus, um fie aufzuforbern, 
bei den alten chriſtlichen Gebräudyen und gutem Herlommen zu ver 
bleiben, auch in den Rathſchlaͤgen über die kirchlichen Streitigfeiten 
fich nicht von ihnen zu trennen. 1525 verfprad) ihnen die Lands⸗ 
gemeinde, in der Ruf bei Mitlöpi verfammelt, nad Valentin 
Zihubi®”), die Ordnungen der Kirche treulich zu halten und von 
feinem Prieſter umſtürzen zu laſſen, Frevel, die in den gemeinen 
Herrſchaften vorfallen, ftrafen zu helfen und mit den VII Orten ge- 
meinfchaftlich zu Handeln, wo e8 zum Frieden dienen moͤchte. Die 
erfte urkundliche Zufage der Olarner an die V Orte, daß fie am alten 
Glauben fefthalten wollen, ift von 1526; es wird derfelben nur das 
Begehren beigefügt, daß die Mißbraͤuche in Bann und Ablaß abge: 
ſtellt und aud) die Zürcher gebeten werben möchten, von Ihrem neuen 
Glauben abzuftehen. In der zweiten Zufage von 1527 verfprachen 
die Glarner den VH Orten ausdrücklich, Diejenigen, welche wider 
die chriftlichen Gebräuche feyen, an den Tagfagungen ftrafen zu hel⸗ 


39 Der katholiſche Ehroniffreiber Salat fagt: „Die frommen alten Glar⸗ 
wer wurben such unter jren Lüten mit diefer Sect hart verwüft, zerflört und 
beunrubiget, dann der Zwinglf flets zu Ihnen, undefle zu Ihm fihriebend, mit 
iR und fünden u. ſ. w. Dann ihr gmein Mann gar vil Wandels und Mer: 
bens gen Zürich und zu den V Orten wenig hat, das ouch ihres abfals groß 
urfadh war.‘ 

39) Archiv für ſchweiz. Geſch. IX. 341. 
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‚ten und auch in ihrem Lande, wenn ſich ſolche finden, zu beſtrafen, 
‚. damit der „Ruther’fche Mißglaube“ ferne gehalten werdet). Die 
dritte Zufage vom 15. März 1528 lautet Dagegen ſchon weniger be⸗ 
ftimmt: während früher die Glarner auch an der Fürbitte der Mutter 
Gottes, den Heiligen, dem Gebete für die todten Seelen feftzuhalten 
perfprachen, werden nun bloß noch die Meffe und die Sakramente 
genannt und dabei Abaͤnderungen, weldye von gemeiner Eidgenofien- 
ſchaft oder von einem Goncilium getroffen werben möchten, vorbes 
halten*!). Es wurde diefe lebte Zufage von der Landsgemeinde, 
welcher neben den Boten der V Drte aud) Rathögefandte von Zürid) 
und Bern beimohnten, nur mit einer Mehrheit von 33 Stimmen er: 
theilt und die fo beträchtliche Minderheit glaubte ſich nicht an dieſelbe 
gebunden ; vielmehr begann nun in den meiften Kirchen des Landes 
der Bilderfturm. An einer fpätern Landsgemeinde vom 10. Mai 
„verlangten die NReugläubigen die Zurüdnahme des Verſprechens, 
während die Altgläubigen dieje für unzuläßig erflärten und dagegen 
Recht vorfchlugen. Es entftand daraus große Verwirrung und Un- 
ruhe im Lande; lange Zeit fonnte weder Gericht noch Rath gehalten 
werden und e8 wurden dabei mannigfadhe Frevel verübt; ein ber 
waffneter Zufammenftoß der Partheien wurde nur durch den ver- 
mistelnden Einfluß des Landammanns Aebli verhütet. Umſouſt bes 
ſchaͤftigte fid) Die TZagfagung auf wiederholten Zufammenfünften mit 
her Streitfache; umſonſt wurden namentlid) von den Boten der un- 
partheiiſchen Orte Bafel, Schaffhaufen und Appenzell den beiden 
Bartheien Bermittlungsvorfchläge gemacht. Endlich wurde im Lande 
felbft der Religionsftreit durd) einen Vergleidy beigelegt, welcher von 
30 Männern, 15 von jeder Barthei, entworfen und von der Lands⸗ 
gemeinde des Jahres 1529 angenommen wurde. Derfelbe fegte feft: 
Wo man no Kirchenzierden hat, foll man fie bleiben lafien, es 
wäre denn, daß die gemeine Kicchhöre befchließen würde, fie abzu⸗ 
ſchaffen. Jedermann fol den Andern unbefchwert laflen, ex gehe 
gleich zur Meſſe oder zur Predigt, und wer in Krankheiten Das Sa 
Irament verlangt, dem foll es gereicht werden. Alle Präpilanten 
follen die Wahrheit predigen (eine freilich fehr elaftifche Vorſchrift!); 
wenn fle dawider handeln, follen fie beftraft werben; ebenfo aber 
aud), wer fie ohne Grund der Lüge befchuldigt. Jedermann fol im 
Lande fihern Wandel-haben. Endlich follen gefeiert werben alfe 


*) urft. im Archiv Schwyz. 
+) Urf. (abfchriftlich) im Archiv Glarus. 
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Apofeltage, St. Johann's, St. Magdalenen, St. Frivolin’8 und 
St. Hilarius’ Tage*?). 

Es ift begreiflih, daß der erfte Landfrieden von Kappel das be- 
reits entſchiedne Webergewicht der Reformirten im Lande Glarus 
noch bedeutend verftärfen mußte. Schon wurde bloß noch zu Gla⸗ 
rus, Näfels und Linthal Mefle gelefen, als ein Befchluß der 
Landsgemeinde von 1530 den katholiſchen Gotteshienft aus allen 
Kirchen des Landes verbannte, obfchon die Altgläubigen inftändig 
anhielten, fie nur noch ein Jahr bei ihren alten ®ebräuchen verbfei- 
ben zu laſſen 2). Diefes übermüthige Verfahren hatte die Mehrheit 
bitter zu büßen nad) vem zweiten Kappelerfriege, in welchem Glarus, 
von beiden Seiten mit Mahnbriefen beftürmt und in feinem Innern 
uneinig, neutral verblieb. Den 30. November 1531 befchloffen die 
V Orte, zu Luzern verfammelt, eine Gefandtfchaft an bie Glarner 
zu fehiden, um fie an die Zufage von 1527 zu erinnern und zu ver- 
langen, daß fie vom neuen Glauben gänzlich abftehen und in allen 
Kirchen die Meſſe und alten Gebräuche wiederherſtellen follten. Als 
dieſe Geſandiſchaft in Glarus anlangte, erfuchten die Altgläubigen 
fie, in aller Schärfe mit ihren neugläubigen Mitlanpleuten zu reden, 
und überreichten ihr zu dieſem Behufe eine von ihnen abgefaßte „In- 
firuftion”, nach welcher die Boten erklären follten: „Wenn bie 
Slarner nicht zum katholiſchen Glauben zurüdtehren würben, fo 
würden die V Drte fie nicht mehr für ihre Eidgenoſſen anfehen, da 
fie ohnehin Ehre und Eid an ihnen gebrochen, indem fle mit den 
Zürchern eigenmädhtig über des. Abts von St. Gallen Klofter und 
Landſchaft verfügt, die Toggenburger und Gafterer in ihrer Auf 
Iehnung gegen Schwyz begünftigt, den V Orten den PBroviant ab» 
geſchlagen ) und, während fie eine vermittelnde Botfchaft bei ihnen 
hatten, zu einem feindlichen Auszuge fich angefchiett, auch den thur⸗ 
gauifchen Landvogt Philipp Brunner und Andere, welche den Zür- 
chern zugezogen, ftraflos gelafien hätten. Da indeflen im Lande 
Glarus nod) viele Biedermänner feyen, weldje Zufagen und Bünde, 


2) Val. Tſchudi im Ardhiv IX. 366 — 364, 367 — 371, 380— 381. 

+2) Ebenda ©. 390. 

*) Hiemit verhielt es fh alfo: Es war vorgefommen, daß einzelne Land⸗ 
Ieute in Weſen Salz fauften, um es ben V Orten zugehen zu laſſen. Hierüber 
beſchwerten fi die Zürcher, und daranf verbot die Landsgemeinde am 3, Sep⸗ 
temaber diefen Salzhandel, weil berfelbe früher nie geübt worden. Hingegen 
blieb den V Orten der freie Kauf von Landesprobuften gefichert. Ebenda ©. 


i I 
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Ehre und Eid gerne gehalten hätten und noch halten möchten, fo 
wären fie bereit, viefe ftetsfort für ihre lieben Eidgenofien anzuſehen 
und von ber Verwaltung der gemeinen Bogteien nicht auszufchlies 
Gen?s)." Die Gefandten der V Orte fanden indefien diefe, von den 
katholifchen Glarnern entworfene Suftruftion nicht übereinftimmenn 
"mit der von ber Tagfagung zu Luzern empfangenen, nad) weldyer 
fie nur freundliche Bitten anwenden follten; fie überließen es daher 
ihren Glaubensverwandten, die in jener Schrift enthaltenen Bor- 
würfe gegen die evangelifhen Glarner an der Landsgemeinde vom 
8. Dezember felbit vorzubringen*®), und beſchraͤnkten fidh, wie bie 
Antwort der Letztern fagt, auf „Freundliche Worte und Ermahnungen“, 
mit denen fie die Rückkehr zum katholifhen Glauben empfahlen. Auf 
diefes Begehren erwiederten die Glarner Folgendes: Was die 
Bünde vermögen, das wollen fie den V Orten treulidy und ehrlich 
halten, wie e8 frommen Eidgenoflen zuftehe; was aber die Rückkehr 
zum alten Glauben betreffe, fo bitten fie die gegenwärtige Lage der 
Dinge zu berüdfichtigen. Sie verſprechen indeſſen, in den vier Pfarr⸗ 
tischen Linthal, Schwanden, Glarus und Näfels Mefle, Als 
täre, Bilder und alte Gebräuche wiederherzuftellen; doch follen die 
Reugläubigen zu Schwanden und Glarus ihre Präpikanten behalten 
mögen. Weder Praͤdikanten noch Meßpriefter noch fonft Jemand 
im Lande folle des Glaubens wegen Anderggefinnte befchimpfen, 
bei Vermeidung ſchwerer Strafe. Sollte aud) Jemand, der in einer 
andern als den genannten vier Kichhören wohne, zum alten Glau⸗ 
ben zurückkehren wollen, fo folle ihm dieſes nicht verwehrt ſeyn? y. 
Mit diefer ſchriftlichen Erklärung reisten die Boten der V Orte nach 
Haufe. Der Landvogt Philipp Brunner wurde fpäter vom zwei⸗ 
fachen Rathe zu Glarus entlaffen und durch Bernhard Scheer er= 
fest 49). 

An der ordentlichen Landsgemeinde des Sahres 1532 erfchlenen 
wieder Sendboten von Uri und Schwyz Namens der V Orte mit 


*) „Instruction waß vnnfer der Fünff orth verornethe Botten von vnſert⸗ 
wegen mit dem Landtamman vnd ber Landsgemeinde zue Glaruß reden vnd 
handlen follen,” in den Archiven Glarus und Schwyz. " 

*) Denkſchrift der Eathol. Glarner vom 14. Juni 1664 (durch welche fie 
fh gegen den ihnen oft gemachten Borwurf, daß fie ſelbſt an der Berminderung 
iprer Zahl und ihres Ginfluffes Schuld trügen, zu rechtfertigen fuchten) im Ars 
chiv Schwyz. 

) urk. ebenda, gebrudt in Ant. Tſchudi's „Richtigkeit deren falſch er⸗ 
bihteten — Bu: Gagunge.“ (Bür. 1606) ©. 2-4. 
) Bal. Tſchudi a. a D. ©. 439, 449. 
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dem Begehren, daß ſich die Glarner „Im Glauben ihnen gleich ma⸗ 
hen möchten.“ Die Landsgemeinde zerfiel in zwei Bartheien: bie 
eine wollte die alte Ordnung in allen Kirchen des Landes wieder 
einführen, die andere bei der Erklärung vom 8. Dezember 1531 fte- 
ben bleiben. Die legtere Anficht erhielt eine große Mehrheit; aber 
al8 den Boten in dieſem Sinne geantwortet wurde, gaben die Alt- 
gläubigen für fid) eine befondere Zufage. Daraus entftand großer 
Zwiefpalt, fo daß die Landsgemeinde auf den folgenden Sonntag 
vertagt werden mußte. Auch dieſe zweite Verfammlung, an welcher 
Boten von allen V Orten erſchienen, konnte ſich nicht zu einer ge 
meinfamen Antwort vereinigen und neben der Mehrheit ftellte aber- 
mals aud) die Minderheit für ſich eine befondere Erklärung aus*), 
weldye dahin ging, nicht bloß beim alten Glauben zu verbleiben, 
fondern auch den V Orten wider Jedermann, der fle von demfelben 
oder von dem Landfrieven oder von ihren Rechten und Sreiheiten ab» 
drängen wollte, beizuftehen:). Nachdem die V Orte diefe Zufiche- 
rung erhalten, verfpradhen fie ihrerfeits, auf einer Tagleiftung zu 
Luzern verfammelt, den fatholifhen Glarnern urkundlich, Alles, 
was die geſchwornen Bünde und Briefe, darunter aud) der zweite 
Landfrieven, mit ſich bringen, ihnen zu halten und fie bei der „wah⸗ 
ren Religion”, guten und löblichen alten Gebräudyen, aud) ihren 
Freiheiten und Rechten mit Leib, Ehre und Gut zu befchüigen H., 
So herrfchte, in Folge der kräftigen Unterftügung, welche bie 
altgläubige Minderheit bei den fiegreichen V Orten fand, im Lande 
Glarus neuer Religionsftreit, weldher bald in Gewaltthätigkeiten 
ausbrach. Bewaffnete von Näfels überfielen den Präpdilanten zu 
Mollis in feinem Haufe, aus welchem er nur mit Mühe entweichen 
fonnte; fie verlangten mit Ungeftüm, daß in allen Kirchen die alte 
Drdnung wieberhergeftellt werden ſolle. Da verfammelte der Am⸗ 
mann bie beiden Bartheien zu abgefonderten Gemeinden, die Katho⸗ 
lifen zu Glarus, die Evangelifchen bei Mitlödi 2), und es erfchlenen 


0) Ebenda ©. 442, 443. 

>) Urk. v. 5. Mai im Archiv Glarus. — Ueber die falſche Urkunde vom 
8. Juni (Ant. Tfhudi a. a. D. ©. 5--23), eine vierte Zufage des ganzen 
Landes enthaltend, deren Unächtheit in die Augen fpringt, vgl. namentlich J. 
H. Tſchudi S. 4509. Als diefelbe zuerft im Drude erfhien, fand ſich Evang. 
Glarus veranlaßt, unter'm 7. Auguft 1083 darüber ein ausführliches Schreiben 
an Luzern zu erlaflen. Abſchrift in der Landesbibliothek. 

sm) Urk. v. 24 Mai im Archiv Blarus. 

22) Dal Tſchudi a. a. D. ©. 443, 444. 

Blumer, Staats und Rechtsgeſchichte. IT. 3 
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Geſandte der V Orte, der drei chätifchen Bünde, des Abts von St. 
Gallen und der Landſchaft Toggenburg, welche zwifhenlihnen ver⸗ 
mittelten. Diefen gelang es, nachfolgenden erften Religions- 
vertrag zu Stande zu bringen: 1) Weil im Lande Unwille erwach⸗ 
fen über den Prädikanten von Schwanden, feines Predigens wegen, 
fol derfelbe fofort entlafen und des Landes verwiefen werden. 2) 
Die weltlichen Gerichte follen nad) dem Landbuche und alter Uebung 
befegt werden. 3) Die Landleute zu Schwanden auf beiden Seiten 
ſollen fi) in Monatgfrift mit Meßprieftern und Präpdifanten ver- 
fehen. 4) Die Bünde mit den Eidgenoffen, das Landbuch und ins⸗ 
befondere die den V Drten gegebne Zuficherung follen treulich ge 
halten werden. 5) Der aufgerichtete Landfrieden fol in allen Kirch⸗ 
hören des Landes verlefen und erläutert, aud) jedem neu eintretenden 
Geiftlichen der Inhalt deffelben bekannt gemacht werden. 6) Die 
PBräpitanten follen den alten Glauben weder ſchmützen, ſchmaͤhen 
noch verkleinern, auch die Meßpriejter nicht wider den Landfrieden 
predigen; wer diefe Vorfchrift übertritt, ift von den zwölf Recht⸗ 
fpredjern (welche über Religionsfhmähungen zu urtheilen hatten) 
an Leib und Gut, aud) mit Randesverweifung zu beftrafen. 7) Die 
Geiftlihen beider Konfeffionen follen von Niemanden zu ruheitöris 
ſchen Lehren und Predigten angereizt werden. Wenn fie vor Gericht 
oder Rath etwas zu ſchaffen haben, fol fid) Niemand ihrer anneh⸗ 
men, außer ihre Vögte und Verwandten. 8) Die Feiertage follen 
nad) dem ergangnen Mandate gehalten werden, defgleichen die Auf- 
fahrt, Frohnleichnam, St. Frivolin’s, St. Hilarius’ und Allerhei- 
figen Tage; auch foll die Näfelfer Fahrt (Schlachtfeier) wie von 
. Alters ber begangen werden. 9) Eheftreitigfeiten zwifchen Altgläu« 
bigen find bei dem hergebrachten Cbifchöflichen) Ehorgerichte anzu⸗ 
bringen und ebenfo iſt e8 zu halten, wenn die beiden Perſonen ver- 
ſchiedenen Belenntniffen angehören. Reugläubige mögen einander 
darum belangen, wo e8 ihnen gefällt. 10) Die vorgefallnen Un- 
orbnungen, weldje aus unehrbaren und läfterlihen Reden der Prä- 
difanten und Meßpriefter entfprungen, follen vergefien feyn; nur 
follen der Pfaffe von Werdenberg’D) und Erhard Meyer's Sohn 
beftraft werden 9). — Durch diefen Vertrag wurde der Eonfeffionelle 


> Nah Salat hatte berfelbe in einer Predigt die Meſſe eine Keberei und 
Gauklerei gefholten und gefagt, die aufgehobne Hoftie fey nicht mehr werth als 
ein bürrer Kühdreck“, den man auf die Matte führe. 

24) rk. v. 21. November, vidimirte Abfchrift (ausgeftellt, nachdem das 
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Hader im Lande Glarus für einmal beigelegt. Die V Orte mußten 
es zugeben, daß der größere Theil der Glarner der Reformation zu⸗ 
getban blieb; aber fie febten es durch, daß die fatholifch gebliebne 
Minderheit eine Sonderftelung erhielt, in Folge deren Streitigfeiten 
zwifchen den beiden Konfeffionen nicht von der Landsgemeinde ober 
den Räthen durch Mehrheitsbefchlüfie entfchievden werden durften, 
fondern auf dem Wege des Vertrages zu regeln waren. Das if bie 
formale, auf Jahrhunderte hinausgreifende Bedeutung des, in 
feinen Beftimmungen fonft wenig erheblichen Religiondvertrages 
von 1532. 

Bierundzwanzig Jahre lang lebten nun die beiden Konfeffionen 
friedlich und einträchtig neben einander, bis durch die Unbefonnen- 
heit Matthias Bodmer's von Zürich, Predigers zu Betſchwanden 
und Linthal, neue, langwierige Zerwürfniffe entflanden. Wie in 
Schwanden, fo war aud in Linthal die Meſſe eingegangen und 
die Altgläubigen dafelbft befuchten mit den Reugläubigen die Pre⸗ 
digt; aber die Ausfälle, welche fid) Bobmer auf der Kanzel gegen 
den katholiſchen Glauben erlaubtes®), verlegten die Anhänger des⸗ 
felben, fo daß fie nun die Wiederherſtellung der Mefle forderten. 
Die V Drte, zur Einmifchung in diefe an ſich unbedeutende. Sache 
ſchnell bereit, ſchicken im Auguft 1556 eine Gefandtfchaft an bie 
Landsgemeinde von Glarus mit dem Begehren, es folle, gemäß ber 
Zufage von 1531, die Meffe in Schwanden und Linthal wieder aufs 
gerichtet, Bodmer aber aus dem Lande gewiefen werben. “Die 
Landsgemeinde beſchloß: in Linthal fey fofort wieder ein Meßpriefter 
anzuftellen; Schwanden betreffend erfuche man die V Orte, ſich mit 
der Berficherung zu begnügen, daß aud) dort wieder ein Briefter an⸗ 
geftellt werden folle, fobald Jemand die Mefle begehrte, was der- 
malen durchaus nicht der Fall fen; der Prediger Bodmer folle wegen 
feiner Angriffe auf den alten Glauben, wenn ſolche erwiefen werben 


Driginal verloren gegangen, von der Tagfapung zu Baben am 14. Sept. 1623) 
im Archiv Glarus; gedrudt bei Faßbind IV. 309, 

5) Dach einem Auflage Aeg. Tſchudi's im Archiv Schwyz waren es na⸗ 
mentlich folgende Behauptungen, welche Aergerniß erregten: 1) Das Faſten fey 
von dem Mönche Montanus eingeführt worben, den ein Koncilium als Ketzer 
habe verbrennen laflen. 2) Wenn man einen Eid fchwöre, fo bürfe man nur 
Gott anrufen, denn wenn man and die Heiligen anrufe, fo fhmälere man 
Gottes Ehre und feße andere Bötrer neben Gott. 3) Die Vorfahren hätten das 
Gyangelium nicht jo Har vor fich gehabt, wie man es nun babe; fonft würden 
fie e8 mit Freuden angenommen haben. 





d 
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ldanen, beſtraft werben; was in Zufunft ein gemeines chriſtliches 


Eoneilium feſtſetzen möchte, dem wollen die Glarner nadjleben,; wie_ 
gemeine Eidgenoſſen übereingeflommen:). Nur wenige Wodjen 
tießen die V Orte die Sache anftehen; dann f&hidten fie, nachdem 
fie von den benachbarten Urnern vernommen, daß die Meſſe in Lin- 


thal noch nicht hergeſtellt und Bodmer nicht beftraft worden ſey, von 


einer Tagſatzung zu Luzern aus ein heftiges Schreiben nad) Glarus, 


in welchem ſie ihre frühern Forderungen erneuerten und damit bie 


Erklärung verbanden, daß, wenn biefelben binnen. 14 Tagen nicht 
volfftändig erfüllt werden follten, fie darin einen Friedensbruch er⸗ 
bliden würden>). Sofort wurde auf den 2. November eine Lands⸗ 
gemeinde einberufen, weldye beihloß, es folle durch eine befonvere 
Abordnung, aus vieren der angefehenften Männer beider Konfeffio- 
nens®) beftehend, den V Dxten die Antwort überbradyt werben, daß 
man der Zufage von 1531 getreulich nadjleben wolle und, wenn 
dieſes bis dahin in einzelnen Punkten nicht gefhehen, dafür um Ver⸗ 
geihung bittes®). In Lintbat wurde num wirklid) ein Meßpriefter 
angefielt und die Kirche auf's neue dem Eatholifchen Kultus ge= 
weiht. Da es für Schwanden nidyt möglid war, einen eiguen 
Briefter zu erhalten, fo wurde Dekan Schuler in Glarus erfudht, 
dort Mefle zu leſen; e8 wohnten verfelben aber, obſchon dem Be⸗ 
fuche keinerlei Hinderniffe in den Weg gelegt wurden, aus ber gan⸗ 
zen Gemeinde nie mehr als vier Perfonen bei, oft fogar nur eine, 


”) Abſcheid was wir Landtaumaun vud gentein Lanudtlüth zu Glarus vff 
anbringen vunfer getrüwen lieben alten Eydtgenoſſen, der fünf nachbenempten 
ortben Lucern, Uri, Schwitz, Bnuderwalden vnnd Zug Naths Botten zu Gla= 
rus vor vnſer Lanndsgemeind antwurt geben, vff Sontag vor Bartholomei Im 


r vlviten Jare“ in der Schuier’fhen Aktenſammlung (Originalien und gleiche 
zeitige Abfchriften enthaltend) auf der Glarner Landesbibliotkef. — Mas das 
Concilium betrifft, fo bezog fi die Zufage darauf, daß 1549 bie refornirten 
Städte den VIEL Fatholifchen Orten erflärt hatten: „Wann durch die gnab Gottes 
zu erfindung gottliher warheit ein allgemein fry fiher Chriſtenlich 
Goncilium gehalten, das ſy was dar Inn dur unleitung bes Heiligen 
Geiſtes, allein mit Rechter Heiliger Biblifher gefhrifit, alte vnd 
Nüws Teftaments, Chriftenlich erfhennt vnd befcloflen werde, gehorfanflih an 
zenemnun, Vnd fi) von der Heiligen Kirchen Chriſti beheinerley weg abfünberen 
Erpũttig. 

27) Ark. vom 27. Oktober in der Schuler'ſchen Aktenſammlung. 

s) Den Landammännern Banlus Schuler und Joachim Bäldi, dem 
Statthalter Aegidins Tfhudi und dem Vogt Franz Mad. 

») „Bufag den fünff Orthen geſchechen an aller Seelen Tag Ao. 1556” in 
der Schuler'ſchen Aktenfammlung. Das Original liegt im Staatsarchiv Luzern. 
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ja bisweilen gar Niemand außer dem von Glarus mitgebrachten 
Siegrift. So berichtete mit dem Beifügen, daß beide Konfeffionen 
in Glarus „von Gottes Gnaden wohl einig und freundlich mit ein- 
ander leben und handeln“, den Boten der V Orte am 1. Yebruat 
1557 %) ver katholifche Statthalter Aegivius Tſchudi, der Geſchicht⸗ 
fehreiber der Eidgenoflenfhaft, welcher fpäter fo fchroff gegen feine 
evangelifchen Mitlandleute auftrat. Gleichwohl ertheilten auf diefen 
wohlgemeinten Vortrag die V Orte keine beftimmte Antivort, ſon⸗ 
dern behielten ſich dieſelbe für fpäter vor. Als dann Dekan Schuler 
nicht länger mehr einen von Riemanden befwchten Gottesbienft in 
Schwanden halten wollte, wurbe auch dieſes an der badiſchen Jahr. 
rechnung von 1558 den V Orten augezeigt mit der Bitte, die 
Schwandner für entichuldigt zu halten und fie unnüßer Koften zu 
entheben. Auch hierauf erfolgte feine Antwort; dagegen verlautete 
von großem Unwillen, der in den V Orten herrſchte, fo daß fich der 
Rath zu Glarus veranlagt ſah, im September 1559 ein begütigendes 
Schreiben an diefelben zu richten, mit der Anzeige, daß neue Schritte 
gethan worden feyen, um einen Meßpriefter für Schwanden zu ge⸗ 
winnen®). Wirklich gelang es, einen foldyen zu belommen, allein 
da auch zu dieſem Riemand in die Kirche ging, fo entfernte er ſich 
wieder 9). Unbegründete Befchwerden über Mißhandlung von Prie⸗ 
ftern, über Benaditheiligung der Katholiten in Glarus: dei Verge⸗ 
bung der Aemter u. f. w.*®) vermehrten die gereizte Stimmung ber 
V Orte, und die Beforgniffe der reformirten Glarner vor thätlichem 
Einfchreiten derfelben waren keineswegs unbegründet, denn ſchon 
im November 1559 verabredeten Luzern, Uri, Schwyz und Unter- 
walden eine vollftändige friegerifche Organifation, nad) welcher im 


“) Abſchied eines Tages zu Baden in der Tſchudi ſchen Abſchiebeſammlung. 

em urk. in der Schuler'ſchen Aktenſammlung. 

N Anımann Schuler in Schwanden ſchrieb im November an Landammann 
Arnold in Uri: „Wir haben — ein Prieſter vffgeſtellt, vemfelben nichtz dann alle 
zucht und ehr bewiſen, wie Ir dz von denen fo vwers glonbens find, vnnd och vom 
Briefter ſelbs mit der warheit erfinden wurden, dz eraber meß halten vmb dz das nie: 
manf darzn gangen, Was fan man uns, die der Lanndeitiden und ouch unfer Vers 
trag daruor geſchirmt, zu folichen nöten? Gs find doch des die eignen Lüth in den 
gemeinen Bogtyen gefryet und vobedingt.“ Ebenda. 

*) Inſtruktion für Ammann Schuler auf den Tag zu Baden am 10. Dezember, 
ebenda. Ein Schreibensentwurf vom November (ebenda) weist zu Widerlegung der 
zweiten Beſchwerde darauf hin, daß nicht Bloß der regierende Landammann (Negi- 
vius Tſchudi), fendern auch die Laudvögte in Thurgau, Surgane nnd Gaſter Ka⸗ 
tholifen waren. 
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Ganzen 1500 Mann und 11 Geſchuͤtze in's Feld geſtellt werden ſoll⸗ 
ten, unter einander). Blieb auch dieſe Vereinbarung den unbe⸗ 
theiligten Orten unbekannt, fo iſt es doch begreiflich, daß fie bei der 
waltenden Mifftimmung Allem aufboten, um einen gewaltfamen 
Ausbruch zu verhüten und daher wiederholt auf eidgenoͤſſiſchen Tag- 
fagungen die V Orte zu gütlicder Erledigung des Spans aufforder- 
ten®®), bis legtere endlich auf den 2. Oktober 1560 den Glarnern 
nad; Einfieveln einen Tag anfesten. Auf diefem Tage, welchem 
Boten der fieben unbetheiligten Orte, Graubünden’S, Des Abts und 
ber Stadt St. Gallen beimohnten, erflärten die V Orte die Zufage 
von 1531 für gebrochen und behaupteten, es treten nun die frühern 
Zufagen wieder in Kraft, nad) denen das ganze Land Glarus zum 
alten Glauben zurüdzufehren habe. Diefer Forderung gegenüber 
ſchlugen die evangelifchen Glarner das eidgenöffifche Recht vor, 
aber die V Orte wiefen mit hoͤchſtem Unwillen dag Rechtsbot ab*®) 
und wollten nicht einmal verfprechen, ſich der Thätlichkeiten zu ent⸗ 
halten ? ). Da bierauf ein neuer Tag nad) Baden auf den 28. Ob 
tober °®) ausgefchrieben wurde, fo erklärten fie hier, fie können bie 
teformirten Glarner, welche Bünde und Zufagen an ihnen gebro⸗ 
den, nicht mehr als ihre Eidgenoffen anerkennen; fie werben daher 
auf keinen Tagleiftungen mehr mit denfelben figen nod) in den Vog⸗ 
teien fernere Gemeinſchaft mit ihnen haben, fondern ihnen die Bun⸗ 


*) Abſchied im Staatsarchiv Enzern (Abichrift in den Heer. Sanıml.) In Ber: 
binbung damit fcheint zu flehen ein geheimes Projekt für vollſtaͤndige Aenderung ber 
Verfaſſung und Regierung in Glarus nach erfolgter Befeßung des Landes durch bie 
VDrte, welches unter dem Titel: „Was die Nümwgläubigen Glarner geloben und 
dem nachkommen müflent, Anno 1550” fich ebenda findet und offenbar von einem 
fatholifchen Glarner verfaßt feyn muß. Ferner liegt im Archiv Schwyz ein datum⸗ 
Lofer Entwurf einer förmlichen „Abfagung” an Evangelifch-&larus von Aeg. Tſchu⸗ 
bi’8 Hand, der wohl in die gleiche Zeit fällt. 

*) Abſchiede vom 411. Dezember 1559, 5. Februar, 7. Mai, 24. Juni 1560 in 
der Schuler'ſchen Aktenfanımlung. 

*) Saller, Fortſetzung von Bullinger's Ehronit, Manuffr. der Blarner 
Landesbibliothek. — In den Befchwerben der V Orte (im Staatsarchiv Luzern) heißt 
es: „Wie wurbt an uns V Orten ghalten oder was nußet Uns üwer von Glarus Zu⸗ 
fagen, wenn mitiler Zyt im Ball by uch von vnſer alten Religion die zu Glarus, 
Mäffels und Linthal auch alfo fagen möchtenn es begärte ber Meß Niemandt und hie⸗ 
mit die alt Religion by üch gar ze Grund gieng. Dann was jeßt zu Schwanben ges 
ſchechen, möchte hernach glicher Geftalt von den andern fürgenommen werden.” 

N Schreiben Zürih's an Appenzell, Zellw. Geſch. IU. 1. 425. 

*) Abſchied in ber Schulerrihen Aktenfamımlung und, nad) dem Original im 
Staatsarchiv Zürich, in den Heer. Samml. 
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beshriefe zurückgeben. Man fieht, die katholifche Schweiz ließ es 
an energifchen Mitteln nicht fehlen, um den, wegen feines Antheils 
an den gemeinen Herrſchaften wichtigen Stand Glarus wieder ganz 
für fid) zu gewinnen. Begreiflicher Weife wollten indeſſen die evan⸗ 
gelifchen Glarner fidy nicht aus dem Bunde drängen laffen, fondern 
wiederholten ernſtlich das Begehren, daß über den Streit das Recht 
walte®). Die Bermittlungsvorfchläge, welche Boten der ficben 
unpartheiifchen Stände am 13. Januar 1561 aufftellten, wurden 
auf Anfuchen der katholifchen Glarner von den V Orten zurüdge- 
wiefen"°) und nur die Warnungen, welche ihnen von der Kirchen⸗ 
verfammlung zu Trient zulamen, hielten fie von bewaffnetem Ein- 
fchreiten ab. Den von der Landsgemeinde zu Glarus gewählten 
Landvogt in die freien Aemter wollten die V Orte nicht aufreiten 
laſſen, weil er ein Neugläubiger war. Die Schiedsorte erfuchten 
die Ölarner, dem Frieden zu lieb das Amt einem Katholiten au über- 
tragen, allein die Landsgemeinde weigerte ſich, eine neue Wahl zu 
treffen =). In Schwyz und Unterwalden war die Stimmung fo 
Eriegerifch, daß zu Sarnen vor der Landsgemeinde, zu Schwyz aber 
vor gefeßnem Rathe am 23. Oftober Boten von Luzern, Uri und 
Zug erfhhienen, um von einem Auszuge gegen die neugläubigen 
Glarner ohne einftimmigen Beſchluß der V Orte abzumahnen”). 
Um dieſe Zeit nämlich wurde in Einfiedeln wieder über den Streit 
getagt, da fid) die V Orte auf Anfuchen der unparthelifchen Stände 
wenigftend dazu herbeigelafien hatten, die Borfrage, ob fie ſich 
mit den evangelifchen Glarnern trog ihres Zugeftänpnifies, daß 
frühere Zufagen nicht völlig gehalten worden, in's Recht einzulaffen 
hätten, ſchiedsrichterlich austragen zu laſſen. Die vier Zugeſetzten 
— zwei von Url und Schwyz, und zwei evangelifche Glarner — 
ſchlugen, um einen Rechtsſpruch wo möglich zu vermeiden, über bie 
Steeitpuntte felbft Bergleichsmittel vor, weldye aber nicht bloß den 


“) Klagefchrift vom 29. November 1560 bei Haller a. a. O.: „Ge ift auch 
bißhar under ung Gidtgenoffen nicht bräuchig gewefen, das man vnib fpännige Sa- 
hen einander die Bündt folte hinauf geben, fonder das Recht darum brauchen.” 

’*) „Früniliche mittel”, Bedenken der altgläubigen heimlichen Räthe zu Glarus 
gegen biefelben, und Schreiben der V Orte vom 13. April im Archiv Schwyz. Dal. 
Zellw. a.a.D. ©. 428. 

a) Schreiben von Räthen und Yandleuten „des merentheils“ vom 16. Juli im 
Ardiv Schwyz. 

’) Url. im Staatsarchiv Luzern (Abſchrift in den Heer. Samml.) und im Ar⸗ 
div Schwyz 
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Katholiten in Glarus nicht gefielen, fondern auch von der evangeli⸗ 
ſchen Landsgemeinde am 30. November als zu hart verworfen wur⸗ 
- den’. 1562 wollte Schwyz nun aud) den von Glarus gewählten 
Bogt in's Gafter, Andreas Freuler, obſchon einen Katholiken, nicht 
anerkennen, weil er den Neugläubigen günftig fey”®), und eine 
Mahnung, weiche zu Gunften defielben die Boten aller eilf unbe⸗ 
theiligten Orte von der Badener Jahrrechnung aus an Schwyz er- 
ließen), blieb ohne Erfolg. Zu Ende Juli’8 wurde in Einfieveln 
wieder ein Rechtstag gehalten, auf welchem indefjen bie vier Schieds⸗ 
rihter in ihren Urtheilen zerfielen und über die Wahl eines Ob⸗ 
manns ſich nicht vereinigen Eonnten. &8 fpradyen naͤmlich die Zu⸗ 
gefeßten der evangelifchen Glarner, die V Orte feyen nach den 
Bünden und dem Landfrieden gehalten, fid) mit ihnen, in's Recht 
einzulaffen; diejenigen der V Orte hingegen erkannten, fie feyen bes 
fugt gewefen, ven Glarnern die Bünde aufzufünden und von Tag- 
faguingen und Vogteien diefelben auszufhließen 12). Im März 
1563 gelang es dann einer Tagſatzung zu Baden, die beiden Bar- 
theien wenigfteng dahin zu vereinigen, baß fede berfelben zu ihren 
zwei Jugefegten noch zwei aus den unbetheiligten Orten nahm: 
die evangelifchen Glarner von Zürid) und Bern, die V Orte von 
Freiburg und Solothurn. Dieſe acht Schiedsrichter brachten an 
einem neuen Tage zu Baden (24. Mai) nach Anhörung beider 
Bartheien Vergleihsmittel zu Standes), welde von Evangelifdj- 
Glarus fofort angenommen wurden. Auch in den V Orten, na= 
mentlich in den entferntern Kantonen Luzern und Zug, begannen 
Viele, die des Handeld müde waren, fi) zur Annahme der Mittel 
hinzuneigen; anders aber dachten die katholifchen Glarner und an 
ihrer Spige Aegidtus Tſchudie), welcher in Yolge von Beleidigun⸗ 








”) Ark. vom 17..und 30, Nov. im Arhiv Schwyz. Schuler’fche Aftenfammlung. 
2) Schon im November 1560 hatten ihn die V Orte befhuldigt, daß er auf 
beiden Achſeln trage. Sihreiben an Rutholifch «Glarus im Archiv Glarus. Und 
Meg. Tſchudi fehreibt von ihm am 6. Mai 1562: „unfere Nöwglöubigen habend 
inne denen yon Schwiz zum troß zum Vogt in's Safter geben, da er doch den Rüw⸗ 
ghubigen Lib und Gut zugefagt.” Brief an den Abt von Ginfiebeln bei Bogel ©. 


2 Schreiben vom 27. Juni im Archiv Schwyz. 

a) Schwyz an Rath. Glarus, 2. Auguft, ebenda. 

22) „Guůͤttliche Mittel” in der Schuler’fchen Aftenfammlung. Bol. Abſchiede 
vom 14. März u. 24. Mai 1563, Vertrag von 1564, f. unten. 

’*) Schon im Juni ſchrieb er feinem Schwager Sandammann Shorno in 
Schwyz: Wenn die armıen Mittel follten angenommen werden, ſo würben wir altz 
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"gen, bie ihm von Seite der Evangelifchen widerfahren, nun eine 
weit gereiztere und befangnere Stellung als früher in dieſer ihn fo 
nahe berührenden Streitfache einnahm. Der Eifer für die Erhal- 
tung des alten Glaubens in feinem Heimathlande verbunfelte den 
fonft fo helfen Berftand des berühmten Gefchichtfchreibers fo fehr, 
daß er Forderungen ftellte, welche mit der hergebrachten demokrati⸗ 
fhen Berfaffung ſich niemals vereinigen ließen; über dem tiefen 
Kummer, den ihm das fortwährende Umſichgreifen der neuen Lehre 
bereitete, vergaß er, daß in einem freien Rande auch dem Glauben 
fid) keine Gewalt anthun läßt. So verlangte er, die V Otte follen 
in erſter Linie darauf beharren, daß die evangelifchen Glarner ſich 
den Befchlüffen des Konziliums von Trient unterziehen müflen; in 
zweiter Linie, fall8 Luzern, Zug und Urt hierauf nicht eingehen 
würden, follen fie darauf dringen, daß die Hälfte der Obrigfeit zu 
Glarus von den (der Zahl nad), wie Tſchudi felbft zugiebt, weit 
ſchwaͤchern) Katholifen an ihrer befondern Gemeinde zu beſetzen fey ; 
in dritter Linie endlich, wenn auch dies nicht erhältlich, follen fie 
begehren, daß wenigftens am Hauptorte Glarus fein reformirter 
Gottesdienſt mehr gehalten werden dürfe, zum Erfage dafür, daß 
man den Schwandnern die Meſſe nicht gegen ihren Willen aufprin- 
gen könne”. Was das Konzilium betrifft, fo enthielt: das Ver⸗ 
gleichsprojekt darüber die Beftimmung, daß, wenn durch Gottes 
Gnade ein gemeines hriftliches General-Konzilium’gehalten werben 
follte, die Glarner ven Befhhlüffen defielben in Sachen des Glaubens 
nachzukommen hätten, — eine Faffung, welche freilidy die Katholiten 
nicht befriedigen fonnte, weil die Reformirten das tridentinifche eben 
nidyt für ein „gemeines" Konzilium anfahen, fo daß nur neue Zwi⸗ 


gläubigen Glarner elender d’ran feyn als die Unterthanen in ben gemeinen Vogteien. 
Brief im Archiv Schwyz. 

?7) Brief vom 17. Dezember an venfelben, ebenda. Vergl. damit eine jrüher 
von Tſchudi verfaßte Denkfchrift ber „heimlichen Näthe” der Altgläubigen zu Glarus, 
ebenda, im welcher e8 u. A. heißt: „So — das Halb regiment den Nltgläubigen ver- 
langen wurd, Alsdann wurbind die Biderben füt vſſ Gaſteren, Welen und Vtzuach 
beit bas bim alten waren glouben gefchirmt mögen werden. Ouch Herr Apt von 
Eant Gallen bi den Sinen In Toggenburg und In Gotzhus den alten waren glou- 
ben deft bas genfinen, Vnd müßt alsdann nit in grofler gfar flan, fo fich etlich Gotz⸗ 
bus lüt In vngehorſame erzeigtind wie vormaln.” Auch wird in dieſer Denkſfchrift 
verlangt , daf von ber allgemeinen Amneltie die evangelifhen Ammänner Joachim 
Baͤld i und Gabriel Häſſi auszufhliegen fenen! Der Letztere wurde fonft zur fa- 
tholifchen Parthei gerechnet, aber fehon in einem Briefe vom 16. Oftober 1560 
(ebenda) bezeichnet ihn Tſchudi als einen „großen Verräther”. 
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ſtigkeiten uͤber die Auslegung zu beforgen warene). So kam es, daß 
Schwyz und Unterwalden, welche immer am entſchiedenſten auf 
der Seite der katholifchen Glarner geftanden waren, die Vergleichs⸗ 
mittel verwarfen, und ihre Boten erwirkten auch von der Landsge⸗ 
meinde von Uri am 23. Dezember") das Verfpredjen, ſich nicht von 
ihnen zu fondern. Demnad) brachten die Rathsgefandten der III Drte 
den Schiebsboten nad) Baden am 19. Januar 1564 °%) die gemein- 
fame Antwort, daß fie Die geftellten Mittel nicht annehmen könnten, 
vielmehr darauf beharren müßten, daß fid) die Glarner dem, vor Kurs 
zem beendigten tridentinifchen Konzillum unterwerfen. Luzern und 
Zug hingegen .erllärten fid) an jenem Tage zur Annahme der Ber- 
gleichsmittel bereit, fofern nur gewiſſe Aenderungen daran vorgenom- 
men würden, welche pie Schiedsorte gerne bewilligten. &8 ift begreif- 
lid, daß die unter den katholifchen Ständen eingetretene Uneinigfeit 
im Allgemeinen ihre Korderungen etwas herabflimmte*"), und es 
würde die Einigung, für welche ſich die Schiedsorte durch eine be⸗ 
fondere Geſandtſchaft an die drei ÜUrftände ®2) und, zu Vermeidung 
eidgenoͤſſiſchen Bürgerfrieges, fogar der König von Frankreich in 
einem eignen Schreiben ®®) verwendeten, noch leichter erfolgt feyn, 
wenn nicht im Mai zwifchen Schwyz und den evangelifchen Glar- 
nern ein neuer Anftand fid) erhoben hätte. Schwyz naͤmlich wollte 
den von der Landsgemeinde nad) Utznach gewählten Bogt Fridolin 
Luchſinger, obwohl aud) er als Altgläubiger befannt war und ſchon 
zweimal diefe Bogtel verwaltet hatte, nur unter der Bedingung aufs 


9) Abſchied des Tages zu Baden vom 12. September. 

’) Urf. (abſchriftlich) im Archiv Glarus. 

») „Bnufrer der dryen Ortten — Vri — Echwyt — vnnd Vnnderwalden gſannd⸗ 
ten Anntwurt vif die letſtgeſtellten Badiſchen Mittel, Mittwochen vor Sebaſtiani — 
Anno b64iſten — zu Baden Inn Ergöw — den Schidorten geben,” ebenda. Abſchied 
ber Tagſatzung vom 6. Januar. 

”, Schwyz fhrieb am 29. März den „altgläubigen heimlichen Näthen zu 
Glarus”: „Dan wir leyder dermaßen zerrüttung finden, das nıan etwas mittel wirb 
müflen annemen bis das gott ein gelegnere Zit fügt.“ Urf. im Archiv Glarus. Und 
um die nämliche Zeit fchrieb Aeg. Tſchudi an Schwyz: „Wir find der ſachen der= 
maſſen ermädt, das wirs nit mer alfo erlyden fönnend noch mögen. Hinwider ift 
vnſer gegenparth gefterft durch die gutwillig verwilgung vnſer L. E. von Lucern vnd 
Zug, das fi der Sach wenig mer achtend. — Vnd die alfo billiher vns tröften fol- 
tend die ſchwechend uns, tund ſchier als ob fle ung nit fennind.“ 

22) Schreiben diefer Geſandtſchaft „au den Merentheil Landlüten zu Glarus“ 
vom 8. März in den Heer. Samml. Bol. Zellw. a.a.D. ©. 427. 

22) Urk. v. 28. Februar (abfchrirtlich) im Archiv Glarus 
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reiten laffen, daß er zuvor nad) Einfiebeln gehe, um da gu beichten 
und das Abenpmahl zu empfangen, und daß er dann entweder 
durch einen Eid zu Gott und den Heiligen oder duch Brief und 
Siegel fi) verpflichte, beim „alten, wahren, ungezweifelten chrift- 
lichen Glauben“ zu verharren bi8 an’8 Ende feiner Tage und in 
Freud’ und Leid zu feinen katholiſchen Mitlandleuten zu ftehen 4); 
eine Forderung, welche Glarus natürlich in keiner Weiſe zugeben 
konnte. An der badischen Jahrrechnung verlangte dann Schwyz 
nicht weniger als Folgendes: Glarus folle fid) den Beichlüffen des 
Konziliumsd von Trient gänzlid) unterziehen und nad) Belannt- 
machung derfelben die Pradikanten abftellen, die Kirchen aber wieder 
für den alten Kultus einrichten; wenn der Rath zu Glarus Glaus 
bensſchmaͤhungen von Seite der Evangelifchen nicht gehörig beftrafe, 
follen die katholiſchen Stände felbft Gewalt haben, die Altgläubigen 
bei der Billigkeit zu firmen; die Herrfchaften Utznach und Gafter 
follen die Glarner immer nur mit altgläubigen Bögten und Boten 
befegen 9). Die übrigen IV Orte hingegen nahmen nun die neuen 
Bergleihsmittel an, welche die Boten der Schiedsorte an einem 
Tage zu Baden im April geftellt hatten, und nachdem biefed aud) 
von der evangelifhen Landsgemeinde zu Glarus, auf die beftimmte 
Erklärung der Schiedsorte ), daß der Artilel wegen des Konzi- 
liums nicht bindend zu verftehen fey, am 30. Juni gefchehen war®”), 
fo wurde am 3. Juli 1564 zu Baden folgender zweite Religions— 
vertrag®®) aufgerichtet: 

1) Die frühern Zuſagen und Berträge bleiben in Kraft; doch 
fol, weil vermalen in Shwanden Niemand die Meſſe hören will, 


*) Schreiben von Schwyz an Glarus vom 26. Mai, ebenda. Die Rechtglän- 
bigkeit Luchfinger’s wurde darum bezweifelt, weil er in Schwanben wohnte und dert 
feit zwei Jahren bas Abendmahl von dem Präpitanten, wenn auch nach den Bor- 
fchriiten der katholiſchen Kirche, empfing. Schreiben von Evang. Glarus vom 11. 
Mai, von Rath. Glarus vom 14. Mai im Arhiv Schwyz. 

*) „Inſtruction und beuelch unfers getrümwen Landtammanns vnnd Pannerherrn 
Chriſtoffel Schornos vff die Jarrechnung gen Baden Anno 1564“, im Archiv Glarus. 

* Schreiben vom 27. Zuni in der Schuler’fchen Akltenſammlung. 

27) Inſtruktion für die Gefandten, ebenda. Sie werben beauftragt, beftimmt 
zu erklären, „das wir uns bezügen Niemant hoffnung bes Conciliums halb zegeben, 
dan fowil wir Im 5ögiften Jar den Herren von den Fünff Orthen gebenn.” Am 24. 
Juni hatte die Landsgemeinde ſich dahin ausgefprochen, daß fie „gang vnd gar Jun 
diß Trientifch Concilium nit bewillgen” wolle. Ebenda. 

) Urf. im Arhiv Glarus; gedrnckt bei Ant. Tſchudi Nichtigkeit u f. w. 
©. 4—42, wo indeflen auf ©. 41 flatt „ber fünf Orten“ u. f. w. zu lefen.ift; 
„ber Orthen Lucern, Ury, Vnderwalden u. Zug.“ 
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der dortige Prieſter, welcher mit 52 Sonnentronen jaährlich von der 
Gemeinde. zu befolven ift, in Olarus wohnen und hier den beiden 
andern Meßprieftern das Kirchenamt verfehen helfen. Sollten fpäter 
wieder etliche Landleute zu Schwanden der Meſſe begehren, fo haben 
die Altgläubigen in Glarus darüber zu entfcheiden, ob der Priefter 
fie dafelbft leſen folle, in welchem Kalle die Kirche wieder gehörig 
zu verzieren ift. 2) Wenn andere im erften Vertrage begriffene Kir⸗ 
hen, die feither entweiht worden, noch nicht wieder geweiht find, 
fo mögen die Altgläubigen diefes auf Kuften des gemeinen Landes 
thun. 3) Im Sleden Glarus follen, neben einem Praͤdikanten, 
zwei Meßpriefter angeftellt feyn, und wenn das Kirchengut zu deren 
Befoldung nicht hinreicht, fo fol diefe aus dem Lanpfädel ergänzt 
werben. 4 In der Kirche zu Glarus follen immer zuerft die Alt- 
gläubigen ihren Gottesvienft halten, jedody an Sonn⸗ und Feier⸗ 
tagen des Sommers um 8 Uhr, des Winters um 9 Uhr Vormittags, 

an Werktagen jeweilen eine halbe Stunde früher denfelben vollenden, 
damit Dann die Neugläubigen die Kirche beziehen mögen. 5) Was 
bis dahin die beiden Religionspartheien in Glarus gegen einander 
verbrochen, foll vergeffen und verziehen ſeyn; in Zukunft aber follen 
alle Schmähungen des Glaubens wegen vom Rathe ftrenge beftraft 
werden. 6) An der Räfelfer Fahrt ſoll je das eine Jahr ein Praͤ⸗ 
dikant, das andere Jahr ein Meßprieſter predigen. 7) Da die 
Glarner von Alters her Gott und der heil. Maria zu Ehren eine 
Kerze in Einſiedeln gehabt, fo foll dieſelbe aus dem Landfaͤckel be= 
zahlt werben. 8) Auch die Koften, welche den Altgläubigen in diefer 
Sache aufgelaufen find, fallen dem Lanpfädel zur Lat). 9) In 
ber Befeguug der Aemter follen die Neugläubigen in Glarus bie 
Altgläubigen auf redliche Weife berüdfichtigen, wie e8 bis dahin ge= 
fhehen if. 10) Was das Konzilium betrifft, fo überlaffen ſich die 
IV Orte der Hoffnung, daß die Glarner ſich gleidy ihnen ben Be— 
fhlüffen deſſelben unterziehen werden. 11) Die Bevogtung der 
Herrſchaften Utznach und Gaſter fol wieder wie von Alters her vor 
fi gehen und den Glarnern aus den zwei Jahren, während deren 
fie Gafter nicht verwalteten, fein Nachtheil erwachfen. 129) Es foll 
auch den Angehörigen aus diefen Bogteien, welche ſich der einen 
oder andern Parthei angehängt haben, Alles verziehen feyn; vor= 


») Diefe Beſtimmung enthielt wohl nichts Demüthigendes für die Gvangeli= 
fen; denn ihre Koften waren, da fie überall die Mehrheit hatten, immer aus dem 
Landfädel beftritten worden. Schreiben Aeg. Tſchudi's vom 17. Dez. 1563 ine 
Archiv Schwyz. 
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behalten jedoch Religionsſachen, deren Beftrafung den Schwyzern 
überlafien bleibt. 13) Zu Verhütung fünftiger Zwiſtigkeiten follen 
die Glarner nad) Utznach und Gafter nur foldye Voͤgte ſchicken, die 
nichts gegen die Religion und gegen die beftehenden Verträge unter- 
nehmen. 14) Endlich follen die V Orte den Zorn und Unwillen, 
welchen fie gegen die evangelifcyen Glarner gefaßt, gänzlich fallen 
lafien und fie von eidgenöffifhen Tagen und der Mitbeherrfchung der 
gemeinen Vogteien nicht länger ausfchliegen %). 

Der Standhaftigkeit der evangelifchen Glarner, weldye in Zü- 
rich und Bern ihren Rüdhalt fanden, war e8 gelungen, ihren Olaus 
ben und die hergebradhten Rechte ihres Landes zu retten. Der 
Hauptzwecdh, den die fatholifchen Stände während des achtjährigen 
Zwiſtes im Auge hatten, war nidyt erreicht; denn der Artikel des 
Vertrages, welcher fid) auf das Konzilium bezog, war eine nichts⸗ 
fagende Phrafe. Gleichwohl mußten mit Bezug auf die untergeorb- 
neten ragen, weldhe den Etreit zunächſt veranlaßt hatten, bie 
evangelifhen Glarner manche läftige Verpflichtungen auf ſich neh- 
men, welche zum Iheil noch fortbeftehen. Man hätte daher füglich 
aud) von Schwyz die Annahme des Vergleiches erwarten dürfen, 
zumal an der Landsgemeinde vom 6. Auguft 1564 Boten von Lu⸗ 
zern, Uri, Unterwalden und Zug erfchienen, welche es an ben ein- 
dringlichſten Vorftelungen zu dieſem Zwecke nicht fehlen ließen. Allein 
unter dem Einprude neuer Vorftelungen von Seite der katholiſchen 
Blarner?') erklärte die Landsgemeinde, fie könne die Vergleichs⸗ 
mittel einftweilen nod) nicht annehmen, fondern wolle erwarten, ob 
nicht die neugläubigen Glarner ihrem Verfprechen gemäß den Be- 
fchlüffen des Konziliums ſich fügen werden; in Betreff des Vogts 
Luchſinger beharrte fie auf der geſtellten Forderung“). Nachdem 
indeffen die umbetheiligten Orte nad) Inhalt der Bünde Schwyz 
förmlich gemahnt hatten, die Glarner bei ihren Freiheiten und Bün— 
den ungeftört verbleiben zu laffen und nichts Gewaltthätiges wider 





”) Berl. Abſchied der Badner Jahrrechnnng: „Daruf fo habent die vier Ort 
vn ſer Eydtgnoſſen von Glarus nad luth des leßten Artikels wivernmb In Pündt, 
Landtofriden und zu Iren lieben Eydtgnoſſen vi vnd angenommen.” 

1) Schreiben Aeg. Tſchudi's an feinen Schwager Echorne ohne Datum, jes 
doch dem Inhalte nach von Juli oder Auguft 1564, im Archiv Schwyz. 

93) Portrag der Gefandten und Antwort der Kandsgemeinde im Archiv Glarus. 
In Erſterm wird u. N. die Hoffnung ausgebrüdt: „ob Gott wil wirbt man hinendes 
durch ein geſchickten Prediger und mitt erhalltung alter Eriftenlicher Cerimonien vnd 
Gotzdienſten die verloren Schafft widerumb zum allten Eriftenlichen glouben mitt 
Rätter Griitenlicher underwnßung In ein Schaffitall bringen.” 
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fie vorzunehmen*®), fo erklärte die Gefandtfchaft diefed Standes 
endlich auf der Tagſatzung vom 27. Oktober: ): wenn Schwyz aud) 
dem Vergleiche nicht beitreten könne, fo wolle e8 doch den Bogt 
Luchfinger unter der Bedingung, daß er nichts wider den: alten Glau⸗ 
ben handle, in Utznach aufreiten laſſen und in Zukunft aud) an den 
Tagfagungen neben den evangelifchen Glarnern figen. So endete 
ein Zerwürfniß, weldyes fünf Jahre lang die ganze Eidgenoflenfchaft 
in Bewegung gehalten und fie an den Rand des Bürgerfrieges ge- 
bracht hatte. 

Erſt um die Zeit, als der dreißigiährige Krieg in Deutfchland 
ausbrach und zugleich die blutigen Wirren Graubünden's die Schweiz 
bewegten, finden wir aud) im Lande Glarus wieder die beiden Reli- 
gionspartheien in neuen Streitigkeiten begriffen. Schon 1614 waren 
diefelben der Tagfapung vorgetragen und von diefer umfonft eine 
- gütliche Ausgleihung verfucdht worden). Das Original des Ber- 
trages von 1532 war verloren gegangen und die Katholifen vers 
langten beflen Wiederherftelung nad) glaubwürdigen Abfchriften 
namentlich, wegen der darin enthaltenen Beftimmung, daß Eheftrei- 
tigfeiten zwifchen zwei PBerfonen verſchiedener Konfeffton immer in 
Konftanz auszutragen feyen, welche die Evangelifchen nicht mehr 
anerfennen wollten. Zugleich beklagten fidy die Eatholifchen Glar⸗ 
ner darüber, daß fie von ihren evangelifchen Mitlandleuten, weldhe 
an der Landsgemeinde die Mehrheit bildeten, bei der Befehung der 
Landesämter, Vogteien und Geſandtſchaften fortwährend benad)- 
theiligt, aud) an dem Abfchluffe vortheilhafter Verträge über fremde 
Kriegsdienite verhindert würden. Die Tagfatung wies die Sache 
an vier Schiedsrichter, zwei von Zürich und zwei von Luzern. 
Diefe erfchienen im November 1620 in Glarus, wo fte die beiden 
Partheien anhörten und ihre Urkunden einfahen, und ſchlugen dann 
an einem Tage zu Bremgarten im Herbft 1621 VergleichSmittel vor, 
welche aber von beiden Theilen verworfen wurden. Da nun bei ei⸗ 
ner neuen Zufammenfunft in Rapperswyl im Februar 1622 ein 
Rechtsſpruch zu fällen war, fo gingen bie Schiedsrichter in ihren 
Urtheilen auseinander: bie beiden Zürcher nämlich wollten über aus⸗ 
wärtige Kriegszüge und Befegung der Aemter einfach die Mehrheit 
an der Landsgemeinde und in den Räthen, den Beftimmungen des 


*) Badner Abfchteb vom 24. Auguft im Archiv Glarus. 
*) Badner Abfchied ebenda. 
9) Jahrrechnungsabſchied ebenda. 


\ 
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Lanpbuches gemäß, entfcheiden lafien, währenn der Spruch der bei⸗ 
den Luzerner über dieſe zwei wefentlichen Punkte bereits diejenigen 
Beftimmungen enthielt, welche wir nachher im Vertrage wiederfin- 
den, ausgenommen baß nad) demfelben jede Konfeſſion abwechfelnn 
zwei Jahre lang den Landammann haben follte®). Da nun jede 
Religionsparthei in Glarus das Urtheil der Schiedsrichter von ihrer 
Konfeffion annahm, fo blieb auf dieſe Weife die Sache unausgetra- 
gen. Im Frühlinge 1623 erſchienen im Auftrage der V Orte Ges 
fandte von Uri und Schwyz in Glarus, um ber gemeinen Landsge⸗ 
meinde die Annahme des Urtheild der Luzerner Schiedsrichter zu 
empfehlen. Die Evangelifchen übergaben ihnen ſchriftlich ihre Ein- 
mendungen gegen daffelbe; die Katholilen fuchten diefe Antwort⸗ 
fchrift zu widerlegen und baten Schwyz, darauf hinzuwirken, daß 
an ver Tagſatzung die Mehrheit der Stimmen für das Luzerner Ur- 
theil entfcheide***). Die Jahrrecjnungstagfagung wies die ſaͤmmt⸗ 
lien Streitpuntte an einen, aus Gefandten von Züri), Bern, 
Luzern, Url, Schwyz, Bafel, Freiburg und Schaffhauſen beftehen- 
den Ausſchuß, welcher nad fünftägiger Sigung am 7. Juli einen 
Vergleich zu Stande brachte. Obſchon beide Konfeffionen im Aus⸗ 
ſchuſſe gleich ftark vertreten waren, fiel Diefer Vergleich noch offenbar, . 
wahrfcheinlich der allgemeinen Zeitverhältniffe wegen, im Ganzen 
fehr zu Ungunften der Evangelifchen aus; gleichwohl wurde er von 
beiden Partheien angenommen und darauf am 14. September bes 
ſiegelte). Folgendes find die Beftimmungen biefes dritten Reli- 
gionsvertrages: 

1) Der Bertrag von 1532 ſoll wiederhergeftellt werden und in 
Kräften verbleiben; doch follen Eheverfpredyen zwiſchen Berfonen 
beider Glaubensbefenntniffe jeweilen von dem Richter der beflagten 
Barthei beurtheilt werden. 2) Perfonen, welche in zu nahen Ver⸗ 
wandtfchaftsgraden einander heirathen, entgehen der weltlichen 
Strafe, wenn fle vor dem Bollzuge der Ehe eine Dispenfation von 
Seite ihrer kirchlichen Obern beibringen. 3) An Kirchen und fromme 
Stiftungen fol Niemand mehr als den zehnten Theil feines Gutes 
vermacdhen mögen, ausgenommen SBerfonen, welche keinerlei Bluts- 
verwandte haben. 4) Die Kriegszüge follen jedem Religions- 
theile vollig frei fliehen, fo daß jeder Theil mit ver Mehrzahl feiner 
Religionsverwandten in der Eidgenoſſenſchaft ausziehen, aber auch 


°%) Urtheile vom 27. Februar 1622 ebenda. 
a) Urfk. v. 23. Main. 2. Juni im Arhiv Schwyz. 
) Arf. im Archiv Glarus. 
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feinen Angehörigen berartige Auszüge verbieten mag. 5) Für die 
Befepung der Landesämter und Gefandtfchaften wird fol- 
‚gende Abtheilung gemadt: Der Landammann fol je drei Jahre 
der evangelifchen und je zwei Jahre der katholifhen Konfeffion an⸗ 
gehören, die andere Glaubensparthei aber inzwifchen den Statthalter 
haben. Den Pannerherrn, weldyer, wenn er fid) ehrlich hält, le⸗ 
benslänglidy im Amte bleibt, foll man umgehen laflen; die Kon⸗ 
feſfion, weldye ihn nicht hat, mag inzwifchen ihm einen Vortrager 
beiordnen. Jede Glaubensparthei ernennt einen Landshauptmann 
und einen Landsfähndrid. Sedelmeifter, Landweibel und Lands⸗ 
baumeifter ſollen jeweilen ſechs Jahre dem evangelifchen und hierauf 
rei Jahre dem katholifchen Religionstheile angehören. Die Evan- 
geliſchen follen zwei, die Katholiten einen Landſchreiber wählen und 
auf gleiche Weife foll es mit den Landläufern gehalten werden. “Die 
Vogteien follen jeweilen zweimal von den Evangelifchen und das 
prittemal von den Katholifen befept werden. . Die Jahrrechnungen 
zu Baden fowie andere Tagfapungen find von jedem Religionstheile 
mit einem Gefanbten zu beſchicken; ebenfo ift e8 bei Botfehaften an 
auswärtige Fürften zu halten. In den Rath; wählen die Katholifen 
zu den 12 Mitgliedern, die fie bereitS haben, noch drei, und zwar 
frei aus allen Kirchhören?®) ; in's Neunergericht ernennen fie Drei 
und in's Fünfergericht zwei Redjtfpredyer. Jede Religionspar- 
thei trifft Die ihr nad) diefen Beftimmungen zuſtehenden Wahlen 
in befondern Berfammlungen; aud) nimmt jeder Theil für fid), 
und zwar in gleicher Anzahl, neue Landleute an. Nichtsdeſto⸗ 
weniger verbleibt das Land unter einer gemeinfamen Obrigfeit, fo 
daß die von den Konfeffionen gewählten Beamten der gemeinen 
Landsgemeinde vorzujtellen und von dieſer zu beftätigen und in Eides⸗ 
pflicht zu nehmen find. 6) Religionsfhmähungen find von einem 
befondern Gerichte zu beurtheilen, in welches jede Glaubensparthei 
6 Rechtfprecher, der beklagte Theil aber den Obmann ernennt. 7) 
Bon den aufgelaufnen Koften follen die katholiſchen Glarner einen 
Dritttheil, die evangelifchen zwei Dritttheile bezahlen. — Hatten 
die beiden erften Religionsverträge auf die Berfafjung des Landes 
nicht weſentlich eingewirkt, fo ift dagegen klar, daß durch diefen 
dritten Bertrag der erfte Schritt zu einer tiefgreifenden Umgeftaltung 
derfelben gefchah. | 

»9 1624 theilte die Fatholifche Landsgemeinde für fich wicher dieſe drei Raths⸗ 


ftellen in der Weife ab, daß zwei auf die Kirchhöre Glarus, eine auf Näfels fielen. 
Landsgem. Prot. 
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Seit dem Abſchluſſe des Vertrages von 1623 war noch fein 
Jahr verflofien, als neue Streitigleiten ausbradhen. Die Glarner 
batten früher aus Rüuͤckſicht für Schwyz in der Regel fatholifche 
Bögte nach Utznach und Gaſter gefandt; wenn ausnahmsweiſe 
einmal ein evangelifher Vogt dahin gewählt wurde, hatte Schwyz 
immer Einfprache erhoben und nur auf Zureden ber übrigen Orte 
ſich gefügt. Nun fepte der Vertrag feft, daß dieſe Vogteien, gleich 
wie alle übrigen, je zweimale von den evangeliſchen und erſt das 
drittemal von den Katholiken befegt werben ſollten, und 1624 wurde 
daher ein evangelifcher Vogt nad) Utznach gewählt. Schwyz wollte 
nun biefen wicht aufreiten lafjen und die evangelifchen Glarner übten 
Gegenrecht, indem fie auch in Werdenberg, welches fonft immer 
Bögte ihres Bekenntniffes gehabt, den vertragsgemäß gewählten 
tatholifchen Vogt an der Befignahme feines Amtes hinderten. Die 
Sache gelangte an die Tagfagung zu Baden, weldye.den 30. Juni") 
erfannte, es follen beide Vögte ihre Verwaltung antreten, dabei 
aber den Schwyzern vorbehalten feyn, ihre Einſprache auf dem 
Wege Rechtens geltend zu machen. Jede Partbei ernannte nun 
zwei Schiedsrichter; Schwyz nahm bie feinigen in Luzern, Evans 
geliſch⸗ Glarus die feinigen in Zürich. Nachvem die Schiedsrichter 
auf wiederholten Konferenzen die Partheien angehört und ohne Er⸗ 
folg zu vermitteln verfucht hatten, fällten fie den Rechtsſpruch. Die 
beiden Luzerner ſchloſſen die evangelifchen Glarner von der Bevog⸗ 
tung Utznach's und Gaſter's aus, weil Schwyz den Vertrag von 
1564, durch weldyen Jene erft wieder in die Mitregierung der gemeinen 
Herrſchaften aufgenommen worden feyen, nicht angenommen habe, 
der Vertrag von 1623 aber Schwyz nicht berühre. Die Zürcher 
Schiedsrichter hingegen erlannten bie evangelifchen Bögte für Utz⸗ 
nad und Gaſter als rechtmaͤßig gewählt an, weil Glarus zur Hälfte 
Antheil an diefen Herrſchaften habe und die Frage, wie biefer 
Stand feine Bogteien befegen folle, durch den lehten Vertrag ge⸗ 
regelt werbe 0%. Da nun bei zwiefpältigen Urtheilen ein Obmann 
gewählt werben follte, fo wies die Tagſatzung von 1627 das Streits 
geichäft zu gütlicher Ausgleihung an, einen Ausſchuß von 8 Ger 
fandten, je 4 von jeder Religionsparthei.. Hier wollten die Evans 
geliſchen einwilligen, daß die Katholifen Utznach und Gafter allein 
beuogten follten, wenn ihnen dafür Werbenberg und bie freien 


en Abſchied im Archiv Glarus. j 
00) Urkk. v. 27. September 1626 und 25. Mai 1627, ebenda. 
Blumer, Staats und Rechtögefchichte. II. 4 
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Aemter ganz überlafien würden; die Katholiten hingegen wollten 
nicht mehr als-die legtere Bogtei gewähren, welche ſie nach dem 
-Bertrage bloß alle 42 Jahre zu bevogten hatten’). &o lief die Ver⸗ 
handlung fruchtlos ab, und die Sadje blieb auf fidy beruhen bis zum 
Jahr 1632, wo die Zeit heranrüdte, da nad) dem Vertrage aber- 
mals die Katholilen einen Landvogt nad) Werdenberg ſchicken follten. 
Die evangelifcyen Glarner, von der Bevogtung Utznach's und Ga- 
ſter's fortwährend ausgeſchloſſen, erklärten, daß fie den von ihren 
katholiſchen Mitlandleuten gewählten Landvogt nicht aufreiten laffen 
würden, und befeßten die Stelle mit einem der Ihrigen. Die Ka⸗ 
tho liken befchwerten fid) darüber bei der Tagfaung ihrer Glaubens⸗ 
genofien und diefe erfuchte Schwyz, fich auf eine gütliche Verſtaͤndi⸗ 
gung einzulaffen®). Schwyz aber wollte in feiner Weife nadjgeben. 
Die Evangeliſchen führten nun im Mai 1634 ihren Landvogt nad) 
Werbenberg auf und die Katholifen fonderten fi), dem Bertrage 
von 1623 zuwider, in Rath und Gericht immer mehr ab®). Im 
Rovember 1637 befchloß die Tagſatzung, e8 folle der Streit unter 
den beiden Religionspartheien des Landes Glarus felbft ausgetragen 
werden und jede Derfelben zwei Schiedsmaͤnner erwählen; die Evan 
geliſchen nahmen die ihrigen in Jürich und Bern, die Katholiten 
in Luzern und Uri. Diefe Schiedsmänner bradyten auf den 21. 
Mai 16384) folgenden, von beiden Partheien angenommenen Ver⸗ 
gleich (den vierten Religionsvertrag) zu Stande: 1) Da die 
Herrſchaften Utznach und Gafter der katholifchen Religion angehören, 
fo follen die Voͤgte derfelben, wenn die Kehrordnung an Glarus 
kommt, immer aus ber Zahl der katholiſchen Lanbleute genommen 
werben; hinwieder find nach Werbenberg, welches der evangelifchen 
Religion angehört, immer nur evangelifche Bögte zu wählen. Das 
bei wird indefien die Berwaltung immer im Namen des gefammten 
Landes ausgeübt, welchem die Hoheitsrechte über alle drei Vogteien 
gefichert bleiben. 2) Da die Katholiten fi) darüber befchweren, 
daß der Ein nicht mehr „bei Gott und den Heiligen” von evangeli⸗ 
fchen Amtsleuten angegeben werbe, fo follen Lestere zwar die Eides⸗ 
formel nad) ihren Gebraͤuchen vorfprechen, die Katholilen aber beim 
Nachſprechen die Anrufung der Heiligen hinzufügen. 


) Abſchied der Badner Jahrrechnung, ebenda. 

3) Abſchied von: 10. Mai 1632, ebenda. 

) Echreiben von Gvang. Glarus an die VII Orte vom 23. Dezember 1634, 
ebenda. 

4) Urf. ebenda. 
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In Religionsfadhen hatte Schwyz feit der Glaubenätrennung 
immer unbeftritten allein Hoheitöredhte über Utznach und Bafter 
ausgeübt. Es war num eine Folge der ſtets beftimmter hervortre⸗ 
tenden Ausfcheidung zweier Eonfeffioneller Obrigkeiten in Glarus, 
daß dem katholiſchen Landestheite durd einen Reverd vom 10. 
März 16499) von Schwyz ausdrücklich das Recht eingeräumt wurde, 
über derartige Angelegenheiten mitzunerfügen. Biel weiter noch 
ging eine, zwiſchen Schwyz und Katholifch- Glarus im Jahr 1677*) 
abgefchlofiene Uebereinkunft, welche durch Die Streitigkeiten über das 
- fogen. Defenfionale und Auszüge nad) Bafel zum Schuge ber ſchwei⸗ 
jerifchen Neutralität veranlaßt wurde. Diefelbe fegte nämlich feft: 
In kriegeriſchen Auszügen follen Die Truppen von Uhnach und 
after immer nur. unter fatholifcdyen Befehlshabern ſtehen, indem 
jeweilen dasjenige Drt, welches den Landvogt in einer der beiden 
- Herrfchaften hat, aud) einen Hauptmann für diefelbe aus feiner 
Mitte wählt, der Untervogt aber deſſen Lieutenant if. Schwyz 
mag,. von Katholifh-Blarus ungehindert, den Fürſten von Spas 
nien und Sapoyen, mit welchen e8 verbündet ift, freien Durch⸗ 
marſch für ihre Truppen durch die beiden Bogteien fowie bie Wer⸗ 
bung in denfelben geftatten. In Religionstriegen follen Ugnady 
und Gafter zur Beichirmung des katholifchen Glaubens immer unter 
dem Kommando von Schwyz ausziehen. Sollten die latholiſchen 
Glarner von ihren Witlandleuten einen Ueberfall zu beforgen haben, 
fo mögen. fie die Unterthanen in den beiten Herrſchaften zu Hülfe 
mahnen. — Durch diefe Uebereinkunft wurde Das, bem gemeinen 
Stande Glarus im Bertrage von 1638 vorbehaline Hoheitsrecht 
offenbar verlegt und die Vogteileute den evangelifchen Glarnern, 
ihren Mitbeherrſchern, gegemüber in eine feindfelige Stellung ger 
bracht. ' 

Es ift begreiflich, daß ſolche Uebergriffe der Katholiken, wie 
audı der Kiofterbau zu Räfels, weldyer im Jahr 1675 vorangegans- 
gen war, das euer ber Zwietracht im Lande Glarus neun anfachen 
mußten. Die Evangelifchen fchlugen nun auch den Tatholifchen 
Hauptleuten in auswärtigen Dienften die Werbung in der Bogtei 
Werdenberg ab. Hierüber beklagten ſich die Katholifen und behaup⸗ 
teten überdies, daß ihren Angehörigen gegenüber oft unbillige Ur⸗ 
theile von der evangelifchen Mehrheit in Rath und Gericht ausge⸗ 
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) urk. ebenda. 
e) Urk. im kathol. Landegem. Prot. 
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fällt würden. Die Evangelifchen hinwiever führten Beſchwerde 
darüber, daß die Katholiken an ihren Landsgemeinden und in ihrem 
- Rathe zumeilen befondere Sagungen aufgeftellt und unbefugter Weiſe 
für fid) allein das Defenfionale verworfen, wie auch den Abt von 
St. Gallen in die gemeinfchaftliche Regierung der ſechs obern Höfe 
im Rheinthal aufgenommen hätten. Aus ihrer Berantwortung ges 
gen diefe Anklagen gebt hervor, daß die Katholiten aus dem Ber- 
trage von 1623 wirklich die kühne Folgerung zogen, fie hätten als 
halber Stand ihren Tagfagungsgefandten eigne Inftruftionen mits 
zugeben und überhaupt in allen „Standesgefchäften” für ſich allein 
zu verfügen, nur in innern Angelegenheiten fid) dem Entfcheide der 
gemeinfamen Landgemeinden und Räthe zu unterziehen”). Da die 
‚ beiden Religionspartheien in Glarus über diefe Streitigkeiten ſich 
nicht vereinigen konnten, vielmehr die Stimmung zwifchen ihnen 
Immer gereizter wurde, fo mußte fid) mit benfelben abermals bie 
Tasfagung befaflen, in weldyer über den einzufchlagenden Rechts⸗ 
weg verſchiedne Anfüchten walteten. Die katholifchen Stände wollten 
nämlich durch Mehrheit ver Stimmen entfcheiden, die evangelifchen 
hingegen verlangten gleiche Säge. Da auf diefe Weife die eidge- 
nöfftfche Intervention nur neue Berwidlungen herbeizuführen drohte, 
fo ermahnten beide Theile ihre Religionsgenofien in Glarus, wo 
immer möglich ihre Streitfacdhe unter ſich felbft gütlich beizulegen. 
Allein die oft wiederholten Verſuche, welche zu dieſem Zwecke ge⸗ 
macht wurben, konnten um fo weniger benfelben erreichen, als die 
Ratholiten nun immer beftimmter auf eine vollftändige Theilung 
des Landes ?*) nad) dem Beifpiele Appenzell's drangen. So 
mußte im Januar 1682 diefes Streithandeld wegen auf's neue eine 
Tapfagung zufammentreten, vor welcher fogar der franzöftfdye Bot⸗ 
ſchafter erfchien, um die Eidgenofien zur Einigkeit zu ermahnen. In 
der That lag die Gefahr nahe, daß die ſtaatsrechtliche Frage des 
tompetenten Richters, bei welcher Die ganze Schweiz betheiligt war, 
nicht anders als mit den Waffen ausgetragen werden könnte. Da 
die beiden Religionspartheien ſich über dieſe Frage nicht verftändig- 


’) Badner Jahrrechnungsabfchieb von 1680. Vergleichsprojefte vom März und 
Noveniber 1684 im Archiv Glarus. Stadifdreiber 3.8. Balthaſar's „Refie- 
xiones* über das Glarner Geſchaͤft auf der Bürgerbibliothef in Luzern. Ueber das 
fogen. Communel der katholiſchen Orte mit der Abtei St. Gallen wegen des Rhein- 
thals vergl. &. Meyer v. Knonau Schweizergefch. II. 62. 

’a) Wir finden diefen Gedanken zum erften Mal ausgeſprochen in einem Schrei: 
ben von Kath. Glarns an Schwyz v. 11. September 1680, tm Archiv Schmp. 








Die Blanbenstrennung in ihren ſtaarsrechtlichen Folgen. 53 


ten, vielmehr jede derſelben nur immer beftimmter auf ihrer Forbes 
rung behartte, fo wurde die Sache einfach auf die Jahrrechnungs⸗ 
tagfagung verfchoben, womit die Katholifchen Glarner um fo beffer 
zufrieven waren, als die Winterszeit, indem fie ihnen den Zuzug 
von Uri und Schwyz abfchnitt, zum endlichen Entſcheide nicht günftig 
ihien®). Inzwiſchen theilten die Fatholifchen Stände den beiden 
Bartheien in Glarus den Vorſchlag zu einer Landestheilung mit, 
in welcher fie das ficherfte Mittel erblicdten, um „für die Zukunft 
wahre Ruhe zu ftiften, den Stein des immerwährenden Anſtoßes 
aus dem Wege zu räumen, jeden Theil bei feiner Religion und 
Souveränetät zu erhalten, von gemeiner Eidgenoſſenſchaft beftändige 
Mühfeligteiten abzuhalten und das zu beforgende Unhell für das 
Baterland zu verhüten.” Den Evangelifdhen follte der ganze hintere 
und mittlere Theil des Landes bis zur Pfarrkirche Glarus und von 
da hinweg das redjte Ufer der Linth als ihr Gebiet zugefchienen 
werden; dafür follten den Katholifen die Gemeinden Retftal, Nä⸗ 
fels, Ober⸗ und Niederurnen und Bilten allein gehören). Hier: 
auf konnten bie evangelifchen Glarner unmöglidy eingehen; ſie wiefen 
durch genaue Berechnung nad, daß 1063 der Ihrigen, welche zu 
Bilten, Riederurnen und Netftal wohnten, ihre Häufer und Güter 
mit denjenigen von B Katholiken zu Linthal und Mitlöpt vertait- 
fen müßten 2%). Die Jahrrechnungstagſatzung befchloß hierauf, 
nod) einen Verſuch gütlicher Ausgleichung der obwaltenden Streitig- 
feiten zu veranfaßen, indem fie die beiden Religionspartheien in 
Glarus einlud, je zwei Schiedsmänner aus befreundeten Orten zu 
ernennen, welche fie zu vereinbaren tradjten ſollten:). “Die Evans 


5 Schreiben vom 25. Januar an den Gefandten in Baden, Statthalter Bach⸗ 
mann, im Archiv Glarus. Gin vertrauliches Schreiben aus Katlı. Glarus am 
Schwyz derlangte fointtige. bewaffnete Intervention; Uri, dem baffelbe mitgeiheilt 
wurde, erllärte am 24. Januar, mit Nüdficht auf die Jahreszeit, einen foldhen Zus 
zug geradezu für unmöglih, Den 24. April ſaerieb Kath. Glarus an Schwpz, es 
babe „die Sach ex instituto aufgezogen, biß dz etwan » Wetter befler und die Berg 
geöffnet werben.” Urkk. im Archiv Schwyz. 

) „Obnmaßgeblidies Project” im Archiv Glarus. 

1) „Grundtliches Bedenckhen über die Rrojectierte Glarnerifche Landts Thei⸗ 
lung“ auf der Glarner Landesbibliothef. 

1) Schreiben der Geſandten der XII Orte v. 8. Juli, im Archiv Glarus. Bei 
ben Katholiken machte daſſelbe einen ſehr ungünſtigen Eindruck; fie willigten nur ein 
„mit dem heitern anhang vnd Vorbehalt, daß ſolches eintßig vnd allein auf ein ge⸗ 
bürende L.⸗-Theylung angeſehen ſey.“ Der kathol. Rath an den Geſandten in Ba⸗ 
den, 11. u. 17. Juli, ebenda. 
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geliſchen bezeichneten hiezu den Bürgermeifter Hirzel von Zürid) 
und den Welfchfedelmeifter Tillter von Bern, die Katholiten den 
Schultheißen Amrhyn von Luzern und den Laudammann Schmid 
von Uri. Als diefe Schiedemänner auf den 6. September in's Land 
famen, um die Bartheien zu verhören, drangen die Katholifen noch⸗ 
mals auf eine Kandestheilung, durch welche „die katholiſche Religion 
eonfervirt und nach und nad) namhaft vermehrt würde" 12); doch 
follten nun der Löntfd) und die Gemeindsmard) zwifchen Glarus und 
Netſtal bei Leuzingen, dann die Linth bis zur Näfelferbrüde, von 
va an aber die Lanpftraße nad) Wefen die Gränze bilden !%). Die 
Evangeliſchen hingegen wollten ebenfo beftimmt bei den bisherigen 
Berträgen und beim Lanbbuche beharren, und fo lief Die ganze Ber- 
handlung frudjtlos ab. Bei ihrer Abreife ließen die Schiedsmaͤnner 
jeder Konfeffion ein Vergleichsprojelt zurüd: dasjenige der evan- 
gelifhen wollte an der bisherigen Landesverfafiung nichts anderes 
abändern als daß, wenn man ſich über gemeinfame Inftruktionen 
an die Tagſatzung nicht verftändigen könne, jeder der zwei Geſandten 
von Glarus mit feinen Blaubensgenofien ftimmen möge; die fatho- 
lichen Schiedsmaͤnner hingegen wollten, ohne eine Landestheilung 
vorzufchlagen, die beiden Konfeffionen wenigftens mit Bezug auf 
Verwaltung, Gerichtsbarkeit und Gottesdienſt gänzlich) von einander 
fondern, wobei die Eyangelifchen die Kirche zu Glarus den Kathos 
lifen hätten abtreten und für fi) eine neue bauen follen +). Der 
legtere Borfchlag wurde indeſſen von der katholiſchen Landsgemeinde 
jelbft verworfen; flarrfinnig wollte fie zu nichts anderm als zu einer 
gandestheilung Hand bieten!®). So mußte die Streitfacdhe ruhen 
bleiben bis zur Jahrrehnungstagfagung von 1683. Beim Heran- 
nahen derfelben erfuchten die katholifchen Glarner ihre Glaubensge⸗ 
‚nofien, ihnen endlich zu einem rechtlichen Entfcheide zu verhelfen °*); 
bie V Orte aber mahnten neuerbings ab von diefem gefährlichen 
Mittel, welches „ohne Außerft dringende Roth nicht wohl zu er- 
greifen” ſey. Sie mußten auch ihrerfeitS finden, daß die Landes” 
. theilung nicht möglich fey, weil man kein Recht habe, eingeborne 
Landleute wider ihren Willen von ihrem Gigenthum zu drängen, 


7) Dentichrift an die fathol. Schiedsrichter vom 19. Auguft, welche die Bes 
denfen der Gyangelifchen gegen die Landestheilung ausführlich widerlegt, ebenda. 

+) Brojekt der kathol. Landleute, Auguft 1682, auf der Landesbibliothek. 

4) urkk. im Archiv Glarus. 

13) Luzern an Rath. Glarus den 21. Sept., ebeuda. 

224) Kath. Glarus an Schwyz den 20. April, im Archiv Schwyz. 
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währenn man dem größern Theile derfelben keinen Erſatz dafür bies 
ten könnte. Sie empfahlen daher nochmals dringend den Borfchlag 
ver katholiſchen Schiedsmaͤnner zur Berüdfichtigung 9. Nichts 
deſto weniger inftruirte Katholiſch Glarns feine Geſandten dahin, 
in erſter Linie die Landestheilung zu verlangen, in zweiter Linie den 
Entfcheid der gefammten Seffion darüber anzurufen, ob Das einfels 
tige Borgehen in ven Angelegenheiten des Defenfionals, der rhein⸗ 
thalifhen Gemeinſchaft und der Bogteien Utznach und Gafter befugt 
oder unbefugt gewefen fey ”). An ver Tagſatzung wurden dann bie 
beiden Bartheien erfucht, ven früber erbeinen vier Schiedsmaͤnnern 
noch zwei neue beizufügen; bie Evangelifchen wählten fid) deu Oberſt⸗ 
zunftmeifter Burkhard von Bafel, die Katholilen den Landammann 
Betſchart von Schwyz. Nun ſchlugen die drei katholifchen Schieds⸗ 
männer vor, für alle Eivil- und Kriminalfälle in Gericht und Rath 
die PBarität einzuführen, fo daß immer gleich viele Reditfprecher von 
jeder Konfeifion figen, der Obmann aber jemweilen der beflagten 
Parthei angehören jollte?®). Darauf wollten indeflen die evangeli- 
ſchen Glarner nicht eingehen; fle beriefen fid) vielmehr auf den nicht 
zu befeitigenden Vertrag von 1623, welcher ihnen die Mehrheit in 
den Behörden zuſicherte. So blieb ver Tagfapung wieder nichts 
anders übrig, als, indem fie fid) auflöste, eine neue Berfammlung 
auf ven 19. September anzufegen. An biefer, vor weldyer abermals 
der franzöfifche Botſchafter mit einer einpringlichen Vorſtellung zu 
Beilegung des Streites erfchien, gelang es endlich den Schiedsmäns- 
nern, nad) zehntägiger Arbeit ven nachfolgenden Vergleich au Stande 
zu bringen: 

1) Jede Blaubensparthei foll, in befondern Räthen 
und Gerichten, die ganze bürgerliche und Strafrechtopflege 
überihre Angehörigen felbft ausüben. 2) Bei Reditsftreitig- 
teiten zwifchen Perſonen beiver Glaubensbelenntniffe fol von den 
Obrigkeiten ein gemifchtes Gericht gebildet werben, in welchem 
nleich viele Rechtfprecher von jeder Konfeffion figen, der Obmann 
aber derjenigen des Bellagten angehören ſoll. Richter und Obmann 
follen fhwören, unpartheiiſch und ohne Anfehen ber Perſon oder 
der Religion, der fie angehöre, Recht zu fprechen. 3) Die ger 


1), Die V Drte an Kath. Glarus den 16. Juni, im Archiv Slarus. 

7) Inftruftion vom 20. Juni in der T. U. S. (Die lebten Bände dieſer 
Sammlung beſitzt Hr. Pfarrer Friedrich v. Tſchudi in Et. Gallen.) 

29 Brojeft im Archiv Glarus. 
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miſchten Gerichte beurtheilen alle Rechtsfaͤlle, bei denen Perſonen 
von beiden Glaubensbekenntniſſen wirklich betheiligt find; Straffaͤlle 
aber, bei denen fein wirklich betheiligter Kläger von der andern 
Konfeſſion auftritt, werden von der Obrigkeit desjenigen Theiles, 
dem der Angefchuldigte zugehört, beurtheilt. Gelbfirafen und Kons 
fiöfationen, welche von den befondern Obrigfeiten verhängt werden, 
fallen der betreffenden Konfeffion zu; die von gemifchten Gerichten 
außgefällten gehören hingegen in den gemeinen Landfädel, mit 
Ausnahme jedoch der Konfistationen in Malefizfällen, auf welche 
immer nur die befondere Obrigkeit des Verurtheilten Anſpruch bat. 
4) Im Uebrigen bleiben dem gemeinen Landſaͤckel alle feine bisheri⸗ 
gen Einfünfte geſichert und derfelbe hat auch fernerhin alle herlüömm- 
lichen Ausgaben zu beftreiten, mit Ausnahme ber Geſandtſchaften 
an die Badner Jahrrechnung und an das ennetbirgifdye Syndikat, 
welche von jeder Konfeſſion befouders bezahlt werden follen. 5) 
Das Land Glarus verbleibt ein ungetrenntes Gemeinwefen 
unb der gemeine Rath, weldyer in feinem bisherigen Beſtande 
verbleibt, foll auch fernerhin nicht bloß über alle auswärtis 
gen, fondern auch über die inländifchen Angelegenheiten, 
welche nicht den Fonfeflionellen Räthen zugetheilt find, 
entfcheiden. 6) Namentlich darf Feine Konfefjion dem gemeinen 
Landfädel irgend welche Einfünfte weggeben, fondern was ſich auf 
diefe bezieht, fol nur vom gemeinen Rathe und der gemeinen Landes 
gemeinde behandelt werden. 7) Auch die Inftruftionen an ges 
meine eidgenöffifche Zufammenkünfte werden vom gemeinen Rathe 
ertheilt; wenn ſich aber die beiden Konfeffionen nicht über diefelben 
vereinigen koͤnnen, fo bleibt jeder überlaffen, fich nad) eignem Gut⸗ 
finden zu verhalten. 8) In Betreff der Befegung ber Landesämter 
und Bogteien, fowie. des Befuches der Tagſatzungen bleiben die Als 
tern Verträge in Kraft. 9) In vaterländifhen Auszügen foll 
jeder Theil feine Angehörigen ſelbſt fommanpdiren, die Ko⸗ 
ften aber aus dem gemeinen Landfädel genommen werben. 10) Je 
zu zehn Jahren um follen bie beiden Konfeflionen ſich darüber bes 
tathen, ob fie neue Landleute in gleicher Anzahl annehmen wol- 
len; will der eine Theil dieſes nicht thun, fo fol dem andern Theile 
gleichwohl freiftehen, zwei Landleute anzunehmen. In gemifchten 
Gemeinden fol, wenn fi} die beiden SKonfeffionen über die An 
nahme yon Beifäßen nicht vereinigen Ehnnen, jede derfelben alle 
drei Jahre einen annehmen mögen. 11) Im Uebrigen follen frühere 
Bergleiche genau beobachtet werden und namentlich mit Bezug auf 
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die freie Religionsübung lein Theil dem andern Grund zu Beſchwer⸗ 
den geben"). Ä 

Diefer fünfte Religionsvertrag wurde von fänmtlicdhen 
eidgenöffifchen Ständen gutgeheißen, mit Ausnahme jedoch von 
Schwyz, weldyes fi} wieder nicht entichließen konnte, ihn zu bes 
ftegeln, obſchon doch wahrlidy Die Interefien und Begehren ver Glar⸗ 
ner Katholiten weit mehr als diejenigen der Evangeliſchen Berüd: 
fihtigung gefunden hatten. In einem eindringlichen Schreiben 20) 
empfahl die Tagfagung den beiven Religionspartheien in Glarus 
die Annahme des Bergleiches, weldye von Seite der evangeliſchen 
Lanbsgemeinde am 11/21. November erfolgte. Die katholiſche 
Landsgemeinde hingegen beſchloß am 18/28. November, den Ber- 
trag nur unter der Bedingung anzunehmen, daß bie ihr yon den ka⸗ 
tholifchen Ständen unter'm 18. Oltober?) gegebene Grläuterung 
über einige Punkte noch in die Urkunde felbft aufgenommen werbe ??). 
Die katholifhe Tagfabung, den 14. Dezember?°) in Luzern verſam⸗ 
melt, wollte indeffen in dieſes Begehren nicht eintreten, weil der in 
Baden abgefaßte Vergleich deutlich genug fey und Daher einer Er- 
läuterung nicht bebürfe. So wurde die Bertragsurfunde unterm 
19. April 1684 29) den katholifhen Glarnern einfach zur Befteglung 
überfandt, mit der freundlihen Ermahnung, „ein Geſchaͤft nicht 
wieder in die Weite zu fioßen, gu defien Aufrichtung eine gefammte 
Eidgenofienfhaft auf fo vielen Tagleiftungen, mit fo großer Sorg- 
falt und faft unglaublichen Koften, auch allgemeiner Gefahr gear 
beitet“ habe. Allein die katholifche Landsgemeinde, welche ſich den 


— | en nn — — — 


N) Urk. vom 18./29. September, ausgefertigt und beſiegelt den 19.209. Dezem⸗ 
ber, ebenda. — Noch am 22. September hatte Rath. Glarus, einen. Angriff von 
Zürich befürchtend, von den drei Urſtaͤnden bewaffneten Zuzug verlaugt. Schreiben 
im Archiv Schwyz. Vergl. J. H. Tſchudi, ©. 657. 

2°) Ark. in der Landesbibliothek. 

»2) Schreiben von Luzern, Uri, Unterwalden, Zug; Freiburg, Soldthurn, 
Appenzell 3. RH. und Abt von St. Gallen an Rath. Glarus im Archiv Glarus. Die 
fathol. Orte drüden darin ihr lebhaftes Mißfallen aus über die unbegründeten Bes 
denfen, welche bei ihren Olaubensgenoflen in Glarus noch obwalten, verfprecen 
ihnen Fräftige Verwendung beim Papſte um einen Gelobeitrag für ihre erfchöpfte 
Kafie und geben ihren Gefandten, die zu Haufe verbächtigt wurden, das Zeugniß 
fleuer Pflihterfüllung. — Der Bapft fleuerte wirflidy nachher dem neuen Gemeins 
wefen fl. 8000 bei. Denkſchrift s. d. im Archiv Schwyz. 

2) Schreiben vom 30. November, ebenda. 

33) Schreiben an Kath. Slarus, im Archiv Glarus. 

3) Schreiben von Luzern, ebenda. 
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3. April verſammelte, beharrte auf Ihrem Entſchluſſe, den Vertrag 
nicht ohne die gewwünfchte Erläuterung anzunehmen, und fandte vier 
Abgeordnete an die Randsgemeinden und Großen Räthe der V Orte, 
um diefe für ihr Begehren günftig zu flimmen?s). Bon denfelben 
wurde nun wenigftens das Verſprechen erwirkt, bie katholiſchen 
Glarner an der Jahrrechnungstagſatzung zu unterftügen. Zu Ba- 
den wollten anfänglid) bie Gefandten der evangelifchen Stände in 
feiner Weife wieder in das Gefchäft eintreten; auf die Verwenduns 
gen der katholiſchen Orte aber wurde daſſelbe zulegt doch an die frü- 


hern Schiensmänner mit Zuzug einiger andrer Gefandten von beiden 


Konfeffionen zurüdgemiefen, welche über bie beanftandeten Punkte, 
insbefondere Die Beftrafung von Feiertagsbrüchen und das Weg- 
geben von Herrſchaftsrechten, ſich unter einander einigten?9. Allein 


die katholiſchen Glarner, welche, ohne Zweifel durch Schwyz vers 


leitet, den Starrfinn recht eigentlich auf die Spige trieben, waren 
mit dem Ergebnifie diefer Verhandlung noch nicht zufrieden. Sie 
ſchickten vielmehr die Vertragsurkunde, welche fle hätten befiegeln 
follen, nach Luzern zurücd und beklagten fi) darüber, daß ihre Glau⸗ 
bendgenofien ihre Begehren nicht, wie fie verfprochen, unterftügt 
hätten, wofür fle von denſelben freilich nad) Verdienen zurechtge⸗ 
wiefen wurden”). An einer fpätern Tagfapung im November wur⸗ 
den die im Juli entworfnen VergleihSmittel von den vermittelnden 
Drten beider Konfeffionen wieder beftätigt und. auch die evangeli- 
ſchen Stände empfahlen die Annahme derfelben bei ihren Glaubens⸗ 
genoſſen in Glarus2%). Allein die vorgeſchlagne Erläuterung gefiel 
weder der einen nod) der andern Parthei und es blieb daher die 
Sache während der folgenden zwei Jahre unausgetragen. Enplid) 
gelang dem heilenden Einfluffe der Zeit, was die eindringlichften 
und freundlichſten Zureden der beiverfeitigen Glaubensgenoſſen nicht 


25) Inſtruktion, ebenda. 

2%) Die Gefandten der Tathol. Orte an Kath. Glarus den 24. Juli, ebenda. 

2) So fchrieb Uri den 12. Auguft an Kafh. Glarus: „Waß Wir in difer weh: 
enden Streitigfheiten biß anhero gethan, Iſt Alles zu Euer vnd def gemeinen bes 
fiens nußen befchechen, und haben deßwegen von Jemand einige Dandhbarfheit ges 
fueht, daß aber Ihr ung Einen Berweiß geben, vnd mit Vndanckh bezahlen, daß 
falt vnß fo empfindlich, alß weniger Wir ef verfchuldet haben.” — — „Obwoln bie 
influenz vnß ohnuerborgen, woher bifer Entfchluß feinen motam hernümbt, So kön⸗ 
nen doch wir nit begreiffen, worumb Ihr V. G. L. A. E. dahero Euch mehr antrei⸗ 
ben, alß von vnß, vnd mit vnß gegen Euch beit gefinnten Orthen wollen inrathen 
laflen.” Ebenda. 

29 Schreiben vom 10. Dezember, ebeuba. 
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vermocht hatten. Unter Bermittlung der Geſandten ſaͤmmilicher uns 
betheiligter Orte willigten im Juli 1687 beide Bartheien dazu ein, 
daß folgender Anhang dem Haupivertrage von 1683 beigerüdt 
wurde: 1) Sonn- und Feiertage follen im Lande Glarus nad) In 
halt des Landfriedens gehalten, die Uebertreter von der Obrigkeit 
ihrer Konfeffion gebührender Maßen beftraft und die Bußen zu Han⸗ 
ben des gemeinen Landfädels bezogen werden. 2) Kein Theil fol 


befugt feyn, dem gemeinen Stande Hoheiten, Herrfchaftsrechte oder . 


Kapitalien zu vergeben ?"). 

Der Religionsverirag von 1683, durch weldhen die beiden Kon- 
feffionen in Verwaltung und Rechtspflege gänzlich gefondert wur⸗ 
den, neben der gemeinen Landesobrigleit noch zwei fonfefftonelle 
Dbrigkeiten entftanden und jeder Theil fein eigenes Neuner⸗ und 
Fünfergericht erbielt, bildete bis auf die neuern Zeiten hinunter ein 
Srundgefep für das Land Glarus. In der Hauptfadde waren durch 
ihn die Eonfeffionellen Streitigleiten zum Abfchluffe gelommen und 


nur untergeorbnete Diuge waren ed, welche noch einmal um's Jahr ' 


1755 Anftände hervorriefen. Zu andern Streitfragen, welche da⸗ 
mals zwifchen den beiden Religionspartheien walteten, gefellte fidy 
der Uebertritt eines entfegten reformirten Geiſtlichen zur katholifchen 
Kirche und die Beftrafung deflelben für ein vorher begangenes Ver⸗ 
gehen durd) den evangeliihen Rath. Die Katholiten, welche dieſem 
Partheilichleit gegen den Konvertiten zuſchrieben, behaupteten, die 
Strafgerichtäbarteit über denſelben ftehe feit feinem Uebertritte ihnen 
allein zu, und da der Vertrag von 1683 einen folden Yal nicht 
vorausgefehen hatte, fo Eounte man fid) über deſſen Anwendung 


20) Transfiz zun 1683er Bertrage, unterzeichnet den 1/11. Dezember 1682. — 
Am Schlufie ver Darftellung diefes langwierigen Streitgefchäftes mag noch erwähnt 
werten, wie über die katholiſchen Glarner ein bei den Verhandlungen vielfach in 
Anſpruch genonmener Glaubensgenoffe uriheilte. Stadtſchreiber I. 8. Baltha- 
far von Luzern fagt in feinen „Rurken Gedanken, über das Glarner Geſchaäfft“ 
(Manuffr. der Luzerner Bürgerbibliothek): „Auch diſes if mein gedanden, wan ich 
die Cigentliche urſach der Flegten ber Catholiſchen beirachte, daß ſolche nit allein von 
der Menge und übermuth der Bncatholifhen, fondern aud Ihren urfprung gewun⸗ 
nen von der armuth, ſchlechtem Haufen und deflentwegen regelmäßigem Mißgunft, 
Haß, Ehrgeik, Hoffart und zu gutem Leben geneigten aneignung der Catholiſchen: 
dan Ihr vil Triegezüg in Frandreich, dife gewohnte auflagen in erhaltung der aͤm⸗ 
teren und daraus erfolgende guthgeitz durch allerhand mittel nit allein fein aufge: 
ſeckleteß wider zu befoimmen, fonbern auch ein mehrereß zu erübrigen, daſ in frömbs 
den kriegsdienſten gewohnte, Iuftige und müßige leben muß man rund befennen, 
daß Eß die Eatholifchen an Volckh und guth erfchöpfet, hingegen fle in große armuth 
and fo vil darauß erfolgende ungemach geſtürtzet habe.“ 


Io 
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- nicht verfändigen. Die Streitfacdhe wurde abermals vor bie Tag- 


ſatzung gebracht, deren Entſcheid die Katholiken anriefen, während 
bie Evangelifchen ſich nur einem von beiden Partheien glei) befegten 
Schiedsgerichte unterwerfen wollten. Indeflen waren Die wieder: 
holten Mahnungen der Eidgenofien, daß die Glarner ſich unter ein- 
:ander felbft vertragen möchten, diesmal vun einem befiern Erfolge 
. begleitet al8 bei frühern Streitigleiten. Den eifrigen Bemühun- 
gen der Standeshäupter gelang es, einen Vergleich zu erzielen, 
weldjer von den beiden, hiezu von ihren Landsgemeinden bes 
vollmaͤchtigten Eonfeifionellen Räthen angenommen und unter'm 
18.29. Dezember 175739) auch vom gemeinen Rathe genehmigt 
wurde. Diefer fehste Religionsvertrag ſetzt feit: 1) Die Land⸗ 
fohreiberei der Grafichaft Baden hat, wenn die Reihe an Glarus 
koͤmmt, der evangelifche Stand zweimal, der fatholifche Stand das 
drittemal zu befegen. 2) Die dem Konvertiten Etreiff auferlegte 
Buße ſoll von dem evangelifhen an den gemeinen Lanpfärel ausbe- 
zahlt werden. Wenn der Gebüßte binnen einem halben Jahre um 
Nachlaß einkömmt, fo mag ibm ber gemeine Rath die Hälfte der- 
felben zurüdgeben. 3) Für eine Landesfahne zu ihren Brogeffionen 
folen den Katholiken aus dem gemeinen Landfädel alle 50 Jahre 
15 Dulaten bezahlt werden. 4) Der Altar in Schwanden mag, fa 
lange die Mefje dafelbft nicht wieverhergeftellt wird, in der Sakriſtei 
verwahrt bleiben. 5) Dem 17jährigen Jakob Egger (deſſen Bater 
von ber evangelifchen zur fatholifhen Kirche übergetreten war) fol 
die Wahl feines Glaubensbelenntniffes freiftehen. Sein Better 
Caſpar Winteler, der ihn aus dem Haufe zu Näfeld, wo er erzogen 
wurde, eigenmädhtig wegnahm, ift vom gemeinen Rathe mit einem 
Zufpruche zu beftrafen. 6) Wenn bei vermifchten Gerichten über 
bie Borfrage, welcher Konfeffion der Obmann angehören folle, 
Streit entfteht, fo fol darüber das vermifchte Gericht felbft entfchei- 
den, mit einem Obmann von der Konfeſſion des Beklagten. 7) Die 
von beiden Theilen zulegt angenommnen Landleute follen nicht vor 
1763 den’ wirklichen Genuß des Landrechtes erlangen. 8) Ehren- 
lanbleute (cives honorarii) follen feine mehr angenommen werden. 


s, Urk. im Archiv Glarus. 
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83. Die Landestheilung in Appenzell®n. 


Wie Glarus, fo wurde auch das Land Appenzell durch die Re- 
formation in zwei Glaubenspartheien getrennt. Für die neue Lehre 
wirkte die enge Verbindung mit der nahen Stadt St. Gallen, welche 
bald diefelbe annahm; gegen fie die Vorliebe für das Alte, welche 
befonders Hirtenvölfern eigen ift. Schon 1522 fand in den Ges 
meinden Hundwpl, Teufen, Trogen und Gais die neue Lehre 
Eingang’), fo daß die eidgenöffifchen Orte mit Ausnahme Zürich's 
fid) veranlagt fanden, eine abmahnende Botſchaft an die Landsge⸗ 
meinde von 1523 zu ſchicken. Diefe aber antwortete mit dem Be⸗ 
ſchluſſe: es ſolle kein Priefter nod) Previger etwas Anderes lehren, 
als was er aus der heiligen Schrift beweifen fönne, bei Strafe der 
Landesverweifung. Diefe Satzung wurde im folgenden Jahre be= 
ftätigt und der zweifadye Rath veranftaltete eine Disputation, zu 
weldjer er den Dr. Joachim von Watt aus St. Gallen und aus Zü- 
rid) den Reformator Zwingli nebit feinem Freunde Leo Jud einluder). 
Es ſcheint indefien in Folge entſtandner Unordnungen diefe Dispus 
tation unterblieben zu feyn®®. Darauf befcjloß die Landsgemeinde, 
vor welcher am 6. Auguft 1524 abermals eine eidgenöffifche Ges 
ſandtſchaft erſchien: e8 folle in jeder Kirchhoͤre die Mehrheit 
darüber entfheiden, welchen Glauben fie annehmen wolle; 
ein Beſchluß, welcher vollflommen der felbftjtändigern Stellung ent- . 
fprad), die, wie wir im erften Theile gefehen haben, im Vergleiche 
zu den meiften andern demokratiſchen Ländern die Gemeinden in 
Appenzell einmahmen. Appenzell mit der Filiale Brülfifau, Gonr 
ten und Herifau entſchieden fid) für die Beibehaltung des alten 
Glaubens; hingegen gewann in Urnäfh, Hundwyl, Teufen, 
Trogen, Gais und Grub die neue Lehre die Oberhand‘). Wie- 
derholter Vorftellungen der fatholif—dyen Orte ungeachtet und obſchon 
des fchlechten Wetters wegen faft nur die innern Rhoden Theil nah 
men, beſchloß die Landgemeinde am 15. Juli 1526 abermals: Nie- 
manden zu der Meffe zu zwingen und Niemanden davon abzumah- 


») Da in dieſem Abſchnitte unfre Darftellung faſt ansſchließlich auf Zell⸗ 
weger’s Gefchichte des Appenzellifrhen Volkes und die Urkunden zu derfelben fich 
gründet, fo werben wir biefe beiden Werke immer nur mit „Geſch.“ und „Urkk.“ ci 
tiven. 

7) (Gefch. HIT. 1. 70 ff. 

22) Schreiben an Züri vom 30. Juni 15%, Urff. Nro. 723. 

3) Geſch. HIT. 1. 83. 

3>) Ebenda S. 92, 93. 
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nen, ſich auch von feinem Orte zu fondern, vielmehr die Bünde 
treulich zu halten ?e). Bon da an nahm Appenzell in den immer 
heftiger ausbrechenvden Zwiſtigkeiten unter den Eidgenofien fort- 
während eine neutrale und vermittelnde Stellung ein. Zu Ans 
fang des Jahres 1529 ſchloß ſich auch Herifau nod) der Reforma- 
tion an®”). Im Mai 1531 erfchienen Boten von Züri, Toggen- 
burg, Thurgau, Rheinthal und der St. Gallifchen Landſchaft vor 
der Landsgemeinde zu Appenzell mit dem Anfuchen, e8 möchte das 
ganze Land den neuen Glauben annehmen; darauf wurde, wie 
ſchon 1523, befchloffen, es follen die fammtlichen Priefter des Lan- 
des nichts Anderes lehren als was fie aus der Schrift erweifen 
moͤgen?s). Diefe Verordnung wurde den 6. Auguft beftätigt mit 
dem Beifügen, daß, wenn fid) die PBräpikanten der äußern Rhoden 
und die Priefter in Appenzell binnen Monatgfrift nicht über die Aus⸗ 
legung des göttlichen Worted verftändigen könnten, alsdann die 
Sache an eine Synode nad) St. Gallen oder Rorſchach gezogen 
werden follte2”). Weber dieſen Befchluß erſchracken die Priefter der» 
maßen, daß fie anfänglich keine Meſſe mehr leſen wollten. Die Ka⸗ 
tholifen fuchten zu bewirken, daß berfelbe umgangen werde. Den 
28. Auguft beſchloß daher ein, faft bloß aus den innern Rhoden be= 
ſuchter zweifacher Rath: die Reugläubigen in Appenzell follen einen 
Praͤdikanten wählen mögen, welcher drei Monate lang prebigen 
und für feine Lehre Jedermann zu Recht ftehen folle; die Meßpriefter 
bingegen, welche inzwiſchen ihre Verrichtungen auch fortfegen moͤ⸗ 
gen, follen darüber Niemanden Rechenſchaft ſchuldig feyn*). Es 
ift nicht zu bezweifeln, daß, wenn die Evangelifchen im Kappeler⸗ 
kriege gefiegt hätten, der alte Glauben in Appenzell fich nicht hätte 
erhalten können; der Sieg der Katholifen aber befeftigte denſelben 
überall, wo er nod) beftand, und fo ftanden ſich nun bie Außern 
Rhoden, welche faft ganz reformirt waren, und die innern Rhoden, 
in denen die Mehrheit der katholifchen Kirche anhing, gegenüber. 
Die beiden Religionspartheien im Lande Appenzell lebten in- 
defien ruhig neben einander bis zu der Zeit, wo die Einführung der 
Runtiatur und der Abfchluß des borromätfchen Bundes neuen Zwie⸗ 


20 Schreiben Hanns Bebentingers in St. Gallen an Zwingli, Urff. Nro. 734. 
er) Geſch. II. 1. 155. 
3%) Urff. Nro. 768. 
) Ebenda Nro. 769. 
" 4) Ebenda Nro. 770. 
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fpalt in der gangen Schweiz bervorriefen. Wenn fehon die Einfüh- 
rung des gregorianifchen Kalenders im Jahr 1584 die äußern Rho« 
den mißitimmte, fo war dieſes noch in weit höherm Maße der Kal, 
als einer der angefeheniten Reformirten im Flecken Appenzell, Dr. 
Anton Löw, nur darum hiugerichtet wurde, weil er einen Briefter 
widernatürlicher Wolluſt beſchuldigt hattet). Eben fo wenig konnte 
es zum Frieden unter den Konfeffionen beitragen, daß ein zweifacher 
Kirchhörerath von Appenzell den 22. Februar 1587 die Aufnahme 
der Kapuziner beſchloß, weldye ſchon vorher im Lande wider de 
neuen Glauben gepredigt hatten??). Immer entſchiedner trat num 
bei ven Katholiken die Abficht hervor, geftügt auf den Landsgemeind⸗ 
befchluß von 1524 die Reformirten aus den innern Rhoden gänzlich 
zu vertreiben, und nur durch ihre Geiftesgegenwart entgingen 27 
teformirte Jünglinge einem gegen fie vorbereiteten Mordanfchlage*®). 
Den 2. Februar 1588 befhloß der Rath der innern Rhoden: die 
Evangelijchen daſelbſt, welche bisher den Gottesdienſt in Gais be- 
fucht hatten, follten feine andere Predigt als diejenige in Appenzell 
anhören; wer dies nicht thun wolle, folle binnen zwei Monaten die 
Kirchhoͤre verlaſſen; wer aber dafelbft wohnen und des Rathes feyn 
wolle, folle beichten und das Saframent empfangen*). Diefer Bes 
fchluß erregte großen Unwillen in den Außern Rhoden; eine Vers 
fammlung derfelben in Hundwyl beſchloß den 15. Februar, bei der 
Obrigkeit in Appenzell für die dortigen Reformirten Fürbitte einzu- 
legen und das Anſuchen zu ftellen, daß man mit allen Reuerungen 
innehalte. Der Rath berief fich auf den Landsgemeindebeſchluß von 
1524 und flug den äußern Rhoden, foferne fie ſich nicht zufrieden 
ftellen wollten, das eidgenöffifche Recht vor. Darauf wurde den 1. 
März eine Mebereinkunft zwifchen den beiden Partheien entworfen, 
welche folgende Beftimmungen enthielt: 

1) &8 verbleibt bei der, von den Vorfahren gemachten Freiheit, 
daß jede Kirchhoͤre Gewalt haben foll, in Glaubensſachen nach ihrem 
Gutfinden zu handeln, jo daß immer der mindere Theil dem mehrern 
folgen muß. 2) Kein Theil fol den andern Keper fchelten noch fonft 
ichmähen, fondern die Geiftlichen follen mir predigen, was fie mit 
der heiligen Schrift erweifen mögen, und nicht minder follen auch 


2) Sefch. IE 2. 22 — 36. Urkk. Nro. 065. 
2) Geſch. IH. 2. 55. 

“9, Ebenda S. 56— 60. 
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die Weltlichen, mögen fie in oder außer dem Lande lirchhoͤrig ſeyn, 
freundlich mit einander handeln. 3) Sollte Jemand diefe Vorſchrift 
übertreten, fo fol man deßhalb nicht thätlich gegen einander ein- 
fchreiten, fondern das Recht ſuchen, und ebenfo foll auch Fremden, 
welche Anfprachen an das Land haben,. das Recht gewahrt werben. 
4) Alles Vorgefallne fol vergeſſen feyn und die Landleute follen 
einander wieder als leibliche Brüder annehmen und Ehre, Leib, Gut 
und Blut zum Vaterland fegen, wie die frommen Vordern audf ges 
than haben. 5) Der Kapuziner wegen fol die Obrigkeit weder Ko- 
ften noch Schaden haben; auch Privaten haben ihnen nichts zu be⸗ 
zahlen, fe thun es denn mit gutem Willen*2). 

Diefe Mebereinkunft nahmen aber die Kirchhoͤren der äußern 
Rhoden nicht an, fondern ihre Hauptleute verlangten den 23. März 
im zweifachen Landrathe, daß die Sache an die Landsgemeinde ge⸗ 
bracht werde, wo fle die Mehrheit hatten. Inzwiſchen verminderte 
ſich die Zahl der Reformirten in der Kicchhöre Appenzell bedeutend, 
indem, der Bebrüdung müde, einzelne von ihnen zum katholifchen 
Glauben übertraten, andere nad) den Außern Rhoden oder St. Gal⸗ 
len fich überfievelten?Y. Auf die Landsgemeinde vom 24. April er⸗ 
fhienen dann Boten der XI Orte im Lande und biefen gelang es, 
zwifchen der Kirchhöre Appenzell einerfeitS und den äußern Rhoden 
anderfeits einen, von beiden Theilen genehmigten Vertrag zu Stande 
zu bringen, in welchen fämmtlidhe im Entwurf vom 1. März ent- 
baltne und daneben noch folgende Beftimmungen aufgenommen 
wurden: 

1) Die Landleute, welche der Religion wegen die Kirchhöre 
Appenzell verlaffen haben, mögen außerhalb derfelben im Lande ſich 
niederlaffen wo fie wollen, und fünnen wie. früher zu allen Aemtern, 
fey e8 von der Landsgemeinde oder von einer Rhode, gewählt wer⸗ 
den. 2) Gais foll bei der evangelifhen Konfeffion verbleiben 
gleich den andern ſechs Außern Rhovden. 3) Es follen im Lande 
feine hochwichtigen Sachen anders ald nad) Inhalt des Landbuches 
vorgenommen werden. 4) Sollte Die Landögemeinde einen Landam⸗ 
mann von den Außern Rhoden erwählen, fo mag er dort feinen 
Wohnfig behalten; und ebenfo auch andere Beamte. Wenn aber 
ein Beamter in die Kirchhöre Appenzell zieht, fo hat er fi} den Ver⸗ 
ordnungen berfelben zu fügen. 5) Wenn die Außern Rhoden ins⸗ 


+) Urkf. Neo. 978. 
20) Geſch. I. 2. 72— 76. 
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gemein oder eine von ihnen befonders verlangen, daß das Landbuch 
und die Landesfagungen vorgelefen werden, fo fol man ihnen hierin 
willfahren®”). 

Rad der Annahme diefes Vertrages wählte die Landsgemeinde 
faft lauter reformirte Beamte; namentlich wurde zum Landammann 
der Hauptmann Johannes Tanner von Herlfau ernannt‘9. Das 
mit büßten die innern Rhoden ihr früheres Uebergewicht ein, welches 
namentlid) darauf beruht hatte, daß die Rathsglieder der Außern 
Rhoden ihrer Entfernung vom Hauptorte wegen dem Kirchhörerathe 
von Appenzell die Beforgung der meiften Gefchäfte überliegen. Zu 
neuen Streitigleiten gaben bie Schmaͤhreden eines Kapuziners Ans 
laß; die äußern Rhoden erwieberten die ihnen zugefügte Unbill da⸗ 
mit, daß einige Gemeinden wieder den alten Kalender einführten, 
welcher damals nod) in der ganzen evangeliſchen Schweiz beobachtet 
wurde. Den 12. Februar 1590 wurde die Sadje an die Tagſatzung 
gebracht und dieſe entſchied: da alle Rhoden vor ſechs Jahren den 
neuen Kalender angenommen haben, wegen beflelben ein Artikel 
in's Landbuch aufgenommen worden fey und er überdies den Glauben . 
gar nichts angehe, fo folle dag ganze Land Appenzell bei bemfelben 
verbleiben ). 

Wichtiger war der Zwieſpalt, welchen die Abficht der Innern 
Rhoden, dem Bündniffe der fatholifhen Drte mit der Krone 
Spanien: ſich anzufchließen, erwedte. Schon 1592 kam dieſer 
Gegenftand im zweifachen Landrathe zur Sprache, ohne daß dar⸗ 
über ein eigentlicher Beſchluß gefaßt wurde; im Auguft 1593 aber 
fandte Zürich, welchem fehr viel daran gelegen war, daß Spanien 
nicht eine Mehrheit von Ständen für fi) erhalte, einen geheimen 
Unterbändler in die Außern Rhoden, um diefe zu entſchiednem 
MWiverftande gegen das Bündniß anzufpornen>?). Auf das Anfu- 
chen des franzöfifchen Botichafters verfprachen am 26. Auguft 1594 
Landammann und heimliche Räthe des ganzen Landes Appenzell, 
die Bereinigung mit Frankreich zu halten und bis zum Ablaufe der- 
felben kein Bündniß mit Spanien einzugehen). Doch wurde Diefe 
Zufage faum zwei Jahre lang gehalten; denn die unabläßigen Auf- 
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munterungen der katholiſchen Orte vermochten die innern Rhoden, 
an ihrer Kichhöreverfammlung vom 24: Auguft 1596 den Beitritt 
zum fpanifchen Bunde förmlich zu beſchließen. Bon dieſem Beichluffe 
wurde dem Landammann Eebaftian Thörig in Urnäfchen Kenntniß 
gegeben; unter Hinweifung auf das große Geldbedürfniß des Lan- 
des und auf die großen öfonomifchen Bortheile, weldye der Bund 
bringen werde, wurben die äußern Rhoden eingeladen, benfelben 
ebenfalls anzunehmen, dabei aber die Erklärung abgegeben, daß die 
innern Rhoden jedenfalls, wenn aud allein, dag Bündniß ab» 
fließen werden. Die Kirchhören der äußern Rhoden verwarfen 
den Bund und verlangten, es folle eine Landsgemeinde einberufen 
werben, um über diefe Brage zu entfcheiden. Da der Kirchhoͤrerath 
yon Appenzell hierauf nicht eingehen wollte, fo wanbten fid) die Au- 
fern Rhoden an Zürich und viefes fchrieb auf den 3. November 
eine Tagſatzung nach Aarau (weil in Baden die Veit herrfchte) aus). 
Hier ließen die äußern Rhoden durch ihre Abgeordneten vortragen: 
die inneren Rhoden feyen nicht befugt gewefen, für fid) allein das 
fpanifche Bündniß anzunehmen, zumal der Vertrag von 1588 vor- 
fhreibe, es jollen hochwichtige Sachen nur von der Landsgemeinde 
behandelt werben; follten fie weder von dem Bunde abftehen noch 
denſelben an die Landsgemeinde bringen wollen, fo hoffen die äußern 
Rhoden, daß die Eidgenoflen fie dazu weifen werden +). Die Tags 
fagung ließ die Sache in den Abſchied fallen und forderte die innern 
Rhoden auf, binnen Monatsfrift auf den Vortrag zu antworten. 
Diefe ließen nun durch Abgeordnete, welche fie nad) den Eatholifchen 
Drten ſchickten, fi) bitter über die Zürcher beſchweren, welche die 
äußern Rhoden wider das fpanifche Bündniß aufgereizt hätten; fie 
drüdten die Hoffnung aus, ed möchten durch daſſelbe aud) die Au- 
Bern Rhoden zum alten Glauben zurüdgeführt werden, weldyer nod) 
viele Anhänger unter ihnen zähle, während ohne ven Bund die Ka⸗ 
tbolifen in Appenzell immer mehr unterbrüdt würden). Im Ein- 
verftändniffe mit den katholifhen Orten ließen dann am 20. Januar 
1597 die innern Rhoden vor einer Tagſatzung zu Baden Folgendes 
vortragen: „Undankbar fey e8 von den Außern Rhoden, daß fie fo 
ungerechte Anlagen wider fie erheben; denn von den Innern Rho- 
den, weldje von jeher den Stab und das Landesfiegel bei ſich ges 

>) Gef. IM. 2. 137—130. 
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g habt, von denen felbft das Land feinen Namen führe, fey der An⸗ 
fang ber Freiheit ausgegangen, fo daß die Außern Rhoden nicht 
durch fich felbft, fondern nur mit ihrer Hülfe frei geworden fepen. 
Weil den innern Rhoden des Landes Ehre und Wohlfahrt am Her- 
zen liege, weil fie durd) Feuersbrünſte, Theurung und große Waſſer 
in Schulden gerathen ſeyen und feine andern Einkünfte befiken als 
bie franzoͤſiſche Penſion, die in den lebten Jahren ausgeblieben, 
ſeyen fie dem Beifpiele der ſechs katholiſchen Orte um fo eher gefolgt, 
als aud) ohne Bündniß viele ihrer Landsleute mit dieſen Orten in 
fpanifche Dienſte gezogen wären. Die alten Bünde, Freiheiten und 
Rechte feyen im fpanifchen Bunde vorbehalten, daher glauben fie in 
feiner Weiſe ſich verfehlt zu haben. Hinter dem Rüden ihrer Mit- 
Iandleute ſey das Bündnis nidyt abgefchloffen worden; vielmehr 
babe der zweifache Landrat 1592 einhellig erfannt, man folle ſich 
erkundigen, ob man baffelbe nicht erhalten könnte. Da die äußern 
Rhoden nachher halsſtarrig geworden, fo haben die Innern Rhoden 
nicht mit ihnen Landsgemeinde halten können, fondern für ſich felbft 
forgen müffen. Die Reformirten, von den Prädilanten fortwährend 
aufgereizt, erflären Alles für Olaubensfache, fo daß man auch zwei⸗ 
fache und große Räthe nicht mehr mit ihnen halten könne. Täglich 
rotten fie fi) in den Außern Rhoden zufammen und fonbern fi) ab 
in Zufammenlünften, Räthen und Botſchaften; zum voraus werde 
da ausgemadjt, was an Landsgemeinden und großen Räthen vor« 
getragen werben folle, und würde einer von ihnen einen Katholiten 
zu einem Amte vorfchlagen, fo wäre er des Lebens nicht mehr ficher. 
Der Bertrag von 1588 fege nicht feft, daß hochwichtige Sachen im- 
mer von der Landögemeinde, Tondern nur daß fie nad) Inhalt des 
Landbuches behandelt werben follen, und dieſes enthalte darüber 
feine beftimmte Vorſchrift. Dagegen feyen, zuwider einer andern 
Beftimmung des Vertrages, Die Kapuziner in Außerrhoden mehr: 
mals ungeftraft beleidigt worden. Die innern Rhoden Bitten daher 
die Eidgenoſſen, fte bei dem ſpaniſchen Bündniſſe zu fügen; follte 
aber auf Begehren der Außern Rhoden eine Bandestheilung vorge 
nommen werden wollen, fo fey ihnen dieſe auch recht, nur verlangen 
fie dann, daß ihnen Gais zugeſchieden und dem Wunfche der Ger 
genden Hirſchberg und Oberegg am Kurzenberg, welche katholiſch 
bleiben und zu ihnen halten wollen, entfprocdhen werde" :9. Die 
Fagfabung, an welcher den ſechs mit Spanien verbündeten Orten 
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ſechs andere gegenüberftanden, verfchob die Sache bis nad) Oftern 
und lud die beiden PBartheien ein, fi) bis dahin unter einander 
ſelbſt zu vergleichen. Anfänglich hatte es wirklid) den Anfchein, als 
ob eine Verftändigung erzielt werden könnte; allein fobald die innern 
Rhoden bei ven äußern eine verföhnlicddere Stimmung bemerlten, 
ftellten fle fofort. wieder härtere Forderungen, weldye dann von den 
legtern abgelehnt wurden. An der ordentlichen Landsgemeinde vom 
27. April wurbe zwar das fpanifche Bundesgefchäft nicht vorger 
bracht; das Volk der äußern Rhoden aber, weldjes die Mehrheit _ 
bildete, Außerte feinen Unmwillen dadurch, daß e8 alle Landesämter 
mit Reformirten befeßte. Die Tagfabung, im Mai verfammelt, 
machte nun den Partheien zwei Vorſchlaͤge: entweder follten die in- 
nern Rhoden beim fpanifchen Bündniſſe, im Uebrigen aber ber 
Bund mit den Eidgenoffen, das Landbuch und alle alten Gebräudje 
und Eabungen in Kraft verbleiben, den äußern Rhoden die Theil- 
nahme an jenem Bündniſſe vorbehalten feyn und in Zukunft Ahn- 
liche Verbindungen nur durch die Landgemeinde befchloffen werben ; 
oder e8 follte, wie die Gefandten ber innern Rhoden bereit anges 
deutet und zum Theil darauf gedrungen, das Land getheilt wer⸗ 
ben, wozu jede Barthei nöthigenfalls zwei oder drei Eidgenoflen 
beiziehen möge. Sofort nahmen die äußern Rhoden, zu einer Lands⸗ 
gemeinde in Hundwyl den Zr verfammelt, den letztern Vorſchlag 
an. Auch die intern Rhoden ſtimmten bei und wählten den 15. 
Juni ihre befondern Landesbeamten 5”). Ein Berfud) der beiden 
PVartheien, fid) über die Landestheilung unter einander felbft zu vers 
fändigen, fcheiterte an der Frage, weldjem Theile die katholiſchen 
Hirfehberger und Oberegger zuzufcheiden feyen, worauf die äußern 
Rhoden ſich unterm Fr deßhalb wieder an die Tagfapung 
wanbten>®). Dieſe erfannte vorerft den innern Rhoden den Vor⸗ 
tang zu und wies fodann. die Partheien an, je drei Schievsmänner 
aus dey eidgenoſſiſcheu Orten fich zu erbeten%). Den 1. September 
erfhienen zu Appenzell: für Innerrhoden Pannerherr Nikolaus 
Pfyffer von Luzern, Landammann Rudolf Reding von Schwyz 
und Landammann Johannes Wafer von Nidwalden; für Nußer- 
rhoden Bürgermeifter Johannes Keller von Züri, Statthalter 
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Zoft Pfändler. von Glarus und Vürgermeifter Conrad Meyer 
son Schaffhaufen. Diefe ſechs Schiedsmänner ftellten, nadj An- 
hörung der Berorbneten beider Partheien, mit deren Ermaͤchtigung 
folgenden Vergleich auf: 

1) Da beide Partheien eine Landestheilmng begehren, ſo ſoll 
dieſe in Gottes Namen vorgenommen und dergeſtalt ins Werk ge⸗ 
ſetzt werden, daß die außern Rhoden, naämlich Urnaſchen, He 
riſau, Hundwyl, Teufen und Trogen nebſt Gais, ihr eigen Re⸗ 
giment und Obrigkeit mis Gericht und Recht, Stock und 
Galgen und Allem, was zu einer volllommnen Regierung gehört, 
da wo es ihnen am bequemften feyn wird, nadı des Landes Frei⸗ 
heiten und Herkommen führen follen, gleich wie ihre Mitlanp- 
leute der Kirchhöre und der Innern Rhoden foldyes auch haben. 
Doch follganz Appenzell ein gemeines Land bleiben und es 
follen die Rechte und Freiheiten deſſelben, vote auch ber eidgenoͤſſiſche 
Bund fidj auf beide Theile erſtrecken. 

2) Das gemeine Gut des Landes, an öffentlichen Gebäu- 
den, Gülten, liegenden Gütern und Forderungen, verbleibt den in⸗ 
nern Rhoden, weldye die Außern Rhoden dafür ausfaufen mit 
18,000 Pfund Landeswährung. An diefen Auslauf follen zunaͤchſt 
verwendet werden alle Gülten, welche auf Liegenſchaften in den Au- 
Gern Rhoden haften, fowie die ausßehenden Bußen dortiger Land- 
leute. Sodann übernehmen die innern Rhoden zwar die faͤmmt⸗ 
lichen Schulden des gemeinen Gutes, mögen aber die Hälfte derſelben 
den äußern Rhoden an der Auskauffumme abziehen. Sollte fpäter 
noch gemeined Gut zum Vorſchein kommen, welches in dem aufge- 
nommnen Berzeichniffe nicht enthalten wäre, fo follen die äußern 
Rhoden die Hälfte davon beziehen. Das grobe Geſchütz, Doppel- 
haden und alle Waffen, fo im Zeughaufe von Appenzell vorhanden, 
fammt Bulver und Steinen follen unter beide Theile gleich ver- 
theilt werben. Ebenſo ift es mit den künftig eingehenden Friedens⸗ 
und Jahrgeldern von der Krone Frankreich und Dem Erbeinigungs- 
gelve zu halten. | 

3) Was die beiden Gegenden Oberegg und Oberhirſchberg 
betrifft, weldye von Alter her zur Rhode Trogen gehörten, deren 
Bewohner aber der Mehrzahl nad) katholiſch find und mit den in⸗ 
nern Rhoden zu halten wünfchen, während die Minderheit bei den 
äußern Rhoden zu verbleiben begehrt, fo wirb des Friedens und Der 
Ruhe wegen feftgefebt, daß die katholifchen Oberegger und Ober- 
hirſchberger mit Gericht und Recht zu den innern, die reformirten 
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bingegen zu den äußern Rhoden gehören ſollen. Der untere 
Hirſchberg, über welchen fein Streit waltet, verbleibt bei der 
Rhode Trogen. | 

4) Wenn die Eatholifchen Bewohner von Stecdhlenegg, wel 
ches in die Rhode Hundwyl gehört, aber nahe dem Fleden Appen⸗ 
zell liegt, zu den Innern Rhoden ſich ſchlagen wollen, fo mögen fie 
dieſes thun. 

5) Obgleich das Dorf Gais von Alters her zur Kirchhoͤre Ap⸗ 
venzell gehörte und mit Rickenbach eine Rhode ausmachte, fo ſoll «8 
nun doch mit Rüdficht darauf, daß es eine eigne Kirche hat, gang 
evangelifch ift und ohne Einſprache der Innern Rhoden feit langem 
mit den äußern Rhoden gehalten hat, nad) feinem Begehren ferners 
bin bei diefen verbleiben mögen. 

6) An die eidgenöffiihen Tagfaygungen follen beide Landes⸗ 
theile ihre Botfchaften aborpnen, jedoch beide Gefandte nicht mehr 
al8 eine Stimme haben wie bis dahin, Können fe fid) über bie 
Stimmgebung nicht vereinigen, fo wird Die Stimme Appenzells nicht 
gezählt. Wollen vie beiden Theile in vorfallenden Sachen, welche 
das gemeine Land berühren, nur eine Botſchaft ſchicken, ſo mögen 
fie dieſes wohl thun. 

D Wenn die Befegung der Bogtei Rheinthal, weldhe das 
“ Rand mit den VII alten Orten der Eidgenoſſenſchaft beherrfcht, der 
Reihenfolge nad) wieder an Appenzell kommt, fo follen die beiden 
heile, falls fie ſich nicht Darüber verkändigen fünnen, wen fie zu⸗ 
erft zufallen ſolle, das Loos darum werfen. Nachher follen fie die 
Beſetzung der Bogtel unter fid) umgehen laſſen. 

8) Das alte Banner und Siegel verbleibt den innern Rho⸗ 
den; die Außern Rhoden mögen für ſich ein neues Panner und 
Siegel machen lafien, doch mit etwas Unterſcheidung von dem alten. 
An die Koften follen ihnen bie innern Rhoden die Hälfte vergüten. 
Panner und Zeichen, welche in Innerrhoden liegen, aber der einen 
oder andern der Außern Rhoden zugehören, follen von dieſen zu 
Handen genommen werben. Die alten eroberten Panner und Fähn⸗ 
lein aber, welche in der Kirche zu Appenzell hängen, follen hier fer- 
ner für das gemeine Land hängen bleiben. 

9) Das Archiv des gemeinen Landes verbleibt zu Hanben des» 
felben in Appenzell. Den äußern Rhoden foll fowohl ein Schlüfiet 
dazu, ald auch Abfchriften ver Freiheitsbriefe und Landbücher zuge⸗ 
ftellt wernen. Urkunden aber, welche die äußern Rhoden oder eine 
derfelben allein berühren, find ihnen auszuliefern. 
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10) Wenn die Innern Rhoden in Folge des von ihnen ange: 
nommnen fpanifhematländifchen Bündniffes einen Kriegszug 
zu unternehmen vorhaben, fo ſollen fe den Ihrigen bei gebührender 
Strafe verbieten, das Volk der äußern Rhoden aufzuwiegeln uber 
hinwegzuführen. 

11) Alles Tropen, Schmüsen und Schmähen des Glaubens 
wegen forwohl auf der Kanzel ald daneben ſoll ftrenge unterfagt ſeyn 
und die Hebertreter follen ernſtlich beftraft werben. 

42) Jedem Appenzeller, er wohne in den Innern ober In den 
Außern Rhoben, fol der freie Zug ans einer Rhode In die andere 
geſtattet ſeyn, doch mit Vorbehalt des Vertrages von 1588. Es 
fol auch Jeder, in weicher Rhode er gefeflen fen, bei feinen Rechten, 
die er in andern Rhoden hat, ungeftört verbleiben und zu Kirchen, 
Wallfahrten, Märkten und andern nothwendigen Gefchäften überall 
im Lande unangefochten feinen Weg gehen und fahren mögen. 

13) Die Innern Rhoden mögen die Kapelle auf dem Stoß, 
wo vor Zeiten eine Schlacht gefchehen, wohl nad) kathollfchem 
Brauche zieren, follen fie aber vergittert und verfchloffen halten. 
Auch mögen fie zu derfelben ihre Kreuggänge vornehmen wie von 
Alters her. 

14) Aller Unwille, fo zwifchen ven beiden Landestheilen ent» 
fanden, fol aufgehoben fenn und kein Thell fol deffen dem andern 
in Ungutem gedenken. Es follen vielmehr die Innern und Außern 
Rhoden ald gute Mitlandleute und Brüder in landlicher Treue, 
Liebe und Einigkeit freundlich und friedlich mit einander leben und 
handeln, und jede Barthei die in bem beigelegten Streithanvel auf: 
gelaufnen Koften an ſich felbft tragen. 

15) Beide Theile verbleiben übrigens bei ihren hergebtadhten 
echten, welche durch dieſen Vergleich nicht betroffen werben. 

16) Da nun bie Beiden Theile im Regiment und gemeinen Gut 
geföndert worden, fo foll e8 jenem von ihnen freiftehen, in Ver⸗ 
einigungen und Bilndniffe neben anbern eivgendffifchen Orten 
ſich einzulaffen, doch nicht ander® als nad dem eidgenbſſiſchen Bunde 
und mit gemeiner Eidgenoffenfhaft Wiffen und Willen. 

17) Die feftgefehte Landeſtheilung fol nicht immer und eroig 
währen, fondern nur fo lange fie beiden Theilen gefällt, fo daß fle 
piefelbe über kurz oder lang wieber aufheben mögen, wenn fie finden - 
follten, baß Ihnen die Sänderung nicht zum Nutzen gereiche N. 

*) Landtheilungsbrief vom 8, September 1597: Urkk. Nro. 106%, Walfer I. 
Anhang ©. 12. 
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Nachdem die Landestheilung in dieſer Weiſe zu Stande gekom⸗ 
men und der Vertrag von beiden Partheien angenommen worden 
war, erhob ſich noch ein langwieriger Streit darüber, ob die wenigen 


. Katholilen, welche noch in Außerrhoden wohnten, daſelbſt verblei⸗ 


ben könnten oder ob fie nad) dem Vertrage von 1588 entweder den 
neuen Ölauben anzunehmen oder ſich nad) Innerrhoden überzufiedeln 
hätten. Mehrmals befchäftigte fich die Tagſatzung mit Diefer Frage; 
endlich fiegte die Beharrlichleit Außerrhodens, welches in feinem 
Rechte war, und im Jahr 1599 fügten ſich die katholiſchen Familien, 
indem fie entweder evangelifch wurden oder in die innern Rhoden 
zogen. Die legten Katholiken, weldye in der Gemeinde Walzen: 
haufen um dag Klofter Grimmenftein herum wohnten, verließen 
Außerrhoden im Jahr 1612 °1). 

So hatte die Trennung der Eidgenoſſenſchaft in zwei konfeſſio⸗ 
nelle Sonderbünde, deren jeder feine befondern Verbindungen mit 
dem Auslande hatte, es dahin gebradjt, daß aus dem einen Lande 
Appenzell zwei völlig getrennte Gemeinwefen, das evangelifche Au⸗ 
ßerrhoden und das katholifche Innerrhoden, wurden. Der Einfluß 
des Kantons auf bie eidgenöffifchen Verhältniffe, welcher in Folge 
feiner Stellung als jüngftes Bundesglied niemals gar bedeutend 
gewefen, wurde dadurch völlig vernichtet und auf beiden Seiten trat 
eine gewiſſe Eonfeflionelle Schroffheit ein, welche bis auf Die Gegen- 
wart fortgebauert hat. Doc ift nicht zu verfennen, daß Die Landes⸗ 
theilung, weldje, bei ganz andern geographifchen Verhältniffen und 
bei dem größern Rechte, das in Glaubensfachen der Mehrheit einer 
Gemeinde gegenüber der Minderheit zulam, bier viel leichter als in 
Glarus in's Werk zu fegen war, einem Zuftande ein Ende machte, 
welcher insbefondere für die äußern Rhoden wohl immer unleidlicher 
geworden wäre. Denn nod) in höherm Maße, als e8 aud) in den 
andern demofratifhen Kantonen der Fall war, mußte, bei dem 
größern Umfange des Landes und der bedeutenden Entfernung der 
meiften äußern Gemeinden vom Hauptorte, die Beforgung der ei⸗ 
gentlihen Regierungsgefcdhäfte vorzugsweife den in Appenzell woh- 
nenden Zandesbeamten und Rathsgliedern überlaffen werden; daher 
fam es, daß ein Stand, defien Bevölkerung in ihrer großen Mehr: 
zahl der reformirten Konfeffion zugethan war, nad) außen hin 
meiftens durch eine, der Mehrheit nad) katholiſche Obrigkeit ver- 
treten wurde. Durd) die Landestheilung erlangten beide Theile die 


N Maljer 1. 559—571. 584. 
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gewünfchte Selbſtſtaͤndigkeit fowohl für die Beforgung ihres innern 
Haushaltes als aud) für ihre auswärtigen Beziehungen, und Außer: 
rhoden indbefondere hätte ohne dieſelbe niemals jene Kortfchritte in 
Wohlſtand und höherer Bildung machen könıren, durch welche es 
im Laufe der folgenden zwei Jahrhunderte fo fehr über die innern 
Rhoden fid) emporfchwang, während in den Zeiten vor der Landes» 
theilung diefe ihm, wie e8 foheint, noch in beiden Beziehungen übers 
legen waren. 





Bweites Kapitel. 
Das fchweizerifche Bundesrecht. 
8.1. Die Eidgenoſſenſchaft. 


Dem äußern Umfange nad) hatte die alte Eidgenoſſenſchaft der 
dreizehn und zugewandten Orte bereit8 vor der Glaubenstrennung 
ihren Abfchluß gefunden. Rur mit Bezug auf die zugewandten Orte 
haben wir aus diefem Zeitraume nachzutragen, daß im Jahr 1590") 
auch noch der Zehngericdhtenbund unter ähnlichen Bedingungen, 
wie früher die beiden andern rhätifchen Bünde, jedoch mit Vorbes 
halt der Rechte, welche das Haus Defterreich noch in den zu ihm 
gehörigen Lanpfchaften hatte, mit Züri) und Glarus einen Bund 
abſchloß. Dagegen erloſch in Folge des dreißigjährigen Krieges 
ohne förmliche Auflündung das Bündniß mit Rothwyl?), und der 
Stadt Mühlhaufen wurde 15862) von den VII katholiſchen Orten 
und Appenzell in Yolge einer Streitigfeit, die fie mit derfelben hat» 
ten, der Bund abgefagt und zurüdgefchidt. 

Aud) die alten Bundesverträge unter den eidgenöffifhen Orten 
blieben unverändert in Kraft und es umſchlang bis an's Ende diefes 
Zeitraumes kein gemeinfames Band die Glieder des fhweizerifchen 
Staatskörperd. Es wurde zwar nad) dem Bauerntriege von 1653, 
welcher die reformirten und katholifchen Regierungen namentlidy der 
Städtelantone auf kurze Zeit einander näher brachte, auf Anregung 
des Bürgermeifters Joh. Heinrich Wafer von Zürich ein Entwurf 
zu einem erneuerten Bundesvertrage für alle Stände abgefaßt, wel- 
her das Wefentliche aus den Bünden der XII Orte, dem Bfaffen- 
amd Sempadherbriefe und dem Stanzerverkommniſſe in fid) enthielt, 
gegenfeltigen Schirm der Verbündeten mit allen ihren Rechten, Lan⸗ 
den und Leuten und gegenfeitige Hülfe mit Rath und That in allen 
Borfallenheiten als Bundeszweck aufftellte, die Erhöhung der bis⸗ 


N Ur. bei Bluntſchli Bundesr. IL. 103. 
2) Leu ©. 328. 
2) Zellw. Urff. Rro. 973. 
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berigen wie die Einführung neuer Zölle verbot und den Bund zu 
mehren oder zu mindern vorbehielt, „doch daß derfelbe niemals ab- 
gefprochen noch aufgehoben werde". Allein dieſes Projekt fcheiterte 
- an den Vorrechten der Altern gegenüber ven neuern Orten, welche 
jene. nicht aufgeben wollten, forte an ver Abneigung der Katholiten 
gegen eine engere Verbindung mit den evangelifhen Ständen‘). 
Konnte man doch in diefem Zeitalter der Glaubensſtreitigkeiten es 
nicht einmal zu einer Erneuerung des Bundesſchwures bringen, weil 
man ſich über bie Eidesformel nicht zu einigen vermochte) ! 

Die gemeineidgenöffifhen Tagfapungen, orbentliche und au⸗ 
ferorbentliche, wurden bis zum Toggenburgerfriege regelmäßig in 
Baden, nur ausnahmsweife noch an andern Orten gehalten. Eine 
wichtige Ausnahme bildeten freilich die Tagleiftungen, welche wegen 
Berbandlungen mit der Krone Frankreich ausgeſchrieben wurden; 
dieſe pflegten mißbräuchlicher Weife von dem franzöfifchen Botfchafter 
felbft nach feiner Reſidenz Solothurn einberufen zu werden. Seit⸗ 
dem in Folge des Toggenburgerkrieges die Srafichaft Baden nur 
noch den Ständen Zürich, Bern und Glarus angehörte, wurden 
die orbentlichen Tagfagungen, die fogen. Jahrrechnungen, nad 
Frauenfeld verlegt; außerorventliche fanden immer noch zuweilen 
in Baden ftatt. Rad) einem Befchluffe von 1586 trat Die ordentliche 
Tagſatzung jeweilen auf St. Johann des Täufers Tag, nach einem 
fpätern Beſchluſſe von 1604 aber am darauf folgenden Eonntage 
zufammen. Während im älterer Zeit zuerft die Jahrrechnung und 
erft acht Tage naher die pemeineidgenöffifchen Gefchäfte vorge- 
nommen wurden, fchrte ver Beſchluß von 1604 dieſe Ordnung um, 
weil fidy die fünf neuern Drte darüber befchwerten, daß fie oft lange 
auf den Schluß der Jahrrehnung warten müßten‘. Der Anfang 


) Stettler ©. 34. VBulliemin IN. 00 — 93. Sammlung der bezüglichen 
Abſchiede auf der Bürgerbibliothek in Luzern. 


s) Bulliemin I. 247. N. 28. 


*) Jahrrechnungsabſchied von 1586: Nachdem dann bifher die Jarrechnung 
allmegen dry wochen nach den: Heilligen Pfingfttag angefanngen. vnd biefelb bißhär 
alfo gehalten worden. Diewyl vnnd aber von wegen be nuw augenonmuen Ealen- 
ders etwas mißuerflandt entfprungen. So habent wir uns gmeinlich mit einandren 
entfchlofien. — Das hiefür Järlichen die Jarrechnungen alhie zu Baden anfachen — 
fölten. of Sannt Johannß deß Heilligen Töuffers tag nad den nüwen 
Calender. vff dennfelbigen dann die at altten Ordt erfchinen vud Ire Sachen 
von wegen gemeiner Irer habenden Vogtyen verrichten können. Vnnd dann wir 
vonbdenuübrigenfünffDOrptten acht tag nad ſöllichem auch erfchinen. 
Damit man alßdann gemeine Eydtgnöfſiſche Sachen ouch für Hannd nemmen vnnd 
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der letztern wurde 1641 definitiv auf den erſten Sonntag im Juli 
angeſetzt. Es verſteht ſich, daß an den Verhandlungen über jede 
einzelne Vogtei nur die Geſandten der ſie beherrſchenden Orte Theil 
nahmen, waͤhrend für die Berathung der eidgenöſſiſchen Geſchaͤfte 
im engern Sinne die Anweſenheit aller XIII Orte vorausgeſetzt 
wurde. Seit der Mitte des 17. Jahrhunderts pflegten auch Abt 
und Stadt St. Gallen, fowie die Stadt Biel an allen Tagſatzun⸗ 
gen zu erfcheinen, die übrigen zugewandten Drte Dagegen nur wenn 
fie befonders dazu eingeladen wurden. Für die ordentlichen Tag⸗ 
fagungen fand feine Einberufung flatt; außerordentliche wurden in 
der Regel durch den Vorort Zürich ausgefchrieben, ſey es aus 
eignem Aniriebe oder auf Begehren eines oder mehrerer Stände. 
Doch fonnten in dringenden Fällen die andern Stände aud) felbft 
eine Zagfagung zufammenberufen, wie Bern 1668 wegen des uner- 


‚warteten Einfalls einer franzöftfchen Armee in die Freigrafichaft 


Burgund es that. Die vorörtliche Geſandtſchaft führte aud) in der 
Regel den Borfig an den Tagfapungen; nur wenn außerorbentlicdyer 
Weiſe eine Tagſatzung in dem befondern Gebiete eines andern Stan 
des gehalten wurde, fo pflegte deſſen Gefandter zu praͤſidiren ). 
Su 16. Jahrhundert noch wurden die Jahrrechnungen häufig 
bloß mit einem Geſandten von jedem Stande beihidt. Der Un⸗ 
terwaldner Landesvertrag von 1548 fette daher feft, daß dieſes 
der Kehrordnung nad) zweimal von Obwalden und das brittemal 
von Nidwalden gefchehen folle, und der fpätere Vertrag von 1589 
beftätigte noch diefe Beftimmung®). Auch in Schwyz fehrieb ein 
Geſetz von 15709) vor, daß der Landammann allein die Badner 


Inn felbigen Brocedieren könne.” — 1604: „Duruff haben wir vnns — entfchloflen, 
das hinfür Allwägen gemeiner 13 Ordtenn Gſandte vff Sontag nad 
Johannis Baptiftä Neums Callendes vif die Jarrechnung Abents An der Her⸗ 
bärg zuo Baden erfchinen ſöllendt, Vnd das Alß daun Erfili gemeiner 13 Orb 
ten gſchäfft verricht und Abgehandlet würbindt, Waun banı diefelbigen ver: 
richt, fo füllendt Alkdann die gemeinen Appelationen Berhördt vnud 
den Landtuögten Irre Rechnungen Abgenommen wärben.” 

N Landb. v. Schwyz II. 61 (3.1570): „fo fich zuotragen wurde, daß tag⸗ 
fagungen In unferm Landt vnd gepiett Angefechen und befchrnben wurben, fo bundt 
es ung auch Billich, daß ein Landtaman — — by ſoölchem — auch fin fülle, damit er 
die befiglung thitege und die frag under den gefanten habe, wie dan — au 
von alter har brucht worden.” Vgl. Leu S. 445, und im Allgemeinen Stettler 
©. 70—73. 

9 Urff. bei Bufinger U. 472, 476. 
) Landb. a. a. 0. 
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Jahrrechnung und zugleich auch die unmittelbar darauf folgende 
Tagleiſtung beſuchen ſolle, an welcher gewoͤhnlich manche wichtige 
Geſchaͤfte, die an jener bloß angeregt und in den Abſchied genommen 
wurden, zu einläßlicher Berathung kamen. Später wurde es Regel, 
daß von jedem der dreizehn Orte zwei Gefandte an den Tagſatzun⸗ 
gen erſchienen; die zugewandten Orte hingegen durften ſich bloß 
durch einen Abgeordneten vertreten laſſen. Unterwalden ſchickte 
nun gewöhnlid, drei Gefandte, nämlich zwei von Obwalden und ei- 
nen von Ridwalden!). Daß in Glarus und Appenzell jeder 
Konfeffionstheil das Recht hatte, dur einen Geſandten an ven 
Tagfapungen fich vertreten zu laffen, haben wir im vorigen Kapitel 
gefehen. In Zug beftand für ven Beſuch der Badner Jahrrechmung 
die Kehrordnung, daß je das eine Jahr der erfte Gefandte aus der - 
Stadt, der zweite aus einer der drei Landgemeinden, das zweite 
Jahr die beiden Gefandten aus den zwei andern Landgemeinden ges 
nommen wurden !M). 

Die Tagfapung wurde jeweilen mit dem fogenannten eidge> 
nöffifhen Gruße eröffnet, einer öffentlichen Verhandlung, in 
welcher zuerft der präjibirende Gefandte des Vorortes, dann bie er- 
fien Gefandten aller übrigen Orte, bei Unterwalden und Appenzell 
aber die Gefanbten beider Halbfantone, ſtehend im Namen ihres 
Standes die Verfiherung eidgendffifcher Treue ablegten. Die Be- 
handlung der Gefchäfte, weldye in geheimer Sigung ftattfand, be- 
gann damit, daß der Gefandte non Zürich den Berathungsgegen⸗ 
ftand bezeichnete und den ihm von feines Obrigkeit ertheilten Auftrag 
mittheilte; das Nämliche thaten dann bie übrigen Gefanbten. Hier: 
auf hielt der Landvogt von Baden, fpäter von Thurgau die Um⸗ 
frage, wobei der efandte von Zürich wieder zuerſt angefragt wurde, 
und zulegt wurden von dem Landvogte Die Stimmen gezählt. Ihm 
kam aud) in Gefchäften, über welche eine Mehrheit von Stimmen 
zu entfcheiden hatte, beim Gleichftehen verfelben der Stichentfchein 
zu und es lag ihm die Befteglung der von ber Tagſatzung erlaßnen 
Urkunden und Schreiben ob. Da wegen Mangelbaftigfeit der In- 
ftruftionen öfter8 Zögerungen in Erledigung der Gefchäfte eintraten, 
fo wurde 1552 befchloffen, es folle Fünftighin jeder Stand feine Ge- 
ſandtſchaft mit gehörigen Vollmachten über die an der legten Tag- 
fagung in Abfchied genommnen Gegenftände verfehen. Das Pro⸗ 


0) Leu S. 444. Fäſi II. 310, 
1) Libell von 1604, Art. 9. 
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, | 
totol der Tagfatzung (Abſchied), welches in der Jegten Sigutg 
den Geſandten vorgelefen und von ihnen genehmigt werben mußte, 
wurde bis 1712 von dem Landichreiber von Baden, nachher, damit 
auch hier beide Konfeffionen vertreten feyen, von dem katholiſchen 
Landfchreiber von Thurgau und dem erſten Rathsfubftituten von 
Zürich gemeinſchaftlich geführt. Jedem Stande wurde dann von 
Zürich aus eine beſondere Ausfertigung des Abſchiedes, ſoweit der⸗ 
felbe ihn mit berührte, überfandt ?). 

Der Geſchaͤftskreis der Tagfagung wurde bei dem Mangel 
an einer feften Berfafiung, weldye ihre Kompetenz genau umfchrieben 
hätte, je nach den Zeitverhältnifien bald enger, bald weiter gezogen; 
im Weſentlichen aber beftand er fo fort, wie wir ihn im zweiten Buche 
dargeftellt haben. Wär verweifen audy hier zum voraus auf das in 
Arbeit liegende Gefammirepertorium der eidgenöffifchen Abfchiebe, 
nach defien Erſcheinen eine umfaflende, fuftematifche Bearbeitung 


des nur allzureichen Stoffes, weldye uns zur Stunde noch mangelt, 


unendlich leichter feyn wird als fie es gegenwärtig wäre, und be 
ſchraͤnken uns alfo darauf, einige hauptfächliche Geſichtspunkte her⸗ 
vorzuheben. 

Die Beziehungen zum Auslande boten fortwährend reich⸗ 
lichen Stoff zu Verhandlungen dar, wenn auch die Schweiz nicht 
mehr als ſelbſtſtaͤndige Macht ſich in Die europätfchen Streitfragen 
mifchte, fondern nur Miethstruppen lieferte für die Heere der be⸗ 
nachbarten Staaten. Weber diefe Schweizertruppen in fremben 
Dienften verfügte die Tagfagung immer unmittelbar, wenn die ober⸗ 
ſten Interefien der Eidgenofienfchaft in Frage kamen; fo befahl fie 
1668 den Regimentern, welche mit der franzöftfehen Armee in die 
befreundete Sreigraffchaft eingefallen waren, dieſes Land zu verlaffen 
und verbot fernere Werbungen für Srankreih 2). Neben ven häuft- 
gen Berhandlungen über die Eingehung und den Bollzug von Bünd- 
niſſen namentlid) mit der franzöfifhen Monarchie bildete, bei ven 
zahlreichen Kriegen zwifchen den europätfchen Mächten, welche oft 
bis dicht an Die Schweizergränge geführt wurden, die Aufrechthals 
tung der Neutralität einen der wichtigften Berathungsgegenftände 
der Tagfasung. Wie fie zu Wahrung derfelben eine vollftändige 
eidgenöffifche Wehrverfaffung (das fogen. Defenflonale) auf⸗ 
ftelite, weldje von allen Geſandtſchaften befiegelt wurbe, und wie 


— 





m) Leu S. 45 — 447. Stettler © r—7. 
18) Vulliemin IH. 158. 2. Meyer von Knonau II, 53. 
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defienungeadhtet nachher die katholiſchen demokratiſchen Stände ſich 
derfelben nicht unterziehen wollten, werben wir in einem fpätern 
Abſchnitte (Kap. 8) erzählen. Hier mag indeffen noch Erwähnung 
finden, daß in diefer Angelegenheit die Tagfagung fogar firaf- 
richterlich einfcheltt, indem fie den Urheber des Widerſtandes gegen 
das Defenflonale, Wolfgang Friedrich Schorno von Schwyz, und 
feine Gehülfen Helfer und Friſchherz als Störer der öffentlichen Ruhe 
1677 aus dem Gebiete der zum Befchluffe mitwirfenden Kantone 
verbannte und auf Schorno’s Kopf einen Breis von 100 Dutaten 
fegte '9). 

Sehr haufig hatte fich die Tagſatzung fernerhin mit der Schlich⸗ 
tung innerer Streitigkeiten zu befhäftigen, fen es daß ſolche 
zwifchen mehrern Kautonen oder daß fie im Innern eines Standes 
oder zwifchen einem eidgenoͤſſiſchen Orte und feinen Angehörigen 
walteten. Lehrreiche Beifpiele für die vermittelnde Dazwiſchenkunft 
der Tagſatzung liefern die Religionsftreitigleiten in Glarus und Ap⸗ 
penzell, welche wir im vorigen Kapitel erzählt haben, und es mag 
namentlich unfre Darftellung der Glarner Zerwürfnifie, welche wir 
unmittelbar nad) ven Quellen und daher um fo einläßlicher bearbeitet 
haben, zur Ergänzung dienen von Bluntſchli's trefflicher Ueber⸗ 
ficht der eidgenoͤſſiſchen Interventionen, auf welche wir, was bie 
Streitigleiten im Innern der Kantone betrifft, im Allgemeinen hier 
verweifen. In dem langwierigen Zwifte der V Orte mit Glarus 
erklaͤrten die Boten der unbetheiligten Stände an ber Babner Jahr: 
rechnung 1560: 

„onfer Herten vnnd chern vermeinen, nach Eybiguöffifcher trüw vnnd pflicht 
ftanbe Inen zu, in den fpennigen fachen zwüfchent Irn lichen Cydtguoſſen zu mitt: 
len vnnd zu fcheiden, Vnd fo fih einicher teil der billichkeit nit vernügen welte, den 
zum rechten zewyſen vnnd zeuermögen.” 

Diefe wenigen Worte bezeichnen den Standpunkt, den die Tag- 
fagung bei innern Streitigkeiten einnahm. Im Interefle der Ruhe 
und des Friedens in der Eidgenoffenfhaft fühlte fie ſich, auch ohne 
von beiden Bartheien dafür angerufen zu feyn, verpflichtet, vorerſt 
in vermittelnder Weiſe einzufchreiten, und man muß die Geduld und 
Ausdauer beivundern, welche in dieſem Zeitalter tiefer Zerriffenheit, 
der Hartnaͤckigkeit der ftreitenden Theile gegenüber, fo oft von den 
Schiedsboten an den Tag gelegt wurde. Wenn auf dem Wege ver 
Bermittlung ver Streit nicht erledigt werden konnte, fo pflegte man 


10) Bulliemin IIL 203. Faßbind V. 3286. 
25) Bundesr. I. 432 fi. 
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bie Bartheien an's Recht zu weifen; die Weigerung, ſich ins Recht 
einzulaſſen, galt für durchaug unbefugt und gab den unbetheiligten 
Orten das Recht, gegen die ungehorfame Parthei mit Gewalt ein- 
zufchreiten. Das eingenöffifche Rechtsverfahren zwiſchen Kantonen 
war durch bie Bünde feftgefebt; der, dritte Landfrieven von 1656 
entzog demfelben, wie wir gefehen haben, Angelegenheiten, welche 
die Religion oder die Souveränetät eines Standes berührten. Da- 
gegen wies die Tagfagung oft reine Privatftreitigleiten an's eidge⸗ 
nöffifche Recht, wenn ſich eine Regierung derfelben annahm: fe 
1560, als der Statthalter Chun von Uri den Sprud) der freiburgi- 
ſchen Gerichte, weldye ihn mit feiner Anſprache an bie Berlafien- 
haft des Grafen von Greyerz abgewiefen hatten, nicht anertennen 
wollte). Daß man audı Streitigkeiten im Innern eines Kantons 
wie foldye zwifchen mehrern Kantonen an. ein.gleich befegtes Schieds⸗ 
gericht zu weifen pflegte, haben uns die Glarner Religionsftreitig- 
keiten gezeigt; doch bot in beiverlei Fällen die Wahl des Obmanns 
oft unüberfteigliche Schwierigkeiten dar. Zum. rechtlichen Entfcheide 
durch Mehrheitsbefhluß war indefien die Tagſazung ohne die Zu⸗ 
fimmung beider Partheien nicht befugt; an diefem Grundſatze hiel⸗ 
ten die Evangelifchen hei den Anſtaͤnden im Kanton Glarus fe und 
die Katholiken wagten ihn nicht ernſtlich anzufedhten. Mit Einwil⸗ 
ligung ber ftreitenden Theile Dagegen fällte die Tagſatzung nicht ſel⸗ 
ten Redhtsfprüdye aus: fo 1539 und 1542 zwiſchen dem Lande Ap⸗ 
penzel und der Stadt St. Gallen 9. Kine Ausuahme von ber 
Regel bildet der Entfcheid der Tagfagung in dem befannten Zweyer⸗ 
handel von 1658, weldyer auf einfeitiges Anrufen Uri's gegen 
Schwyz erfolgte. Die beiden Stände ftritten ſich nämlich darüber, 
ob Dberft Zweyer aus Uri, welcher des Verrathes an der katholi- 
[hen Sache im Kriege von 1656 beſchuldigt wurde, von feinem Heis 
mathkanton, dem natürlichen Gerichtsftande für militärifche Vers 
bredjen, oder von Schwyz, wo feine Ankläger wohnten, zu beur- 
theilen fey; legteres wurde darum behauptet, weil Zweyer ſich über 
ihm zugefügte Injurien beſchwere. Uri hatte ſchon am 13. Januar 
1657 ein freifprechendes Urtheil erlaffen, Schwyz Dagegen ebenfalls 
nicht bloß die Anklaͤger freigefprochen, fondern Zweyer felbft aus 
dem Lande verbannt. Luzern und Unterwalden verlangten, daß 
nach Inhalt des Vierwaldftättebundes die Streitfrage threm Ent⸗ 


1) Stettler ©. 91. 
IT) urkf. Hei Zellw. Nro. 808, 821. 
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ſcheide unterftellt werde; Uri lehnte venfelben ab, weil die beiden 
Stände fi) dadurch, daß fie Zweyer nicht neben ihren Gefandten 
an der Tagfagung fipen laffen wollten, offen auf die Seite von 
Schwyz gefhlagen hatten. Die fämmtlichen katholifchen Orte aber 
wollte Schwyz feinerfeits nicht als Richter anerkennen, weil ſie ver- 
langten, daß e8 als Kläger auftrete. Hierauf rief Uri die gemeine 
Tagſatzung an, geftüst auf den Sempadjerbrief, nad) welchem Ver⸗ 
gehen, in einem Feldzuge begangen, von der heimathlichen Obrig« 
feit des Angefchuldigten unterfucht werben follten, und auf das 
Stanzgerverlommniß. — Die Tagfagung erkannte den 18. Auguft 
1658: fraft der angerufnen Urkunden habe nur Uri über feines 
Landammanns und Landshauptmanng Leib, Ehre und Gut um Sa- 
chen, die im vergangnen Kricge aufgelaufen, zu richten?). E8 war 
fomit eigentlid) die Auslegung und Anwendung zweier Grundgefehe 
der Eidgenofienfchaft, welche in diefem Kompetenzftreite die Tage 
fagung für fi in Anfprud) nahm. — Wie in Streitigkeiten zwifchen 
einem Etande und feinen Angehörigen die Tagſatzung oft felbft ge⸗ 
gen den Willen des erftern intervenirte, mag das Beifpiel der Wer⸗ 
denberger Unruhen von 1721 zeigen, welche wir im jechsten Kapitel 
ausführlich befprechen werden. 

Den meiften Berathungsftoff für die Tagfagungen lieferten in 
diefem Zeitraume unftreitig die gemeinen Bogteien. Für die 
Zahrhunderte nady der Glaubenstrennung kann allerdings gefagt 
werden, daß fie e8 vorzugsweife waren, weldje die alte Eidgenoſſen⸗ 
Schaft zufammenhielten, während in frühern Zeiten aud) dag Bes 
dürfniß gegenfeitigen Schuges gegen auswärtige Feinde und ein auf 
fo mandyem Schlachtfelde befiegeltes brüderliches Wohlwollen, wel- 
ches durch innre Zwifte und felbft Bürgerfriege nur vorübergehend 
geſchwaͤcht wurde, Dazu mitgewirkt hatten, die fo mannigfady vers 
ſchiednen Glieder dieſes Staatskörpers fefter zu vereinigen, als der 
loſe äußere Bund, welcher fie umfchlang, e8 thun konnte. Die ges 
meinen Herrſchaften waren es aud), neben dem ſchon erwähnten 
Defenfionale, faft allein noch, welche ver Tagſatzung zu Aufftelung 
löblicher eidgenöffifcher Satzungen („Landesordnungen“), die für 
alle Stände verbinplidh waren, Anlaß gaben. So wurde nament- 
lic) gegen den, vorzüglid; in den demofratifchen Kantonen herrſchen⸗ 


20) „Grundlicher Gegen-Bericht über die Schweigerifche Dedaotion wegen be# 
Dberften Zweyers entilandenen Streit betreffend, in Trud erfannt vom breifachen 
Landrath von Uri 1658.” — An der Tagfasımg waren nur bie Stände Züri, Bern, 
Evang. Glarus, Bafel, Solothurn, Sanfhaufen und Appenzell A. ”r. vertreten. 
Blumer, Staats und Rechtsgeſchichte. II 
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den Mißbrauch des Aemterkaufens und gegen die Beſtechlichkeit der 
Landoögte und Gefandten in den Jahren 1586 und 1613 '%) Fol⸗ 
gendes verordnet: Jedes Ort fol feinen Angehörigen das Austhei- 
len von Geld und Geldeswerth zu Erlangung von Aemtern auf's 
fteengfte verbieten und die Vebertreter beftrafen. Wer auf unerlaubte 
Weiſe Landvogt oder Gefandter an eine Jahrrechnung geworben, 
ſoll von der Tagfagung zum Antritte feiner Stelle nicht zugelaſſen 
werben; daher hat jeder neu gewählte Landvogt nicht bloß eine Ber 
fcheinigung von feiner Obrigkeit, daß nichts gegen ihn vorlicge, bei⸗ 
zubringen, fondern aud) nod) einen Eid dafür zu ſchwören, daß er 
keinerlei Geſchenke gefpenvet habe, um zu feinem Amte zu gelangen. 
Die Landvögte und Gefandten dieſſeits und jenfeitS des Gebirges 
follen für ihre Urtheile keinerlei Scyenkungen annehmen, fondern 
fi) mit dem gewohnten Gerichtögelde begnügen. Die Appellationen 
in Eivilfällen follen nur an die Landvögte und fodann an die Jahr- 
rechnungstagfagungen ergehen, nicht aber, wie oft gefchehen, von 
jedem der regierenden Orte ein befonderes Urtheil erlaffen werben. 
Die ennetbirgifche Jahrrechnung foll billige Strafen, welche von 
den Landvögten auferlegt werben, nicht mehr, wie zuweilen ges 
ſchehen, „um Gut und Geld” aufheben; wenn aber die Lanpvögte 
zu harte Strafen verhängen, fo mag fie diefe ermäßigen. — Es ift 


0) Jahrrechnungsabſchiede. Die Einleitung des lebtern theilen wir hier mit, 
weil fie das Unweſen mit febarfen Worten rügt und in den Geſetzen unfrer Ränder 
oft beinahe wörtlich fich wiederholt finder: „Ob zwahr mehrmalen vnnd zu onder- 
fhidenlihen Tagleiftungen die Ghrengfante allerhand Mittel geſucht — durch welidhe 
das ſchädliche vnloblich vnnd verberblih Practieieren unnd Trölen vmb die 
Empter vnnd Landtuogtyen möchte abgeftellt vnnd vffgehebt werden fpürt man 
doc leider das ſoͤmliche fürſorg — nit by mändlichem verfahen will fonder diß böß 
lafter an Etlichen Orten noch ſtarckh Im Schwung gath —, welches hüchlich zu be⸗ 
duren —, dann durch diß vnredlich werdh der Allmehtig Gott höch— 
lich Erzürnt wyrt vnnd uns fon Straff off den Halff wechßt fo Ehompt Auch 
dergeftalt Fein Ehrlicher mann deſſen Altuordern oder Gr felbit vmb das 
Batterlandt verbienet zu einihem Ampt over namhafften beuelch dann er der⸗ 
glychen mittel nit bruchen will biemit Alzyt ungefürbert biybt und bie zn Emptern 
gelangendt, welde deren zum wenigften wärt vnnd bie nit verwalten 
können, vß dem volgt alßdann Alle Vnordnung und fonderlih Klagunnd ſchryen 
der Armen betrengten vnderthanen an welden das fo vnerbarlid 
vßgelegte gelt durd gute und vngutemittel widerumb ynfhonmen 
vnnd erholen will, vnnd wol audy die welche Zaun follihem Practicieren fühl gſchla⸗ 
gen, vnnd das begert Ampt nit erlangt, vilmahl von gutem flandt Inn ver= 
achtung Armut Ellendt vnd fchier verzwuflung gerathen die Landtlüth 
Aber Effens vnd Trindhens überflüffig gewonend — vnd Ire werfh 
fill ſtahn laſſen Hiemit An vilen Orten Inn grunnd verberben.“ 
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nur zu bedauern, daß fo zweckmaͤßige Gefege nicht immer ernftlich 
gehandhabt wurden. So ſchrieb z. B. im April 1598 die Tapfagung 
an Glarus, fie habe vernommen, daß für die Erlangung der non 
ver naͤchſten Landsgemeinde zu befegenden Vogteien Lauis, Rhein- 
thal und Gaſter allerlei Beſtechungen angewendet werben 20), fie 
warne baher ernſtlich vor der Wahl folder „Zröler” und erkläre, 
daß fie dieſelben nicht werbe aufreiten laſſen; deſſenungeachtet ger 
flattete im folgenden September eine Mehrheit von Ständen den 
drei Landvögten den Amtsantritt, obſchon befannt war, daß fie mit 
unerlaubten Schenkungen ihre Stellen erfauft hatten. Auch bie 
wohlbegründete Beflimmung, daß Civilrechtsſtreitigkeiten aus ven 
gemeigen Herrfchaften von den Jahrrechnungstagſahungen endgültig 
beurtheilt werben follten, wurde nicht beachtet, indem fpäter den 
Untertanen in den NRäthen ver regievenden Drte ſelbſt noch eime 
legte Inftang — in der Regel die viertel — geöffnet wurde. Zu 
bemerken iſt übrigens noch, daß, gleich wie bie Jahrrechnung zu 
Baden, fpäter zu Frauenfeld alle Gefchäfte aus ven veutichen ger 
meinen Bogteien behandelte, fo diejenigen aus den vier itafienifchen 
Bogtelen feit 1599 ausfchließlich dem ennetbirgifhhen Syndikate 
zugewiefen waren, welches fid) jährlich im Auguſt zuerft in Lugano, 
dann in Lokarno verfammelte und von jedem Orte. bloß mit - einem 
Geſandten beſchickt wurde h. 

In die Verfaſſung der gemeinen Vogteien können wir bier, wie 
im erften Theile, nicht näher eintreten, ſondern müflen und auf ei⸗ 
nige allgemeine Umriſſe beſchraͤnken. Es iR begreiflich, daß mit 
Bezug auf Thurgau, wo die VII alten Orte die eigentliche Landes⸗ 
hoheit, die X Orte hingegen das Landgericht (den Blutbann) bes 
faßen, über den Umfang ver beiverfeitigen Rechte häufige Streitig- 
keiten entftanden. Ein Bergleihh von 1555 febte fehl, daß bie 
Geldbußen von geringen („nicht malefizifchen") Vergehen ven VII, 
diejenigen von ſchwerern („walefizifchen") Verbrechen hingegen den 
X Orten zufließen follten, und 1687 wurde nadı langen Kämpfen 
genau ausgefchieden, welche Verbrechen als zur Malefizgerichtsbar⸗ 
feit gehörend zu betrachten feyen. Die fämmtlichen Inhaber ber 
niedern Gerichtsbarkeit im Thurgau, geiftliche Stifte, Staͤdte und 
Edelleute, hielten in Weinfelden alljährliche Zufammenkünfte, welche 
Gerichtsherrentage hießen und an denen der auf ihren Vorſchlag 


2, Kür Lauis allein foll von zwei Landleuten bis auf 0000 Gulden ausgegeben 
worben ſeyn. Schreiben im Archiv Slarus. 
29 Leu ©. 430, 697. 
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von den regierenden Orten gewählte Landeshauptmann, welder 
das Heerwefen zu beaufficdytigen hatte, den Vorfig führte. Auch die 
8 Quartierhauptleute, welche vom Landvogte für die einzelnen 
Quartiere, in die der Thurgau eingetheilt war, gewählt wurden, 
waren zunächſt militärifche Beamte; fie hatten aber aud) das Recht, 
Steuern auf die Landfchaft auszufchreiben, und erlangten eine ziem⸗ 
liche Bedeutung al8 Wortführer derfelben, wenn es ſich um Be- 
ſchwerden an die Tagfagung handelte??). Sargans hatte einen 
Landrath, in weichen jede Kirdigemeinde 2 Mitglieder erwählte; 
doch verfammelte ſich derfelbe nur, wenn er vom Landvogte einbe- 
rufen wurdere). Der Landammann in Thurgau und Eargang 
war Vorfiber des Landgerichts und mit dem Landfchreibeg und 
Landweibel Beifiber des Landvogts, wenn er Bußen auferlegte 
und. über Appellationen in Eivilfällen entſchied. Doch hatten vie 
drei Beifiger des „Oberamtes“ (mie diefe Gerichtsbehoͤrde genannt 
würde) bloß berathende, der Landvogt allein entſcheidende Stimme. 
Im Thurgau war feit 1712 mit dem Amte des Landammanng die 
wichtige Aufgabe verbunden, für die Aufrechthaltung der fonfeffio- 
nellen Rechte der Evangelifchen zu wachen; er wurde Daher je auf 
10 Sabre aus den Ständen Zürid, Bern und Glarus gewählt, 
währenn die V Eathalifchen Orte ausfchlieglich die Laupfchreiberftelle 
befesten. In Sargans wählte der Landvogt jeweilen bei feinem 
Amtsantritte den Landammann auf zwei Jahre, indem jede der brei 
Semeinden Mels, Ylums und Wartau ihm einen Maun aus ihrer 
Mitte vorlag”). In der Grafihaft Baden faßen neben dem 
Landvogte im Oberamte der Landſchreiber, welchen die regierenden 
_ Stände aus Ihrer Mitte wählten, und der Untervogt von Baden, 
der von denfelben aus den Bürgern diefer Stadt auf 10 Jahre er- 
nannt wurde. Im Rheinthal, wo feit 1712 die Stände Zürid, 
Bern und Glarus allein die Landſchreiberſtelle befebten, kamen dem 








”) Ebenda ©. 679, 687. Buppifofer U. 163 ff., 280. Mol. in Allges 
meinen Ebel J. R— 34. Roth (Abraham) Zuſtaͤnde der Landgrafſchaft Thur: 
gau ım 16. und 17. Jahrhundert (Abhandlung zu Erlangung der Doftorwürbe, 
1848, als Manufkript gedruckt). Krapf, bie Strafsehtspflege in der Landvogtei 
Thurgau, in der Zeitichr. jür fchweiz. Recht IV. 3 ff. 

23) Ebel II. 141. 

2) Faͤſi IIE 161, 338. Es mag hier nachgetragen iperden, daß das Gar, 
ganferland fchon unter den alten Grafen und unter öjterreichifcher Herrfchaft einen 
Landammann hatte; vergl. Wegelin, die Regeften ver Benediktiner-Abtei Piärere 
und der Landſchaft Sargans (Chur 1850), wo dieſer Beamte von 1406 au in zahl: 
reichen Urkunden vorfönmt. 
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Stifte St. Gallen ald Grundherrn in den obern Höfen bedeutende 
Rechte zu; e8 bezog bald pie Hälfte, bald einen oder zwei Dritt- 
theile dev Bußen, und die Appellationen von den Hofgeridhten gin- 
gen nicht an den Landvogt, fondern an den Pfalzrath des Abtes. 
Die freien Aemter endlid) boten die eigenthümliche Erfcheinung 
bar, daß die Landvögte hier feine Wohnung hatten, fondern nur 
zweimal im Jahr zur Beforgung der wichtigften Geſchaͤfte erſchienen 
und in der Zwifchenzeit durch ben Landſchreiber fid) vertreten ließen **). 


$. 2. Berbältniffe zum Yuslande. 


Die Unabhängigkeit der Schweiz vom deutſchen Reiche ges 
wanngin diefem Zeitraume eine immer feftere Geftalt. Beinahe nur 
nod) eine Erinnerung an frühere Redtszuftände war eg, dag auf 
Münzen und öffentlidhen Gebäuden fortwährend der Reichsadler 
prangte und daß von den Kalfern bei ihrem Regierungsantritte bie 
Beftätigung der alten Freiheiten nachgeſucht wurde, bis in Folge 
eined Tagfatungsbefdjluffes von 1607 diefe Foͤrmlichkeit wegfiel. 
Wiederholte Aufforderungen zum Befudje der Reichstage und zur 
Bezahlung der Reichsſteuern, ſowie Vorladungen vor die Reichöges 
richte wurden von den Eidgenoffen beharrlich zurüdgewiefen. Die 
völferrechtliche Anerkennung ihrer Unabhängigkeit erlangte bie 
Schweiz endlich durch den weftphälifchen Frieden von 1648. Das 
Reichskammergericht fuchte um diefe Zeit feine Gerichtsbarkeit auch 
über die Etadt Bafel, als eines der neuern Glieder der Eidgenoſſen⸗ 
(haft, zu erftreden und ordnete, um feinen Redhtsfprüchen Geltung 
zu verfchaffen, fogar Arrefte auf basleriſche Güter an. Hierüber 
befchwerte fid) Bafel Bei den Eidgenoſſen und diefe fandten den dor⸗ 
figen Bürgermeifter Wettftein an den Friedenskongreß, welchem 
es gelang, von Seite des kaiſerlichen Hofes die beftimmte Erklärung 
zu erwirken, „daß Bafel und die übrigen Kantone der Schweiz fid) 
im Befige voller Kreiheit und Exemtion vom Reiche befinden und in 
feiner Weiſe den Behörden und Gerichten des Reiches unterworfen 
ſeyen.“ Diefe Erklärung wurde in die Urkunde des Friedensver⸗ 
trages aufgenommen und damit von fämmtlidhen In demfelben bes 
griffnen Mächten beftätigt. Da das Reichskammergericht aud) nach: 
her. noch auf feinen Anfprüchen beharrte, fo ertheilte ihm der Kaiſer 
1651 den beftimmten Befehl, davon abzuftehen. Bon da an wurde 
bie Unabhängigkeit fammtlicher, zur Eidgenoſſenſchaft gehörender 


2) Safı BI. 291 ff., 402, 440 ff. Leu ©. 676, 680, 693. 


86 Das ſchweltzeriſche Bundesrecht. 


Webietötheile vom deutfchen Reiche nicht mehr ernſtlich in Frage ge 
ſtellt; der Verſuch, den im Toggenburgerkriege der Abt von St. 
Gallen machte, fid) als ReichSglied der Eidgenoſſenſchaft gegenüber- 
zuftellen, blieb ohne Erfolg 20). 

Defterreich gegenüber blieb die Erbeinigung von 1511”) in 
Kraft, in welcher, nachdem foäter auch Luzern, Uri, Schwyz, Nid⸗ 
walden und Zug beigetreten, fämmtliche Drte der Eidgenoflenfchaft 
begriffen waren. Die Beziehungen der Schweiz zu dieſer benach⸗ 
barten Macht, welche feit dem 16. Jahrhundert an Ländergebiet und 
europäifchem Einfluſſe bedeutend gewonnen hatte, waren zahlreich 
und nicht felten ftanden auch ſchweizeriſche Truppen in ihren Dien- 
ften, aber eine engere Verbindung, als fie in jenem Vertrage ent- 
halten war, kam in diefem Zeitraume niemald zu Stande. 

Bon der größten Wichtigkeit waren dagegen bie Berhältnifie 
zu $ranfreich, welches, indem ed immer mehr die Echweizer in 
feine Militärdienfte zog und immer reichlicher fein Gold fließen ließ, 
die Außere und innere Politik der Eidgenoflenfhaft immer mehr von 
fi abhängig machte. Die ftaatsrechtlidye Grundlage bildeten fort» 
während der ewige Frieden von 1516 und das Bündniß von 1521; 
lezteres wurde 1549 von König Heinrich IL, 1564 von Karl IX., 
1582 von Heinrich II. und 1602 von Heinrid IV. erneuert"), 
Bern, weldes feit 1549 keinen Antheil mehr genommen, ſchloß ſich 
gegen bie Zuſicherung, daß feine Truppen in Religionskriegen nicht 
gebraucht werben follten?°), 1582 wieder dem Bunde an und zulegt 
trat 1614, nach der Thronbefteigung Ludwigs XIII., auch Zürid) 
demfelben bei. Mit Ludwig XIV. wurde das Bündnig 1663 neuer 
dings befräftigt und auf die Lebenszeit des Königs ‚und des Dau- 
phins und 8 Jahre über deren Tod hinaus abgefchlofien. In der 
Form erſchienen hier die beiden Theile ſchon nicht mehr ald ganz 
gleiäberedhtigt, fondern der König ließ die Eidgenoſſen bie unter 


“ı) Bluntfhli Bundesr. I. 42250. Etettler ©. 38-41. 

27) Nun auch bei Bluntfchli Bundesr. II. 163— 170. — Für die Graffchart 
Burgund wurde fie 1557 ernenert von König Philipp II. von Spanien: Urk. bei 
Waldkirch I. Anhang ©. 121. 

20 Urkk. in der Samml. der Bandniffe S. 173— 244, 257 —285, 304 
— 333. — In unfrer kurzen Srwähnung der Bereinigung von 1521, Th. I. ©. 359, 
ift zu Berichtigen, daß ver König nur 200 Lanzen, zu bemfelben aber bie 25,000 
Goldkronen unbedingt verſprach. Ferner if beizufügen, daß zu dem 1818 feſtgeſetz⸗ 
ten Friedensgeld von 2000 Frauken für jedes Ort noch 1000 Frauken als „Bellerung“ 
binzugefchlagen wurben. 

2e) Urk. in der Samml der Bündniffe ©. 286. 
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ihm und feinem Vorgaͤnger ſehr gewachſene Macht Krantreichs em⸗ 
pfinden. Den evangeliſchen Staͤuden ſicherte er indeſſen in einem 
Beibriefe für ihre Truppen Die freie Ausübung ihres Olaubensbe- 
kenntniſſes zus). Nach dem Toggenburgerfriege benutzten ber greife 
König und fein ſchlauer und ränfefüchtiger Botfchafter, Graf du 
Luc, den tiefen Zwiefpalt, weldyer damals unter den beiden Glau⸗ 
benspariheien in der Schweiz herrſchte, um ein Bündniß wenigſtens 
mit den latholiſchen Orten zu erhalten, welches die Eidgenoſſenſchaft 
ac) mehr unter den maͤchtigen Einfluß Frankreichs ftellte,. indem es 
ven König zur Einmifchung in deren innere Verhältniſſe in weitem 
Maße beredhtigte. Der Bund von 1715 wurde abgefhhloffen mit 
Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Katholiſch-Glarus, 
Sreiburg, Solothurn, Appenzell- Innerrhoden und Wallis; jedoch 
wurde allen übrigen eidgendffifchen Orten der Beitritt offen gelaffen. 
Dem Könige wurde bewilligt, falls fein Reid durch eine fremde 
Macht Eder durch innere Entzweiungen angefochten werben follte, 
einen außerorventlichen Volksaufbruch in der Schweiz zu Begehren 
und binnen 10 Tagen zu veranftalten, doch nur bis auf 16,000 Mann. 
Hinwieder verpflichtete fid) ‚der König, wenn die Eidgenoſſenſchaft 
uder ein Ort derfelben von außen her angegriffen werden follte, mit 
feiner Macht behülflich zu feyn, wie es die Rothdurft erheifche und 
er darum angegangen werde. Im Falle innerer Entzwelung in der 
Gingenofienfcyaft follte der König auf. Erfuchen bes beſchwerten und 
bevrängten Theiles „alle freundlichen Offizien anwenden“, um die 
Partheien zu vermögen, daß fie einander gegenfeitig Recht halten; 
würde dieſes ohne Erfolg bleiben, fo follte er mit feiner Macht den 
Beleidiger dazu anhalten, den in den Bündniſſen vorgefehriebnen 
Regeln fich wieder zu unterwerfen. Auch follte der König dann ale 
Gewährsmann eintreten in die Berträge, weldye unter den eidges 
nöffifhen Orten zu Beilegung ihrer Zwiftigfeiten gefchloffen würben. 
Für Die Schweizertruppen in frangöfifchen Dienften wurde dagegen 
der Monatsfold bedeutend erhöht. “Die beiden Fheile verpflichteten 
fih, einander auch in Angriffskriegen beizuftehen, falls fie für gut 
erachten follten, gemeinfhaftlid, einen foldyen zu unternehmen, und 
ohne gegenfeitige Zuftimmung einen Frieden oder Waffenftiliftand 
abzufchließen. Die Schweizer follten in Frankreich als natürliche 
Einwohner gelten, vom Heimfallsredht und Abzug befreit feyn und 
gleid) den Eingebornen Vermögen erwerben ober einen Beruf aus⸗ 


3°) urkt. ebenda E. 350—400. Bluntſchli Bundesr. L 281 ff., KM. 203 €. 
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üben mögen; ähnliche Rechte wurben ven Franzoſen von Seite ber 
Eipgenofienfchaft zugefichert. Ebenfo verpflichteten fid) beide Theile 
zu gegenfeitiger Auslieferung eutflohener Berbredder und zu Geftat- 
tung des freien Durchmarſches für ihre Truppen®'). In einem ge 
heimen Beibriefe („Trüdlibund” geheißen, weil er in eine 
Schachtel gelegt und verfiegelt wurde) wurde nod) ausbrüdlid) ge- 
. fegt, das Bündniß habe vorzugsmeife die Abſicht, „die Katheligität 
herzuſtellen“, und die reforminten Orte würden erft in daffelbe aufs 
genommen werben, wenn fie zuvor den fatholifchen hätten Recht 
widerfahren laffen. Sollte «8 nöthig werben, daß der König den 
katholiſchen Ständen oder einem berfelben zu Hülfe fäme, und ſoll⸗ 
ten dann Eroberungen gemacht werden, fo dürfe Frankreich nichts 
davon für ſich behalten?2). Diefe geheimen Artikel, in weldyen be 
greiflicher Weife noch Schlimmeres vermuthet wurde, erzeugten 
großes Mißtrauen in der reformirten Eidgenoſſenſchaft und lange 
Zeit blieben alle Bemühungen Frankreich, diefelbe zum Anfchlufle 
an einen neuen Bund zu bewegen, fruchtlos. Endlich im Jahr 1777 
gelang es wieder, ein Bündnif:der gefammten Schweiz mit König 
Ludwig XVI zu Stande zu bringen. Daffelbe wirde auf 50 Jahre 
geſchloſſen und auf den Zweck der Vertheidigung der beiderfeitigen 
Länder und Herrfchaften beſchraͤnkt. Die „unumfchränkte Souve- 
sänetät und volllommne Unabhängigkeit" der Eidgenoſſenſchaft wurde 
anerkannt; der König nerpflichtete ſich, Angriffen auf dieſelbe durch 
Bermittlung zuvorzukommen, nöthigenfalls aber mit aller Macht 
auf eigne Koften ihr beizuftehen,. fall8 er Darum erfucdht werde. Das 
gegen verftatteten die Eidgenofien dem Könige, wenn er von einem 
Feinde überzogen werben follte und einer größern Anzahl Schweizer 
truppen, als der in den beftehenden Kapitularionen vorgejehnen, 
bedürfen würde, fernere Werbungen. bi8 auf 6000 Mann .in ihren 
Gebieten vorzunehmen. Kein Theil follte den Feinden des andern 
Theiles den Durchpaß oder Aufenthalt in feinem Lande gewähren 


» 

*) urk. in der Samml. der Bündniffe ©. 401—435, Bluniſchli 
Bundesr. II. 222 ff. — Ueber das, dem König gewährte Recht, ih in die Innern 
Berhältniffe der Schweiz einzumifchen, welches nachher in den Zuger Unruhen mit 
allem Grunde angefochten wurde, äußerten fich vie Geſandten der fatholifchen Etäube 
1731, daffelbe bezwede, wenn man es „mit chriftfatholifchen Auge” betrachte, num 
die Aufrechthaltung ihrer freiheit und fey mehr werth als alle Peniionen, indem es 
bie Proteflanten von neuen Angriffen abhalte ; bas Glück dieſes Bundniſſes ſey dem 
Papſte zu verdanken u. f-f. Boſſard im Geſchfr. XI. 102. 

33) Urk. bei Bluntfchli Bundesr. I. 235, seltw Geſch. der diplomat. 
Verhaältuiſſe Beil. LVII. 
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noch Berträge eingehen, welche mit diefem Bundniſſe im Wider⸗ 
forudye ftehen würden; bie Schweiz erklärte, ihre Neutralität gegen 
alle Mächte beobachten und behampten zu wollen. Daneben enthielt 
das Bündniß günftige Beſtimmungen über den Gerichtsſtand in 
Privatftreitigfeiten, den Bollgug der Urtheile, die Auslieferung von 
Berbrechern, die Aus⸗ und Durchfuhr von Lebensmitieln, Zollbe- 
frelungen u..f. w., weldye zum Theil auch in feühern Bundesver- 
trägen fon vorgelommen waren?) Dffenbar hatte nun vie ei- 
nige Schweiz wieber weit ehrenvollere Bedingungen erlangt, als 
biejenigen waren, denen fid) in Dem vorangegangnen Zeitpunkte 
trauriger Zerriffenheit die katholiſchen Orte unterzogen hatten ; zur 
Einmifchung in die innern Angelegenheiten der Eidgenofienichaft 
fand Frankreich wenigfteng in den Worten der Bundesurkunde feine 
Ermächtigung mehr. - 

Die Bündniffe einzelner Stände mit dem Könige von Spanien 
für fein Herzogthum Mailand, mit dem Bapfte, dem Herzog von 
Sapoyen, dem Markgrafen von Baden und der Republik Vene⸗ 
dig haben wir im erften Kapitel erwähnt, weil es Sonderbündniſſe 
waren, an denen immer nur bie eine ober andere Religionsparthei 
Antheil nahm. Wichtig für dem auswärtigen Kriegsdienſt und da- 
her für die Beziehungen der Schweiz zum Auslande überhaupt waren 
auch die Militärkapitulationen, welche die evangelifchen Stände feit 
dem (Ende bed 17. Jahrhunderts mit der Republit Holland"), bie 
tatholifchen feit 1734 mit dem Königreiche Neapel hatten. 

»Bundesfrüdte” hießen die Penſionen, welde die ver- 
bündeten Mächte alljaͤhrlich nach Bertrag oder Herkommen den ein- 
zelnen Kantonen zu bezahlen pflegten. Die Schweiger verdankten 
diefe ergiobige Geldquelle dem Ruhme ihrer- Tapferkeit, welcher die 
auswärtigen Mädjte veranlaßte, ihre Freundſchaft und ihre milis 
tärifehen Dienfte zu fuchen; allein es wirkten die beventenden Sum- 
men, welche auf diefe Weife vom Auslande ber zuflußen, im Allge- 
meinen nicht günſtig auf die Kantone ein, weil fie ſich daran ges 
wöhnten, Freundſchaft und Kriegshülfe dem Meiſtbietenden zu 
verfaufen, wobei oft die unzweifelhafteften eignen Intereffen des 
. Baterlandes ganz außer Acht gelaffen wurden. Am wenigften nügte 
diefe Frucht der auswärtigen Bündniſſe unfern demokratiſchen Lan⸗ 


2 Urk. in Schweiz. Muſeum, Jahrg. 1794, ©. 297; befonders gebrudt, 
Trogen 1777. Bergl. L. Meyer von Kupnau Schweizergeſch. II, 290 ff. 

8%) Bern allein ſchloß 1712 ein wirliches Bündniß mit den Geueralſtaaten ab: 
Bulliegin IM. 612 
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dern, welche gerade ven größten Werth darauf legten; denn immer 
allgemeiner wurde hier die Sitte, die Penſionsgelder, aus welchen 
ſich im Laufe der Jahrhunderte die zweckmäßigſten, heutzutage oft 
fhmerzlid) vermißten Einrichtungen hätten fchaffen laffen, durch Aug» 
theilung auf die Köpfe der freien Landleute zu vergeuden, wodurch 
beim Volke nur-Habgierde und Genußfucht gefördert wurden, melde, 
iwie wir nachher fehen werden, bald aud) in andern Gebieten Des 
öffentlicyen Lebens ihre nachtheiligen Folgen äußerten. Diese tief- 
greifenden. Einwirkungen der Penſionen auf die innern ‚Zuftände 
unfrer Kantone rechtfertigen .e8 wohl, daß, wir am Schluffe dieſes 
Abjchnittes nod) etwas näher Darauf eintreten. 

Wir haben geſehen, daß jedes der verbündeten katholiſchen Orte 
von Spanien, in Folge des Bündniſſes von 1587, 1500 Kronen und 
von Savoyen, in Folge des Bündniffes von 1577, 300 Gulden jähr- 
U empfing. Frankreich bezahlte in Folge des ewigen Friedens 
won 1516 und des Bundesvertrages von 1521 jedem eidgenöffifchen 
Drte. ein Friedensgeld (pension de paix et d’alliance) von 3000 
Franken; dieſen vertragsmäßigen Leiftungen aber fügte es, um bie 
Schweizer noch mehr an fich gu feſſeln, fchon feit dem 16. Sakchun«- 
dert bei den meiften Kantonen vie Rodelpenfion. (pension par 
role) und das Partitulargeld (pension partieuliöre oder par etat, 
geheime Staatspenfton) bei. Erflere war anfänglidy zur Berthei- 
Jung an ale Kriegsleute, welche in Frankreich gedient hatten, letz⸗ 
tere nur für wenige einflußreiche Männer beſtimmt, und während 
die Verwendung der Friedensgelder den Kantonen vällig freiftand, 
wachte Dagegen. bie frangöfifche Geſandiſchaft Darüber, bap die beiden 
Denfionen, insbefondere aber das Partilnlargeld nur im Interefie 
des Königs angewendet würden. Wohl in allen Kantonen hing in 
älterer Zeit Die Austheilung Diefer Penſtonen wefentlich von. einigen, 
Dem franzoͤſiſchen Intereffe befonders ergebnen Günftlingen ab, denen 
die Geſandtſchaft fie zu überlaffen pflegte; um einem ungebührlichen 
Einflufle derfelben vorzubeugen, ftellte Glarus bei Abſchluß Des 
Bündnifies. von 1564 die Beringung, daß vom Lande felbft vier 
Männer zu verordnen feyen, welche den „Staat" (die pension par 
tat) als „eine freie, gutwillige Gabe des Königs an feine Diener 
und Kriegsleute" mit Willen und Gunft des Gefanbten, ben, „Ro- 
bel" aber mit Zuzug von Abgeordneten aus den Gemeinden „Jedem, 
der daß begehrt und einem Kriegsmann gleich ift, je nachdem er ge⸗ 
dient und in Anfehen ſteht,“ austheilen folten®®). Uri wurde 1616 


22) Landsgem. Brot. v. 17. Dezember 1564. 
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von dem franzöftfchen Geſandten angehalten, mehrere Männer, 
welche dem Könige ſchlechte Dienfte geleiftet, aus dem „Robel zu 
ftreihen und durch treue Diener Frankreichs zu erfegen, mit der An⸗ 
Drohung, daß fonft dem Lande die Verfügung über die Penfionen 
ganz entzogen würde>"). Und als 1674 befehloffen wurde, die Pen- 
fionen alß „eine freie Schenkung dem gemeinen Mann auszutheilen“, 
erinnerten Frankreich und Spanien an die urkundlichen Zuſagen, 
weiche der erftern Madıt 1610, der letztern 1653 ertheilt werben, 
daß die Bertheilung „nad der Kürften Belieben” gefchehen folle, 
wodurch ſich die Landsgemeinde 1676 veranlapt fah, ihren Beſchluß 
zurüdzunehmen®”). Ebenfo widerfegte ſich der franzöfifche Geſandte 
1697 der in Zug beſchloſſnen allgemeinen Austheilung der Benfio- 
nen®) und es Bing diefelbe hier ganz von der mächtigen Familie 
Zurlauben ab, bi der Mißbrauch, den fie von ihrer einflußreichen 
Stellung machte, bie bürgerlichen Unruhen der 1730er Sahre her⸗ 
vorrief, welche einen zeitweiligen Bruch aller Verbindungen wit 
Frankreich zur Folge hatten. 

Mit der Zeit. wurden indeflen die Rodelpenfionen und Partiku⸗ 
largelver, welche feit langem für jeden eidgenoͤſſiſchen Stand eine 
genau beftimmte Summe beirugen, immer mehr als eine Schuld an 
die Kantone felbft gleich den Friedensgeldern betrachtet *°) und Fraul⸗ 
reich ließ auch im Ganzen eine freiere Verfügung über diefelben zu, 
ſeitdem es den Einfluß Spaniens. in der Schweiz weniger zu fürchten 
hatte, Folgendes find die Summen, weldye unter den verſchiednen 
Titeln jedes unfrer demolratiſchen Länder jaͤhrlich von Frautreich zu 
beziehen hatte: 


30) Relation de Pambassade deM. de Castille im Archiv fi. ſchw. Geſch. I. 203. 

FT) Megijter des (nicht mehr vorhandnen) Landsgeni. Prot. im Archiv Mri. 

29 Stadlin IV. 677, 678. 

20) Freiburg und Glarus weigerten fih 1648, das Friedeusgeld allein, ohne 
bie Peuſionen anzuuchnen, und bie andern Kantone begnügten fih damit nur, weil 
ihre Säupter vom Geſandten befochen waren. Schreiben de Ia Barde’s im A a iv 
f. fhw. Geſch. V. 326, 
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Friedens⸗ Nodel⸗Partifular⸗ Garniſon Zufanıs 

geld. penfion. geld. Bellenz. men. 

Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. 

U 2 2... 3000. 6000. 8800. 1000. 18,800. 
Schwyz... 3000. 8840. 6800. 1000. 19,640. 
Dbwalden . . 1500. 2666. 3155. 500. 13.4154 
Nidwalden . . 1500. 1333. 2000. SD. a 


Evang. Glarus 2400. 3975. 3666 Y.. 15 525. 
Kath. Glarus. 600. 2558. 235.) 7.00 
Zu - » 3000. 3600. 3963. . . . . 10,568. 


Appenz.-U.RH. 1500. 1500. “o 
RE 0 nn 00OR 


Was die Verwendung diefer Gelder betrifft, fo fiel in Glarus 
bis 1564 dag ganze Friedensgeld in Die Landesfaffe, von da an aber 
nur noch) 1000 Frkn., indem die übfigen 2000 Frkn. mit den Pen- 
fionen vertheilt wurden. Spätet wurde Alles auf die Köpfe aus⸗ 
getheilt, jedoch mit Dem Unterſchiede, daß das Friedensgeld allen 
Mannsperfonen, die unmündigen inbegriffen, die Penfionen da= 
gegen nur den flimmfähigen Lanpleuten zufielen. So erhielt z. B 
1791 jeder enangelifche Landmann vom Friedensgelde 8 Schlinge, 
von den Penflonen 44 Schillinge*)! Nur einen Kleinen Theil der 
Benfion im Betrage von fl. 509. 29 8. legte der evangeliſche Landes⸗ 
theil alljährlich in feinen Schatz und anfehnliche Trinkgelder fielen 
dem Geſandten nad) Solothurn, der diefelbe abholte, fowie den Be⸗ 
amten im Lande, welche die Vertheilung zu beforgen hatten, zu. 
Uri legte bis zu den ſchon erwähnten Landsgemeindbeſchlüſſen Die 
ihm eingehenden Penſionen in den Schatz“); 1676 wurden 3000 
Gulden vorbehalten, welche immer der Obrigkeit verbleiben follten; 
feit dem Ende des 17. oder dem Anfange des 18. Jahrhunders ſcheint 
bie, früher von den Mächten verhinderte Austheilung der Penſionen 


) Tabelle in einem Manuffr. des Glarner Landbuchs. Bol. Zellmeger 
Gef. der diplom. Verbältniffe I. 171—173, Trümpi Glarn. Chron. &. 519 (mo 
für Robelpenfion der Ausdruck „Standespenflon” und für Partiknlargeld „Staats: 
penfion” gebraucht wird, welche zwei Bezeichnungen leicht mit einander verwechſelt 
werben koͤnnten), Stadlin IV. 676. 

21) Rechnung im Archiv Glarus. 

+2) Hausordnung von 1665 im A. L. B.: „In Khünfftigem ſollen auch alle Pen⸗ 
ſionen Ginen Herren Laudtammann, fo im Ampt, Cingehendiget, welcher nebet vb⸗ 
rigen Herren ſolches gelt in MHH. Gewoͤlb — ſamenhafft legen ſoll.“ Ordnung 
der geheimen Räthe im Archiv Uri. 
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unter alle Landleute nun doch flattgefunden zu haben*). In Ob⸗ 
walden wurden nad) einem Laudsgemeinpbefchluffe von 1606) 
von der franzöfifchen und fpanifchen Benfion je 300, von der fa- 
voyifchen 100 Gulden jährlidy in den Schaß gelegt; der Ueberſchuß 
ward unter dad Volk vertheilt. In Nidwalden umfaßte viefes 
„Theilgeld“ (wie ed in beiden Halblantonen genannt wurde) den 
gefammten Betrag der Benfionen, und ebenfo flogen au in Schwyz, 
fo viel uns befannt, alle Gelder, welche dem Lande von fremden 
Zürften eingingen, den Lanbleuten zus). In Zug dagegen fiel dag 
Friedensgeld in die Gemeindekaſſen, welche hier in vielen Beziehun- 
gen die Stelle der Landeskaſſe vertraten, während die Benfionen, 
wie ſchon erwähnt, auf willfürliche Weife ausgetheilt wurden. In 
Appenzell endlich, welches die Heinfte Penfion bezog, floß diefelbe 
ganz in die beiden Landestaffen!N. Es fehlte zwar in Außerrhoden 
nicht an Gelüften, die Penſion unter die Landleute zu vertheilen; 
allein die Obrigkeit ließ 1657 dem Volke vorftellen, das Land könne 
für feinen Haushalt diefer Einnahme nicht entbehren, da es nicht 
wie andere eivgenöffifche Orte von Steuern, Zöllen, Sehnten und 
Bogteien her reichliche Einkünfte beziehe +7). 

Neben der Rodelpenfion und dem Partikulargelde, welche im 
Laufe der Zeit mit dem Friedensgelde zur Standespenſion geworden 
waren und als ſolche, im 18. Jahrhundert wenigſtens, den meiſten 
Kantonen zu freier Verfügung überlaſſen wurden, bezahlte Frank⸗ 
reich nod) bedeutende Summen an einflußreiche Magiftrate und deren 
Familien, bald als einmaliges Gefchent, bald als jährliche Penfto- 
nen auf Lebenszeit; man nannte diefe »pensions à volonte«#®), 
„Verehrgelder“. Glarus verbot ſchon 1481 die Annahme folder 
„Dienfte und Gnadengelder von Fürſten, Herren, Städten und 


2) Megifter des Landsgem. Brot. 1703 wurde erkannt: wer eine fremde Frau 
heirathe, die nicht 300 fl. Vermögen befige, dürfe weber die Allmende nußen noch 
die Benfion beziehen nob am Ammannmahl (f. unten Kap. 3, $. 2) Theil 
nehmen. 

) A. L. B. Bl. 42, 48. 

+) Bol. Zellweger a. a. O. 

“n) (Shell. 217, 331. 

*) Rathsbeſchluß in den Zellw. Samml. 

29) Vergl. die N. 36) und 39) erwähnten Gefanbtfchaftsberichte, wo die pen- 
sions à volonte immer neben die pensions par röle und par &tat hingeftellt und 
von denfelben unterfchieden werden. Stadlin EV. 676 irrt daher wohl, wenn er 
annimmt, „pensions & volonte“ ſey der gemeinfame Name für bie eben genannten 
zwei Benflonen gewefen.- 
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Communen“, wovon fpäter der „König“ (von Frankreich) ausge: 
nommen wurde; allein diefe Satzungen fanden niemals ernftliche 
Bollziehung und wurden 1586 ganz aufgehoben“). Doch erneuerte 
die evangelifdje Landsgemeinve, als fie 1777 das neue franzöfifche 
Bündniß annahm, das Verbot der geheimen Penflonen:%). Ebeuſo 
wurde e8 in Uri, nach einer Sagung von 1680, als ein ſchweres 
Verbrechen beftraft, wenn Semand wider des Landes Nugen heim- 
lihe Penſionen empfing’); in Appenzell A. Rh. mußten alle 
Landleute in ihrem Landeseide geloben, von Fürften und Herren 
feine befondern PBenftonen noch Gefchenke anzunehmen >?). Im All 
gemeinen ift troß foldyer entgegenftehender Gefege nur zu gewiß, 
daß die franzöfifhen Onadengelver, welche den Stagtsmännern 
insbeſondere aud) der demokratiſchen Kantone zufloßen, auf die Po⸗ 
litit der Eidgenoſſenſchaft während der legten drei Jahrhunderte eis 
nen jehr beflagenswerthen Einfluß übten. 

),AL.BDB.7A,23B. Gang treuherzig bemerkte am Nande ver letztern 
Stelle ein Landfchreiber: „Hat nie vil gulten.“ 

20) Svang. Landegem. Prot. 

2 Landbuch Art. 255. 

»2) Landbuch Art. 12. 





Drittes Kapitel. 
Die Laudsgemeinden. 


Wir haben im erften Theile diefes Wertes die demokratiſche 
Berfaffung unfrer Gebtrgsländer in ihren Anfängen und in ihrer 
erften, einfachen und fräftigen Geftalt kennen gelernt. Wir werden 
nun ihre weitere Ausbildung in den letzten drei Jahrhunderten ver- 
folgen und dabei finden, daß ihre wefentlichen Grundzüge unver- 
ändert blieben, mandjes Einzelne aber näher beftimmt und ausge, 
führt wurbe, und daß im Allgemeinen der Geiſt des Zeitalters, 
welcher in Folge allzuruhigen Genuffes bedeutender Bortheile fich in 
vielen Beziehungen zum Schlimmen Hinneigte, auch auf die Ver⸗ 
faffung und deren Anwendung nicht ohne nachtheilige Einwirkung 
blieb. &8 gilt dieſes insbeſondere von dem wichtigen und bedeu⸗ 
tungsvollen Inftitute der Landsgemeinden, deſſen nähere Entwid- 
lung wir nun nad) allen Seiten hin mit derjenigen Sorgfalt und 
Aufmertfamteit beleuchten wollen, welche ein fo vielfach intereffanter 
Gegenſtand verdient. 


$.1. Drdentlide und außerordentlihe Verfammlungen; 
Zeit und Ort; Außere Ordnung; Redt und Pflicht zur. 
Theilnahme. 


Man würde fi} einer irrigen Auffaffung ſchuldig machen, wenn 
man alle die zahlreichen Landsgemeinden, welche in unfern Rändern 
fkattfanden, für gleichbedeutend anfehen und zwifchen ihnen nicht 
unterfcheiden wollte. Nur die ordentliche jährliche Landsgemeinde, 
auch Maienlandsgemeinde genannt, ftellte das mit fouveräner Macht⸗ 
vollfommenheit ausgerüftete Volk dar; daher wurde auch nur an 
ihr jenes feftliche Gepränge entfaltet, welches bei den Theilnehmern 
die Wichtigkeit ded Tages zum Bewußtſeyn bringen follte, und nur 
an ihr waren die Lanpleute verpflichtet zu erfcheinen. Andere Ge⸗ 
wohnheiten und Sapungen beftanden für Die, in mehrern Kantonen 
üblichen Nachgemeinden, welche als Kortfegungen der ordentlichen 
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Landsgemeinden zu betrachten ſind, und andere wieder für die au⸗ 
ßerordentlichen Landsgemeinden, welche die Obrigkeit bald von ſich 
aus, bald auf das Begehren einzelner Landleute einzuberufen hatte. 

Für die ordentliche Landsgemeinde blieb der am meiſten ver⸗ 


breitete Zeitpunkt der letzte Sonntag im April. An dieſem Tage 


wurde ſie in Schwyz, den beiden Unterwalden und Appenzell 
gehalten; doc) find in Obwalden bis in's 17. Jahrhundert hinein 
viele Befchlüffe der Landsgemeinde vom St. Georgs Tage (23. April) 
datirt!), woraus fidy fchließen läßt, daß fie in früherer Zeit fic dort 
regelmäßig an diefem Tage verfammelte. In Glarus fanden am 
tegten Sonntag im April die konfeffionellen Landsgemeinden ftatt 
und darauf am erften Sonntag im Mai die gemeine Landsgemeinde. 
Der leptere Tag war auch in Uri und Zug für die Abhaltung der 
2 andsgemeinden feſtgeſetzt ). 

Der Drt der Maienlandsgemeinde blieb in Uri und Schwyz 
unverändert; in Schwyz wurde 17633) der Landsgemeindplag auf 
folive Weife neu erbaut und dabei mehr in's Runde gezogen. In 
Obwalden, wo bis dahin die ordentliche Volksverſammlung im 
untern Stode des Rathhaufes gehalten worden, wurde fie durch 
Beſchluß vorm 1647 auf den Landenberg, — einen ſchön gelegnen 
Hügel bei Sarnen, wo der Öfterreichifche Vogt dieſes Namens ge- 


haust haben fol, — verlegtY. In Nidwalden wurde fie fort- 


waͤhrend zu Wyl an ver Ya gehalten. In Glarus blieb ver Tänni- 
berg bei Schwanden der ordentliche Verſammlungsort bis zu ber 
Zeit, wo in Folge des Religionsvertrgges von 1623 Die Tonfeffionel- 
len Landsgemeinden auffamen; von da an®) wurde die gemeine 
Landgemeinde im „Zaun“ beim Flecken Glarus (jet ein mit Häus 
fern umbauter Play, damals nod) ein Theil der Allmende), die 
evangelifche in der „Strebihoſchet“ bei Schwanden und die katholifche 
im „Erlen“ oberhalb Räfels gehalten. In Zug war ein freier Platz 
in der Stadt, nahe dem See, für die Landsgemeinde beſtimmt. In 
Appenzell verſammelten ſich die äußern Rhoden, wie wir gejehen 


1) A. L. B. u. Landb. v. 1635, 

2) Vergl. Leu S. 556, 557. J. H. Tſchudi ©. 52, 53. Trümpi S. 139, 
141. Walſer I. 49. Landb. v. Uri Act. 16 (3. 1702). 

) Bauakkord im Arhiv Schwyz. 

*) Landbuch bei von Moos ©. 49. Bufinger IT. 246. 

*) Noch 1624 und 1627 finden ſich indeflen Landsgemeinden zu Schwanden er: 
wäh und 8 1629 Heißt es im Protokoll: „vff Sontag ben britten tag in Meyen 
zu Glarus” | 





Die Landogemeinden. 97 


haben, ſchon während der Landesſtreitigleiten zuweilen in Hund» 
wylz feit der Landestheilung wechſelte diefer Ort mit Trogen als 
Berfammlungsort der Landsgemeinde ). In ven innern Rhoben 
wurde fie auf einem freien. Plage im Flecken Appenzell gehalten. 
Die ordentliche Landsgemeinde wurde überall durch einen feier- 
lichen Aufzug der Obrigkeit eröffnet; in Uri und Schwyz geichah 
berfelbe zu Pferd, Die Landesbeamten, die Kathäherren von Als 
torf, Die Landſchreiber und Fürſprecher waren in Uri verpflichtet, as 
dem Aufritte Theil zu nehmen”); neben jebem Pferde ging ein Des 
bienter, welgher Livree und Hellebarte trug®).. Dem Zuge yoran 
fehritten Trommler: und Pieifer %), inUri und Unterwalden aud) 
die Landshornblaͤſer 10), alle in Die Landesfarbe geflsivet; in Gla⸗ 
us") folgten, Dann noch Hellebardiere, in Zugu2) Gehaxuiſchte. 
Dem Landammann, welcher an der Spitze der Obrigleit ging oder 
ritt, wurden das Landesſchwert und der Stab oder Szepter von 
zwei Weibeln vorangetratgen; die Landesbeamten, Rathsherren und 
Richter, welche ihm folgten, trugen gewoͤhnlich Degen, Kragen und 
Manteln2); den Zug der Obrigkeit ſchloſſen die Lannesläufer mit 
ihren farbigen Röcken oder Mänteln. In die Mitte des Landsge⸗ 
meindplatzes waren in der Regel eine oder mehrere Reihen von 
Stühlen geſtellt, auf denen die Mitglieder der Obrigleit, dann die 
Geiſtlichen und ehrwürdige Greiſe vorzugsweiſe Plag zu nehmen 
hatten '). Das Landvolk ſtand in Shwyz.nad Vierteln geordnet, 


ne m 





%) Landb. v. A. Rh. Art. 1. — Die Räthe zu Hundwyl kauften 1621 von Jo⸗ 
ſeph Knüpfel daſelbſt um fl. 20 das Recht, fein bei der Kirche gelegnes But alle zwei 
Jahre zu Abhaltung ber Landsgemeinde benußen zu dürfen. Urk. in den Zell. 
Samml. 

N) Saßung v. 1773, Regifter des Landegem. Prot. 

9) Luffer, der Kanton Uri, ©. 69. 

) In Urt waren 6 Trommelfchläger im Jahrlohn und 6 „Wartner“ Satzung 
von 1735), in Schwyz 36 Trommler und 12 Pfeifer (Monnard I. 573), in 
Nidwalden (Landb. v. 1806, IE 2, 23) 10 und in Glarus (Reformation v. 
1692) 14 Trommier und’ Pfeifer. _ 

„) In Uri waren 6 im Jahrlohn, welche „MU Botlingen auf dem Stein hor⸗ 
nen” ſollten (Satzungen v. 1695 und 1761), in Nidwalden bloß einer Eandb. 
v. 1623, v. Horn old Hälmy Blaſer). 

A) Trümpi Sid. 

m) Boffard im Geſchfr. XII. 70. 

18) Landsgem. Prot.v. Schwyz v. 7. Mai 1704. 

24) Vergl. Landugem. Brot. v. Glarus». 1578.. Sagungen v. 1619 u. 1727 
im Regifter des Landsgem. Brot. v. Uri. ‘ 

Blumer, Staats und Kechtögefchichte, II. 7 
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fo daß jedem der ſechs Wiertel von Alters her fein befonderer Platz 
angewiefen und biefefben durch GSaͤnge von einander getrennt 
waren 15); auf gleiche Weife finden in Mppenzells Innerrhoden 
die Glieder jeder Rhode bei einander!). Die Landsgemeinde wurbe 
in den Tatholifchen Ländern mit Webeten:") eröffnet, welche das 
ganze Bolt Inteend verrichtete; in Evangeliſch⸗Glarus wurde feit 
1669 eine Predigt gehalten. Hierauf beftieg der Landammarn die 
Bülme und hielt, wenigſtens im 18. Jahrhundert, eine Anreve an 
das Bolt!Y. In feiner Hand hielt er das Landesſchwert, das Zei⸗ 
hen der Gewalt; vor ihm lagen Protokolle, Kandesflegel und bie 
Schlüſſel zum Archive und- zur Echaplammer. Neben ihm auf ver 
Bühne ſaßen die Landſchreiber und fanden die Weibel, in die Lan- 
desfarbe gekleivet. Es folgte dann die Verlefung der Landesſatzun⸗ 
gen) und ber feierliche Eidſchwur; zuerft leiftete der Landammann 
feinen Amtseid, dann gab er den Landeseid dem verfammelten Volle 
an, welches ihn nachſchwoͤrte ꝛe). Nach dem Landbuche von Uri, 
mit welchem andre Landbuͤcher beinahe woͤrtlich übereinftimmen, war 
Folgendes die Eidesformel, weldye gemeine Satblente in felerlicher 
Stille nachſprachen: 


„Dee Landes Nupen und Ehre zu fördern, Schand', Schaden und Lafer zu 
wenden, vorzubringen, was vorzubringen tft, und dem Landanımann und feinen 
Boten gehorfam zu fern und nachzukommen, fo oft fie von ihm oder feinen Boten 
gemahnt und berufen werben, das Recht hellen fördern und Das Unrecht unters 
drüden, and den Landammann zu firmen und Hand zu haben zu Recht. Alles 
getreu und ohne Gefährbe.” 


15) Bauakkord, f. N. 3). 
ı0) Ebel I. 9. 


2 In Schwyz mit 5 Baterumfern, bem Ave Maria und ben Chriftlichen 
Glauben. Landsgem. Prot. v. 1706. 


. 10) Im Schwyzer Landögem. Prot. heißt es 1704, der abtretende Landam⸗ 
mann habe „eine zierlihe abdanckhungs oration gethan.” Walfer II. 137 berichtet, 
bie außerrhodiſche Landgemeinde von 1735 fey vom Landammann „mit einer fhönen 
und wohlgefeßten Rebe angefangen” worden. In den Glarner Rrotofollen wird 
erſt feit ven 1750er Jahren regelmäßig einer folden „Oration“ erwähnt, woraus 
aber natürlich nicht gefchlofien werden darf, daß die Sitte erſt damals aufkam. 


1) Vortrag der Befandten von Rath, Glarus im Tagſatzungsabſchied v. Juni 
1680: „an ber gemeinen Landtegemeindt ‚ allwo daß Landtbuoch verleßen wird.“ 


20) Vegißer des Landegem. Prot. v. Uri, Satzung v. 1046: „Dem Landanı- 
mann ſoll man gleich nachdem Er — der g’meindt geſchwohren hat, auch ſchwöhren.“ 


⸗ 


Die Eaubögemeiuden. ” 


Rach dieſen Vorbereitungen, welche ſicherlich ganz geeignet 
waren, sine des großen Tages würdige Stismung im Volle her⸗ 
vorzuruſen, wurden bie eigentlichen Befchäfte behaudelt, auf welche 
wir in den folgenden Abſchnitten näher eintreten werden. Die Reis 
henfolge war infoferne eine verſchiedne, als an deu einen Orten zu⸗ 
erft die Wahlen, dann Die Geſetesvorſchlaͤge vorgenommen, an den 
andern Orten umgelehrt verfahren wurde, Die Landögemeinde von 
Zug allein datte, im Gegenſatze zum Staatsrecht aller übrigen der 
moftatifchen Kantome, überhaupt bloß Wahlen gu ireffen, indem 
die Geſetzesvorſchlaͤge auf Die vier Gemeinden von Stabs und Amt 
ausgefäjrieben wurden ?.).. Minder wichtig If die Eigenthünslichkeit, 
weldye die beiden Appenzeld barboten, indem bier Die Eidesleiftuug 
immer erft nad) Erledigung der ſaͤmmtlicher Geſchaͤfte ſtattfand. In 
Außerrhoden wurde dann bie. Landögemeinde mit einem Gebete bes 
fhloffen, wobei bie „Drei Herren auf Dem Stuhle“ Landammann, 
Lanbfchreiber und Landweibel) auf den Knieen lagen. In Gla⸗ 
rus wurde es üblich, daß am Schlufle der Landögemeinde durch 
den Landfedelmeifter bie ſogen. Friedensentlaffung erfolgte, d. h. 
die befondern Friedensserpflichtungen, welche im Laufe des Jahres 
einzelnen Landleuten auferlegt worben, nachgelaſſen wurden 22). 
In Schwyz durfte die Landsgemeinde, weiche um 10 Uhr Vormit⸗ 
tags ihren Anfang nahm, nicht länger dauern als bis 4 Uhr Nach⸗ 
mittags; es wurde Daun mit der großen Glocke geläutet, damit 
feine weitern Gefchäfte mehr vorgenommen würden ?*), und der Zug 
der Obrigkeit bewegte ich in ähnlicher Weife, wie er angelangt war, 
vom Berfammlungsplape weg nad) ber Hauptlirdhe, wo ihm ein 


21) Dabei wurde in folgender Weife verfahren: Die Verhandlung geſchah anf 
allen vier Rathhänfern am gleichen Tag und zur gleichen Stunde, und bie Gemeinde⸗ 
ſtimmen wurden dann auf dem Stabtrathhanfe zufammengetragen. Die Stimme ber 
Etadt wurde für eine doppelte gerechnet, fo daß fle den Ausichlag gab, wenn zwei 
gegen zwei Gemeinven fanden ober wenn jede Gemeinde ein befonberes Botum abs 
gab. Gtanden bagegen die drei Landgemeinden der Siadt gegenüber, ober waren 
wenigfiens zwei berfelben einig, während die Stadt und die, dritte Landgemeinde un⸗ 
ver fich zerſielen, fo wurde gegen die Auſicht der Stadt entſchieden. Bergl. Steiner 
Germano — Helveto — Sparta (Zug 1684) ©. 214. „Memorial an die Hochlobl. 
Gantonen Gemeiner Cydgnoßſchafft“ u. |. w. 1733 (gedrudi). 

29 Malfer I. 49, 1. Ebel I. 9. 

28, Bergl. oben TE. I. ©. 428. 

20) Landsgem. Prot. v. 1701 u. 1704. 1öter Landespunlt im Baterländ. 
Gef präch &. 66. 
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Beier niit dem Kretiz den Segen ercheilte⸗). Das Rämlicdhe ge- 
ſchah in Anterwalven, wo der neu gavählte Landammann :von 
der Geiſtlichleit mit einer Anrede · begruͤßt und ein Tedeum gefungen 
wurde. In Zug ging! der feſtliche Zug zuerfi nach vem Rath⸗ 
hauſe, dann begleilets er den Ammann zu feiner Wohnung zurück, 
wo et ihn ber Eröffanng der Landsgemeinde auch abgeholt hatte 29). 
Allgemeiner Grundſatz warıes, daß an: der brdentlichen 
Landsgemeinde jederſtimmberechtigte Laudmann gu erfchelz 
neir verpflichtet war, und zwar mit dem Sektengewiehre; wel⸗ 
dies als Kennzeichen der Ehrenhaftigkeit galt). Stimmberedhtigt 
waren der Regel nach alle Laudleute, Weldye das Alter veispokitifchen 
Mündigkeit erreicht. hatten. Von ⸗letzterm⸗haben wir im erſten Theile 
(S. 269) gehandelt.und es iſt hier bloß nachzutragen, daß in Diefem 
Jeitraume, wie es ſcheint, auch: Zug ſich den Kantonen: anfchloß, 
weiche die. Stimmſaͤhigkeit mit dem ſechszehnten Juhre beginnen 
lieben"). Ausgenommen vom Stimmrechte waten bloß biejenigen 
Landleute, welcht wegen Diebſtahls over andrer ſchwerer Verbrechen 
beſtraft worden, ſowie Falliten und Allordanten, wenn fie nicht vor 
der Obrigkeit datüber ſtch ausweiſen konnten, duß fie: durch unver: 
ſchuldetes Unglück ihr Vermögen eingebüßt hätten. Wer auf die 
eine oder. andere Weiſe feine politiſchen Rechte eingebüßt hatte, hieß 
„ebte.und gewehrlos“, denn das. Tragen des Seitengewehres 
war ihm unterfagt: Bei der großen Wichtigkeit, welche die Unter- 
Scheidung zwifchen dem unbeſcholtnen Biedermann und dem Ehrtofen 
für verſchiedne Rechtsverhälinifie hat, und beii:vem befoudern In⸗ 
terefie, daß fie für geredjte Würbigung der demokratiſchen Berfafiung 
darbietet, theilen wir die wichtigern unfrer Beweisftellen hier voll 
ftändig mit. 


29) Monnard L 673. 

. 3%) Bufinger, ber Kant. Unterwalden S. 86, erzählt es von unſrer Zeit; es 
iſt aber nicht zu bezweifeln, daß die Sitte alt iſt. 

2) Boſſard a. a. O. 

29 Vergl. Mandat dot 1608 im Appenzell. Monatsbl. Jahrg. 1839, 
©. 80: „Es foll ein jeder Bidermann fein Recht Seiten-Gewehr an Sonntagen zur 
Kirchen, an einem Jahrmardt, vnd wenn er auf dem Rath⸗Hauß zu fchaffen hat, 
mitnehmen, damit man einen ehrlihen Bidermann vnd einer, ber um 
feinen fhanpliden Mißhandlungen willen um Ehr und Gwehr ent- 
fest, von einandern unterfheiden könne.“ 

2%) Boſſard a. a. O. Leu S. 557. 


—W 
nr. 


F. 


Die Landsgemeinden. 101 


Landbuch von Schwyz II. 70 (Kothing S. 188; Eatzung v. 1738): 
„Welche Wegen Diebflählen unt anderen malefixfähleren id ober 
Beitliche Vngnad gefallen, Iſt guth befunden u. gefchloffen warden, daß ſolche Mi 
Keinen eentlichen gerfamblungen, das if, Weber. bei landsgmeighen noch 


‚viertelögmeinden fi nit meht follen einfinden, noch mindern noch 


mehren moͤgen; au Zno Keiner Kundtſchafft mehr admitiert werden. Und welche 
das fibergiengen m. nit hielten, follen ofne:gnad das vattenlartd verwurckht haben. — 
Welche ihren ſchuldgläubigern anf vorgehende piaudrecht Kein sntim- 
faotãon g eb en könnten, Iſt geſetzt, daß ſolche lauth alten landtrechto dreimahl por 
oberkeith citiert und aug em land geflagt Werden follen. Und Wan dan folde nach 
ausgetribnen pfand⸗ u. auffahlerechten umb Gl. 100 ihre techtmafige ſchulben nit 
zahlen Könnten, die ſollen zu Keiner Kundiſchafft mehr täuglich ſein, "auch an land⸗ 

u. viertelögmeinben Weber mindern noch wichren. mögen ; irdoch ein wenderſcheid zu 
machen. unfern gaebigen Herren u. obern überlafien fein ſolle, Man eigen mit pp 
glück umb dag feipige Konımen Wäre.“ 


Landouch von Nidwalden von ‚1806 ay. 3, 8): 


„Wann Mowvb Obern dergleichen, ſo'in. Auffalb kom men und mit den 
Selten fih nit abtuden können, mit Dem Bando (Verbannung) verſchonen würben, 
fo folfen ſolche wirklih von allen Uerthe- Dorf: Guoffen- Kirchen⸗ 
Lahdes u. Rachgemeinden ausgeſchloſſen fein, fo lang. bis fle werden 


bezahlt haben;, auch weder in Britt noch Roth geben, u. zu einiger- Er 


gebraupht werben.” · j 
Landbuch von Obwalden (von Mob S. 406; Pi v⸗ 1650 n. a: 


- Bär per wäre, dev mehrerg verthäte, und ich hörber Beſchnldigh alß 
er zu bezahlen häte u. daß gefahrlich, u. lieverlicherweif durch unhauſlichkeit 
Throͤllen u. Maͤrchten, u. nit etwan auf gewalt Gotteß, u. zugefallenem 
Ungluck Beſchechen, hinfüran zu keinen Oberkeitlichen Chren noch Nemtern, anch in 
Grit u. Rath zu keiner Kundtſchaft ſoll kommen mögen, verMeiben, nodr hebrauch 
werden: Biß n: fo lang ein ſolcher feine Schalden zu Benuͤgen bezahlt halen wird. 
Und — an fein firhen noch Landfgemeind geben, u. Ghr u. gepe hr⸗ 
Loof fein, auch einen grünen Huet tragen folle biß jo lang er feine Schulen, Des 
zahlt hat“ we 

Glarner Randögemeindprotofoll v. 3.1707: ne 
„Weber den befchechenen anzug — daf die Falliten — id an Landts 
Gemeinden u. anderen offentlichen Verſamblungen gleich Übrlichen Landtleuthen 
mit dem Seitengewehr einfinden u. ſich unberftehen gu mindern u zu meh⸗ 
ren x. wahr Erkãndt: daß es Bey deuen deshalben errichteten Landes Artiolen ſein 
verbleiben haben — ſolle — u. Keinem der Tegen gu tragen geſtattet wer⸗ 
den, er könne dan gang klar aufweiſen — daß er durch unglüdt 
old Gottes gewalt umb das feinige Kommen ſeye.“. 


Erläuterung v. 3. 1773: „dag wann einer.feine Glaͤuhigern nicht vollkonimen 
bezallen wurde, u. gleichwohlen Selbe durch ein Traotat bef riedigen könnte, 
einen: folhen hinkünftig ven Ehrendegen nihf mehr gegeben, noch zu tra⸗ 
gen geflattet werben folle, es wäre dann, dag Gr befcheinen Fönnte, daß fo vill 
feine Creditoren an Ihme verlieren müefen, Er durch Feurs⸗ u. Waffernoth, 
Erdbruch oder Vieh Preſten verlohren Habe, all andere Verwendungen 
und Entfehuldigusgen aber nicht gelten.“ 
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Friedens: Model⸗Partikular⸗ Garniſon Zufanıs 
gelb. penfion. gelb. Vellenz. nen. 
Fr. Fr. Fr. Fr. Fr. 
Mi . . . . 3000. 6000. 8800. 1000. 18,800. 
Schwyz... 800. 8840. 6800. 1000. 19,640. 
Dbwalden . . 1500. 2666. 3155. | 13.154 
Kivwalden . . 1500. 1333. 2000. 500. nt 
Evang. Olarıs 2400. 3975. 3066 15.505. 
Kath. Glarus . 600. By. 335. | rm 
Zug... 3000. - 3600. 3963. . . . . 10,563. 
Appenz.⸗A. Rh, 1500. 1500. 6,000.) 
„ 3b. 1500. 1500. nn ; . 


Was die Verwendung diefer Gelder betrifft, fo fiel in Glarus 
bis 1564 das ganze Friedensgeld in die Landesfafle, von da an aber 
nur noch 1000 Srfn., indem die übfigen 2000 Frkn. mit den Pen- 
fionen vertheilt wurden. Spätet wurbe Alles auf die Köpfe aus⸗ 
getheilt, jedoch mit dem Unterſchiede, daß das Friedensgeld allen 
Manngperfonen, die unmündbigen inbegriffen, die Penfionen da⸗ 
gegen nur den fimmfähigen Landleuten zufielen. So erhielt 3. B 
1791 jeder evangelifche Lanbmann vom Friedensgelde 8 Schillinge, 
von den Penſionen 44 Schillinge: )! Nur einen Heinen Theil der 
Benfton im Betrage von fl. 509. 28 ß. legte der evangeliſche Landes⸗ 
theil alljährlich In feinen Schatz und anfehnkiche Trinfgelver fielen 
dem Geſandten nad) Solothurn, ver diefelbe abholte, ſowie den Bes 
amten im Lande, welche die’ Vertheilung zu beforgen hatten, zu. 
Uri legte bis zu den ſchon erwähnten Landsgemeindbeſchlüſſen Die 
ihm eingehenden PBenfionen in den Schatz“); 1676 wurden 3000 
Gulden vorbehalten, welche immer der Obrigfeit verbleiben follten ; 
feit dem Ende des 17. oder dem Anfange des 18. Jahrhunderg feheint 
die, früher von den Mächten verhinderte Austheilung der Benfionen 


) Tabelle in einem Manuffr. des Glarner Landbuchs. Bol. Zellmeger 
Geſch. der diplom. Verhältniſſe I. 171 — 173, Trümpi Glarn. Chron. S. 513 (wo 
für Robelpenfion der Ausdruf „Standespenfion” und für Partikulargeld „Staates 
penflon” gebraucht wird, welche zwei Bezeichnungen leicht mit einander verwechfelt 
werben könnten), Stadlin IV. 676. 

+) Rechnung im Archiv Glarus. 

+2) Hausordnung von 1665 im A. L. B.: „In Khünfitigen follen auch alle Ben- 
fionen Einen Herren Landtammann, fo im Ampt, Cingehendiget, welcher nebet vb: 
rigen Herren folches gelt in MHH. Gewoͤlb — famenhafft legen foll.“ Ordnung 
der geheimen Rärhe im Archiv Uri. 
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unter alle Landleute nun doch ſtattgefunden zu haben‘). In Ob⸗ 
walden wurden nad) einem Landsgemeindbeſchluſſe von 1606 +) 
von der franzöfifchen und fpanifchen PBenfion je 300, von der fa- 
voyifchen 100 Gulden jährlid) in den Schag gelegt; der Ueberſchuß 
ward unter das Volk vertheilt. In Nidwalden umfaßte dieſes 
„Theilgeld“ (wie e8 in beiden Halblantonen genannt wurde) den 
gefammten Betrag der Penfionen, und ebenfo flogen audy in Schwyz, 
fo viel uns bekannt, alle Gelder, welche dem Lande von fremden 
Fürften eingingen, den Landleuten zut9). In Zug dagegen fiel dag 
Friedensgeld in die Gemeindekaſſen, welche hier in vielen Beziehun- 
gen die Stelle der Landeskaſſe vertraten, während die Penfionen, 
wie ſchon erwähnt, auf willfürliche Weiſe ausgetheilt wurden. In 
Appenzell endlich, welches die Heinfte Penſion bezog, floß diefelbe 
ganz in bie beiden Landestafien‘Y. Es fehlte zwar in Außerrhoven 
nicht an Gelüften, die Penfion unter die Landleute zu vertheilen; 
allein die Obrigkeit ließ 1657 dem Volke vorftellen, das Land könne 
für feinen Haushalt diefer Einnahme nicht entbehren, da es nicht 
wie andere eidgenoͤſſiſche Orte von Steuern, Zöllen, Zehnten und 
Vogteien her reichliche Einkünfte beziehe +”). 

Neben der Rodelpenfion und dem Partikulargelve, welche im 
Laufe der Zeit mit dem Friedensgelde zur Standespenfion geworben 
waren und als folche, im 18. Jahrhundert wenigftens, den meiften 
Kantonen zu freier Verfügung überlaffen wurden, bezahlte Frank⸗ 
reich noch bedeutende Summen an einflußreiche Magijtrate und deren 
Familien, bald als einmaliges Gefchent, bald als jährliche Penfio- 
nen auf Lebenszeit; man nannte diefe »pensions à volonte«*), 
„Verehrgelver". Glarus verbot ſchon 1481 die Annahme folcher 
„Dienft- und Gnadengelver von Fürften, Herren, Städten und 


*®) Megifter des Landsgem. Prot. 1703 wurde erfannt: wer eine fremde Fran 
heirathe, die nicht 300 fl. Vermögen befige, dürfe weder die Allmende nugen noch 
die Benfion beziehen noch am Ammannmahl (f. unten Kap. 3, $. 2) Theil 
nehmen. 

) A. Læ. B. Bl. 42, 88. 

) Bol. Zellweger a. a. O. 

) (Shell. 217, 331. 

22) Rathsbeſchluß in den Zellw. Samml. 

en) Vergl. die N. 36) und 39) erwähnten Gefanbtfchaftsberichte, wo bie pen- 
sions & volont& immer neben die pensions par röle und par Etat hingeftellt und 
von denfelben unterfhieden werden. Stadlin IV. 676 irrt daher wohl, wenn er 
annimnır, „pensiong & volonte* fey der gemeinfame Name für bie eben genannten 
zwei Penſionen geweien.- 
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Auch die außerordentlihen Landsgemeinden pflegben aus 
Rückſichten ver Bequemlichkeit zuweilen au andern als den gewohn- 
ten Orten ‚gehalten zu werben: in Mri auf der Landleutenmatte zu 
Altorft!) oder bei der Landesfapelle auf der Jagbmattt?) (gegen- 
über.dem Dorfe Erftfelden) ; in Schwyz auf dem großen Plate vor 
ber Hauptkirche2); in Nidwalden auf dem Rathhaufett); in 
Glarus feit dem Deginne des Zeitvnumes am Hauptorte*s), nad) 
der Eoufeffionellen Trennung von den Evangeliſchen beim Pulver⸗ 
thurm daſelbſtꝰ), von den Katholiken zu Näfels vor det Kirchet”) ; 
in Zug waͤhrend der bürgerlichen Unruhen ver 1720er Jahre mehr⸗ 
mals. auf der Aegerten ob dem Sranenklofter*). In beiden Unter⸗ 
walden war feſtgeſetzt, daß außerordentliche Landsgemeinden die 
Beſchlüſſe der Maienlandsgemeinde nicht ändern durften; in Obwal⸗ 
den war jedoch der Fall vorbehalten, daß dieſelben wegen Kriegs⸗ 
fällen und „ehebafter Noth“ einberufen.und ausgekündet wurden”). 
In Uri mußten bei dieſer Auskündung die Berathungsgegenftänbe 
angegeben und es durften dann an der außerordentlicdyen Landsge⸗ 
meinde: feine andern. Gefhäfte behandelt werden 9. — Das Recht 
einzelner Landleute, eine. ſolche außerorbentliche Volksverſammlung 
zu begehren, wurde, wie wir ſchon im erſten Theile (5.270) gefehen 
haben, wicht überall und. zu allen Zeiten gleich normirt. Im Vöolke 
ſcheint die alte und weitverbreitere Rechtsanſicht gelebt zu Haben, daß 
auf das Berlangen einer befchräntten Anzahl, insbefondere von fie- 
ben Lanvleuten die Landsgemeinde einberufen werben müfle; Die Ob⸗ 
rigbeiten aber fuchten eine fo weit gehende Befugniß, welche ihr eignes 
Auſehen zu ſchmaͤlern drohte, fo viel als moͤglich einzufchränten und aus 
dein Kampfe der ſich gegenüberftehenden Anſprüche giug nameutlich in 
Schwyz ein unſicheres Schwanken in der Geſetzgebung hervor. Das 
Geſetz von 1521, nad) welchem über Das Begehren einer außerordent⸗ 
lichen Landsgemeinde vorerft der Rath entfcheiden follte, wurde 1575 


—ñ— — ·— 





+) Faſi 11.:160, 

) Nachtrag v. I. 1629 zu Art. 205 des A.E.: B. Praktizirorduung v. 1662. 
) Monnard IL 147. 

) Landsgem. Prot. v. 1562. Bufinger II. 288. 

+5) Satzung v. 1543 1m A. L. B. Bl. 280 B. (Zeitfhr. f. ſchweiz. R. V. 176.) 
“) Fä ſi II. 443. 

7) Landsgem. Brot. v. 1678. 

) Boſſard a. a. O. ©. 104, 114, 120. 

+ 4.2.8.0. Obwalden. Bl. 8 A. Satzung v. 1004 im A. L. B. v. Ninwalben. 
) Landb. Art. 23 (J. 1667). 
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aufgehoben und verorbnet: es habe ein Landammann, bei Verluſt fei- 
nes Amtes, die Landsgemeinde einzuberufen, wenn 15 oder 20 ehr- 
liche Landleute es verlangen. 1608 wurde das Gefeh von 1521 
wiederhergeftellt*?) und "dauerte nun angefochten fott bis zu der 
großen Sährung und Aufregung, welche die Rieberläge im Toggen- 
burgerkriege unter dem Volle hervorbrachte. Den 28. Auguft 1712 
beſchloß die Landsgemeinde abetmals: wenn 7 ehrliche Maͤnner aus 
7 Geſchlechtern eine: außerordentliche Verſammlung begehren, 'ſoll 
der Landammann vieſelbe auskanden laſſen, bei Verluſt ſeines Amtes. 
Dieſe Satzung wurde noch 1733dahin erläutert, daß der Rath Über 
das Verlangen nicht einzutreten habe⸗2), und blieb In Kraft bis 
an’8 Ende des Zeitraumes. In Ridwalden war es altes Recht, 
daß 7 Männer einer Sache wegen einmal eine Landsgemeinde wöhl 
„mahnen” mochten; bei wiederholten Begehren aber in’ der gleichen 
Angelegenheit hatte der Landrath zu entſcheiden 39). - Später wutbe, 
wie in Uri, diefer Entſcheid in: alten Fällen vorbehalten,’ auch die 
Befimmung beigefügt, daß die 7 Männer 7 verſchiednen Geſchlech⸗ 
tern angehören müflen 59; Auf ähnliche Weife hatten in der Stadt⸗ 
gemeinde Zug 7 Burker von 7 Befählechtern das Recht, eine außer- 
ordentliche Gemeindeverſammlung zu: begehren 2); in dem Hefnen 
Gerfau aber genügten baju'4 Bledermaͤnner aus 4 Geſchlechtern 59. 
Glarus hatte darüber tein’WBefep, aber In ber Ueberliefetung des 
Vollkes erhtelt fich der Rechtsſäz: wenn 50 ehrliche Landleüte eine 
Landsgemeinde verlangen, fo muß fle ausgekuͤndet werben. ' Das 
Landbuch von AppenzellsInnerrdoven st; hingegen bezeichnet es 
als einen „falfden Wahn“, vap, wenn 10 Landleute eine außer- 
ordentliche Landsgemeinde begehren, die Obrigkeit ihnen zu entfpres 
chen verpflichtet ſey; es fegt feft, daß diefelbe nur mit Zuftimmung 
des zweifachen Landrathes ausgelündet werden Dürfe. 

Wir haben nun noch die, auf ordentliche und außerordentliche 
Landsgemeinden gleihmäßig bezüglichen Beſtimmungen zu ermähs 
nen, welche die Form der Berathung und Abflimmung, fowie 
die Verhütung von Unordnungen betrafen. 


1) Landbuch bei Kothing S. 167. 

s2) Randsgen. Brot. 23ſter Landespunkt im Baterl. Geſpraͤch. 

2 Sabung v. 1528. Landb. v. 1623, v. Landsgemeinde. 

20) Landbücher v. 1731 u. 1782. 

>) Boſſard a. a. O. ©. 116. 

29 Landbuch Bl. 53 (J. 1660). ⸗ 
27 Art. 10. . 
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Spieß und Schwert mwengelaffen, aber es beftand in Uri") bis anf 
unfere Zeit die Sitte fort, daß für jeden Vorſchlag zwei Ehrenmän- 
ner von Anfehen fid) außer den Ring hinftellten, Ihre emporgehaltnen 
Hände ſich reichten und unter denſelben wie fin den Vorſchlag ſtim⸗ 
menden Landleute hindurchſchlupfen Heßen.‘ An größern Landsge⸗ 
meinden, wie namentlich in Appenzell⸗Außerrhoden ), ſuchte 
man das Abzählen fo viel als möglidy zu vermeiden, indem dad Ab⸗ 
ſtimmen mit aufgeljobner Hand fo:lange fortgefeht wurde, bi Die 
auf die Bühne („pen Stuhl”) berufnen Landedbenmien daB. Behr 
entſcheiden lonnten. 

Um ungebüuhrlichen Auftritten aller Art, welche bei einer Bolts- 
verfammkung fo leicht ſich ereignen Tönnen, fu vieb ala möglich zu- 
vorzufontwien, war das Ausfchenten: von Wein und Branıfiwein - 
vor und während der Kandsgemeinde durch die. Geſetze unfrer-Län- 
der "?) entweder ganz verboten oder body fehr beſchrͤnkt. Aus dem 
gleichen Brunde wurde zu Schwyz das Tragen von Stöden:an bie 
Landsgemeinde, welches in den Wirren der Sechszigerjahre aufge 
fommen war, bei Strafe fünfjähriger Einftelfung im Landrechte un⸗ 
terfagt, und bei entftanpner Schlägerel wurden nie Schuldigen for 
fort von .dver Verſammlung weg in's Gefängnis gefährt’Ö: Im 
Glarus aber feste der fogen. Dännibergerbrief") von: 1746- feft: 
zu Vermeidung ungefkünten Tumultuirens ſolle, wenn Jemand fich 
an der Landsgemeinde ungebährlid) aufführen würde, der Landam⸗ 
mann ihn zuesft mit freundlichem⸗Ernſte davon abmahnen / — fall 


2 Auffer, der Kant. Uri, ©. 70, 71. Sabung v. 1693 im Regifler des 
Zandsgem. Prot.: „Wen man das Mehr in drittenmahl nicht geben fan u. man bef: 
wegen die händt zällen müefte, follen die Interessierte jm Ring innen bleiben.” 

72) Walſer I. 50. II. 185. 

2 Landb. v. Uri Art. 27 (3. 1637, 1730). Landegem. Prot. v. Schwyz 
v. 26. März 1765. Landb. v. Nidwalden v. 1623, v. „Buoſ“. Glarner 
Mathsprot. v. 1551. Gem. Landsgem. Prot. v. 1713 u. 1716. Zuger Rathsprot. 
v. 1700 u. 1731 bei Stadlin IV. 720. Appenzeller Landsgemeindmandat v. 
1671 a.a. O. 

?4) Landsgem. Brot. v. 26. Mai 1765 u. v. 3. 1770. 

2 Diefer Name, welcher noch heutzutage gebraucht wird, Hat folgende Veran⸗ 
laßung: Die evangeliſche Landsgemeinde von 1745 zu Schwanden war eine ſehr ſtuͤr⸗ 
mifche und am Schluſſe derſelben wurde daher erfannt, es ſolle die naͤchſte Landsge⸗ 
meinde im Danniberg gehalten und dort der künftige Verſammlungsort deſtnitiv be⸗ 
ſtimmt werden. 1746 wurde nun zwar beſchloſſen, die evangelifchen Landsgemeinden 
fernerhin wieder in Schwanden zu halten, babei aber zur Verhütung von-Unorbs 
nungen, wie fie letztes Jahr ftattgefunden, bie nöthigen Verfügungen gefraffen. 
Protokoll. 
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berfelbe aber nicht Folge leiten follte, ihm durch Die Amisdiener, 
beugm bie. umfichenhen Landleute dabei gu helfen verpflichtet feyn 
follen, den Degen abnehmen und ihn ab dem Ringe wegführen lafr 
fen; der Ungehorſawe folle daun chr- uud, gewehrlos bleiben, bis er 
von der Obvigfeit ober nach Verfluß eines Jahres von der Landsge⸗ 
meinde felbft begnapigt warde, und inzwiſchen folle jhm für. feine 
Anſprachen weder Gericht noch Recht gehalten werben... Später‘) 
wurbe dieſes Geſetz dahin abgeAndest, daß ber Schuldige, ſtatt vom 
Ringe: weg,. vielmehr in den Ring hineinzuführen und der abge- 
nommne Degen ‚neben ihn, hinzulegen fey, daß er dann bis an's 
Ende der Landsgemeinde dort ftehen bleiben und jedenfalls ein Jahr 
lang ehre und gemehrlos ſeyn folle. 

Es darf freilich nicht yerfhwiegen. werben, . baf bie Geſetze, 
weldge die äußere Ordnung an Der Laudsgemeinde zu ſichern fuchten, 
ihren Iwed nur fo lange grreiphten, als bloß Einzelne nen Anftand 
verlehton; war dagegen einmal das ganze Bolt. In aufgeregtem Zus 
ſtande, ſolonnte micht immer eine ruhige Berathung,erzielt werben. 
Es fiud zwar vie, Landsgemeinden, an Denen geradezu. Lumult außs 
brach und felkit.Semakthätigkeiten, ftattfanden, immerhin als Aus⸗ 
nahmen von dar Regel zu betrachten, aber ‚ed: wärbe nicht ſchwer 
fallen, eine. anfehnliche Zahl ſolcher Säle aus dem Laufe der drei 
Jahrhunderte, mit denen wir ung bier beichäftigen, anzuführen, 
Unſre Darftelung wirb in den folgenden Abſchnitten von felbft 
manche tumultuariſche Landsgemeinden, namentlich in den Kanto⸗ 
nen Schwyz, Nidwalden, Glarus und Appenzell A. Rh., be⸗ 
rühten müflen; Daneben mögen noch als befanntere Beiſpiele hier 
genannt.merbendig Zuger Landsgemeinden von 171277) und 1730°°) 
und die Appenzeller Landsgemeinden von 1536°) und 1785 80), 


8.2. Die Wahlen. Beſtechungen und Auflagen. 


-Unter den Gefchäften derbandsgemeinde Rellen wir bie Wahlen 
voran; "weit fie am regelmaͤßigſten wiederlehrten und von ber größs 
ten Bedeutung waren. Vorzůglich läßt ſich dieſes von der Amma ns 
 —,——— 


‚ 8) Brotofell der evang. Lanbögem. v. 1748, der gemeinen v. 1765 u, 1766, 
7) Driginalbericht bei Zellweger Geſch. der Diplom. Verhalmiſe Beilagen 
©. 205 — 208. 
Boſſard a. a. O. S. 94. 
) Zellw. Geſch. II. 1. 262. 


20) Bericht eines Augenzeugen im- ven Monatebl. ubeg 1833 ©. 
118 — 118. 
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wahl fagen, welche in den meiften Ländern alljaͤhrlich ſich wieder⸗ 
holte, felbft wenn die Amtsdauer des Landammanns auf längere 
Zeit feftgefegt war und inzwifchen nur Beftätigungswahlen erfolgten. 
In Uri übergab ver Landammann altjährlich feine Amtögewalt der 
Landsgemeinde zu freier Verfügung und begab fi) ſodann von dee 
Bühne weg an ben Play der Altlandammänner. Hatte er erſt eiw 
Jahr lang feine Stelle bekleidet, fo forderte der Altefte Landſchreiber 
einen der Altlandammänner bein Eid auf, einen Wahlvorſchlag zu 
madjen, worauf derfelbe die Wiederwahl des im Amte ſtehenden 
Landammannd empfahl. Trug dagegen lebterer bereits zwei Jahre 
lang feine Würde, fo wurde er felbit zuerft aufgeforbert, einen Aus 
dern vorzufchlagen; jeder andere Landmann konnte dann das 
Naͤmliche thun, und es entſchied die Mehrheit der Stimmen. In 
Schwyz wurde ebenfalls alle zwei Jahre ein neuer Landammann 
gewählt. Es war bier Uebung, daß der abiretende Landammann 
nad) gehaltner Anrede das Schwert nebft dem Lanbedflegel und den 
Schlüſſeln zum ‚Belbvorrathe und Archive auf den Tiſch legte und 
dann ber Landweibel die Landsgemeinde führtes 1732 wurde aber 
befdyloffen, es ſolle der abtretende Lanbammann fo lange funktio⸗ 
niren, bis fein Nachfolger gewählt fey und er ihm das Schwert 
übergeben könne. In den beiden Unterwalden durfte ein Laud⸗ 
ammantn nicht länger als ein Jahr im’ Amte bleiben; in Nidwalden 
war es fogar bei Strafe’ des Meineids und 1000 Gulden Buße ver- 
boten, den abtretenden Landammann wieder vorzufchlagen. Das 
Amt pflegte in den beiden Landestheilen unter- vier Perfonen zu 
wechſeln, fo daß jede derfelben nadı Berfluß von brei Jahren wieder 
gewählt wurde). In Glarus beftand nur in den Jahren 1553 
bis 15622) das Gefeb, daß ein Landammann nicht weniger und 
nicht mehr als zwei Jahre im Amte bleiben folle. Seit 1623 wählte 
die evangelifche Landsgemeinde je auf drei Jahre, dann die katholi⸗ 
ſche je auf zwei Jahre ven Lantammann. Ohne Geagenvorſchlag 
pflegte zu dieſer Würbe ber Lanhftatthalter befördert zu werben, wel⸗ 
her während der Amtshauer feines Vorgängers bereits konfeſſio⸗ 
nelles Standeshaupt gewefen war. Auf ähnliche Weife wechfelte in 
Zug die Ammannftelle zwifchen ver Stadt und jeder der drei Land⸗ 


e1) Leu &.558. Fäſi H. 159, 241, 312, 330. Füsli I. 366. Schuler 
Taten und Sitten TI. 402. Landsgem. Brot. v. Schwyz. A.L. B. v. Ob⸗ 
walden: „So hand wir — vfigefebt, das wir jerlich ein anderen Anımaun nemen 
vnd ſetzen föllenb und wit den, der bes Jares amman if gfin.“ 

») 41.2.9. 91.35, B (Zeitfhr. f. ſchweiz. R. V. 191). 
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gemeinden, indem jeiwellen ein Ammann aus der Stadt drei Jahre 
und einer vom Lande zwei Jahre im Amte verblieb, die ganze Kehr⸗ 
ordnung alfo neun Jahre dDauerte®). In den beiden Appenzell 
wurde, wie in Url und Schwyz, alle zwei Jahre ein anderer Land⸗ 
ammann gewählt, In Außerrhoden abwechſelnd aus den Gemeinden 
vor (oſtlich) und denjenigen hinter (weſtlich) der Sitter ⸗). Nicht 
felten veranlaßte hier die Landammannswahl, wenn zwei oder 
mehrere Kandidaten fi) um die Würbe firitten, bedeutende Tumulte 
an der Landsgemeinde!. In Innerrhoden hielt, währenp ber in. 
Erneuerung fallende Landammann den „Stuhl" verließ, der Land» 
ſchreiber die imfrage!9. 

Wie der Landammann, fo pflegten in Uri auch Statthalter, 
Sedelmeifter und Landfchretber alljährlid) erneuert zu werden?). 
In Schwyyzee) wurbe alle zwei Jahre em neuer Statthalter und 
fräher alle vier, fpäter ebenfalls alle zwei Jahre ein neuer Sedel- 
meifter- gewählt; die Landſchreiber und der Landweibel fielen alle 
ſechs Sabre in Erneuerung®"). Auch in Ayppenzell-Innercheden®) 
war die Amtsdauer des Statthalter zwei Jahre; nach Berfluß der- 
felben lonnie er entweder beflätigt oder entlaffen werben. In Gla⸗ 
rus gingeh, wie bie Randammannftelle, fo auch die Hemter eines 
Sedelmeifters, Landsbaumeiſters und Landweibels zwiſchen den 
Konfefionen um; die evangelifche Landsgemeinde hatte biefelben je⸗ 
weilen auf ſechs, die latholiſche auf drei Jahre zu befegen. 

Die urfprüängli militärifchen Würden eined Bannerheren, 
Landshauptmanns, Landsfähndrichs und Zeugherrn, welche 
größtentheils erft im Laufe diefeg Zeitraumes zu Staatsämtern wurs 
den, pflegten auf Lebenszeit verliehen zu werden; fie wareh auch 
vereinbar mit der Landammann- und Statthalterfielle’). Ebenſo 
wurben die Mitglieder der verſchiednen Gerichte in der Regel auf 


*) Staplin II. 31 (Satzung von 1542). Fäſi II. 367: 

*) Walſer I. 49, 51. Laudb. v. Außerrhoben Art. 1. 

*) Walſer I. 623, 710, 742 (Jahre 1600, 1708, 1728). 

°) Ebel I. 93. 

er) gafi I. 159. - 

8) Landb. I. 03 (Kothing S. 177; Sabungen von 1583 4. 1896). Lande⸗ 
gem. Brot. v. 1769. 

) Laubegem, Prot. v. 1700 fi. 

Landb. Art. 128 (3. 147). 

%) Bol. Fa ſi IE 187. Baterländ. Geſprach S. 08 (eoung». 1703). 
Walfer L 50, 61. Len 8.589 
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Lebenszeit ernannt, wenu ſchon hin und wieder eine jährliche Des 
ftätigung derfelben erfolgte, . 

‚Reben den Landesbeamten und Richtern erwählte die Landsge⸗ 
meinde die Landvögte für dig ‚gemeinen und befondern Vogteien, 
zuweilen aud) die Lanpfchreiber und Landammaͤnner für Diefelben 2), 
ebenfo die Geſandten am Die ordentlichen Tagfapungen u „Ritte”; 
fo weit nicht der Landammann als ſolcher ein Recht auf dieſe Sen⸗ 
dungen hatte>). 

Richt. wählbar für alle dieſe Aemter und Stellen waren nad) 
den Sefegen yon Uri’t) und Glarus?) Landleute, melde ſich in 
fremden Kriegspienften befanden, und wenn ein, Beamter während 
feiner Amtsdauer ſich vahin ıbegab, fo mußte er feine Stelle auf- 
geben oder. wenigftend von der Lanpsgemeinde Urlaub nehmen. 
Ferner galt in Uri für das Verfahren hei ven Wahlen die Regel, daß 
nur ‚der, zuesit-angefragte Beamte die guten Eigenſchaften des. von 
ibm vorgeſchlagnen Kandidaten anpreiſen durfte, die andern Ange⸗ 
fragten aber, wenn fle- mit dem Vorſchlage einverſtanden waren, 
ſich einfagh demſelben anzufchließen hatten *o): 

„Bittende“ ober gebetne Aemter hießen bie Landſchreiber⸗ und 
Landweibelſtellen und untergeordnete ‚Bebienflungen wie Die eines 
Schiffmeiſtexrs in, Schwyz und ‚Glarus, der Zoffer in. Uri u. f. w., 
weil es allgemein gebräuchlich war, daß die Bewerber um foldye be- 
zahlte Dienfte an der Sandögemeinde vortraten und in bittender Rebe 
um dieſelben anhielten?). In Appenzell fand man jedoch für 





") Walfer II. 270 (3. 1764). Landégem. Brot. v. ESthwoz b. 5%. 1704. 
Coang: Landsgem. Prot. v. Slärus v. J. 1757? 

er) Landb. v. Schwyz Il. 61 (3. 1570): Diewil ein Jeber Landiaman In der 
Landtlütten ſachen nit der wenigiſt bemüpyät, ſunder menigklichen billich von Ampte 
waͤgen muͤoſſe Loſſen, Beſcheydt, Redt und Antwurt gen, vnd Jedem haͤlffen vnd 
Rathen, fo wyt er fan und mag, darumb fo bebundt min Herren, daß billich fye, 
daß ein Jeder Landtaman die Jarrechnung zuo Baden allein verfeche” u. ſ. w. Ka⸗ 
thol. Landsgem. Brot. v. Glarus v. 3. 1849. 

*) A. L. B. Art. 200. 

2) A. L. B. 31.46 B (J. 1568). Evang. Landsgem. Prot. v. J. 1755. 

») Satzung v. 1681, Regiſter des Landegem. Prot. 

) Landb. v. Schwyz I. 96, 98. IV. 24 (Kothing S. 06, 97, 258; J. 1586, 
1603, 1700). Landb. v. Nidwalden (3. 1730u. 1758). A. L. B. v. Glarus 
Bl. 35 (3.1557). Kath. Landsgem. Brot. v. 3. 1705. Landb. v. Appenzell 
A. Rh. Art. 1, J. Rh. Art. 64 (3. 1632). Ueber bie Art und Weiſe des Bittens 
fagt Ebel l, 97, inbem er von einer Landfchreiberwahl tn. Innerrhoden, welcher 
er beitvohnte, ſpricht „Ich glaube ſchwerlich, daß der Diener eines Könige in ſtar⸗ 
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nothwendig, die Beſchraͤnkung einzuführen, daß Niemand um eine 
derartige Stelle bitten dürfe, dem es nicht norher von der Obrigkeit 
nad) genauer Prüfung bewilligt worden fey, damit nicht „durch 
ſchlechte, unerfahrne, untaugliche Landfchreiber und Landweibel das 
Land großen Schaden und Spott leide“. Als in Katholifh- Glarus 
der Mißbrauch auffem, daß die Bewerber vor der Landsgemeinde 
von Haus zu Haus liefen, wurde erfannt: wenn ein Amt ober 
Dienft, „fo erlaubt darum zu bitten”, zu befegen fey, follen bie 
Landleute, welche daſſelbe zu erhalten wünſchen, nirgends als an 
offner Landsgemeinde, nad) der Sitte der Vorfahren, darum bitten 
mögen und Dawiderhandelnde von der Obrigkeit geſtraft werden. 
Einlaͤßlicher müſſen wir nun hier wegen des hohen Intereſſe's, 
welches der Gegenſtand auch für die Sittengeſchichte hat, eine ſehr 
üble Gewohnheit berühren, welche auf die Wahlen der Landesbeam⸗ 
ten, namentlidy aber der Landvögte und Gefandten den nadjtheilig- 
ſten Einfluß übte. Wir meinen das fogen. Praktiziren oder Trd- 
len, worunter man die, feit dem 16. Jahrhundert in Hebung ge⸗ 
fommnen, oft fehr großartigen Beſtechungen verftand, durch welche, 
wenn ed fih um einträgliche oder auch nur ehrenvolle Aemter hats 
delte, die Stimmen der freien Randleute erfauft wurden. Unläugbar 
liegt in der Möglichkeit folcher Mißbraͤuche, welche nicht in unfern 
Gebirgen zuerft auflamen, fondern auch ſchon in pen hervorragend» 
fien Republiten des Alterthums ftattgefunden haben®®), eine der 
größten Schattenfeiten der demokratiſchen Verfaffung. Wir haben 
oben (S. 82, N. 19 gefehen, wie bie eidgenoͤſſiſche Tagfagung bars 
über urtheilte, und dort bereitö bemerkt, daß in den Gefegen unfrer 
Kantone) oft ganz gleichlautende Klagen vorlommen. Hören wir 


fern und unterthänigern Ausdrücken danken und bemäthiger bitten kann, ale biefer 
Landfchreiber that.“ 

*) Hüllmann Staatsredht des Alterthums ©. 142 jagt über Die Beftechungen 
in Rom: „Durch Saftmahle und Geldgeſchenke gewannen die Herrfchfüchtigen ges 
wifle Männer, deren Einfluß auf die Mitglieder ihrer Tribus bekannt war, damit 
fie ihnen Stimmen in ven Wahlverſammlungen verfchafften: und biefe trieben dann 
mit frecher Unverfchämtheit den Handel öffentlich. Jene ehrgeizigen Verführer ſcheu⸗ 
ten die großen Beitechungsfummen nicht, da fle diefelben nur als Auslagen anfahen, 
um größere Reichthümer zu gewinnen. Denn der Vortheil eines der höchſten Staats⸗ 
ämter befchränfte ftch nicht auf bie Anıtögewalt eines Jahres; es war der Schrirt zu 
Erlangung einer Statthalterfchaft in den eroberten Landſchaften, und biefe gewährte 
das Mitiel aller Herrichaft: Reichthum.“ 

»2 Vergl. Pralktizirordnung von Uri v. J. 1662 im Anhang zum A. L. B. 
Landb. v. Nidwalden v. 1623. 

Blumer, Staats⸗ und Rechtsgeſchichte. II. 8 
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nun noch, wie ein Schriftfteller aus Schwyz’), welcher zu Ende 
des 17. Jahrhunderts lebte, über die Unſitte und ihre verderblichen 


Folgen ſich ausdrückt. 
„Diſes practiciern u. throͤlen““, ſagt derſelbe, „gereicht dem Vatterland zu 


doppletem Schaden: dann erſtlich wird durch diſe Gaaben u. Schenckungen pffter- 
malen fo vil außgewuͤrckt, daß ber taugliche hindann geſetzt, der untaugliche aber zu 
denen Aembtern herfür gezogen wird; welches nit allein wider das Gewiſſen deß bes 
förderten Tauffet, weilen er ald ein untauglidher die Aembter ſuchet, fondern auch dem 
Vatterland Schaden zuifiget, denn er ſolches Ambt nit vetfehen fun, wie es deß 
Standes Nuhen u / Chr erforberet. Zum anderen, weilen einem Stand nuplich iſt, 
daß er vermögliche und reiche Angehörige u. Underthanen Habe u. Feiner das feinige 
übel brauche, ober verfhwende —. Die Erfahrnuß aber beweifet, fonberlich aber in 
denen Bolds: Ständen, daß durch das practicieren und tröhlen das Gut unnützlich 
verzehtt, und übel gebraucht wird, maſſen bereiths vil geweſen, welche jhr gantzes 
Haab u. Gut darmit durchgejagt Haben‘). So wird auch durch die jenige, welcht 
mit Mieth u. Gaaben, u. groſſen Unkoͤſten jhre Aembter erzwingen, u.- erlangen, 
ſelten wol regiert — — —, dann diejenige, welche die Aembter mit unerlaubten 
Mitllen — ſuchen u. erpwingen, ſuchen nit den gemeinen Nutzen, nit die Ehr Gottes, 
ſonder ihr eigene, nit den Stand, ſonder ſich reich zu machen. Frage man nach, 
welche Landvoͤgt wol oder übel regiert haben, welche die Barren halb gefchunden, 
die Oberkeiten in ihren Rechnungen übernonmen, u. ihre Regierung fchandtlich ver- 
feben haben, man wird bald finden, welde jhre Vogtehen mit groſſen Unkoſten an 
ſich gebracht, oder ob es ehrliche Leuth die ſolche nit mit ungerechten ſachen bekom⸗ 
men, gethan haben, dahero die übele Regierung, weil der eigene Nutzen, die eigene 
Lieb eine Zerſtoͤhrerin des gemeinen Nutzens iſt.“ | 

Die Alteften Gefehe gegen das PBraktiziren, welche aus ber er- 
fien Zeit nad) der Glaubenstrennung herftammen, find kurz und all⸗ 
gemein gehalten. In Zug beftand ſchon 15399) zu Nedyt, daß, wer 
nad) Yemtern ftelle und dafür etwas ausgebe, oder wer darum et⸗ 
was abnehme, beftraft werden folle, als hätte er den Frieden mit 
Werken gebrochen, nämlich mit 50 Bfund Buße und zweijähriger 
Ehr- und Wehrlofigkeit). Glarus verorbnete 1540%: es folle 
Niemand mehr, wie bis dahin gefchehen, nad Aemtern, Vogteien 
und Sefandtfchaften®) ftellen, fey es mit „Betteln“, Gelobieten oder 


nee) Büeler, Bolitifrhe Arznei. Zug 1691. ©. 47 ff. 

ı) Ein interefiantes Beifpiel erzählt I. H. Tſchudi SI. Chron. ©. 677. 

2) Stadlin IV. 47. . 

2) . St. A. B. v. 1566, Art. 131. 

) A. L. B. Bl. 20. 

%) Daß auch die Geſandten frühe ſchon durch unredlichen Gewinn an den Jahr⸗ 
rehnungen, nanıentlid den ennetbirgifchen, die gehabten Auslagen zu decken ſuchten, 
erficht man aus einem Tagfagungsabfchiede von 1553, durch welchen die Orte aufge: 
fordert wurden, ihren Boten nad) Lauis und Luggarus „in Eid zu geben“, daß ſie 
weder Zölle, Appellations⸗ und Strafgelder für ſich behalten, noch von den Partheien 
Geſchenke annehmen ſollten. 
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Verſprechen von Gefchenken, nody Andre damit beauftragen; Das 
widerhandelnde follen gehalten werden, als hätten fie Eid unb Ehre 
gebrochen. Ebenfo erkannte die Landdgemeinde von Schwyz 15519: 
wer um eine Bogtel, um einen Ritt,.um ein Amt, um eine Raths« 
oder Gerichtsſtelle praftiziren und trölen würde, folle aller feiner 
Ehren verluftiig und feiner Aemter und Stellen entfegt werben. In 
Uri ſetzt das alte Landbuch (Art. 33) feft: mer an der Lantıöge- 
meinde zu einem Amte oder Ritte gewählt wird, foll in den Ring 
hineinftehen und einen leiblihen Eid ſchwoͤren, daß er deßhalb feine 
„Praktiken“ und auch mit Gaftereien feine Gefahr getrieben habe; 
wer für fich felbft oder einen Andern praftizirt, fol als ein „mein⸗ 
eider, fauler. und heillofer Mann“ beftraft werden. Aud in Ob⸗ 
walden hatte nach altem Landrechte jeder Gewählte zu beſchwoͤren, 
daß er weder durch Beſtechungen noch durch andre unerlaubte Um⸗ 
triebe feine Stelle erlangt habe. In Appenzell”) endlid war es 
altes Landrecht, daß, bei einer Buße von 10 Pfund, Niemand auf 
Aemter bin, welde die Landsgemeinde zu vergeben habe, Geſchenke 
geben nod) Gaftereien halten dürfe, vorbehalten jedoch ein oder zwei 
Quart Wein, die Einer „guten Gefellen“ wohl bezahlen möge. 
Diefe Töblichen Gefege wurden indeſſen fhledht genug. gehand⸗ 
habt, weil e8 am erniten, feften Willen dazu fehlte. Den Landleuten 
ſchmeckten die Geſchenke und Weinfpenden, welche fie von ehrgeizigen 
Stellenjägern erhielten, zu füß, als daß fie denfelben auf die Dauer 
zu entfagen vermocht hätten; Habgier und Genußſucht zerrifien nur 
zu häufig die Zügel, welche man ihnen angelegt hatte. Im alten 
Landbuche von Glarus finden ſich neben der angeführten Satzung 
von 1540 gleichzeitige Randbemerkungen wie „gilt nüt, minder dan 
nüt”, und 1554 heißt es im Landsgemeinpprotofolle ganz einfach: 
„Der artiel von prasticirens wegen Iſt dannen thon." 15579 
wurde zwar das Geſetz von 1540 wieder angenommen mit dem Bei 
fügen, daß die, ihrer Ehre entfesten Tröler nicht vov. Jahr und Tag 
"wieder um diefelbe bitten mögen und daß, wer durd) Praktiziven ein 
Amt erlangt, daffelbe fofort wieder aufzugeben habe; allein die 
Landsgemeinve von 1567 befchloß abermals, das Praltiziren für bies 
fe8 Jahr „nachzulaffen”, in der Meinung, daß, wer viel oder wenig 
für ein Amt verheißen, feine Verſprechungen auch halten ſolle! 


u — — — 


*) Vergl. über die ganze Materie Landb. J. OO, O1, 90, 90, 100. IV. 24 (Ro: 
thing ©. 89, 90, 91, 9406, 98 - 100, 256 — 258). 

7) Bergl. Laudb. v. Innerrhoden Art. 188, 196. 

9.2.8. B.35B. 
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Auch 1580 beißt es wieder im Protokolle: „Practicieren Hürigs 
Jars nachglaſſen.“ 1581 aber befannte die Landsgemeinde, dad 
Praktiziren ſey feit etlichen Sahren fo fehr im Schwunge, daß zu 
beforgen-ftehe, e8 möchte dieſer Mißbrauch, wenn nicht ernſtlich da⸗ 
gegen eingefchritten werde, dem Lande nicht allein zum Verderben, 
fondern auch zur größten Unehre gereihen. Daher wurde auf 10 
Jahre verordnes: Wer um ein Amt, eine Bogtei oder einen Ritt 
praftizirt, fey es mit Gefchenten, Gaftereien over mit Anſprechen, 
ferner wer einen Andern zur Bewerbung um ein Amt auffordert und 
ihm feine Stimme feilbietet, oder wer als „Jäger und Läufer” für 
Andere praftizirt, fol in 50 Gulden Buße verfällt werden; im Wie⸗ 
derholungsfalle wird Die Buße auf 100 Gulden erhöht, und bei fer- 
nerer Rückfaͤlligkeit follen weitere Strafen. an Xeib, Ehr und Gut 
eintreten; aud) ſoll derjenige, welcher auf foldhe Weife ein Amt er- 
langt hat, deffelben entfeßt werden. 1586 murde nod) beigefügt: 
wenn der Rath offenbare Tröler nicht beftrafen, fondern Nachſicht 
gegen fie üben würde, fo behalte ſich die Landsgemeinde vor, bie 
Rathögliever mit den Schuldigen felbft zu beftrafen. 1590 wurde 
das Geſetz von 1581 auf neue 6 Jahre beftätigt. mit der, den ältern 
Sagungen entnommnen. Berfehärfung, daß alle Praktizirer „von 
Ehr' und Gewehr geſetzt“ werden follen”). Nach Ablauf der 6 Jahre 
aber konnte die Landsgemeinde ſich nicht mehr dazu entfehließen, die 
beilfame Berordnung zu erneuern; hierauf weigerten fi) an ber 
Jahrrechnung von 1597 9% die V fatholifchen Drte, unter Berufung 
auf die oben (S. 82) erwähnte Landesordnung von 1586, den nad} 
Baden gewählten Landvogt, welcher nad) dem Gerüchte ſich arge 
Beſtechungen erlaubt haben follte, aufreiten zu laffen und erſt nach⸗ 
dem er ſich durch einen feierlichen Eid von dem auf ihm ruhenden 
Berdachte gereinigt hatte, verftattete ihm die Tagſatzung fein Amt 
anzutreten. — Auch in Schwyz wurbe an der Landgemeinde von 
4584 ernftlid) und mit großem Eifer angezogen, ed werde um Aemter 
fa ſchaͤndlich getrölt und gelaufen, Geld gefpendet, zu eſſen und zu 
trinten gegeben, daß zu beforgen, e8 möchte das Land mit ſolchem 
leichtfertigem Leben den Zorn Gottes auf fich laden, um feine Frei⸗ 
heit und unter das Joch kommen. 1586 aber wurde, in Erinnerung 
des tyrannifchen Drudes, den Die Altvordern erlitten, des Schweißes 


urkt. in den Heer. Samml. 

20) Abſchied verfelben. Durch Schreiben von 80. Mai (abjchriftlich im Archiv 
Glarus) hatte zuerft Luzern den Borort Zürich auf die an ber Glarner Lanbögemeinbe 
erfolgte unorbentlidhe Wahl aufmerkſam gemacht. 
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und Blutes, mit dem fie unter göttlichem Beiſtande die Freiheit er- 
rungen, befchloffen: 1) Der Artikel im Bunde won 1315, durch 
welchen die drei Länder ſich verpflichteten, Keinen Richter zu dulden, 
der fein Amt erlauft habe, und die Satzung von 1551 werden ber 
flätigt. 2) Zum verbotnen Praktiziren gehört e8 auch, wenn Einer 
überflüffige Gaftmähler hält und Wein bezahlt, oder die Landleute 
bittet, ihm zu Ehren und Wemtern (Schreiber: und Weibeldienſte 
vorbehalten) zu verhelfen. 3) Niemand fol für einen Andern prak⸗ 
tizieen. 4) Wem ein Amt oder Ritt übertragen wird, der fol einen 
feierlichen Eid ſchwoͤren, daß er in keiner Weile wider das Verbot 
gehandelt habe. Darf er diefes nicht thun, fo fol der Landammann 
fofort eine weitere Umfrage halten, damit ein Anderer an die Stelle 
gewählt werde. 5) Räthe und Wirthe im Lande follen, wenn fle 
Vebertretungen des Berbotes wahrnehmen, folde bei ihrem Eide 
dem Landammann anzeigen, weldjer die Sadje an den Rath bringen 
und binnen adjt Tagen Zeugen darüber verhören fol. — In Zug 
nahm ‚die Stadtgemeinde 1585 ein fcharfes Gefe an, welches bie 
ältere Strafbeftimmung beftätigte und daneben noch den-PBraftizireib 
einführte; allein ſchon 1588 heißt es, Ahnlich wie in Glarus: „Diffe 
obgeſchrybne Artidel Sind von einer gmeind wider vffgeheppt' vnd 
ab geworffen worden"). Gleihwohl machte fi das Bedürfniß, 
dem immer Ärger werdenden Unweſen abzuhelfen, bald wieder gel 
tend und es murbe daher 159012) von der Burgerfchaft feftgefegt: 
Alle Burger follen einen feierlichen Eid fhwören, um Aemter und 
Dienfte in feiner Weiſe zu trölen, weder Mieth noch Gaben, Efien 
oder Trinken zu geben noch zu verheißen, weder vor noch nad) der 
Wahl. Wer dawider handelt, der fol ein meineiviger Mann heißen 
und feyn, zu keinen Ehren und Aemtern mehr gebraucht werben und 
fein Leben lang des Burgerredytes verluftig feyn. Hat Einer mit 
Trölen ein Amt erlangt, fo fol er deſſelben fofort entfegt werben. 
Wir fehen, das zu lange mit Nachſicht behandelte Uebel hatte 
bereits gegen das Ende bes 16. Jahrhunderts einen fo huhen Grad 
erreicht, daß man zuerft in den Kantonen, dann aud in der Eidge⸗ 
noſſenſchaft fi genöthigt fand, mit erneuerten Satzungen gegen 
dafjelbe einzufchreiten. Auch die zweite, von der Tagfabung erlaffne 
Landesordnung von 1613 blieb nicht ohne wohlthätige Rüdwirkung 
auf unfre demofratifchen Länder. Unter ausprüdlicher Berufung 


nn — —— — — — 


1) Zugeriſches Neujahrsblatt für 1846. S. 30. 
22) Manuffr. des Hrn. Landtwing. 
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auf diefelbe fegte Nidwalden) feſt: Wer für Landesämter, Vog⸗ 
äeten und Gefaudtichaften Geld oder Geldeswerth, Effen oder Trin⸗ 
fen bietet oder giebt, Verheißungen oder Drohungen anwendet, ym 
folche gu erlangen, der foll „zu feinen Ehren mehr gut feyn” und 
nad; Verdienen geftraft werden. Wer für einen Andern praftigirt, 
fol meineidig feyn. Und wer zu einem. Amte, einer Vogtei ober 
Befandtfchaft gelangt, fol ſchwören, daß er wider diefe Sabung 
nicht gehandelt; wer aber dieſen Eid nicht leiften fann, foH feiner 
Stelle entfegt ſeyn. — In den Ölgrner Lanvesftreitigfeiten hatten 
die VOL Latholifhen Orte wiederholt Die Aärgerlihe Wahrnehmung 
gemacht, daß nicht bloß unter ihren Olaubensgenofien das verherb- 
liche Praktiziren in Uebung fey, fondern einzelne derfelben fogar die 
evangelifchen Mitlandleute dazu angereizt hätten; daher ließen fie . 
nad) Abichluß des Religiondvertrages von 1623 an die Fatholifche 
Landsgemeinde die ernftlihe Mahnung ergehen, zu den Aemtern, 
welche fie num zu befegen hatte, ohne alles Trölen „ehrliche qualifi- 
zirte Leute” zu wählen, indem ihre Gefandten. mit Leuten, die ſich 
durch Praktiziren „eingeflict”, zu Tagen nicht figen und auch feine 
Voͤgte, welche ſich dieſes Vergehens ſchuldig gemacht hätten, aufs 
teiten laſſen würden). — In Uri wurde 1628 eine ausführliche 
Praktizirordnung erlaflen und in der Landestapelle auf der Jagd⸗ 
matt von ber verfammelten Landsgemeinde feierlich beſchworen. Als 
lein ſchnell genug wurde diefer Eid wieder gebrochen und man fah 
es al8 eine gerechte Strafe dafür an, daß 1629 die Peſtſenche das 
Sand heimfuchte. 1662 wurde dann vom Landratbe die Praltizir⸗ 
vordnung beftätigt, erläutert und am Pfingſtmontage abermals in 
ber Sagbmattlapelle beſchworen. Um bie Uebertreter defto ficherer 
gu erreichen, ſetzte diefelbe, „weil ftarken Krankheiten mit ſtarken 
Arzneien fol gewehrt werben”, ein eigenthämliches Beweisverfahren 
feft, indem Diejenigen, denen ein Gefchent anerboten worben, beim 
Eide darüber befragt werben follten. Wer felbft oder durch Andere 
Wein, Gaftmähler, Geld oder Geldeswerth geben oder anbieten 
würde, follte des auf ſolche Weife erlangten Amtes beraubt und für 
jebe Vebertretung mit 25 Gulden gebüßt werben. Bei gleicher Buße 
wurde das Weglaufen von der Landsgemeinde zu den Häufern ber 
Gewaͤhlten, um bier das fogen. Botendrod zu holen, verboten. 
- Schon im folgenden Jahre aber wurde von Geiftlichen an der Nach⸗ 


18) Landb. v. 1623. 
24) Schreiben vom 8. Febr. 1624 im Kath. Landegem. Brot. 
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gemeinde berichtet, e8 werbe ber erneuexien Praktizirordnung aber⸗ 
mals zumidergehanbelt, indem nicht bloß Verdaͤchtige nicht zum 
Reinigungseibe angehalten, ſondern Schuldige, die durch zwei und 
mehr unpartheiifche Zeugen überwiefen worden, ber verdienten Strafe 
entlaffen würden unter dem Vorwande, es fey vprher Andern, die 
nicht minder ftrafbar gewefen, auch Gnade erwiefen worden, Deß- 
halb erkannte die Nachgemeinde, der Landrath. folle alle Uebertreter 
ohne Gnade beftrafen 5), 

Die zweite. Hälfte des 17. und die erfte Hälfte des 18. Jahr⸗ 
hunderts zeichneten ſich ſonſt namentlich dadurch aus, daß den aͤl⸗ 
tern Geſetzen wider das Praktiziren, welche man von Zeit zu Zeit 
erneuerte, ſehr in's Einzelne eingehende, Erläuterungen beigefügt 
wurden, die am beſten zeigen, wie leicht dieſe Verbote umgangen 
werben fonnten. So wurde in Schwyz in ben Jahren 1666, -1667 
und 1700 genau.vorgefchrieben, wie viel man an Hochzeiten, Kinds⸗ 
taufen, Sahrmärkten und Schießen, oder bei der Abreife eines Lands 
vogts oder Gefandten ungeftraft für Aubre bezahlen möge; bemer- 
kenswerth ift dabei, daß für die nächfte Zeit nor der Landsgemeinde 
größere Beſchraͤnkungen flaitfanden als für dag übrige Jahr. Weiter 
ging man in Nidwalden, indem man 1672 vie Praftigirorunung 
dahin erläuterte, Daß man bas. ganze Jahr hindurch, außer am 
Tage der Landsgemeinde, „nad Biligkeit und ohne Gefahr“ zu eſſen 
und zu trinlen geben möge. Diefes führte natürlich zu Mißbraäͤu⸗ 
hen; Ehrgeizige veranftalteten namentlih bei Annäherung ver 
Landögemeinde unnöthige Zufammenkünfte und Schmaufereien, des 
Ben die. Landleute in Wirths⸗ und Schenthäufern, au auf offnem 
Feldt zufammentreiben und ihnen Speife und Trank aufftellen. 1692 
wurde daher die Erläuterung wieder aufgehoben und beſchloſſen, es 
foße das Geben, Bezahlen und Empfangen von. Efien und Trinken 
das ganze Jahr hindurch „ala ein fündliches, der guten Polizei und 
gemeinem Wohlmefen verberblidyes Merk" verboten feyn. 4695 
mußten inbeflen wieder ‚einige Ausnahmen von Diefer Regel aufge 
ftellt werden. In Zug nahm die Stadtgemeinde 1723 eine fehr 
ausführliche „Reformation deß Landtsverberblicyen Rafters deß Prae- 
ticierens” 29) an, welche die Wahlumtriebe aller Art mit Amts⸗ ober 
Dienftentfegung, Einftelung im Burgerrechte, Gefängniß und Geld» 
bußen bedrohte. Beſonders merfwürbig ift hier, daß der Burger: 


5) Praktizirordnung im Anhang zum A. L. B. 
1), Gedruckt im Zug. (Mitgetheilt von Hrn. Landtwiug.) 
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ausfchuß, welcher dieſes Gefetz entwarf, ſich veranlaßt fah zu er⸗ 
Hären: wenn nod) einiger Zweifel bei der Burgerfchaft walten ſollte, 
ob die Ausgefchoffnen felbft die vorgefchlagnen-Beftimmungen halten 
wollten, fo geloben fie feierlich, diefelben aufrichtig, bei Ehre und 
Gewiſſen, fteif und feft zu beobachten! 

Da e8 jchwer fiel, die Wahlbeſtechungen durch Strafgefeße zu 
unterbrüden, fo ift es ganz begreiflich, daß man auf den Gedanken 
fam, den Aemterkauf gefeglich zu organifiren, indem man die zu 
Aemtern und Dienften Beförderten Auflagen bezahlen ließ, welche 
theil zu öffentlichen Zwecken verwendet, theild unter alle ftimm- 
fähige Landleute vertheilt wurden. Da’einmal die Neigung ob» 
twaltete, für die Brlangung von Aemtern bedeutende Geldſummen 
auszugeben, fo fuchte man derfelben eine Richtung zu geben, welche 
weniger ſchaͤdlich und zugleich der Billigleit mehr entfprechend fhien ; 
denn. wenn die Aemter, namentlich in den Vogteien, ſo bedeutende 
Vortheile gewährten, fo folften dieſe, dachte man, nicht bloß Ein» 
zelnen, fondern allen Landleuten zufließen, gleichwie es bei den 
Früchten auswärtiger Bünbnifle der Hal war. Den erſten Anfang 
zu den Auflagen erbiden wir in dem, während des 17. Jahrhun⸗ 
derts in UriıN), Schwyz!) und Nidwalden!) vorlommenden 
fogen. Ammannmahle. Es war dies ein Nadhtefien am Abende 
der Landsgemeinde, an weldyem alle Landleute in ihren Gemeinden 
Theil nehmen konnten und befien Koſten entweber von dem neuge⸗ 
wählten Landammann allein bezahlt werden mußten, oder, wie es 
1650 in Schwyz geſchah, auf ſaͤmmtliche neu gewählte Beamte je 
nad) dem Gewinne, den ihre Aemter abzuwerfen pflegten, vertheilt 
wurden. Später wurde das Ammannmahl in Nidwalden förmlich 
abgeſchafft und fogar verboten, auf deſſen Wiedereinführung anzu- 
tragen; auch in den beiden andern Ländern haben wir im 18. Jahr⸗ 
bundert feine Spur mehr davon gefunden. Geldauflagen im eugern 
Sinne finden wir zuerft in Obwalden eingeführt, wo 160620) die 
Gründung eines Schages (Geldvorraths) beſchloſſen und dabei auf 
jede Landvogtei, welche ein Landmann erhielt, eine beftimmte Summe 
gefegt wurde. Dieſem Beifpiele folgte Nidwalden 1612; fpäter 
mußte hier noch von jeder Vogtei die Hälfte der für ven Schatz feft- 


ı Praftigirordnung a. q. O, NRegifter des Landsgem. Brot. : I. 1627, 1632, 
671. 
1) Rechnungen von 1632 u. 1650 im Archiv Schwyz. 


’) Landb. v. 1023. 
20) 4,2,9. Bl. 42, 49, 
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gefegten Summe in den Landſaͤckel bezahlt werben und feit 1694 kam 
eine fernere Abgabe zur Gründung eines Salzvorrathes Hinzu 2°). 
In Glarus fingen die beiden konſeſſionellen Landsgemeinden, denen 
durch den Religionsperirag von 1623 fämmtliche Wahlen zugefallen 
waren, fofort an, die Bogteien mit Auflagen zu beſchweren, von 
welchen ein Theil in den Lanbfädel fiel, das Uebrige unter die Land⸗ 
leute vertheilt wurbe:”). , Später wurden dieſe Auflagen außer 
ordentlich gefteigest, wenn nicht bloß kamen Abgaben an den Schatz 
und an das Zeughaus hinzu, fondern das Bolt verlangte auch im⸗ 
mer mehs für fd) ſelbſt und zugleich ftteg bie Zahl deſſelben Immer 
mehr an?). Die Lanpögemeinde von AppenzellsInnerrhoden, 
indem fie 1632 alle Weinfpenden zu Erlangung von Aemtern ver- 
bot, erkannte zugleich, e8 folle, wer zum Landvogt in's Rheinthal 
gewählt werbe, jeweilen eine Auflage von 200 Thalern für An» 
fhaffung eines Feldgeſchützes in's Zeughaus zu bezahlen haben; 
aud in Außerrhoben war auf diefe Vogtei — die einzige, welche 
dem Stande Appenzell mit zugehörte — eine Auflage von 100 Dus 
taten gefebt?9). In Uri wurde 1646 jeder Bogtei eine beftimmte 
Summe auferlegt, welche in den Landfädel fiel. 1768 erkannte die 
Landsgemeinde, e8 folle daneben noch jedem Landmanne von den 
Bogteien Thurgau und Rheinthal ein Kronenthaler, von Lauis und 
Sreiamt 2 Gulden bezahlt werden; im folgenden Jahre aber wurde 
diefer Beichluß wieder aufgehoben 9. In Schwyz werben fihon 
1647 in einem Gutachten über Verbefferung des Landeshaushaltes 
Auflagen auf die Aemter erwähnt. Genau feftgefegt wurden dies 
felben 1665 bei Gründung des Schages Chier „Kaften” genannt), 
weichem fie zufallen follten; 1678 aber wurde befchloffen, e8 habe 
jeder neu gewählte Zandvogt neben der, für den Kaften beftimmten 
Summe noch dag Doppelte derfelben zur Vertheilung unter die Land» 
leute zu bezahlen2). In Zug beftanden ebenfalls ſchon im 17. 
Jahrhundert Auflagen, welche Die Gemeinden von den Beamten er⸗ 


1) Landbücher v. 1623 u. 1731. Mittheilungen ded Hrn. Deſchwanden aus den 
Brotofollen. 
” 22) Protokolle der Jahre 1625 bis 1638. ° 
») Bergl. Heer u. Blumer, ber Kant. Glarus, ©. 275. Kath. Landsgem. 
Brot. v. 1624, 1669, 1675. Evang. Penſionsrodel v. 1790 u. 1791. 
2) Walſer I. 51. 
25) Megifter des Landsgem. Prot. Hausordnung v. 1665 im Anhange zum N. 
2.2. 
20) Kaſtenordnungen in Archiv Schwyz. Landégem. Prot. 
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hoben2); 1765 aber fehte die Mehrheit ver: Gemeinden die Zaren 
feſt, welche die von der Landsgemeinde erwählten Landyögte jedem 
einzelnen Landmanne zu bezahlen hatten?). Wir wollen es num 
verfuchen, die Auflagen, welche auf jede Vogtei in den verfchied- 
nen Kantonen gefebt waren, in eine Tabelle zufammenzuftellen, 
bitten aber bie Leſer dabei nicht zu überfehen, daß bie uns vorlies 
genden Angaben aus fehr verfchlepnen Zeiten herrühren, während 
im ‚Laufe der beiden Sahrhunderte die. Taren überall ſtiegen. Ju 
Glarus, wo’ die Protokolle uns reichlichen Stoff lieferten, haben 
wir ‚neben dest früheften Auflagen abſichtlich aud). die hoͤchſten, 
welche wir in fpäterer Zeit vorfanden, heraudgehoben. 





2) Staplin m. 27, 357. 
>) Neujahrsblatt für 184, ©. 31, 32, 
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Schwyz entrichtete ein Gefandter nach Baden fl: 90, ein Geſandter 
nach Lauis fl. 100, ein Geſandter nach Bellinzona fl. 72, ferner 
ein Landammann fl. 234m den Kaften und jedem Landmanne 10 
Schillinge, ein Statthalter fl. 66 in den Kaften und jedem Land⸗ 
männe 5 Schiffinge, ein Bannerhert fl. 204, ein Landshauptnann 
oder Landofahndrich fl. 102, ein Saͤckelmeiſter fl. 81, ein Landſchrei⸗ 
ber oder Landweibel fl. 75, ein Rathsherr fl. 20 in ven Kaften und 
jedem Landmanne feines Wierteld 4 bis 5 Batzen?). 1708 befchloß 
die Landsgemeinde: „weil’der gemeine Landmann eine geraume Zeit 
ber wenig ‘oder nichts von den hohen Landesämtern genoffen“, fo 
foNe der Bannetherr Y, Thaler; der Landsfähndrid; Y, Thaler, der 
Oberftwachtmeifter 8%, Batzen Sitzgeld auf jenen Landmann be- 


zahlen. 1757 wurde für das Pannerherrenamt 4 Thaler, für das 


Zeugherrenamt 5 Batzen jedem Landmann bezahlt. Auch in Glarus 
fliegen, insbefondere in dem volkreichen evangelifchen Landestheile, 
diefe Auflagen gegen das Ende unfers Zeitraumes zu einer unftnnis 
gen Höhe an. So bezahlte ein Pannerherr 1784, auf jeden Land- 
mann (beren damals 4845 waren) %z fl.,' 100 fl. in den Schatz und 
120 WS Zeughaus, zufammen alfo fl. 2643; ein: Landshaupt⸗ 
mann 1770 auf jeden Landmann 4 fl., 100 Kronen in den Schag, 
100 Thaler in den Landfädel und 100 fl. in's Zeughaus, zufammen 
mindeftens fl. 2500; ein Landsfaͤhndrich 1743 jedem Landmann "7 fl., 
in den Lanpfädel 100 Kronen und in ven Schag 20 Kronen, zufams 
men etwa fl. 2000. Es ift fehr begreiflich, daß, wie in den Proto⸗ 
kollen mehrmals bemerkt wird, nur Wenige ſich fanden, weldhe für 
bloße Ehrenämter einen foldyen Kaufpreis zu bezahlen bereit waren; 
e8 wurde daher der Beſitz dieſer Stellen ausſchließliches Vorrecht 
einiger reicher Familien. In Nidwalden hatten die Landesbeamten 
mur geringe Abgaben an den Salzvorrath zit leiften. Am höchften 
befteitert "war der Landweibel mit fl. 70, am niedrigften ein Raths⸗ 
herr mit fl. 9; Tegterer hatte aber noch 4 fl. 20 8. ins Zeughaus zu 
entrichter. Die Rathöherrenftellen wurden auch im Kanton Zug 
befteuert: in der Gemeinde Baar 1669 mit 100 Gulden, in ber 
Stäpfgemeinve 1765 mit 1 fl. 10.6. Auf jeden Burger, alſo wohl 
enva 900 Gulden. 

Eine natürliche Folge der Geldausthellungen und Auflagen war 
e8, daß man fi) daran gewöhnte, die fo theuer erfauften Aemter 


») Baterl. Geſpraͤch S. 103. Nah Schuler Thaten und Sitten foftete 
im Hanptorte Schwyz eine Rathsherrenftelle 8 bis 900 Gulden. 
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Betrachtet man diefe Summen, welche bie Landvdgte zu be 
zahlen hatten, unb erwägt man, baß fie in der Megel nur auf zwei 
Jahre gewählt wurden, fo legt am Tage, daß fie, wenn fie auch 
neben den Sporteln noch einen bedeutenden Antheil an den Bußen 
bezogen, gleichwohl faft nur mit unerlaubten Mitten einen Mehr- 
gewinn über ihre bebeutenden Auslagen erlangen Ionnten und das 
ber in hohem Grade der Verſuchung ausgefept waren, Beſtechlich⸗ 
keit und Erpreffungen zu üben. Mit Recht fagt Ebel CI. 43): „Ich 
bin vollkommen überzeugt, daß mandyer adhtungswürbige Mann 
biefes hohe Amt nad) reinem Prlichtgefühl, und mit ſtrenger Gewiſ⸗ 
jenhaftigleit verwaltet; allein der Gebrauch, die Vogtei in vielen 
Kantonen theuer erlaufen zu müſſen, ift ein zu ſchweres Uebel, bie 
daraus entfpringende Gefahr, die Sache des ehrwürdigſten Amtes 
und. der heiligften Pflicht einer niedrigen Geldgierde aufzuopfern, 
zu groß und die Gelegenheit.derfelben zu.leicht, zu günftig und zu 
häufig, als daß Diele ein foldhes für die Morajität der meiften 
Menfchen gefährliches Amt mit unbefledter Seele nieverlegen moͤch⸗ 
ten." Inder That hat die Geſchichte zahlreiche Veifpiele vergeichnet 
von unerlaubter Bebrüdung der Unterthanen, welcher die Tagfapung 
umfonft zu wehren verfuchte?). Auch auf Herabfegung der Auf- 
lagen drang fie, im Interefie der Unterthanen, zuweilen: fo bei 
Glarus im Jahr 1670°9). Bemerkenswerth iſt auch, daß gerade 
derjenige Landvogt von Glarus im untern Freiamt, welcher 1770 
die ſtaͤrkſte Auflage bezahlt hatte, ſeiner eingeſtandnen Vergehen 
wegen im Februar 1773 durch Urtheil der Geſandten von Zürich, 
Bern und Glarus ſeiner Stelle entſetzt und mit einer ſtarken Geld⸗ 
buße. belegt werden mußte?). Der Abſchied ſagt von ihm, er habe 
„feinen Eigennug und feine Habſucht bei vielfachen Anläßen ben 
Eidpflichten eines Amtmanns und den Abfichten der regierenden 
Stände auf eine fehändliche Art vorgezogen, die Angehörigen da⸗ 
vurch übel mißhandelt, ſodann auf mannigfaltige Weife fowohl bie 
Würde feines Amtes verunehrt, ald das Zutrauen feiner Landes- 
obrigkeit auf das ftrafbarfte mißbraucht." 

Reben den Landvdgten hatten in Schwyz, Nidwalden und 
Glarus aud) die Gefandten an die Jahrrechnungstagſatzungen for 
wie die fümmtlihen Landesbeamten Auflagen zu bezahlen. In 








a.) Dergl. u. 9. Bögelins@fäher II. 598 — 601. | 
20) Schreiben vom 30. Juli im Archiv Glarus. 
1) Bergl. 2. Meyer v. Knonau Schweizergefh. II. 459. 
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mittlern Landestheile (von Schwanden bi8 Glarus), 2 aus dem 
Hintern (dem Groß⸗ und Kleinthal) und 2 aus dem untern (von 
Netftal an) genommen werben follen. Die Ausloofung geſchah an 
der Landsgemeinde ſelbſt in der Weiſe, daß ein unmündiger Knabe 
den 8 Kandidaten, welche in ven Ring hinelnſtanden, ſchwarz ein- 
gefaßte Kugeln austheilte, von denen eine von Gold, die 7 andern 
yon Silber waren; wer die goldne Kugel befam, hatte damit zus 
gleich das Amt erworben. Dem von den evangelifchen Glarnern 
gegeben Betfpiele folgte 164922) die katholifche Landsgemeinde, 
indem fie befchloß: es follen alle Landesämter, Richterſtellen und 
Dienfte unter 4, alle Bogteien und Ritte hingegen unter 6 Kandi⸗ 
daten ausgeloost werben, von benen je die Hälfte aus der obern, 
die andere Hälfte aus der untern Kirchhoͤre gewählt werben folle. 
Als ſpaͤter immer entſchiedner die Mehrheit der kacholiſchen Glarner 
auf die untere Kirchhoͤre (Näfels) fiel, wurden dieſer 3, der obern 
(Glarus mit Linthal) dagegen 2 Kandidaten für die ſaͤmmtlichen zu 
verloofenden Stellen zugetheilt); nur für die oberſte Landeswürde, 
zu welcher fich nicht immer fo viele taugliche Kandidaten fanden, 
wurde zuweilen eine Ausnahme gemacht, indem mur zwei Männer 
aus dem untern und einer aus dem obern Theile darum loosten. 
And, an der evangelifhen Landsgemeinde*%) wurden für die Stelle 
etnes Landftatthalters, welcher naher Immer von felbft zum. Land« 
ammann vorrüdte, nur entweder drei oder fünf Kandidaten ohne 
Rüdficht auf die Landestheile gewählt. An ven beiden Landsge⸗ 
meinden fiel übrigens keineswegs durch die Einführung des Looſes 
der Braftizireid weg, fondern wer eine Stelle erhielt, mußte in den 
Ring hineinftehen und beſchwoͤren, daß er fich feine Umtriebe dafür 
erlaubt babe. Auch wurden, um die einträglichen Aemter einer 
größern Anzahl von Landleuten zugänglich zu machen, verſchiedne 
Wahlbefohräntungen eingeführt: bei den Katholiken? ) durfte, wer 
einmal eine Vogtei oder einen Ritt erhalten, während 10 Jahren 
nicht mehr dafür in's Loos genommen werben; bei den Evangeli- 
fhen*2) konnte an einer Landsgemeinde Niemand mehr als einmal 
loofen und wer ein nicht lebenslängliches Amt befleivete, mußte 
während der Dauer deſſelben auf die Erwerbung von Landvogteien 


2 Landegem. Prot. 

°) Landsgem. Prot. v. 1738 u. 1738. Vgl. Faͤſi U. 40. 
*) Brot. v. 1744, 1749, 1754. 

N) Landsgem. Brot. v. 1649. 

+) Landegem. Prot. v. 1744, 1754 u. 1708. 
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versichten. — In Schwyz wurde das Loos 1692 eingeführt“®); vie 
Landögemeinde befannte dabei, e8 habe das „fo ſchwere und lands⸗ 
verderblidje Spottlafter der Trölerei”, dieſer „leider allzuhart einge 
wurzelte Mißbrauch”, bis dahin durch feines der Dagegen augewen⸗ 
beten Mittel ausgerottet werben fönnen. Sie beſchloß daher: für 
die Stellen des Landammanns, Statthakters, Bannerheren, Lands⸗ 
hauptmanns, Landfedelmeifters, Landsfaͤhndrichs, Lanpweibels 
und ber Landfchreiber follen die drei Kandidaten, welche die meiften 
Stimmen erhalten, mit einander loofen; die übrigen Aemter feyen 
zuerft auf die Viertel auszuloofen, dann mögen aus dem, burd) dag - 
2008 bezeichneten Viertel beliebige Landleute vorgefchlagen werben 
und unter den ſechs Kandidaten, auf welche die meiften Stimmen 
fallen, folle wieder das 2008 entfcheiden. Dieſes Geſetz wurbe in- 
defien nicht lange beobadjtet, fondern ohne förmliche Abſchaffung 
deſſelben fehr bald wieder die freie Wahl geübt. 1706 wurde ein 
Antrag, das 2008 wieder einzuführen, von der Landsgemeinde ver- 
worfen und 1718 fogar befchlofien, e8 folle, wer in Zukunft einen 
ſolchen Antrag ftellen würde, für vogelfrei erklärt und auf feinen 
Kopf ein Preis von 100 Dufaten gefegt feyn. | 
Laͤßt ſich die Einführung des Looſes bei den Wahlen, wenn 
nicht rechtfertigen, doch wenigftens mit den verberbten Zuftänden 
unfrer Demofratien, für welche man ein Heilmittel darin erblidte, 
entfchuldigen, fo war e8 dagegen eine durchaus tabelnswerthe, nur 
von ſchnöder Gewinnſucht eingegebne Uebertreibung des einmal an- 
genommnen Grundfages, daß die evangelifche Landsgemeinde von 
Glarus die Ausloofung unter alle Landleute zuerft 1791 nur 
bei den Landfihreiber- und Läufervienften, dann 1793 auch bei den 
Landvogteien und der Geſandtſchaft an’8 ennetbirgiſche Syndikat bes 
flog. Wichtige Regierungsftellen wurden auf diefe Weife zum 
Begenftande einer Lotterie ohne Einlage gemacht in Folge jenes übel 
verftanpnen Gleichheitsprinzips, nad) welchem jeder Landmann ſich 
für berechtigt hielt zu möglichftem Mitgenuſſe an den, dem Lande 
zuftehenden Herrſchaftsrechten. Es verfteht fi, daß das große 
2008 jehr oft einem Landmanne zufiel, welcher von ferne nicht zu ber 
ausgeloosten Stelle ſich eignete, daß 3.3. ein fehlidjter Bergbauer, 
der faum einmal weiter als big zu feiner Pfarrkirche gekommen, 
Landvogt oder Gefandter wurde. In einem ſolchen Falle wurde 
dann eben das Amt oder der Dienft Gegenftand der Spekulation. 


) Landsgem. Brot. 
Blumer, Stants- und Rechtsgeſchichte. II. 9 
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Der Glückliche, welchem die Stelle durch die Lotterie zugefallen, ver- 
faufte fie dem Kandidaten, der ihm am meiften dafür bot; doch blieb 
immerhin der Obrigkeit vorbehalten zu prüfen, ob die Perſon des 
Käufers fi) für die Stelle eigne, und ihm dieſe definitiv zu ver- 
leihen. — Mit der allgemeinen Ausloofung in Glarus hatte Das 
Spitem des Aemterkaufes, welches ſich zuerft in der Korm von Wahl⸗ 
beftechungen fund gegeben, feinen Höhepunkt erreicht. ‚Bald genug 
fiel bie reife Frucht vom Baume: wenige Jahre nach jenen unrühne 
lichen Befchlüffen erfolgte, wahrlich nicht unverdient, der gaͤnzliche 
Verluſt der einträglichen Herrſchaftsrechte, welche zu fo vielen Miß- 
braͤuchen Veranlaßung gegeben hatten. 


$. 3. Anträge und deren Borberathung. 


Bollsverfammlungen eignen fid) wohl dazu, den legten maß- 
gebenden Entſcheid über wichtigere Angelegenheiten zu fällen, aber 
eine gründliche, in's Einzelne eingehende Prüfung der Gefchäfte 
kann in ihren Berathungen in der Regel nicht ftattfinden und nahe 
liegt die Gefahr übereilter Befchlüffe, wenn dag Volf über einen ge- 
ftellten Antrag fofort abftimmen fol, ohne daß derfelbe vorher nad 
allen Seiten hin erwogen werden fonnte. Daher wurde es frühe 
ſchon in allen unfern demofratifchen Ländern gebräuchlich, daß der 
Kath einige Wochen vor der Landgemeinde die an diefe zu bringen- 
ben Anträge vorberieth und fodann von der Kanzlei ein ſchriftliches 
Gefhäftsverzeihniß aufgeftelt wurde. Solche „Artidel für Die 
gmeind” finden wir in Appenzell ſchon im Jahr 15639; in Ola- 
tus wurde das vom Landſchreiber gefertigte „Memorial" dem Land- 
ammann übergeben, damit er nad) Anleitung deffelben der Lands⸗ 
gemeinde die einzelnen Gefchäfte, welche die Obrigfeit ihr vorlegen 
wollte, eröffnen könne. Indeſſen erwähnen ſchon die alten Land— 
bücdyer von Obwalden?) und Glarus*% neben den Anzügen, 
welche der Landammann im Auftrage des Rathes an der Landsge⸗ 
meinde machte, aud) jolde, die aus der Mitte des Volkes kamen, 
und ebenfo wurde in Schwyz*N unterſchieden zwifchen den „Ar⸗ 
tifeln, fo von der Obrigkeit an die Landsgemeinde gefchlagen wer⸗ 
den” und dem, „was jeder Landmann vorzubringen hat”. In Gla⸗ 

) Sellw. Urff. Nro. 896. 
7 31.37: J. 1562. 
) 31.61: 3. 1600. 
N, Landsgem. Prot. v. 1759. 
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rus war die Befugniß der einzelnen Lanbleute, Anzige an der 
Landsgemeinde zu machen, fo unbefchräntt, daß durch biefelben oft 
die Berathung des Memoriald unterbrochen wurde. 1766*%) wurde 
daher befchlofien, es follen die Anträge der Obrigkeit vor allen ans 
dern erledigt werden und es fey das Memorial nun immer drei Wo⸗ 
chen vor der Landgemeinde zu errichten und fobann in Die Gemein⸗ 
den zu verfenden, damit, wenn ein ehrlicher Landmann bemfelben 
noch einen, ihm nüglicdh fcheinenden Antrag beirüden laſſen möchte, 
er fid) hiefür zu rechter Zeit vor Rath melden könne. An der Land» 
gemeinde wurde nun immer bie Reihenfolge beobachtet, daß zuevſt 
die Memorialsgefcyäfte behandelt wurden, dann bie Anzüge einzelner 
Landleute, welche die Obrigkeit vorzubringen bewilligt hatte, folgten 
und zulegt noch umgefragt wurde, ob fonft Jemand ewas vorzutra⸗ 
gen habe *°). 

In Uri fonnten Anträge an bie Bandsgemeinde ı nur entweder 
vom Raihe oder von einem Siebengeſchlechte gebradjt werben; 
fo hieß man naͤmlich eine Bereinigung von fieben Männern aus dem 
Bolte, welche fieben verſchiednen Geſchlechtern angehören ‚mußten. 
Die Beſchraͤnkung, daß nur eimer Anzahl von Landleuten aus ver 
ſchiednen Familien das wichtige Vorſchlagsrecht zulam, war info“ 
ferne eine fehr, weiſe, als yon Mehrern ſchon viel weniger als ven 
einem Einzelnen fid) völlig unnöthige und ungeeignete Anträge er 
warten laffen. Es bildete fi in dieſem Zeitraume Die Gewohnheit 
aus, daß die fieben Mäuner an der Landsgemeinpe beim Beginn 
der Berhandlungen mit einander hervortreten und ihr Begehren dem 
auf der Bühne fipenven Landſchreiber in Die Feder viktiren mußten, 
welcher e8 dann der Verfammlung vorlas’Y). Die Aufzeichnung 
hatte ihren Grund hauptfächlic darin, daß foldye Anträge gewöhn⸗ 
lic) erft an der Rachgemeinde behandelt wurden. Die Begründung 
derfelben konnte entweder durch einen der Antragfteller oder durch 
einen hiefür in Anſpruch genommnen Fürſprecher geſchehen. Andre 
Anzüge als die von einem Siebengeſchlechte in förmlicher Weiſe vor⸗ 
gebrachten durften weder an ver Landogemeinde noch an ver Rad) 
gemeinde in:Berathung gefegt werben’). 


2) Gem. Landsgem. Prot. Vgl. Evang. Landög. Brot. v. 1765. 

) Trümpi SL. Ehr. ©. 142. 

se) Faſi II. 162. Ä 

52) Regiſter des Landegem. Prot.: 3. 1653 u. 1664. Landsgem. Brot. v. 
1780. 
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Karte und laugwierige Kaäͤmpfe entſtanden über das Antrags⸗ 
recht in einigen andern Ländern, wo bie Obrigkeit nicht bloß Die 
Borberathung verlangte, fondern dad Recht ausfchliegticher Initia⸗ 
tive fiir fich in Anfpruch nahm, fo daß nur bie von ihr zum voraus 
gebiltigten Borichläge an der Landsgemeinde follten behandelt wer- 
ben Dürfen. Es ift Har, Daß dieſes Begehren grunpfäglich nicht ver⸗ 
eindar war mit der reinen Demofratie,' wie fe in unfern Ländern 
geübt. wurde, und baher begreiflih, daß ſich das Boll demſelben 
widerfegte. Ohne daß darüber eine gefegliche Vorſchrift beftand, 
mochte es in Nidwalden?) Sitte feyn, baß ber fogen. Georgen- 
landrath (welcher fid) am 23 April zu verfammeln pflegte) nicht bloß 
bie Auträge, welche er felbft an-bie Landsgemeinde bringen wollte, 
fondern auch die ihm mitgetheilten Borfchläge einzelner Landleute 
vorberieth ; doch finden fid) in den Protofollen der Nadigemeinde 
nicht felten Traktanden erwähnt, welche man unter den Berhand- 
hungen des vorhergegangnen Georgenlandrath8 vergebens fucht. Es 
ſcheinen num zuerft in den Jahren 1686 und 1687 einige unruhige 
Landsgemeinven flattgefunden zu haben, wodurd) fich eine außer: 
ordentliche Landsgemeinde vom 31. Mai 1687 veranlagt fand zu be- 
fliegen: „Jeder Landmann folle in Zukunft an allen Gemeinden 
anbringen mögen was ihm beliebe, doch nach Billigkeit." Hierin 
ſcheint nun der Landrath einen Eingriff in fein hergebrachtes Recht 
erblickt zu haben; er befchloß ſeinerſeits am 23. April 1688: „Kein 
Landmann folle an der Nachgemeinde ohne Willen und Vorwiſſen 
Bes Georgenlandraihs etwas vorbringen.“ Nachdem an einer ſtür⸗ 
miſchen Landsgemeinde vom 10. Auguft 16923% der Landrath durch 
feine Feſtigleit ven Sieg davongetragen, erneuerte er am Georgs⸗ 
tage 1693 feinen Beſchluß vor 1688 mit dem Bälfügen, daß der. 
. Zandammann Anträge, welche ohne Bewilligung des Georgenland- 
raths an die Nachgemeinde gebracht würden, „bei feinen Ehren und 
Eiden“ nicht in Abſtimmung bringen folles dabei fand er jedoch für 
nöthig, „zu Erhaltung guten Ruhweſens“ dem Volle die Konzeflion 
zu machen, daß von nun an am Georgstage ein zweifacher Landrat 
ftatt des einfachen zur Beratung der an die Landsgemeinde zu brin- 


2 Mir haben hier vorzugsweife ein uns gütigft mitgetheiltes Manuffript des 


- Hm. Fürfpreh C. Defhwanden, betitelt „Geſchichte der Geſetzgebung von Nid⸗ 





walden“, welches ſich durchgehends anf die amtlichen Protokolle, zum Theil auch auf 
Büntt’e Chronif gründet, benukt. 

») Bufinger II. 286— 301 erzählt den Vorgang mit dem trrigen Datum: 
1094, 
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genden Vorſchlage einberufen werben ſollte. Damit gaben ſich in⸗ 
defien die Landleute nicht zufrieden, fondern fie fühlten fi) im ihren 
alten Sreiheitsrechten durch pie Befchläfle des Landrathes beeinträdh- 
tigt. Der herrſchenden Mipftimmung lieh an der Nachgemeinde von 
1700 der Landshauptmann Joh. Ludwig Luft durch einen Anzug, 
den er ohne Borwiffen der Obrigfeit madıte, Ausdruck. Die Nach⸗ 
gemeinde erklärte zuerft Die ergangnen Landrathäbefchlüffe dem Land⸗ 
ammann, ben Räthen und gemeinen Landleuten für unfchäplich und 
erlannte fodann: 

„Damit Bneinigfeit abgefhafft und der Widerwillen under den I. Kandtleuthen 
verhüotet, Hingägen aber frydt vnd Einigkeit giioter will und gehorfamb gepflanzet 
vnd Erhalten werde, daß Erait des Articuls , welcher Tauther ulle. Jahr zuo mindern 
vnd zuo mehren gewalth zuo haben, außert den verpüntlichen Artikuln Bin jeder 
landtman an ben gewohnlidhen Nachgemeinden, ba jährlichen vmb bie 
Landtßſachen zu thuon, befuogt fein folle, nad Belieben alleß daß Je— 
nige anzuziechen waß Ewan wit wider die Glori Gottes vndt deß Vatterlandeß 
Musen Lob vnd Chr fein mag, in dent heiteren Berflandt —, daß zuomahlen auch 
difere nachfolgende Bunkten in den verpüntlichen Artikuln begriffen fein folen, ber 
nantlichen die Practicierordnung, bie franzoſ. Pension andere als gewohnt auszur 
theilen, weniger das fogenannte Ammannmahl zuo Rathen, alfo vnd bergeftalten, 
daß hierwiber in fein Immier Srfinnliche weyß nichts folle gehanblet, berarhfchlaget 
ober in ein moͤhr ergehen möge.” 

Die Landgemeinde Yon 1701 beftätigte diefen Beſchluß mit 
Beglaffung des Vorbehaltes, welcher fid) auf „vie Glorie Gottes, 
des Baterlandes Nugen und Ehre“ bezog und die Nachgemeinde er- 
fannte dann, es folle nun der Georgenlandrath wieder einfach ges 
halten werden. 1703 bradjte der Landrath den Antrag, es jolle 
wenigftend jeder Landmann feine Borfchläge dem Lanbfchreiber 
fhriftlich einreichen, damit fie zu Anfang der Landsgemeinde vorge- 
lefen werben können ; allein audy diefe Befchränfung des freien An- 
tragsrechtes verwarf die Nachgemeinde. Erft nad) dem ungfüdlichen 
Ausgange des Toggenburgerfrieges wagte die Obrigkeit e8 wieder, 
der Landgemeinde von 1713 einen Entwurf vorzulegen, weldyer ver 
bisherigen „ſchlechten Regierungsform" und dem „Mißbrauche 
der edeln Freiheit" abhelfen follte. Als die Landogemeinde denfelben 
abermals beinahe einmüthig verwarf, ließ der Landrath ſich dadurch 
in feinem Vorhaben nicht irre machen; er verließ die Verſammlung 
und nöthigte fie dadurch fich aufzulöfen. Es wurde eine neue Ge⸗ 
meinde auf den 7. Mai angefeht, an welcher, da nad Eröffnung 
bes obrigfeitlichen Antrages ein Gemurmel unter den Landleuten 
entftand, der Landrath wieder zu dem beliebten Mittel des Weg- 
gehens griff und ſich fo als felbfiftändige Gewalt dem Volke ents | 
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gegenfegte: Zwiſchen ben beiden Theilen wurde nun unierhanbel 
und zulegt fan man auf Dringendes Zureben der Geiftlichen überein, 
bag an der Landsgemeinde (die Nachgemeinde follte ganz wegfallen) 
nichts anderes folle vorgebracdht werden mögen als was zupor am 
Georgstage von einem dreifachen Landrathe gutgeheißen worben fey. 
Aber diefer mühfame Sieg, den die Obrigkeit über die Demokratie 
errungen, war nicht von Dauer; denn die orbentliche Landsgemeinde 
von 1714 fchaffte die im vorigen Jahre eingeführte Neuerung wieder 
ab und beftätigte die ältere Berfaffung 9. So zeigten die Landleute 
von Nidwalden, indem fie der Beharrlichkeit ihrer Regierung eine 
eben fo zähe Ausdauer entgegenfegten, daß ein felbftherrliches Voll 
feine bergebrachten Rechte fich nicht fo leicht verfümmern läßt! 

Indeſſen berief ſich auch fpäter noch die Obrigkeit zumwellen auf 
bie oben angeführte Sagung von 1700, um mißfällige Anträge ferne 
zu halten. So weigerte fi) an der Nadygemeinde von 1724 der 
gandammann, einen Anzug, weldyer die Wiederaufnahme eines 
weggewiefenen Fremden bezweckte, in Berathung zu fegen, weil der⸗ 
felbe „wider des Baterlandes Nuten und Ehre” fey, und als der 
Antragfteller nicht davon abftehen wollte, fo verließ der Landrath 
nad) früherer Gewohnheit die Verſammlung; der Antragfteller aber 
wurde nachher in eine Geldbuße von 100 Gulden verfällt. Es ift 
tar, daß, fo lange der Obrigkeit der Entſcheid darüber zuftand, ob 
ein Anzug nad) dem Gefege von 1700 als zuläßig.oder ob er als un⸗ 
zuläßig und ftrafbar erfcheine, das freie Antragsrecht noch nicht voll« 
ftändig durchgeführt war; auch diefe letzte Beſchraͤnkung mußte daher 
wegfallen. Es geichah dies im Jahr 1764, als die Gährung wegen 
des franzöfifchen Dienftreglements fid) von Schwyz aus auf die bes 
nachbarten Kantone verbreitet hatte; an der außerorbentlidhen Lands» 
gemeinde vom 8. April beſchloß das Volk von Nidwalden: 

„daß jeder Landmann an der heutigen u. allen fünftigen Lands: und Nachge⸗ 
meinden befugt ſeyn folle, anziehen zu können, waß er wolle, wann aber dann 
ein folder wegen feinem Anzug fehlbar wurde, foll er von dem 
gleihden Gwald der Lands: oder Nachgmeind feines Fählers hals 
ben offentlih abgefiraft ober liberiert werben. Und bei foldhen Be⸗ 
gebenheiten folfe fein Abfland von des Fählbaren Anverwandtfchaft gefcheben, ſon⸗ 
dern der forberfte u. der hinderfte fo laut Articul zu minderen u. zu mehren fähig, 
über ſolche fählbare gleich Richter feyn.“ 

4768 fuchte zwar die Obrigkeit durch eine von ihr angeregte Er- 
Iäuterung dieſes Beſchluſſes ihr früher geübtes Strafrecht wieder 
herzuftellen, aber Die Landgemeinde ging darauf nicht ein, fondern 








2) Bergl. Monnard I, 79-83. 
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beftätigte denfelben in nachfolgender Faffung, in welcher er in das 
Landbuch von 1782 übergegangen ift: 

„Daß jeder Landmann an allen fünftigen Lande: und Nachgemeinden befüegt 
fein folle, anziehen zu können, was er wolle, jedoch aber nichts wider Gottes Ohr 
u. des Vaterlands Freiheit, Chr und Anfehen, und wann einer darwider fidh vers 
traben follte, foldjer von dem gleichen Gewald ber Lande: oder Nachgmeind feines 
Fehlers halber folle abgeftrait werben.” 

Sn Appenzell mag zwar nod) zu Anfang diefes Zeitraumes, 
wie urfprünglid) wohl überall, die Antragftellung an der Landsge⸗ 
meinde völlig frei gewefen feyn 5), aber eg fcheint, daß es hier wirk⸗ 
li, und zwar nod) vor der Landestheilung gelang, fie fo zu be- 
ſchraͤnken, wie es in Nidwalden in den Jahren 1688 bis 1713 nur 
verfucht wurde. Es muß dies theils aus der Verordnung für bie 
Gemeinden von 1585°%, theild namentlich daraus geſchloſſen wer: 
den, daß nachher in ven beiven Landestheilen die Beſchraͤnkung als 
altes Recht vorlümmt. So enthält das Landbuch von Innerrhopen 
(Art. 130) folgende Sagung vom Jahr 1667: 

Den 21. Tag Brachmonat Hat ein großer zweifacher Landtrath auf unb anges 
nommen obigen uralten articul, daß Kein Landtman gwalt Haben foll, etwas 
für ein Landisgmeindt zu Bringen, es habe es dan zuvor ein zweyfacher 
Landtrath gut geheifien, Beier flraff Leib u. guth, u. foll diefer articul alls 
Jährlich am Tag der Kandtsgemeinv: oder am Sontag darvor öffentlich ab der Kan⸗ 
zell abgelefen werden.” 

Diefes Geſetz, gegen weldjes das Volk niemals Einfprache er- 
hob, wurde 1702 beftätigt und fo ftrenge gehandhabt, daß 1738 ein 
Landmann, welcher ohne Bewilligung der Obrigfeit einen Anzug, 
das Müngzwefen betreffend, an der Landgemeinde machte, deßhalb 
ehrlos erklärt und mit einem Gebiß im Munde an den Pranger ger 
ſtellt wurde. An feine Stine wurde ein Zettel geheftet mit der In- 
fhrift „Rebell”, und auf diefen Zettel mußte er mit dem Singer . 
zeigen N! 

Auch in Außerrhoden findet fi) im Landbuche von 163239) 
bie nachfolgende Beftimmung : 

„8 foll ouch Tein Landiman Gewalt haben, etwas für ein Landtsgmeind zu 
bringen, Es habe dann zuvor ein zweifaher Math daffelbige ange: 
nommen vnd gutgeheißen, bey flraff Leibe und Lebens, Ehr und Guth.“ 

23 Sellm. Geſch. III. 1. 91; 2. 173. 

20) Ebenda 2. 191. 

2) Malfer IE. 158; vgl. ©. 250 (3. 1761). 

2 Archiv Trogen. Bol. Walfer, das alte und neue Teftament, bas alte 
Landbuch, die alten Rechte und Gerechtigkeiten. Trogen 1831. 
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Aber bei dem lebenvigen, firebfamen Wolfe, weldyes das ap⸗ 
penzellifche Borland bewohnt, fließ dieſes Gefeh auf mannigfachen 
Widerftand und Eonnte nicht immer gehandhabt werden. Schon an 
der Landsgemeinde des Jahres 1644 wurde von einem Landmanne 
ein Anzug gemacht gegen eine Verordnung des zweifadhen Land⸗ 
rathes, welche eine Erbfchaftsabgabe zu Gunften der Kirchen und 
Schulen eingeführt hatte, und obſchon der präfidirende Landammann 
fi) auf den angeführten Artikel des Landbuchs berief, ruhte das 
Volt doch nicht, bis es über diefe Neuerung abftimmen und diefelbe 
verwerfen fonnte3%). Aud) 1653 ftellte ein Landmann ohne Erlaub- 
niß der Obrigkeit den Antrag, einen „unpartheiifchen Rath" einzu= 
führen ; er blieb zwar damit in Minderheit, aber als der Landammann 
in Abftimmung brachte, ob man nun nicht Eraft des Landbudjartifels 
den Antragſteller ftrafen folle, ergab ſich auch hiefür feine Mehr- 
heit). Im folgenden Jahre dann, als der „unpartheiifche Rath” 
(von welchem wir im folgenden Kapitel handeln werden) wirklid) von 
ber Landsgemeinde angenommen wurde, erklärte fie zugleich den er⸗ 
wähnten Artikel für Eraftlo8 und ungültig und verfügte deffen Streis 
hung aus dem Landbuche *). Nachdem aber fchon 1656 der „unpar- 
theiifche Rath" wieder aberfannt worden war, beſchloß Die Obrigleit 
16572), dem Volke vorzuftellen: „Wenn an einer Landgemeinde 
Jeder reden und anziehen könne, was ihm einfalle, fo fey dies nicht 
gut, fondern erwede Unruhe und Berbitterung ; and) gefalle das 
Rufen und Schreien den vielen Fremden nicht, die alljährlid) bei- 
wohnen, und gebe ihnen Anlaß, das Land zu verläumben; über- 
haupt hätten Neuerungen nod) felten gute Folgen gehabt." Die 
Landsgemeinde fcheint denn auch wirklich auf die unbeſchraͤnkte Frei⸗ 
heit der Antragftellung verzichtet zu haben, und 1686 würde ber alte 
Landbuchartikel von Neu’ und Alten Räthen beftätigt. Gleichwohl 
wurde derſelbe 1701, als das Volk wegen der beabfichtigten Ein- 
führung des neuen Kalenders fehr aufgeregt war und diefe Neuerung 
abzumehren begehrte, wieder gebrochen‘). 1715 aber, da wegen 
ber Friedensunterhandlungen mit dem Abte von St. Gallen ein An- 


»*) Bifhofberger's Jahrbücher im Appenz. Monatebl. Jahrg. 184. €. 
57. Walfer I 610, 611. 

) Bifheiberger’s Appenz. Chron. S. 100. 

*) Verhandlungen ver Landsgem. v. 30. April 1654 im Rathsprotofoll. 

»m Grfenutnifle des Jahrrechnungsrathes in den Zellw. Samnıl. 

*) Bühler, die Appenzell-Außerchobifche Landbuchſache. Trogen 1831. 
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zug am der Landsgemeinde gemacht wurde, entftand daraus ein fo 
arger Tumult, daß die Obrigkeit fich für einen Augenblick entfernen 
mußte und zulegt nichts anders befchloffen werben konnte, als „beim 
alten und neuen Teftament, beim alten Landbuch, bei ven alten Rech⸗ 
ten und Gerechtigkeiten zu verbleiben"). Die Obrigkeit legte nun 
dieſen Beſchluß fo aus, daß fie dadurch zur Beftrafung der Unruhes 
ftifter ermächtigt worben fey. Joſua Scheuß von Herisau wurde, 
„weil er ohne nadhgefuchte obrigkeitliche Erlaubniß wider den Klaren 
Artikel des Landbuchs einen hoͤchſt gefährlichen Anzug gethan, wo⸗ 
durch große Verwirrung und beinahe Rebellion entftanden”, zur 
Ehr- und Wehrlofigkeit, 101 Pfund Buße und Gefangenfchaft ver- 
urtheilt, auch alles Wein- und Mofttrinten ſowie das Wirthen ihm 
verboten ®5). Reben ihm wurden 18 feiner Anhänger befiraft. 1717 
berief fich die Obrigkeit wieder auf das alte Landbuch, als fie, unter 
Androhung von Strafe für die Uebertreter, der Gemeinde Teufen 
verbot, den von ihr nicht gebilligten Antrag auf Abfchaffung der 
Einzugsgelvder (vergl. unten Kap. 11) an die Landsgemeinde zu 
bringen*. Als dann gleichwohl 1724 Konrad Preyfig von Schwell- 
brunn der nämlichen Angelegenheit wegen ohne obrigkeitliche Er- 
laubnif einen Anzug an der Landsgemeinde madjte, wurde zuerft 
von Neu’ und Alten Räthen der alte Landbuchartikel beftätigt und 
. hierauf der Motionsfteller „aus Gnaden“ zu 80 Pfund Buße und 
Gefangenfchaft verurtheilt, aud) das Wein- und Moftirinfen ihm 
unterfagt*Y. In dem fogen. Landhandel aber, der gerade wegen 
des oben berührten Friedensgefchäftes mit dem Abte von St. Gallen 
erft im Jahr 1732 ausbrady, nahm das aufgeregte Volk, deffen 
Vertrauen zu feiner Obrigkeit einmal tief erfchüttert war, aud) wies 
der das Recht der freien Antragftellung für fidy in Anſpruch. Den 
20. November beſchloß e8 an einer zu Teufen außerorventlid) ver- 
fammelten Landsgemeinde: „ein ehrlicher Landmann möge eine redjt- 
mäßige Sache wohl an einer Landsgemeinde anziehen,” und hob zu⸗ 
glei die 1715 ergangnen Strafurtheile in allen ihren Wirkungen 
auf. An der ordentlichen Landgemeinde von 1733 wurde jener 
Beſchluß beftätigt, jedoch mit dem Beifage: „wer einen Anzug an 
der Landsgemeinde zu machen wünfche, folle zuvor an der Jahrrech⸗ 
nung beim Großen Rathe um die Erlaubniß anhalten, welche ihm 


“, Waller I 725, 726. 

*») Büchler, Geſch. ber Familien Scheuß. Trogen 1830. 
**) Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1831, ©. 19. 

en) Rathop rotokoll v. 4. Mai, 
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aber nicht verweigert werben dürfe“ e). Gleichzeitig wurde die Ab⸗ 
faffung eines neuen Landbuches befchlofien, welches erſt 1747 ganz 
zu Stande fam, und in diefem (Art. 2) finden wir nun, als Re- 
fultat der langen Kämpfe zwifchen Obrigkeit und Voll wegen ber 
Antragftellung an der Landsgemeinde, die nachfolgende vermittelnde 
Beftimmung, die zwar anfcheinend das Vorſchlagsrecht frei gab, 
in der That aber daſſelbe doch wieder weſentlich befchräntte: 

„Wenn ein Landınann wäre, ber etwas begehrte an einer Lands Gemeind anzu⸗ 
ziehen, daß ihn billich und recht, u. dem Batterland erfprießlich bedunkte, fo foll er 
fhuldig fein foldes vorher einem großen Rath für zu Tragen, wel: 
her felbige Sach ervauren u. darüber Rathfchlagen wird. Beſindt nun ein großer 
Landrath, daß die Each dem Batterland nutzlich u. gut, fo foll Er ihme Willfahren, 
Mann Er es aber fhäplih u. nicht für thunlich Achtet, u. der Landmann auf ges 
thane Borfellungen bin ſich nicht wolte abweifen laffen, fo mag er foldes wol 
für einLands Omeind bringen, Er foll aberfelbften auf den Stuhl 
hinauf geben, %. die Sach mit rechter Beſcheidenheit vortragen.” 

Durch die legtere Vorſchrift, nach welcher der Antragfteller per- 
fünlid) die Bühne befteigen und dem Volke feine Meinung vortragen 
mußte, war hinlänglidy dafür geforgt, daß von dem individuellen 
Vorſchlagsrechte kein allzumeit gehender Gebrauch gemacht wurde. 
In der Wirklichkeit fol e8 gar niemals in Anwendung gelommen 
feyn, indem Jedermann ſich davor fcheute, in diefer Weife mit fei- 
nem Antrage an der Landsgemeinde zu unterliegen *%). 


$. 4. Geſetzgeberiſche, politifhe und adminiftrative Thä- 
tigfeit der Landsgemeinde. 


Die Kompetenz der Landsgemeinde war in diefem wie im vori- 
gen Zeitraume eine fehr ausgedehnte. Ihr ftand Die oberfte Staats⸗ 
gewalt, die Souveränetät”‘) zu, und fie übte dieſe fo viel al8 mög- 
lich felbft aus. Die freien Landleute waren in hohem Grade eifer- 
füchtig auf ihre Befugniffe und duldeten feine Mebergriffe von Seite 
der Obrigkeit, während fie ihrerfeits Keine fefte Schranfen ihrer Ges 
walt anerkannten. Einen bezeihnenden Ausdruck hat diefe Macht⸗ 


) Landsgem. Prot. Bgl. Walfer IL. 30, 31, 885. 

0) Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1831, ©. 9, MR. Dr. Heim nannte in der 
Kevifionstommifffon die Beſtimmung „eine Fußangel für den freien Mann, denn 
nicht Jedem fey es gegeben vor dem verfammelten Volke zu reden, und fomit wäre 
nur den Frechen die Thüre geöffnet, dem Schüchternen und Beicheivenen dagegen es 
unmöglich gemacht, oder fie gleichfam an den Pranger geftellt.” 

20) Vergl. über diefen Begriff Bluntfchli, das Volk und der Souverin (Zürich 
1831) S. 14. Allgem. Staatsreht (München 1852) S. 335, 336. 
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vollkommenheit in folgendem Erfenntniffe der Landsgemeinde von 
Schwyz vom 10. Juli 1712”) (dem Tage, an welchem fle die Fort- 
fegung des Krieges gegen Zürich) und Bern befehloß) gefunden; 

„Ban anzug beſchechen wegen vunfrer größten gwald und Lands Fürſt, vnd If 
Erkent, daß die Meyen Landtſgmeind, wie heuth folder gwald auch in Krafft 
der Meyen Landtfgmeind, der größte gwald vnd LandtſFürſt fin folle, 
vud feßen vnd Entfegen möge ohne Condition, — und welder wider das 
NRuthete vnd darwider wäre, das die Landtigmeind nit ber größte gwald old Landtfr 
Fürft ſeyn vnd feßen vnd Entfeßen möge ohne Condition, folle dem Vogel im Lufft 
erlaubt fein vnd 100 Ducaten auff fein Kopf geſchlagen, — der oberfheit, dem Ma- 
leßzyericht vnd andern gerichten folle das recht, fo ihnen gehört, auch gelafen fin — 
und folle maun deu Landtlüthen auch laſſen, was ihnen gehört.“ 

Intereſſant iſt ferner zu fehen, wie im Appenzeller Landhan⸗ 
bel von 1732 die Souveränetät der Landsgemeinde von beiden Par⸗ 
theien ausprüdlich anerkannt wurde"). Die „Harten” fagten in 
ihrer Etreitfchrift: 

„Daß der größte Gewalt bey nem gemeinen Landmann ftehe, 
ift eine ſolche Wahrheit, die Fein vaterländifcher Biedermann Täugnen kann, u. künnte 
ber, der ihn aus den Händen geben wollte, es gegen feine Landleut und feine Nach⸗ 
fonımerz nicht verantworten.” 

Und die „Linden” antworteten darauf: 

„Daß der höchſte Gewalt im Land bei einer Landegemeind flehe, und bag ba 
Bündniffen, Frieden, Krieg u. dergleichen müflen vorgebracht werben, 
weißt man gar wohl u. wird auch wohl kein Baterländifcher Chrenmann fuchen ihro 
diefes Recht zu benehmen.“ 

Endlich mag bier noch ein drittes amtliches Zeugniß für die 
Machtvollkommenheit der Landsgemeinde angereiht werden, welches 
jedod) als PBartheifchrift offenbar etwas zu weit geht und daher nur 
mit Vorficht benupt werden darf. Während der Innern Unruhen 
nämlich, welche faft gleichzeitig mit Appenzell aud) den Kanton Zug 
zerrütteten, erließ die dortige Regierung zur Rechtfertigung ihres 
Berfahrens gegen Ammann Zurlauben eine (von Sof. Ant. Schu- 
macher verfaßte) Denffchrift"®), in welcher folgende merkwürdige 
Stelle vorlömmt: 


21) Protokoll. 

72) Walſer II. 13, 19. 

’s) „Series facti, das ift Tren-auffrichriger Entwurf des von Alt: Ammann 
Fidel Zurlauben Untreu geführten Königlich: Burgundifchen Salg = Handels, Bes 
gleitet von dem allzubefanten biß dahin annoch unbefanten Pension- Geſchäfft. Aus 
Hoch⸗Obrigkeitlichem Befelch in offenlichen Trucf herausgegeben. Zug 1729." ©. 4. 
Nah Boffard im Geſchfr. X. 137 ift diefe Drudfchrift fpäter, nachdem bie 
Zurlauben’fhe Parthei wieder zur Herrſchaft gelangt war, burch den Henker ver: 
brannt worden und daher fehr felten; wir haben fle auf der Bürgerbibliothef zu Lu⸗ 
zern eingefehen. In dem über Schumacher erlaffnen Strafurtheile vom 16. Mai 











140 Die Landsgemeinden. 


„Statas Demooratious, ober die Regimento-Form bes Gemeinen 
Manns if alfo befhafien: bag ihme eygenthumlich zuftehnpig tft 
der höchſt-u. größte Gewalt gleich einem Lands-Fürſten u. absolute 
gefreyten Herrn. Hat alfo der gemeine Mann die Freyheit u. Gewalt, gleich 
wie ein jeber Landts⸗ Herr, die Obrigkeit felditen ans feinen engrien Mitteln ober 
Glideren zu ſetzen, auch mit ober ohne Urfache diefelbe wieverum zu ehtfegen. 
Alle Staats-Gefhärft, Büntnuffen, Kriegs: u. Fridens-Schlüß 
müffen durch ihne errichtet u. zur Vollkommenheit gebracht werden. Was hierinnen 
ohne fein Vor⸗Wiſſen u. Genehm=Halten verhandlet, traotirt u. pactirt wird, ift 


alles null u. nichtig. Ihme (dem Gemeinen Mann) ftehet zu ein treues Auffehen 


u. Obſicht auff ihre Herren u. gefeßte Obrigkeiten zu haben, wo Sie aus Schuld 
oder Abgang nothwendigen Fleißes etwas verabfoumen, Sie zu ermahnen u. cor- 
rigieren. Ja wenn Sie in Verrichtung ihres Ambts ermanglen folten, das Unter: 
blibne alsdann zu Ausübung oder das Uebel⸗Ausgeübte zur Aufhebung zu ziehen, 
vermög alter Freyheit u. Uebung, and gemeinen Rechtens. Das Recht der Obſicht 
beitähtet die alljährliche Umfrag 20), die Freyheit des andern befteiffen bie zu unter: 
Thiolihen Zeiten fowohl in der Burgerſchafft, als denen Gemeinden befannte 
Erenipel.” 

In der Souveränetät iſt zunächft die gefehgebende Gewalt 
enthalten, welche die Landsgemeinde im ausgebehnteiten Umfange 
ausübte. Wenn wir fehon beim vorigen Zeitraume bemerlen fonn- 


ten, daß diefelbe feines nähern Nachweifes bevürfe, fo ift dieſes 


nun nod) in weit höherm Maße der Fall, da die Landbücher und : 


Protokolle vol von gefeßgeberifchen Akten der Landsgemeinde find. 
Wenn folde, wie wir unten fehen werden, häufig aud) von den 
Räthen ausgingen, was bei dem Mangel an genauer Ausfcheidung 
der Kompetenzen in älterer Zeit nicht auffallen kann, fo gefchah 
dieſes doch großentheils nur in Folge vorhergegangner Ermächtigung 
von Seite der Landgemeinde und jedenfalls tritt gegen das Ende 
bes Zeitraumes die ausfchließliche gefeßgeberifche Kompetenz biefer 
legtern fchärfer hervor. In Glarus wurde 1573 feitgefegt”"), es 
follen aufgeftellte Sagungen fo lange in Kraft bleiben, bis fe von 
der Landgemeinde oder von dem Nathe, falls die Landleute die 
Sache an diefen weifen, wieder aufgehoben werden, und ebenfo 
fchreibt das Landbuch Nidwalden's von 1623 vor, es dürfe, was 
von der ordentlichen Landgemeinde im April aufgefegt worden, aud) 
nur von ihr wieder abgeändert werden. In Appenzell A. Rh. aber 


1735 wird als eines feiner Vergehen hervorgehoben: „wie er im Manifeft den ge- 
fährlihen und falfhen Grundfaß aufgeftellt, daß der gemeine Mann jederzeit bie 
Freiheit und die Gewalt habe, ohne Urfache die Räthe zu entfeßen, wodurch fo viel 
Unheil entitanden.” Boffard a. a. O. ©. 134. \ 

’*) Vergl. unten $. 6. 

22) A. L. B. Bl. 54. 
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wurde 1733 ausdrücklich befchloffen, es folle feine neue Sabung ge- 
macht und in's Landbuch gefegt werben ohne Wiffen der Landleute "*), 
und in Glarus wagten im gleichen Jahre Gericht und Rath es nicht 
mehr, ein eiwas unllares Geſetz, betreffen den Rüdfall im Kon⸗ 
kurſe, von fid) aus zu interpretiren, fondern glaubten hiefür bei der 
Landsgemeinde einlommen zu müflen”N. 

Als ein Ausflug der gefeßgebenden Gewalt ſcheint e8 angefehen 
worden zu ſeyn, daß bie Landgemeinde häufig, auf pas Anſuchen 
von Privaten und Korporationen, von der Beachtung allgemeiner 
geſetzlicher Vorſchriften in einzelnen Faͤllen Befreiung gewährte; 
man mag die Sache fo aufgefaßt haben, daß, wer das Recht habe 
zu binden, audy zu löfen befugt feyn müſſe. So geftattete die evans 
gelifhe Landsgemeinde von Glarus"), nad; angehörter „bringen. 
der und wehmüthiger" Bitte des Gefuchftellers, die Eingehung von 
Ehen in verbotnen Verwandiſchaftsgraden fo häufig, daß das Ge- 
feß, wenn es auch in jenem einzelnen Falle vorbehalten wurde, doch 
alimählig ganz fein Anfehen verlor. Auf ähnliche Weife erlaubten 
oft die Landsgemeinden von Schwyz’) und Glarus 0) Einzelnen, 
Holz außer das Land zu verlaufen, obgleid) das Gefeb im Allge⸗ 
meinen e8 verbot. ' 

Der gefeßgebenden Gewalt am nächften ſteht das Redht, 
Steuern anzuordnen, und auch diefes kam ausfchließlich der Lands⸗ 
gemeinde zu, Eine Urner Kriegsordnung vom Jahr 160051) fagt 
ausdrücklich, es fen Sache des „großen Gewalts“, in Zeiten der 
Roth eine gemeine Landfteuer aufzulegen. Und als in Appenzell 
A. Rh. New und Alte Raͤthe von fi) aus eine Todesfalffteuer von 
5 vom Hundert zu Aeufnung der Kirchen⸗, Schul⸗ und Armengüter 
der Gemeinden einführten, wurde 1644, wie wir gefehen haben, 
dieſer Beſchluß von der Landsgemeinde aufgehoben. — Beachtens⸗ 
werth ift, daß bei den Steuern immer an dem Grundfage feſtgehal⸗ 
ten wurde, daß foldhe nur für Zwede des gemeinen Wohles bezogen 
werden dürfen. Als die Schwyzer Landsgemeinde 1751 in eiwel- 
em Tumulte den Beſchluß faßte, es folle das Angſtergeld, eine von 
geiftigen Getränten bezogne Abgabe, je das eine Jahr unter bie 


’®) Landb. Art. 25. 

T)- Gem. Landsgen. Brot. v. 1738. 

0) Protokoll: Jahre 1754— 1794. 

20) Brot. v. 1768. 

* Gem. Landegem. Brot. v. 1751 ff. 
) Archiv Uri. Vgl. Landb. Art. 273. 
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Landleute verthetlt werden, ſtellte ihr Die Obrigkeit tm naͤchſten Jahre 
vor, es fen dieſes „vor Gott nicht recht”, da die Landleute nicht ber 
fugt feyen, „dem Nächften (hier ven Wirthen) das Geld aus feinem 
Sad heraus und in den ihrigen hinein zu mehren”. Der Beſchluß 
- wurde dann auch einmüthig wieher aufgehoben ®2). 

Ein vorzügliches Recht der fouveränen Volksverſammlung bes 
ftand ferner, wie in den angeführten Stellen mehrfad) hervorgehoben 
wurbe, darin, daß fie über alle wichtigern Beziehungen des Landes 
zu andern Staaten, inöbefondere über Krieg, Frieden und Bind- 
niffe zu entjcheiden hatte. In Uri®®) wurde 1647 und 1678 feft- 
geſetzt, daß über alle militärifchen Auszüge, indbefonvere über Volls⸗ 
aufbrüche für fremde Fürften und Geftaitung des Durchmarſches für 
fremde Truppen nur die Landsgemeinde zu ertennen babe, und in 
Schwyz) wurde am 38. Auguſt 1712, nad) dem unglüdlicdyen 
Ausgange des Toggenburgerfriegs, befchlofien: wer anders als an 
einer öffentlichen Landsgemeinde einen Krieg anratbe, der folle „als 
ein Ketzer traktiert und dem Vogel im Luft erlaubt ſeyn“. Im ben 
Landbüchern andrer Kantone finden wir darüber die nachfolgenden 

Beſtimmungen: 

Landbuch v. Appenzell A. Rh. Art. 17: „Ce ſllen ins fünftig alle Bündt⸗ 
nuffen u. Tractaten,. mit frembden Königen, Bürften, Herren u. Ständen, 
vor eine Landsgmeind gebracht, u. daſelbſten ratifloiert u. ‚gut geheißen werben.” 

Art. 18. „1654 — Iſt an Neu: u. Alt Räthen einheffiglich erfennt u. Be: 
ſchloſſen worden, daß an fürohin fein Auszug mehr Thun folle, es feye gleich in 
der Eidgnoßſchaft oder Außer der Cidgnoßſchaft, ohne Borwiflen einer Landsgmeind 
ober den Rirchhörenen, je nach Gelegenheit der Zeit.” 

Landb. v. Obwalden v. 1635: „Welcher fürohin zue frieg wil, der ſol für 
einen Landtaman vnd die Raͤädt kommen, die ſollent dann gwalt han ihme zuo er⸗ 
lauben Catholliſchen Fürſten vnd Herrfchafften zue dienen; wenn aber ein vifbruch 
begertt würbt, daß ein oder mehr fenbli vB dem landt yiechen wolten daß fol beſchaͤ⸗ 
hen mit erlanbtnuß einer ganden Landts Gmeiudt wie bi haro brüchlich gfin.” 
Landb. v, Nidwalden v. 1023: „— daß auch fürohin feine Bag noch ander 
der mit vnß verpünten fürften und herren Vegehren zu erlauben nit 
mer für die Heinen, ſonder für die groffen gewält folle gebracht werben.” 

Mit diefen Geſetzesſtelleu ftimmte die Mebung in den Ländern 
volffommen überein. In den SBrotofollen des 16. Jahrhunderts 
wird oft erwähnt, wie die Landdgemeinden die Bündniffe mit Frank⸗ 
reich und die zahlreichen Truppenzuzüge für dieſe Macht genehmigten ; 
ebenfo fpäter die Militärkapitulationen mit verſchiednen Staaten, 


*) Protokoll. 
e2) Megifter bes Landagem. Prot. 
*) Landsgem. Brot. 
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bie Errichtung von Regimentern und Compagnien in fremden Kriegs⸗ 
bienften und die Werbungen für Diefelben. Die Landleute benutzten 
bisweilen ſolche Anläße, um, wie bei der Befegung von Vogteien 
und Landesaͤmtern, fid) ſelbſt einen Vortheil zugumenden: fo mußten _ 
1757 in Schwyz) die Dffigiere zweier fpanifcher Regimenter, 
welche Die Landgemeinde anerkannte, jedem Landmanne ein fogen. 
Sitzgeld von 2 Thalern bezahlen. Richt minder aber wurden die 
Landsgemeinden befragt, wenn es ih nur um bundesgemäßen Zus 
zug Innerhalb der Eingenofjenfchaft handelte, wie 1724 für Glarus 
gegen Wervenberg, 1755 für Uri gegen Livinen, 1790 für Wallis 
gegen feine aufrührerifhen Unterthanen, 1792 zur Grängbefegung 
bei Bafel und im Januar 1798 zum Schuge Berns gegen die Fran⸗ 
zofen. Auch in den vielen Streitigkeiten, welche fortwährend in der 
Eidgenofjenfchaft walteten, waren e8 in den betheiligten Ländern die 
Landsgemeinden, welche alle maßgebenven Befchlüffe faßten. So 
fahen wir viefelben in dem Streitgefchäfte, weldyes in den Jahren 
1556 bis 1564 die V Drte mit Glarus hatten, mehrmals zufammen- 
treten; den Geſandten der unpartbeiifchen Stände, welche in die 
Länder kamen, bemerkten die Räthe von Urt und Unterwalden 
geradezu, ſie könnten auf ihr Begehren nicht antworten, ohne die 
Landsgemeinde einzuberufen®Y. In Uri wurde 1657 auch die Frage, 
ob dag Streitgefhäft mit Schwyz betreffend den Oberften Zweyer 
nad) dem Bierwaldftätterbunde den Orten Luzern und Unterwalden 
zum Redytöfpruche zu übergeben fey, der Landsgemeinde vorgelegt®"). 
In den Toggenburger Streitigkeiten zu. Anfang des 18. Jahrhun⸗ 
derts wurden von den Landögemeinden von Schwyz, Glarus und 
Zug zahlreiche Beſchlüſſe gefaßt*") und wegen des fogen. Neulircher 
Geſchaͤftes — eines konfeſſtonellen Streited, welcher zwiſchen den, 
das Thurgau beherrſchenden Staͤnden waltete — wurde 1704 in 
Schwyz eine außerordentliche Landsgemeinde einberufen, um bie 
Geſandtſchaft an die katholiſche Konferenz zu tuftruiren. Die Lands: 
gemeinde von Glarus behandelte häufig auch untergeordnete Streits 
fachen mit andern Kantonen: fo 1716, 1731 und 1732 den fogen. 
Immiftrest mit Zürich, 1738 einen Anftand mit Schwyz wegen ver 


2) Ebenda. 

*) Zellw. Urff. Nr. M, 904. 

*) „Grundlicher Gegen- Bericht”, |. oben Kap. 2. N. 18. N 

*) Schwyzer u. Glarner Landegem. Brot. v. 1709 fi. Stablin IV. 638. 
v. Arr III. 386 Fi. 
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Schifffahrt auf dem Wallenfee, 1752 und 1769 Grängftreitigfeiten 
mit Zürich in der Graffhaft Utznach. 

Dem oberften Entfcheide der Landsgemeinde unterlagen insbes 
fondere alle Verfügungen über die Rechtsverhältniffe der Vog⸗ 
teien und über Eigenthum ber regierenden Orte in denfelben. Die 
Landsgemeinde von Uri Beftätigte 1681 3%) die Freiheiten des Li- 
vinerthales und gab demfelben 1756 nad) unterdrüdter Empörung, 
wie wir im fedjsten Kapitel fehen werben, eine neue Verfaflung. 
Als in Schwyz 1672 angeregt wurde, Daß die gemeiuen und be= 
fondern Herrfchaften im Laufe der Zeit zum Nachtheile des Landes 
Rechte und Freiheiten erlangt hätten, hob die Landsgemeinde ohne 
Weiteres alle Konzeffionen auf, weldye feit dem Zeitpunfte, wo bie - 
Bogteien an das Land gefommen, denfelben ertheilt worden waren®o), 
und 1678 wurde grundfäglich feftgeftellt, es folle in Zukunft nur 
bie Landsgemeinde derartige Rechte und Freiheiten weggeben und 
darüber erkennen mögen’). Bekannter find die langwierigen An⸗ 
flände, weldje wegen einer vom Rathe zu Glarus der Bogtei Wer⸗ 
denberg unbefugter Weiſe ausgeftellten Urkunde von 1667 entftan- 
den. Auch hier wurde, wie wir unten fehen werden, der Aufftand 
der Unterthanen unterbrüdt und bie Landsgemeinde erklärte dann 
am 2A. Februar 1722 ale Freiheitsbriefe der Werbenberger, die 
ihnen nicht von gemeinen LZandleuten ausgeftelt worden, für uns 
gültig. 1729 ſicherte fie ihre Kompetenz durch das ausprüdliche 
Geſetz: der Rath fol nicht befugt feyn, in gemeinen oder befondern 
Herrſchaften über irgend ein Hoheitsrecht oder Regal zu verfügen, 
viel weniger etwas davon zu vergeben; alle foldhe Fälle follen an 
die Landsgemeinde felbft gebradjt werden. In Anwendung dieſes 
Grundfatzes wurde beſchloſſen, wegen einer dem Abte von Pfäffers 
ertheilten Urkunde über Nichtappellation von feinen Gerichten Nach⸗ 
frage zu halten®®), und da ſich wirklich eine foldhe vorfand, wurde 
ſte von dem Abte zurüdgefordert?"). 1734 gab die Landsgemeinde 
der Landſchaft Werdenberg die ihr nad) dem Aufftande entgognen 
Waffen „auf Gnade und Ungnade” zurüd, und 1736 gewährte fie 
dem niedern Gerichte verfelben die Befugniß, Teftamente zu beftäti- 


0) Regiſter bes Landsgem. Brot. 

»c) urk. im Landb. v. Gaſter. Vgl. v. Arr II. 242. 
1) Landsgem. Prot. 
2) Dem. Landegem. Prot. 

) Schuler Geſch. v. Glarus. ©. 298. 
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gen und urkundlich ausfertigen'zu lafien. 1771 genehmigte fie den 
Erwerb eines neuen Kanzleigebäudes in Baden und 1772 bewilligte 
fie den Ankauf eines foldyen im Rheinthal. 1797 endlich beftätigte 
fie ven Loskauf der Falspflicht in den gemeinen Bogteien ). 

Auch im Innern des Landes waren alle hoheitlihen Vers 
fügungen Sadje der Landsgemeinde; insbeſondere war fie es, 
welche Bergwerkskonzeſſionen ertheilte""), das Münzwefen regelte, 
Straßenbauten beſchloß?e). Andere ſolche Verfügungen ordneten 
bie Beziehungen einzelner Gewerbe zu den Konfumenten; denn in 
vielen Dingen, wo man jegt freie Konkurrenz walten läßt, hatte 
nad) frühern Begriffen der Staat mit feinen Geboten einzufchreiten. 
So wurden in Obwalden ſchon 15249") die Fleifchpreife von der 
Landgemeinde beftimmt und in Glarus pflegte fie im legten Jahr⸗ 
hundert alljährlih den Wein zu tariren®®), freilich oft in einer 
Weiſe, daß die Wirthe die Tare überfchritten, ohne daß man fie deß⸗ 
halb zu beftrafen wagte. — Nicht felten reichten die Verfügungen ver 
Landsgemeinde aud) auf Gebiete hinüber, welche bei der gegenwaͤr⸗ 
tigen Ausfcheidung der Gewalten gewöhnlich den vollziehenden Bes 
hoͤrden zugetheilt find. Zu Anfang des Zeitraumes entſchied bie 
Landsgemeinde in Obwalden") noch über jede Beftellung eines 
Bormundes, in Nidwalden 0) über jede Entlaffung von der Vor⸗ 
mundfchaft, foferne Verwandte im Lande waren. In Glarus aber, 
ba an der Landsgemeinde gerügt wurde, daß Fremde, welche mit 
Steuerbriefen im Lande erfchienen, bisweilen mit allzureichlichen 
Gaben bedacht würden, wurde 1729 verorbnet, e8 folle die Obrig« 
keit in ſolchen Fällen nicht mehr als fl. 25 zu bewilligen Gewalt ha⸗ 


*) Landsgem. Protokolle. 
2) Slarner Landsgem. Prot. v. 1569. Urk. v. 1571 Bei Steinmüller 1. 
289. | . 
**) Glarner Landegem. Brot. v. 1768 u. 1771. 
2) A. L. B. DB. 28, B: ein Pfund Ochfenfleifch 10 Heller, Stierenfleifh 8 
H., Schaffleifh 10 H. „Rindfleiſch 8 H., Geißfleiſch 7 H., Schweinefleiſch 10 H. 
») 3. B. 1727 die Maß Herrſchaftswein 8 ß., Sarganſer, Wartauer und Zi⸗ 
zerſer 7 ß., Schaffhauſer und ausländiſcher Wein 6 ß., Neuchateler 6 ß., Zürich⸗ 
bieter 4 ß5. Landsgem. Brot. In Uri (A. L. B. Art. 232) und Obwalden (9. 
2.93. Bl. 3, B) war die Taration des Weines Sache der hiefür beftellten Wein: 
fhäger; in Nidwalden ber fogen. Broviantfchäßer, welche auch Brod und Fleiſch 
zu unterfuchen und zu tariren hatten. (iv berfelben im Landb.) 
41.2.9. Bl. 19. Im Landb. v. 1635 fol. 96 find jedoch bereits „Landt⸗ 
amman vnd die Mädt“ an die Stelle von „Rantamman vnd bie Lantlüt” getreten. 
.) Satzung v. 1540 im A. L. B. 
Blumer, Staat und Rechtsgeſchichte. 1. 10 
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ben, größere Unterſtützungen aber an die Landleute gebradjt werben. 
1768 fand man gleichwohl für zwedmäßig, die Kompetenz bes 
Rathes auf fl. 100 zu erhöhen. Aber auch andere finanzielle Fragen 
von untergeorbnetem Belange wurden der Landsgemeinde vorgelegt, 
wenn es ſich darum handelte, Yreigebigfeit aus der Landestafle zu. 
üben, 3.3. als 1746 die Bauübernehmer der neuen Euft an ber 
Ziegelbrüde um Vergütung für erlittenen Schaden anhielten H. 
Endlidy ftand, wie bereits im erften heile bemerkt wurde, der 
Landsgemeinde die Ertheilung des Landrechtes, die Aufnahme 
im die Genofienfchaft der freien Landleute, zu. In Schwyz war 
eine Zeit lang aud) den Vierteln verftattet, neue Landleute anzu⸗ 
nehmen; 1586 aber wurde erkannt, es dürfe dieſes nur von der or⸗ 
bentlichen Landsgemeinde geſchehen). Zugleich wurde dag Bitten 
für Einen, der das Landrecht erwerben wollte, bei einer Buße von 
20 Gulden verboten. Wie ftrenge die Landsgemeinde über der un« 
gefchmälerten Erhaltung ihres Rechtes wachte, beweist ein Vorgang 
in AppenzellA. Rh. vom Jahr 1793. Da der Große Rath einer 
gebornen Landmaͤnninn, welche durch Berheirathung mit einem 
Auswärtigen das Landrecht verwirkt hatte, nad) dem Tode ihres 
Gatten daflelbe wieder ertheilte, erblidte das Landvolf hierin einen 
Eingriff in feine Befugniffe; e8 verlangte an der Landsgemeinde, 
jelbft auf die Sache einzutreten, und fegte trog aller Berwahrungen 
ber Obrigfeit e8 durch, daß über den Beſchluß des Großen Rathes 
abgeftimmt werden mußte, worauf es jedoch denfelben beftätigte®). 
In diefen Lande war es auch gebräudlidh, daß Bewerber um's 
Landrecht an der Landsgemeinde die Bühne befteigen mußten; doch 
konnten fie ihr Geſuch durch einen Fürfprecher vortragen lafjen®). 


8.5. Gerichtliche Funktionen und Begnadigungen. 
Wir haben im erften Theile (S. 270, 271) nachgewieſen, daß 


urfprünglich die Landsgemeinde e8 war, welche die oberfte Straf- 


gewalt namentlich bei todeswürdigen Verbrechen in unfern demo⸗ 
tratifchen Ländern ausübte, und wir find nun im Falle, aus feither 


1) Sem. Landegem. Prot. 

?) Landbuch I. 98. IL 60 (Kothing S. 97, 173, 174). Bol. Obwalden's 
Sakung v. 1570 bei v. Moos ©. 131, Landb. der March v. 3. 1756 Art. 06 bei 
Kothing Rechtsquellen ©. 139. 

2) Walfer-Müfch IH. 168. 

) Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1833, ©. 118. 
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befannt geworben Quellen neue Belege für dieſe Thatſache anzu⸗ 
führen. So ſchrieb ver Rath zu Schwyz an den kaiſerlichen Kanzler 
im Jahr 1512>): 

„— fo hand vnſer Iantlüt bis her mit ber gemeindb über dz bluett ges 
richt mit mengen vnverfiendigen menfchen, der fi wenig rechts verflatt::cb uns 
onfer Herr feifferlicher mayſtat erloben welt — mit eim befaßten gericht —, es wäre 
oftenlich mit eim ratt oder mit befagten richtern wie uns dz rüglich düchty, dz wir des 
gewalt möchten haben, da mit dz dz vnrecht defter furer geftraft mocht wärben: uf 
urſach dz vf ettlich zitt ettlich von ber gemeind retten, ſy weiten eim vbel tetier darfon 
helfen den gwalt ze leid.” 


In Nidwalden urtheilten 1478 ‚Ammann und Lanpdleute” 
über eine Frau, die der Branpftiftung beſchuldigt war, und als 1514 
in Obwalden der Landfdjreiber Suter mehrfachen Eidbruchs ans 
gellagt wurde, fegte man den Redjtstag „vor die Räthe und bie 
Gemeinde” ). Das alte Landbuch von Obwalden”) enthält folgende 
hierauf bezügliche Beftimmungen: Wer die von den Landammann, 
ben Räthen oder Landleuten ausgefendeten Boten angreift oder zu- 
rückhaͤlt, ebenfo wer ohne obrigkeitliche Erlaubuiß in fremde Kriegs⸗ 
dienfte IAuft, foll von „einer ganzen Gemeinde” beftrafi werden; 
der Landammann darf feine Gelpfirafen verhängen, fie feyen denn 
„vor den Landleuten“ erfennt worden; bei Friedbrüchen fegen „bie 
Landleute“ den Rechtstag an; endlid) follen in Fallen von Toͤdtung 
eines auf der That ergriffnen Ehebredyer8 durd; den Ehemann „ein 
Ammann und eine Gemeinde darum richten” nad) Beſchaffenheit der 
Sadıe. 

Indeſſen zeigt gerade eine Vergleichung des alten Landbuches 
von Dbwalden, weldes zu Ende des vorigen Zeitraumes abge⸗ 
faßt worden ift, mit dem neuern Landbuche von 1635, daß ſelbſt 
bier, wo eine regelmäßige Gerichtsbarkeit der Landsgemeinde in Al- 
terer Zeit beftimmter als in andern Ländern ausgeprägt erfcheint, 
body bald nad) der Glaubenstrennung die höhere Strafgewalt voll- 
Händig auf die Räthe überging®). In dem neuern Landbuche teitt 
bei der „Hinderung ber Boten”, welche dem Friedbruche gleich bes 


2) Urf. in Kopp's Geſchichtsblätt. I. 57. 

) Urfl. in Archiv Sarnen. 

NB1.9Au.B; 10A; 13 B; 26 A. 

*) Theilweife Hatten fie diefelbe allerdings bereits früher befefien, denn ſchon 
das A. L. B. fagt auf BI. 9 B: „Aber hatt Ein groffe Gmeind gemacht vnd ben 
Ketten gwalt geben von vnerlichen fachen wegen das ein Ammann und Die Rät 
föllend gwalt han, Vnd dar zu tun — — Bud ze ſtraffen mo fy das notturf 
tig dunckt.“ Vgl. Landb. v. 1635 fol. 37. 
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ſtraft werben foll, der zweifache Rath an die Stelle der Landsge⸗ 
meinde; ebenfo bei unbefugtem Reislaufen die „Obrigfeit”, bei den 
Geldſtrafen „die, fo dazu verordnet find”, und den Rechtstag bei 
Friedbrüchen fegen die „Räthe“ an®). Daß in den andern Ländern 
— Nidwalden ausgenommen, wo die Thellnahme aller Landleute 
am Blutgerichte in veränderter Form ſich erhielt — die ordentliche 
Gerichtsbarkeit über Friedbrüche und andere fchwerere Verbrechen 
ſchon zu Ende des vorigen, jedenfalls aber zu Anfang dieſes Zeit- 
raumes entweder dem aweifachen oder dem einfachen Rathe zuftand, 
haben wir fchon im erften Theile (S. 286 ff.) gezeigt. In Uri war 
jeder Weiterzug von Urtheilen des Rathes an Die Landsgemeinde 
durch das alte Landbuch (Art. 62) ausdruͤcklich unterfagt. 

Seit dem 16. Jahrhundert gehörte alfo die Strafjuftiz nicht 
mehr in die regelmäßige Kompetenz der Landsgemeinde, und wenn 
fie gleichwohl noch hin und wieber in diefelbe eingriff, fo geſchah es 
mm ausnahmswelfe und meiftens in Verbindung mit politifchen 
Fragen, die das Volk aufregten. Nur zu gerne horchte in folchen 
Zeitverhältniffen die erhigte Menge der Stimme ehrgeiziger Führer, 
weldye der Landsgemeinde eine unumſchraͤnkte Gewalt zufchrieben, 
und ihrem Andrange gegenüber vermochte bei vem Mangel an fefter 
Ausſcheidung der Kompetenzen die Obrigkeit ihr hergebrachtes Recht 
nidyt zu behaupten. Daß die Landsgemeinde felhft ihre Gerichtsbar⸗ 
feit in ſolchen Fällen als eine außerordentliche betrachtete, erſieht 
man daraus, daß fie Diefelbe keineswegs auf die gemeinen Verbre⸗ 
hen ausdehnte, fondern bei den politifchen Vergehen ftehen blieb 
und immer nur Geld» und Ehrenftrafen verhängte. Diefe Selbft- 
befhräntung der Landgemeinde, welche freilich zum Theil aus ei⸗ 
gennügigen Motiven hervorging, Tieß wenigftens ihre Juſtiz nicht 
zu einer blutigen werben, allein dieſelbe bietet gleichwohl ein fo ab- 
ſchreckendes Bild dar, daß Jedermann fid) daraus überzeugen kann, 
wie wenig Beruf zum Richteramte eine große Volksverſammlung 
hat. Bei dem großen Intereffe, welches der Gegenftanb für bie 
Rechts⸗ und Sittengeſchichte hat, hoffen wir unfre Lefer nicht zu er- 
müden, wenn wir möglichſt in's Einzelne eingehen und die ung be- 


. Ebenda fol.29, 31, 36, 117. Zu berichtigen iſt Hier ein Irrthum, welcher 
im erften Theile fich findet, weil wir für benfelben das alte Landbuch noch nicht be⸗ 
nußen Fonnten. Die alte Satzung von 1473 weiß nichts von einem zweifachen Nathe; 
fle wurde, wie das oft gefchehen ift, in veränderter Faſſung in das Landbuch von 
1635 aufgenommen. 
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fannten $Alle, in welchen in einigen Kantonen bie Landögemeinde 
felbft die Strafjuftiz ausübte, vollftändig aufsählen. 

Weitaus den meiften Stoff liefert und in diefer Hinſicht das 
Land Schwyz. Das erfte Beifpiel von Landsgemeindejuſtiz fallt 
hier in die aufgeregte Zeit der langwierigen Streitigfeiten zwiſchen 
dem Abte von St. Gallen und den Toggenburgern, in. weldden 
Schwyz anfänglid) den Leptern Eräftigen Beiftand leiftete. Auf den 


Antrieb des Volksführers Jofeph Anton Stadler z0g die Landsge⸗ 


meinde 1704 den Landammann Betfchart und den Landvogt Mett- 
fer zur Berantwortung wegen Faͤlſchung eines 1700 von ihr be 
ſchloßnen Reverfes für den Abt von St. Gallen und wählte drei 
»Actuariie, weldje die Anklage durchzuführen hatten. Mettler, ge⸗ 
meiner Landſchreiber, bekannte, daß er in die Urkunde ohne Vor⸗ 
wiffen andrer Perfonen durch den Unterfchreiber habe eine Stelle 
einfegen laflen, weldye ven Rechten des Landes zumiberlaufe, und 
bat um Gnade. Auch Betſchart mußte geftehen, er habe fidh darin 
verfehlt, daß er dem Landfchreiber das Siegel anvertraut habe. 
Nach ihrem Anerbieten wurde jeder der beiven Schuldigen in einen 
halben Thaler Sitzgeld für jeden Ländmann und in die Koften ver- 
fallt. Die Landsgemeinde beſchloß auch, fie follen in den Ring 
ftehben und um Bergeihung bitten; doch wurbe ihnen dieſe Ehren» 
ftrafe erlafien auf ihre Vorftellung hin, wie fehr ihnen biefelbe aus⸗ 
wärts zum Nachtheil gereichen Eönnte. Anch am 27. Mär; 1708 
noch wurden Fürfpred Karl und Ignaz Pfeil, welche gegen Be- 
fhlüffe der Landsgemeinde und gegen den Landvogt I. A. Stapler 
ehrverlegende Reden ausgeftoßen, vor die Landsgemeinde geftellt 
und von ihr verurtheilt, in den Ring zu Inieen, öffentlid). zu wider 
rufen und um Beszeihung zu bitten, dann nad) Einftebeln zu wall 
fahrten und dort zu beichten und zu commanicieren 1%). Aber bald 
nachher, da die Toggenburger Streitigleiten immer mehr einen kon⸗ 
feffioneien Charakter annahmen, wandte fi die Volksſtimmung auf 
die Seite des Abtes von St. Gallen und Stadler mußte im Sep⸗ 
tember 1708 den kurzen Genuß beinahe unumfchräntter Gewalt, zu 
der ihn die Bollsgunft emporgehoben, auf dem Schaffote büßen. 
Seine Verurtheilung gehört nicht hierher, da fie vom Rathe aus⸗ 
ging, wie wir aus gleichem Grunde aud) das tragifche Ende andrer, 
eine Zeit lang allmädhtiger Volksführer 12) übergehen müffen. Wir 


20) Randögem. Prot. 
it) Des Ammanns Schumacher in Zug und bes Landammanns Enter in 
Appenzell I. Rh. 
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bürfen aber nicht unterlaffen, aus dem über ihn ergangnen Strafs 
urtheile ?2) hervorzuheben, wie ihn non der Obrigkeit u. 9. als Ver⸗ 
brechen angerechnet wurbe, daß er ven Landleuten Die „neue Kehre” 
babe beibringen wollen, es könne die Landsgemeinde in gewifien 
Fällen über Leib, Ehre und But richten, zumal er doch felbft habe 
befennen müflen: 

„daß er in fernen: Gewüflen gleichwohl überwunden were, daß bifere Lehr auf 
feine Weiß weder vor Gott noch der ehrbaren Welt in praxin beftehn möge, fonber 
fage hiermit unverhalten, daß wer ſolche Lehr wolle behaupten, ein Urfach wäre, 
dag das Vatterland müßte zu Grund gehn, weilen unmöglich ſeye, vor einer 
kands⸗Gemeind eine bem Rechten nad erforderliche Orduung au 
halten, u. der gemeine Mann bie Cigenſchaften eines Richters nit 


‘ Babe, über Leib, Chr’ u. Gut zu Richten.“ 


Gleichzeitig ſchritt auch die Kirche ein gegen die Lehre von der 
Allgewalt der Landsgemeinde, welche ein geiftlicher Bruder des un- 
glüdlihen Vollsführers, P. Chryfoftomus Stadler, in einer fophi- 
ftifhen Schrift vertheidigt hatte. Der bifhöfliche Generalvikar er⸗ 
fannte bei Anlaß einer Bifitation der Pfarrkirche Schwyz am 24. 
September 17083): 


„Doetrigam quandam super politieo status regimine a nonnullis Clericis in 
valgus nuper incautius editam: nimirum competere Comitiis indistinete omnem 
authoritatem Jadiciariam, ueluti peregrinam, conscientim periculosam, et funda- 
mentalibus huius Cantonis legibus, neo non oonsuetudini haotenus in- 
fallibiliter observatae a diametro repugnantem, ab eisdem publice 
ao privatim reuocari, improbari ao penitus abolcri volumus: qui cam — defen- 
dere, uel disseminare praesumpserit, in contraficientes, ceu public» pacis per- 
turbatores, grauissimis ao sommensuratis-poenis animaduersuri.“ 


In der That finden wir nun in Schwyz während längerer Zeit 
feine Spuren von Lanpsgemeindejuftiz; aber erft zu voller Entfal- 
tung gelangte fie, als in Folge ver newen Dienftorbrung, weldje 
Frankreich 1763 den kapitulirten Schweizerregimentern vorfchrieb, 
langwierige innere Unruhen im Rande ausbrachen. Mehrere llei⸗ 
nere Kantone, darunter namentlih Schwyz, weigerten fich das 
Reglement anzunehmen. Die Landsgemeinde befchloß, es feyen die 
Werbungen nad) Frankreich einzuftellen; der Rath befahl, den bes 
reits angeworbnen Soldaten die Kolarde abzunehmen, und verbot 
ihnen die Abreife. Da nun nichtsdeſtoweniger die Gemahlin des im 
franzöftfehen Dienfte abweſenden Generallieutenants Razar von 
Reding Werbungen vornehmen ließ und felhft einem Befchluffe des 


7) „Process, So Ein Loblicher Stand Schweiß in Trud zubringen Befohlen, 
ben unglüdfeligen Stadler betreffend.“ Zug 1708. 
2) Urk. im Archis Schwyz. 
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Landraihes, der ihr dieſes bei firenger Strafe unterfagte, Ungehor⸗ 
fam entgegenfebte, fo entfland eine heftige Gaͤhrung unter dem 
Bolle. Auf das Begehren einer Anzahl von Landleuten wurde auf 
den 21. Dezember 1763 die Landsgemeinde außerordentlich einbes 
rufen; fie befchloß, die Generalin als Angeklagte vorbefchelden zu 
laſſen. Bon der Bühne herab, auf weldyer die Obrigkeit ſtand, 
fuchte die geiftreiche, entfchlofine Frau in langer, wohlgeſetzter Rede 
fi) zu vertheidigen. Sie bemerkte, die Werbung fey nur auf drin⸗ 
gendes Anfuchen ihres Gemahls erfolgt und den Rekruten freigeftellt 
worden, das alte oder das neue Reglement anzunehmen; audy in 
Urt und Unterwalden werde geworben; die von ihr angeworbnen 
Leute feyen nicht aufihren Befehl, fondern von fid) aus abgereidt. 
Die Landleute aber — des Weibergefchwäges, wie fie fagten, müde 
— drangen in großen Haufen gegen die Bühne und hießen die Red⸗ 
nerin fchweigen; dem Pfarrer, welcher in der Chorkleidung hervor: 
trat, gelang es nicht, den Zorn des Volkes zu befänftigen. “Die 
Landsgemeinde beſchloß, e8 habe die Generalin von Reding jedem 
anmwefenden Landmanne einen Thaler (zu 30 Basen) zu bezahlen; 
wenn fie damit nicht hinlaͤnglich beftraft fey, fo möge die Obrigkeit 
Weiteres gegen fie verfügen. Diefes Strafurtheil bildete den An- 
fang zu einer langen Reihe ähnlicher gerichtlicher Handlungen. Die 
ordentliche Landsgemeinde von 1764, eröffnet den 29. April, blieb 
fieben Tage als Strafgericht verfammelt; fie ließ fi) Die aufge- 
nommnen Unterfuchungsalten, bald volftändig, bald nur im Aus» 
zuge, vorlefen, fprad) mehrere Angeklagte frei, Die meiften aber be- 
firafte fie Außerft firenge, fogar wegen bloßer Reden zu Gunften des 
franzöfifchen Dienftes. So wurden die Häupter der franzöflfchen 
Barthei, Statthalter Karl Heinrih Reding und Altlandammann 
Beberg, auf Lebenszeit aus dem Rathe geftoßen, weil fie um der 
Jahrgelder willen, die Frankreich nun dem Lande entzog, die An⸗ 
nahme des Neglements ‘empfohlen hatten; der Legtere mußte über- 
bies noch 1000 Gulden Buße erlegen. Der Hauptangeflagte, Ge⸗ 
neral Nazar von Rebing, welcher auf gemeiinen Befehl von Paris 
zurüdgelommen war, mußte zwei Tage nach einander erfcheinen. 
Ohne Umſchweife geftand er, daß er, obichon von feiner Obrigkeit 
nicht ausdrüslich dazu angewieſen, dem neuen Reglement fid} gefügt 
babe, entſchuldigte fi) aber mit dem Mangel an eigentlichen Ber: 
haltungsbefehlen. Um der ihm drohenden Wuth der ergürnten Menge 
zu entgehen, rief er Die Gnade der Berfammlung an, anerbot fich, 
jedem Landmann ein Sisgeld von einem Thaler zu bezahlen, und 
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verpflichtete fich bei feiner Ehre und feinem Vermögen, beim Hofe 
keine Mühe zu fparen, um die Jahrgelver, das burgundifche Salz 
und bie hergebrachten Compagnien für das Land wieder zu erlangen. 
Damit begnügte fich die Landsgemeinde. Auf ähnliche Weife rette⸗ 
ten fi vor härtern Strafen durdy Anerbieten eines Sitzgeldes von 
4 Gulden auf den Landmann die fhon verurtheilten Statthalter Res 
ding und Altlanpammann Eeberg, da aus einem Schreiben des frans 
zöfifhen Botfchafters hervorging, daß fie Offiziersftellen in ihren 
Eompagnien an Berner verlauft hätten. Um ihre Urtheilfprüche zu 
befräftigen, verbot die Landsgemeinde bei 100 Dukaten Buße, die 
Wiedereinſetzung der abberufnen Beamten in Vorſchlag zu bringen. 
An einer folgenden Landsgemeinde vom 19. März 1765 wurden ber 
gemäßigte Landammann Franz Anton Reding und der Pannerherr 
Süz in Anklagezuftaud verfegt wegen Erneuerung des Bündniffes 
von 1715, in welchem die fogen. harte Cantifranzöfifche) Parthei 
nun Gefahr für die Freiheit und Religion erblidte. Das große 
Schwert, das Zeichen ver Amtsgewalt, wurde dem Landammann ab» 
genommen und einftweilen dem Landweibel übergeben. Da Reding 
die Behauptungen feines Anklägers beftritt, übertönte ihn wildes 
Geſchrei, ja es ſtürzten zulegt mehrere hundert Landleute mit Inoti- 
gen Stöden gegen ihn los. Mehrere ſchlugen auf ihn ein; er ftürzte 
nieder, richtete fid) wieder auf, hob feine Arme zum Himmel empor; 
aber auf's neue wurde auf ihn Iosgefchlagen. Schon floß aus drei 
Kopfwunden das Blut, als endlich einige feiner Gegner aus Mit» 
leid ihn unter ihren Schuß nahmen und in einem benachbarten Haufe 
in Sicherheit brachten. Jüz wurde durch zwei Kapuziner gerettet, 
welche ihn in ihre Mitte nahmen und fo der tobenden Menge ent» 
führten. Ohne nähere Unterſuchung des Vergehens, deſſen fie be 
ſchuldigt waren, erklärte Die Landsgemeinde am 24. März die beiden 
Beamten für „untreue Leute am Vaterlaud“, fchloß fie für immer 
von allen Stellen aus und verurtheilte fie dazu, für jede der 23 
Landsgemeinden, welche wegen des Anſtandes mit Frankreich ges 
halten worden, gemeinfchaftlich jedem Lanpmanne einen Thaler und 
zudem noch alle andern Koſten diefer Berfammlungen zu bezahlen! 
Bei Todesftrafe wurde ihnen verboten, über das franzöfifche Ges 
fchäft ferner zu reden und zu fehreiben, und auf ihre Koften wurden 
ſechs Wochen lang ihre Häufer durch 50 Dann, das Landespanner 
aber bis zur Uebergabe an ven neuen Bannerherrn durch 100 Mann 
bewacht, welche täglich 1 Gulden Sold erhielten. Selbft die Söhne 
der beiden Beamten wurden in die Beitrafung hineingegogen und 
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auf 50 Jahre für unfähig zu allen Stellen erklärt; auf inſtaͤndiges 
Anhalten verfelben nahm aber die Landsgemeinde diefe Strafe zu- 
rück. Dagegen fand fie für nothwendig, Jeden, der das gegen bie 
Väter ergangne Urtheil ungerecht nennen würde, für vogelftel zu 
erflären! Für Bezahlung der ungeheuern Buße, welche fi für 
ieden der beiden Verurtheilten auf mehr als 80,000 Gulden belief, 
wurde ihnen unter Androhung des Gefängniffes am 14. April eine 
legte Friſt von 8 Tagen bewilligt. Landammann Reding mußte 
barauf das Land verlaffen und fein Bildniß wurde an den Galgen 
geheftet; doc; nahm die Landsgemeinde die letztere Strafe zurüd, 
weil fie in die kaiferlichen Rechte eingriff, welche nur dem Rathe ver- 
liehen waren. Mit der ordentlichen Landsgemeinde vom 28. April 
begannen neue gerichtliche Verhandlungen, die beinahe einen Monat 
andauerten und bei denen die, von einer permanenten Unterfuchunges 
fommiffion aufgenommnen Akten über Diejenigen, welche „wider 
bed Landes Meinung" geredet hatten, zur Beurtheilung vorgelegt 
wurden. Als bei Eröffnung diefer Verhandlungen ein Rathsherr 
bie Landleute ermahnte, dody wohl zu bedenken, was fie thun, da . 
fie Gott Rechenfchaft über ihre Urtheile ablegen müßten, antworteten 
ihm die Umftehenden mit Gefchrei, warfen fidy mit Brügeln über ibm 
ber und trieben ihn aus der Berfammlung. Der Führer der fleg- 
reichen „Harten“, Carl Dominik Pfeil, nunmehr Landshauptmann, 
beſchwerte ſich darüber, daß man auch gegen ihn Kundſchaften ver⸗ 
hört habe, mit der naiven Bemerkung, es ſey ja „der Prozeß nicht 
gegen die Baterländifchen, fondern gegen die Sranzöfifchen erkannt 
worden.” Er wurde volllommen unſchutdig erklärt und fein Anklaͤ⸗ 
ger in den treffenden Antheil an ven Prozeßkoſten verfällt. Dagegen 
wurden aller Ehren und Aemter entfept: Landvogt Joh. Mart. 
Reichli, Rathsherr Carl Aufdermaur, Kirchenvogt Joſ. Leonh. 
Erler, Rathsherr Leonh. Carl Giger, Rathsherr Joh. Caſp. Bü- 
ler. Giger wurde überdies des Landrechts verluſtig erklärt und 
mußte jedem Landmann ein Sitgeld von 30 Schilling bezahlen, 
Reichli ein ſolches von 25 Schilling, Erler 300 Gulden an die jähr- 
liche Wallfahrt nad} dem Gubel, und Büler hatte 6 neue Panzer 
in’8 Zeughaus anzufchaffen. Anton Hediger wurde verurtheilt, in 
der Kapelle zu Seewen 6 Meflen leſen zu laſſen; Siebner ©. F. 
Schreiber und Rathsherr I. M. Inderbitzin mußten jeder 100 gute 
Knittel anſchaffen; Rathsherr 2. A. Wifer hatte bei der naͤchſten 
Wallfahrt nah Sachſeln armen Wallfahrern 100 Gulden auszu- 
theilen. Sieben Andere (darunter Landvogt Martin, welcher über 
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Landshauptmann Pfeil und feine Familie Schimpfreden ausgeftoßen) 
wurden zur knieenden Abbitte gegen Gott, die Heiligen und bie 
„hochweiſe“ Landsgemeinde verurtheilt und mehrere derſelben übers 
dies noch angehalten, Wallfahrten nad) Einfieveln oder Sachſeln zu 
verrichten und dem Landammann den Beichtzettel zu bringen. Gieb- 
ner Abyberg, der an einer Landsgemeinde die Fauft gegen die Land» 
leute erhoben, mußte dafür 100 Gulden Buße bezahlen. Beachtens- 
werth ift, daß Siebner Ulrich, welcher nicht bloß politifcher, ſondern 
aud) gemeiner Verbrechen ungellagt war, dem Malefizlandrathe zur 
Beurtheilung überwiefen wurde. Den 16. Mai beſchloß zwar bie 
Landsgemeinde, es follen nun alle Progefie, mit Ausnahme des⸗ 
“ jenigen gegen den General von Rebing, aufgehoben feyn und „man 
wolle als treue Brüder mit einander Lieb und Leid’tragen und Fries 
den haben“; aber noch am gleichen Tage maßte fie fi) an, Briefe 
zu eröffnen und öffentlich verlefen zu laffen, die an Landammann 
Geberg und feine Sattin eingegangen waren. General von Reding, 
welcher fich nad) dem Klofter Seedorf in Uri zurüdgezogen hatte 
und auf mehrmalige Vorladungen ausblieb, wurde den 19. Mai 
von der Landsgemeinde verurtheilt, binnen drei Wochen nochmals 
jedem Landmann einen Thaler zu bezahlen, bei Berluft des Lands 
rechtes. 

Faſt anderthalb Jahre lang hatte auf dieſe Weiſe ein trauriges 
Schreckensregiment unter der Form der Volksherrſchaft im Lande 
Schwyz gewaltet; da wandte ſich die Gunſt des Volkes auf einmal 
von ſeinem bisherigen Führer ab und es trafen ihn zum Theil, wie 
dreißig Jahre ſpaͤter die bemähmter gewordnen Haͤupter bes franzoͤſt⸗ 
ſchen Nationalkonventes 9), die gleichen Strafen, mit welchen er fo 
freigebig Andere bedacht hatte. Die Urfache feines Falles lag in den 
unten (Kap. 6. $. 4) zu befprechenven Streitigkeiten zwiſchen dem 
Abte und den Unterthanen von Einfieveln, welche mit dem franzöft- 
ſchen Dienftgefchäfte vermifcht wurden. Die harte Parthei nahm 
die Waldftatt dem Gotteshaufe gegenüber in ihren Schuß und die 
Landsgemeinde fällte auch wegen des Einftedler Gefchäftes zahlreiche 
— — 


— 


“) Iſt auch, mas bie Schredlichkeit der Wirkungen betrifft, die Schwyzer 
Landsgemeindejuſtiz nicht zu vergleichen mit den Parifer Mevolutionstribunalen, 
fo haben doch die beiden Erfcheinungen das Gemeinfame, daß in der Aufwallung 
politifher Leidenfchaft die gewohnten Formen, welche das Recht zu fügen beſtimmt 
find, bei Seite gefeßt und dann um fo ungefcheuter die Gegner bloß um ihrer ab: 
weichenden Meinungen willen beftraft wurden. Vgl. die intereflante Schrift: Buch: 
ner, bie franzöf. Revolutionstribungle u. das Geſchwornengericht. Grlangen 1854. 


“ 


Die Landsgemeinden. 155 


Gtrafurtheile ans. Da nun Pfeil fo weit gegangen war, eine 
vom Stifte eingefandte Redyrsfchrift für „faul und falſch“ zu erklaͤ⸗ 
ren, jo befchloß die Landgemeinde am 20. Mai 1765 auf den an- 
gehörten Vortrag zweier Konventualen, er folle nach Einfieveln 
gehen, um feine Behauptung zu bewähren. Und da er bier ſich ges 
nöthigt fah, dem Abte in Gegenwart der Konventualen und welt- 
lichen Beamten des Stiftes kniefällige Abbitte zu leiften und den In» 
halt der Rechtsfchrift als wahr anzuerkennen, ſo entfegte ihn am 
26. Mai die Landsgemeinde, obſchon er mit feiner Frau und zwei 
Kleinen Kindern knieend ihre Gnade anrief, feiner Stellen, erklärte 
ihn auf immer für unfähig, ein Amt zu befleiden, und verbot ihm 
bei 300 Gulden Buße, an einer Ehrenverfammlung zu erfdgeinen. 
Berner mußte er, da er den Richter Detlig an offner Landsgemeinde 
einen Baterlandöverräther genannt und die gegen ihn verhörten 
Zeugen geſcholten hatte, Gott, die Landsgemeinde und die Beleidig- 
ten um Berzeihung bitten und feine Worte zurüduchmen. Als Pfeil 
hierauf heimlich das Land verließ, befchloß die Landsgemeinde am 
24. Juni, die Obrigkeit folle ihn auffuchen, um- eine Unterſuchung 
gegen ibn einzuleiten und ihn zu beftrafen; er ftarb in der Verban⸗ 
nung. An dem Tage, wo es feinen lange allmächtigen Sünftling"®) 
geftürzt hatte, beſchloß das fouveräne Volk, die Gerichte ver Neuner 
und Siebuer, den dreifachen und ben gewohnten Landrath, „das 
koſtbarſte Kleinod des Landes”, wieder in ihre befondern Befugnifie 
einzufeben und auf alle Weife zu fohügen. Die Strafurtheile gegen 
die Franzoͤſiſchgeſtnnten zu tadeln und deren Aufhebung vorzufchla- 
gen, wurde zwar nod) 1767 bei Leibes- und Xebensftrafe verboten; 
allein ſchon 1771 ernannte die Landsgemeinde den General von Res 
ding zum Statthalter und 1773 zum Landammann, 1775 beſchloß 
fie den Wiebereintritt in den franzöfifhen Dienft und 1777 endlich 
hob fie die über den inzwiſchen verftorbnen Landammann F. A. Re: 
ding, über Pannerherr Jüz, Landvogt Reichli, Rathöherr Erler 
und Rathsherr Giger verhängten Ehrenftrafen auf und ſchenkte dem 
Letztern das. Landrecht wieder"). Was die Strafgelder betrifft, fo 
war ſchon 1772 zu Schwyz von der Kanzel herab verkündet worden, 


13) Noch am 6. Mai war Pfeil ohne Auflage auch Zeugherr geworden und am 
16., da bereits die Anklage, daß er ein Blutbad anzurichten gedroht habe, gegen ihn 
vorlag, wagte ber angefragte Landſaͤckelmeiſter von Ofpenthal nicht, feine Meinung 
Darüber abzugeben! . 

10) Schwyzer Randsgem. Brot. Monnard I. 146— 180. . Meyer vo. Kno⸗ 
nau Schweizergeſch. II. 373 — 377. 
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daß die. Landleute auf widerrechtliche Weife diefelben bezogen hätten 
und daher die Zurüdbeftelung an die Verurtheilten und ihre Erben 
eine fittlichreligiöfe Pflicht fen 19. 

Die Aufregung gegen das franzöftfche Dienftreglement, weldje 
fi) von Schwyz aus auf die andern demokratiſchen Kantone ver: 
breitete, veranlaßte auch die Randsgemeinde von Uri, gegen ben 
Brigadier Jauch, der fi) an ihre Beſchluͤſſe in diefer Angelegenheit 
nicht gehalten, ftrafrichterlich einzufchreiten. Wir kennen ein fhär- 
fere8 Urtheil, welches 1766 wider ihn erging, nicht mehr; 1770 
wurde daſſelbe dahin gemilvert, daß er zur „billigen Beftrafung” 
zwei Kanonen in's Zeughaus anzufchaffen habe 9. 

Aus Glarus haben wir die nachfolgenden Beifpiele von Strafe 
juftiz anzuführen: 

1685 verurtheilte die evangeliſche Landsgemeinde den Junker 
Hauptmann Joh. Ehriftoph Tſchudi, der ſich zuwider dem beftehen- 
den Verbote mit einer Verwandten im zweiten und vierten Grade 
verehlicht hatte, jedem ftimmfähigen Landmann ein „Standgelb” 
von 6 Batzen zu bezahlen. Es fiheint, daß die Obrigkeit die Ehe 
bewilligt hatte und die Landsgemeinde durch ihren Beſchluß zeigen 
wollte, fie fey allein befugt folcye Dispenfationen zu gewähren. 

1703 belegte die katholiſche Kandsgemeinde den in franzöfifchen 
Dienften ftehenden Oberft Brändli, auf das eidliche Zeugniß Land⸗ 
ammann Sreuler’s und PBannerherr Tſchudi's, daß er gleich andern 
Oberſten Schuld trage an dem zu Lille gemachten Reglement, mit 
einer Buße von 2 Gulden 4 Baben auf jeden Landmann und 200 
Louisd'or in den Landfädel. Den 10. Juni wurde indeſſen die Voll⸗ 
ziehung dieſes Urtheils eingeftelt und Brändli aufgefordert, per- 
fönlich zu erfcheinen, um ſich zu verantworten; ebenfo wurden Mar- 
ſchall Haft und Generallieutenant Reinold zu Ablegung eiblicher 
Kundfchaft herbeſchieden. Den 30. November erſchien Brändli vor 
der Landsgemeinde und verantwortete ſich; die beiden Zeugen hin- 
gegen ließen ihr Ausbleiben entfchuldigen. Da nun der franzöfifche 
Geſandte zu Abwendung der Strafe 2000 Livres zu bezahlen fidy 
anerbot und Landammann Freuler zu Herftellung des Friedens fo 


7) „Chriſtliche u. gründliche Unterweifung über die bedenkliche u. allgemeine 
Frage, was ein zartes u. Heil begieriges Gewiſſen zu thun habe in Anfehung des 
Befannten Straf= Geldes?! Gutmeinend u. unpartheiifch von der Kanzel beantwortet 
am britten Faften- Sonntag zu Schweitz. 1772.” Druckſchrift in der Bürgerbiblio: 
thek zu Luzern. 

29 Megifter des Landsgem. Brot. 
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viel darauf legte, daß es jenem Lanpmanne den geforderten Hollaͤn⸗ 
derthaler traf, fo wurde Brändli nachtraͤglich freigefprocdyen ! 

1765 theilte ſich Die Gährung in Schwyz auch dem Lande Gla- 
rus mit.. Die evangelifche Landgemeinde, von mannigfadhem un» 
begründetem Argwohn gegen die Obrigkeit erfüllt, wollte zuerft bie 
Werbung für zwei neue franzöſiſche Compagnien nicht geftatten. 
Es brach ein arger Tumult aus, in welchem eines der Landeshäupter 
thaͤtlich mißhandelt wurde, und zur Aufhebung der unter dem Volke 
verbreiteten Gerüchte, es ſeyen auch feit 17145 noch franzöftfche Jahr⸗ 
gelver für den evangelifchen Stand bezogen und dem Fatholifchen 
Bündniffe von jenem Jahre ſeyen vor Kurzem freiheitögefährliche 
Artikel beigefügt worden, wurde eine Abordnung an den franzöfl- 
fhen Botſchafter in Solothurn, fowie an die Stände Züri, Bern, 
Schwyz und Zug gefandt. Diefe Vorgänge veranlaßten den Pfarrer 
Steinmüller in Matt, einen gelehrten und wohlmeinenden Denter, 
der ſich fonft nicht in politifhe Händel zu mifchen pflegte, eine Rebe 
nieberzufchreiben, in welcher er in ernften, aber foharfen Worten 
feinen Landsleuten ihr unverftändiges Gebahren vorhielt. Sie wurde 
gegen feinen Willen, auf Beranftaltung eines zürdherifchen Freundes 
gedrudt:% und im Lande verbreitet; das Volk, welches ſich durch 
die darin enthaltnen Wahrheiten getroffen fühlte, las fie mit Er- 
bitterung. Als nun nad) der Rüdfehr der Abgeordneten, denen bie 
Unwahrheit jener Gerüchte von allen Seiten amtlidy befcheinigt wor⸗ 
den war, die Landgemeinde am 29. Mai wieder zufammentrat, 
wurde von dem präftpirenden Landftatthalter „memorialmäßig" die 
fraglihe Drudfchrift, weldye unter den Lanpleuten Verdruß und 
Mißvergnügen verurfacht habe, in Anregung gebracht und Pfarrer 
Steinmüller, der fi) als Verfaſſer befannt hatte, zu feiner Verant⸗ 


. 2%) „Rebe an die Herren Land⸗Leuthe von Glarus, gehalten den 1. May vor 
einer anfehnlihen Geſellſchaft im Haupt⸗Flecken Glarus (fingirt), anf derſelben 
Anfuhung den Drud übergeben. Zu finden in Glarus bey Buchbinder Zweifel u. 
Zinner.” Wir heben daraus folgende Stelle hervor: „Ihr ſeyt Ichandlich Hinter: 
gangen u. geäffet worden, ihr habt kuch von bösartigem Argwohn u. beleidigenven 
Mißtrauen einnehmen u. wider euere reblichfien u. vertrauteften Männer aufbringen 
laſſen. Jener Geif ver Raferey, der in unfern benahbarten Gegen⸗ 
den wütet, hat auch eure Köpfe ſchwindlich gemacht. Im furzem wer⸗ 
den jene Blendwercke zerftöhret, die Ehre u. Unſchuld unferer verdienten Häupteren 
in dem deutlichften Licht vor euere Augen geftellet, u. jene unverfhämte Lugner mit 
Schande gebrandmarfet werben. Dann, dann werben wir ven Frieden, u. bie Gin- 
tracht wieder in die Schooß unfers Vatterlands zurückkehren fehen.” Vergl. Mon⸗ 
nard II. 191 — 106. Schweiz. Muſeum Jahrg. 1787. ©. 118 F. - 
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wortung vorberufen. Er verficherte, daß er Die Rede nicht aus böfer 
Abficht, fondern um Frieden und Ruhe wienerherzuftellen, aufgefegt 
habe, und auf Verlangen der Landsgemeinde bezeugte er bei feinem 
Eide, dag Niemand ihn dazu angeftiftet nod) irgend etwas davon 
gewußt habe. Damit begnügte fi) das Volk, welches fid) wieder 
in einer ruhigern Stimmung befand, und ſprach ihn von Schuld 
und Strafe frei. 

1775 erregte eine neue Dienftordnung in Sardinien, wo Evans . 
geliſch⸗Glarus feit 1744 kapitulirte Truppen hatte, großen Unwillen 
im Volke gegen den Generallieutenant Joh. Heinrih Schindler, 
dem man vormwarf, daß er die Interefien des Landes dabei verrathen 
habe. Die Erbitterung flieg, ald man vernahm, es fey für ihn, um 
das Volk günftiger zu flimmen, ein Dann im Lande herumgelaufen, 
der wahrfcheinlich auch Beſtechungen angewenvet habe. Gleich beim 
Beginne der Landsgemeinde, da der fogen. Praktiziereid geleiftet 
werden follte, wurde die Sache angeregt und, um den wahren Ders 
halt derfelben fofort kennen zu lernen, befcjlofien, e8 habe Jakob 
Tſchudi — fo hieß jener Mann — in den Ring bineinzuftchen und 
nad) geſchwornem Eide darüber Auskunft zu geben. Derfelbe fagte 
aus, er habe anf Geheiß des Altlandammann Marti, Schmagers 
von General Schindler, einige Schriften, die zu deſſen Rechtferti⸗ 
gung dienen follten, in mehrere Wirthshäufer getragen und die 
Wirthe aufgefordert, diefelben ihren Gäften mitzutheilen. Geſchenke 
oder Verfpredyungen habe er feine gemadyt; wohl aber habe er fpä- 
ter, als die Verldumbungen und Drohungen gegen General Schind⸗ 
ler immer ärger vourben, den Auftrag erhalten, zu deſſen perfünlicher 
Bedeckung 36 Mann auf die Landsgemeinde anzumwerben gegen ei⸗ 
nen Kronenthaler Sold. Im Wirthshauſe babe er heute für nicht 
mehr als 17 Mann bezahlt; wenn noch mehrere auf feine Rechnung 
gezehrt hätten, fo gehe ihn dag nichts an. Hierauf wurde aud) nod) 
der Wirth vorberufen, welcher feine Rechnung wit Jakob Tſchudi 
der Landsgemeinde vorlefen mußte und im Uebrigen befien Ausfagen 
betätigte. Es folgte dann, indem man zum Hauptgefchäfte über- 
ging, die eidliche Einvernahme mehrerer in farbinifchen Dienften ges 
ſtandner Offiziere, welche zwar nicht von Allem, was in Bezug auf 
die neue Dienftordnung vor ſich gegangen, Kenntniß hatten, jedoch 
auch nichts Ungünftiges wider den General Schinpler ausfagen 
fonnten. Ueber diefen Verhandlungen war ber fpäte Abend ange- 
brochen und die Landsgemeinde vertagte ſich daher auf den folgenden 
Tag. An diefem wurde General Schindler aufgefordert ſich zu ver- 
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antworten, warım er von der neuen Einrichtung des Dienftes und 
Abdankung feiner Compagnie die Obrigkeit nicht benachrichtigt, ohne 
deren Vorwiſſen feine Entlaffung genommen, 40 Solbaten feiner 
Eompagnie unter ein fremdes Regiment verftoßen, endlich 36 Mann 
zu feiner Bedeckung auf die Landsgemeinde habe aumwerben laflen. 
Schindler antwortete auf diefe Fragen: die über ihn verbreiteten 
böfen Gerüchte müffen ihn auf's tieffte betrüben; die Entlafung habe 
‘er nicht genommen, fondern fie fey ihm vom Könige gegen feinen 
Willen und zu feinem größten Schaden ertheilt worden; von der 
Abdankung feiner Kompagnie habe-er nichts gewußt, bis fie erfolgt 
fey, und darauf habe er die Obrigkeit Davon benachrichtigen und um 
ihre Verwendung beim fardintfchen Hofe erfuchen laffen; die Ber- 
ftoßung der Soldaten ſey ohne feine Schuld, auf Befehl des Königs 
gefhehen. Wegen des ihm zur Laft gelegten Verkaufs feiner Com⸗ 
pagnie habe er ein ganz reines Gewiſſen und könne ſich nicht dazu 
verftehen, den Landleuten hierüber ein Strafamt einzuräumen; wolle 
man ihn hingegen als fehlbar wegen Anwerbung der 36 Mann be- 
trachten, fo ftelle er diefen Fehler zu milder Beurtheilung anheim. 
Rad) diefer Verantwortung mußten ih Alle, die mit dem Angeklag⸗ 
ten bis in den dritten Grad verwandt waren, in Ausftand begeben. 
Sin der Berathung der Landsgemeinde walteten verſchiedene Anſich⸗ 
ten; die Mehrheit aber erlannte, Schindler habe fi, wegen unter- 
Iafinen Einberichtens an die Obrigkeit, wegen Verſtoßung der in 
feiner Sompagnie geftandnen Soldaten und wegen Anwerbung der 
36 Mann als ftrafbar erwiefen, und verurtheilte ihn zu einer Geld⸗ 
buße von 1 Kronenthaler auf jeden flimmfähigen Landmann. Aud 
Landammann Marti, der wohl eigentlich ſchuldiger als fein Schwa⸗ 
ger, aber beim Volke fehr beliebt war, wurde noch zur Verantwor⸗ 
tung gegogen; er bat, man möchte, wenn er fich in etwas überellt 
hätte, e8 ihm zu gut halten, und wurbe darauf ohne Weiteres fat 
einftimmig freigefprochen. Bald hernady wurden Gemeindsverſamm⸗ 
lungen im ganzen Lande gehalten; man bereute Die Härte ber über 
General Schindler verhängten Strafe, fehte fie auf die Hälfte herab 
und viele Landleute nahmen das Geld nicht an 20), 

173% endlich wurde an der evangelifchen Landsgemeinde bet 
Anlaß einer Berichterflattung über den Stand. der Salzlafle vom 
Tagwenvogt Schmid von Molis der Verdacht geäußert, e8 werde 
von Rathsherr Schlittler in Niederurnen, welcher vor Kurzem viel 


2%) Bergl. Schuler Gef. v. Slarus ©. 351. 
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Salz gekauft, daſſelbe aus dem Lande gefhafft. Sofort ordnete Die 
Landsgemeinde einen ſtrengen Unterfudy an und beauftragte Die Ob⸗ 
tigkeit, ihre nad) vierzehn Tagen (am Tage der gemeinen Landsge⸗ 
meinde) die Ergebniffe veffelben vorzulegen, „damit ver hohe Gewalt 
foldy’ nieverträchtige und wucherſüchtige Perſonen nach Berbienen 
eremplarifch abftrafen koͤnne.“ Es zeigte ſich indeflen, daß ber An⸗ 
geklagte unfchuldig war und nad) Eröffnung dieſes Sachverhaltes 
fonnte e8 fid) an der Landgemeinde bloß nod) darum handeln, ob 
nicht der falfche Ankläger zu beftrafen fey. Schmid bekannte, daß 
er ſich mit feinem Anzuge übereilt und nicht bloß gegen Schlittler, 
fondern auch gegen gefammte Landleute, weldye er zu einer außer- 
orbdentlihen Verſammlung. veranlaßt, fi) verfehlt habe; indeſſen 
hoffe er, daß die Landsgemeinde ihm feinen Fehler nachfehen werde. 
Er wurde hierauf ftraflos entlaffen, doc) dem Beleidigten fein lager 
vecht vorbehalten 2°). 

Bon AppenzellA. Rh. können wir nur aus der Zeit des ber 
fannten Landhandels einen Beſchluß erwähnen, durch welchen die 
Landsgemeinde in das ftrafrichterliche Gebiet hinübergriff. 1734 
nämlich erfannte fie, e8 follen ſechs Männer, welche an ber Spige 
der fogen. Heinen Parthei ftanden (Landammann Zellweger, Statt- 
halter Zellweger, Sedelmeifter Tobler, Lanpshauptmann Tobler, 
Dr. Zellweger und Hauptmann Baumgartner), lebenslänglid von 
Gericht und Rath; ausgefchlofien feyn 2). 

Wir gehen nun über zum Begnadigungsredhte ver Lands⸗ 
gemeinde, welches eher mit ihrer alten, ordentlichen als mit der 
neuern, außerorbentlidhen Strafgerichtsbarkeit zufammenhängt und 
daher aud) im Anfange des Zeitraumes mehr als zu Ende deſſelben 
hervortritt. Wir haben im erften Theile (S. 272) gefehen, daß nad 
dem alten Landbuche von Uri die Landsgemeinde vorzugsweife Fries 
densbrecher zu begnadigen befugt war; aud) in Glarus kommen in 
den Jahren 1547 bis 156222) häufig ſolche Begnadigungen vor, 
burdy welche einzelnen Friedensbrechern entweder die Hälfte der 
Geldbuße nachgelaſſen oder Ehr’ und Gewehr wieder gegeben oder 
and) Iandesflüchtigen daß Leben gefchenkt wurde. Ebenfo bewilligte 
die Landsgemeinde von Appenzell im 16. Jahrhundert nicht felten 
einzelnen Friedensbrechern, den Degen wieder tragen zu dürfen; 


21) Landsgem. Protokolle. 
23) Walſer I. 99. 
29) Landsgem. Brot. 
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doch feheint feit 1580 der Rath diefe Befugniß ausfchlieglich ober 
doch vorzugsweife für fi) in Anfprud) genommen zu haben). In 
einer Kriegsordnung, welche aus der Zeit vor der Landestheilung 
herzurühren ſcheint, aber fpäter noch in Kraft befand 2°), wird den 
Gehlbaren, weldye mit Ehrlofigkeit beftraft werden, die Begnadigung 
durch die Landsgemeinde ausprüdlich vorbehalten. Das alte Land- 
bud) von Nidwalden enthält aus den Jahren 1530 — 1540 die all 
gemeine Beftimmung, daß man immer für den Nachlaß von Ehren» 
firafen, nicht aber für denjenigen von Geldſtrafen an die Lands 
gemeinde gelangen möge. Dagegen follte nad) dem Schwyzer 
Braktizirgefepe von 1551 2% den Straffälligen nur in Folge fpäterer 
Verdienſte um das Land die Ehre von der Landsgemeinde wieder ge⸗ 
ſchenkt werden. In fpäterer Zeit kamen ſolche Begnadigungen übers 
all nur felten noch oder gar nicht mehr vor; die Obrigkeit trat den⸗ 
felben entgegen, weil fie darin eine Schmälerung ihres ftrafrichters 
fichen Anſehens erblidte und die Gefahr leichtfertiger Aufhebung 
ihrer Urtheile allerdings nahe lag. So wurden zur Zeit des Tog- 
genburgerfriege8 einige wegen politifcher Vergehen beftrafte Lands 
leute, weldye bei der Landsgemeinde von Schwyz um Begnabigung 
einfamen, von diefer an den zweifachen Malefizlandrath, der fie 
verurtheilt hatte, gewiefen, „weil das Malefizgericht feine Apellation 
haben ſolle“2. Ebenfo handelte die enangelifche Landgemeinde 
von Glarus, als 1788 Eafpar Zwidi von Mollis, den die Obrig- 
feit wegen Schlaghändeln und Partheilicyleit für ehr- und gemwehr- 
108 erklärt hatte, fi) um Verhör meldete, „um den Degen wiederum 
auszubitten“; e8 wurde ihm und allen Andern, bie ſich über obrig- 
keitliche Urtheile befehweren möchten, das Verhör abgefchlagen, „in⸗ 
dem vor der Landgemeinde nicht der Ort fey, darüber Vorſtellungen 
zu machen” 29). 

Was die Givilgerichtsbarkeit betrifft, fo läßt ſich von ihr 
weit mehr als von der Strafgerichtsbarkeit und für diefen Zeitraum 
in höherm Maße als für den frühern fagen, daß fie der Thätigfeit 
ber Landgemeinde entrüdt war. In Nidwalden war ausprüdlicd 
vorgefährieben, daß „Rechtsgeſpaͤne“ nicht an die Landsgemeinde 


—ñi — — — 





20) Zellw. Geſch. III. 2. 175, 213. 

20) „Ordinanz“ im Landb. v. Innerrhoden ©. 13, v. Außerrhoden ©. 117. 
2e) Landb. I. OO (Kothing S. 89, 90). 

a7) Landsgem. Prot. v. 13. Juli 1712. 


29 Protokoll. 
Blumer, Staats und Rechtsgeſchichte. IL. 11 


162 Die Landdgemeinden. 


gezogen werben dürfen, vielmehr die Urtheile des Gefchwornenge- 
richts endgültig feyn folen). In Schwyz ſuchte man aud) jeden 
indirekten Einfluß der Landsgemeinde auf haͤngende Rechtsſtreitig⸗ 
feiten zu befeitigen, indem 1678 erfannt wurde, es folle vor der ge= 
richtlichen Erledigung eines Rechtsfalles mit Rüdficht auf denſelben 
kein neues Gefeg gemacht werden?e). In Uri konnte man felbft 
gegen die Befchlüffe der Landsgemeinde, foferne fie in Privatrechte 
einzugreifen ſchienen, den Richter anrufen?). Mit dieſen Geſetzen 
ſtimmte in Glarus die Uebung überein. Als 1683 „wider alles 
Verſehen“ Tagwenvogt Kubli von der Landsgemeinde verlangte, 
fie ſolle wegen einer Forderungsſache, mit der er vor Gericht unter⸗ 
legen, einen Zeugen einvernehmen, wurde er abgewiefen und ihm 
bei 50 Kronen Buße verboten, die Sache weiter anzuziehen, weil 
man im Lande keine Appellation habe’). Ebenfo ging es 1705 
dem Wachtmeifter Feldmaͤnn, welcher angewiefen wurde, dem über 
feine Anſprache ergangnen Urtheile des Neunergerichts nad) des 
Landes Bräuchen und Satzungen fidy zu unterwerfen®®). Nur bie 
tatholifche Landsgemeinde von Glarus griff einige Male, in Faͤllen, 
welche für die Ruhe und den Frieden des Eleinen Landestheiles von 
größerer Bedeutung waren, in das Gebiet der bürgerlihen Rechts⸗ 
pflege ein. Als 1688 die Minderheit ber Alpgenoffen von Ober⸗ 
urnen (die Familie Studi), welche in einem Prozeſſe mit ver Mehr- 
heit vor Gericht unterlegen war, die Sache an die fatholifchen Stände 
zu ziehen drohte, ließ die Landsgemeinde ſich von den Anwälden 
beider Partheien den Rechtsfall vortragen und die Alten verlefen, 
worauf fie das ergangne Urtheil beftätigte und Die Studi zu Bezah⸗ 
lung eines „Standgeldes“ von A Bagen auf jeden Landmann ver- 
falte. 1765 ſchwebte vor der fatholifchen Landsgemeinde ein Rechts⸗ 
ftreit über das Eigenthum einer Gardefompagnie in Neapel zwifchen 
dem Baron Tſchudi von Waflerftel; und dem Landammann Bernold. 
Die Landleute leifteten beim Beginne der Verhandlungen ben feier⸗ 
lichen Eid, „als unpartheiifche Richter zu urtheilen”, und hörten 
dann bie weitläufigen Vorträge beider Bartheien an; ba über diefen 
aber der fpäte Abend heranrückte, fo wurde im Einverftännniffe mit peu 


2) Nachtrag v. 1668 zum Landb. v. 1623. 
) Landsgem. Prot. 

”)9.2.9. Art. 63. 

2 Sem. Landsgem. Prot. 

#9) Bvang. Landsgem. Brot. 
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ſtreitenden Theilen das Geſchaͤft dem Altlandammann Haufer zum 
Entfcheide übergeben. Die Landsgemeinde vergaß aber nicht, ſich 
1 Gulden Sitzgeld auf jeden Landmann, welcher der Verhandlung 
beigewohnt hatte, auszubedingen ). 


8.6. Befhwerden und Interpellationen. 


Um das Bild der Gefchäfte, mit denen ſich die Landsgemeinde 
befaßte, zu vervollftändigen, müflen wir am Schluffe des Kapitels 
noch erwähnen, baß nicht felten einzelne Verfügungen der Obrigkeit 
an die Landsgemeinde gezogen wurden, fey es baß die Betheiligten 
fid) ausprüdlich darüber befchwerten, oder daß nur nähere Auskunft 
über den Sachverhalt verlangt wurde. Solchen Anzügen wurde 
gleichfam gerufen, wenn, wie e8 in Schwyz°9) und Zug?®) ber 
Fall war, alljährlid vor der Befegung der Aemter eine Umfrage 
darüber ftattfand, ob Jemand vorzubringen habe, daß „von Seite 
eines kleinern Gewalts einem größern Gewalt eiugegriffen" worben 
fey. Mit diefem Ausprude wurde es nämlich bezeichnet, wenn eine 
untergeordnete Behörde in Die Kompetenz einer übergeorbneten (3. 
B. der Rath in diejenige der Landsgemeinde) eingriff. Das Volk, 
eiferfüchtig auf feine Rechte, fuchte derartigen Uebergriffen ver Obs 
rigfeit fo viel als möglid) zu wehren, während es ſeinerſeits den her⸗ 
gebrachten Kreis ihrer Befugniffe keineswegs immer zu achten wußte. 
Die Beifpiele, welche wir nun anführen werden, liefern jedenfalls 
neue Beweife dafür, wie wenig ausgeſchieden die Kompetenzen in 
den Begriffen des Zeitalters waren. 

Sn Schwyz befchjmerte fi) an der Landsgemeinde von 1719 
Michael Erler darüber, daß nach einer von der Obrigkeit eingeführ- 
ten Mebgerordnung den Fleiſchſchätzern für jedes Haupt Vieh 2 
Batzen von den Mebgern bezahlt werden müffe, während fonft alle 
Gewerbe im Lande frei feyen. Die Landsgemeinde erlannte indefien, 
die Obrigkeit habe wohl daran gethan, daß fie durch jene Verords 
nung gegen den Berlauf ungefunden Fleiſches Vorforge getroffen 
habe. — 1769 wurde aus dem Volke die Obrigkeit darüber inter- 
pellirt, was an einer breiörtigen Konferenz in Brunnen vorgegan⸗ 


*) Kath. Landsgem. Brot. 
35) Landsgem. Brot. v. 3. 1679. 
20) Vergl. oben ©. 140. 
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gen fen; Landammann Weber erflattete bann umftändlichen Bericht 
- über biefelbe®". 

Sn Glarus befhwerte ſich Landvogt Zweifel 1743 darüber, 
daß der Rath, ihm in einer Eivilrechtsfache ein Sitzgeld von 18 Bagen 
auf jedes Mitglied auferlegt habe, was vorher niemals einem Land⸗ 
manne gefchehen fey, und verlangte von der Landsgemeinde die 
Aufhebung diefes Befchluffes. Die Obrigkeit ftellte vor, die Sache 
gehöre nicht vor bie Landsgemeinde und es würde die Einführung 
derartiger Rekurfe dem Lande zum größten Nachtheile gereichen; al⸗ 
lein das Volk ließ ſich durch diefe formelle Einwendung um fo we- 
niger befchwichtigen als in der Sache felbft der Rath offenbar im 
Unrechte war. Da über die beantragte Aufhebung des Sitzgeldes 
Abſtimmung verlangt wurde, fo verzichtete Die Obrigkeit von ſich aus 
auf daſſelbe, um den bedenklichen Folgen eines Landsgemeindebe- 
ſchluſſes zuvorzukommen. — 1779 forberte Wagmeifter Streiff von 
der Landsgemeinde die Hälfte ver Buße von einer, durd) ihn ange⸗ 
zeigten PBolizeiübertretung. Er wurbe abgewiefen, weil die Obrig- 
feit fchon darüber verfügt habe und alfo der Anzug nicht am rechten 
Drte gefchehen fey. — 1782 wurde an der evangelifchen Landsge- 
meinde die Obrigkeit angefragt, weßhalb bei der Hinridjtung der 
Anna Goͤldli das Standredit nicht beobachtet worden fey. Die Land- 
leute beruhigten fid) mit der, von Altlandammann Marti darüber 
ertheilten Auskunft, befchloffen aber, es folle in Zukunft in ähnlichen 
Fällen immer wieder nad) dem alten Standredhte verfahren werben. 
— 1787 wurde an der Landögemeinde angezogen, e8 habe Auffehen 
im Lande erregt, daß zwei Rathsherren, welche zuwider einem be= 
ftehenden Gefepe Geld außer dem Lande angelegt hätten, darüber 
zwar zur Verantwortung gezogen, jedoch freigefprocdhen worden 
feyen. Die Obrigkeit antwortete darauf, fie habe bei ihrem Eive 
biefen Straffall entſchieden und ſey zu feiner Rechtfertigung ihres 
Urtheils verpflichtet; indeſſen wolle fie paffelbe verlefen laffen. Da 
fi) aus dem Urtheile als Grund der Freiſprechung ergab, daß die 
Verklagten eidlich bezeugt hatten, von dem Verbote nichts gewußt 
zu haben, fo erfannten die Landleute, es fey über dieſes Gefchäft 
wohl abgeſprochen worben und folle daher bei der obrigkeitlichen Ent⸗ 
fheidung fein Berbleiben haben, in Zukunft aber folle das Gefep, 
damit fi) Riemand mehr mit Unkenntniß entfchuldigen könne, mit 
dem großen Landsmandate alljaͤhrlich in den Kirchen verlefen wer⸗ 


I) Randsgen. Prot. 
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den. — 1796 endlich wurde der Anzug gemadıt, man mödhte ver- 
nehmen, wie es mit der Umgießung von 11 alten Feldſtücken zuge 
gangen fey. Zeugherr Schindler erftattete darüber nähern Bericht, 
durch weldhen fi) die Landsgemeinde volllommen befriedigt er- 
klaͤrte?). 








29) Gem. u. Evang. Landsgem. Prot. 
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Biertes Kapitel, 
Die Naͤthe. 


Wir haben bereits im frühern Zeitraume gefehen, wie die de⸗ 
mofratifche Verfaffung von der Landsgemeinde durch Mittelgliever 
zum Rathe und dann zu noch engern Behörden ſich abftufte. Indem 
wir bier diefe verſchiednen Rathskollegien in ihrer Zufammenfegung 
und in ihren Befugniffen zu durchgehen haben, beginnen wir mit 
denjenigen, weldye der Landsgemeinde am naͤchſten ftanden, und 
werben dann dem immer mehr fich verengenden Kreife folgen bis zu 
feinem Mittelpunfte, dem Landammann, welcher das Haupt aller 
engern und weitern Räthe, wie ber Landsgemeinde war. Was die 


- Kompetenz ber verſchiednen Räthe betrifft, fo ift die allgemeine Be⸗ 


merkung vorauszufdjiden, daß diefelbe keineswegs genau abgegrängt 
war), vielmehr nur im Allgemeinen der Grundfag galt, daß, je 
größer die Bedeutung und Tragweite einer Angelegenheit, befto 
zahlreicher auch die, zum Entfcheide derſelben einzuberufende Ver⸗ 
fammlung feyn müffe. Daß dabei dem Gutdünken des Landes- 
hauptes und der ihm zunächft ſtehenden Beamten fehr Vieles über: 
laſſen war, leuchtet von felbft ein. 


8. 1. Räth’ und Lanpdleute. 


Diefes eigenthümliche Inftitut, ein Mittelving zwifchen eine 
Raths⸗ und einer Vollsverfammlung, finden wir nur in den drei Ur⸗ 
fantonen, bier aber im Ganzen auf fehr übereinftimmende Weife. 
Man nannte „Räth’ und Landleute” eine Berfammlung des Lands 
rathes, an welcher nicht bloß die Zugezognen, die deſſen gewöhnliche 
Erweiterung bildeten, fondern alle Landleute Theil zu nehmen bes 


») Bin Manuffript aus dem 17. Jahrhundert im Archiv Uri, weldhes die Or⸗ 
ganifation und den Gefchäftskreis der verſchiednen Behörden zuſammenſtellt, macht 
3. B. die vage Unterſcheidung, daß vor den einfachen (gefefiuen) Landrath ſchwere“, 
bor ben zweifachen bagegen „gar ſchwere“ Sachen gehören! 





. 
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rechtigt waren*). Da indeſſen von dieſer Befugniß meiftens nur In 
geringem Maße Gebraud; gemacht wurde, fo wurbe-die Berfamms 
lung in der Regel auf dem Rathhanfe gehalten, jedoch, im Gegen⸗ 
faße zu andern Rathfitungen, bei offnen Thüren, fo daß Jedermann 
eintreten konnte. Sie wurde gewöhnlich zum voraus in den Kirchen 
des Landes ausgefündet, unter Angabe des Gegenftandes, welcher 
bie Einberufung veranlaßte; doch nahm man zuweilen die Belannt- 
mahung am Hauptorte ald genügend an. Das Hauptgefchäft, 
welches in allen drei Ländern Räthen und Landleuten zufam, war 
die Wahl der Gefandten an Tagfabungen und die damit zufams 
menhängende Snftruftionsertheilung, fowie die Abnahme der 
Beriditerftattung. Wir laffen darüber die nachfolgenden Beweid« 
ftellen fprechen: 
„Ordnung der Räth’ u. Landleuthen” in Urt: 

„Die Relation der allgemeinen Jahrstechnungd-Tagfapung folle lauth Landes 
gemeindbserfantnuffen auch vor Räth’ u. Landleuthen auf uorhärige auskündung bes 
fhechen, fo aber auf Rathhauß gewohnter maßen beſchichet. Wan aber under 
dem jahr bey uorfallenden Gefchäfften uf Tagfabungen Gefanten erwöhlt werben, 
Thut der Grosweibel auch auf dem platz zu Altorf Räth’ u. Landleuth rüefen, babey 
dan ein jeder Landtman zu erfcheinen befüegt if“). 


Schwyzer Landsgemeindprototoll von 1679: 


„So vern man nacher Baden old fünften Anderſtwohin vmb fachen, So beß 
Batterlandts Freyheiten oldt Fürſtenſachen Betreffen möchte, Tagſagungen Beſuo⸗ 
chen Laſſen wohlte, ſollen die Geſanten vor Räth u. Landtleuthen Ernamßt u. abge⸗ 
ohrt werden, zuo deme Ende man daß glöckhli bey ven heiligen Creuß — wider⸗ 
umb auff das Rathauß thun u. mit ſolchem zue ſolchen gelegenheiten dz Beichen in 
den Rath geben folle.” 

Sapung von 1704 (zu den fogen. Landespunkten gehörend): 

„Daß alle dreyfache Rhät abgeflelt, außert zwehn in dem Jahr; Alf der eine, 
wann Man die Instruction auf die Jahrrächnung nacer Baden machet, vndt der 
andere, warn man von Baden ab der Jahrrächnung widerumb heimbfhommen, bem 
Abfchient abzuehören, da dann Jedem Landtman, fo 05 16 Jahren alt, 
heimbgeftelt if Beyzuewohnen, vnd bey feinem Cydt das moͤglichſte für daf 
liche Baterlandt zue berabtfchlagen helfen.” 


») Deſchwanden, Geſchichte der Geſetzgebung in Nidwalden (Manuffr.) 
fagt ganz rihtig: „Es war dies eine Berflärkung des Rathes, ohne dag man fich, 
wie bei der Landsgemeinde, bie Anweſenheit aller oder doch der Mehrzahl, des Kerns 
der Landleute als erforderlich dachte, oder fich, wie beim dreifachen Landrathe, auf 
eine beftimmte Zahl befchränfen wollte.“ 

°) Bol. Regifter des Landegem. Prot., Satzung v. 1631: Geſandte follen vor 
Räth' u. Landleuten bargeben werben; 1685: fie follen vor Räth' u. Landleuten bie 
Relation abgeben. 
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Nidwaldner Landbud von 1623: 

„Die Sfanten vff tagleiftungen ze ſchickhen, föllendt vor Räth vnd Landtleuthen 
dargeben vnd die Abfcheidt (was nit geheime fachen) widerumb vor Räthen vnd Landis 
lüthen verhört werden. Zuo erwellen folher Gſanten foll eß Jederzeit ein tag vors 
bero in allen KRirhhören (So eß möglich) verfündt werben.” 

Auch Geſetze ynd Verordnungen wurden hin und wieder von 
Räthen und Landleuten aufgefteltt); insbefondere waren fie in 
Schwyz: und Nidwalden‘) befugt, bei vorhanpnem Bebürfnifie 
den Verkauf von Heu und Gras außer das Land oder den Anlauf 
von Bieh in's Land zu verbieten und wieder zu erlauben. In Uri 
beftimmten Räth’ und Landleute am Markustage auf der Jagdmatt 
den Zeitpunkt des Viehauftriebes auf die Bodenallmende, und am 
Auffahrtstage im Rathhauſe entſchieden fie über die angebrachten 
Begehren um Ertheilung von Almendgärten und Hüttenplägen an 
den Alpen”). In Schwyz wurden, wie Kothing®) annimmt, Ges 
maͤchde (Teftamente) vor Räthen und Landleuten errichtet. In Nid⸗ 
walden endlich bildeten Räth’ und Landleute das Blutgeridht und 
entfchieven bis zum Jahr 1665 über die Redhtsfälle aus den Vog⸗ 
teien, weldje an die herrſchenden Stände appellirt wurden. Bei 
dieſen richterlichen Funktionen wurden indefjen nur Landleute, weldye 
das zwanzigſte Jahr erreicht hatten, zugelafien und wer Theil neh⸗ 
men wollte, mußte mit Degen oder Mantel erjcheinen. Das Land- 
buch von 1623 fagt über diefe merkwürdigen Einridytungen Fol⸗ 

endes: 
ß („Bon Malefitz Gricht”) „Wan man Malefitz Gericht oder ein Landtag 
haltet, daß man überß Bluot richtet, Laſſt man gleich wol Jung vnd Alt zulofen, 
biß zur Haubt Brthell, alß dan aber föllend nit allein die nit Landtleuth werendt, 
fonder auch die Landleut vnder 20 Jahren abtretten vnd hierumb nit helf⸗ 
fen mindern noch mehren.” 

(„Bon Räthen” u. f. w.) „Wa Rächtshendell von vnſern Vnder— 
thanen albar kommend, follend vor Näth vnd Laybtlüthen spidirt werden.” — 
Nachtrag von 1624: „Doch fol feiner fo under zwengig Jahren feineß Alter auch 








*) Bergl. für Uri Urf. v. 1595 im erwähnten Manuffr.: ver dreifache Landrath 
„Tampt den Landtlüthen in dem Rathhus verſampt“ erläßt ein Grläuterungsgefeß 
über Pfandrecht; für Schwyz Satzungen v. 1668 („Bor Räht vnd Landleuthen“), 
1685 („vor Einem dreyrachen Landtrath vndt gemeinen Yandtlüthen, da Jedem Ehr⸗ 
lichen Sandtman Beyzuowohnen Frengeftelt ware”) und 1717 („lanbtanıman Rhät 
u. gemein Landtleuth Gines dreyfachen Landtrath bey offner Thür — verfambt“) 
im Landb. I. 106, MH. 79, 81 (Kothing ©. 109, 186, 188). 

Landégem. Prot. v. 1796. 

%) Beriafiungsurf. v. 1816 bei Snell II. 220. 

) Dergl. unten Kap. 11, $. 2. 

N) „Die Erbrechte des Kant. Schwyz“ in ber Zeitfchr. für z fchweig. Recht V. 150. 
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nit mit ſtoͤckhen: fonder eintweberß mit Dägen oder Mantel in ſolchen Hendlen in bie 
Mathſtuben gehn.” 


Als letzter Ueberreſt der alten deutfchen Volksgerichte hat fich in 
Nidwalden die allgemeine Befugniß der volljährigen Landleute, bei 
“ ber Beurtheilung todeswürdiger Verbrechen mitzuwirken, bis auf 
unfere Zeit erhalten). 

Wenn übrigens auch nad) allem Angeführten die Kompetenzen 
von Räth’ und Landleuten bedeutend zu nennen find, fo behielt dieſe 
Berfammlung doc immer einen außerorbentliden Charakter bei. 
Sie hatte nur Gewalt in den Angelegenheiten, welche ihrem Ent- 
fheide ausbrüdlich übertragen waren, und gehörte nicht zu den 
Hauptorganen des Staates, deren Geſchaͤftskreis keineswegs fo ges 
nau umfchrieben war. Daß fie namentlich dem Rathe nicht überges 
ordnet war, zeigt eine Saguny Nidwalden's von 1690, daß Räth’ 
und Landleute die Befchlüffe des gefefinen Rathes nicht abändern 
mögen 10). Eine viel wichtigere Stellung hätten freilich in dieſem 
Landestheile Räth’ und Landleute eingenommen, wenn der Beſchluß 
der Bandsgemeinde von 1645, nad) welchem fie die fchlecht befuchte 
Nachgemeinde erſehen, alſo vorzugsweiſe die geſetzgebende Gewalt 
ausüben ſollten, in Kraft geblieben wäre; allein ſchon 1654 wurde 
die Nachgemeinde wieder eingeführt =), 


$. 2. Die zwei- und dreifachen Landräthe. 


Gehen wir nun über zu den erweiterten Näthen im engern 
Sinne, fo war e8 immer noch Regel, daß in die zwei- und dreifa- 
hen Landräthe, welche je nad) der in den einzelnen Ländern gelten- 
den Hebung bei wichtigern Gefchäften einberufen zu werben pflegten, 
jeder Rathsherr nad) eigner Auswahl einen oder zwei Männer mit 
fi) nahm, denen er beim Eide gebieten fonnte, in ber Berfammlung 
zu erfcheinen?!). In Nidwalden war jedody ausprüdlich vorge⸗ 


) Beriaflungsurf. v. 1816 a. a. D. 


ꝛe) Nachtrag zum Landb. v. 1623, unter dem Titel: „Mindere Gwalt bem 
mehreren nit tingriffen.“ 

200) Landsgem. Prot. bei Deſchwanden Geld. der Geſetzgeb. 

12) „Ordnung ber zweyfachen Landtß Räthen” inUri, im erwähnten Dlanuffr.: 
„Wan gar fchwäre Sachen vorfallen, dag ein Rath old LandtRath bebundte, ein 
zwehfachen Landtß Rath zu beruoffen, follen die HH. Borgefeßte vnd ein jeder Rathß 
Fründt einen gefcheiden, ehrlichen Lanbtnan mit fi in Landtß Rath nem: 
men, ber dann bey feinem Eydt den er dem Batterlandt gefchworen zu er- 
feinen vnd über die waltende gefchäfften zu urtheilen vnd zu richten ſchuldig 
if.” Len ©.155. Haft II 242. 
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ſchrieben, es folle kein Rathsherr feinen Sohn in den zweifachen 
Landrath mitnehmen 9). In Schwyz wurden bei Eröffnung jeder 
zwei⸗ oder dreifachen Rathsſitzung die Rathsherren ihrem Range 
nad aufgerufen und „um ihre beftellten Landleute“ befragt; Diefe 
wurden dann In gleicher Reihenfolge hereinberufen?Y. Wenn e8 
fi) im zweifachen Landrathe um Beurtheilung von Straffällen han- 
delte und ein Rathsherr wegen Verwandtſchaft mit dem Angeklagten 
in Ausftand-fam, fo mußte auch der von ihm zugezogne Landmann 
den Austritt nehmen 9). 

u Um dem Mebelftande zu begegnen, daß die Rathsherren ihre 
Brüder und Söhne in den dreifachen Landrath mitnahmen, verord⸗ 
nete die katholiſche Landsgemeinde von Glarus im Jahr 1700, es 
follen die beizugiehenden Landleute von den Gemeinden felbft gewählt 
werden!S). Der evangelifche Landestheil blieb dagegen der alten 
Sitte treu; nur ausnahmsweife pflegten auch die gemeine und die 
evangelifche Landsgemeinde jene Verfügung zu treffen, wenn fie be= 
fonders wichtige Gefchäfte dem dreifachen Landrathe zur Erledigung 
überwiefen 9. In Schwyz wurde 1766, ald man nad) wieberher- 
geftellter Ruhe mandherlei Mißbräuche zu befeitigen trachtete, die 
Neuerung eingeführt, daß die Zugezognen für den zwei⸗ und breis 
fachen Landrath von den Kirchgemeinden gewählt werden follten, 
und zwar auf eine Amtsdauer von ſechs Jahren. In den dreifachen 
Rath hatten zu wählen: der Kirchgang Schwyz 26, Art 16, Muotta- 
tbal 14, Steinen 12, Ingenbohl 12, Sattel 12, Morſchach 8, Lo⸗ 
werz 8, Steinerberg 6, Iberg 4, Illgau 2, — zufammen 120 (ober 
mit den ſechszig Rathsherren 180) Mitglieder; im zweifachen Rathe 
erfchien dann natürlid) nur die erfte Hälfte der Gewählten. Rod 
fand man für nöthig beizufügen, daß dieſe Zugezognen erfheinen 
folten, aud) wenn die Rathsherren, denen fie beigegeben waren, 
ausbleiben würden ı7), 

Am eigenthümlichften entwickelte ſich dag Inſtitut des zweifachen 
Landrathes im Lande Appenzell. Bor ver Landestheilung beftand 
derfelbe aus den Lanvesbeamten und fämmtlicdhen Gemeindevor⸗ 
ftehern, welch' Iegtere nicht weniger ald 288 Mann ausmadjten. 


1) Nachtrag v. 1677 im Landb. v. 1623. 

29 Mathöregel v. 1712 im Archiv Schwyz. 

14) Praktizirordnung v. 1720 ebenda. 

1) Kath. Landsgem. Prot. 

10) Gvang. Landsgem. Prot. v. 1701. Gem. Landegem. Brot. v. 1713 u. 1768. 
I) Landsgem. Prot. 
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Jede der zwoͤlf Rhoden ernannte nämlich zunaͤchſt für die Beforgung 
ihrer eignen Geſchaͤfte 12 Klein- und 12 Großraͤthe; im Lande aber 
befuchten — was zur Bermeidung von Mißverftännnifien wohl zu 
beachten ift — jene allein den Großen und diefe mit ihnen den zwei⸗ 
fachen Rath). Nach der Landestheilung fiel in Innerrhoden der 
zweifadye Landrath zufammen mit dem Großen Rathe. Jede der 
feh8 alten Rhoden, fowie die neue Rhode Hirſchberg und Oberegg 
wählten 2 Hauptlente (einen regierenden unb einen ftilleftehenpen), 
6 kleine und 8 große Räthe, fo daß der „große zweifache Rath” (in 
feiner orventlidhen Frühlingsfigung „Reu und Alte Näthe :%) ger 
nannt), mit Inbegriff der Landesbeamten aus mehr ala 120 Mit 
gliedern beftand. Eine Verordnung von 1723, nad) welcher die Zahl 
ber Eleinen und großen Räthe auf die Hälfte vermindert werben 
ſollte, ſcheint nicht durchgeführt worden gu ſeyn 2%). In Außerrho⸗ 
den dagegen hebt das Landbuch von 163229 den zweifachen Land» 
rath ausprüdlich als eine der fonftituirten Gewalten hervor und ftellt 
ihn dem Großen (gebotnen) Rathe gegenüber. Da neben einigen 
alten Rhoden, welche die hergebrachte Zahl ihrer Vorfteher behtel- 
ten, neue Gemeinden entftanden, De mit eignen Hauptleuten und 
Räthen ausgerüftet wurden, fo war 1641 die Zahl der Mitglieder 
des zweifachen Landrathes bereit3 anf 203 angeftiegen??). Es iſt 
freilich fehr zu bezweifeln, daß jemals eine fo zahlreiche Verſamm⸗ 
lung gehalten wurbe, indem eben wohl nie alle Gemeindevorſteher, 
wenn fie auch zu erſcheinen berechtigt waren, wirklich ſich einfanden. 
Jedenfalls wurde der Umfang der Behörde fehr vermindert durch 
den Beſchluß des Großen Rathes vom d. Mai 1647 29), daß an 


10) Bellw. Geſch. IIL 2. 178, 181, 189. 

19) Vergl. über diefen Ausdruck oben Th. I. &. 288. 

20) Randb. Art. 127. Walfer I 51, 52. Leu ©. 551. Snell iM. 471. 

22) „Item waß ein Landtßgemeind erfennt, daß foll Kein Rath abthun ober 
bredden. Item waß ein zwenfaher Rath erfhendt, daß foll fein gebotner 
Rath abthun. Vnd waß ein gebotner Nat erfhendt, daß foll Kein Kleiner Rath 
abthun.“ 

337) Megimentsverzeihniß in den Zellw. Samml. Urnäſch hatte 12 Klein⸗ und 
12 Großräthe; Herifau ebenfo; Hundwyl die obere Rhode ebenfo; Hundwyl die uns 
tere Rhode ebenſo; Teufen 8 Klein: und 8 Großräthe; Speicher 6 Klein: und 6 
Großraͤthe; Trogen 10 Klein: und 6 Großräthe; Grub 4 Klein und 4 Grofräthe; 
Kurzenberg 6 Klein: und 6 Großräthe; Unterhirfchberg 4 Klein: und 4 Großräthe; 
Oberhirſchberg 4 Klein: und 2 Großraͤthe; Oberegg 3 Klein: und 2 Großräthe; 
Bois 6 Kleins und 6 Großraͤthe. Dazu Samen noch die 10 Landesbeamten, der 
Lanpfchreiber und der Landweibel. 

38) Urk. ebenda. 
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Heu’ und Alten Räthen (fo hieß der zweifache Lanprath in feiner 
ordentlichen Frühlingsfigung, gewöhnlich der einzigen im Jahre) 
nur die Hälfte der Kleinräthe jeder Gemeinde neben den Landesbe⸗ 
amten, im Ganzen alfo nur etwa 60 Mann figen follten. Die naͤm⸗ 
liche Mitgliederzahl wurde dann aud) dem fogen. unpartheiifchen 
Rathe gegeben, welder 1654 von der Landsgemeinde gegen den 
Willen der Obrigkeit und in der Abficht, dem Auflommen eines Fa⸗ 
milienregimentes entgegenzutreten, eingeführt wurde. Es durften 
in demfelben Berwandte bis zum Grade von Gefchwifterkindern nicht 
neben einander figen und die Mitglieder waren nad) Verhältniß der 
Bevölkerung auf die Kirchhören vertheilt9. Allein ſchon nach zwei 
Fahren wurde diefer unparthetifche Rath wieder abgefhafft, angeb- 
lich weil inzwifchen die Randleute fich felbft von der Unmöglichkeit 
des Verwandtenausſchluſſes überzeugt hatten. Mit Euger Berech⸗ 
nung ftellte der Landammann die Frage: „ob man den unpartheii- 
fhen Rath beibehalten oder ob man e8 haben wolle wie von Alters 
ber, wie die frommen Bordern”, und bei dem anziehenden Klange, 
den bie leptern Worte für jede Landsgemeinde haben, ift e8 um fo 
begreiflicher, daß die Mehrheit auf diefe Seite fiel?9. Nachdem ins 
defien 16572”) die Zahl der Mitglieder des Großen Rathes definitiv 
auf 30 befchränft worden, verftand es fi) von felbft, daß auch zum 
zweifachen Landrathe nur wenige von ven Gemeindevorftehern zuge⸗ 
zogen wurden. Nach einer Verordnung von 1723 beftand berfelbe 
aus den ſaͤmmtlichen Kandesbeamten (Landſchreiber und Landweibel 
inbegriffen), dann den beiden’ Hauptleuten von jeder ver 19 Ges 
meinden und ferner 8 Räthen von Hundwyl, 4 von Herifau, 4 von 
Urnäfchen, 4 von Teufen, 2 von Trogen, 2 von Gais, 1 von 
Schwelbrunn, 1 von Speicher, 1 von Rehetobel, 1 von Wald, 1 
von Grub, 1 von Heiden, 1 von Wolfhalden, 1 von Supenberg, 1 


2”) Pol. Landb. Art. 48. 

3) Urnäfchen wählte 6, Herifau 12, Sqhwellbrunn 2, Hundwyl 8, Teufen 3, 
Speicher 2, Trogen 9, Grub 2, Kurzenberg 6, Unterhirfchberg 2, Oberhirſchberg 
1, Dberegg 1, Gais 6 Mann. Bandegemeinbbefchl. im Mathsprot. Vgl. Walfer 
I. 626. 


2%) Rathsprot. Vgl. Bühler, Raths⸗ und Gerichtswefen. 

an) Beſchluß von Neu’ u. Alten Räthen im Prot.: „Ferners wird angefedhen, 
bag man fürterhin die großen Räth (verftehnt fi) nebendt dem großen Lanbtsrath 
Neuw' u. alt Raͤth genandt) nit höcher alß von 30 perfonen Kalten wölle, u. waß ein 
folder Landtrath von 30 perfonen erkendt, foll ebenfe krefftig u. gültig fein, als 
war eß von dem hoͤchſten gwalt Neuer u. Alt Rüthen wäre erkendt u. geichloflen 
worben.“ 


Die Räthe. 173 


von Walzenhauſen, 1 von Rüthi, — im Ganzen alfo aus 84 Per⸗ 
fonen 2°). 

Was nun den Gefchäftsfreis der zwei- und dreifachen Land⸗ 
räthe betrifft, fo war er wefentlid) der gleiche wie derjenige ver 
Landsgemeinde, den wir in feinen Einzelnheiten einläßlicd) dargeftellt 
haben; nur leiteten fie eben ihre Befugniffe meiftens nicht aus eig- 
nem Rechte, fondern aus — ftilfchweigender oder ausdrücklicher — 
Vebertragung von Seite der fouveränen Volföverfammlung her. Es 
gilt diefes insbefondere von den zahlreichen Geſetzen und Verord⸗ 
nungen, weldje die erweiterten Näthe im Laufe der Jahrhunderte 
über die verfchiedenften Gegenjtände des Rechtslebens und der Ver- 
waltung, oft felbft der Verfaffung erließen. Die Landbücher von 
Schwyz, Nidwalden, Glarus und Appenzell (beider Landes 
theile) enthalten eine Menge foldjer Satungen der zwei⸗ und brei- 
fachen Landräthe, welche fich zu Berathung berfelben in der erften 
Woche nad) der Landsgemeinde zu verfammeln pflegten. Um über 
die Kompetenz feinen Zweifel walten zu laffen, findet fich na⸗ 
mentlid) in Glarus und Nidwalden häufig bemerkt, daß die Lands⸗ 
gemeinde Vollmacht ertheilt habe; in Appenzell dagegen nimmt 
der zweifache Landrath, der ſich felbft in dem oben angeführten Bes 
ſchluſſe von 1657 die hoͤchſte Gewalt: nennt und von den Schrift: 
ftellern 2°) geradezu als die gefeßgebende Behörde bezeichnet wird, 
eine felbftftändigere Stellung ein. Dazu mögen die jährlichen 
Landmandate beigetragen haben, deren Erlaffung in feiner Kom⸗ 
petenz lag und die, wenn fie auch zunächft fittenpolizeilichen Inhaltes 
waren, doc) häufig In andere Gebiete hinübergriffen. Soldye Land- 
mandate, von ziveis und dreifachen Landräthen erlaffen, kommen 
zwar ſchon frühe auch in Uri?) und Glarus? ) vor, aber audy bei 
diefen Verordnungen berufen ſich hier die Behörden immer auf eine 
von der Landsgemeinde erhaltne Ermächtigung. — Bon den erwei⸗ 
terten Räthen wurden ferner hin und wieder auch Landesfteuern auf: 
exlegt: jo 1633 in Schwyz eine außerordentliche Kriegsfteuer von 
einem dreifachen Landrathe? ). Ebenfo fehen wir diefelben zuweilen 
ftatt der Landsgemeinde Verträge abfchließen: fo ging der zweifache 


25, Malfer I. 735. Yafı IM. 111. Leu ©. 553. 
2) Walſer J. 3. Faſi a. a. O. 

2e) rk. v. 1570 in dem erwähnten Manuffr. 

s Urk. v. 1615 in dert. U. ©. 

32) Landb. I. 101 (Kothing ©. 102). 
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Landrath von Appenzell 1579 einen Vertrag mit der Graffchaft 
Toggenburg über Erbfchaften, Abzugsrechte u. f. w. ein®®). Im 
Allgemeinen wurden eidgenöffifche Angelegenheiten nicht felten von 
den erweiterten Räthen behandelt. Im Glarnerhandel von 1564 
war e8 ein zweifadyer Landrath in Obwalden, ein dreifadher in 
Nidwalden und Uri, welder die Gefandten der fieben unparthelis 
ſchen Orte anhörtess), und in Schwyz war es ein dreifacher Land⸗ 
rath, welcher hinftchtlid) des von Glarus gewählten Vogtes nad) 
Utznach jene ungemeßnen Korderungen ftellte, von denen wir oben 
(Kap. 1. ©. 43) berichtet haben. Auch als im Spätherbft 1585 vie 
IV evangelifchen Städte fid) veranlaßt fahen, wegen der obwalten- 
den Streitigkeiten eine Geſandtſchaft an die katholiſchen und unpar⸗ 
theiifchen Stände zu fchiden, war ed in Schwyz ein dreifadher, in 
Zug und Appenzell ein zweifacher Landrath, vor welchem diefelbe 
ihren Auftrag eröffnete?). Die Landsgemeinde von Glarus über» 
wies 1580 die Frage, ob man den Bernern die Waadt wolle „ſchü⸗ 
gen und ſchirmen helfen”, dem dreifachen Landrathe zur Entſchei⸗ 
dung, und beim Ausbruche des Toggenburgerkrieges erkannte dieſe 
Behörde, kraft von den Kirchgemeinden erhaltner Vollmacht, am 
18. April 1712 die bewaffnete Neutralität und den Randfrieden unter 
den Religionspartheien®Y. — Auch die VBerhältniffe der abhängigen 
Landfchaften unterlagen nicht felten dem Entfcheide der erweiterten 
Käthe. In Schwyz 3. B. ftellte 1671 ein zweifacher Landrath 
Sagungen für den Hof Wollerau aff?”) und 1727 wurde dag Zug⸗ 
recht bei Gülten in der March von einem dreifachen Landrathe näher 
geregelt). In Glarus fchwebte in den Jahren 1720 und 1721 
der Werdenbergerhandel mehrmals vor dem dreifachen Kandrathe®"). 
— Ebenſo pflegten wichtigere adminiftrative Verfügungen für das 
Land felbft namentlich in Appenzell vom zweifachen Landrathe ge= 
troffen zu werden: fo 1563 eine Verordnung für das Siechenhaug, 
1589 der Befchluß, daß die Gemeinde Grub dem, in ihrer Streit- 
fache mit dem Abte von St. Gallen ausgefällten Schiedsſpruche nach⸗ 


29 urk. bei Zellweger Nro. 946. 

8) Urkk. v. 1. u. 5. März ebenda Nro. 902, 904. 

8) Streuber in den Basler Beiträgen IV. 367. Urk. v. 24. Jan. 1586 bei 
gellw. Nro. 972. 

2) Landsgem. Prot. 

em Ur. im Archiv Schwyz. 

”) Landb. I. 110 (Kothing ©. 113). 
3) Landsgem. Brot. 


„ 
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fommen folle?%), 1668 und 1686 Entfcheidungen über die Kirchen- 
bauftreitigkeiten zu Rehetobel und Waldtı). In Urt beburften alle 
Landesausgaben von mehr ald 40 Gulden, insbeſondere milde Bei⸗ 
fteuern, welche diefen Betrag überftiegen, der Genehmigung bes 
zweifachen Landrathes?). In Schwyz war der dreifache Landrath 
befugt, in Nothfaͤllen zu befchließen, daß ber Schag angegriffen 
werben folle*?). 

"Bon befonderer Wichtigkeit war die ftrafrichterliche Thätig« 
feit der erweiterten Räthe, welche, wie wir im vorigen Zeitraume 
gefehen, zu ihrer Alteften Kompetenz gehörte. In Uritt) beurtheilte 
der zweifache, in Obmwalden?®) der dreifache Landrath alle Malefiz⸗ 
fälle. In Schwyz beftrafte der zweifache Lanbrath Friedbrüche), 
Praktizirvergehen und Nadjtfrevelt"). In andern Ländern befchäf- 
tigten ſich die erweiterten Räthe mit der Strafjuſtiz nur ausnahms⸗ 
weife, in Fällen, wo „am Willen oder an der Kraft des einfachen 
Rathes gezweifelt wurde" 4%). So wurden Hauptleute und Gemeine, 
welche ohne obrigfeitliche Erlaubniß oder gegen ausdrückliches Vers 
bot in franzöfifche Kriegspienfte gezogen, 1536 in Zug und 1570 in 
Glarus, hier aus Auftrag der Landsgemeinde, vom zweifachen 
Landrathe beftraft. 1750 verfammelte ſich ein dreifacher evangelifcher 
Landrath in Glarus, um einen Malefizfall zu beurtheilen, bei wel 
dem angefehene Bamilien betheiligt waren”). In Appenzell bes 
firafte der zweifache Landrath im 16. Jahrhundert Faͤlle von Roth» 
zucht und Ehebruch 5%), 1734 orbnungswidriges Benehmen an einer 
von Partheien zerrifinen, tumultuarifchen Landgemeinde 5). 

Nur ſehr felten wurden auch Eivilrehtsfälle von befonderer 
Wichtigkeit vor. bie erweiterten Räthe gebradht: fo in Appenzell 


0) Yrff. bei Zellw. Nro. 898, 996. 

#1) Urkk. in den Sellw. Samml. Vgl Walfer I. 9. 

7) 4.2.9. Art. 251 (Satzung v. 1611). 

5) Ark. im Archiv Schwyz. 

+) „Ordnung der Maleflz- Landtg- Mäthen” im erwähnten Manuffr. 
5) Satzung v. 1629 im Landb. v. 1635. Verfaflung v. 1816 bei Snell II. 216. 
4) Satzung v. 1662 im Landb. J. 9 (Kothing ©. 25). 

7) Len ©. 555. 

“) Stablin IV. 399, 

7) Matheprotofolle. 

“) Zellw. Geld. II. 2. 179. 

s) Malfer IL 100. 
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1535 ein Rechtöftreit zwifchen ven Kirchhören Appenzell und Gais, 
den der zweifache Lanprath einem Ausfchuffe von 12 Männern zur 
Entſcheidung überwies>2), 1620 ein Forderungs⸗ und Injurienftreit 
zwifchen Dietrich Stauffacher von Glarus und zwei Lanbleuten, in 
den ſich die eidgenöffifchen Orte mifchten®®), und in den Jahren 
1708 und 1712 ein Erbfchaftsftreit, welcher große Partheiung im 
Lande verurfacdhte:%. In legterer Angelegenheit wurde fogar ein⸗ 
. mal — was fonft nirgends vorfümmt — ein vierfacher Rath ges 
halten. Auch in Schwyz wiefen 1709 das Siebnergericht und der 
Rath einen Civilftreit betreffend einen Liegenfchaftsfauf, in weldyem 
ebenfalls zwei große Partheien einander gegenüberftanden, an den 
dreifachen Landrath 55). 

War e8 bei Redhtshändeln, welche im Lande felbft vorkamen, 
immer nur Ausnahme, daß auf ſolche Weife die erweiterten Räthe 
ſich damit zu befchäftigen hatten, fo ftand Dagegen in Nidwalden 
feit 1665 dem zweifachen Landrathe die regelmäßige Beurtheilung 
der Appellationen aus den gemeinen Herrfchaften zu, weldje früher, 
wie wir gefehen haben, von Räthen und Landleuten entſchieden 
worden waren 9). 


8.3. Der gefefine Rath. 


Wie urfprünglid) nur Rath und Landsgemeinde fi) gegenüber- 
geftanden waren und erſt im Laufe der Zeit die Zahl der Behörden 
‚ fi) vermehrt hatte, fo bildete fortwährend der einfache Rath, „Am⸗ 
mann und Rath” oder, im Gegenfage zu engern Ausfchüflen, 
„ganzer", „ganz gefefiner" oder auch nur „gefefiner” (d. h. vollftän- 
Dig befegter) Rath genannt, die Einheit, aus welcher bald durch 
Vervielfachung größere, bald durch Befchränfung der Mitgliederzahl 
Kleinere Kollegien gebildet wurden. 

Was die Zufammenfegung des Rathes betrifft, fo beftand 
berjelbe Hauptfächlicdh aus folgenden zwei, ihrem Urfprunge und ihrer 


2 Ark. bei Zellw. Nro. 789. 

sn Urk. in den Zellw. Samml. 

5) Walſer I. 709. 

») Landb. IV. 1 (Kothing ©. 353). 

2 Die oben (S. 168) mitgetheilte Stelle des Landb. v. 1623 fährt in einem 
Nachtrage von 1665 (Landrathsbeſchluß) fort: „Jedoch daß die Rathfherren (denen 
eß ſoll kundt gethan werden) ein ieder einen Landtman zu ihme nemmen fölle und nit 
ein Jeber Landtman gewalt barzue zu gehn noch zu mehren haben fälle.“ 
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Beratung nad) verfhiennen Elementen: ben von der Landsgemeinde 
gewählten Landesbeamten („Borgefehte" oder „vorfigende Herren”, 
in Glarus „Schrankenherren“, in Appenzell „Amtleute" genannt), 
denen wir noch einen beſondern Abſchnitt widmen werben, ımb ben, 
von den ‚einzelnen Gemeinden oder Wahlkreiſen ernannten Raths⸗ 
herren, welche in der Regel zugleich Gemeindevorſteher waren. Die 
Zahl dieſer letztern blieb in Uri und Schwyz unveraͤndert, wie wir 
fie ſchon im vorigen Zeitraume keunen gelernt haben: es waren 60 


. Mitglieder, gleidymäßig abgetheilt auf die 10 Genoffamen und auf 


' 


die 6 Biertel°Y. In Uri gab e8 indeſſen nicht bloß ganze, ſondern 
auch Halbe, drittels und ſechstels Genoflamen; wie jene 6, fo hat- 
ten diefe'3, 2 und 1 Rathsherrn zu wählen:). In Unterwalden 
wurden in jedem ber beiden Landestheile 58 Rathsherren ernannt, 
welche in ver Weife vertheilt waren, daß in Obwalden jeder der 
zwei großen Kirchgaͤnge Sarnen und Kerns 15 und jeder der vier 
Heinen Kirchgaͤnge Sachſeln, Alpnach, Giswyl und Lungern 7 Mite 
glieder, in Nidwalden aber jede der fieben größern Uerthenen 
(Stans, Buochs, VBürgen, Bedenried mit Emmetten, Wolfenſchie⸗ 
gen, Ennenmoo8 und HergiswyD 6 und jede der vier kleinern Uer⸗ 
thenen (Obervorf, Büren, Dallenwyl und Stansftad) 4 Mitglieder 
wähltes”). In Glarus wurde tm Anfange diefes Zeitraumes eins 
mal die Zahl der Rathsglieder jedes Tagwens von 4 auf 2 herabges 
ſetztee); doch hatte Diefe neue Ordnung jedenfalls nur kurzen Bes 
fland. In Yolge der Religionsverträge beftand der gemeine Rath 


*") Diefe hießen: 1) das Arther, 2) das Steiner, 3) das Neu⸗, 4) das Alte, 
5) das Nidwäſſer⸗ und 6) das Musttathaler Viertel. 
5%) Folgendes fiud die zehn alten Genoſſamen Uri's nach ber Kriegsordnung 
von 1600: 
L Altorf. 
II. %, Altorf, Y, Flüclen, Y, Sifftlon. 
DI. Bürglen ob dem Gräbli. 
IV. Y, Schattorf, Y, Gritielven zur Klus, Y, Bürglen nid dem Gräbli. 
V. Spiringen. 
VE Y, Unterfhädhen, Y Waſen, Göfchenen und im Meyen. 
VII. Silenen dieffeits der Reuß. 
VIII. Gurtnellen, im Kirchgang Silenen, jenfeits der Reuß; Y, Erftielden 
jenfeits der Ruß. 
IX. %, Attinghaufen, % Seedorf, Y, Ribshaufen. 
X. Y, Seelisberg, Y, Ifenthal, Y, Bauen. 
9) Landb. Nidwalden's v. 1623, v. Rahts Play. Faͤſi U. 311, 3%. Leu 
S. 550. . 
) Val. Tſchudi & Chronit (2. 1533) im Archiv f. ſchw. Bi IX. 445. 
Blumer, StaatE und Rechtsgeſchichte. II. 
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aus 63 Mitgliedern, von denen je 4 von jedem ber fünfzehn Tagıven, 
3 aber von den beiden katholiſchen Kirchgemeinden allein gewählt 
wurden). In Zug wurde der Stadt: und Amtsrath in der Weife 
gebildet, daß die Stadt 13, jede der drei Außern Gemeinden (Hegeri, 
Menzingen und Baar) aber I Mitglieder in denfelben abordnete *2). 
In Appenzell beftand bis zur Kandestheilung der Große Rath aus 
144 Mitgliedern, je 12 aus jeder der zwölf Rhoden“*). Rad) ber 
Landestheilung hatte Inuerrhoden, wie wir gefehen haben, feinen 
vom zweifachen Landrathe unterſchiednen Großen Rath mehr, fon- 
dern es ftand dem „großen zweifachen Rathe“ als regelmäßige Ber 
hörbe. bloß noch der Wochenrath gegenüber. In Außerrhoden 
hingegen fühlte man bald das Bedürfniß wefentlicher Verminderung 
der Mitglieverzahl des Großen Rathes. Schon 1647 wurde ver- 
ordnet, es feyen die Malefiz-Großräthe in der Weife zu halten, daß 
neben den Landesbeamten bloß 4 Mann von Herifau, 3 von Hund⸗ 
wyl, 2 von Urnäfchen, 2 von Trogen, 2 von Kurzenberg und je 1 
von Teufen, Speider, Gais, Unterhirſchberg, Oberbirfchberg, 
Dberegg und Gais ſitzen follen). Seit 1657 aber beftand ber 
Große Rath, in Folge des oben (N. 27) erwähnten Beſchluſſes von 
Ren’ und Alten Räthen, aus den Landesbeamten und den regieren- 
den Hauptleuten der Gemeinden‘), alfo zu Ende des Zeitraumes, 
ba die Zahl der lestern auf 20 angeftiegen war, aus 34 Perfonen. 
Die Rathöherrenftellen fheinen in Glarus in früherer Zeit 
nur auf ein Fahr befegt worben. zu feyn 9); fpäter wurden fie über- 
all Iebenslänglih. Ob die Gemeinden befugt feyen, wegen unbes 
friedigender Amtsführung einen Rathsherrn feiner Stelle zu ent 
fegen, war, wie wir oben (Kap. 3. S. 140) gefehen, eine beftrittene 
Frage; indefien fehlt e8 aud) außer dem Kanton Zug nicht an Bes 


*) Bol. oben Kap. 1, ©. 48. Trümpi ©. 130. Die 15 Tagwen hießen 
nad der Kriegsorbnung von 1644: 1) Elm, 2) Matt und Gngi, 3) Linthal, 4) 
Rüti und Ennerlinth, 5) Betſchwanden, 6) Nitfurn, 7) Schwanden, 8) Mitlöbi, 
9) Ennenda, 10) Glarus, 11) Netftal, 12) Mollis, 13) Näfels, 14) Obers und 
Miederurnen, 15) Kerenzen und Bilten. 

) Leu ©.551. Faſi IT. 366. 

*2) Zellw. Gef. IH. 2. 181. Urkt. Nro. 1041. 

9), Urk. in den Zellw. Samml. 

*) Leu ©5853. Walfer I. 52, 631. 

Y)A.2. B. Bl. 52 B (3. 1573), wo die Frage aufgeworfen wird, ob ein 
Nathöherr, der in einen andern Tagwen ziehe, ſyn Jar vßdienen“ folle. 


v⸗ 
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fptelen dafür, daß foldye Mmtsentfehungen, wenn aud) felten, wirk⸗ 
lich vorfamen®"). 


Da die Rathöherren zugleidy Gemeindebeamte waren, fo ift es 
begreifli, daß fie in Glarus) ihre Stelle verloren, wenn fie 
aus dem Tagwen, der ie gewählt, wegzogen, und In Rivwalden ) 
ed der betreffenden Uerthe wenigftens freiftand, an den latz des 
weggezognen Rathsherrn einen neuen zu wählen. Dagegen durfte 
hier, wenn ein Rathsherr zu einem Landesamte oder einer Land- 
vogtei befbrdert wurde, von feinem Wahlkreiſe kein anderer an feine 
Stelle ernannt werden; ebenfo verhielt e8 fi in Zug, wenn ein 
Rathsherr zum Ammann gewählt wurde 9. 


Die Gefahr einer Familienherrſchaft Tiegt in unfern Eleinen 
Ländern um fo näher als in der Regel die durch Bermögen und Aus 
Bere Stellung hervorrägenden Familien, aus welchen die Regierung 
vorzugsweiſe befegt werden muß, unter einander verwandt und vers 
ſchwaͤgert ſind. Wir finden daher überall vorſorgliche Beſtimmun⸗ 
gen in dieſer Richtung. In Schwyz durften nicht Vater und Sohn 
oder zwei Brüder zufammen im Rathe ſihen?). In Uri.und Un- 
termalden fonnten Verwandte diefer Grade nicht von einer ober 
mehrern Gemeinden mit einander in den Rath gewählt werben, da⸗ 
gegen war bie Landsgemeinde'bei Beſehung ber Landesämter in dies 
fer Hinſicht nicht beſchraͤnkte). Aud) in Glarus befchloß die evan- 
gelifche Landsgemeinde wiederholt, es follen nicht Vater und Sohn, 
zwei Brüder oder Schwäger mit einander im Rathe figen; allein es 
ſcheint dieſe löbliche Sagung nie redjt zur Geltung gelommen zu 
feyn und wurde zulegt wieder aufgehoben’). In Uri und Schwyz 
wurde fogar darauf gehalten, daß nicht zu viele Mitglieder aus ei- 
nem Geſchlechte im Rathe figen durften: dort konnten ihrer nicht 


en) Rath. Landsgem. Brot. v. Glarus v. 3.183. Walfer-NRüfch IM. 99. 
e) A. L. B. a. a. O. Es iſt möglich, daß auf die hier enthaltne Erläuterung 
konfeſſionelle Rückſichten einwirkten; wenigſtens geht aus einem Projekt der V Orte 
von 1559 (Heer. Samml.) hervor, daß manche Altgläubige aus andern Gemeinden 


nad dem Hauptorte Glarus zogen und dann der Bequemlichkeit wegen von ihren 
Tagwen in den Rath gewählt wurben. 


*) Landb. v. 1023 a. a. O., Nachtrag v. 1633, 

2) Stablin IIL 23, N. 77). 

N) Satzung v. 1674 im Landb. IL 69 (Kothing ©. 181). 

2) Leu ©. 554. Satzung v. 1681 im Landb. v. Nidwalden. 
22 Gyang. Landégem. Prot. v. 1688, 1722, 1778 und 1779. 
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mehr ald vier gewählt werden *), Bier zwei von einem Viertel und 
einer von der. Landgemeinde ?>). 

Neben den ordentlidyen Mitgliedern des Rathes, den Landes- 
beamten und den von den Gemeinden gewählten Rathöherren, pfleg⸗ 
ten In demfelben audj noch einzelne außerordentliche. oder, wie man 
fie wohl nennen darf, Ehrenmitglieder zu figen._ Zu biefen ges 
hörten insbefondere die abgetretnen Landammänner, denen in allen 
unfern Ländern, ausgenommen Zug und Appenzell, ein lebensläng- 
licher Ehrenplag im Rathe, unmittelbar nad) dem regierenden Land⸗ 
ammann, eingeräumt wurde’‘). In Nidwalden behielten auch 
alfe geweinen Statthalter, Sädelmeifter, Baumeifter, Obervögte, 
Landfchreiber, Landweibel und Landvögte nad) dem Rücktritte vom 
Amte den lebenslänglichen Beifig im Rather)y. In Glarus war 
es alter Brauch, daß die geweinen Lanbvögte von Baden lebens⸗ 
fängli in den Rath gingen; derfelbe wurhe zwar 1552 von der 
Landsgemeinde aufgehoben, 1584 aber vom zweifachen Landrathe 
wieder beftätigt und bis an’8 Ende des Zeitraumes fortwährend bes 
obachtet?e). Im evangelifchen Rathe, wo aud) ſaͤmmtliche Mitglie- 
- der der Gerichte Sitz und Stimme hatten, wurde feit 1779 den ges 
meinen und konfeffionellen Sädelmeiftern nad) Ablauf ihrer ſechs⸗ 
jährigen Amtsdauer der Iebenslängliche Beifip gewährt). Es kam 
überdies zuweilen vor, daß der Rath felbit einzelnen verdienten 
Männern (3. B. 1653 dem Lieutenant Trümpi, welcher ſich im 
Bauernkriege gut gehalten) einen Ehrenplag in feiner Mitte ein- 
räumte oder Offiziere in fremden Dienften, welche ſich vorübergehend 
im Lande aufhielten, zur Theilnahme an feinen Sigungen einlud; 
die Landsgemeinde aber zeigte ſich gewoͤhnlich derartigen Gunftbe- 
zeugungen abgeneigt, und wenn fie aud) im einzelnen Falle Die Ver⸗ 
fügung des Rathes hinterher beftätigte, fo vergaß fie doch nicht für 
die Zufunft anzudeuten, daß derfelbe von fid) aus keine Wahlen zu 
treffen habe 2o). Auf ähnliche Weife behielt die Landsgemeinde von 
Uri fid) allein das Recht vor, geweinen Landvoͤgten und andern ans 


20) Landsgem. Brot. v. 1797. 

5) Landégem. Brot. v. 1701. 

9) Leu S. 550 ff. A. L. B. v. Uri Art. 248, 

2) Landb. v. 1623 a. a. O. 

») Vrotololle. Leu S. 551. Trümpi ©. 146. 

’*) Cwang. Landegem. Brot. v. 1723, 1779, 1780. 

»*) Ebenda, 3. 1654, 1687, 1707. Bgl. J. H. Tſchudi S.49. Leuaa.D. 
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geſehnen und verdienten Männern einen Ehrenplap im Rathe zu 
verleihen, was nicht felten geſchahen. 

Gehen wir nun über zum Geſchaͤftskreiſe des Rathes, fo be- 
gegnen wir audy bier wieber nirgends feft ausgeſchiednen Kompeten⸗ 
gen, fondern wenn auch bie Stellung der Behörde im Allgemeinen 
vorzüglich eine verwaltende und volljiehende war, fo übte fie doch 
nicht felten auch Befugnifle, die fonft ver Landsgemeinde zuftanden, 
aus. Sapumgen des einfachen Rathes über Gegenftände des Pri- 
vatrechtes und der Polizei kommen, wenn auch nicht fo häufig wie 
folhe von zwei⸗ und dreifachen Raͤthen, doch nicht felten in 
Schwyz’), Nidwalden!” und Glarus*) vor. Oft wird dabei 
bemerkt, daß der Rath aus Auftrag der Landsgemeinde eine Ber 
ordnung erlaſſe; zuweilen erfcheint biefelbe als bloße Aufzeichnung 
eines bis dahin nur in Der Uebung beftandnen Landrechtes oder als 
@rläuterung eines geltenden Geſeges; am eheiten von felbft verftand 
ſich die Kompetenz des Rathes bei rein polizeilichen Beftimmungen 9. 
Auch Verträge mit andern Staaten ſchloß der Rath hin und wieber 
ohne befondern Auftrag der Landsgemeinde ab, body wurde feine 
Befugniß hiezu keineswegs allgemein anerkannt, vielmehr im Apr 
penzeller Landhandel von 1732 von derjenigen Parthei, welche 
Die Mehrheit des Volkes für ſich hatte, auf's lebhafteſte beftritten °9. 
Beſſer gelang es bier 1734 der Obrigkeit, einer Vollsparthel gegen 
über das Recht zu behaupten, Werbungen für auswärtige Kriegs⸗ 
dienſte zu geftatten, wofür ebenfalls eine lange Uebung in Anſpruch 
genommen wurde®”), währenn, wie wir oben gejehen, biefe Des 
fugniß fonft der Landsgemeinde zulam. Selbft über bie hoͤchſte Lans 
vesſtelle, deren Befegung fonft als eines der wichtigften Volksrechte 
angefehen wurde, verfügte zuweilen der Rath: fo bezeichnete er 
1783 in Glarus, als der Landammann während der Amtsdauer 


er) Megifter des Landegem. Prot., 3. 1708— 1720, 1741, 1763 — 1776. 

8) Landb. 1. 27, 36, 104, 111, 112. II. 46, 72, 83. (3. 1590— 1739; Kos 
thing ©. 42, 52, 107, 114, 116, 165, 184, 190.) 

8”) Vorrede bes Landb. v. 1623, Zufag v. 1665; Sapungen v. 1716, 170 u. 
1733 im Landb. v. 1806. . 

“, 4.2.9. Bl. 14 B, 20 B, 31 Au.B, MA, 36 A, 37 A, 45B, 48°A, 
61 A, 70B. (3. 1546— 1634.) 

a22) So erließ 5. B. 1574 der gefefine Landrath von Uri eine Verorbnung über 
das Gewicht, das man den Ziegern geben folle. 

se) Streitſchriften bei Walfer IL. 14, 19. 

2 Ghenda ©. 10% fi. 
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ſtarb, für den Reſt derſelben einen Racifolger:). Als jedoch in 
Appenzell I. Rh. der Große Rath 1775 e8 wagte, den Landam⸗ 
mann Suter feines Amtes zu entfegen, ftieß.er auf heftigen Wider⸗ 
ſpruch von Seite der Landleute und fah ſich genöthigt, die Landsge⸗ 
meinde einzuberufen, welde dann freilich die Abſetzutgg beftätigte *%). 

Die Ertheilung von Inſtruktionen au die Geſandten auf Tag» 
fagungen gehörte in denjenigen Ländern, weldge das Inſtitut der 
Raͤthe und Landleute nicht kannten, ber Regel nad) unbeftritten in 
die Kompetenz des Rathes; wenn aud) zuweilen, wie wir gefehen 
haben,. die Landsgemeinde ſich damit befchäftigte, fo geſchah dieſes 
doch nur ausnahmsweiſe in befonders wichtigen Fällen. In den 
Rathöprotofollen, 3. B. von Glarus, nehmen die Inſtruktionsbera⸗ 
thungen eine vorzügliche Stelle sein, und in Appenzell A. Rh. 
wurbe 1733 ausdrücklich feftgefebt: „Die Inftruktionen follen immer 
vor einem großen Landrathe gemacht werden" 9%). Richt felten 
wurde aud) die Hustragung son Streitigleiten mit andern Kantonen 
.von der Landsgemeinde ausdrücklich dem Rathe überwielen: fo ſchon 
1558 in Glarus die Anſtaͤnde mit Schwyz wegen. des Begraͤbniſſes 
der Biltner in Schäunis*). Es verfteht fi), daß Insbefondere 
auch Die Verwaltung der Bogteien Sache des Rathes mar;.diefe 
Kompetenz wurde in Uri fo weit ausgedehnt, daß berielbe 1666 
von fi) aus Die Statuten von Livinen in’mehrern Punkten ab- 
Anderte!). Nicht minder wurden (mit Ausnahme Nidwaldens) die 
aus den Bogteien eingehenden Appellationen, wie wir im ſechster 
Kapitel fehen werden, immer vom Rathe beurtheilt;. in Schwyz 
war ausbrüdlidy feftgefegt, daß fie „vor keinem andern Gewalt be 
handelt werben follten®®). Durch wiederholte Landsgemeindſchlüſſer) 
wurde bier der geſeſſne Landrath als der „rechtmäßige Richter der 
Angehoͤrigen“ erkannt, in welcher Eigenfchaft ex namentlich aud) alle 
Streitigkeiten zwiſchen dem Stifte und der Walpftatt Einſiedeln zu 
entfcheiden hatte. 


29 Heer u. Blumer, der Kant. Blarus, ©. 260. 

») Walſer⸗Rüſch II 73 ff. 

*°) Landb. Art. 16. 

1) Landegem. Prot. 

»2) Urk. im Anhang zum A. L. B. 

*:) Rathsregel v. 1712 im Archiv Schwyz. 

20) 1897 u. 1698; 20. Mai und 24. Juni 1765; ki. November 1766. Lands⸗ 
gem. Brot. 
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Im Innern des Landes hatte der Rath, ſoweit niche minder 
wichtige Geſchaͤfte von engern Behoͤrden abgemacht zu werden pfleg⸗ 
ten, alle adminiſtrativen Angelegenheiten zu beforgen und naments 
id) das gefammte Rechnungswefen zu beauffichtigen. Wenn in 
Glarus die Befiger einer Alp verlangten, daß ihnen in Folge vor» 
genommner Berbefferungen geftattet werben möchte, etwas mehr 
Vieh auf diefelbe zu treiben, fo.hatten fie für eine ſolche, Aufſchaͤ⸗ 
gung“ fi) an ven Rath zu wenden; ihm ftand es zu, in gelinden 
Wintern die Schließung der Winterwege zu erlauben*®), ebenfo 
unterlag e8 feiner Genehmigung, wenn eine Gemeinde ihren Bürs 
gern Steuern auferlegte?Y. Zu den hauptfädhlichfien Befugnifien 
des geſeſſnen Rathes gehörte ferner die Strafgerichtäbarkeit, 
foweit fie nicht den zwei- und dreifachen Rätken übertragen war. 
In Glarus und Appenzell A. Rh. ‚bildete der einfache Rath das 
Blutgericht; in Zug beftand baffelbe fogar nyr aus einem, vom 
Stadt und Amisrathe für jeden einzelnen Zal aus feiner Mitte ges 
wählten Ausſchuſſe von 18 Mitgliedern, 6 aus der Stadt und 4 aus 
jeder der drei Landgemeinden, unter dem Vorfige des Ammann"). 
In Nidwalden, wo Todesurtheile nur von Räthen und Landleu⸗ 
ten ausgefällt werden Eonnien, war es Dagegen Sache des Rathes, 
andere ſchwere Strafen, wie Ausftelung an den Branger, Aus⸗ 
peitſchung, Brandmarkung, Verbannung und Galeerenftrafe, zu 
verhaͤngen?). Die bürgerliche Gerihtsbarkeit gehörte zur or- 
dentlichen Kompetenz des Rathes nur in Appenzell, wo von den _ 
niedern Gerichten (Kleinen Räthen oder Wochenrath) an ihn appel« 
lirt werden fonute?Y). In Glarus fand dem Rathe die Einleitung 
des Rechtöverfahrens zu, indem die Partheien jeweilen zuerk vor 
ihn zu kehren hatten, damit er ihnen „Gericht und Recht öffne”, d. 
h. fie an den fompetenten Richter weife 00). 

Nach unten bin, d. h. im Verhältnifle zu den engern Räthen, 
war die Kompetenz des gefefinen Rathes keineswegs überall gleich 
abgegränzt. Es verfteht ſich von felbft, daß, wo fich derfelbe orbent- 


, 4.2.9. Bl. 36 B (3. 1558), 72 B (3. 1640). 

**) Yrff. v. 1636 u. 1676 (Todesfallſtener zu Gunſten des Kirchengutes in Mol⸗ 
is) in den Heer. Samml. 

„) Leu ©. 567. „Memorial“ von 1733 (gevrudt). 

*°) Landb. v. 1806, III. 1. 4 (Sahung v. 1725). 

*°) Bergl. für Außerrhoden Leu S. 553, für Innerrhoben Ebel I. 220. 

100%, 41.2.9. BI. 70 (3. 1634). 
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licher Weiſe nur viermal des Jahres verfammelte, wie e8 in Uri"), 
Schwyz?) und Nidwalden?) jeweilen zur Frohnfaftenzeit geſchah, 
weit mehr Kleinere Gefchäfte den Wochenräthen- überlaflen warden, 
als wo feine Sigungen häufiger waren. 


8.4. Die engern Räthe. 


Bei der großen Zahl von Mitglievern, aus denen der gefeffne 
Rath beftand, ift es begreiflich, daß man bie Beforgung der unbe 
deutendern Gefchäfte, welche in feine Kompetenz fielen, engern' Aus⸗ 
ſchüſſen überließ, welche feine Stelle in ähnlicher Weiſe, wie bie 
zwei⸗ und dreifadyen Raͤthe diefenige der Landsgemeinde, vertraten. 
Diefe Ausfchäfie, bei denen nur einzelne Mitglieder des Rathes zu 
erflheinen verpflichtet waren, die andern dagegen Theil nehmen ober 
ausbleiben konnten, hießen meiftens Wochenräthe, ‚weil fie an be 
fimmien Wochentagen ſich zu verfammeln pflegten. In Uri beftand 
der Wochenrath aus den Landesbeamten und den Rathshetren der 
„im Boden", d, h. im Hauptthale, zunaͤchſt dem Hauptorte liegen» 
den Genoffamen, weßhalb derſelbe auch „Bodenrath“ genannt 
wurde). Seine Kompetenz war hier dahin abgegrängt, daß er in 
feinem Halle höhere Steuern als im Betrage von 20 Gulden aus 
dem Landfädel bewilligen durfte. In Schwyz fehen wir zwar 
den Samftagrath mitunter fogar Gefege erläutern‘) und über bie 
Hoheitsrechte in den Vogteien Verfügungen treffen 9 ; jedoch beftand 
feine eigentliche Aufgabe auch hier in der Erledigung der kleinern 
Geſchaͤfte („Faͤtzhaͤndell), welche man dem gefefinen Landrathe ab» 
nehmen wollte, damit diefer fidy nicht zu Häufig verfammeln müffe ®). 
Neben dem ordentlichen Samftagrathe finden wir, bier noch einen 


1) Manuffr. im Archiv Urt, 

”) Matheregel v. 1712 im Archiv Schwyz. 

2) Lanbdb. v. 1806. V. 1. 5, Nro. 3. 

*) „Der Orbinarj ober wochentlihe Rath folle zu Altori, Bürglen, Schattorf, 
Erſtfeld, Ettighaufen, Seedorf vnd Flüclen von den Großweibel ausgekündt wer- 
den, daben ein jeder Rathßfreund bey feinem Gid zu erfcheinen fhuldig if, Ehehaffte 
noth worbehalten, und dardurch den übrigen HH. Räthen auch nit betommen , daß 
Sie nit darbey erfcheinen mögen.“ Manuſtr. im Arhin Uri. Vergl. Fäſi I. 
163, 164. 

2) Hausordnung v. 1665 im Auhang zum 1.2.2. 

*) Landb. I. 55 (3. 1747; Kothing ©. 62). 

N) Ur. v. 1775 für Weſen im Landb. v. Gaſter. 

2) Ratheregel v. 1712 in Archiv Schwyz. 
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anferorbentlichen Wochenrath als „Leinern Gewalt”, — alſo wohl 
eine noch engere Behörde, die etwa in beingenden Fällen einberufen 
werden mochte"). Aehnlich verhielt es ſich in Nidwalden, wo ne 
ben dem ordentlichen Montagsrathe, welchem mindeſtens ein Raths⸗ 
glied aus jeder Uerthe der Reihe nad) beizuwohnen hatte), für 
dringende Geichäfte, weiche währen ber Woche Horfielen, auch aus 
Berorbentliche, Eleinere Räthe gehalten wurden. Das Landbuch von 
1623 („Bon Rätken” u. ſ. w.) fagt darüber: 

Es iſt georbnet, das alle wohen am montag ein gewohnlicher Rathſtag 
gehalten werbe, doch feiner weber der Mäthen nad Lanbläthen verbunden ſye, wen 
man denfelben nit zuher bütet. Hiemit an felbigem tag ein Landtamman verſuoche, 
wo möglich ift, alfe fachen fürzubringen, waß für die Mäth gehört, So aber etliche 
Nothwendige und frömmbde Gendell kommendt, fol der Landtamman gwalt haben, 
etliche ven Räthen zu befhidhen. — Deſſgleichen mit vom Ailhen Rath 
(den Räthen aus der Kirchhoͤre Stans) verhaudlen, was nit ufzug liden mag 
durch die wuchen, wie von Alter her“ 1). 


In Obwalden beſtand, wie in Schwyz, ein Samſtagrath, 
welcher u. A. Hinterſäßen die Bewilligung zur Niederlaſſung er⸗ 
theilte:). Glarus hatte, wie Nidwalden, einen Montagsrath, 
weldjer die minder wichtige Korrefpondenz mit den auswärtigen Bes 
hörden führte, dad Vormundſchafts⸗ und Armenmwefen beforgte, po⸗ 
lizeiliche Straffälle beurtheilte und einleitende Verfügungen im Eivil- 
prozeſſe erließ!9. 1550 erfannte die Landsgemeinde: die Räthe, 
welche der Ammann auf den Montag oder fonft „in Eile” berufe, 
follen Gewalt haben zu handeln wie von Alters her; wenn aber ein 
„ſchwerer Handel” vorkomme, folle der Ammann fofort innert adjt 


*) Landsgemeindfchluß von 1704, zu den fogen. Landespunften gehörig: „Daß 
fein kleinerer gwalt dem groͤſſern eingreiffen fol, Alſ nemlichen fein wuhen Rhat 
dem Sambſtag Rhat, kein ſambſtag Rath dem Gefäflenen Rhat“ u. f. w. 

26) Landb. v. 1623, Nachträge v. 1649 u. 1650. 


1) Mol. ebenda „Mindere Gwalt bem mehrern nit eingriffen”: „Co hatt ein 
Gefaͤſſner Landtrath vff St. Geörgen Tag Ao 1682 vigefebt, daf — waß ein gfäfl- 
ner Rath vffeßet, der wuchen Rath nit abenvern, vnd waß ein orbentlidher 
wuchen Rath erfent, ein Fleineren Rath vonder der wodhen- au nicht 
Darwider handlen folle.” 

22) Satzung v. 1873 im A. L. B., 3.41 B. Lanbb. v. 1636, fol. 24. 


1) Heer u. Blumer, der Kant. Glarus, ©. 484, nad den PBrotofollen. 
In diefen werben folgmde drei Arten von Rathsſitzungen unterfehieden: „Raths⸗ 
banndlung miner Herren vff Mentag“ u. f. w.; „Rathehanndlung miner Herren 
der Rünen“; „Bank gefefine Rathehanndlung.“ Zumeilen heißt es auch: 
„Rathshandlung miner Herren der Nünen mentag den” u. f.w. Doch wohnten am 
4. Mai 1562 dem Montagerathe nicht weniger ale 37 Mitglieber bei. Schreiben 
Aeg. Tſchudi's im Archiv Schwyz. 
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Tagen einen gefefiuen Rath. einberufen 9. Im 16. und in ber er 
fien Hälfte des 17. Jahrhunderts wurden viele laufende Rathsge⸗ 
fhafte auch von Dem Neunergerichte beforgt, welches damals bie 
angefeheniten Maͤnner (geweine Landammänner, Landesgte u. ſ. w.) 
in feiner Mitte zählte und bie zum Jahr 1737 im Rathe feinen Platz 
im „Schranlen“, d. 5. bei den Landesbeamten hatte. Von 1630 an 
vorſchwinden die Spuren diefer- anminiftrativen Ihätigleit des Neu⸗ 
nergerichtö immer mehr und ed pflegte bafür bis au’8 Ende des Zeit⸗ 
raumes um fo häufiger ein Rath aus den „vier Kicchhörenen” 
(Glarus, Schwanden, MoHis und Näfels, — den nächftgelegnen) 
einberufen zu werden, welcher dem Bodenrathe in Uri.zu vergleichen 
if. Das Infitut des Montagsrathes aber beftand bis zum Reli- 
gionsvertrage von 4683, weldyer alle minder wichtigen Geſchaͤfte 
den Eonfeffionellen Räthen zuwies; von da an machte ſich der Unter» 
ſchied geltend zwifchen den beim Eide gebotnen und den gewöhnlichen 
Rathsſitzungen, welch’ Tegtern nicht mehr als zwei Mitglieder aus 
jevem Tagwen beizuwohnen verpflichtet waren!S). Auch in Zug 
gab es neben dem gebotnen Stadt» und Amtsrathe Rathöftgungen, 
an denen nur einzelne Mitglieder. aus den vier Gemeinden, zunädft 
aus der Stadt Theil zu nehmen pflegten!9. In Appenzell wurs 
den bis zur Landestheilung alle laufenden Gefchäfte vom fogen. 
Kirchhoͤrerath beforgt, an welchem neben den Landesbeamten die 
Rathsherren aus den ſechs innern Rhoden erſchienen. Dieſe Be⸗ 
hoͤrde dehnte ihre Gewalt ſo weit aus, daß ſie nicht bloß Gefaͤngniß⸗, 
Eingräaͤnzungs⸗ und Verbannungsſtrafen verhängte, ſondern ſogar 
das Recht, Bündniſſe abzuſchließen, für ſich in Anſpruch nahm. 
Rad) der Landestheilung kam in Innerrhoden für die laufenden 
Geſchaͤfte, insbefondere auch für die Beurtheilung der geriugern 
Straffaͤllene) und Givilftreitigkeiten, ein Wochenrath auf, welder 





14) Landsgem. Prot. 

15) Beichluß eines dreifachen Landrathes von 1683 im Landegem. Brot. 

26) Libell v. 1604, Art. 8: „was der Herren Burgeren gewohnlih Nath 
in der Statt belangt, daß ſy ihre Käth, fo offt ein Rath gehalten werben fol, all 
ober nur etliche nad) irem gueten Beduncken u. nach ver Sachen Rotturft ſytzen laſſen 
mögenb, one der ufjesen Gemeinden intrag. — Glicher geftalt ſoll es ben Herren von 
denen ufferen Gemeinden auch fry Ban, zu ſolchen Räthen auch all ober nur etliche 
ſytzen ober erſchynen ze lafien. Was aber dan ven gebottnen Statt: u. Ambts 
Nat belangt, va foll es bei dem alten harfommen u. irer Ordnung — biyben.” 

17) Zellw. Geſch. III. 2. 85, 190, 191. 

1) Vergl. Landb. Art. 30 (3. 1674). 
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in folgender eigenthäuslicher Weile gebildet wurde: bie 56 Mein⸗ 
raͤthe, welche, wit Subegriff der Hampileste, Die fieben Rhoden 
wählten!®), wurden in drei „Gaͤnge“ abgeihetlt, deren jeder zwei 
Monate lang, alfo zweimal im Jahr ven Wochenrath zu befuchen 
hatte, fo daß biefer, außer den Lanbesbeamten, aus 18 bis 20 Mit- 
gliedern beſtand *). In wichtigern Faͤllen verflärkte ex fich Durch ei⸗ 
nen Zuzug von den andern Raͤthen, welche durch den Landweibel 
einberufen wurden; diefe Berfammlung hieß dann der zuſammen⸗ 
gelefue Rath" 2:). In Außerrhoden, wo früher ver Wochenrath 
abwechſelnd in Trogen und an einem Orte bister der Sitter fid) ver» 
fammelte22), eutfianden-im Laufe der Zeit zu Beforgang der minder 
wichtigen Geſchaͤfte zwei Kleine. Raͤthe, von denen ber eine für Die 
:&emeinden vor ber Sitter jeweilen am erften Dienflag jedes Mo⸗ 
nats in Trogen, der andere für die Gemeinden hinter der Gitter, 
je nachdem es die Geſchaͤfte erheifchten, in Herkfau,. Hundwyl oder 
Uruäfchen gehalten wurde. In den beinen Raͤthen präfibirte der im 
Amte ſtehende Landammann; ferner wohnten benfelben bei: einer 
der Zanpeäbeamten der betreffenden Laudesgegend, die unter ſich ab⸗ 
zuwechſeln hatten, die Naͤthe der Gemeinde, in welcher die Sißung 
ftattfand, und je einen ver Raͤthe der übrigen Gemeinden, vor oder 
hinter der Sitter 2). 

Neben den Wochenräthen zu Erledigung ber. laufenden Ge⸗ 
ſchaͤfte gab es andere engere Behorden, denen beſtimmte Funktionen 
ber Verwaltung übertragen waren. Se bildeten, wie wir ſchon im 
vorigen Zeitraume geſehen haben, bie Siebner in Schwyz, deren 
jeder zugleich Vorſtand feiner Wiertelögemeinde mar und Die im 
Rathe ihren Platz ummitielbar nad) den Landesbeamten einnahmen, 
unter dem Vorſitze des Landammanns ein Finanzlollegium, vor 


1) S. oben $. 2. 

20) Fäſi IM. 101. Snell IE. 462, 463. Monnard I. 564. Vergl. Land⸗ 
buch Art. 130: Es ſoll auch Kein Kleiner Rath dem anderen einer parthey daß ge⸗ 
gebene urtheil abäuberen, ſonder bie parthey mit ihrer Beihwärb wider für, ben 
ang weißen, wo daß nriheil Beſchehen.“ 

21) Vergl. Mounarb I. 563, ver Protolollauszüge von 1697 und 1700 ans 
führt. Wohl mit Recht fagt diefer Schriitkeller: „Man rief plöglih zufammen, 
wen man fand, vielleicht au wen man wollte.“ 

33) Landb. v. 16: „Die klynen u. gmeinen Wuchenraͤth ſolend fürterhin ge⸗ 
halten werben als bißharo, Namlich einer zu Trogen, der ander zu Vrnaͤſchen, ber 
drit zn Trogen, der viert zu Heriſouw, der fünfft zu Trogen u. dev Sechßt zu Hund⸗ 
wyl.“ 

35) Landb. v. 1747 Art. 6. Fäſi II. 112, 113. Leu S. 553, 864. 
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welchem insbeſondere der Laudſaͤckelmeiſter alljährlich ſeine Rechnung 
über Einnahmen und Ausgaben des Landes abzulegen hatte?). Zu 
dem nämlichen Zwede wurden in Glarus jährlidy die Fünfzehner, 
beſtehend aus einem Rathöheren von jenem Tagwen, gewählt. — 
. Die Borberathung der polisiichen Fragen lag den geheimen Raͤ⸗ 
then ob, weldje wohl bald nad) der Glaubenstrennung in ben 
Ländern auflamen und in den Streitigleiten der V Orte mit Glarus 
zuerft genannt werden?%. Wie damals im Lande Glarus felbft 
jede Glaubensparthei ihren geheimen Rath hatte, fo war es fpäter 
auch in Appenzell 2°) der Fall. In Glarus wurde indeflen der ge 
heime Rath nicht zur fländigen Behörde, fondern immer nur vors 
übergehend eingefebt, wenn die Zeitverhältnifie es zu fordern ſchie⸗ 
nen. So beſchloß bie‘ evangeltſche Landsgemeinde 1715, als bie 
Katholifchen Stände eitien Sonverbund mit Frankreich abſchloſſen, 
es folle mit Rüdfiht auf die „gegenwärtigen Konjunkturen“ der 
Rath aus feiner Mitte vier Männer (einen ans dem bintern, zwei 
aus dem mittlern und einen aus dem untern Randestheile) bezeich⸗ 
nen, welche als geheimer Rath, dem Landammaun „in. wichtigen 
Borfallenheiten getreu zur Seite fliehen follen"2). In -Uri das 
gegen war ber geheime Rath, welcher aus den Landesbeamten, eis 
nem Rathsheren von Altorf für die zwei Genoſſamen Altorf, Flüelen 
und Sifilon und je einem Rathsherrn aus zweien der übrigen 8 
Genoſſamen beftand, eine ftändige Behörde, welche zugleich die Fi⸗ 
nanzen des Landes, namentlich, den Schag verwaltete und bie Offi⸗ 
Here ernannte. Bemerkenswerth ift, daß bier ber geheime Rath, 
defien Mitglieder auf Lebenszeit ernannt wurben, ſich felbft zu er- 
gänzen ermädktigt war"), was ganz beſonders dazu beitrug, ihm 


24) Landb. II. 50 (Kothing ©. 167): „Bin Amman vund bie fiben, So, 
des Lanndtz flür vnnd brüch rechnent.“ Fäſi IE. 242, 245. 

5) Protokolle, von 1554 an. 

2%), In einen Abſchiede der V Orte vom Oft. 1559 werden bie Gefanbten von _ 
Uri und Zug (welche zwei Stände ſich den energifchen Anträgen der brei andern noch 
nicht anfchliegen wollten) erfuht, „Iren Herren u. Obern, anfänklich'den Ges 
heimen Rhäten fürzelegen bie ſechs gegäbnen Verſchrybungen, fo unfer Eibt- 
gnoſſen zu Glarus den fünf Orten gäben.” (Staatsarchiv Luzern; BeideiN in den 
Her. Sanıml.) 

2) Urkk. v. 1594 u. 1606 bei Zellw. Nro. 1011, 1038. 

0 Gyang. Landsgem. Brot. | 

*) Ordnung des geheimen Raths in dem erwähnten Manuffr. Sakungen von 
1619 u. 1625 im Regifter des Landsgem. Brot. Hausordnung v. 1666. Vgl. Faͤſi 
II. 168. 
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einen ariftofratifchen Charakter zu verleihen. In Appenzell Ins 
nerrhoden riß der aus 18 Mitglievern beftchende geheime Rath, 
defien Wahlart unbelannt ift, daher wohl als mit derjenigen in Mel 
übereinftimmend angenommen werben darf, allmählig die widhtigften 
Befugniffe an ſich. Nicht bloß beforgte er die politiſchen und viele 
laufende Geſchaͤfte, ſondern er nahm aud) Kompetenzen für fich in 
Anfprud), die fonft nur dem großen zweifachen Rathe zuflanden, z. 
B. die Befttafung von Verbrechen. Indeſſen feinen es nicht for 
wohl diefe offenbaren Uebergriffe als vielmehr bie ungewohnten Bes 
foldungen und die Ehtenpläbe, welche die Mitglieber ſich anmaßten, 
geweſen zu feyn, die hier eine Rüdwirkung gegen das ariftofratifche 
Inſtitut des geheimen Rathes hervorriefen und den zweifachen Land⸗ 
raih 1716 veranlaßten, denfelben aufzuheben und feine Befugniffe 
gaͤnzlich dem Wochenrathe zu übertragen"). 


8.5. Die Landesheamten. 


Die Stellung des Ammann oder Landammanns war, wie 
wir ſchon im erfien Theile (S. 275) gefehen, von der hoͤchſten Wich⸗ 
tigkeit, denn in dem Haupte des Landes konzentrirten ſich alle Ges 
walten®). Der Landammann präftdirte nicht Bloß an der Lande» 
gemeinde und in allenRäthen, fondern auch in den höhern Gerichten, 
und in den meiften unfrer Länder ſtand Ihm bei gleichgetheilten Stim⸗ 
men der Stichentfcheid zu. Das alte Recht des Landammanns, eis 
nen Drittheil der ausgefällten Geldbußen für ſich zu beziehen, findet 
fih zwar im Anfange dieſes Zeitraumes noch erwähnt, jedoch wurde 
es im Laufe der Zeit überall abgefchafft?”), wie in Nidwalden fihon 
in der vorigen Periode gefhehen war. In Zug hatte der Ammann, 
aud) wenn er aus einer der drei Landgemeinden war, bis 1608 im⸗ 
mer den Vorſitz im Stadtrathe; nachher nur noch, wenn es fih um 
die Beftrafung von Freveln handelte, damit nicht der Stabrath in 
die Kompetenz des Stabt- und Amtsrathes eingreife?). — Mit Ber 
zug auf die Wahl und Amtsdauer des Landammanns wurde im All 
gemeinen bereits in einem frühern Abfchnitte (Kap. 3. 8.2) das 


20) Mounard I. BA—88. 

21) Das Landb. von Nidwalden fagt: „Alle fpännige Sachen zuerſt vor ihn 
fommen, um zu rathen, ob ſolche vor Rath over Gericht gehören” (Satzung v. 1649). 

9) Bergl. A. 2.2. v. Obwalden BI. 5 A (Sabung v. 1570) mit dem 
Landb. v. 1635, fol. 36. 

) Stadlin III. 261, 262. 
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Noͤthige bemerkt. Hier bleibt und nur noch zu erwähnen übrig, daß 
ausnahmsweiſe in Appenzell A.RH., in Folge eines DVergleiches 
von 1647 zwiſchen deu beiden Landestbeilen, immer zugleich zwei 
Landammänner, ein regierender und ein ſtilleſtehender, gewählt 
wurden. SBesterer war zugleich Bannerherr und hatte gleich dem Er⸗ 
ftern die Gewalt, Amtöbefehle und Verbote zu ertheilen. Der res 
gierende Landammann wurde abwechfelnd aus den Gemeinden vor 
und denjenigen hinter der Sitter genommen; bem andern Theile 
fiel inzwiſchen der ſtilleſtehende Landammann zu. Auf ähnliche Weiſe 
wurde es in diefem Halblanton mit den übrigen Landesbeamten 
(Statthalter, Sädelmeifter, Landshauptmann und Landsfähndrich) 
gehalten 24). 

Ein Statthalter ala Stellvertreter des Landammanns kömmt 
nun in allen unfern Ländern vorr). In Glarus finden wir diefen 
Beamten zuerft 1559 erwähnt?®), doc, wurde er erit feit 1567 regel⸗ 
mäßig von der Landsgemeinde gewählt"); fpäter, in Folge der 
Religionsverträge gehörte der Statthalter immer derjenigen Kon⸗ 
feffion .an, weldye den Landammann nicht hatte. Gbenfo mußte in 
Appenzell A. Rh., wenn der regierende Landammann vor der 
Gitter wohnte, der regierendg Statthalter hinter der Sitter wohnen, 
und umgelehrtt. "In Zug wurde der Statthalter vom Stadt: und 
Amtsrathe aus den Rathöherren der Stadtgemeinde gewählt. 

Nah dem Landammann, den Altlaudammännern und dem 
Statthalter nahm der Bannerherr unter den „vorfigenden Herren” 
Immer den erften Rang ein. Es erklärt fidh diefes daraus, daß auch 
im Heerweien, aus welchem diefes Amt in die Staatsverfaffung 
überging, der Pannerherr zunächft auf pen Feldhauptmann folgte®). 
Die Bedeutung des Amtes bezeichnet am beften der Eid, den der 
Pannerherr in Nid walden zu ſchwoͤren hatte: 

„Vaterlands Lob, Nutz und Ehr zu betrachten, das Banner allwegen in gutem 
Schürm zu halten und daſſelbige keineswegs zu verlafien, es feie in allen unſern 
Baterlands Nöthen und Angelegenheiten, zu Erhaltung der wahren Fatholifchen Mes 


Hglon und unfer Freiheit, ſonder ſolches beſtmoglichſt mit Leib und Gut und Blut, 
wo es ſich erfordern wird, zu fhüßen.“ 


2) Landbuch Art.1. Walfer I. 50, 51, 618. Fäfi IIL 108. 

2) Vergl. im Allgemeinen Leu ©. 549552 u. 558; für Uri Urk. v. 1556 
im dortigen Archiv, für Nidwalden Landb. v. 1623. 

30) Projekt der V Orte in den Heer. Samml. 

N Heer u. Blumer, der Kant. Blarus, ©. 484. 

29 Bergl. Segeffer Rechtsgeſch. IL. 417. 
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In unferm Zeltraume unterfähten man zwiſchen dem Landes⸗ 
panner und der Landesfahne; diefe wurde zu Eriegerifchen Auszügen, 
jenes zur Vertheidigung des Landes gebraudit; fo kam es, daß der 
Pannerherr, in Glarus wenigftens, die Referne zu befehligen hatte. 
Gerade weil dad Bannerherrenamt zunächft eine militärifche Ehren- 
ftelle war, konnte e8, wie die übrigen Kriegsaͤmter, deren wir fos 
fort erwähnen werden, mit jedem bürgerlichen Amte, insbeſondere 
demjenigen eines Landammanns oder Statthalter verbunden wer 
den; vorzüglich waren Altlaondammänner häufig zugleich Panner⸗ 
herren. In Zug mußte der Bannerherr Bürger der Stabtgemeinde 
feyn. | 

Keuer war das Anıt des Landshauptmanns, welches wohl 
überall erft in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts aufkam, 
aber fich ebenfall8 über alle unfre Länder verbreitete. In Glarus 
finden wir zum erften Male im Jahr 1584 einen Lanbshauptmann 


‘genannt, der aber wohl bloß noch militärifcher Beamter war"). 


In den meiften Ländern war bis. an'8 Ende des Zeitraumes der 
Landshauptmann der eigentliche Vorftand des Heerwefens (nach 
heutigem Sprachgebrauche der Militärbireltor), und. wie der Pan⸗ 
nerherr die Referve befehligte, fo der Landeshauptmann, in Appen⸗ 
zell A. Rh. wenigftens, den Auszug. Unterwalden, welches in 
militärifcher Beziehung ein Ganges ausmachte, hatte einen für beide 
Theile gemeinfamen Pannerherrn und Landshauptmann; jenen 
feste Obwalden, diefen Nidwalden. Daneben aber hatte freilich 
Nidwalden noch einen befonvdern Bannerherrn für ſich allein, und 
ebenfo Obwalden für fi) zwei Landshauptmänner. Der Schieds⸗ 
fprud) von 158940), durch welchen das Verhaͤltniß zwifchen den bei⸗ 
den Landestheilen geregelt wurde, zeigt deutlich, wie bie beiden 
Aemter. aus militärifchen zu Eivilftellen wurden, indem er zuerfi von 
„Belebung der Banner vnd Haubtmanfhaft in das Feldt in Nds 
then des Batterlandts" fpridht, dann: aber feftfebt: 


0) Landögem. Brot.: „Rannkhouptman Fridli Schuller Iſt Lannzbuwmeiſter 
worden.” — Noch 1550 gab es feine andern Landesbeamten als: Ammann, Statt- 
halter, Pannermeifter, Sädelmeifter nebft dem Schreiber und Weibel. Projekt, 
f. N. 36). 

0) Urf. bei Bufinger II. 474 ff. Vergl. Urk. v..1618 ebenda ©. 482: „ob 
dem Waldt — Haubtman Melchior Imfelbt Ritter alt Landtaman vnd Panners 
herr ob vnd nit dem Khernwaldt; — — Nit dem Waldt — Haubtman Jo⸗ 
hanneß Lufiy Ritter alt Landtamman und Bannerherr, — Haubtmann Criſpin 
Belger alt Landtammann und Landtshaubtmann ob und nit dem Khern- 
waldt.”“ u 
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„Bad war ein folder Hauptman vnd Bannerherr gefebt werdent, föllent fh 
auch zu Allen Räthen gan, by fin, handlen vud Rathfchlagen helfen, «6 fy 
dabeim’oder im Feldt, wie es dan by andern DOrtben auch beſchicht.“ 

Daß das Amt des Landsfähndrichs, welches gleichfalls in 
alfen unſern Ländern vorlömmt, neben demjenigen des Pannerherrn 
auffam, erklärt fih wohl aus der bereits hervorgehobnen Unter⸗ 
ſcheidung zwifchen dem Landespanner und ber Landesfahne („Lan⸗ 
desfaͤhndlin“). Der Landesfähndrich hatte bei dem Auszuge des 
Landes Ehrenzeichen zu tragen und war daher in Appenzell A. Rh. 
dem Landshauptmann, weldyer venfelben befehligte, untergeorpnet. 
In Glarus wird zuerft im Jahr 1578 ein Landsfaͤhndrich (Jörg 
Lifti von Kerenzen) genannt, der aud) oft nur „Fahndrich Liſti“ 
heißt*1); man darf wohl daraus fchließen, daß damals die Stelle 
noch eine rein militärifhe war und erft fpäter einen Plab im 
„Schranken“ mit ſich brachte. Später, in Folge der Religionsver- 
träge hatte bier jede Konfeffion ihren Landshauptmann und ihren 
Landsfaͤhndrich. In Uri finden wir zuerft 158512) einen „Lands⸗ 
venner” neben dem Pannerheren auch dieſes Land hatte nachher 
zwei Landsfähndridye, und ebenfo Obwalden. In Zug konnte 
der Landsfähndrich gleich dem Pannerherrn nur aus den Bürgern 
der Stadt genommen werden. 

Einer der wichtigſten und unentbehrlichſten Beamten war un⸗ 
ſtreitig der Landfädelmeifter. Er führte die Kaffe und beſorgte 
alle Einnahmen und Ausgaben des Landes, und hatte darüber all- 
jährlidy Rechnung abzulegen. Zu feinen Funktionen gehörte insbe: 
fondere aud) der Einzug der durch die Geſetze angedrohten Geld⸗ 
ftrafen; in Obwalden mußte er daher, wenn die Bezahlung nicht 
freiwillig erfolgte, vor Gericht als öffentlicher Ankläger gegen die 
Schuldigen auftretent®). In Uri bezog der Landfädelmeifter von 
Bußen und Zinfen, die er einnahm, einen Einzügerlohn*Y. In 
Glarus gab es neben dem gemeinen Randficdelmeifter, welcher ab« 
wechfelnd auf 6 Jahre aus den Evangelifchen und auf 3 Jahre aus 
den Katholifen gewählt wurde, zwei fonfeffionelle Sädelmeifter: ein 
evangelifcher kͤmmt feit 165045), ein katholifcher feit 1662 vor*®). 


*) Landegem.: u. Matheprot. 

+2) Tagf. Abſchied v. 1. Mai. 

+), Landb. v. 1635, fol. 36. 

4) Landb. Art. 69, 70 (J. 1669, 1784). 

») Heer u. Blumer, der Kant. Glarus, ©. 485. 
) Kath. Landsgem. Brot. 
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In allen unfern Ländern, mit Ausnahme Zug’s, findet fich 
auch das Amt des Zeugherrn, weldyer das Zeughaus und das zu 
demſelben gehörende Kriegsmaterial verwaltete. In Nidwalden 
war er zugleich bei Auszügen Kommandant der Artillerie. Da 
die Zeughäufer nur allmählig in unfern Ländern auflamen, fo fin 
den wir auch nicht vor dem 17. Jahrhundert Zeugherren genannt: 
in Uri 16109), in Appenzell U. Rh. 165149, in Glarus (wo 
wieder jede Konfeffion ihren eignen Zeugheren hatte) 1675. In 
den beiden Appenzell 50) gehörte der Zeugherr nicht zu den vorfigen- 
den Herren und wurde nicht von der Landsgemeinde, fondern vom 
zweifachen Landrathe gewählt. 

In mehrern unfrer Länder kömmt endlich nod) ein Lanpsbaus 
herr (Landsbaumeifter) vor, welchem vorzüglich die Aufſicht über 
die Straßen und Fußwege und über deren Unterhalt oblag’'). In 
Glarus wurde diefer Beamte im 16. Sahrhundert bald von ber 
Landsgemeinde, bald vom Rathe gewählt, und in Folge des Relis 
gionsvertrages von 1623 hatten abwechſelnd die Evangeliſchen auf 
je 6, die Katholiken duf je 3 Jahre die Stelle zu beſetzen; 1663 aber 
wurde fie bei einer allgemeinen Reform des Landeshaushaltes auf: 
gehoben, weil fie dem Landfädel nur unnöthige Koften verurfache, 
und die Verbefferung der Straßen den Gemeindsbaumeiftern übers 
tragen5®). In Obwalden’) koͤmmt ein Landsbaumeifter um bie 
Mitte des 16. und in Nidwalden zu Anfang des 17. Jahrhun⸗ 
derts vor; in Schwyz wird biefer Beamte 1699 5%), nachher aber 
nicht mehr erwähnt. In AppenzellsAußerrhoden wurden die beis 
den Zandesbauherren, der eine vor, der andere hinter der Sitter, 
vom zweifachen Landrathe gewählt; im Großen Rathe hatten-fie 
ihren Platz unmittelbar nad) den eigentlichen Landesbeamten. In 
Innerrhoden dagegen gehörle der Landesbauherr wirklich zu den vor⸗ 
figenden Herren ’®). 


) Landb. v. 1782, @ibespflichten. 

#8) Urk. im Archiv Urſern. 

“, Urf. in den Zellw. Samml. 

20) Vergl. Ebel I. 100. 

I) Vgl. A. L. B. v. Glarus Bl. 2. Landb. v. Nidwalden v. 1623. - 
3 3. H. Tſchudi S. 802. 

32 Urk. v. 1551 im Archiv Sarnen. 

2) Urk. im Landb. IV. 26. (Kothing ©. 258.) 

55) Walſer I. 51. 
Blumer, Staatt- und Beigtögefchichte, IL. 13 
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Einige andere Landesämter, welche wir noch zu berühren ha⸗ 
ben, waren einzelnen Ländern eigenthümlih. Schwyz hatte neben 
den bereit8 erwähnten Kriegsämtern noch dasjenige des Oberſt⸗ 
wachtmeiſters, deffen Obliegenheiten uns nicht näher befannt find. 
Glarus erhielt durch den Religionsvertrag von 1623 das neue Amt 
des Bannervortragers, weldyes derjenigen Konfeffion zuftehen 
follte, die zur Zeit den Pannerherrn nicht hatte. Auch diefe Stelle 
war aus dem militärifchen in’8 Staatsleben herübergenommen; denn 
im Felde pflegte bei jedem Auszuge neben dem PBannerherrn oder 
Benner ein Uintervenner oder DVortrager (in Appenzell Borfähndrich 
genannt) angeftellt zu werdensY). Durd) Beſchluß der evangelifchen 
Landsgemeinde von 174957) wurde aud) nod) der Landmajor we- 
nigftens in den fonfeffionellen „Schranfen" aufgenommen. Auf 
diefen Beamten war in Glarus, feitdem die Landshauptmannftelle 
einen rein bürgerlichen Charakter angenommen hatte, die Aufficht 
über das Militärwefen, insbefondere die Mufterungen und Waffen- 
übungen, übergegangen. In den beiden Unterwalden kommt uns 
ter den vorfigenden Herren ein Beamter vor, der im obern Landes 
theile Thalvogt (auch Waifenvogt), im untern Obervogt hieß; 
perfelbe führte die Aufficht über das Vormundfchaftswefen, wohnte 
insbefondere der Abnahme der Vogtsrechnungen und den Erbthei- 
lungen bei und funktionirte, in Nidwalden wenigftens, auch in 
Konkursfällens). In Appenzell $. Rh. endlich, wo das Land 
beinahe zufammenfiel mit der alten Kirchhöre Appenzell, wird unter 
den Landesbeamten aud) noch der Kirchenpfleger, Verwalter des 
Kirchengutes, genannt. 

Wenn auch nicht zu den vorfigenden Herren im Rathe, fo ge- 
börten Doch mit zu den Landesbeamten im weitern Sinne der Land⸗ 
weibel und die Landfchreiber. Die wichtige Stellung, welche 
der Landweibel im Gerichtsweſen einnahm, werden wir im folgen- 
ben Kapitel berühren; hier ift zu erwähnen, daß ausnahmsmeife in 
Nidwalden auch der Landfchreiber zuweilen flatt des Landammanns 
im Gerichte 5%) und felbft an der Landsgemeinde °0) den Vorſitz führte. 


29 Bol. Segeffer II. 408. 

27) Brotofoll. Bergl. über die Landınajore (eine militäcifche Beamtung, welche 
feit dem Anfang d. 18. Jahrh. aufgekommen war) im Kt. Bern v. Rodt III. 287, 288. 

*) Landb. v. Nidwalden v. 1623, „Bon Bögten Rechnungen“ (NRachträge von 
1635 u. 1667) u. „Bon Bffahlen” (Nachträge v. 1624 u. 1676). 

») urk. v. 1506 in Defchwanden’s Sammlung. Eid des Landfchreibere im 
Landb. v. 1623. 

*) Urk. v. 1512 in Defhwanden’s Sammlung. 
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Hier waren ferner Landweibel und Landſchreibere), in Obwalden 
wenigftens der Erftere*?) befugt, Amtsbefehle und Verbote zu ers 
theilen, denen Jedermann nadızulommen verpflichtet war. Im letz⸗ 
tern Zandestheile hatte bei gleichgetheilten Stimmen im Rathe der 
Zandweibel, in Uri aber in Rath und Gericht der erfte der vier 

Landfehreiber ven Stichentſcheid 9. Zu Ende des Zeitraumes hatte 
Schwyz drei Land- und zwei Unterfehreiber, Obwalden einen 
Land- und einen Unterfchreiber, Nidwalden zwei Landſchreiber. 
In Glarus, wo im 16. Jahrhundert die Zahl derfelben von zwei 
bis auf fünf wechſelte ), waren in Folge des Religionsvertrages 
von 1623 zwei evangelifche und ein katholiſcher Randfchreiber. Zug 
hatte nur einen Landfchreiber, welcher, des Sprudjes von 1463 un⸗ 
geachtet, lange Zeit immer aus der Stadt genommen wurde, bis 
1605 die drei Landgemeinden, im Unmuthe über die weit gehenden 
Anſprüche, welche damals die Stadt in andern Beziehungen erhob, 
einen aus ihrer Mitte wählten. Die Stadt wollte denfelden anfäng- 
fich nicht anerfennen; die katholifchen Orte aber entfchieden zu Guns 
ften des urfundlichen Rechts des Außern Amte809). In Appenzell 
endlich hatte jeder der beiven Landestheile nur einen Landſchreiber; 


in Außerrhoden hatte derfelbe Stimmrecht in allen Räthen. 


*) Landb. v. 1623. 

,N12.2 Bl. 4B. 

) Leu ©. 556. Vergl. Urner Hausordnung don 1606, Landsrechnung von 
1776. Nach erſterer waren neben den 4 ordentlichen Landſchreibern 2 „Wartuer” 
(Afpitanten), die ohne Befoldung auf der Kanzlei arbeiteten; fo erklärt ſich, daß 
Faäſi II. 164 von 8 Landſchreibern redet. 

*) Val. Tſchudi im Archiv f. ſchw. Geſch. IX. 443 u. Landegem. Protokolle. 

®) Stadlin III 255 — 200. 
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Fünftes Kapitel. | 
Die Gerichte. 


8.1. Ordentliche Gerichte. 


Wir haben: im erften Theile (S. 289 ff.) gefehen, daß es In 
alfen unfern Ländern zwei ordentliche Gerichte gab: ein höheres, 
gewöhnlid zahlreicher befegtes, welches Streitigkeiten über Tiegen- 
des Gut, Erbfehaften und Ehrenkraͤnkungen beurtheilte, und ein 
niederes, gewoͤhnlich Eleineres, welches vorzüglich über Schulpfor- 
derungen entfchied. Wir wollen hier jedes diefer Gerichte gefondert 
befprechen. 

Ueber den Beftand und die Kompetenzen des „ordentlichen 
Landgericht3 der geſchwornen Fünfzehner“ ) in Urt verweilen wir 
zunächft auf dag im erften Theile Bemerkte. Den Vorfig führte im 
Behinderungsfalle des Landammanns der ältefte Der gemeinen Land» 
ammänner ober derjenige unbetheiligte Landesbeamte, welcher dieſen 
zunächft im Range folgten. Zehn Mitglieder wurden aus den 
Rathöherren der 10 Genoffamen genommen, fo daß e8 jeder derſel⸗ 
ben eines traf; bei getheilten Genoffamen®) fand für die Wahl diefes 
Mitgliedes eine Kehrordnung ftatt. Ebenfo war für die vier „Am- 
mannrichter", welche die Landsgemeinde ernannte, feftgefebt, daß 
diefelben je das erfte Jahr aus den vier erften, das zweite aug den 
vier folgenden und das dritte aus den zwei legten und wieder den 
zwei erftien Genoffamen gewählt werben follten®). — Die Kompe- 
tenz des NeunersLandgerihts in Schwyz wird dahin angegeben, 
daß es über „Erb und Eigen, Steg und Weg, Grund und Boden, 
Hag und March, Waflerrung und Wehrenen, auch um Scheltun- 
gen, Teftament und Landrecht“ urtheilte; oft begab ſich zu diefen 
Entfheidungen auf Verlangen der Partheien das ganze Gericht auf 








2) So nennt es ſich in-einer Urt. v. 1704, im Befchfr. III. 284. 

”) Sapung v. 1763 im Regifter des Landsgem. Prot. 

®) Bergl. oben ©. 177. 

*) Satzungen v. 1633, 1634 u. 1636 ebenda. Manuſkr. im Archiv Url. 
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den Augenfchein. Bon der Landsgemeinde wurden nur noch ſechs 
Mitglieder, je eines aus jedem Viertel, gewählt; die drei übrigen 
wählte der gefefine Rath aus feiner Mitte. Vater und Sohn, 
Schwäher und Tochtermann, zwei Brüder, Schwäger oder Ges 
ſchwiſterkindvettern durften nicht mit einander im Landgerichte ſitzen, 
auch nicht mehr ald ein Mitglied aus einem Geſchlechte in baffelbe 
gewählt werden®). — In den beiden Unterwalden urtheilte, im 
Gegenfage zu den andern Ländern, denen das Inftitut der Berufung 
fremd war, das größere oder geſchworne Gericht in zweiter Inftanz, 
foferne der Werth des Streitgegenftandes in Obwalden‘) mehr als 
3 Kronen (früher 10 Pfund), in Nidwalden) mehr als 10 (früher 4) 
Gulden betrug oder foferne es ſich um eine Ehrverlegung han⸗ 
delte; es erklärt ſich dieſe Eigenthümlichkeit leicht daraus, daß hier, 
nicht wie anderwärts die kleinern Gerichte ebenfalls Landes⸗, ſon⸗ 
bern bloße Dorfgericjte waren. In Obwalden wurden von den drei 
Rechtiprechern, welche jeder der zwei größern Kirchgänge in's Fuͤnf⸗ 
zehnergericht zu wählen hatte, je zwei und von den zweien, die es 
jedem der vier kleinern Kirchgaͤnge traf, je einer aus der Zahl der 
Rathöglieder genommen‘). Der regierende Landammann, welder 
den Vorſitz führte, war, wie in Url, in der Zahl der Künfzehen ins 
begriffen; ebenfo der zulegt abgetretne Landammann, welcher von 
Amtswegen Mitglied des Gerichtes war und daher bei der jährlichen 
Erneuerung deffelben an der Zahl der Rechtfprecher, die feine Kirch- 
höre zu wählen hatte, abgerechnet wurde"). In Nidwalden wurben 
fämmtliche eilf Mitglieder des Geſchwornengerichts aus der Zahl 
der Räthe gewählt. Es wurde hier ſtrenge darauf gehalten, daß 


s) Leu ©. 561. Landegemeindfchläfie v. 1701, 1702 u. 1704, zu den fos 
gen. Landespunkten gehörend. 

9) Landb. v.1635, fol.53: „Was alda (in den Niebergerichten) geurtheyllet und 
erfhönt würbt, daß mag ein Jedwederen — woll Apulieren (sie) und für die Fünff- 
sehen, ein Geſchworen Grycht ziehen. Jedoch wann es ihme von ber gegen Parth 
zuegemuetet würbt, daß er börffe thrüm geben, ober bie Eybt ihnen, daß erß nit vff 
ein Bilzug thue.“ — — „Bad wann die anfprach nit mehr dann bry khronen oder 
darunder und minder ift, das fol und mag nit geapuliert fin.” Berge. A. L. B. 
31.11 A, 35 B. 

?) Landb. v. 1623: „Wan einem ein Vrtheill von einem Siben — oder Lanbts 
gericht wirbt, eß fige vmb Chr und vmb Guet, die einem nit gfalt, die mag er für 
bie Gindliff ziehen und Appellieren, waß über vier Guldi antrifft.” Leu ©. 584. 

°*) Leu S. 563. Ueber die Wahl der Fünfzehner durch die Kirchgenoſſen vergl. 
4.8.9. Bl. 11 B. 

®) Landb. v. 1635, fol. 51. 
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jede Uerthe immer durch ein, aber nicht mehr als ein Mitglied vers 
treten werde; daher mußte, wenn ver fandammann in Ausftand kam 
und an feiner Stelle der Statthalter oder ein gewefner fandammann 
den Vorfig führte, der Richter derjenigen Uerthe, welcher der Leptere 
angehörte, ebenfalls austreten und an feiner Stelle einer aus der 
Üerthe, in welcher der im Ausftand ſich befindende Landammann 
wohnte, einrüden:!%). Zur Kompetenz des Eilfergerichts gehörten 
hier aud) Streitigkeiten zwifchen Offizieren und Soldaten, von frem- 
den SKriegsdienften herrührend:n. — In Glarus war, wie in 
Schwyz, der Landammann immer nur Vorfigender ohne Stimm⸗ 
recht, indem in allen Fällen die Mehrheit ver neun Rechtfprecher 
das Urtheil abgab. Sein Stellvertreter in Ausftandsfällen war bei 
den Evangelifchen feit 1749 12) der Altefte der geweinen Landammaͤn⸗ 
ner oder der dem Range nad) zunäcjft folgende „Schrankenherr“. 
Das Neunergeriht urtheilte aud), wie in Schwyz, zuweilen über 
Streitigkeiten in den abhängigen Landſchaften, 3. B. 1536 zwifchen 
Burgern und Landleuten in der Grafichaft Werdenberg ?°). — In 
Zug wurde das „große Gericht”, welches unter dem Vorſitze des 
Ammann über „Ehre, Erb’ und Eigen“ urtheilte, zur Hälfte von 
der Stadt, zur Hälfte von den Außern Gemeinden befegt 19). 

Was die niedern Gerichte betrifft, welche vorzugsweife über 
gewöhnliche Forberungsftreitigfeiten urtheilten, fo wurde das Sieb- 
nergericht in Uri von dem Statthalter präfidirt und die ſechs Bei⸗ 
figer deffelben von der Nachgemeinde aus den Rathöglievern der 
Genofiamen im „Boden“ und im Schächenthal gewählt. Nach dem 
Landbuche hätte alljährlich, wie es bei den Fünfzehnern gefchah, 
das ganze Gericht erneuert werben follen; allein die Hebung bradjte 
es mit fi), daß die ſechs Mitglieder ihre Stellen lebenslänglidy be⸗ 
hielten 9). — In Schwyz führte der Landweibel im Siebnergerichte 
den Vorſitz; von den fieben Rechtfprechern aber wählte Die Lands⸗ 
gemeinde je einen aus jedem Viertel und dann nod) der Rath einen 
fogen. obrigkeitlihen Richter. — In Obwalden hatte jeber 


0) Machträge v. 1681 u. 1691 zum Landb. v. 1623. 

3) Shenda, „Bon der Haubtleuthen wegen.“ 

32) Landsgem. Prot. 

28) urk. im Archiv Glarus. 

*) „Memorial“ von 1733 (gebrudt). 

) Manuffr. im Archiv Uri. Supungen v. 1725, 1731, 1744 im Regifter 
bes Landsgem. Brot, . 

2%) Leu ©. 561. 
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Kirchgang ein befonderes Kirchen- oder Niedergericht, in welches die 
Kirchgenoſſen jährlid 4 Mitglieder aus dem Rathe und 3 aus der 
Gemeinde wählten. Den Vorfig führte in des Landammanns Na⸗ 
men der Weibel der Kirdhhöre, welcher daher auch den Richtereiv zu 
ſchwören hatte. — Nidwalden hatte drei Siebnergeridhte: das 
Landgericht zu Stang, präfidirt vom Landweibel, in welches jebe 
der fieben Uerthen Stans, Ennetmoos, Dallenwyl, Stansftab, 
Oberdorf, Büren und Hergiswyl einen ehrlichen Landmann als 
Beifiger wählte, und die Kirchengerichte zu Buochs und Wolfen: 
fhießen. Es war ausdrüdlich vorgefchrieben, daß die dieſen Ge⸗ 
sichten beiwohnenden Landleute fid bei Ausfällung des Urtheils ent 
fernen und nur bie verorbneten Richter den Entfcheid geben follten. 
Einer einzelnen Parthei war e8 verftattet, Streitigkeiten, welche vor 
eines der zwei Kirchengerichte gehörten, demfelben zu entziehen und 
vor dag Landgericht zu Stans zu bringen; im Einverftänpnifle beider 
Partheien aber konnte ein Rechtshandel auch, mit Umgehung der 
Siebnergerichte, fofort beim Eilfergerichte eingeleitet werben 2%). — 
In Glarus blieb der Landweibel Obmann des von der Landsge⸗ 
meinde erwählten Yünfergerichtes, bis im Jahr 176819) von den 
. evangelifchen Landleuten erfannt wurde, es folle hinfort der ältefte 
ber gewefnen Landammaͤnner präftdiren. — In Zug hatten, wie im 
erften Theile erwähnt wurbe, Die Stadtgemeinde, Aegeri und Baar 
zufammen ein „eines Gericht” von 4 Mitgliedern, welches vom 
Großweibel der Stadt geleitet wurde ?%), Menzingen aber ein eignes 
Schuldengericht für ſich?), ohne Zweifel das ehemalige einfteplifche 
Gotteshausgericht, welches durch den Loskauf von-1679 an die Ge⸗ 
meinde übergegangen war?%). Der Weiterzug vom Gerichte ber 
vier Fürfprechen an den Stadt- und Amtsrath wurde in diefem Zeit- 
raume befeitigt. Die Mehrheit von drei Stimmen entfchied den 
Rechtsſtreit endgültig; wenn aber die Stimmen ſich gleich ftanden 
oder jeder der vier Rechtfprecher ein eignes Urtheil abgab, fo wurde 


a7, Ebenda S. 563. Landb. v. 1685, fol. 53. Vergl. A. L. B. Bl. 2 B und 
Einungbuch v. Sachſeln, Satzung v. 1732, nach welcher dieſe Gemeinde einen be⸗ 
ſondern Gerichtsſaal für ihr Siebnergericht erbaut hatte. 

18) Landbücher v. 1623 u. 1806. 

29) Gyang. Landsgem. Brot® 

30) Steiner Germano - Helveto - Sparta (Ing 1684) ©. 216. 

21) Fäſi II. 367. 

33) Stadlin I. 107. 108. 
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für Bagatellfachen bis zum Werthbetrage von fünf Schillingen ®). 
Ob daſſelbe, wie vor der Landestheilung, ein ftändiges Gericht war 
oder ob e8 auf ähnliche Weife zufammengefegt wurde wie die Gaſſen⸗ 
gerichte in den Urkantonen, von denen wir fofort fprechen werben, 
haben wir nicht ermitteln können. 


$. 2. Befondere Gerichte. 


Wir haben im erften Theile (S. 294) gefehen, wie in Uri und 
Schwyz in Rechtsfällen, welche einen fofortigen Entfcheid erheifch- 
ten, Gaffengerichte gehalten wurden, in welche jeder ehrenfühige 
Landmann, der gerade zur Stelle war, berufen werden konnte. Sie 
hießen auch Gaftgerichtes:), weil fie vorzugsweiſe von Auswär- 
tigen, die eine Forderung an einen Landmann zu ftellen hatten, be- 
gehrt zu werden pflegten. Auch in- Nidwalden wird biefes merk⸗ 
würbige Inſtitut erwähnt fowohl im Laudsgemeindprotololl von 
157432) als auch noch in einem Nachgemeindbeſchluſſe von 180829), 
durch welchen es wieder in's Leben gerufen werden wollte. Aus 
den Mittheilungen aͤlterer Maͤnner, welche theils noch aus eigner 
Anſchauung, theils durch Ueberlieferung davon Kenntniß haben, 
geht hervor, daß auch hier bei Rechtsſtreitigleiten, wo Gefahr im 
Berzuge lag, die Bartheien den Landweibel um die Einberufung ei- 
ned Gaffengerichtes angehen konnten. Der Landweibel pflegte dann 
nach beendigtem Gottesbienfte auf den Dorfplag von Stang, wo 
fi) jeweilen Bolt anfammelt, herunterzugehen und hier nach freiem 
Ermefien fieben Urtheiler auszumählen, wobei er befonderd auf 
Fachkenntniſſe, die für den Spezialfall von Bedeutung waren, Rüd- 
fiht nahm. Wer von ihm,angefprocdhen wurde, war verpflichtet 
dem Rufe zu folgen und die Streitfache beurtheilen zu helfen; da⸗ 


) Landb. Art. 137: „warn ſpän ſeynd, dag — nur 5 ß. den., follen felbige 
für das gaflen gricht gwifen werben.” 

3) Schwyzer Nrtheil v. 1658 (dem Verf. mitgetheilt durch Herrn Ardhivar Ko⸗ 
thing) und die Stelle ver folgenden Note. Wir müflen alfo Leu von dem Irr⸗ 
ihume,, ben wir ihm im erften Theile zur Laſt legten, freifprechen. 

22) „Unnd ob man Gaſtgricht hed fo fol ein landtweibel ſiben Landtlüten pieten 
bim Cidt darby ze pliben. Die fünd gehorfam fin.” 

”) Landb. v. 1806, V. 1. 10 Anhang: „Die f. g. Gaflengericht, welche we⸗ 
gen öfters nöthig gemachten Fällen unentbehrlich find, follen auch in Zukunft nach 
alter Gewohnheit ferners beibehalten werben.” 
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ber ſah man oft Leute, die hiezu Feine Neigung verfpürten, beim 
Anrüden des Landweibels ſich fchleunig vom Plate wegbegeben *4). 

Streitigkeiten über Rechte an liegendem Gute, bei welchen eine 
Befihtigung der Dertlichleit erforderlich war, wurden namentlich 
in Glarus fortwährend von einer befondern Art von Gerichten ent- 
fhieden. Die alte Uebung, nach weldyer bei den fogen. Untergän- 
gen die Rechtfprecher jeweilen für den einzelnen Fall als Schiede- 
männer von den Partheien gezogen zu werden pflegten, wurbe noch 
im 17. Jahrhundert wiederholt gefeglich beftätigt. 

Sagung v. 1649 im A. L. 3. Bl. 79: 

„Dbwohlen die meinung vorgefallen, wan ein fach zum vndergang erfent vnd 
verleitet werde, daß bie onbergenger nit meht von den Bartheyen, wie bißhar, ſon⸗ 
ber von meinen Sn. Hd. vnd Obern einem Ghrfamen Rath verwelt werben 
folfen, Iſt — doch erfent und erniehret worden, daß es deßhalb genglich bei der alten 


manier verbleiben folle, Nenlih daß die erkieß⸗ vnd ernambfung der vnder— 
gengern den Partheyen überlaſſen ſolle ſein.“ 


Landsgem. Prot. v. 1687: 

„Wegen der Bndergänger Iſt erkheut, dz die Partyen die Richter wie vor Alten 
ziechen dörffend.“ 

Bei „Eatholifchen und gemifchten" Untergängen, d. h. ſolchen, 
bei denen entweder beide Bartheien oder wenigftens eine verfelben 
der katholifchen Konfeffton angehörten, dauerte die alte Gewohnheit 
bi8 an's Ende dieſes Zeitraumes fort); die Evangelifchen aber 
wählten feit 1711 für fich ein befonderes Augenfcheinsgericht von 
4 Mitgliedern?e). Obmann bei den Untergängen war von Rechts⸗ 
wegen der Landammann, ber aber nach Belieben durch den Land⸗ 
weibel ſich vertreten laſſen konnte?). 1749 wurde jedoch von ber 
evangelifchen Landsgemeinde erkannt, daß in Behinderung bes 
Landammanns aud) das Augenfcheinsgericht von dem älteften der 
gewefnen Landammänner oder dem darauf folgenden Landesbeamten 
präfidirt werden folle. 


Sn Appenzell fommen vor und nad) der Landestheilung häufig 
noch) Untergänge vor, welche vom Rathe verorbnet wurden. Ges 


*#) Wir verdanken biefe Aufſchlüſſe der Gerälligkeit des Herrn Fürſprech ©. 
Deſchwanden. 

>) Fäſi II. 437. Rathsprotokolle. 

ꝛ2e) Gwang. Landsgem. Prot. 

2 Ebenda, J. 1680: der Landweibel foll „in den vndergaͤngen, wenn Hr. 
kandt⸗ Ammann freundſchaft halben nit gehen oder ſonſten die ſelben nit be= 
fuoden welte, die obmann ſtimb verwalten.“ Urtheile von 1643 u. 1662. 
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woͤhnlich wurben auch hier vier Rechtfprecher bezeichnet3®), welche 
unter dem Borfite des Landammanns oder Landweibels gütlich oder 
rechtlich Die Sache entfchleden; zuweilen aber wurbe biefer Auftrag 
aud) einer größern oder geringern Anzahl von Ausgefchofinen des 
Rathes ertheilt?). In Außerrhoden wurde 164749 die Beurthei⸗ 
lung von Augenfheinsftreitigfeiten dem regierenden Hauptmann 
und zwei Rathsglievern der Gemeinde, in welcher ſich die Liegen- 
f&haft befand, übertragen. Bon ihrem Spruche fand kein Weiterzug 
ftatt. 

Aus der Glaubensänderung gingen in den Ländern, welche 
diefelbe annahmen, die Ehegerichte hervor. Wie Zürich ſchon im 
Mai 1525 von der bifhöflich Eonftanzifchen Gerichtsbarkeit in Ehe⸗ 
fachen fich Iosgefagt und ein eignes Chorgericht für fein Gebiet auf- 
geftelt hatte*), fo geſchah das Nämliche zu Glarus am 13. Sep- 
tember 1530 — zu einer Zeit, wo das ganze Land dem evangelifchen 
Belenntniffe huldigte — durd) eine Bergrbnung bes zweifachen Land⸗ 
rathes, welche offenbar der zürcherifchen nachgebildet wart). Das 
neue Ehegericht follte beftehen aus 6 Mitgliedern, nämlid) 2 Prä- 
difanten, 2 Rathöglievern und zweien von der Gemeinde; ab» 
wechfelnd follte eines derfelben für je zwei Monate „Obmann oder 
Richter” ſeyn. Indeflen ging, wie es fcheint, dieſes erfte Ehege- 
richt in Glarus ſchnell wieder einz wahrfcheinlicy überbauerte es 
nicht den zweiten Kappelerkrieg, durch welchen die fatholifche Kirche 
wieder als gleichberechtigt neben die evangelifche hingeftellt wurde. 
Bon da an brachten die evangelifchen Glarner ein Jahrhundert lang 
ihre Eheftreitigfeiten vor das Chorgericht in Zürich). Allmaͤhlig 
aber wurde ihnen dieſes der Entfernung wegen zu unbequem und es 
wurde daher 1631 abermals ein Ehegericht eingeführt, welches, un⸗ 








29 Urkk. v. 1537 u. 1558 bei Zellw. No. 798, 875, v. 1617 (A. Rh.) m. 
1620 (3. Rh.) in den Zellw. Samml. 

3°) Urff. v. 1539 u. 1540 bei Zellw. No. 809, 816, v. 1608 (3. RE.) in den 
Zellw. Samml. 

*) Erkenntniß des Gr. Rathes ebenda. Vgl. Landb. Art. 34. 

+) Bullinger L 237. Bluntſchli RG. H. 30. 

3) S. oben Th. J. ©. 479. Das dort angegebne Datum (8. September) ift 
zu berichtigen. Vergl. die zürcherifchen Verordnungen von 1526 bei Bullinger 
I. 369— 373, 377 — 380 und den Titel einer neuern vom 23. April 1530 bei Ott, 
anerfht ber zücdh. Rechtsquellen, in der Zeitfchr. für ſchweiz. Recht III. 100, No. 
314 


) Simmler de rep. Helv. ©. 265. Urkk. v. 1587 in mt U. ©., v. 1573 
und 1616 im Archiv Glarus. 
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ter dem Vorſitze des Landammanns oder Statthalterd, aus 7 welt- 
lichen und 2: geiftlichen Mitglievern beftand, die vom evangelifchen 
Rathe gewählt wurden*%), 1762 wurde auch für die Beſetzung diefer 
Chorrichterftellen das bei den Landsgemeindewahlen übliche Loos 
eingeführt*). Das Ehegericht zu Glarus entfchlen auch über Ehe- 
fireitigfeiten der Angehörigen in der Grafſchaft Werdenberg; bie 
Reformirten in der, zum Sarganferlande gehörigen Herrfchaft Wart- 
au hatten die Auswahl zwifchen demſelben und dem Chorgerichte in 
Züri 9). 

Die evangelifhen Appenzeller befuchten bis zur Landesthei⸗ 
lung in Eheftreitigleiten theils noch das bifchöfliche Gericht zu Koy- 
ftanz, theils ebenfalls das Chorgericht in ZurihtN), wo es ſich je- 
body zeigte, daß die dortigen Gebräuche nicht durchweg mit den 
appenzellifchen übereinfiimmten. Nach erlangter Selbftftänbigkeit 
führte daher Außerrhoden im Jahr 1600 ein eignes Ehegeriht ein“®, 
beftehend aus 6 weltlichen und 2 geiftlihen Mitgliedern, welche von 
Neu’ und Alten Räthen alle zwei Jahre und zwar je zur Hälfte von 
beiden Seiten der Sitter gewählt wurden. Auch die Pfarrer der⸗ 
jenigen Gemeinden, aus welchen Partheien vor dem Ehegericjt ers 
fhienen, pflegten mit Stimmrecht demfelben beizumohnen“”). 


) 3.9. Tſchudi ©. 50, 51, 566, 667. 

+5) Evang. Landsgem. Prot. 

) Faãſi a. a. O. 

N) Simmlera.a.D. Leu ©. 566. 

“N Walfer I 573. Vgl. Ordnungen und Saßungen bes Ehegerichte v.% 
1655 in ven Zellw. Sammıl. 

29 Großrathsbeſchluß v. 1647, ſ. oben N. 40). Landb. Art. 8. 
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Sechstes Kapitel, 
Die abhängigen Laudfchaften. 


6. 1. Urfern. 


Das Landrecht, welches Urfern mit Uri verband, wurde er- 
neuert im Jahr 1610. In Gegenwart des hochwürdigen Safra- 
mented waren die Thalleute von Urfern in der Kapelle zu Hofpital 
verfammelt und vor ihnen erſchienen fünf Gefandte „von den Obern 
und Mitlandleuten des Orts Urt“. Auf Verlangen der Lebtern be: 
ſchworen die Urferer das ihnen vorgelefne Landrecht von 1410 und 
empfahlen fi den Urnern in väterliche Gunft und Schirm. Eine 
ähnliche Erneuerung fand am 12. September 1779 ſtatt ). 

Die Berfaffung des Thales Urfern blieb im Weſentlichen uns 
verändert, wie wir fie bereit im erften Theile dargeftellt haben. 
Alljaͤhrlich am zweiten Sonntag im Mai — fpäter als in den Laͤn⸗ 
dern, weil in dem hochgelegnen Urfern der Frühling langfamer an⸗ 
rückt — verfammelte ſich am Langenader*) bei Hofpital die Thalges 
meinde, welche fo ziemlich die gleichen Befugnifle hatte wie eine 
Landsgemeinde; insbefondere konnte fie auch Friedbrecher begnadi⸗ 
gen, dagegen durfte kein gerichtliches Urtheil an ſie appellirt wer⸗ 
den®). Sie erwählte je für zwei Jahre den Thalammann, welcher 
in fpätrer Zeit nicht mehr von Urt beftätigt zu werden braudhte*), 
einen Statthalter, Sädelmeifter, Thalfchreiber und die Mit- 
glieder der beiden Gerichte. Der Thalrath, welchem aud bie 
Strafgeridhtsbarkeit zugehörte, beftand aus den Fünfzehnern und 
den geweinen Ammännern. Gerichtsurtheile, welche einen Streits 
gegenfland von mehr al8 30 Gulden Werth betrafen, konnten an 
das Fünfzehnergericht des Landes Uri appellirt werden >). 


1) Urkk. im Archiv Urfern. 

2) Vergl. ſchon Urf. v. 1439 im Gefchir. VIII. 135. 
) Thalbuch Art. 13, 42. 

) Leu ©. 568. 

2) Fäſi MI. 209. 
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Bon der Grundherrfchaft des Gotteshaufes Diffentis, bei 
deffen Abte früher jeder neugewählte Thalammann unter Darrei⸗ 
hung .von zwei weißen Handfchuhen fein Amt und Gericht zu em- 
pfangen hatte, kaufte fid) Urfern im Jahr 1649 mit 1500 Gulden 
Urner Währung 1089). 


6. 2. Livinen. 


Das Thal Livinen ließen, wie wir gefehen haben, die Urner 

durch einen Landvogt beherrfchen, der In Faido feinen Wohnfig 
hatte. Rath und Gericht befanden aus Einheimifchen; nur dem 
Blutgerichte wohnten, wie in Urfern, zwei Abgeoronete von Uri 
bei). Bon allen Bußen und Konfistationen gehörte nach altem 
Herlommen ein Drittheil der Thalſchaft; der zweite Drittheil fiel dem 
Landvogte und bloß der legte Drittheil der Landeskaſſe von Uri zu). 
Auch war der Thalgemeinde verftattet, einen Bannerherrn und 
einen Landshauptmann zu wählen. 
Jaahrhunderte lang lebten unter diefer Verfaffung bie italienifch 
redenden Unterthanen einträchtig mit ihren deutſch redenden Rady- 
baren und Herren, bis Die Niederlage der fatholifchen Stände im 
Toggenburgerfriege bei ihnen, wie bei den Angehörigen von Schwyz, 
das Beftreben weckte, ihre Stellung zu verbeffern. Geſtützt darauf, 
daß fie durch feinen Vertrag zu unentgelvlichem Zuzuge verpflichtet 
feyen, forderten die Thalleute nad) dem Kriege von ihren Landes» 
herren Sold für die ausgefandte Mannfchaft und Vergütung der 
gehabten Auslagen. Da Uri nicht willfahrte, fo fuchten fie ſich ſelbſt 
Recht zu verfchaffen, indem fie fich des Zollhaufes unten am Platifer 
und des darin gefundnen Geldes bemädhtigten. Eine Aborbnung _ 
der V Drte (mit Ausnahme Unterwalden’8) begab ſich im Januar 
1713 nad) Livinen, um das Thal zur Nachgiebigleit zu bewegen, 
und e8 gelang insbeſondere der eifrigen Vermittlung von Schwyz, 
den Streit beizulegen, indem es Uri veranlaßte, den Unterthanen 
einige neue reiheiten zu bewilligen, worauf fie am 4. April ven 
Huldigungseid leifteten. 

Ganz anders endete die Empörung der Liviner im Jahr 1755. 
Den Anftoß zu derfelben gab eine Verordnung Uri's, welche in der 

9 Geſchfr. VIIL 132, 140° v. Mohr Hegeflen des Stifte Diffentis No. 
175, 326 

) Len ©. 567. 


%) Satzungen v. 1635 im Anhang zum A. 2. B., v. 1632 im Regiſter des 
Laudegem. Brot. 
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einen Landweibel und eine Anzahl Geſchworne, welche zufammen 
den Rath ausmachten. Mit diefem urtheilte der Landvogt über alle 
Eivil- und Kriminalfälle; nur in Malefizfachen wurde von Abge- 
ordneten der drei Stände, naͤmlich den beiden andern Landvögten 
und dem Kaftellan eines der drei Schlöffer bei Bellenz, das Urtheil 
gefällt. Bon ven Bußen gehörte, ähnlich wie in Livinen, ein Dritt- 
theil dem Landvogte, ein Drittheil den drei Ständen und ein Dritt- 
theil der Landſchaft; von den Konfiskationen ein Drittheil dem Land- 
vogte und zwei Drittheile der Landſchaft. Der jährliche Syndikat 
der drei Gefandten, welcher ſich zuerft nach Bellenz, danı in Die 
beiden andern Vogteien verfügte, nahm die Rechnungen ab und ent- 
ſchied über die an ihn gelangenden Appellationen; doc) war von fei- 
nem Spruche eine weitere Berufung an die regierenden Stände ger 
ftattet 1). Nach einer Mebereinkunft von 153512) follte biefelbe 
immer nur an dasjenige Ort gefchehen, welches zur Zeit des ent- 
ſtandnen Prozeſſes ven Kommiffarius in Bellenz hatte. 1692 wurde, 
in Folge vorgelommner Mißbräuche, die Beftimmung getroffen, daß 
die Syndikatsgeſandten ſich fortan nicht mehr „mit allerlei Händeln, 
Nachforſchungen und Pladereien der Untergebenen zum Nachtheil 
der aufgeftellten Beamten und zum Schaden des Landes abgeben 
follten”, und es ift ein trauriges Zeichen jener Zeit, daß es dem zum 
voraus erwählten Gefandten Nivwaldens, Landammann Karl Jo⸗ 
ſeph Zuffi, gelang, unter dem Borwande, daß hierin ein Eingriff in 
die Rechte des fouveränen Volkes und feines Abgeordneten liege, 
wenigftens einen Theil feiner Landsleute gegen eine fo löbliche Ver: 
ordnung aufzuiwiegeln 1°). 

Dem Militärwefen in der gefammten Graffchaft Bellenz fand 
ein Landeshauptmann vor, weldyer aus einem ber Drei regieren- 
den Orte genommen wurde und keineswegs verpflichtet war, feinen 
Wohnfig in der Graffchaft aufzufchlagen +). 


$.4. Die Waldſtatt Einfiedeln. 


Rad) der geichichtlichen Entwicklung, weldye wir im erften Theile 
verfolgt haben, ftand Einſiedeln unter zwei Herren: dem Gottes— 


— — — — 


ın Fäſi III. 518, 519, 523, 529. 

12) Urk. im Archiv Uri. 

3) Bufinger H. 297 f. Bol. oben Kap. 3, ©. 132. 

29 Schwyzer Urf. v. 11.77 im Landb. v. Gaſter: „vnßer liebe u. getreue Landts 


Hauptmann der Graffſchaft Bellenz Johann Leonhardt Bettſchart Vndervogt zu 
Weſen.“ 
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hauſe, weldyem die niedere, und dem Lande Schwyz, welchem Die 
hohe Gerichtsbarkeit zulam. Jenes feßte den Ammann, welder 
dem Gerichte vorftandz dieſes den Bogt, welchem die Walpftatt all- 
jährlich zu Handen feiner Obrigfeit Gehorſam ſchwor, während er 
ihren Nutzen und ihre Ehre zu fördern verſprachn9. In diefem Zeit- 
zaume war gewöhnlich der Sunpfädelmeifter von Schwyz Vogt von 
Einftedeln, ließ ſich aber daſelbſt durch einen Untervogt (Amts⸗ 
vogt) vertreten, welcher vom gefefinen Landrathe zu Schwyz er- 
nannt wurde!) Die Waldftattgemeinde wählte unter dem Vorſitze 
des Vogtes alljährlich einen Rath von 20 Mitgliedern, einen Schrei- 
ber, Sädelmeifter und Kirchmeier; fie faßte auch Befchlüffe über 
Gemeindeangelegenheiten!Y). Das Gotteshausgericht urtheilte über 
Ehre und Gut unter Vorbehalt der Appellation an den Abt; wenn . 
aber fchwerere Verbrechen vorlamen, bie von demfelben für „Ma- 
leſig“ erklärt wurden, fo fiel die Unterfuchung dem Vogte zu, wel⸗ 
her hiefür den Ammann, Statthalter und Weibel beizuziehen hatte. 
Im die „ftrengere Frage“, d. h. die Tortur gegen den Angeſchuldig⸗ 
ten anzuwenden, beburfte e8 einer Erfenntniß des Rathes zu Schwyz. 
Derfelbe fandte dann auch zu Abhaltung eines Bintgerichtes einen 
Abgeordneien, welcher ald Malefigrichter das Schwert führte; 
das Urtheil aber wurde von einem dreifachen Rathe der Walpftatt 
geſprochen. Dem Gotteshaufe, weldyes nod) durch Taiferliche Ur- 
kunden von 1566 und 1608 9%) den Blutbann fich zufichern Heß, biieb 
nichts anders übrig als die leere Form, daß fein Weibel mit dem 
Schwerte zu Pferde ver Vollſtreckung eines Todesurtheiles beiwohnte 
und nad) derfelben vom Scharfrichter gefragt wurde, ob er nad) fai- 
ferlichem Rechte gerichtet habe 19). 

Ein langjähriges Zerwürfniß zwifchen dem Lande Schwyz und 
dem Klofter Einfteveln entftand in Folge des Einfalles des ſchwedi⸗ 
ſchen Generals Horn in's Thurgau, welcher 1633 die drei Walb- 
ftätte nebft Zug zum Auszuge nad) diefer Landſchaft und ſodann 
Schwyz zu Ausichreibung einer Kriegsfteuer auf alle feine Landleute 
und Angehörigen veranlaßte. Obgleich die Waldftatt Einfieveln 





15) Waldſtattbuch v. 1572 („wie fi) ein vogt und die waldtlütt an Ir mehen 
gmeind Jerlich halten Sünd“) bei Kothing Rechtsquellen ©. 164. 

u) Fäſi U. 281. Schwyjer Landsgen. Brot. v. 1767. 

17) MWaldftattb. a. a. D. ©. 108. 

»”) Libert. Eins. Nro. 48, 50. 

18) Hofrodel u. Waldſtattordn. v. 1702 bei Rothing Rechtsq. ©. 219. 
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ſchon bei frühern ähnlichen Anläffen Steuern bezahlt hatte, fo be⸗ 
firitt gleichwohl der Abt das Befteurungsrecht des Landes Schwyz, 
indem er für das Gotteshaus Die ausfchließliche Landeshoheit über 
die Waldftatt in Anfprud; nahm 29. Die Schwyger, feit der Glau⸗ 
benstremung fehr geneigt, der Geiftlichfeit fo viel als möglich eut- 
gegenzufommen, ließen fid) zuerft mit großer Geduld in Unterhaud- 
lungen ein, aber das Klofter, ftatt einzulenfen, ging nırr immer 
weiter, in feinen Auſprüchen?). Da emannte die Landsgemeinde 
von Schwyz 1637 einen Landvogt nad) Einfteveln, Conrad Heinrich 
ab Iberg, der unter großem Pompe daſelbſt aufritt und den Wald- 
leuten den Huldigungseid abnahm. Aller Broteftatiouen des Abts 
und Convents ungeachtet wurden die Amtleute des Gotteshanfes 
entfegt und von Schwyz ein Untervogt und ein Schreiber beftellt; 
fogar die Kirchenſchlüſſel mußte der Abt dem Landvogte behändigen. 
Das Klofter befchwerte ſich über dieſes Verfahren beim Nuntius und 
bei ven katholifchen Ständen, und es fanden Vermittlungsfonferen- 
zen der lestern in Luzern und Schwyz ftatt, die indeſſen fruchtlos 
abliefen22). Den 29. Zuli 1640 befchloß. die Landsgemeinde von 
Schwyz, ihre Iandesherrlichen Redjte gegen Jedermann beſtens zu 
wahren und zu vertheidigen, und den 11. Auguft 1641 fügte fie. noch 
bei, e8 folle Jeder, der wider diefen Beſchluß rathen würde, „als 
ein fauler meineider Mann“ vom Leben zum Tod hingeridjtet wer⸗ 
den und fein Vermögen der Obrigfeit verfallen feyn 2°). Nach der 
Feuersbrunſt, weldye 1642 den Fleden Schwyz heimfuchte und bei 
der das Stift Einfiedeln milden Beiftand leiftete, näherten fich die 
Bartheien und die Kapuziner in Schwyz vermittelten nun mit Er- 
folg. So kam endlid) den 21. Juni 1645 am Rothenthurm ein Ver⸗ 
gleich zu Stande, in weldyem insbefondere audy die hohe Gerichts⸗ 


20) Die Nechtebehauptungen des Abtes finden füch kurz zuſammengefaßt in der 
Vorrede der „Libertas Einsidlensis*, welcde eben ala Etreitfchrift in dieſem 
Zerwürfniſſe erſchienen ift. 

=) Landb. v. Schwyz 1. 100 - 103 (Kothing S. 102 — 103): „wir aber 
mit gedult und beſcheidenheit wegen ver Geyſtligkheit Jederwilen tragenden respeotä 
— biß dato verfaren — habent Jederwylen verhofft, eß wurdent ſolliche hoffertige 
vnd ohne fundament nach ytlen Hochheiten ſtrebenden vnrüewige Geiſter, welliche 
daß vnſerige wider alle beſcheidenheit vnd Vernunfft anzuoſprechen ſich vermeſſen 
doͤrffen, von dergleichen geſuͤcch ab» vnd zuo ruowe gewiſen werben — —; wider 
alleß verhoffen IR ſolliches nit allein nit beſchechen, ſonder by Iro vngerimbten vnd 
vngerechten meinung Je lenger Je niehr fortgeſchritten.“ 

») Fasſsbind V. 172, 173. Helvetia VIII. 123. 

7) Landb. a. a. O. 
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barkeit des Landes Schwyz in der Waldftatt wieder anerkannt wurde. 
Dem Sottedhaufe wurde zwar fen altes und oft geübtes 20) Recht, 
Bergeben, welche Innerhalb feiner Freiung (des „Etters“) oder von 
feinen Beamten und Dienern begangen wurden, allein zu beftrafen, 
befäfigt; doch follten, wenn dieſe Vergehen in's Malefiz übergin- 
gen, bei der Verfolgung berfelben beide Theile zuſammenwirken. 
Dem Lande Schwyz follte e8 freiftehen, einen Vogt nad) Einfiedeln 
zu wählen ober nicht; wenn ed gefchehen würde, follten die Wald⸗ 
leute nad) alter Form ihm ſchwoͤren, er aber bei ihren Freiheiten und 
Gerechtigkeiten fie Tchägen und der Angelegenheiten des Gotteshaufes 
fi nur In fo weit annehmen, als daſſelbe Hülfe von Ihm begehren 
wärve. Insbeſondere fohte der Bogt dem Stifte widerfpenflige Un⸗ 
tertbanen gehorfam machen helfen. Wenn Schwyz auf die Walb- 
ftatt eine Steuer legen- würbe, follte dieſe durch Die Amtleute des 
Klofters eingezogen werben. Die Jagd auf Raubthiere ſollte beiden 
Theilen gemeinſchaftlich zuſtehen 29). 

Wir haben bereits oben (Kap. 3, ©. 154) erwaͤhnt,daß Die 
innern Unruhen, welche im Jahr 1764-wegen des franzöfifchen Mi⸗ 
fitärdienftes im Lande Schwyz ausbrachen, nicht ohne bedeutende 
Räckwirkung auf die Waldſtatt Einfteveln blieben. Ungerne ertrug 
piefe bie doppelte Herrſchaft, unter. welcher fie fand, insbefondere 
diejenige des Kloſters, welche am empftnplichften auf fie drückte. 
Da der Abt vor- Kurzem verorpnet hatte, es follen von den drei 
Hauptgewerben „Wirthen, Metzgen, Krümern” nidht zwei neben 
einander betrieben werden pürfen, fo erſchienen am 7. Mai 1764 vor 
der Landsgeineinde zu Schwyz zehn Männer von Einſiedeln — an 
ihrer Spige Erasmus Suoriger —, welche ſich über dieſe Rechts⸗ 
unterdrüdung, wie fie ed wannten,. befhwerten. “Die Landöge- 
meinde gab ihnen Recht und hob die Verordnung auf. Es fand nun 
am 13. Mai in Anwefenheit zweier Abgeordneten von Schwyz eine 
tumultuarifche Gemeinde in Einfieveln flatt, wofür die Waldſtatt 
am 18. vor dem gefeffnen Landrathe zu Schwyz, der die Unruhftifter 
betrafen wollte, abbitten Heß. Zum Unterfuche ihrer Beſchwerden 
gegen das Gotteshaus wurde eine Kommiffion nach Einfieveln ab- 
georbnet, Der es gelang, einen Vergleich zu Stande zu bringen, in 
welchem u. W. Das Klofter felbt zugab, daß jeder Walbmann alle 


— — — 





24) Urkk. v. 1452 — 1581 in Libert. Eins. S. 268 -2800. 
25) Urk. bei Faßbind V. 192 — 200; einzelne Artikel in Hofrodel u. Wald⸗ 
ſtattordn. v. 1702 a. a. O. ©. 108, 200, 220. 
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ihm beliebigen Gewerbe ausüben möge. Diefer Vergleich - wurde ben 
26. Juni vom Landrathe zu Schwyz ratifizirt; der Amtsvogt Bifig 
im Einſtedeln aber legte ihn nachtraͤglich noch der Waldſtattgemeinde 
vor, bei welcher die Annahme auf Widerſtand ſtieß. Als deßhalb 
Biſig und andre Rathsglieder von Einſiedeln vor den Rath zu Schwyz 
berufen wurden, nahmen fie zu ihrem Scyuge eine große Anzahl von 
Waldleuten mit ſich; Bifig wurde dafür mit Amtsentſetzung und eis 
ner Geldbuße von 50 Gulden beftraft, die übrigen Rathsglieder mit 
einem Berweife entlaffen. Den 14. Juli nahm dann, auf freund- 
liches Zureden einer Abordnung von Schwyz, die Waldftattgemeinde 
ben Vergleich an und am 23. wurde Erasmus Kuoriger, den Vogt 
Biſig felbft als den Anftifter aller Unruhen bezeichnet hatte, vom 
Rathe zu Schwyz auf 10 Jahre aus der Eidgenoflenfchaft verbannt2®) 
Noch am 25. November nahm felbft die Landsgemeinde non Schwyz 
neben den Freiheiten und. Rechten der Unterthanen aud) die gefeb- 
licye Herrfchaft des Fuͤrſtabts in Schutz. Je mehr indeffen die Ger 
waltthätigfeit der fogen. harten Bartbei über alle Schranfen des 
Rechts und der guten Sitte ſich hinwegfeßte, deſto leichter wurde es 
auch ven Einftebfern, fie für fi) zu gewinnen. “Die Urkunden, auf 
weldje ſich das Gotteshaus zur Begründung der von ihm eingereich⸗ 
ten achtzehn Artikel berief, wurden nicht mehr geachtet. Schon am 
28. Dezember erklärte die Landsgemeinde diefe Artikel für falſch und 
den 26. März 1765 befchloß fe, es follen der Stiftsfanzler Weber 
(gewefner Landammann zu Schwyz) und der Statthalter Aufber- 
maur, welche viefelben vertheidigt hatten, ihrer-Nemter entjegt feyn, 
in ven Thurm gelegt und auf ihre Koften durch 100 Mann (deren 
jeder täglich 1 Gulden Löhnung erhielt) bewacht werden. Nachtraͤg⸗ 
lich ernannte fie dann am 28. noch „Esaminatoren”, welche die bei- 
den Männer zu verhören und ihr, da fie fi) Damals beinahe täglich 
verfammelte, über den Gang der Unterſuchung Bericht zu erſtatten 
und ihre Weifungen entgegenzunehmen hatten. Rad) gefchloffener 
Prozedur verfällte die Landsgemeinde am 10. April Weber in die 
Hälfte der aufgelaufenen Koften und L00 Gulden an die Kapuziner; 
Aufdermaur dagegen wurde von Koften befreit, aber für immer zur 
Bekleidung von Aemtern unfähig erklärt. Inzwiſchen waren am 29. 
März Gefandte und Briefe des Fuͤrſtabts zurüdgewielen worden, 
weil das Gottedhaus nur den Landrath und nicht die Landsgemeinde 


20) „Factum 'tale das Einſidler Geſchaͤfft betreffende 1764” (von der Hand des 
Archivars Fr. Maria ab Iberg) und Vergleichsurkunde im Ardiv Schwyz. 


° 
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als Richter anertennen wollte, und noch am 12. Mai wurben 34 
Einſiedler beftraft, weil fie ſich in ihrem Streitgefchäfte an den Land⸗ 
rath gewendet und bei diefean die „vaterländifchen” (d. h. der harten 
Parthei anhängenden) Waldleute verklagt hatten. Gerade das maß- 
lofe Berfahren gegen das Stift Einfiedeln aber trug am meiften da⸗ 
zu bei, die Schredenäherrfchaft ver Harten zu brechen. Als am 30. 
. Mai das Gotteshaus durch zwei Eonventualen, unter Berheißung 
feiner Fürbitte bei der Mutter aller Gnaden, auf's neue den Schug 
der Landsgemeinde für feine alten Rechte anrief, zeigte ſich Die 
Stimmung des Volles plöglid; verändert; es nöthigte feinen bi8- 
berigen Yührer, den Landshauptmann Pfeil, fi im Klofter zu 
verantworten, und bier mußte derfelbe Die achtzehn Artikel, welche 
er als falſch angegriffen, anerfennen und ven Prälaten knieend um 
Berzeihung bitten. Darauf erklärte die Landsgemeinde am 24. Juni, 
das Stift Einfiedeln bei allen feinen Rechten fchirmen und den Land- 
rath als Richter zwifchen ihm und feinen Unterthanen, gemäß ven 
ältern Sabungen, entfcheiden laſſen zu wollen; zugleich ſetzte fie die 
yon der Gemeinde Einfiedeln gewählten neuen Rathsherren ab und 
die von derfelben abgefegten wieder ein. Die ordentliche Landsge⸗ 
meinde von 1766 verfällte dann die Walpftatt in Die Bezahlung der 
durch ihre Auflehnung gegen das Stift verurfachten Koften im Bes 
trage von 2,003 Gulden, welche fie durch eine Auflage von 10 Schil⸗ 
ling für jede auf die Gemeinweide getriebne Kuh zufammenbringen 
follte. Allein die Einftedler, unter Anführung des entfchlofinen of. 
Rupert Kälin in der Wäni, widerfegten ſich diefem Befchluffe, ver- 
höhnten die Landesfarbe von Schwyz und befreiten den von Häfchern 
feftgenommnen Rudolf Kälin, eines ber Häupter des Aufftandes. 
Erſt nachdem am 11. November die Landsgemeinde von Schwyz ein 
Ttuppenaufgebot von 1000 bis 1500 Mann gegen fie befchloffen 
hatte, unterwarfen fid) die Einſiedler und e8 erfolgte dann die Vers 
haftung von 34 der vorzüglichften Aufrührer, welche mit Striden 
gebunden nad) Schwyz geführt wurden. Drei von ihnen (Joſ. Ru- 
periy Nikodemus und Rudolf Kälin) wurden enthauptet und ihre 
Köpfe auf den Galgen von Einſiedeln geftedt; zwei, die fich geflüchtet 
hatten, wurden auf ewige Zeiten verbannt; die übrigen, an Ehre 
und Gut geftraft, blieben lange in harter Gefangenſchaft an Ketten. ° 
Den 26. Mai 1767 mußten 14 Waldleute im Ramen aller Aufrührer 
auf den Knieen vor Abt und Kapitel Abbitte leiften. Das Archiv 
der Waldftatt wurde als „hoͤchſt gefährlich" in Schwyz zurückbehal⸗ 
ten und die Landsgemeinde erfannte am 26. April: die Einfiebler 
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folfen nicht mehr Angehörige, fondern „mit dem rechten Namen Un⸗ 
terthanen” genannt werden und feine andern Rechte haben als Die, 
welche ihnen Schwyz und die Abtei aus made bewilligen; fie mögen 
zwar fernerhin Gemeinden halten und ihre Wemter befegen, ſollen 
aber alljährlich bei der Landsgemeinde die Erneuerung diefer Be- 
günftigung nachſuchen?). So mußte die Walbftatt im vollften Maße 
die traurige Erfahrung machen, daß e8 nichts Unzuverläßigeres 
giebt als die Gunft einer Demokratie und für Angehörige feinen 
ſchlimmern Landesherrn als eine Landsgemeinde, denn Schwyz-war 
e8 gewefen, weldjes eine Zeit lang die Einſiedler gegen das Kloſter 
in Schutz genommen und durch feinen Beiftand das Feuer gefchürt 
hatte, welches zulegt nur ihre eignen Rechte und Freiheiten verzehren 
ſollte! 


8. 5. Die March. 


Wie wir bereits im erſten Theile geſehen haben, erfreute ſich 
die Landſchaft March in ihrem Innern einer ziemlich freien Verfaſ⸗ 
fung, welche in vielen Stüden derjenigen des herrſchenden Landes 
Schwyz nachgebildet war; doch mußte fie alljährlid) die dortige 
Landsgemeinde durd) eine befondere Geſandtſchaft um die Beſtaͤtigung 
ihrer Sreiheiten bitten?Y). Die Mardy hatte ihre Landsgemeinde, 
welche fich jährlich am erften Sonntag im Mai auf der Allmend bei 
Lachen unter einer großen Linde verfammelte 2%), Landrechte ermeh- 
retes0), mit hoheitlicher Bewilligung Steuern defretirtes:), Aus⸗ 
wärtigen das Landrecht ertheilte?), den Ammann, Statfhalter, 
Randfchreiber, Landweibel und Wagmeifter erwählte®®). Letztere drei 
Stellen hießen wie in den freien Ländern „bittende Aemter“ und es 
mußte aljährlicy an der Landgemeinde darum angehalten werben. 
Der Ammann hingegen wurde alle zwei Jahre abwechſelnd aus ber 
obern und der untern March gewählt, und dann der Statthalter 
aus demjenigen Landestheile, welcher den Ammann nicht hatte. Der 








27) Schwyzer Lanbegem. Brot. Monnard H. 171-178. Henne Schwei⸗ 
zerchronik II. 851 — 854. 

22) Leu ©, 564. 

2») Fäſi HM. 275, 276. 

ALM. der March (3. 1522, 1532, 1533, 1543) bei Kothing Rechtsq. 
&.39, 40, 4. u 

21) urk. v. 1729 im Archiv Schwyz. 

*) Landb. v. 1756 Art. 66 (Kothing ©. 138). 

5) Ebenda Art. 70. ’ 
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Rath beitand aus 45 Mitgliedern, von welchen die Kirchgemeinde 
Laden 9, Altendorf 6 und jede der fecdh8 andern Gemeinden (Gal⸗ 
genen, Wäggithal, Nuolen, Wangen, Tuggen, Schübelbadh) 5 
ernannte. Zwei Brüder vom Vater her durften nicht mit einander 
im Nathe fiyen. Das erfte Rathsglied jedes Kirchganges hieß Sieb⸗ 
ner, wiein Schwyz?*). Der Rath hatte, was die innere Landes⸗ 
verwaltung betrifft, ungefähr die naͤmlichen Befugniffe wie In den 
freien Ländern; er griff aud) zuweilen in das Geſetzgebungsrecht 
über, indem er 3. B. 1544 die von den Hinterfäßen zu bezahlenden 
Abgaben feſtſetzter). Daneben kömmt auch ein zweifacher Rath 
vor, welcher 3.3. 1595 neue Landleute annahm und hierin ebenfalls 
die Stelle bes Landagemeinde vertrat®9. Derſelbe urtheilte auch in 
Malefizfällen unter dem Vorſitze des Lunpjäsfelmeiflers von Schwyz; 
bie Unterfuchung aber wurde vom Landrathe zu Schwyz geleitet. 
Bergehen gegen obrigkeitliche Mandate wurden, wahrſcheinlich weil 
die Bußen dem berrjchenden Rande zuflelen, von dem Landfädelmei- 
fer und zwei Rathsherren von Schwyz beurtheilt; dieſe wohnsen 
auch alljährlich dey Landsgemeinde bei, um an verfelben die Landes- 
hohelt zu repräfentiren. — Was die -bürgerlichen Gerichte betrifft, 
fo konkurririe im Anfange dieſes Zeitraumes nod) daB Neunergeridht 
zu Schwyz mit. demjenigen in der March, falls ein Kläger nicht das 
naͤchſte ordentliche Sahrgericht abwarten wollte, fondern außer- 
ordentlicher Weile ein „gekauftes“ Gertiht verlangte; dem Bellagten 
ſtand e8 dann frei, am einen oder andern Orte zu Recht zu ſtehen >7). 
Später aber wurde vom Rathe zu Schwyz felbft der Grundſatz aus⸗ 
gefprodhen, daß jede Civilanſprache zuerft vor den Gerichten ber 
March geltend gemacht werden müffe, indem er für ſich nux das 
Reit der zweitinftanzlicdyen Entſcheidung vorbehielt?e). Das Neu⸗ 
nergericht in der March wurde in der Weife gebildet, daß jede 
Kirchgemeinde einen ihrer Rathöherren auf zwei Jahre in daſſelbe 


s) Ebenda Art. 60, 73 

3) A. 2.9. bei Rothing ©. 4. 

20) Landreihtsertheilungen, angehängt dem Original des A. L. R. 

TALN. bei Kothing S. 40. 

3) Urk. v. 1667 im Archiv Schwyz: „wan Jemand were, der Bin Anſprach, 
Eß were vnib Ehr oder guoth an Sinen der Landſchaft March hette, folle der An- 
fpredher vor Amıman, Rath ober gricht zu erſchinen vnd die Vrtheil zu erivarthen 
ſchuldig, bie appellation aber vnß reserniert und vorbhalten feyn, vnd da Giner 
oder der Andere darwider handlen vnd vor ber zue Lachen ausgefallenen Vrtihel ven 
Beklagten nach Schweyß citieren wurde, folle der Eitierte zum erfebeinen nit ſchul⸗ 
dig, auch aller anflauffenden Coſten ganklich erleniget ſeyn.“ 
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wählte:*); da nur 8 Gemeinden waren‘), jo wurde wohl — wie 
wir aus einer fnätern Einrichtung? ) ſchließen — der neunte Richter, 
welcher ebenfalls ein Rathsglied feyn mußte, vom Rathe felbft er⸗ 
nannt. Wenn ein Rider zu erfcheinen verhindert war, fo wurbe 
aus den Rathöherren feines Kirchganges von dem vorfigenden Am⸗ 
mann mit Beiziehung des Landfchreiberd und Landweibeld (der 
„Amtleute“) der Erfapmann. bezeichnet; doch blieb den Partheien, 
wenn fie mit der getroffenen Wahl nicht. einverftanden waren, der 
Rekurs an den Rath vorbehalten. Das Neunergericht urtheilte, wie 
in Schwyz, über alle Klagen um „Ehr’, Erb und Eigen, worunter 
auch. verftanden Grund und Boden, Steg und Weg“. Die drei or⸗ 
dentlichen Land⸗ oder Jahrgerichte wurden im Mai, im Herbit und 
in der Faſtnacht gehalten; wenn eine Parthei eine außerorbentliche 
Gerichtsfigung begehrte, jo mußte fie deßhalb vor den Rath kehren, 
der ihr entweder diefelbe bewilligte oder die Sache an eine Vermitt- 
lung wies. Das Siebnergeridt, welches „um gemeine Gelb- 
ſchulden“ urtheilte, war kein ftändiges Gericht, fondern hatte mehr 
Achnlichkeit mit den Gaflengerichten von Uri, Schwyz und Nidwal⸗ 
ven. Der vorfigende Landweibel wählte in jedem einzelnen Falle 
die fieben Rechtſprecher aus den zunaͤchſt wohnenden Rathöherren 
oder, wenn ſolche nicht in genügender Anzahl zu befommen waren, 
aud) aus andern unbefcholtenen Landleuten, weldye feinem Rufe zu 
folgen verpflichtet waren. Vom Siebnergerichte fand immer gine 
Berufung an das Neunergeridht fatt?9). Die beiden Gerichte, for 
wie die Räthe verfammelten fi) immer in Lachen, dem Hauptorte 
der Landſchaft. 

Dem Kriegswefen in der March ftand ein pon Schwyz auf 
Lebenszeit ernannter Fandshauptmann vor). Wenn er ſich zu 
den Mufterungen nad) Laden begab, fo empfing er dafür ein Reit- 


3) Landb. v. 1756, Art. 1 (Kothing ©. 109). 

0) Die Kirche zu VBorderwäggithal wurbe erit 1778 erbaut. &. Meyer von 
Knonau, der Ranton Schwyz, ©. 326. 

“r) Nach der Gerichtsordnung von 1826 beftand das Neunergericht aus den 
Landammann oder Statthalter als Bräfdent und 9 Richtern, von weldıen 7 von 
den Gemeinden, 2 dagegen vom Bezirksrath aus feiner Mitte gewählt wurden. 

2) Landb. v. 1756 Art. 1—4. Bergl. Landb. v. 1544 (dem Verf. mitgetheilt 
von Hrn. Nationalrath Hegner). 

*3) Ar. v. 1679, Rlingnau und Kaiſerſtuhl berreffend, in einer Druckſchrift 
von 4713: „Bon Schweiz Franz Ehrler Land-Ammann u. Lants-Hauptmann der 
Landſchafft Mach.” Urk. v. 1730 im Landb. v. Gaſter: „Frantz Domini Bettſchart 
Lanndéhauptmann in der March, der Zeit Regierender Lanudammann zu Schweng.” 
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geld von 2 Dublonen; beim Eſſen leifteten ihm zwei Offiziere aus ber 
March, weiche auf Koften der Landfchaft zehrten, Geſellſchaft ). 

Der Hof Reidhenburg-in der obern March bilvete fortwährend 
für fih ein befonderes Gemeinweſen, welches zunächft dem Klofier 
Einfieveln als Grunpherrfchaft und nur mittelbar dem Lande 
Schwyz unterworfen war, infoferne diefem eben die Schirmhoheit 
über das Stift zulam. Wie bereits im Rachtrage zum erfien Theile 
bemerkt wurde, ward der Hof durch einen Vogt verwaltet, weldyen 
der Fürftabt im Einverftändnifie mit den Hofleuten aus ihrer Mitte 
wählte). Die Hofgemeinde war befugt, von fi) aus Satzungen 
aufzuftellen, welche die Rechte des Gotteshauſes nicht berührten ; 
doch wurden auch zuweilen vom Kürftabte Verordnungen für fie er⸗ 
laſſen. 

Die grundherrlichen Rechte, welche das Kloſter Pfäfers zu 
Tuggen und anderswo in der March befaß, wurden im Jahr 1659 
von den Zinsleuten defielben mit der Summe von 12,750 Gulden 
loögetauft*9). 


8.6. Küßnach. 


Aehnlich der Verfaffung der Mard) war diejenige der Keinen 
Landſchaft Küßnach; dod) ift fie uns mehr nur in allgemeinen Um- 
riffen befannt. Eine Zeit lang foll Küßnach einen Vogt gehabt 
haben*”); fpäter wurde die Landſchaft defielben enthoben und ver- 
‚waltete nun großentheild.fich ſelbſt. Aud) Hier verfammelte fid) all- 
jährlich eine Landsgemeinde und wählte Ammann, Statthal- 
ter, Rath und Gericht. Letzteres urtheilte über Alles, was zum 
„miedern Stabe” gehörte; doch fonnten feine Urtheile nach Schwyz 
„an die Hoheit gezogen” werben. Die Küßnacher waren befugt, 
polizeiliche Verordnungen gegen Spielen, Tanzen, Fluchen u. f. w. 
zu erlaffen und die aus den Uebertretungen herfließenden Bußen zum 
Nutzen ihrer Landfchaft zu verwenden. Auch mochten fte Kleinere 
Vergehen, wie Obftfrevel, Milchentwendung u. dgl. von fi) aus 
befirafen; fchwerere Verbredjen dagegen wurden vom Rathe zu 
Schwyz beurtheilt. 


— 


) Landb. v. 1756 Art. 103 (Kothing ©. 151). 

5) Hofrodel v. 1586 Art. 40 bei Kothing ©. 349. 
**, Nachtrag zur Öffnung von Tuggen, ebenda ©. 21. 
) Simmler 8.%7. Leu ©. 568. 569. 
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Der Landgemeinde zu Küßnad) wohnte eine Gefanbtfchaft von 
Schwyz bei, weldhe „mit gebührendem Reſpekt“ empfangen und auf 
Koften der Landſchaft bewirthet werden mußte. Umgefehrt batten 
die Küßnacher auf die jährliche Maienlandsgemeinde nad) Schwyz 
einen Gefandten mit einem ‚Diener zu fchieken, „um Beftätigung 
ihrer ertheilten Gnaden und Privilegten anzuhalten“ **). 


8.7. Die Höfe. 


Wie wir ſchon im erften Theile geſehen, wählte die Landsge⸗ 
meinde von Schwyz je auf zwei Jahre für die Höfe Pfäffiton und 
Wolrau einen Vogt, fpäter Obervogt ober Landvogt genannt?). 
In Folge der treuen Dienfte aber, welche die Hofleute den Schwy⸗ 
zern im Religionsfriege von 1712 Teifteten, wurden fie biefer Vogt⸗ 
fchaft entlaſſen und ihnen verftattet, ſelbſt alle zwei Jahre in jedem 
Hofe einen ehrlichen und verftändigen Mann zu ernennen, welcher 
„ein nachgeſetzter Amtmann und Vogt“ der Obrigkeit von Schwyz 
dafeldft heißen folle. Dabei wurbe aber ben Hofleuten die Verpflich- 
tung auferlegt, alle Jahre an die ordentliche Landsgemeinde nach 
Schwyz eine Botfchaft zu fenden, um derfelben zu huldigen und fie 
um Beftätigung der ihnen ertheilten reiheit zu bitten. Won den 
Bußen, welche in den Höfen verfielen, durften die Hofleute viele 
ganz oder theihweife zu ihrem Ruben verwenden. Statt der alten 
Faſtnachthennen hatten fie zwar ein jogen. Hühnergeld von 9 Ang⸗ 
fiern für das Huhn zu bezahlen; doch mochte der Sädelmeifter von 
Schwyz ihnen die Hälfte davon nachlaſſen »o). Todſchlaͤge wurden 
in den Höfen beurtheilt, jedoch in Anwefenheit von Gefandten bes 
Rathes zu Schwyz). Wollten die Hofleute neue Satzungen für 
ſich aufftellen, fo konnte dieſes ebenfalls nur mit Zuftimmung ihrer 
Obrigkeit geichehen 52). 








*) Freiheitsbrief von 1712 und Libell der Landſchaft Küßnach, dem Verf. nit: 
getheilt durch die Güte des Herrn Dr. Stußer daſelbſt. Weber bie erftere Urkunde 
vergl., was Kothing Rechisa. S. 9, 10 zum gleichzeitigen „Gnadenbriefe“ ver 
March bemerkt. 

*, Hofbüchlein Pfäffifon’s v. 1631 ebenda ©. 320. Urk. v. 1643 ebenda ©. 
298. — Schon 1484 hatte jeder der beiden Höfe einen Untervogt: Straf: u. Bußen⸗ 
rodel ebenda S. 49. 

320) Gnadenbrief von 1666 ebenda €. 2% — 206. 

21) rk. v. 1631 (Megeft) ebenba S. 318. 

22) Hofartikelbuch Wolrau's v. 1022 ebenda ©. 315. 
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Im „hintern” Hofe Wolrau fland, wie wir ſchon im erften 
Theile gefehen haben, auch die niedere Gerichtsbarkeit dem Rande 
Schwyz zu. Wenn im Hofgerichte ein gwiefpältiges Urtheil er- 
ging und beide Partheien an den Gerichtsſtab gelobten, daß fie Die 
Sache nad) Schwyz ziehen walten, fo ließ der Bogt die beiden Ur- 
tbeile, welche im Gerichte gefunden worden, in Schrift verfaflen und 
der Rath von Schwyz hatte dann zwiſchen denſelben zu entfcheiden >). 
Bon dem Gotteshauſe Einfieveln kauften ſich die Hofleute von Wol⸗ 
rau 1623 für den angefprochnen Ehrfchag mit 225 Kronen los). 

Im „sordern" Hofe Pfaffikon gehönte die niebere Gerichts- 
barteit dem Stifte Einfiedeln, weldes fle durch einen von ihm 
ans den Hofleuten ernannten Ammann verwalten ließ. Wenn e8 
fid) aber um Frevel bandelte, fo hatte, nad) der befannten Formel _ 
der alten Öffnungen, der Ammann den Stab von fd} zu legen und 
dem Vogte zu übergeben. Zwiefpältige Urtheile des grundherrlichen 
Berichtes konnten immer an den Fürftabt gezogen werben; bei ein- 
heilig ergangnen Urtheilen aber war die Appellation fehr erſchwert, 
indem in ſolchen Fällen der Ammann und die beiden Fürfprechen auf 
Koſten der ſich beſchwerenden Barthei vor den Kürftabt kehrten und 
diefer darauf entfchied, ob er die Berufung annehmen wolle >>). 

Wie in der Mar, fo ftand auch in den Höfen dem Kriegs⸗ 
wefen ein Zandshauptmann vor, den Schwyz aus der Mitte fel- 
ner Rathsglieder auf Lebenszeit zu ernennen pflegte 5°). 


6.8 Utz nach. 


Die Grafſchaft Utznach ſtand, wie ſchon im erſten Theile be— 
merkt wurde, unter einem Landvogte, den die beiden Länder 
Schwyz und Glarus abwechfelnd auf je zwei Jahre ernannten, der 
aber feinen ftändigen Wohnſitz nicht in Utznach hatte, fondern bier 
nur erſchien, wenn wichtigere Geſchaͤfte feine Anwefenheit nöthig 
machten. Der „Auftritt“ eines neuen Landvogtes erfolgte jeweilen 
im Moi in Begleitung von Gefandten der beiden Stände; der erſte 
Gefandte von Schwyz ftellte ihn dann dem zur Landsgemeinde 
22) Ebenda S. 307. 

5%) Regeſt ebenda ©. 317. 
ss, Hofbüchlein von 1631 ebenda ©. 321. 
20) urk. v. 1694 im Landb. v. Gaſter: „Joſeph Antoni Rebing von Biberegg, 


alt Lanndtiſeckelmeiſter u. des Rahts zu Schweytz, Landtshanptmann beeder Höffen 
Pfeffikon u. Wollerauw, der Zeyt Landtvogt Im Sarganſer Landt.“ 








222 Die abhängigen Landfchaften. 


verfammelten Volke vor, welches zugleid; mit dem Landvogte und 
den untern Beamten in Eidespflicht genommen wurde⸗). Die Lande- 
gemeinde bezeichnete Dann, zufolge ver Webereinkunft von 1472, von 
Stadt und Landfchaft vier Männer, aus welchen die zum Syndikate 
verfammelten Gefandten den Ammann, fpäter auch Landammann 
genannt, erwählten; fermer ernannte fie den Landſchreiber, den 
PBannermeifter, den Landsfähndrich, die Landrichter und 
den Landweibel. Endlich konnte die Landsgemeinde auch Satzun⸗ 
gen für die Grafſchaft aufſtellen, doch mußten dieſelben dem Land⸗ 
vogte zur Genehmigung vorgelegt werden’). Ebenſo bedurfte es 
feiner Zuſtimmung für die Heinern polizeilichen Berorbnungen, welche 
der dreifache Landrath der Grafſchaft zu erlaffen pflegte"). 

Der Ammann führte den Vorſitz an der Landsgemeinde, in 
Rath und Gericht; er befiegelte aud) die Gältsriefe). Ihm zur 
Seite ftand, als Vertreter der Rechte der Hertfdhaft, ein unmittelbar 
von den beiden Ständen gewählter Untervogt. Der Landrath 
beftand aus dem Ammann, dem Untervogt, dem Landfchreiber, den 
9 Landrichtern, 9 Rathsherren, 4 Fürfprechen, dem Landſaͤckelmei⸗ 
fer, 6 oder 7 Landoffizieren und 2 Weibeln. Die Landrichter und 
Rathsherren ware fo vertheilt, daß je 3 auf bie Stabt fielen, von 
den übrigen 6 aber je einer auf jenen der ſiehss Tagwen (Gemein⸗ 


22) Projeft einer neuen Regierungsform für Utznach uud Safer (von Schwyz 
aufgeftellt) vom 3. 1758 im Archiv Glarus: „Sollen nach alter hishäro gepflog: 
ner gewohnheit beyde in difen Herrfhaiten ihre Regierung vollendende HH. 
Landvögt die auf das fommer Bindicar ankommende HH. Ehrengefante von Ihren 
lobl. ſtaͤnden, u. zwar der Hr. Landvogt von Schweiz den 27ten Mai Mittagszeit 
auf dem fchloß Srinau, Hr. Landvogt von Glarus aber den feinigen zu Kaltbrunnen 
empfangen. An welchem Tag dann auf den Abend von den HH. Shrengelandten 
beyder Lobl. orthen bey erfterer ihrer Zufammenfonit im goaßshaus St. Anton 
nanıens ihrer hohen obern ber Endgenöfftiche Gruß u. gewohnlice Curialia abge: 
leget werden. Tages daranf — wird zu Utznacht die landsgemeind gehalten, an 
welcher der nene Hr. Landvogt mittel einer Anreb des H. Gefandten lobl. Orths 
Schweiz vorgeftellt, hernach aber fowol für folden als für Jeden beamteten u. End⸗ 
lich gemeinen burger over landman ber ftatd oder Graffchaft der Eid abgelefen u. 
von ſambtlichen beſchworen wird.“ 

58) Urk. der beiden Stände für die Upnacher von 1614 (abichriftlich im Archiv 
Glarus): „ihrer landsſatz⸗ und orbnungen, fo fye. allewyll mit Bewilligung ihrer 
3andvögten zu minderen und zu mehren gewalt haben.“ 

>) Urk. von Schwyz v. 1718: „Die mit dem Landvogt von einem dreyfachen 
Landrath mit feinem wüſſen u. willen gemachte pollioey u. landsorbnungen, warn 
ein landevogt deren ſich nit befchwäret hat, follen die 2 jahr hindurch gehalten u. 
von dem Landvogt ohne noth darin nit dispensiert werben.” 

eo) Urk. der beiden Stände v. 1589. 
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den, wie in Glarus) der Landſchaftey). Das Landgericht beur- 
theilte in erfter Inſtanz alle Civilſtreitigkeiten; kein Rechtsfall durfte 
an die Obrigkeiten gezogen werden, ehe in Utznach ein Endurtheil 
ergangen, war‘). Der Landvogt oder in feiner Abweſenheit der 
Untervogt wohnte dem Gerichte bei, um alfällig auferlegte Bußen 
zu Handen der Herrichaft einzuziehen). Die Appellation mußte 
binnen Monatsfrift erfolgen; fie ging in erfter Linie an den Land- 
vogt, dann an den Syndikat, zulebt an die beiden Stände *%). Kri- 
minalfälle beurtheilte, unter Vorbehalt des naͤmlichen Weiterzuges, 
der Landvogt; Kleinere Bußen unter 10 Gulden behielt er für ſich 
und von den größern hatte er den beiden Ständen nicht mehr als 
den zehnten Theil zu verrechnen). Er durfte ſedoch nicht anders 
„richten und ftrafen” als in Gegenwart der drei Amtleute, nämlich 
des Ammann, des Untervogts und des Landfchreibere. Schwyz, 
welches am 27. Auguft 17129 — zu einer Zeit, wo e8 in Folge 
des unglüdlichen Ausganges des Toggenburgerfriegs in Ertheilung 
von Freiheitsbriefen überhaupt freigebig war — den Utznachern dieſes 
Herlommen beftätigte, fügte weiterhin bei, ein einſummiges Urtheil 
der drei Amtleute folle gegenüber der abweidyenden Meinung des 


Landvogts Geltung haben und diefem nur das Recht der Appellation 


vorbehalten bleiben. Allein Glarus ſcheint dieſe Vergünftigung ges 
genüber der Graffchaft niemald anerfannt zu haben°”); in einer 
fpätern Urkunde von 1718 erklärt Schwyz felbft nur noch die An⸗ 
wefenheit der drei Amtleute für erforderlid) und in feinem Projekte 
von 1758 fagt e8 ausbrädlich, dieſelben follen fein »votum deecisi- 
vuma haben, fondern nur als »consiliarii« beiwohnen. In Malefiz⸗ 
füllen wurden die vom Amte aufgenommnen Akten unmittelbar den - 
Raͤthen der beiden Stände eingefandt; zerfielen diefe in ihren Ur⸗ 
theilen, fo gab der Landvogt den Stichentſcheid. Eine bloße Cere⸗ 
monie war der Öffentliche Landtag, der dann noch unter dem Vorſitze 
des Landvogts in der Graffchaft gehalten wurde und an welchem 


*) Sie hießen: Eſchenbach, Schmerikon, Rüterſchwyl (St. Gallenkappel), 
Erneiſchwyl, Gomiswald u. Oblinden (Goldingen). Faſi II. 378— 380. 

2) Urk. der beiden Stände v. 1682. 

e2) Projekt v. 1758: „nach bishariger übung.“ 

*) Lachner Abfchiede (von Schwyz u. Glarus) von 1736 u. 1737. 

*5) Ebel II. 40. Utznacher Reformation v. 10692. 

*) Urk. (abfchriftlih) im Archiv Glarus. 

*) Schwyz an Glarus den 2. Mat 1719; ebenda. 
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Gefandte von Schwyz und Glarus Theil nahmen und das Urtheil 
fanden *9). 

Der Syndikat, welcher fich neben den an ihn gelangenden 
Appellationen mit der Verwaltung des Landes im Allgemeinen zu 
befchäftigen hatte, verfammelte fi, im Gotteshaufe oder Spital zu 
St. Anton in Utznach alle zwei Jahre im Mai, wenn ein neuer Land⸗ 
vogt einzog, und überdies alljährlid) einmal im Jänner. Die erftern 
Zufammenfünfte hießen Sommerritte, die legtern Winterritte. 
Jene beftanden aus 6 Berfonen, nämlid) einem Chrengefandten 
jedes Standes und den ans und abtretenden („auf- und abreiten- 
den") Landvögten der beiden Vogteien Utznach und after; dieſe 
aus 4 Perſonen, den Ehrengefandten und den regierenden Land⸗ 
vögten. An den Sommerfpndilaten pflegte der abtretende Landvogt 
feine Rechnung abzulegen, ebenfo der Untervogt. Auf Anfuchen ber 
Grafſchaftsleute wurde 1745 von den beiden Ständen verordnet, 
daß der Syndikat feine andern Gefhäfte behandeln folle als diejeni⸗ 
gen, welche entweder vom Landvogte an ihn gezogen oder von den 
Unterthanen appellirt oder von den Obrigfeiten ihm ausdrücklich zu⸗ 
gewieſen würden 0%. 

Die Upnacher hatten bi8 zum Sahr 1619 nur ein „Lands⸗ 
fähndli”, weldes der Landsfähndridy trug; damals erhielten fie 
von dem beiden Ständen ein Banner und dazu einen Pannermeifter. 
Wenn diefer aus der Stadt genommen wurde, follte der Lands⸗ 
fähndrid) der Landfdjaft angehören, und umgekehrt'o). Dem Milis 
tärwefen der Graffchaft ftanden übrigens zwei Landpshauptmäns 
ner, einer aus jebem der regierenden Orte, vor”). 

Ta die Grafen von Toggenburg. von denen. Utznach an Schwyz 
und Glarus gelommen, aud) Grundherren dafelbft geweſen waren, 
fo mußten die Graffchaftsleute fortwährend Todfälle und Faftnadıt- 
hühner entrichten ?). Der Landvogt durfte von den während feiner 

) Fäſi a. a. O. Projekt v. 1758: „fahlß folcher Delinquenten Verbrechen 
Capital, fo wird zwar nach alter übung — ein blutgericht verſamlet, u. nach Eidge⸗ 
genöffiichen Formeln furtgeiahren, die Vrtheile aber von den Eigens hiezu abge: 
ſchickten Geſandten der Reg. orthen mitgebracht u. folde, da fie einftimmig, ohne 


Veränderung, fahlß fie aber zerfchieden, nach dem beyfahl des Landvogten exe- 
quiert.” 


2) Abſchiede im Archiv Glarus. 

30) Urkk. (abſchriftlich) ebenda. 

31) Fäſi a. a. O. 

?) Ebenda. Urk. v. 1689 im Archiv Glarus. 
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Amtsdauer eingehenden Topfällen einen für fi behalten und von 
den übrigen gebübrte ihm ein Dritthell für den Einzug”). Andere 
Abgaben, weldye Die Utnacher zu berahlen hatten, waren unbeben- 
tend. 


8. 9. Gaſter, Weſen und Gams. 


Welch' harte Strafen über Die Herrſchaft Safer verhängt wur⸗ 
den in Folge des zweiten Kappelerkrieges, in welchem fie zu den 
Evangelifchen gehalten, haben wir im erfien Kapitel, dieſes Buches 
erzählt. In den langwierigen Streitigleiten Dagegen, welde in den 
Jahren 1556 bis 1564 zwiſchen den V Orten und ben evangeliſchen 
Glarnern walteten, ſchlugen fi) die Leute von Gaſter und Weſen 
entſchieden auf ˖ die Seite der Erftern. Schwihz lieh ſich daher durch 
die Fürbitte von Katholifch- Glarus") Dazu bewegen, ihnen am 3. 
Januar 1564 ihre Banner und Faͤhnlein, ihre Burger⸗ und Land- 
rechtsbücher und Freihtitsbriefe zurüdgugeben; doch mußten fie da⸗ 
bei auf das ihnen früher zuftändig gemeine Reit, nur von Soymen- 
auf- bis Sonnenuntergang mit ihrer Obrigfeit zu „reifen”, verzichten 
und fid) verbindlid, erlären, wie e8 fon im Schwahenkriege und 
in den mailändiſchen Feldzügen geichehen, jemweilen mit den Pannern 
von Echwyz und Glarus, in Religionsftiegen aber mit bemjenigen 
von Schwyz alein in's Feld zu rücken. Schwyz behielt ſich fesmer 
vor, deu Gaſterern, falls fie aberınals vom katholifchen Glauben 
abfallen foliten, ihre Rechte und Freiheiten wieder zu entziehen und 
in Religionsfachen fie allein zu beftrafen 9. In Glarus wollte Die 
evangelifhe Mehrheit anfänglid, in dieſe Wiebenherftellung der äl- 
tern Rechte der Herrſchaft um fo weniger einmwilligen, als ſie der 
jelben nicht gerne die Hälfte Der Bußen wieder überließ ;. fie gab je 
doch nach, als Schwyz, wie gewöhnlich, bei den andern IV fatholi= 
ſchen Orten Unterftügung fand, welche das Gafter bei feinen Frei⸗ 
beiten zu firmen verſprachen?). Daß im Jahr 1649 Katholiſch⸗ 
Glarus von Schwyz in die Gemeinſchaft der kirchlichen Hoheitsrechte 
über die Herrſchaft auſgenommen wurde, haben. wir, ebenfalls be— 
reits im erften Kapitel angeführt. 


m. 








»») Ebel a.a. ©. Utznacher Reformation v. 1602. 

22) Echreiben der aligläubigen Räthe vom 21. Dez. 1803 im Archiv Schwyz. 
122) Urk. im Landb. v. Gaſter. 

20) 9, Arr II. 151, 152. Urk. v. 1652 im Landb. v. Gaſter. 

Blumer, Staate- und Rechtégeſchichte. I. 15 
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Der Landvogt von Gaſter gehörte immer demjenigen der bei⸗ 
den regierenden Staͤnde am, welcher waͤhrend der zweifaͤhrigen Amts⸗ 
dauer bie Landvogtei Utznach nicht beſetzt hielt; auch er wohnte nicht 
im Sande, fondern erſchien darin nur bei wichtigern Gefchäften. 
Der Syndikat, den wir bei Utznach fennen gelernt haben, verfügte 
fi jeweilen von da in’s Stift Schännis, am hier Die Angelegen- 
heiten der Herrſchaft Gaſter zu behandeln. Beim Amtsantritte eines 
neuen Landvogtes aber geſchah dis Borftellung deſſelben durch Die 
Gefandsen und die Huldigung ber Unterthanen nicht bloß in Schän- 
nis, fondern auch in Wefen’"); denn viefes Stänstben, wenn es 
auch einen Beitaudtheil der Herrſchaft Gafter ausmachte, bildete 
doch in der innern Berwaltung ein für fidh beſtehendes, von der 
Landſchaft getreuntes Gemeinweien: Die Herrſchaft zerfiel daher in 
zwei Aemter, deren jedes feinen beſondern, von den beiden Stänben 
gefegten Untervogt hatte; biefer führte; in Abweſenheit des Land⸗ 
vogts, in Rath und Gericht den Vorſitz und wohnte in ben Geſchaͤf⸗ 
ten, welche fein Amt betrafen, dem Syndilate bei, wo er, wenn 
die Stimmen der &efandten und Landvoͤgte iane fanden, den Stidy: 
entſcheide) gab. Wie die Landsgemeinde zu Schännis, fo wählte 
auch bie Burgerſchaft von Weſen ihren Sädelmeifte?, Banner: 
meifter, Schreiber und Weibel, ihr Reunergericht und ihren 
Rath’). Beide Gemeinden hatten Das Reiht, nene Sayungen zu 
errichten 0); doch waren fie verpflichtet, für dieſelben die Genchmi- 
gung der beiden Stände einzuholen?). Gafter und Weſen hatten 
zwei verſchiedne Rechtsbücher, aber in den meilten Sagungen waren 
fie gleichlautend 

In Folge der Befreiung von auswärtigen Gerichten, welche fie 
1379 von König Wenzel erhalten, befaß die Herrſchaft Gaſter und 
Weſen andern Bogtelen gegenüber das werthvolle Vorrecht, daß in 


— — 





) Füũſli IV. 56. Fafı IH. 360 — 362. 

»e) Urk. v. 1726 im Landb. v. Gaſter. 

’%) Burgerbuch von Weſen. Urk. v. 16052 a. a. O.: „Daniel Wilhelm Vnder⸗ 
vogt, Joͤrg Litfchgenmann Seckellmeiſter, auch Johannes Eberhart Pannermeiſter 
im Gaſter, u. Caſpar Vögeli u. Melchier Ellmer — Neuw⸗ u. alt Seckellmeiſter zu 
Weßen.“ 

*, Einleitung zum Landb. v. Gaſter: „ob vnß old vnſern Nachkommen hernach 
bedunckte durch befferung willen dero Stucken Eins ober mehr ze mindern, ze meh: 
ren, wie wir das durch Ehrbar u. vernünftig Keuth unterricht möchtent werben, baß 
wir das zu jeden Zeiten gewalt follent haben.” 

), Cbenda Art. 179 (Satzung v. 1675). 
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Eivilftreitigleiten die Urcheile ihrer Gerichte nicht appellirt werden 
Eonnten 2). Diefer Grundſatz wurde von den beiden regierenden 
Stänsen fo gersiffenhaft beobachtet, daß fie, als 1744 ver Syndikat 
einen vom Landgerichte beurtheilten Rechtsſall an ſich zog, dieſe 
Verfügung kafſtrten °°). 

Uebertretungen, welche gegen SHoheitörechte, wie namentlid) 
gegen die Nilitaͤrordnung, gegen das Zoll⸗ und Salzregal gerichtet 
waren, wurden vom Landvogte allein in Gegenwart der Amtsleute 
beurtheilt tonnten aber dann an den Syndikat und von diefem an 
die beiden Stände gezogen werden. Bei Vergehen und Verbrechen, 
auf welche das Land» und Burgerbuch Geloftrafen feste, wurde der 
Schuldige zuerſt zur gütlichen Abſtindung vor den Landvogt und die 
Amtleute beſchieden; erfolgte eine Verſaͤndigung nicht, fo wurde die 
Sache nach verpfiognem Unterſuche unter Dem Borfige nes Landvogts 
vom Bericht oder Rath als Bußengericht beurtheilt. War ver Land⸗ 
vogt mit dem Strafurtheil einverſtanden, fo war daſſelbe inappel- 
label; tm entgegengefegten Falle mochte er die Sache an den Syn⸗ 
dilat sieben, deſſen Spruch hinwieder an die Staͤnde appellirt wer- 
den fonnte. Wenn von viefen verſchiedne Urtheile ausgefäht wurden, 
fo tam ven Landvogte der Stichentſcheid zu. Bon allen Buben, 
welche nicht von Malefizfäfen herrührten, gehörte nur vie Hälfte 
den regierenden Orten, die andere hingegen den Unterthanen von 
Gaſter und Weſen. Die erfiere Hälfte aber behielt der Landvogt 
größtentheild für fich, indem er nur von Bußen, welche mehr als 
30 Gulden betrugen, den beiden Ständen ben zehnten Pfenning zu 
verrechnen hatte. Darüber, ob eine Sache als Maleſizfall zu be- 
tradhten fen, entſchied das Bericht oder ver Rath in Gegenwart ver 
Laudvogte und Geſaudten der beiden Stände, deren Zuſtimmung 
biefür erfosdert wurde). In Maleſigfaͤllen, weiche wie in Ugnach 
behandelt zu werben pfiegten, warb ber Landtag zu Schunnis ge- 
hatten. Die aus Konfiöfatienen heworgehenden Geiyer felen den 
segierenden Orten zu. 

An den Todfaͤllen, welche ben beiden Guänben. galamen, hatte 
ver Landvogt gleiche Redyte wie in Utnach; weis mehrere aber be- 
zogen vie grunpherrlichen Kloͤſter Bfäfers (zu Quarten und Murg), 


#7) Bol. Urk. v. 1572 ebenda. 

v2) Arf. ebenda. 

*s) Urkk. v. 1580, 1572, 1644, 1651, 1652 u. 1752 ebenda, v. 1686 (ab- 
ſchriftlich) im Archiv Glarus. Lachner Abſchiede v. 1654, 1736 u. 1737. Gaſterer 
Reformation v. 1602. 
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- Schännis und Einfieveln. Letzteres befaß in dem Hofe Kalt- 
brunn ein abgefchloffenes Gebiet, welches 28 durch einen Ammann, 
auch Hofammann gepannt, und einen Hoffſchreiber verwalten Heß. 
Dex Erſtere führte nen Borfig im Hofgerichte, welches mod, im 
Mai und im Herbit ſich ordentlicher Weiſe verſammelte und Dem, 
nad) dem Inhalte der alten Offnungen, der Landuagt beizuwohnen 
berechtigt war. Der grundherrlichen niedern Gerichskarleit wurde 
durch Vergleiche eine ſehr weite Auspehnung gegeben; fie faßte u. 
A. auch Verbote, Arrefte, Obfiguntionen, ſowie die Befieglung von 
Guͤltbriefen in ſich °9). 

Reben after und Weſen bilnete. ein drittes Amt, in der Land⸗ 
. vogtei Gaſter die Gemeinde Gams im obern Rheinthal. Nre 
Rechtsvberhaͤltniſſe blieben, wie wir Be im exſten Theile dargeßelle 
haben, unveraͤndert. Bußen, welche den Betrag von 9 Pfund über- 
ſtiegen, ſowie das. Maleſiz gehörten den beiden Stännen. Wenn bei 
ftößigen Urcheilen Der Landvogt zu entfcheiken haste, fo Sonate von 
feinem Spruche an. den Syndikat, uud dann an die Stänbe appellirt 
werden‘). Die Vereinigung Diefer Herrſchaft mit Gaſter war nur 
eine änßerliche, indem nämlich der dortige Landvogt auch über Gams 
das Vogteiamt verwaltete und der Syndilat für after und. Ugnach 
auch Gamjer Angelegenheiten. antſchied. 

Im Militaͤrweſen ſtand die Landvogtei Gaſter, wie Utznach, uu- 
ter zwei Landshauptmännern aus den beiden regierenden Stän⸗ 
den. | i 


$. 10.. Werdenberg. 


Wie wir ſchon im erſten Theile gefehen Haben, wurde die Graf⸗ 
ſchaft Werdenberg durch einen, auf dem dortigen Schleffe wohnenden 
Land vogt verwaltet, weicher.alie drei Jahre von ver Inunägemselnbe 
zu Glarus erwaͤhlt wurde und daun in Begleitung zweier Gckausten 
diefed Standes aufaltt: Ihm walten beträchtliche Güter, Weinberge 
und Zehnten, fowie die Jagd in der Graffchaft zuc Nubsießuug an⸗ 
gewiefen. Ben den verfallenven Bußen bezog er für fi mer ben 
zehnten und von ven Todfallen ven beitten Theil; daneben aber. er⸗ 
hielt er nach einen Jahrlohn von 100 Gulden. Dem Bußengeridhte 
des Landvogts wohnten der Ammann und der Landſchrelber als 
Käthe bei, und es konnte von demfelben an den Rath zu Glaxus 


22) Urkk. v. 1663, 1696 u. 1737 im Landb. v. Gafter u. im Archiv Slarus.! 
29 Lachner Abſchied v. 1736. 
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appellirt werden, welcher andy die Malefisfälle beurtheilte. Ber 
Ammann wurde vom Rathe zu Glarus aus der Zahl der Graf⸗ 
ſchaftsleute gewählt; er führte den Vorſitz im Landgerichte, wel⸗ 
Ges buͤrgerlichen Rechtsſtreitigkelten entſchied und aus 7 vum 
Lendvsgte ernannten Mitgliedern — 3 aus ver Gemeinde Grabs, 
2 von Bus un» 2 von Sevelen — befand. Bon diefem Berichte 
* bie Appenatlen zuerſt an den Landoogt, dann am von Rath zu 

©). s 

1965 erhielten auf ihr Anſuchen Die Werbenberger für kriegeri⸗ 
ſche Auszuge ein Faͤhnchen mit dem Wappen der alten Grafen, 
weidhe zuerſt das Laͤndchen bekerrfiht hatten. Die Rurtbögemeinne 
von Giarus behielt ſich indeſſen Dabei vor, den Landsfaͤhndrich 
aus der Jahl der Grafſchaftsleute ſelbſt zu ernennen; auch foßte das 
Fhnchen nicht getragen („unterfihlagen") werden, wenn bie Wor⸗ 
denberger unter dem Lanbespanner von Glarus in's Feld rüdten *9). 
Später kömmt‘ auch ein WBervenberger Landshaupfmann vw, 
der ohne Zweifel ebenfalls von Glarus gewaͤhlt wurde. 

Was die Landfchreib erſtelle betrifft, fo finden wir, daß 1024 
vie katholiſche Landsgemeinde von Glarus, welche damals auch den 
Landvogt nach Werdenberg zu ernennen hatte, biefelbe mit einem 
Glarner Befehte"). 1643 erhielten Die Werdenberger von Def evarle 
geliſchen Landsgemeinde Die ſchriftliche Zuficherung; es Flle immer 
ein bortiger Angehöriger zum Sanvfdgreiber genommen werben. Al⸗ 
lein in Folge der Empfehlung eines werdenbergiſchen Laudſchrribers, 
der feinen Schwiegerſohn, einen Glarner, zu feinem Nachfolger 
vorſchlug, wurde jene Urkunde nicht weiter beachtet und fyäler, da 
fie einmal’ nach Glarus gebracht wurde, zurückbehalten, weil die 
evangeliſche In die Kompetenz der gemeinen Landsgemeinde, Die al- 
lein über Hoheiisrechte in den Vogteien verfügen konnte, eingegrif⸗ 
fen habe). Im 18. Jahrhundert war ber Laudſchreiber immer ein 
Glarner und ebenfo verhielt es ſich mit dem Laudweibel, ber früber 
anch aus ven @enffchaftsierffen gensimmen worden war. 

Aechiclich wie mit der Urknnve won 1643, Sen Landfeſeiberdienſt 
betreffend, verhielt e# ſich mit derjenigen von 87, welche lange 

22 Trümpi Glarn. Chron. ©. 165167. Werbenberger Mefornation von 
1692. 

” Urk. bi. P. owi Relatio ©. 12-15. 

a) Kath. Landegem. Brot. 

5.3. Tſchudi ©. 27. 
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Zwiſtigkeiren und insbefondere bie Unruhen der Jahre 1719.6i8 
1722 herbeiführte. Durch diefe Urkundei) hatte der Rath zu Gla⸗ 
rus den Werdenbergern u. A. bewilligt, daß Der Landvogt keinerlei 
Vieh auf ihre gemeinen Weinen treiben: uud In ihren Bannwaͤldern 
teinerlei Holz ſchlagen dürfe. Als Grund dafür wird angeführt, 
daß das Urbar dem Landvogte feine ſolche Befuguiſſe einraͤume; al 
lein nach den Altern Rechtsbegriffen, die damals ſich freilich ſchon zu 
verlieren anfingen, verftand es fich eben von felbft, daß ber Grund⸗ 
herr, deſſen Stelle nun ber Landvogt vertrat, mit und neben feinen 
Hmterfaßen die gemeine Mark in Weide und Waldung beungen 
tonnte. Es läßt fid) daher kaum ernſtlich beftreiten, daß der Rath 
von Blarus durch jene Urkunde wirklich ein dem Laube zuftehenbes 
Recht weggegeben Hat; dazu war er aber nad) der Verfaffung unfeer 
Demokatieen nicht lompetent, fonvern nur die Landögsmeinde hätte 
eine foldye Verfügung treffen konnen. Man darf fi) daher nicht 
darüber verwundern, Daß, als 1705 an der Landösgemeinde ber An- 
zug gemacht wurde, es habe ver Rath in früheser Zeit unbefugter 
Wolfe und zum Nachtheile des Landes den Werbenbergern Kon⸗ 
zeffionen ertheilt, vie bei einem demokratiſchen Volke ſtets fo leben⸗ 
dige Eiferfucht auf feine Kompetenzen erwachte und daß, ald man 
unter den, von den Graffchaftsleuten auf Befehl des Laubvogted 
eingeligferten lirfunden diejenige von 1667 fand, Die Auſicht, es 
koͤnne dieſe nicht als zu Recht beftehend anerkannt werben, in Gla⸗ 
rus ſich Bahn brach. Auf per andern Seite freilich ift es nicht min- 
der begreiflich, daß die Werdenberger einmal erlangte Zugeftänonifie 
wicht gerne wieder jahren ließen, daß fie, ohne fich: weiter um die 
ismere Berfaffung des oberherrlichen Landes zu belümmern, mit Dem 
Stantöfiegel defielben verfehene Urkunden für. vollgültige Rechtstitel 
axſahen nad daher in Der yermeigerten Zurüdgabe eine unzedht- 
mäßige Hinterhaltung ihres Cigenthums um fo cher erblickten, als 
bei der Ablieferung. ber Originalien ihnen wenigftens einige Ausſicht 
gemacht worbeu zu feyn-fcheint, daß fie Diefelben nach genommner 
Einſicht zurüdechalten follten?). So kam e8 denn, daß die Wer⸗ 
denberger, nachdemn fie lange Jahre hindurch vergeblich ihre Urkun- 
den zurückgefordert hatten, im Jahr 1719 beim Aufritte eines neuen 
Landvogtes den Huldigungseld nicht anders ablegen wollten als mit " 

ei) Sie liegt zerfhnitten und entſtegelt im Archiv Glarus. 


»2) J. P. Tſchudi ©.27, 28. Die Werdenberger behaupteten ein beſtimmtes 
Verſprechen: Schreiben vom 10. Oft. 1720 im Archiv Glarus; vgl. Monnard I. 
105. = 
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dem Vorbehalte, daß, wenn Glarus ihnen ihre Briefe und Siegel 
nicht bid zu einem beftimmten Termin unabgeändert und im Driginal 
wieber zuſtelle, fie alsdaun nicht gehindert ſeyn follen, „an hoͤhern 
Drten“ (bei der Tagſatzung) Rath zu ſuchen, da fie in dieſer Zwiflig- 
keit. Glarus nur für Tree Gegenparthei und daher nicht für ben kom⸗ 
petenten Richter anſehen könnten‘). Die Gefandten,- weldie ven 
neuen Landvogt anffähtten, namen biefen Vorbehalt nit an, fon- 
dern berichteten nadı Haufe. Sofort-murden von Slarus die beiden 
Standeshaͤupter abgefandt, um die Werdenberger zu unbedingter 
Haldigaung zu bereden, jevod; ohne Erfolg. Die Worge bes Land⸗ 
ammann Joh. Heinrich Zwidi, „fie feyen von der Oeburt an in 
Ewigleit mit vem Eid verbunden”, ſcheinen die Graffchaftstente nur 
noch mehr erbittert zu haben. Ausichüfle verfelben estläzten am 1. 
uni den Gefandten von Blarus, daß ihnen im Stesite mit ihrer 
Obrigkeit nichts anders übrig bleibe als das eidgenoͤſſtſche Recht an- 
zurufen; Re ſtuͤtzten ſich dabei auf eine Urkunde von 1488, nad wel- 
cher Stzeitigleiten zwiſchen ihren Borfahren und dem —amaligen In⸗ 
habex der Graffchaft, Johann Peter Graf von Mater, ſchiedsrich⸗ 
terlich beurteilt wurden‘). “ie hätten ſich zur Begrundung ihres 
gewiß nicht unbilligen Begehrens, daß ein unpartheiöfher Michter 
den Streitpunkt unterfuche, noch beſſer darauf beruſen koönnen, daß 
die Glarner ſelbſt beim Aufſtande von 1525 thren Unterchauen in 
Werdenberg auf die VII alten Orte Recht geboten hatten")! Aber 
ſeither hatte eben überall in der Eidgenoſſenſchaft eine mehr abſolu⸗ 
tiftiiche Anfchaunsgerveife bei den regierenden Orten Bias gegeiffen 
und was im jechszehnten Jahrhundert ein natürliches Rochtagefähl 
eingegeben, das wurde im achtzehuten als ſchimpflich fär- einen ſou⸗ 
veränen Stand betrachtet. Glarus wandte ſich unter'm 20. Iugi um 
den Borort Zuͤrich mit der Bitte, den widerſpenſtigen WBerbenbergern 
fein Gehör zur leihen, ſondern fie an ihre natürliche Gbsigfett zu 
verwetfen; man werbe zuerſt alle gütlichen Mittel verſuchon, um fie 
wieder er auf ven Weg der- Bflicht zu bringen; ſollten dieſe aber fenht- 


= 2) Erb der Geſaudten ‚son Glarus’an ihre Obriglkei Sch Baden 
berg 19. Mai, im Archiv Glarus. Dieſes nuverdächtige Zeugniß liefert den beiten 
Beweis dafür, daß die Werbenberger nicht, wie I. P. Tſchudi S. 20 fagt, „die 
Huldigung gänzlich veriweigerten”. Die Darſtellung bei Monnard I. 106 
fönmt der Wahrheit näher. 

*) Vortrag ver Ausſchüſſe und Abfchrift ver angerufuen Urkunde im Archiv 
Glarus. 

eꝛ) Bergl. Th. 1. ©. 320. 
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108 bleiben und man zur Gewalt zu ſchreiten genöthigt ſeyn, fo ver- 
lange man für biefen Fall den Durchpaß durch Die Landvogtei Sar- 
gans *0). In gleichem Sinne ſprach ſich die Geſandtſchaft von Gla⸗ 
rus an der Jahrrechnungstagſatzung aus, welche beſchloß, vie An⸗ 
gehörigen in den benachbarten gemeinen Herrſchaften Sangans und 
Rheinthal vor jener Unterſtützung deu Werdenberger durch ein Man⸗ 
dat ernfllich zu vetwarnen?”). Im September kamen dann die Aus⸗ 
ſchüffe von Werbenberg in einem ſehr unterthaͤnig gehaltnen Schrei⸗ 
ben dei Glarus ein: Namens der Sraffchaftsleute verwahrten fie 
ſich gegen bie unbegründete Zulage, daß fie die Hulvigung gaͤnzlich 
verweigert hätten ober überhaupt ihren Verpflichtungen nicht-nadh- 
fommen wollten; nur zu Erleichterung hres Gewiſſeus hatten fie 
fidy vorbehalten wollen; nad) ihren Briefe und Eiegeln zu trachten 
and darum Ruths zu pflegen, wenn ſie diefelben wider alles Ver⸗ 
hoffen Acdhtzzurüderhalten jollten; demnach baten fie inſtaändig, daß 
man ihnen ihre Urkunden, von denen fie nicht weichen Fonnten, ums 
verändert außliefern oder daun den bevingten Huldigungseld, wie 
fie ſolthen anerbofen; annehmen moͤchte ee). Statt einer entſpreithen⸗ 
den Anutwori wandte fh Glarus abermals an den Vorort und wirkte 
bei Diefem ans, daß er Namens der VII alten Orte ein Mahnſchrei⸗ 
ben an die Werbenberger abgehen Meß, welches fte aufforberte, die 
pflichtmaͤßige Hufdigung, wie von Alters her, zu leiten, dabei aber 
die Erwartung audbrädte, es werde nachher Glarus um fo cher 
ihre Beſchwerden anhören und, Darüber einen „troſtlichen“ Entſchluß 
faſſen ). Die Werdeubrrger hielten darauf mit- Vorwiſſen ihres 
Landvogtes eine Gemeinde und beſchloſſen, ſich zur Hultigukg in 
dem Sinne Bereit zu erflären, daß ihnen dadurch nicht benommen 
werde, ihr Anliegen beireffend Rückleferung der Urkunden ihrer Ob- 
rigleit vorgusfugen: Zuͤrich, welchem diefe Antivort am 14. Novem⸗ 
ber durch Abgeordnete eröffnet wurde, erffärte ſich damit zuffleden 
und empfahl Glarus, beruhigende Zuſtcherungen zu eriheilen, ins⸗ 
befondefe völlige Amueſtie zu verheißeri, Damit es dann um fo nach⸗ 
drücklicher die Werdenberger auffordern könne, ihrer Pflicht ein Ge⸗ 
nüge zu leiſten =). Ba Slatus hieranf nicht einging, fo blieb die 


7) J. V. Tſchudi ©. 20. 

») Badner Abſchied v. 2. Juli 1719, Art. OE nm. Beil. D. 

») Schreiben vom 11. Sept. im Archiv Glarus. 

”) Die VII Orte an die Landleute der Grafſchaft Werdenberg, 24. Oftober, 
und Zürich an Glarus, 25. Oktober, ebenda. 

100) Schreiben ebenda. 
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Sache auf ſich beruhen bis zur Ialsıredinungetagfagung von 1720, 
weiche befchloß, eine eidgenoͤſſifche Abordnung, beſtehend aus den 
Kathäsherren Hirzel von Züri und Dürler von Luzern, nad 
Wervenberg zu fchicken. Diefer gelang es endlich, die Ainteuthanen 
zur unbesingten Seigung zu bereden, welche am 15. Juli wirküch 
geleiflei wurde’. Darauf beſchkoß die Laudsgemeinde von Glarus 
den 14. Huguft, es ſollen die Ausfdjüffe der Werbenberger nuch Gla⸗ 
rus beſchieden und über ihre Beſchwerden verhört, auch ihre Urkum- 
den —— rriſtich geyrüft werden, damit von dem gefetzgebenden 

Gewalt ſpaͤter das Nöthige verfügt werben könne; die Beſtrafung 
der Schuldigen wurde dem Rathe überlaffen. Auf wiederholte Bor- 
laıngen ?) erſchienen erſt im Rovember die Ausgefhoffuen, wollten 
aber, indem fie fortwährend einen unpartheliſchen Richter verlang- 
ten, ihre Beſchwerden nicht vorbringen und mußten fo umnverrichteter 
Dinge wieder entlaffen werben. Die Jahrreifnunpstagfatung non 
41721 beſchloß dann, nad) angehörtem Vortrage dee Geſandtſchaft 
von Harus, die Werdenberger Ausſchüſſe vor fi} zu berufen, und 
nachdem dieſelben durch eine Kommiffion einvernommen worben, er⸗ 
ließ fie an die Graſſchaftsleute die Mahnung, ohne weitern Verzug 
ihre Beſchwerden ihrer rechtmäßigen Obrigkeit vorzutragen und bei 
dieſer um Abſtellung derſelben, ſowie um Verzeihung für ihre bis⸗ 
herige Widerſetzlichleit zu bitten, worauf fie die Eidgenoffenfchaft zu 
geneigtem Sürmworte bereit finden werben, während fie im entgegen- 
gefetzten Falle alles über Re kommende Ungläd ſich felbft beizumeſſen 
hätten’). Auf abermalige Vorladung und auf die Zuſage ſichern 
Geleitesn) Hin erſchienen nun den 3./14. September zwölf Ansge⸗ 
f&öflene der Werbenberger in Blarus, mit welchen dann über ihre 
Beſchwerden (die, mit Ausnahme der Immer wieder verlangten Rüd- 
erftattung ber Urkunden, richt fehr’erheblichen Inhaltes waren) un⸗ 
terhandelt wurde. Der Sicherheit wegen, damit fi das aufgeregte 


’) Franenfelder Abſchied vom 1. Juli, Art. 5 u. Beil. B. 

2) Noch am 10. Oktober antworteten die Werbenberger in einen fpißigen 
Schreiben: „daß ſambtliche Grafſchafftolenth biß dahin nicht weltere Ausſchũß nacher 
Glarns zuie gehen verordnet, iſt ein urſach Theils daß unßer Regierende Herk Landt⸗ 
vogt daß von mßeren Guaͤdigen Herren u. Oberen zuerſt erhaltene ſchreiben Darinme 
salvem ocudaotum permätirt (6) werben," nicht hat mollen von handen geben, 
Theile auch daß eint ı. anderen von deu unßeren diß n. jenes von ungeitenwen Landt⸗ 
leuthen zu Glarus widerfahren u. begegnet.“ Archiv Glarus. 

2) Frouenfelder Abſchied vom 7. li, Art. 4u. Beil. 4. 

*) Yrl. (abſchriftlich) im Archiv Glarus. 
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Volt nicht an ihnen vergreife, murben fie in Haft gehalten; zugleich 
hatten fie auch als Geifeln dafür zu dienen, Daß dem Landvogte, Den 
Pfarrern und andern in Werdenberg wohnenden Glarnern feine 
Beleidigungen zugefügt würden. Die Obrigleis ſuchte Die Auſsge⸗ 
ſchoffnen über die Grundlofigkeit ihrer Beſchwerden zu belehren und 
ſchickte einige von ihnen nad) Werbenberg, damit fie ihre Landlente 
zur Nachgiebigdeit beivegen möchten; allein die Werbenberger be- 
harrten anf der Zurüdforbermumng ihrer Briefe und Siegel. Eine ent- 
deckte Verſchwoͤrung von AO jungen Männern, welche Leib ynd But 
daran zu ſetzen gelobt hatten, Daß man den Glarnern nicht nachgebe, 
veranlaßte diefe, eine Garniſon von 80 Mann auf das Schloß Wer⸗ 
denberg zu Jegen, welche auf allerhaud Umwegen in der Nacht auf 
den 16.227. Oktober daſelbſt anlangte:). Die Werdenbergar, welche 
ſich nicht vorftellten, daß ihre Obrigkeit in fo ungewöhnlicher Weiſe 
Truppen auf das Schloß ſchicke, läuteten Sturm, griffeg zu den 
Waffen und befegten alte Zugänge. Die Beſatzung ließ einige blinde 
Kanonenſchüſſe abgehen md rief ihnen zu, fie follen nun fommen 
und ihre.Briefe.und Siegel holen‘), worauf fie wieder abzogen und 
fi nachher. beim Landvogte eutſchuldigten. Gleichwohl wollte nun 
das fonveräne Volk einmal „den vom Gott empfangnen Gewalt 
braudyen”. Den 19./30. Oktober zeigte, der Rath von Glarus ben 
eiögenöffifchen Orten an, er habe nach gemachter Erfahrung, daß 
bei laͤngerm Aufichube die Sache nur fhlimmer und die Werdenberger 
immer hartnädiger würden, befchloffen, diefelben unverzüglich mit 
gewaffneter Hand zu überziehen, und mahnte zu eidgenoͤſſtſchem Auf: 
fehen, noͤthigenfalls zu bundesgemäßer Hülfen). Am folgenden Tage 
ftanden 1900 Glarner, in vier Bataillone abgetheilt, unter ben 
Waffen und eine Gefandtfcheft von Zürich konnte fie nicht laͤnger 
als einen. Tag zurüdhalten. Diefelbe eilte indeſſen vorays nad) 
Werdenberg und vermochte hier die Unterthanen dazu, ſich gemäß 
dem Frauenfelder Abfchiede den Glarnern zu unterwerfen‘). Die 








.u 


+ 

).J. P. Tſchudi S.21— 38, 

Monmard J. 109, nach den Berichten. des vandvogte der Herrſchaft Sar, 
Baier, an Zirid Cine glarnerifehe Aborduung, welche fpäter an dieſen Land- 
vogt geſchicht wurde, beklagte fi daruüber, daß fein „Her“ auf Seite der Merdeu⸗ 
berger fey. Schreiben vom 6./17. Januar 1722 im Acchi Glarus. 

) Schreiben ebenda. 

) Das, wie Monnard I. 111 fagt, au Glaruer Abgeordneie dabei waren, 
ift ſehr zu bezweifeln; jedenfalls wurden bie, dem Landammenn Zwidi in den 
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Trupren zogen über den Mallenſee in's Barganferiaub und wurden 
in Mels und Atzmoas einquartiert. Drohungen von Offizieren und 
Soldaten bewogen viele Werdenberger, mit ihren Heerden in-bie 
Herrſchaft Sar und über ven Khein zu ziehen; die Zuruckgebtiebnen 
lieforten auf Vorlaugen der Slarner ihre Waffen auf das Schloß ab. 
Obſchon die Zuͤrcher Abgeordneten fich alle Mühe gaben, bie Glar⸗ 
ner Vateillone vom Einrücken in Die Grafschaft Werdenberg abzu⸗ 
halten, fo weite vie Mannſchaft doch nicht zurädicheen, ohne ihr 
Unterthanenland wenigſtens geichen zu haben. Sie wurbe Daher am 


ee bi6 an ben Graben unter dem Schloffe, wo fie ſich lagerte, 
ohne Jemanden Uebles zugufügen, und dann noch am gleichen Tage 
zurück nad) Atzmoos geführt. Den * —— traf das kleine Heer 
wieder im Glaxnerlande ein, wo es au der Naͤfelſer Linthbrüde ent- 
laſſen wurde“). Während des Auszuges waren Geſandte von Uri 
und Schwyz in Glarus erſchienen, um bie bundesgemäße Hülfe 
ihrer Stände anzubieten; Bern dagegen, welches eine geheime Au⸗ 
-fiftung des Streites von fatholifcher Seite argwohnte, hatte Die 
&larner von Anwendung der Waffen abgemahnt. Zürich hatte auf 
den 13. November nad) Baden eine Tagſatzung ausgeſchrieben, zu⸗ 
wider der Anſicht von Glarus, welches gegen jede eidgenoͤſſiſche 
Dazwiſchenkunft ſich verwahrte, ſowie der meiften kathollfchen Orte. 

Die Tagfagung beſchloß, keine Repräfentanten an Glarus zu ſchicken, 
jedoch) nur unter der Bedingung, daß es in der Unterſuchung gnaͤdig 
verfahre, die Beſchlüſſe den Ständen vor der Vollziehung mittheile 
und den Werdenbergern Zeit Kaffe, die eidgenöffifche Fürſprache zu 
benugen 9. Die Geſandten von Zürich und Bern erfuchten noch 
befonders auf vertrauliche Weife den Gefanbten von‘ Eyangelijdh- 

Glarus, feiner Obrigkeit vorzuftelen, wie ſchaͤdlich alle Welterungen 
in Diefem Geſchaͤfte und wiernachfhellig für das „evangelifihe Weſen“ 
jede gogen die Werbenberger gaiikta Strenge feyn müßte; demnach 
möchte fie Gnade für Recht ergehen. und Dig fo bedenkliche Anter- 
ſuchung fallen laffen, damit die Werbenberger des; eidgenöffifchen 
Fünvortes sicht mehr bebürfen 1). Dieje Ermahnung hatte wenig- 
fiens die Folge, daß die in Glarus verhafteten werbenbergifchen 


Mund gelegten Worte wicht bei diefem Anlaße, fondern im Mai 1719 gefproden. 
Skuler Geſch. v. Glarus ©. 288. 
3 V. Tſchudi SM, Monnard I. 111, 112. 
») Monuard I. 112— 114. 
m Abſchied im Ardiv Blarue. 
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Ausgeſchoffnen nichn, wie von manchen Laubleuten veriungt worde, 
yeintkh, ſondern wur milde verhoͤrt wurden. VEiner derſelben ſtarb 
im Gefaͤmgultſſe; wie übrigen wurden bis au zwei nad) Haufe ent⸗ 
laffen 2). Ihnen folgte am 3./44. Degember-eine vbrigkeitliche Kom- 
mifſton, um die in den Gemeindsladen Legenden Urkunden zu unter 
ſuchen. Allein die Werdenberger weigerten ſich, dieſelben eingeliefern 
und hiellen unbefugter Weiſe am 15./86. Dezember eine Laubsge⸗ 
meinbe, an welcher fie befchleffen: einzelne Landieute, welde. auf 
das Schloß gemsfen würden, ſollten der Borladung feine Folge geben, 
fondern an ihres Stelle, vier dafür bezeichnete Männer hingehen, 
um der Gemeinde zu berichten, was Dort verlangt werde; ohne Zah- 
fung follte Niemand Holz auf das Schloß verabfolgen laſſen. Wirt: 
lid) wurde dann aud), als der Landvogt feine Leute ausſchickte, um 
Holz, weiches zu einer Rheinbrücke gedient hatte, Für ſich zu bezle⸗ 
hen, ver Wagen von den Unterthanen in Buchs überfallen und ab- 
geladen. Damit war nun erft der Aufſtand förmlich ausgebrochen, 
und in Glarus erwachte neue Erbitterung. Den 20.31. Dezember 
trat der dreifache Landrath zuſammen und beſchloß, neuerding® zwei 
Bataillone, jedes von 400 Mann, gegen die Werdenberger auszu⸗ 
ſchicken. Den —— rilikte die Mannſchaft in’die Grafſchaft 
Werdenberg ein, aber fie traf fie von allen männlichen Einwohnern 
verlaffen an; aus Furcht vor der Rache ihrer ergürnten Oberherren 
basten ſich Diefelben in die Herrfchaft Sar geflüchtet!). Zürich 
fandte den Landvogt Nabholz, welcher, zwifchen den Flüchtlingen 
und der glarnerifchen Kommiffton vermittelte. Die Werdenberger 
lieferten durd) ihn ihre Waffen und Urkunden ab und ließen durch 
Ausſchüſſe auf dem Schloffe um Gnade bitten, worauf fie wieder in 
ihre, nun freilih von Lebensmitteln entblößten Wohnungen zuräg- 
fehrien. Auf den As wurben fie zu einer Landgemeinde ein⸗ 
berufen; an weldyer fie beſchworen mußten, Leine heimlichen Zufam- 
menkitnfte, weder Rath nod) Gemeinde mehr zu halten ohne Ver⸗ 
willigung der Obrigfeit, den „Loivigen Landhandel“ wun ruhen gu 


— — 





17) So meldet die Urk. v. 1725, ſ. unten Nr. 21), in der Einleitung. Ge if 
aljo wohl ein Irrthum, wenn e8 bei J. P. Tſchudi ©. 43 Heißt, es ſeyen nur 
zwei entlaſſen worden. er 

12) In Buchs war nur ber Siegrift zugüdgeblieben. Als bei einer Verſamm⸗ 
lung, welche die Flüchtigen noch an der Graͤnze hielten und In welcher der Landvogt 
fie zur Rückkehr anfforderte, Ginzelne ihm Beifall gaben, wurden fle von Andern 
mißhandelt und gezwungen, mitzufliehen. Bericht von 5. Januar im Archiv Glarus. 


Die abhängigen Landſchaften. 237 


laſſen und wegen deſſelben wiber die Obrigleit nichts mehr zu ſchrei⸗ 
ben oder zu veranfhalten, hinſichtlich der Briefe unb Giegel ſich ver 
von Glasnd.gutireffenden Ramesıur vud ebenfo auch Den uber fie zu 
verhängenden Scrafen. willig und gehorfam zu uuteunerfen, niemals 
mehr wit eiwanber gemeine Sache gu marken, ſondern allfällige Me⸗ 
ſchwerden· jeher fir. ich ſelbt amgubsiugen, eudlich. Wineripenfige 
anzeigen und gexjeigen zu helfen, Sofort wurden nun von ben 
aufgebomen Iruppen 600 Many eutiafien, welche ner 3./44. Ja⸗ 
nuar 1722 wieder zu Haufe anlangten. Wbarmals wahnte Bern 
ſchriftlich 9). une Zürich Durch wiederholte Abonnungen ben Rath 
von Glarns zur. Milde gegen bie Werdeuberger. Als aber neuen 
dings eine Tagfagung ausgeſchrieben wurde, beſchwerte ſich Glarus 
bei ven übrigen Ständen gegen deu BerseiJurich, daß er auf jeden 
unbegrundeten Bexiht 15) ſich einmiſche uns dadurch eina glücküch⸗ 
Beilegung des Streitzefchaͤftes hieidere, waͤhrend doch nach den 
Bünden kein Stand ber Unterthanen des andern ſich aunchmen follte. 
Als „abfeluter und independenter Stans“ laſſe Glarus ſich nichts 
vorſchreiben, ſchlage Daher bie Tagfahung aus und werde den Han⸗ 
del fo erledigen, wie es dieſes vor dem hoͤchſten Richter werde ver⸗ 
antworten koͤmrenY.. Ma ver Tagſatgung erſchienen dann auch 
wirklich mr Zei, Bern, Batel, Schaffhanfen, Appenzell A. Rh., 
Abt und Stadt St. Gallen und Biel, und es wurde nichts anderes 
- beidjloffen sis Die Abſchickung einer Sefandifchaft nach Glarus ı7), 
weiche ang dem Burgenmeifter Eſcher und Rathsherrn Hirzel von 
Zürich, dem Schultheißen Steiger und Benner Zillier von Bern 
beftand. Den FF pieft Diefelbe vor dem Rathe zu Glarus ihren 


10. TIchruar 


Vortrag, in welchem ſi e baldige Erledigung des Geſchaͤftes, Rück⸗ 


— 





') Echr· ben vom 9. Jamar ebenda. . , 

20) Darin lag wohl vorzugsweiſe eine Anſpielung auf ein Schreiben des Land⸗ 
vogts Nabholz vom 9. W. Jannar, welches Zürich an Uri und dieſes wieder an 
Glarus mittheilte. Als Sigmund Vorburger, einer der Hauptanftiiter des Auf: 
fandes, gebunden nach Glarus geführt wurde, fo folgerte Nabholz daraus, man 
habe dort „eine fchleunige Execution” yor; auch wollte er von glarnerifchen Abge⸗ 
erbneten gehört hoben, „daB Eß vm Bluoth zue thuon”. Ebenda. 

19 Enwmurf des Schreibens an bie VAL alten Otte vom 29. Januar ebenda. An 
Uri befonders fchrieb Glarus noch: „Wir mögen nit verhälen, daß die auf zu viel 
jorgfalch für unſere Underthanen herrührende und überüffig angewandte offlcia ein 
oder anderen Lobl. oriheg bey unfgren Underthanen bie vorgewandte Intention nicht 
erreicht, funderen das gerade widerſpiel gewürckt habend, vnd deßwegen auch bey 
uns far Sie nit länger angenommen werden können!“ 

2?) Badner Abſchied von 29. Jannar, Art 4. 
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berufnug der nody in Werbenberg liegenden Mannſchaft und milde 
Beſtrafung der Schuldigen empfahl. Sofort wurden nun weitere 
100 Mann aus Werdenberg nach Haufe berufen, 100 fie den 2./13. 
Februar einirafen. Die beiden esften Gefandten von Zürich und 
Bern aber blteben in Glarus bis zu der auf wen 13./24. Februar ein- 
berufnen Landsgemeinde, der fie abetmals recht eindringlich Die fehl- 
baren Unterthanen zur Gnade emipfahlen und vor weldyer dieſe felbft 
durd) Abgeordnete eine demäthige Abbitte vortragen Tiegen 9. Die 
Landögemeinse beſchloß indeften nur, es fellen neben dem Kaufbriefe, 
von 1517 bloß viefenigen auf Werdenberg bezüglichen Urkunden, 
welche von der Landsgemeinde feibft ausgeftellt worden, Gültigkeit: 
haben; vie Beflrafung der Schuldigen überließ le wieder dem Rathe, 
bei welchen dann bie vielfachen Encpfehlungen einer milden Beur- 
theilung wirklich Eingang fanden. Bon Todes» oder harten Leibes⸗ 
firafen ‚ wie fie das aufgeregte Voll verlangt hatte, wär keine Rede 
Dagegen wurben die landesflüchtigen Häupter der Empoͤrung: Leon⸗ 
hard und Hanns Büfch, Jalob VBorburger, Hanns Rau, Hanns 
Senn, Hanns Schwendener und David Hilti verbannt und 
vogelfrei erklärt, ihre Ramen an den Galgen gefihlagen und ihr 
Bermögen eingezogen; bie zwei Letzten wurben jedoch nachher begna- 
digt. Ferner wurden Michael Borburger und Ehriftlan Büſch ı°), 
weldye in Glarus gefangen faßen, ehr- und wehrlos erklaͤrt, fm Die 
Grafſchaft eingegränzt und zu ſchweren Geldftrafen verurtheilt. Den 
Ueberreft der aufgelaufen Koften, welche auf ungefähr 30,000 
Gulden angefählagen wurden, mußten die werbenbergifdjen Gemein- 
den bezahlen 2°). . 

Nach langen Verhandlungen wurden dann erft im Jahr 1725 
von der Landsgemeinde zu Glarus die hauptfäcdhlichiten Beſchwerde⸗ 
puntte der Werdenberger, weldye während ver Unruhen zur Sprache 


18) Sie findet ſich noch fchriftlich im Archiv Glarus. 
9) Bergl. die Urk. v. 1725. 


ꝛ2e) J. P. Tſchudi S.43—53. Monnard I. 114—119. Wir haben bier 
noch die allgemeine Bemerkung beizufügen, daß, wenn Tichnti’s Relatio historico- 
politica, der Trümpi und Schuler gefolgt find; allerdings als eine Varthei⸗ 
ſchrift erſcheint, welche den Zweck hatte, den Stand Glarus gegen die vielfachen ihm 
gemachten Vorwürfe zu vertheidigen, auf der andern Eeite auch Monnard nicht frei 
von Cinſeitigkeit ift, weil er fi vorzugsweife au die, den Werdenbergern günjtigen 
Akten des Zürcher Staatsarchives hielt, den Standpunkt der Glarner aber wenig 
würbigte und, da ihm bie felten geworbne Darftelfung des Zeitgenofien Tſchudi nicht 
befannt war, auch nicht ganz würdigen Fonnte. 
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gelommen waren, in folgender Weiſe geregelt: 1) Der Landvogt 
fol nicht mehr ald 8 und der Landfchreiber 2 Pferde auf die gemei- 
nen Tratten treiben mögen; der Landweibel hat kein ſolches Weide: 
redht. 2) Der Landvogt fol ſich in der Regel mit dem Weihnachts⸗ 
holze, welches die Grafſchaftsleute Ihm zu bringen verpflichtet find, 
begnügen; ſollte er mehr Holz brauchen, fo darf er ſolches nur mit 
Erlaubnig der Obrigkeit fällen. Weber der Landvogt noch die Un⸗ 
terthbanen find befugt, Holz außer Die Graffchaft zu verkaufen. 3) 
Hinterfäßen werben von den Gemeinden mit Bewilligung der Ob⸗ 
rigleit angenommen und haben eine Bürgſchaft von 100 Gulden zu 
leiften. 4) Satzungen („Legibriefe", lages) mögen von den Ge: 
meinden in Anwefenheit des Landvogts errichtet werden, find aber 
immer zur Ratifitation nad) Glarus einzufenden. 5) Wenn Ge: 
ſchwiſter mit einander haushalten und ein Bruder ftirbt, fo ift zuerft 
ihr gemeinfchaftliches Vermögen zu theilen und dann nur von dem 
Nachlaſſe des Verſtorbnen der Fall zu beziehen. 6) Vogtsrechnun⸗ 
gen mögen vor einem Mitgliede Des Berichts abgelegt werben, wel: 
yes dann dem Landvogte .über deren Ergebniß zu berichten bat. 7) 
Glarus behält fidy vor, alle Aemter und Dienfte nad) feinem Belies 
ben zu befeben, mit einziger Husnahme des Stadtknechts. 8) Ver⸗ 
gehen, die außer der Graffchaft begangen worden, follen nicht un⸗ 
terfucht werden, ausgenommen Malefizfälle. 9) Die Faſtnacht⸗ 
hennen follen nad) alter Mebung in natura bezogen werden. 10) 
Handänderungen von Gütern, die der Obrigleit zinspflichtig find, 
müflen innert Monatöfrift dem Landvogt angezeigt werben, bei 
Strafe des Heimfalls der Liegenfchaft im Unterlafiungsfalle. 11) 
Appellationen gegen Urtheile des Landvogts find binnen 8 Tagen 
bei diefem anzumelden und dann binnen 2 Monaten zu betreiben ?2). 

Mit der. Zeit lehrte zwifchen den Herrichern und den Beherrſch⸗ 
ten in Werpenberg ein freundlicheres Verhältniß zurüd. Wir haben 
bereits oben (5. 144) gefeben, daß 1734 die Landögemeinde von 
Glarus beſchloß, den Werdenbergern die ihnen während des Auf- 
Randes entzognen Waffen zurüdzugeben. 1738 erhielten fie von ber 
Landggemeinde aud) wieder einen Landeshauptmann und einen Lands⸗ 
fähndrich, welche aus ihrer Mitte vom Rathe zu Glarus gewählt 
werden follten 22). — Geſetze wurden ven Werbenbergern fernerhin 





— —: 


21) urk. im Archiv Glarus. Die minder wichtigen Veſtinmungen derſelben 
habeu wir übergangen. 
32) Urk. im Archiv Glarus. 
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von der Landgemeinde. zu Glarus gegeben: fo 1768, als e& fi 
um eine Aenderung ihres Erbrechtes handelte ?°). 


8. 11. Rapperöwyk 


Wie die Stadt Rapperswyl mit den zu ihr gehörigen Höfen 
unter die Schirmhoheit der IV Orte Uri, Schwyz, Unterwalbden 
und Glarus gekommen war und welche Verpflichtungen fie nad 
dem zweiten Kappelerfriege gegenüber denfelben eingehen mußte, 
haben wir oben (Th. 1. ©. 322 und Th. IE ©. 13) gefehen. Der 
Rath von Rapperswyl wahrte eifrig fein Recht unmeiterzüglicher 
Gerichtsbarkeit gegen jeden Verſuch, von feinen Sprüchen an die 
Schirmorte zu appelliren, und diefe beftätigten 1544 baffelbe aus⸗ 
drücklich'). Auch 1666 nod) erkannten fie Rapperswyl als „fou- 
veränen Stand, außert dem Schirm“ an, welcher Die Seinigen nad) 
den Stadtrechten ftrafen möge „ohne fernern Rekurs, falls kein ge⸗ 
führlicyer Sifer mitlaufen würde” 29). Aber nur zu häufig waren 
eben die Anläße, wo blinde Leidenſchaft die Rapperswpfler unter ſich 
entzweite und fie nöthigte, die Dazwifchentunft der Schirmorte ans 
zurufen, deren Macht umd Einfluß dadurch begreiflicher Weife auf 
Untoften der alten Freiheiten der Stadt fleinen mußte). So kam 
e8, daß bei den Ilntuhen von 1704 die Schirmorte die von der Burs 
gerfchaft befchloffne Entſetzung des Schultheißen Michael Hunger 
wieder aufhoben, den von der Gemeinde gewählten neuen Schul⸗ 
theißen feines Amtes entließen, die als widerfpenftig Bezeichneten 
Burger mit'ſchweren Geldbußen belegten und den Rath anhielten, 
Rekurſe, wekhe an die IV Orte ergriffen würden, in allen Fällen 
unbedingt zu geftatten 2”). 

Bei dieſer ftark hervortretenden Tendenz der vier Länder, ihre 
Rechte Rapperswyl gegenüber immer mehr zu erweitern, ergab fid) 
die Stadt im Toggenburgerfriege von 1712 um fo lieder den Stän- 
den Züridy und Bern, unter Vorbehalt der Rechte von Glarus, 
durd) eine Kapitulation vom 1. Auguſt, in welcher ihr die drei neuen 
Schirmorte u. X. verfpradden: was ihr im Jahr 1532 und feifher 
gewaltfam aufgebrungen worden, folle ihr für die Zufunft nicht zum 


3?) Landegem. Prot. 

2°) Urk. (abſchriftlich) im Archiv Glarus. v. Arr IH. 213. 
») Rickenmann ©. 170. 

2°, Bol, ebenda ©. 172, 179. 

m Ebenda S. 203, 204. 
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Praͤjudiz gereichen 2e). In der That flimmt der, auf Grundlage biefer 
Kapitulation am 13. Auguft ausgefertigte neue Schirmbrief 2%) feinem 
wefentlichen Inhalte nad) ganz mit der alten Verpflichtungsurkunde 
von 1464 überein. Allein in den Jahren 1740 bis 1742 brachen neue 
Zwiftigfeiten zuerft unter den Burgern felbft, dann zwifchen Burgern 
und Hofleuten aus, welche wieder von den Schirmorten gefchlichtet 
werden mußten. Diefe vergaßen dabei jo wenig wie ihre Vorgänger, 
die Zwietracht der Untergebnen zum eignen Vortheile anszubeuten ; 
insbefondere nahmen fie nun ebenfall8 das Recht des oberften Ent- 
ſcheides in allen Fällen, wo an fie refurrirt würde, für fich in Anfprudy 
und griffen unbedenklich in die Strafgerichtsbarteit wie in die ganze 
Gefeßgebung des Heinen Gemeinweſens ein 3%). Durd) ihren Rezeß 
vom 1. Mai 1742 ordneten fie Die Berfaffung deffelben, mit ſteter Rück⸗ 
ſicht auf bisherige Mebung, folgendermaßen: 

Altjährli wurde Die Gemeinde der Stadtbürger in der Pfarr⸗ 
kirche zur Wahl des Schultheißen verſammelt. Der im Amte ſte⸗ 
hende Schultheiß legte „durch eine Rede“ ſeine Ehrenſtelle nieder und 
begab ſich dann mit feinen Verwandten in Ausftand. Es wurde nun 
zuerft darüber abgeftimmt, ob man den abtretenden Schultheißen ein⸗ 
fach beftätigen oder zu einer neuen Wahl fchreiten wolle; wurde das 
Leptere erkannt, fo konnte derfelbe gleichwohl wieder fo gut wie jeder 
andere Burger vorgefchlagen werden. Der in feinem Amte beftätigte 
oder der neu gewählte Schultheiß leiftete Darauf den Burgern und dieſe 
ihm den Eid, durch weldyen den drei Schirmorten Treue und Gehor- 
fam gelobt wurde. Der Kleine Rath von 12 Mitgliedern ergänzte, 
wie in andern ehemals herrſchaftlichen Stüpten, fich felbft aus den 
fämmtlichen Burgern ; er wählte aud) den Großen Rath; von 24 
Mitgliedern, welcher für wichtigere Angelegenheiten zugezogen wurde. 
Abänderungen am Stadtrechte bedurften jedoch der Zuftimmung ber 
Burgergemeinde. Die Wahl des Schloßvog tes, welcher das Schloß 
den HI Orten oder dem Mehrtheil unter ihnen, fowie der Stadt offen . 
zu halten ſchwoören mußte, ftand den beiden Räthen, die Kollatur der 
Zeutpriefter- und Frühmeflerpfründe, unter Vorbehalt des Beſtäti⸗ 
gungsrechtes der Schirmorte, dent Kleinen Rathe allein zu. Bon und 
aus dem Kleinen Rathe wurde ferner ein Bannerherr gewählt; 
ebenſo ein Geheimer Rath, welcher neben dem Schultheißen aus 


29 Ebenda S. 210. 

20) Urk. (abſchriftlich) im Archiv Glarus. 

39) Bl. Rickenmann ©. 215-228. 

Blumer, Staat und Rechtsgeſchichte. IT. 16 
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- den Statthalter, dem Schloßvogt und dem Staptfchreiber beſtand. Ein 
Sohn oder Bruder des Schultheißen durfte nicht im Kleinen Rathe 
figen; auch ſonſt durften nicht zwei Brüder zugleich Mitglieder deſſel⸗ 
ben feyn. Klein’ und Große Räthe wählten ven Stadtrichter aus 
der Mitte des Kleinen Rathes und feine zwölf Beifiger aus der ge- 
fammten Burgerfhaft *). Die Urtheile des Stadtgerichtes konnten 
an den Kleinen und von biefem weiter an den Großen Rath appelfirt 
werden; der Stadtrichter und feine Beifiber, falls Lebtere dem Großen _ 
Rathe angehörten, famen dabei nicht in Ausftand. Im Hofgericht 
zu Sona führte der Stadtrichter oder ein anderer Beauftragter des 
Kleinen Rathed den Vorſitz und der Stadtfchreiber das Protokoll, 
Rechtſprecher waren zwei Mitglieder des Kleinen.oder Großen Rathes 
zu Rapperswyl und zehn Hofleute; die einen wie Die andern wurden 
vom Kleinen Rathe gewählt und mußten nad) dem ulten Hofrodel 
„fieben Schuh für fi) und fieben Schuh hinter fih" Grundeigenthum 
in den Höfen befigen. Bon dem Hofgerichte ging die Appellation an 
den Kleinen Rath; diefem ftand auch allein die Strafgerichtsbarkeit 
über ſchwerere Verbrechen (das fogen. Malefiz) in den Höfen zu. Für 
die Hofweibelftelle ſchlugen die Hofleute drei Männer vor, aus 
denen der Kleine Rath einen ernannte. Die Hofleute hatten jährlich 
dem Rathe zu Rapperswyl als ihrem „Herrn und Vogte“ eine Steuer 
von DO Pfund zu bezahlen und der Stadt 4 Frohndienfte zu thun; 
aud) mußte jeder Hofmann, der eine „Chehofitatt”, d. h. ein zu den 
Gemeindenugungen beredhtigtes Haus bejaß, jährlid) ein halbes Klafter 
Holz zum Unterhalte der Burg und der Seebrüde liefern *2). 

Neue innere Etreitigleiten im Jahr 1777 veranlaßten eine aber- 
malige Einmifchung der IH Schirinorte, bei welcher wieder gerichtliche 
Urtbeile, die zwei Mitglieder des Kleinen Rathes ihrer Stellen ents 
fest hatten, aufgehoben wurden. Dabei wurde ferner feitgefebt, es 
dürfe ein abtretender Schuitheiß für die nächite Amtsdauer nicht wie- 
der gewählt werben, und für die meiften andern Aemter, welche bis 
dahin auf Lebenszeit befegt worden waren, eine ſechsjaͤhrige Erneue⸗ 
rungswahl vorgefchrieben 2). So wurde zuletzt Die Verfaſſung Rap⸗ 
perswyl's von den Schirmorten nad) ihrem Belieben umgeftaltet ! 








*) Das Stabtgericht foll indeſſen nur über Schuldſachen abgeſprochen Ga: 
ben, über Chre, Erb' und Eigen dagegen der Kleine Rath, ohne Appellation. 
Ridenmann ©. 115—117. Fäfi all. 391, 392. 

22) Urkk. im Anhang zum Stadtrecht von Rapperswyl. 

»s) Hidenmann ©. 234—236. 
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8.12. Die Vogteien der Stadt Zug. 


Mir haben im erften Thelle gefehen, wie die Stabtgemeinde Zug 
durch Kauf und Eroberung mehrere eine Herrfchaften in ihrer näd)- 
ften imgebung an ſich gebracht hatte. Die höhere Strafgerichtsbarteit 
über die in denfelben begangenen Verbrechen mußte fie zwar dem Stabt- 
und Amtsrathe des ganzen Kantons überlaflen *9), welchem allein 
das Recht zuftand, über Leben und Tod zu urtheilen ; aber nur um fo eif- 
riger nahm fie für fi) das ausfchließliche Recht der Vorunterſuchung 
(Praͤkognition) in Anſpruch 2). Ebenſo war der Stadtrath allein be- 
fugt, die aus den Vogteien appellirten Urtheile über Eivilftreitigkeiten 
und Frevel zu entfcheiden. Malefizbußen wurden zwifchen Stadt und 
Amt zu Ys und 2, getheilt; andere Bußen gehörten der Stadt aus⸗ 
ſchließlich. Ebenfo ftand ihr allein das Mannfchaftsrecht zu 9. 

Die nievere Strafgerichtsbarfeit verwaltete in jeder Bogtei der 
Land» oder Obervogt, weldyer alle zwei Jahre von ber Burgerge- 
meinde aus ihrer Mitte gewählt wurde, Ueber bürgerliche Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten urtheilte ein vom Untervogte präfidirtes Gericht von 4 
Mitglievern; Leptere wurden auf den Vorſchlag des Erftern vom 
Stadtrathe gewählt”). Die einzige Abgabe in der Vogtei Cham be- 
ftand darin, daß jede Haushaltung dem Obervogte ein Faftnachthuhn 
oder ftatt deſſelben 5 Baten zu bezahlen hatte. 

Eigenthümliche Verhältniffe bietet unter den Zuger’fchen Vogteien 
bloß Hünenberg dar, weldhes von dem Burgerredhte ber, das es 
1416 mit der Stadt Zug geſchloſſen, die Befugniß behalten hatte, 
feloft feinen Obervogt aus den Burgern zu wählen. Die Hünenberger 
fhwuren unter den Linden an der Wart demfelben Treue und Gehor- 
fam zu der Stadt Handen, worauf aud) er ihnen den Amtseid Iei- 
ftete 2). Im Uebrigen büßte die Gemeinde immer mehr von den Vor: 
theilen ein, welche das Burgerrecht ihr zugefichert hatte. Nach einer 
Uebereinkunft von 1548 3%) wurden nun alle Friedbrüche mit Werten, 
die zu Hünenberg vorfielen, vom Stadt⸗ und Amtsrathe beurtheilt und 
nur noch ein Drittheil der Bußen gehörte den Hünenbergern, zwei 


s) Leu S. 572. Faäſi I. 375. 

s) Stadlin IV. 618, N. 171). 

2°) Libell von 1604, Art. 10. 

2) Stadlin II. 126 (Cham). 195 (Steinhaufen). 
2%) Ebenda I. 35, 36. 


3) Stadt: u. Amtbuch v. 1566, Art. 130, in der Zeitfchr. für fchweiz. Recht 
I. 2. 42, 
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Drittheile dagegen der Stadt und dem Amte. In einem fernern Ver- 
gleiche von 1644 4°) wurde feftgefebt, daß die Hünenberger, wenn fie 
einen Obervogt wählten, vorher durch eine Botichaft beim Stadtrathe 
die Bewilligung dazu nachſuchen, daß fie den Mandaten und Verord- 
nungen, weldye die Stadt für ihre Vogteien erließ, nachkommen und 
daß Schulobriefe auf ihre Liegenfchaften vom Stabtfchreiber verfchrie- 
ben und vom Obervogte befiegelt werden follten. 


*) Urk. bei Stadlin I. 260-262, vgl. ©. 133. 
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Ziebentes Kapitel. 
Die beiden Kirchen. 


$.1. Die fatholifche Kirche. 


1. Gegenüber ver Reformation des gefammten chriſtlichen Glau⸗ 
bens und Lebens, welche von Zürich aus ſich in der Schweiz verbrei⸗ 
tete, mußten die Kantone, die der fatholifchen Kirche treu blieben, 
theild zur Abwehr und zur Befeftigung des alten Glaubens, theils 
zur Abhülfe. ver fchreiendften, allgemein empfundenen Webelftände 
ſich einigen. Zur Zeit, als Züri noch auf Seite der neuen Lehre 
allein ftand, erließgen die XII andern Orte der Eidgenofjenfchaft am 
26. Januar 1524 ein Mandat für die gemeinen Herrfdjaften D, wel- 
ches unbedingtes Fefthalten am alten Glauben gebot und jeden An⸗ 
griff auf denfelben ftrenge unterfagte. Wie ernftlich dieſes Mandat ges 
meint war, das zeigte bald nachher die Hinrichtung Klaus Hottinger's 
von Zürich, weldjer in der Grafſchaft Baden die Zwingli'ſche Lehre zu 
verbreiten gefucht hatte und deßhalb von einer Tagfagung in Luzern 
zum Tode verurtheilt wurde 2). Da indeflen die neue Lehre aud) in Ba⸗ 
fel, Schaffhaufen, St. Gallen Eingang zu finden begann und die Zer- 
würfniffe mit Zürid) in Folge des Ittinger Kloſterſturms immer be- 
denklicher fich geftalteten, fo fanden die Gefandten der IX Drte Bern, 
Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus, Freiburg und So- 
lothurn und des zugewandten Ortes Wallis noch zu Ende des näm- 
lichen Sahres 1524 fid) veranlaßt, ein „Mandat vom Glauben und 
Verbeſſerung“ zu entwerfen, durch welches fie zwar wieder die Fort⸗ 
ſchritte ver Reformation zu hemmen, zugleich aber aud) mandje unläug- 
- bare Mißbräuche, die in der Habfucht und dem Uebermuthe der Geift- 
lichkeit ihren Grund hatten, abzuftellen fuchten. Iſt auch dieſe Ueber⸗ 
einfunft ein bloßer Entwurf geblieben, indem fie die vorbehaltne Ge: 
nehmigung der Orte nicht erhielt, fo ift fie doc) in hohem Maße ver 


NM urk. bei Bullinger I. 143, 144. Berge. Bluutſchli BYundesr. E 
308-310. 


2) Bullinger I. 145-131. 


246 Die beiden Airchen. 


Beachtung würdig, weil ſie ein helles Licht wirft auf die kirchenrecht⸗ 
lichen Anſichten der Altgläubigen zur Reformationszeit >). 

Beim weitern Umfichgreifen der Reformation fand man in ein- 
zelnen unfrer dvemofratifchen Kantone für nöthig, Landesgeſetze wider 
diefelbe zu erlaffen. So beſchloß die Landggemeinde von Schwyz zur 
Zeit, als die Anhänger der neuen Lehre in der Eidgenoflenfchaft auf 
dem Höhenpunkte ihrer Macht ftanden, am 8. Juni 1530: „Es fol 
Jedermann beim alten, wahren Chrienglauben und den dazu gehö- 
rigen Geremonien, als Mefie, Satramente, Bilder, Verehrung der 
Mutter Gottes und der Heiligen, Fürbitte der Verſtorbnen, gefegnetes 
Wafler, Salz, Palmen, Kerzen, Faften u. dergl., wie e8 von den Vor⸗ 
fahren hergelommen, verbleiben ; wer dawider reden oder handeln und 
dem neuen Glauben Vorſchub Ieiften würde, fol beim Eid angezeigt und 
je nach feinem Verſchulden an Leib und Gut geitraft werden. Sollte 
es Jerhanden, der im Lande oder in den angehörigen Landfchaften 
wohnt, zu ſchwer fallen, diefem Mandate nachzuleben, fo mag er mit 
Leib und Gut hinwegziehen an einen andern Ort. Wenn Uebertre- 
tungen diefes Mandates dem Rathe angezeigt werden und ſich Hier 
Jemand des Verklagten annimmt, fo fol derfelbe feiner Stelle entfegt, 
in ſchwerern Fällen fogar in's Gefängniß geworfen werden 9". Durd) 
diefen Beichluß trat der Staat mit feinem Schwerte der Kirche an die 
Seite und wahrte die Einheit des Glaubens durch Außern Zwang, 
indem ex jede Dulbung der neuen Lehre von feinem Gebiete ſtrenge 
ausſchloß. Wir haben im erſten Kapitel geſehen, wie Schwyz im Ar- 
therhandel von 1655 der Drohung des Geſetzes Vollzug gab und harte 
Strafen anwenbete gegen Landleute, welche dem reformirten Glauben 
anhingen. Noch 1698 wurde ein Landmann von Arth aus gleichem 
Grunde verurtheilt, lebenslaͤnglich im Spital gefeſſelt zu bleiben, fein 
Haus niebergeriffen und feine Nachkommen big in's vierte Geſchlecht 
von allen Aemtern ausgefchloflen ®). 

II. Die Länder Uri, Schwyz, Unterwalden und Zug, mit denen 
wir es bier zunächft zu thun haben, gehörten, wie die ganze Gefchichte 
dieſes Zeitraumes zeigt, zu den begeiftertften Anhängern des latholi⸗ 
ſchen Glaubens und zu den eifrigften Verfechtern veffelben gegenüber 
den evangeliſchen Ständen. Handelte es ſich aber um die hergebrachten 
Rechte des Staates in kirchlichen Dingen, fo traten fie 


N) urk. ebenda ©. 213-222. Bol. Bluntſchli Bundesr. I. 311-321. 
) Urf. im Befhfr. IV. 312—314. 
») Schuler, Thaten u. Sitten der Cidgenoſſen. III. 39. 
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verfuchten Webergriffen ver geiftlichen Gewalt nicht minder kraͤftig ent- 

"gegen als fe fonft für ihre Kirche einzuftchen gewohnt waren. Die 
katholifgen Orte ertheilten 1561 ihrem Abgeordneten an die Kirchen: 
verfammlung von Trient, Ritter Melchior Luffi, Landammann von 
Nidwalden, ven Auftrag, fid) In nichts einzulaften, was ihren Frei⸗ 
beiten und Rechtſamen zum Nachtheil gereichen könnte. Und als bie 
Beſchlüſſe der Berfammlung veröffentlicht wurden, unterzogen fle ſich 
zwar unbedingt denjenigen, welche fi) auf Glaubenslehre und Gottes- 
dienft bezogen, denen aber, welche die Kirchenverfaffung befchlugen, 
nur inſoweit, als fie nicht im Widerfpruche ſtanden mit der herkoͤmm⸗ 
lichen Freiheit und insbefondere der Gerichtsbarkeit und der Schirm⸗ 
vogtei des Staates über Kirchen und Klöſter 9. Damit ſtimmte denn 
auch die Braris, welche die Länder fortwährend in Eirchlichen Dingen 
zu befolgen pflegten, vollkommen überein. 

Was insbefondere Die Gerichtsbarfeit der weltlichen 
Obrigkeit über die Geiftlichen betrifft, fo hatte ſchon bie 
Uebereintunft von 1524 fi für diefelbe ausgefprochen, weil ed damals 
häufig vorlam, daß Vergehen von Prieftern durch die Biſchoͤfe zu 
gelinde beftraft wurden und daher Lafter und Frevel unter ihnen ſich 
mehrten. Wenn Uri im Livinertbale eine Pfründe verlieh, fo mußte 
der Gewählte verfprechen, Streitigfeiten mit Landleuten und Anger 
hörigen nur von den Gerichten in Uri und Livinen austragen zu laffen, 
und der Obrigfeit zum voraus das Recht einräumen, ihn bei übelm 
Berhalten feiner Stelle wieder zu entfeßen ). 1657 wurden in Uri 
zwei Geiftliche wegen aufrührerifcher Reden, die fid) auf den kurz vor⸗ 
her abgefchlofienen dritten Kandfrieden bezogen, vor den Rath berufen, 
und ba fie, die Immunität ihres Standes vorfchügend, ſich beharrlich 
weigerten zu erfcheinen, wurden fie ihrer. Pfründen entfegt und des 


— a — 


% Bluntſchli Bundesr. I. 349-351. (Balthafar) de Helvetiorum ja- 
ribas eirca saora S. 26 fi. Helvetia VII. 204—207, vgl. ©. 344. Der Sir: 
tenbrief des Biſchofs Markus Sittih vom 2. April 1668 (Geſchfr. 11. 207 fi.) 
promulgirt nicht fowohl die Befchlüffe des Konzils, als vielmehr die, theilweife 
darauf beruhenden, von einer Synode für das Bisthum Konſtanz aufgeftellten 
Etataten. Es wird darin ausdrücklich gefagt, daß nur bie Beſtimmungen, „guae 
de doctrina et morum reformatione tractant“, allgemeinen Beifall gefunden, da⸗ 
gegen bei denen, „quao de temporalibus disponunt“, ſich die Anficht geltend ge⸗ 
macht habe, daß fie „propter magistratuam secularium impedimenta® nicht voll: 
ziehbar feyen. Entſcheidend if, daß die Briefter der Diözefe, als ſie 1572 die 
Reformation des Konzils zu halten gelobten, „unferer Gnaͤdigen Herren und 
Dbern Zurispiktion und Mandat” verbehielten. 

2) Urk. v. 1545 im Archiv Uri. 
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Landes verwiefen. Es entſpann ſich darüber ein lebhafter Streit mit 
dem paͤpſtlichen Runtius, weldyer mit dem Banne drohte, wenn der 
Rath fein, der geiftlichen Immunität zuwiderlaufended Erkenntniß 
sicht zurüdnehmen würde. Uri ließ fich indeſſen nicht fehredien, ſon⸗ 
dern beharrte auf feinem Rechte, und der Nuntius fand e8 nicht ge- 
rathen, feine Drohung in Ausführung zu bringen 9. In Obwal⸗ 
den) mußte jeder Geiftliche, der von einer Gemeinde eine Pfründe 
erhielt, die urkundliche Verpflichtung eingehen, nur bei ben einheimi- 
fihen Gerichten Recht zu ſuchen, die Geſetze des Landes zu halten gleich 
andern Landlenten und Bann- und Ladebriefe nur an offner Kanzel vor 
der verfammelten Gemeinde anzunehmen. Auch in Zug mußte, wer 
eine Bfründe antrat, die weltliche Gerichtsbarkeit anerkennen. Das 
Stadt- und Amtrathsprotofoll aus dem 16. Jahrhundert enthält Haus 
fige Beifpiele, wie Geiftliche wegen Friedbruchs um Geld gebüßt oder 
bei Wafler und Brod gethürmt wurden, wie fie Scheltworte zurüd- 
nehmen mußten, wie ihnen das Weintrinfen verboten wurde, 1625 
wurde ein Geiftlicher feines liederlicyen Lebens wegen vom Rathe fei- 
ner Pfründe entfegt 9). In Appenzell J. Rh. endlich ertheilte Die 
Regierung 1713 einem Geiftlicyen, der fie auf der Kanzel angegriffen, 
einen Verweis und ließ fid) von ihm verfprechen, künftig nur nad) 
ihrem Sinne zu predigen ıı). 

Mit Bezug auf Steuern und Abgaben erklärte ebenfalls ſchon 
pie Uebereinkunft von 1524, daß die von den Geiftlichen behauptete 
Immunität keinen Grund in der heiligen Schrift habe, und verpflich- 
tete diefelben, dem gemeinen Manne die Beichwerven tragen zu helfen, 
welche von feiner Obrigkeit ihm auferlegt würden. Die Landsgemeinde 
von Schwyz befchloß 1683, die gefammte Prieſterſchaft ſolle die all⸗ 
gemeinen Landesfteuern bezahlen, und 1723 wurde die Geiftlichkeit, 
ohne auf die Einwendungen des Bifchofs von Konftanz zu achten, an⸗ 
gehalten, das fogen. Angitergeld zu besahlen 22). Als 1714 die Geift- 
lichkei Nidwalden's von der Steuerpflicht befreit zu feyn behauptete 
und die Nuntiatur, ihr Begehren unterftügend, mit den Kirchenbanne 
drohte, fo antwortete die Obrigfeit: wenn die Geiftlichen ihr Bermögen 
nicht verfteuern wollten, fo würde fie ſich genöthigt fehen, bei der 

°) Aftenſtücke aus dem Archiv Uri in der Helvetia VIII. 137 —144. 
79.2.9. D. 14 A. _ 

1%) Stablin IV. 445, 587. 

21) Geheimes Rathsprot. bei Monnard I. 72. 

, Meyer v. Knonan, der Kanton Schwyz, S. 223. 
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Landsgemeinde Darauf anzutragen, daß fie vom Ankaufe von Kapi⸗ 
talien, vom Erbrechte und allem andern Erwerbe ausgefchloflen wer⸗ 
den. Diefe Drohung wirkte; es erfchienen in Stans der Kanzler der 
Nuntiatur und ein bifhöflicher Kommiffär, welche nad) vorgenommes 
ner Unterfuchung entſchieden, daß die Beſchwerden der Geiftlichkeit 
über die Befteurung unbefugt und ungeziemend und daß es ganz billig 
fei, wenn auch die Geiftlidhen von ihrem Privatvermögen wie die 
Meltlichen, Kirchengüter aber in billigem Mapftabe befteuert würden. 
Diefe Entfcheidung wurde nachher vom päpftlichen Stuhle felb in’ 
dem Sinne beitätigt, daß Kirchen und fromme Stiftungen zwei Drit- 
theile ihres Vermögens verfteuern follten 13). 

Bor Allem nahm in unfern Ländern der Staat ein weitgehendes 
Auffichtsrecht über die Klöfter für fi in Anfpruch. Bon felbft ver- 
ſtand es ſich, daß nicht ohne Zuftimmung der weltlichen Obrigkeit 
neue Klöfter gegründet oder neue Orden eingeführt werben fonnten. 
So wies die Regierung von 3 ug 1708 die Dominikaner, welche Theos 
logie und Philofophie lehren wollten, ab und unterfagte 1710 die 
Stiftung eines Frauenklofters, wofür Die Summe von 24,000 Thalern 
angeboten wurde 4). Ebenfo lehnte die Landsgemeinde von Schwyz 
1758 „aus erheblichen und bedenklichen Urfacdhen” die von Statthalter 
Joſeph Auguftin Reding fir Aufnahme der Jefuiten anerbotne Kapi⸗ 
talfjumme von 25,000 Gulden ab, obichon nod) die Lockſpeiſe eines 
Sitzgeldes von 1 Gulden auf den Landmann dem Vorſchlage beige: 
gefügt war 15). Die beftehenden Klöfter aber waren der Bogtei des 
Staates untermorfen. Schon die Uebereinkunft von 1524 feßte feit: 

‘die Gotteshaͤuſer follen über ihr Einnehmen und Ausgeben der Lan- 
besobrigfeit Rechnung ablegen und nicht ohne Bewilligung derfelben 
Güter faufen oder Geld auf Grundftüde anlegen. Später wurden in. 
den Kantonen zahlreiche Verordnungen für die Klöfter erlafien. In 
Uri durfte feit 1638 jedes der beiden Frauenklöſter Seedorf und 
Attingbaufen nicht mehr als 31 Nonnen aufnehmen, nicht mehr 
Liegenfchaften befigen al8 zur Winterung von 20 Kühen und einem 
Ochſen erforderlich war, und nicht mehr als für 2000 Gulden Zins 
im Lande haben, außer wenn feine andern Mittel vorhanden waren, 
um den Schweftern ihre Ausfteuer anzuwelfen. Lebtere durfte, wenn 
feine andere Berftändigung erfolgte, höchftens den dritten Theil des 


33) Bufinger IT. 3499-351. ' 
1) Stablin IV. 704, 711. 
12) Landsgem.⸗Prot. 





20 Die beiden Kirchen. 


Grbvermögens betragen. 1664 beſchloß die Bandsgemeinbe: Wenn vie 
Klöfter mehr Vieh oder Güter kaufen als ihnen zugelafien,, fo foll der 
Ueberſchuß der Obrigkeit verfallen ſeyn; auch follen fie weder Gdter 
noch Vieh um Zins empfangen bürfen.- 1675 wurbe erfannt, es follen 
die Kaftvögte, welche den Klöftern vom Landrathe verordnet wurden, 
alle zwei Jahre das Vermögen derfelben inventarifiren und Darüber 
dem Landrathe Bericht erftatten. Endlich wurde 1687 feftgefegt, 8 ' 
folle bei Ronizenaufnahmen immer das Berhältniß von einer auswaͤr⸗ 
tigen auf zwei einheimiſche Nonnen beobachtet werden 29%. Schwyz 
hatte dem Kloſter Einſiedeln mit Rüdfiht auf feinen langjährigen 
guten Haushalt die früher gebräuchliche, fpezifigirte Rechnungsablage 
vor Abgeorbneten des Landes erlafien; als aber um's Jahr 1640 das 
oben (S. 211) erwähnte Zerwürfniß ausbrady, machte die Landsge⸗ 
meinde aud) diefes alte Recht wieder geltend 1. Auf ähnliche Weife 
mußte das Klofter Engelberg alle zwei Jahre den Boten feiner Schirm- 
orte Luzern, Schwyz und Unterwalden Rechnung-ablegen 18). Nid⸗ 
walden verorpnete 1694: E8 dürfen weder Gülten noch Gemein 
alpen erbsweiſe an Goiteshaͤnſer fallen, fondern e8 follen Söhne und 
Töchter von Randleuten, welche in Klöfter eintreten, in Geld ausges 
ftenert werden. Den Schweſtern zu St. Klgra bei Stans wurde bei 
ihrer Aufnahme 1621 vorgefchrieben, daß fie die Verwaltung ihres 
Vermögens einem Vogte äderlaffen und ohne Bewilligung der Obrig- 
feit im Lande feine Gülten anlegen noch kaufen follten. 1648 geftattete 
ihnen zwar die Landsgemeinde, zu den Gütern, welche fie bereits 
befaßen, noch für 30 Kühe Sommerung und Winterung zu kaufen, 
jedoch unter folgenden Bedingungen: Sie follten ihrem, von der 
Dbrigkeit zu beftätigenden Wogte und ſechs andern Rathsgliedern 
alljaͤhrlich Rechnung ablegen, auch ohne Zuftimmung dieſer Verord⸗ 
neten keine Landestoͤchter annehmen noch Verträge über deren Aus⸗ 
fteuer abfchließen ; ferner folkten alle Streitigkeiten, weldye fd) wegen 
der gekauften Güter erheben würden, vom Landgerichte entſchieden 
werden und endlich follten Die Klofterfrauen weiter feine Liegenſchaften 
mehr im Lande erwerben dürfen. 1695 fügte der Landrath noch Hinzu, 
es fenen fremde Töchter nur mit feiner Genehmigung in's Frauenkloſter 
* aufzunehmen 29%. Der Stabtrath von Zug ließ ſich bei der Wieder⸗ 


16) Anhang zum A. 2. 3. Megifter des Landegem.-Brot. 

27) Landb. I. 101 (Kothing S. 104), 

1%) Bufinger II. 204. 

0) Landb. v. 1623: „Bon den Shwöflern oder Klofterirauen”. Laudb. v. 
1806, TIL. 3, 4; V. 27. 
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herftelfang des, in den Wirren der Reformationgzeit anfgeläßten 
Kloſters Frauenthal im Jahr 1552 von der neuen Vorſteherin vers 
ſprechen, daß fle alljährlich Rechnung ablegen und keine Tochter ohne 
Bewilligung des Rathes einkleiden wolle. 1554 beſchraͤnkte derſelbe 
die Zahl der Nonnen auf fünf und verorbnete, daß jebe Schwerter bei 
ihrem Eintritte 50 Gulden Baarfchaft und den nöthigen Hausrath 
mitbringen müffe. 1602 ſchloß die Stadtgemeinde einen Vertrag ab 
mit dem Abte von Wettingen als Bifitator des Mofters, durch welchen 
ihr eine angemefjene Mitwirkung bei ver Wahl der Aebtiffin, die Ernen- 
nung des Vogtes aus ihren Burgern und die nöthige Aufficht über 
den Haushalt der Vorfteherin und das Verhalten des Belchtigers 
ugefihert wurbe. Ohne Zuſtimmung des Rathes durfte das Klofter 
weder Bäter veräußern nod) Gelder anlegen ; 1708 verordnete derſelbe, 
daß immer eher zwei Töchter aus der Stadt als eine fremde aufges 
nommen werden follten 2). In Appenzell ftellte der zweifache 
Landrath 1558 für das Kloſter Grimmenſtein, dem zwei Landlente als 
Bögte vorftanden, die Verordnung auf, Daß Schweftern, welche dass 
felbe verließen, den vierten Theil ihres eingebrachten Gutes zu Gunften 
des Haufes verwirfen follten »). 1705 wurde in Innerrhoden das 
alte Landrecht 22), nach welchem, wenn ein Sohn oder eine Tochter 
tn ein Kloſter treten wollte, die Obrigkeit die Ausſteuer feftzufegen 
batte, beftätigt und beigefügt, daß eine fo ausgefteuerte Perfon bei 
fpäter vortommenden Erbfällen zu behandeln ſei, als ob fie verftorben 
wäre. Nach einem 1677 mit den Klöftern abgefchloffenen Bertrage 
durfte nie eine größere Ansftener ald von 1000 &ulden gegeben 
werden 29). | 

IH. Bir haben im vorigen Zeitraum gefehen, wie beinahe überall 
in unfern freien Ländern es den Gemeinden gelang, vie Wahl der 
Beiftlihen an ſich zır ziehen. Hier haben wir einzig noch nachzu⸗ 
tragen, daß dieſes in Urt beim Auskaufe vom Brauenmünfter in 
Zürich geſchehen war 2) und daß auch diefer Kanton 1512 eine 
Beſtaͤtigung des Kollaturrechtd für fammtlidhe Pfründen in feinem 
GSebiete von Papſt Aulius HI. erhalten hatte >). Es wurden hier den 


2%) Staplin II. 49-57, 230-289. 

ad) rk. bei Bellw. Nro. 874. 

2) Vrgl. Th. J. S. 371. 

35) Landb. v. Innerrhoden Art. 106. 

30) urkt. v. 1420 (Bürglen mit Schattdorf uud Spiringen) und 1428 (Altorf 
mit Erſtfelden, Attinghauſen und Seedorf) im Geſchfr. VIII. 93, 98. 

2%) neberſetzung der Urkunde im Schw. Muſeum, Jahrg. 1784, ©. 28 Fi. 
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Geiftlichen bei ihrer Erwählung fogen. Spanbriefe zugeftellt, in denen 
ihre Rechte und Pflichten verzeichnet waren 2%) und an welche fie ſich 
in der Verwaltung ihres Amtes genau zu halten hatten; zugleid) 
mußten fie fih alljährlich — fofern es ihnen nicht erlaffen wurde — 
vor der Gemeinde ftelen und um Beftätigung in ihren Pfründen 
anhalten 29. Diefe eigenthümliche, den allgemeinen Eatholifchen 
Gebräuchen widerfprechende, jedoch in Uri althergebradjte Sitte führte 
1692, da es dem Pfarrer von Altorf einfiel, ſich derfelben zu entledi- 
gen, zu einem Konflikte mit der geiftlichen Gewalt. Der bifchöfliche 
Generalvifar ſchrieb am 8. Juni dem Pfarrer Stadler: er vernehme 
mit Bedauern das auffallende Begehren der Gemeinde Altorf, daß 
ein feit langen Jahren angeftellter Seeljorger alljährlich wiever um 
feine Pfründe bitten folte; daſſelbe laufe nicht bloß der Immunität 
der Kirche, fondern auch der Freiheit des göttlichen Wortes, ber 
eignen Würde ver Kollatorin und ausprüdlichen Vorſchriften des kano⸗ 
nischen Rechtes zuwider; deßhalb verbiete ver Bifchof dem Pfarrer Bei 
fchwerer Strafe, zu der „Enechtifchen Bitte” fich verleiten zu laſſen, 
und erkläre, daß er in Zukunft feinem Geiftlichen die Pfründe verleiben 
werbe, welcher mehr al8 einmal um diefelbe anzubalten ſich verpflichten 
würde. Die Gemeinde Altorf dagegen erklärte am 5. Oktober: aus 
ihrem bis dahin friedlich geübten Herfommen feien ihr fromme, „bes 
fliffene und eremplarifche" Pfarrer erwachfen; die Immunität der 
Kirche wolle fie nicht antaften, aber ihr freied Kollaturrecht nad) dem 
Beifpiele frommer und gut fatholifcher Vorfahren wahren; der Pfarrer, 
welcher nad) Ablauf feiner Amtsdauer fidy wieder um die Pfründe 
anmelden müffe, habe diefes nur in der Form zu thun, daß er fi 
anbiete, Die Seelforge länger zu verfehen, falls man mit ihm zufrieden 
fei. Der dreifache Landrath beftätigte diefen Befchluß und legte Bes 
flag auf die Einkünfte des Pfarrers von Altorf für fo lange, bis er 
nad) alter Uebung wieder um feine Pfründe anhalten werde. Darauf 
miſchte fi) im Jahr 1693 der päpftliche Nuntius in die Sache und 
brüdte gegen Uri die Erwartung aus, daß es auf der, dem priefterlichen 
Charalter unangemefienen jährlichen Veftätigung der Geiftlichen um 
fo weniger beharren werde, als, wie er vernommen, nicht einmal die 
Häretifer an ihre „falfchen Bräpifanten“ eine fo unehrerbietige Forbes. 
rung fiellen. Alle Schritte, welche die Obrigkeit beim Biſchof und 


20) Solche Pirundbriefe (wie man fie anberteärts nannte) famen au in 
Appenzell vor. Urf. v. 1534 bei Zellw. Nro. 797. 


2) Fäſi I. 156, 164. 
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Runtius that, um fie zur Anerkennung eines fo lange unangefochten 
beftanpnen Herkommens zu bewegen, blieben fruchtlo8 und immer 
weiter griff Unruhe und Zerrüttung im Lande um fi. Daher erließ 
der dreifache Landrath am 22. Auguft ein Manifeft, in welchem er vor 
Gott und der Welt betheuerte, daß er an dem entſtandnen Uebel keine 
Schuld trage, und zugleich erflärte, daß er von dem feit unvordenk⸗ 
lichen Jahren geübten Kollatur- und Entlaffungsrechte nicht weichen 
werde, nicht aus Mißachtung des Klerus, fondern weil die Erfahrung‘ 
gezeigt, daß felbiges dem fatholifchen Wefen ganz vortheilhaft ſey, 
während man anderwärts leidige und Argerliche Beifpiele erlebt Habe. 
Diefes Manifeft wurde durch eine befondere Aborbnung dem Nuntius 
überbracht 2°), und die Kirche ließ nun Den von ihr angehobenen Streit 
fallen. Rod) im Jahre 1712 beklagte fich der Bifchof von Konftanz 
in einem Berichte an den Papft über den Mißbraud) des jährlichen 
Anhaltens um die Pfründen, welcher die Priefter verhindere, ihrer 
Pflicht gemäß die herrfchenden Lafter zu rügen, weil fieimmer befürch⸗ 
ten müßten, bei der Obrigfeit oder beim Volke Anftoß zu erregen und 
dann ihre Stellen zu verlieren 29). 

In Nidwalden beftand das Gefeg, daß, wenn eine Pfründe 
dur) Tod erledigt wurde, fofort am näcdhften Sonn- oder Feiertage, 
auch wenn der Verftorbene inzwifchen ned) nicht begraben war, vie 
Gemeinde zur Wiederbefegung derfelben fchreiten ſollte ꝛe)y. In Zug, 
wo früher der Stabtrath die Kollaturrechte ausgeübt hatte, wurden 
diefelben 1675 wieder von der Gemeinde an fid) gegogen®). Die 
Stadt als Kollatorin beerbte die Geiftlichen, doch ließ fich der Rath 
für dieſes Erbrecht Häufig auskaufen?). Oberägeri behauptete 1668 
das Recht, feine Priefter zu wählen, gegenüber den Anfprüchen des 
Abtes von Einfiedeln, der fi) am Ende mit der bloßen Präfentation 
begnügte®®). 

. In Appenzell J. Rh. ftand das Kollaturrecht der Obrigkeit 
zu, welcher e8 vom Stifte St. Gallen durch Vertrag von 1645 war 
überlaffen worden. Dabei hatte indefien ver Abt fich vorbehalten, falls 


22) Aftenftäcde im Schw. Muſeum a. a. DO. Helvetia VIEL 187— 191. 

») Glüd, S. 432. 

3%) Landb. v. 1806, V. 28. 2. 

") Stadlin IV. 588, N. 25). 

22) Ebenda S. 455, N. 58). I. 273. 

’°, Ebenda III. 31. Meber die Trennung ber Romination von ber Praͤſen⸗ 
tation, welche and im Kanton Luzern nicht ſelten vorkam, vgl. Segeſſer II. 
804. 
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der Rath von Appenzell einen unmwürbigen Prieſter präfentiren follte, 
den der Bifchof nicht aunehmen könnte, alsdann feinerfeit einen ans 
dern zu präfentiren, vie auch barüber zu wachen, daß nicht in Appen⸗ 
zell ein Pfarrer geduldet werde, der ſich übel verhielte 9). 

Auch in den abhängigen Landſchaften, welche zu Schwyz gehörs 
ten, hatten die Gemeinden meiftens felbft ihre Geiftlichen zu wählen. 
Der Landſchaft Küßnach wurde diefes Net 171235) von Schwyz 
ausdrüdlicd, beftätigt, nur mit dem Vorbehalte, daß taugliche einhels 
mifche Prieſter, welche um Pfründen anhalten, immer vorzugsweife 
berüdtfichtigt werden follen. 1723 unterfagte Schwyz feinen Angehö⸗ 
tigen in der March, den Höfen und Küßnach, ihre Pfeünden mit frems 
den Geiftlichen zu befegen 2e), und anertannte fo mittelbar wieder das 
diefen Landfchaften zuftehende Kollaturrecht. Die Gemeinde Tuggen 
in der March hatte daſſelbe 1659 vom Klofter Bfäffers erfauft®”. 

In den Bogteien der Stadt Zug gehörte dagegen die Kollatur 
meiftens der Obrigkeit; nur in Riſch war fie, zugleidy mit dem Schlofie 
Buonas und den dazu gehörigen grundherrlichen Rechten, im Befige der 
Familie Hertenftein. Mannigfache Befchwerden legte hier der Kollator 
dem Pfarrer auf; dafür befchräntte ihn felbft wieder die Stadt in fei- 
nem Wahlrechte, indem fie ihn verpflichtete, auf Die zwei Pfrunden 
wenigftend einen Zuger zu fegen ®9). 

IV. Neben dem Beftreben, die freie Wahl der Geiftlichen an ſich 
zu ziehen, war ebenfalls ſchon im vorigen Zeittaume, wie wir nament« 
lid) bei Uri®") wahrgenommen haben, in unfern freien Ländern bie 
Abſicht hervorgetreten, die, mit den grunpherrlichen Verhältnifien fo 
nahe zufammenhängenden Zehntredyte, namentlich wo ſich dieſel⸗ 
ben noch im Befige von Gotteshäufern befanden, allmälig abzulöfen. 
Es gelang dieſes um fo eher, als bei der fortjchreitenden Abnahme des 
Aderbaues in den Bergländern, weldye theils dem größern Ertrage 
der Viehzucht, theils den fremden Kriegspienften zugufchreiben iR, der 
Zehnten bei weitem nicht mehr ein fo reichliches Einfommen wie früher 
gewährte. Am genaueften find wir aus diefem Zeitraume über bie 
Zehntablöfungen in Unterwalden unterrichtet. 1580 kauften ſich 








34) Ark. in den Zellw. Samml. 

5) Urk. mitgetheilt von Hrn. Dr. Stußer. 

29 Schreiben im Archiv Schwyz. 

») Fäſi Il. 278. 

29 Stadlin TI. 169, N. 10). 

*) Vergl. auch hiefür die oben N. 24) angeführten Urkk. v. 1426 n. 1428. 
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die Kirchgenoſſen von Stans und Hergiswyl von dem, dem Klofter 
Engelberg zuſtehenden naffen oder feinen Zehnten (an Obſt, Rü⸗ 
ben u. f. w.) mit 1200 Pfund aus; zugleich wurde dad Gotteshaus 
der ihm obliegeuden Berpflichtungen entbunben, die Piarrlirche Etans 
in Dad) und Gemach zu erhalten, Zuchtthiere daſelbſt zu halten und an 
die Helferei jährlich 7 Pfund zu bezahlen. Da indeſſen diefe Weber: 
eintunft nicht verbrieft wurde, fo entftanden daraus im Anfange des 
17. Jahrhunderts langwierige Zerwürfnifie. Das Klofter fand ſich 
num durch den Vertrag benadjtheiligt; es berief fi) darauf, daß der - 
felbe von den geiftlidyen Obern nicht genehmigt fey, und machte An- 
fprudy auch) auf den großen Zehnten Can Füllen, Kälbern, Heu, 
Korn u. f. w.), während die Kirchgenoſſen behaupteten, daß dieſer feit 
Menfchengeventen nicht mehr gefordert worden fey. Erft im Jahre 
1625 gelang e8 den Schirmorten Engelberg einen Vergleich zu 
Stande zu bringen, nad) welchem die Kirchgenoflen von Stans und 
der zwei Tochtergemeinden Hergiswyl und Wolfenfchießen für alle 
Anfprachen des Gotteshaufes an großen und Heinen Zehnten über 
die früher bezahlten 1200 Pfund nod) weitere 1000 Gulden ent- 
richteten. Inzwiſchen hatten ſich 1593 auch die Kirchgenoflen von Buochs 
und Emmetten von aller Zehntpfliht gegen ihren ‘Pfarrer befreit und 
demfelben hiefür, neben Erlaffung einiger Beſchwerden rüdfichtlid), des 
Kirchenbaues, ein feftes Einfommen von wöchentlich 3 Gulden zuge: 
fichert. Auf Ahnlidye Weile verzichteten in Obwalden die Pfarrer von 
Sarnen und Sachſeln in den Jahren 1618 und 1619, der Pfarrer von 
Alpnach 1667 und derjenige von Kerns 1699 auf die ihnen zuftchen- 
den Zehntrechte gegen eine fefte Geldſumme, die ihnen Die Kird)genof- 
fen dafür jährlich zu entrichten hatten 40). 

In Schwyz, wo der Zehnten länger als in den übrigen Ländern 
fortbeftand, waren die Klöfter für ihre Liegenfchaften gewöhnlich von 
demfelben befreit *?). 

V. Der Bifchof übte fortwährend eine Oberaufſicht aus über 
den Beftand der Kirchengüter, wie denn auch für die Zehntausfäufe 
in Obwalden feine Genehmigung nachgefucht wurde. Sein Aufſichts⸗ 
recht über Lehre und Wandel der Geiftlichen dehnte er fo weit aug, 
daß er oft auch auf grundlofe Klagen hin Amtsentfegung verfügte: fo 
1775 gegen Pfarrer Büdhler in Appenzell, der auf des verfelgten Land⸗ 


) Bufinger Il. 204-217, 484-486. 
i) Geſchft. VI. 155 (Muottathal). 
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ammann Suters Seite ftand 9. Der Genehmigung des Biſchofs 

unterlag aud) die Wahl der Sloftervorfteher, weldye ihm bei diefem 
Anlaße die Annaten, d.h. die Hälfte ihres erften Jahreseinkom⸗ 
mens zu entrichten hatten 4°). Dagegen wurde in die geiftliche Ge⸗ 
richtsbarkeit des Biſchofs von der päpftlichen Nuntiatur in der Schweiz 
auf vielfache Weife eingegriffen 19). 

Die Kapitel und ihre Vorfteher, die Defane, beftanden fort und 
entfchieden zuweilen Streitigkeiten unter Geiftlihent®). Uri, Schwyz 
und Unterwalden gehörten zum Vierwalpftättefapitel, Katholiſch-⸗Gla⸗ 
rus zum Kapitel Rapperswyl 19; Zug, früher mit Bremgarten ver: 
einigt, machte feit 1722 ein beſonder es Kapitel aus ); Appenzell 3. 
Rh. gehörte zum Kapitel St. Gallen 49). 


Unmittelbarer als die Dekane dem Biſchof untergeben und feine 
befondern Beauftragten für die einzelnen Kantone, two fie namentlidy 
über Lehre und Wandel der Priefter zu wachen hatten, waren die bi: 
fhöfliden Kommiffäre Dieſes neue Inftitut wurde in Uri 
15984), in Schwyz 1686, in Nidwalden 1724 eingeführt 5%). In 
Uri pflegte der Rath immer den Pfarrer von Altorf al8 Kommiſſär 
vorzufchlagen und der Bifcyof ihn anzunehmen; in Nidwalden madhte 
die Obrigkeit dem Biſchof einen Doppelvorfchlag für die Kommiffe- 
riatsftelle 59). 

VI. Ebenfalls ein neues kirchliches Injtitut, weldyes in dieſem 
Zeitraume auffaın, waren die fogen. Bruderſchaften, die unter den 
Gliedern einer Kirdygemeinde zur Abhaltung beionderer Andad)ts- 
übungen und zur Unterjtügung des kirchlichen Kultus mittelft Geld⸗ 
beiträgen geftiftet wurden, Die Genofien diefer freien Bereine waren 
verpflichtet, an Leichenbegängniften und Sahrzeiten verftorbner Mit- 
glieder theilzunehmen, und nicht felten traten fie aud) zu gemeinfchaft- 
lichen Mahlzeiten zuſammen. Wo eine ſolche Bruderfchaft mit einem 


2 Walſer-RMüſch IH. 83. 

2) Glück S. 398 (Engelberg). Vgl. Walter E. 386. 

+) Bericht des Fürſtbiſchofs von Konſtanz an ben Papft vom J. 1712 bei 
Glück ©. 39. 

), So im Muottarhal, vgl. N. 41). 

*) Trümpi ©. 121. 

*) Etablin IV. 10. 

+) MWalfer 1. 54. 

“) Snell Il. 165. 

s), Kafı II. 247, 332, 

>) Schreiben der beiden Stände vom 3. u. 5. Nev. 1753 im Archiv Schwyz. 
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Gewerbe verbunden war, hatie fie neben dem kirchlichen auch einen 
bürgerlichen Zwed, indem fie zugleid) eine Handwerkszunft bildete und . 
als folche über Betreibung des Gewerbes Sapungen aufitellte. So 
hatten in Zug die Mepger feit 1550, die Fiicher feit 1590 eine Bru- 
derfchaft und diejenige der Schneider und Schuhmacher ftiftete 1662 
zwei Altäre in der St. Midyaelsfiche 5°). Unter den legtern zwei 
Gewerben beitand aud) im Lande Schwyz ſchon feit 1506 eine allges 
meine Zunft und Bruderfehaft, deren Statuten in den Jahren 1563 
und 1643 obrigkeitlich beftätigt wurden, und Daneben noch im Kirch⸗ 
gang Arth feit 1607 eine befondere St. Michael's Bruderfchaft, welche 
u. A. eine Wappenterze in ihrer Pfarrkirche unterhielt. Als die leßtere 
1727 von der erftern ſich abtrennen wollte, verhinderte dieſes der 
Rath; dagegen beftätigte er im folgenden Jahre auch ihre Statuten 59), 
Die Rofentrangbruderfchaft wurde in den Jahren 1624 bis 1626 in 
mehrern Gemeinden des Kantons Zug eingeführt; in Megeri von 
einem Sefuiten, nicht ohne Widerfprud) vieler Gemeindsgenoſſen, die 
„ven Handel nicht verſtanden.“ In der Stadtgemeinde pflegten Brüder 
und Schweſtern diefer Bruderfchaft am erften Sonntag jedes Monats 
in Prozeſſion durch die Straßen zu ziehen und aus ihren Beiträgen 
wurde eine Pfründe geftiftet. Berner gab es eine Sakramentsbruder⸗ 
ſchaft in Baar und Cham, eine Lufasbruderfhaft in Zug, eine Frohn— 
leichnamsbruderſchaft in Baar, eine Sojephsbruderichaft in Walchwyl 
und eine heil. Kreugbruderfchaft in Menzingen 9. Auch Nidwal⸗ 
den hatte Rofenkrangbruderfhaften zu Stand, Wolfenſchießen und 
Emmetten, Sofephöbruberfchaften an den beiden erftern Orten, Lieb- 
frauen= und Wendelinsbruderſchaften in Stans, Buochs und Hergis- 
wyl und noch mehrere andere foldye Vereine in den verſchiedenen 
Gemeinden, weldje in der Regel etwas Vermögen befaßen Ma). 

. VIE Wenn, wie wir gefehen haben, der Staat feine Rechte der 
Kirche gegenüber ftreug zu wahren wußte, fo darf auf der andern 
Seite aud) nicht verfchwiegen werben, daß er, von einem religiöfen 
Geiſte erfüllt, kirchliche Leben überall nad) Kräften fürberte, insbes 
fondere den Geboten der Kirche mit feiner äußern Macht Nachdruck 
verlich. So finden wir, daß in Zug die Obrigkeit ftrafend, fogar mit 
Gefängniß, einfchritt, wenn Jemand es unterlicß, zu beichten und zu 
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faſten, wie die Kirche es vorſchrieb >). An Sonn⸗ ud Feiertagen 
war in alfen ımfern Rändern jebe Teibliche Arbeit Arenge unterfagt °"). 
In Urin und Dbwalden '*) nmften an den Sonn» und hohen 
Befttagen,, ſowie an den Vorabenden derfelben von der Veſperzeit an 
alle Mühlen eingeftellt werden, im erftern Laude audı alle Mengen 
bis Nachmittags 1 Uhr gefhloffen ſeyn. Obwalden verbot ferner alles 
Kaufen, Markten und Rechnen, Uri alles Keilhalten, alles Jagen und 
Fiſchen, alles Spielen, felbft das Gerumftehen wihrend des Gottes⸗ 
dienſtes an Sonn» und Befttagen. Die letztern Verbote finden ſich 
auch in Rinvwalden 5%), wo überdies noch das Wirthen während 
des Gottesdienſtes unterfagt war. 

Die Landsgemeinden waren es auch, welche neue Feſte anord⸗ 
neten, fo in Uri 1690 St. Sebaftian und Rochus, 1654 St. Kal, 
1675 St. Belagins, 1681 St. Agatha, 1706 St. Franciscus Xave⸗ 
rius 9). Mitten in den Wirren der Sechszigerjahre erhob die Lands⸗ 
gemeinde von Schwyz; den Geburtstag des fel. Nikolaus von der 
Flüe zum „aufgenommenen Feiertag“ und den „ſchmutzigen Donner- 
flag" in der Faſtnacht zum Bettag °9. And ale die drohende 
Sefahr von Augen auf nachdrückliche Weife zur Frömmigfelt aufzus 
fordern ſchien, erfannte fle, das die Maria- und Apoftelfelertage wie 
von Alters Her als ganze Felertage mit vorhergehenden Fafttagen 
begangen werben ſollten *2). 

Wie endlich auch die Walfabrten an gewiſſe geheiligte Orte als 
Landesfache betrachtet und vom. Staate unterſtützt wurden, werben 
wir im neunten Kapitel ſehen. 


8.2. Die evangeliſche Kirche. 


J. Von Zürich aus, wo Zwingli den Kampf gegen die katholiſche 
Kirche und ihre Hierarchie unternommen und bei Volk und Obrigkeit 
für feine reformatorifchen Ideen einen empfaͤnglichen Boden gefunden 
hatte, war die neue Lehre, wie wir gefehen haben, auch nad) den beiden 
Ländern Glarus und Appenzell vorgebrungen und hatte nach 
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fangen Kämpfen bei ber Mehrzahl der Landlente ſich Eingang ver- 
fhafft. Die Abſicht der Reformatoren war leineswegs eine bloß nega⸗ 
tive, zerreißende und zerftörende; fie war vielmehr darauf gerichtet, 
eine neue, von Irrthümern und Mißbräuchen gereinigte Kirche zu 
begründen, und e8 gelang ihnen dieſes auch ber Eadje nach, wenn 
ſchon der äußere IImfang ber neuen Gemeinſchaft den gehegten Er- 
wartungen nidjt ganz entſprach. Da aber die evangelifche Kirche der 
freien Brüfung, im Gegeuſatze zur hergebrachten Autorität, ihr Daſeyn 
verbantte, fo war ed für fie allerdings etwas ſchwierig, einen feften, 
algemein anerfannten Ausdrud ihrer Glaubenslehre aufzuftellen. 
Kin erſter Berfuch dazu wurde in der deutſchen Schweiz 1536 von 
Abgeordneten der Städte Zürich, Bern, Bafel, Schaffhaufen, St. 
Ballen, Biel und Mühlhauſen gemacht; indeſſen blieb das Bebürfnig 
einer größern Bereinigung fortbeftehen, weil Genf, weldjes die weli⸗ 
geſchichtliche Miffion hatte, die reformirte Lehre in den romanifchen 
Ländern andzubreiten, diefem erſten Bekenntniſſe fremd geblieben war. 
Das Komzilium von Trient, welches den ausgefprochnen Zwech hatte, 
bie katholiſche Lehre und Kicchenverfafiung wieberherzuftellen und neu 
zu befeftigen, fowie die damaligen politifchen Berhältniffe Deutfchland’s 
fcheinen wefentlidy Dazu beigetragen zu haben, daß im Jahr 1566 Die 
evangelifche Beiftlichkeit der gefammten Eidgenofienfchaft zu dem fogen. 
helvetiſchen Blaubensbefenntniffe fi) einigte, welches yon 
Antiſtes Bullinger, dem Nachfolger Zwingli's, verfaßt war und auch 
im Auslande vielfachen Anklang fand *). Davon wohl zu unterſchei⸗ 
den iſt pie Formula consensus , weldje 1675 — zu einer Zeit, wo die 
evangelifche Lehre felbft wieder zu todter Orthodorxie ſich verknoͤchert 
hatte — entftand und vorzugäweile dem Dogma von der Praͤdeſtina⸗ 
tion zur allgemeinen Anerkennung verhelfen follte. Sie wurde in den 
meiften reformirten Kantonen der Schweiz angenommen, erregie aber, 
da jeder neu eintretende Geiftliche fie unterzeichnen mußte, vielfachen 
Anſtoß und wurbe um's Jahr 1723 an vielen Orten, insbeſondere 
auch son der Synode Appenzell⸗Außerrhodens wieder abgefhaflt 9. 

U. Die oberfie Kirchengewalt, welche in der katholiſchen 
Kirche den Biichöfen und dem Papſte zuſtand, wurbe von den Refor- 
materen den weltlihen Behörden übertragen. Die Rechte, welche 
in Zürich der Große Rath der Kirche gegenüber ausübte, nahm in 


e2) Sottinger in der Monatsfhrift des wiſſenſchaftl. Bereines I. d- 14. 
Bluntſchli Bundeer. I. 348. 
“) Walfer I. 652, 734. 
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Glarus ſchon 1530 der zweifache Rath für ſich in Anfpruch, indem 
er in der Damals aufgeftellten EhegerichtSorunung *°) „als chriftliche 
Obrigkeit und anftatt der gemeinen Kirche” verordnete, es follen alle 
Ehebrecher von der hriftlichen Gemeinfchaft, insbeſondere vom Abend- 
mahl des Herrn ausgefchloffen werden. Später, nachdem das Land 
Glarus in zwei Eonfeflionelle Gemeinweſen getrennt war, wurden 
firchliche Angelegenheiten zuweilen von der evangelifchen Landsge⸗ 
meinde entjchieden: fo 1728 die Frage, ob nicht die Kommunion von 
den Nachtagen der drei hohen Hefte, welche (insbeſondere der Oſter⸗ 
und Pfingfimontag) vorzugsweife dem Vergnügen gewidmet wurben, 
auf andere Tage zu verlegen fey *%). In Appenzell A. Rh. war e8 
immer eher die Obrigkeit, welche das Kirchenregiment führte; nur als 
fie 1659 zu Erzielung gleichförmiger kirchlicher Gebräuche eine neue 
Kirhenordnung annahm, welche Mißfallen beim Landvolfe erregte, 
ſchaffte vie Landgemeinde des folgenden Jahres diefelbe wieder ab *"). 
Bom Großen Rathe wurden Berordnungen erlaflen, welche den Beſuch 
der Sonntags» und Wochenpredigten, den Genuß des Abendmahls 
an. den drei hohen Feften, die Enthaltung von leiblicher Arbeit ar 
Sonn» und Fefttagen bei ernftlicher Strafe vorfchrieben *), und die 
angedrohten Strafen wurden auch wirklich vollzogen. So verurtheilte 
der Kleine Rath 1621 den Hauptmann Hans Sfenhut, weil er jährlid) 
nur fünf bis ſechs Mal die Kirche befuchte, zur Stellung einer Bürg⸗ 
fchaft und 50 Gulden Buße und 1715 befchloß der Große Rath, Joſua 
Scheuß in Herisau, welcher Gottesdienft und Abendmahl nicht mit- 
halten wollte, folle enterbt feyn und es follen ihm die Eeinigen „Brod 
und Mus“ abfchlagen *%). Auf der andern Seite fhritt die Obrigkeit 
aud) gegen den Pietismus, welcher den freien Landleuten verhaßt 
war, fräftig ein. Die Theilnahme an abgefonderten gottesdienftlichen 
Berfammlungen, welche in den Jahren 1714 bis 1724 in mehreren 
Gemeinden ftattfanden, wurde mit Geldbußen, Landesverweifungen 
und Ehrenftrafen geahndet und das Lefen pietiftifcher Bücher ftrenge 
verboten. Ebenfo wurde 1751 Michael Bruderer von Trogen, weldyer 
in ſtark befuchten Berfammlungen Jakob Böhm’s myftifche Schriften 
vorlag und erklärte, des Landes verwiefen und zur Belehrung ſei— 
ner Anhänger eine eindringliche Proklamation an das Sandvolt 
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erlafien. Endlich verbot nody 1788 die Obrigkeit dem Dantel Schodh, 
welcher geheime Konventikel in Schmwellbrunn hielt, die weitere Ver⸗ 
breitung feiner muftifchen Anfichten und verfällte ihn und acht feiner 
Anhänger in Geldbußen '%). Selbft bei dogmatifchen Streitigkeiten 
anter den Geiftlichen brachten New und Alte Räthe ihre Kirchengemwalt 
in Anwendung: fo erflärten fie 1783 ein von den Brüdern Schieß, 
Pfarrer zu Hundwyl und Schwellbrunn, verfaßtes Lehrbuch für die 
Jugend, welches von einigen andern Geiſtlichen angefochten wurde, 
als den Lehren des Chriſtenthums entfprechend. Und damit überhaupt 
tein Zweifel übrig bleibe über ihre rechtliche Stellung zur Kirche, 
wiefen Neu’ und Alte Räthe 1794 das von der Synode geftellte Ber 
gehren, es möchten bei Streitigkeiten zwifchen einer Gemeinde und 
ihrem Pfarrer auch Geiftliche als Vermittler beigegogen werden, mit 
der Bemerkung ab, daß „der bifchöfliche Gewalt von der Obrigkeit, 
nicht von dem Minifterio abhängt” 7"). 

II. Wenn indefien nad) der reformirten Kirchenverfaffung ber 
weltlichen Obrigkeit immer der maßgebende Enticheid zuftand, fo übte 
gleichwohl die Synode, die Berfammlung der Geiftlichen, welche in 
regelmäßigen Zufammentünften das Wohl der Kirche berieth, auf die 
Entwidlung und das Gedeihen verfelben einen fehr großen Einfluß 
aus, Bei der Kleinheit unfrer Länder ift e8 begreiflich, daß man zuerſt 
nicht daran dachte, befondere Synoden in denfelben zu halten, fondern 
ihre Seiftlichen an größere Verſammlungen diefer Art in der Nachbar⸗ 
ſchaft ſich anfchloffen: diejenigen von Glarus an die Zurdher, diejeni⸗ 
gen von Appenzell A. Rh. an die St. Galler Synode. Leptere beftand 
außer ihnen im 16. Jahrhundert aus den Predigern der Stadt St, 
Gallen und der gemeinen Bogteien Thurgau und Rheinthal ?%). Die 
Appenzeller Geiftlichen fuhren audy fpüter noch fort, die Synode in 
Et. Gallen zu beſuchen, aber daneben hatten fie feit dem Jahre 1602 
eine eigne Synode (aud) Kapitel genannt), die fi) abwechſelnd zu 
Trogen und Herisau am erſten Mittwoch nad) Oftern, jpäter am 
Mittwoch nad) ver Landsgemeinde, verfammelte und welcher bie ſechs 
erften Landesbeamten beizuwohnen pflegten 12). In Glarus foll nach 
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den Ehroniten ’*) die Synode 1621 eingeführt worden feyn und 
. wirklich wird fie in einem Ratheprotokolle von 1626 erwähnt; allein 
noch am 20. April 1630 befchloß der evangelifche Rath, die Beiftlichen 
follen die Synode in Zürid) befuchen und keine eigne im Lande haben. 
Durch diefen Beſchluß ließen ſich aber die Geiftlichen nidyt abfchreden, 
fondern wandten fidy mit wieberholten Geſuchen an die Obrigteit, bis 
am 20. Septbr. 1630 ein dreifacher Landrath ihnen willfahrte und ers 
kannte, fie follen die Zürcher Synode nicht mehr zu befuchen verpflichtet 
feyn, vielmehr alle Jahre einmal eine Synode im Lande gehalten wers 
den, welcher aus jebem ber drei Landestheile ein Rathsglied beizuwoh⸗ 
nen habe '>). Später nahmen an der Glarner Synode, welche ſich am 
zweiten Mittwoch nach Oſtern verfammelte, die von der Obrigkeit 
‚ abgeorpneten Randesbeamten und zwei Rathsherren, welche nach einer 
feſtgeſetzten Kehrordnung abwechſelnd aus je zwei Kirchgemeinden 
von ihren Pfarrern beigezogen wurden, Theil; auch erfbienen daran 
je zwei von den fünf in Werdenberg und Wartau angeftellten Predi⸗ 
gern, welche ebenfalls unter ſich abwechfelten *%. In beiden Kantonen 
wählte die Synode aus der Zahl der Landespfarrer einen Dekan 
(Bräfidenten) und einen Kammerer (Staflaverwalter) ; in Appenzell 
mußte auch bier, wie bei den weltlichen Landesftellen, darauf Rüdficht 
genommen werden, daß nicht beide geiftliche Borgefehte auf dergleichen 
Seite der Sitter wohnten. Ferner war in beiden Kantonen der Beſuch 
ber Synode für die Geiftlichen obligatorifch; Ausbleibende verfielen 
in Appenzell in eine Buße von 1 Gulden, in Glarus wurden fie dem 
Rathe zur Beftrafung angezeigt und bei fortbauerndem Ungehoriam 
fonnten fle aus der Synode ausgefchloffen werden. Am Tage vor des 
Synode wurde jeweilen von den Beiftlichen allein die Proſynode 
gehalten, an welcher Die von jener zu behandelnden Geſchaͤfte vorbe⸗ 
rathen wurden. Der Tag der Synobe felbft wurde mit einem Gottes⸗ 
dienfte angefangen, bei welchem vorzugsweife jüngere Geifliche die 
Bredigt zu verrichten hatten. Dann eröffnete der Dekan die Verſamm⸗ 
fung mit Gebet und angemeffener Rede. Zuerſt folgte nun die Aufe 
nahme und Beeivigung neuer Mitglieder ; darauf bilpeten die Cenfur 
der einzelnen @eiftlihen und die an die Obrigkeit zu bringenden 
Beſchwerden (gravamina) und Anträge die Hauptgegenſtaͤnde ber 


vr, J. H. Tſchudi ©. 549. Trümpi ©. 34. 

2) Bvang. Ratheprotofolle. Auch das Protokoll der Proſynode (dasjenige der 
Spuode felbft aus biefer Zeit ift nicht mehr vorhanden) beginnt erſt mit dem 
Jahr 1631. 

’%), Synodalordnung aus dem 18. Jahrh. Mannffr. in den Heer. Samml. 
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Beraibung. Die Cenſur wurde in Glarus im ber Weiſe gehalten, 
daß zuerfi der Delan, dann dem Range nach ein Mitglien nad) dem 
andern ſich mit feinen Verwandten in Ausſtand begab und im deren 
Abweſenheit allfaͤllige Klagen gegen ihre Lehre oder Ihren und ihrer 
Familienglieder Wandel vorgebracdht wurben, hierauf des Bräftdent die⸗ 
felben dem Beurtheilten exöffnete, welcher fich darüber verantworteie, 
und zulegt Die Synode entſchied, ob Diefe Verantwortung ale genügen 
anzunehmen fey oder nicht. Was die Anträge betrifft, fo wurden beim 
Beginne der Synodalverhandlung die weltlichen Mitglieder befragt, 
ob fie etwas vorzubringen hätten; nachher wurden bie von ber Bros 
ſynode vorberaihnen, dann aud) allfällige andre, von einzelnen Geiſt⸗ 
lichen angebrachte Befchwerden behandelt. Soweit die Synode in 
ihrer Mehrheit denſelben Deipflichtete, wurden fie ſchriftlich der Obrig- 
feit eingereicht und zugleich den weltlichen Beiſttzern angelegentlich 
empfohlen, fi) pafür zu verwenden, daß den Wünfchen der Synode 
entfprochen werde. Nur zu häufig zwar blieben foldhe Begehren : 
unerledigt; Doch fehlt es auch nicht an Beifpielen dafür, daß die 
‚Obrigkeit denfelben willfahrte. So befchloflen in Appenzell A. Rh. 
Neu’ und Alte Räthe 1779 auf Antrag der Synode: ledige Weibs- 
perſonen, weldye ihre Schwangerfchaft bis über die Hälfte der Zeit 
hinaus verläugnen, follen beftraft werden; gefchiedene Eheleute follen 
nur nad) den gefeglichen Gebraͤuchen fich wieder ehelichen vürfen; bei 
Leichenreden follen die Pfarrer ſich der Kürze befleißen und alles 
Rühmens und Tadelns fic gänzlich enthalten ””). 

IV. Während in den reformirten Städtelantonen die Wahl der 
Geiſtlich en vorzugswelfe der Obrigkeit zuftand, war fie Dagegen in 
den evangelifchen wie in den katholifchen Ländern ausſchließlich Sache 
der Gemeinden. Wer indeffen um eine Pfründe fid) bewerben wollte, 
mußte ſich darüber ausmweifen, daß er in einer reformirten Schweizer: 
ftabdt "*) eraminirt und in den geiftlichen Stand aufgenommen worden 
fen, wie aud) Zeugniffe feines bisherigen Wohlverhaltens beibringen. 
In AppenzellA. Rh. hatten überdies einheimifche Bewerber einen 
geſetzlichen Vorrang vor den auswärtigen; nur wenn jene in ihrer 
Probeprebigt der Gemeinde nicht gefallen hatten, wurden diefe zuge: 
laſſen. An der tumultuarifchen Landsgemeinde des Jahres 1715 erging 
bier das Mehr, e8 follen die Prediger alle zwei Jahre um ihre Pfründen 


—N N 





3 Walſer⸗RKüſch HI. 34. 
29 Die Glarner Synodalordnung nennt Zürich, Bern, Vaſel und Genf, die 
Appenzeller dagegen Züri, Bern, Bafel, Schaſſhauſen und Et. Ballen. 
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anhalten; allein die Geiftlichkeit wollte fich Dazu fo wenig bequemen, 
als e8 in Url der Fall gemwefen war, fondern erkannte: „Wer fich 
unterftehen würde, auf die verlangte Weiſe anzubalten, folle für einen 
Miethling angefehen werden und des Beifiges am Kapitel unwürbig 
feyn.” Der Beſchluß der Landsgemeinde wurde denn audy wirklich 
nicht vollzogen 7%). Dagegen übten die appenzelliihen Gemeinden 
ihren Geiftlicyen gegenüber ein unbedingtes Abberufungsredht aus, 
wie mehrfache Beifpiele aus dem legten Jahrhundert beweiſen *o). 
Dem Großen Rathe ftand nur die Befugniß zu, diefelben in ihren 
amtlichen Berrichtungen zu fufpendiren ®2). 


— — 


2e) Walſer I. 726, 727. 
*) Ebenda II. 79, 151, 190. Waͤlſer— Nuſch III. 38, 
n) Walſer HM. 119, 131. 
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Adtes Kapitel. 
Das Seerweſen. 


$. 1. Eidgendffifhes. 


Die Eidgenofien hatten, wie wir im erften Theile gefehen haben, 
zur Zeit ihrer größten militärifchen Erfolge feine gemeinfame Wehr- 
verfafiung; denn der Sempacherbrief, das einzige, das Heerweien 
beſchlagende Bundesftatut, fegte nur Die Grundzüge einer allgemeinen 
Kriegsorduung feſt. Nachdem indeſſen rings um die Gränzen ber 
Schweiz fi) große und mächtige Staaten gebildet hatten, welche 
häufige Kriege mit einander führten und nicht felten auch dag eidge⸗ 
nöffifche Gebiet mit Ucherfällen bedrohten, machte das unabweisliche 
Bedürfniß ſich geltend, zur Wahrung der Neutralität und Unabhängig- 
feit des ſchweizeriſchen Staatskörpers gemeinfchaftliche Anorbnungen zu 
treffen. In die Zeit des dreißigjährigen Krieges fallen die erfien Ver: 
fuche, eine allgemeine ſchweizeriſche Wehrverfaffung aufzuftellen. Ein 
Entwurf, den die Tagfagung im Jahr 1629 berieth, foheiterte an ven 
Bedenken, welche von mehrern Ständen gegen ihn erhoben wurden H. 
ALS dagegen im Januar 1647 der ſchwediſche Feldherr Wrangel, 
nachdem er Bregenz befegt hatte, auch Lindau und Konftanz bedrohte 
und zugleich ein franzöfifches Heer unter Turenne fi der Schweiz 
näherte, wurde zu Wyl wenigftend über gemeinfchaftliche Befegung 
der nordöftlichen Schweizergränge eine Verordnung erlaflen, welche 
als Vorläufer des fogen. Defenfionale betrachtet werben kaun. Nach 
derfelben ſollte in’8 Thurgau jedes der X Orte 50 Mann, nämlid 
1 Kommandanten, 1 Wachtmeiſter, 3Rottmeifter, 1 Trommelfchläger, 
1 Pfeifer und 43 Musfetiere, in's Rheinthal aber jedes der VIH Orte 
2 Rottmeifter und 23 Musketiere ſchicken. Der Abt von St. Gallen 
ſollte feine Graͤnze am Bodenſee felbft beſetzen und ebenfo Zürich, 
Schwyz und Glarus ihre Herrfhaften Sar, Sams und Werdenberg 
mit genügender Mannfchaft verfehen. Die Lanpfchaft Sargans follte 


ı) Stettler ©. 82. 
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zur Sicherung ihrer Rheingränze 50 Mustetiere ſtellen. Zugleid) 
wurben Befoldungen und Eivespflichten für die Offiziere und für bie 
Mannfchaft von der Tagfagung feftgefeht *). 

Das eidgenüffifhe Defenfionale felbit wurde veranlaßt 
durch die Eroberungstriege Ludwig's XIV., indbefondere durch Die 
unerwartete Befignahme der an die Schweiz gränzenden, dem Könige 
von Spanien zugehörenden Kreigtaffchaft Burgund, welche im Winter 
1668 durch eine franzöfiiche Armee vollzogen wurde. Die Tagfagung 
ftellte im darauffolgenden März, fowie an mehreren fpätern Zufammen- 
fünften bis 1674 die nachftehenden Satzungen auf: 

1) Als das wirkfamfte Schugmittel gegen Angriffe des Auslandes 
wird, nächft der Antufung göttlichen Beiſtandes, die vaterländifche 
Einigkeit erlannt. Darum fol jedes Ort die andern Orte in ihrem 
freien Stande, bei ihren Landen und Leuten, Freiheiten und Gered)- 
tigfelten wider Jedermann getreulich ſchühen und firmen ohne alten 


 Borbehalt. 


2) In allen XIIE und zugewandten Orten der Eidgenoffenſchaft 
ſoll die Mannſchaft mit Wehr und Waffen, Krant und Loth *) 
bergeftalt ver ſe hen werden, daß Feder im Falle der Roth zum Schirm 
des gemeinen Baterlanves feine Pflicht gehörig erfüllen könne. 

3) Auch in den gemeinen Herrfdjaften follen die Landvogte da⸗ 
für forgen, daß die Mannfchaft für den erſten, giveiten und dritten 
Auszug in Bereitfchaft gefept werde. 

4) Jedes Ort foll feinen preifachen Auszug mit aller Zubehötde, 
befonders der nothwendigen Munition fo bereit halten, daß es auf 
die erſte Mahnung fofort aufbrechen ınd dem nothleidenden Orte zu- 
ziehen könne, es fey mit einem einfachen, doppelten over drei⸗ 
fachen Auszuge, je nachdem es die Nothwendigkeit erforwert und 
die Mahnung gefchieht. 

5) Der erfte Auszug wird folgendermaßen auf die Orte und 
gemeinen Herrfchaften vertheilt: 


Fuͤrich ſtellt 1400 Mann und 1 Stild von 6 fund. 
Bem „ 2000 „ ae Be 
Luzern u 1200 " 17 1 " vH u 


4600 Mann. 3 Stüde. 


— — — — 


2 Abſchied bei Kali, Biblioth. der ſchweiz. Stackokunde, 11. SUR. 
u. Eo nannte man bie Munition an Pulver, Kugeln und Lunte. v. Rebt. 
7 


Das Heerweſen. 267 
Transport 4600 Mann. 3 Etäde. 


Uri ſtellt 00 „ und 1 Feldſtück. 
Schwyz u 600 ” „4 ” 
Unterwalben „MW „. vi " 

Zug „ MW „ „1 n 

Glarus „MM „mi „ 

Bafel „ MO u „ 4 Stüd von 6 Pfund. 
Freiburg " 800 ” „ 1 ” "mn n 
Solothurn " 600 " ® 1 n nn " 
Schaffhaufen „ 0 „ „Äavuu0e. H 
Appenzell „ 00 „u I Herfüd. 

Start St. Gallen DM „1 

Abt von St. Gallen, 100 „ u 1 Städ von 6 Pfund. 
Biel „ 0 un 1 Felphüd. 

Lanis MM „ 

Puggarus „ 0 „ 

Mendris 310 „ 

Meinthal „100, 

Freiamt 300 ” 

Sargans " MM „ 

Thurgau .- 0 „ 

Baden „" 0 „ 
Rheinthal 20 


13,400 Mann. 16 Stücke. 

6) Für den zweiten und dkitten Auszug ſoll jedes Ort noch zwei⸗ 
mal fo viel Mannfchaft und Geſchütz, als hier für den erften Auszug 
verorbnet wird, in flünblicher Bereitſchaft halten. 

7) Jede Kompagnie fol beftehen aus: 

120 Mustetieren, 
30 Spießfnechten mit Harniſch, 
30 bloßen Spießen, 
20 Hallebartieren. 


200 Mann. 

8) Der erfte Auszug fell geſchehen mit dem Schühen⸗ oder einem 
aubern Fähnlein, welches bes Ortes Ehrenfarben trägt; der zweite mit 
der Stabi oder Landes: Kah me, der dritte mit dem Banner. Doch 
wird hierin jedem Orte nach Belieben zu verfahren überlaflen. 

9) Alle Orte insgemein, beſonders aber Die Graͤnzorte ſollen ſich 
mit Proviant fo gut ald moͤglich verfehen, um folchen im Nothfalle 
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in gebührenbem Preiſe darreichen zu können. Jedem Soldaten foll 
täglich ein Kommisbrod von 1Y, Pfund, und dazu ald Cold wödent- 
lich Y, Louisthaler verabreicht werben. | 

10) Bei anfheinender Gefahr wird den nädhftgelegenen 
Orten überlaffen, zuvörderſt alle Päfle nad Nothdurft zu befeben, 
dann durdy Sendungen die Abfichten der anrüdenden Truppen aus⸗ 
zukundſchaften und hernach, wenn fie e8 nothwendig finden, die Kriegs- 
räthe der übrigen Orte fammt den 4 OÖberften zu ſich zu berufen, 
weldhe dann Gewalt haben follen, alles Nöthige mit ihnen zu berathen 
und in's Werk zu ſetzen. 

11) Sollte einem Orte wirklich die Gefahr eines 
feindlidgen Ueberfalls erwarhfen, fo mag es das nädhfte 
Drt um Hülfe mahnen, je nad) erheifchender Nothdurft um den Dritt- 
theil oder die Hälfte oder um den ganzen erften Auszug. Das gemahnte 
Drt mag dann wieder Die nächſt gelegnen Orte mahnen n.f. f.; es 
fol aber feine in Bereitfchaft ftehenden Truppen fogfeih auf den in 
der Mahnung bezeichneten Punkt marfchiren lafjen. Sollte gleichzeitig 
aud) einem andern Orte der Eidgenofienfchaft Gefahr drohen, fo 
ſollen alle drei Auszüge unter die Waffen geftellt werden. 

12) Jeder Auszug wird in zwei Armeen getheilt: zu der 
erften gehören die Mannfchaften von Züridy, Luzern, Schwyz, Zug, 
- Bafel, Solothurn, Appenzell, Stadt St. Gallen, Thurgau, Lauis und 
Freiamt; zur zweiten diejenigen von Bern, Uri, Unterwalden, Glarus, 
Freiburg, Schaffhaufen, Abt von St. Gallen, Biel, Baden, Rheinthal, 
Sargang, Luggarus, Mendris und Weinthal. 

. 19 Die oberſten Öffizierftellen in jeder der beiden Armeen 
werben in ber Weife veriheilt, daß jeweilen Die zwei erften Orte zwei 
Dberftfelvhauptleute, die zwei folgenden zwei Oberſtfeldwachtmeiſter, 
das fünfte einen Oberften über die Artillerie, das ſechsſste einen Oberft- 
quartiermeifter, das fiebente einen ÖOberftprofofen *), Das achte einen 
Oberſtwagenmeiſter ernennt. 

14) Jedes Ort fol nach Verhältnig des ihm auferlegten Kontin⸗ 
gentes Schanzzeug mitnehmen; ingbefonbere follen die Gränzorte 
erfucht feyn, ſich damit zu verfehen. 

45) Auf je 100 Mann des Auszuges fol jedes Ort 3 wohlaus⸗ 
gerüſtete Reiter und 3 Dragoner mitnehmen. Den Kriegsräthen 
wird überlafſen, für dieſe Reiterei einen Oberſten zu ernennen. 


9 Der Profos (grand proͤrot) war ein angeſehener Kriegebeaniter, der Ber: 
walter der Polizei im Heere. v. Robt I. 179. 
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16) Jedes Ort foll eine dafür geeignete Standesperfon aus 
feiner Mitte zu einem Krieg srath ernennen und daneben auch den 
von ihm zu ernennenden Oberoffizier dazu verordnen. Der fo aus 
zwei Abgeorpneten jedes Standes beftehende Kriegsrath vertritt die 
Obrigkeit und hat Gewalt, Alles zu befchließen, was er dem Bater- 
lande nüglich erachtet; die Feldoberſten follen feine Befchlüffe getreulich 
vollziehen. Der Kriegsrath mag Geſandtſchaften abjchiden und mit 
Inftruktionen verfehen, ben Feind angreifen und nad) feinem eignen 
Lande verfolgen laſſen, Waffenſtillſtand und felbft Frieden abfchließen, 
letztern jedoch unter Vorbehalt der obrigkeitlichen Ratifikation. Er ift 
ferner befugt, in wichtigen Angelegenheiten der nächftgelegnen Orte 
Rath und Gutachten einzuholen. 

17) Sm Kriegsbefehl über jede Armee follen die beiden 
Oberftfeldhauptleute unter ſich abmwechfeln. Stehen beide Armeen mit 
einander im Felde, fo geht das Kommando unter allen 4 Oberbefehls⸗ 
habern um. 

18) Die Juſtiz über jeden Ortes Mannſchaft wird von allen 
untern Offizieren deſſelben unter dem Vorſitze des jüngften Haupt⸗ 
manns ausgeübt. Die Appellation geht an die Kriegsraͤthe und bie 
übrigen Hauptleute des betreffenden Ortes. Nur die Fälle, welche 
Leib und Leben berühren, follen den Obrigleiten zur Beſtrafung ein⸗ 
gefandt werden; doch bleibt es jedem Orte überlafien, feinen Kriegs⸗ 
räthen und Hauptleuten hierin mehrere Gewalt zu ertheilen. Auch die 
Offiziere follen in allen Fällen nur von den Obrigfeiten beftraft werden 
mögen. Orte, weldje nur eine ober zwei Kompagnien im Felde haben, 
mögen ſich hinfichtlich der Juſtiz mit einem andern Orte vereinigen. 

19) Auf der Orundlage des Sempadherbriefe wirb eine ausführ- 
lihe Kriegsorpnung für die Soldaten in 15 Artikeln aufgeftellt, 
auch die Eidesformeln für bie Kriegsraͤthe, obern und untern 
Offiziere feſtgeſetzt. 

2 Es ſollen in jedem Orte die nöthigen Hochwachten und 
Allarmzeihen, fowie aud) bequeme Sammelpläge für die Mann; 
ſchaft eingerichtet werben. 

21) Wenn ein Gränzort bei fi) nähernder Gefahr nur von 
jedem der übrigen Orte Zufag einer gewiffen Anzahl von 
Mannſchaft begehrt zu einem Vorzeichen und Zeugniß der eidgenöffi- 
fchen Einigkeit, fo fol jedes Ort im Verhältniß zu dem ihm für den 
Auszug auferlegten Kontingente Mannſchaft ftellen. 3. B. wenn 
550 Mann verlangt werben, fo trifft e8 jedem der XII und der drei 
zugewandten Orte 5 Prozent des Auszuges, alfo Zürich 70, Bern 
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100 Mann u. ſ. f. Dieſe Mannſchaft iſt dann in Kompagnien zu 
100-Mann einzutheilen: zu der erften giebt Zürich den Hauptmann, 
den untern Wadhtmeifter und 70 Mann, Schaffhaufen den Lieutenant 
uud 20 Mann, Evangeliich » Glarus den obern Wachtmeiſter und 
10 Mann; zu der zweiten ftellen Uri und Schwyz den Hauptmann 
und Bleutenant, worüber fle ſich unter einander zu verftändigen haben, 
und Dazu erfieres 20, letzteres 30 Maun, Unterwalden ven ober 
Wachtmeiſter und 0 Wann, Zug den untern WBachtmeifter unb 
2 Mann, Katholiſch⸗Glarus einen Unteroffizier und 10 Mann u. ſ. f. 
Es follen aud) diefe Zufastruppen unter dem Oberfommanbo des 
ODrtes ftehen, welchem Re zugeſchickt werben. 

22) Für den Auszug jedes Orte foll ein eigner Kommiffär 
oder Broviantmeifter beftellt werden. Daneben wird den Kriegsräthen 
überlafien, einen Hauptlommifjär zu ernennen. 

23) Die Hauptleute in den gemeinen Herrfchaften zu ernennen, 
- wird den Landvögten überlaffen; doch fol ihre Ernennung den Obrig⸗ 
keiten oder den Striegeräthen zur Ratifitation angezeigt werben. 

24) Sraubünden und Wallis follen zum Beitritte zu biefem 
Detenflonale eingelanen werben; erfteres foll 3000, Tebteres 1200 
Mann zum Auszuge ſtellen. 

25) Zur Bildung einer gemeinfamen Kriegstaffe fol jedes 
Ort für jeden Soldaten, den es in's Feld ſchickt, Y Thaler bezahlen. 
Die Kaffe fteht unter der Verwaltung der 4 eidgenöfftfchen Kriegs- 
fetretärs, welche von Zürich, Bern, Luzern und Uri ernannt werden 9). 

Es waren diefe Tagſatzungsbeſchlüſſe freilich noch weit davon 
entfernt, eine einheitliche Organifation des ſchweizeriſchen Bundes⸗ 
heeres zu begründen, wie fie dermalen, im Weſentlichen ſchon feit 
1815, befteht; vielmehr behielt nach denſelben die ganze Wehrverfaf- 
fung der Schweiz einen vorzugsmeife kantonalen und füderativen 
Charakter. Gleichwohl läßt fich nicht verfennen, daß In ihnen ein 
wefentlicher Schritt zum Beſſern, eine Berftändigung aller Kantone über 
eine zeitgemäße Ausbildung der alten Bünde In militärifcher Hinſicht 
enthalten war, wie fie in andern Dingen nicht erreicht werben Eonnte. 
Bon äußerer Rothwendigkeit gedraͤngt, unterzogen ſich die einzelnen 
Drte In Betreff der Drganifation ihrer Truppen und der Verfügung 
über diefelben allgemeinen Bundesvorfdiriften und begaben fidh alfo 
in diefer Beziehung eines Theiles Ihrer Souveränetätörechte. Man 


*) Sidgen. Defenfionale in Manuftripten u bei Faͤſi a. a. O. S. 4M-536 
u. 561-575. Vral. Waldkirch II. 280, Bluntſchli Bundesr. I. 44—418. 
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wird e8 daher zwar bedauernswerth, aber nicht unbegreiflich finden, 
daß gerade aus demjenigen Theile der Schweiz, weldyer von jeher am 
eiferfüchtigkten auf feine abgefonberte Unabhängigkeit hielt, gegen das 
ſchon angenommene Defenfionale ſich nachtraͤglich noch ein Hartaädiger 
Widerſtand erhob. Wolfgang Dietrich Schorno, geweiner Laudvogt 
im Toggenburg, erregte beiden Bandleuten von Sch w yz durch gehaͤſſige 
Mißdeutung ber Vorfihriften über Die militärifche Juſtiz, fogar durch 
berumgebotne faljche Abfchriften ein allgemeines Mißtrauen gegen bie 
neue Einrichtung. Die Schwyzer fanden, daß das ihnen auferlegte 
Kontingent von 600 Bann dem Verhaͤltniſſe ihrer Vollszahl zu der; 
jenigen der größern Kantone nicht entſpreche, was infoferne richtig 
war, als man eben Hei Ausmittlung der fär den Auszug zu ſtellenden 
Mannſchaft nicht ausfchließlich die Bevöllerung zu Grunde gelegt, 
fondern aud) das gleiche Stimmrecht aller Kantone in billige Berüd- 
figtigung gesogen hatte 9%. Ratürlich wurde auch der Religionshaß 
der Katholiken gegen die Reformirten von Schoeno und feinen Behülfen 
bei diefem Anlaße wieder aufgeftachelt; insbeſondere gaben fle Dem 
Bolle vor, das Defenfionale enthalte geheime Artikel, nach welchen 
der Blaube vollig freigeftellt ſeyn und in Luzern eine evangeliſche, in 
Züri} eine katholiſche Kirche erbaut werden folle. Endlich wurde auß- 
gefreut, man beabfichtige zur Bildung einer eidgenoͤſſtſchen Kriegstaſſe 
eine Auflage in der ganzen Schweiz zu erheben, wobei der Bauer von 
jedem Obſtbaum, den er befige, einen Batzen und ebenfo viel von jedem 
neugebornen Knäblein zu bezahlen hätte! Durch "fo handgreifliche 
Lügen erbist, erhob das Bolt, als Schorno an der Landgemeinde 
von 1676 das Geſchaͤft zur Sprache brachte, einen gewaltigen Lärm 
wider Diejenigen, welche, ohne den „Landesfürften“ zu begrüßen, im 
Kamen des Standes das Defenfionale augenommen hätten; e8 vers 
warf daffelbe mit großer Mehrheit und erklärte Jeden, der fernerhin 
für deſſen Annahme ſich verwenden würde, für vogelfrei I. Aller Zu 
reden der eipgenöffifchen Mitftände ungeachtet und obgleich namentlich 
Luzern, Urt, Unterwalden und Zug die beruhigende Erklärung abgaben, 
Daß jedem Orte Die Gerichtsbarkeit über Die Seinigen vorbehalten ſey, 
beharrte die Landgemeinde 1677 auf ihrem Beſchluſſe und erklärte, 
ausfchließlich bei den alten Bünden verbleiben zu wollen ). Das ein- 
mal gegebene Beifpiel des Abfalles verbreitete fich zuerft nach dem 


9) G. Meyer v. Knonau, der Kant. Schwyz, ©. 33. 
) Faßbind V. 325. 
*, Schwyz an Glarus, den 27. Zuni 1677, im Archiv Blarus. 
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den Ehroniten ”*) die Synode 1621 eingeführt worden feyn und 
. wirklich wird fie in einem Rathoprotokolle von 1626 erwähnt; allein 
noch am 20. April 1630 befchloß der evangelifche Rath, die Geiftlichen 
follen Die Synode in Zürich beſuchen und keine eigne im Lande haben. 
Durch diefen Befchluß ließen ſich aber die Geiftlichen nicht abſchrecken, 
fondern wandten fi) mit wiederholten Gefuchen an die Obrigleit, bis 
am 20. Septbr. 1630 ein dreifacher Landrath ihnen willfahrte und er 
kannte, fie follen die Zürcher Synode nicht mehr zu befuchen verpflichtet 
feyn, vielmehr alle Jahre einmal eine Synode im Lande gehalten wer: 
den, welcher aus jedem ber drei Randestheile ein Rathsglied beizuwoh⸗ 
nen babe '°), Später nahmen an der Glarner Synode, welche ſich am 
zweiten Mittwoch) nach Oſtern verfammelte, die von der Obrigfeit 
abgeordneten Randesbeamten und zwei Nathöherren, welche nach einer 
feftgefeten Kehrordnung abwechſelnd aus je zwei Kicchgemeinden 
von ihren Pfarrern beigezogen wurden, Theil; auch erſchienen daran 
je zwei von den fünf in Werdenberg und Wartau angeftellten Predi⸗ 
gern, welche ebenfalls unter ſich abwechfelten *9. In beiden Kantonen 
wählte die Synode aus der Zahl der Landespfarrer einen Dekan 
(Bräfidenten) und einen Sammerer (Kaflaverwalter) ; in Appenzell 
mußte auch bier, wie bei den weltlichen Randesftellen, darauf Rüdficht 
genommen werden, daß nicht beide geiftliche Vorgeſetzte auf dergleichen 
Seite der Sitter wohnten. Kerner war in beiden Kantonen der Befud) 
der Synode für vie Geiftlihen obligatoriſch; Ausbleibende verfielen 
in Appenzell in eine Buße von 1 Gulden, in Glarus wurden fie dem 
Rathe zur Beftrafung angezeigt und bei fortbauerndem Ungehorjam 
fonnten fie aus der Synode ausgefchloffen werden. Am Tage vor des 
Synode wurde jeweilen von den Geiftlichen allein die Proſynode 
gehalten, an welcher die von jener zu behandelnden Gejchäfte vorbe⸗ 
tathen wurden, Der Tag der Synode felbft wurde mit einem Gottes⸗ 
dienfte angefangen, bei welchem vorzugsweiſe jüngere Geiſtliche die 
Bredigt zu verrichten hatten. Dann eröffnete ver Dekan die Verſamm⸗ 
fung mit Gebet und angemefiener Rede. Zuerft folgte nun die Auf⸗ 
nahme und Beeidigung neuer Mitglieder ; darauf bildeten die Cenfur 
“der einzelnen Geiftlichen und die an die Obrigkeit zu bringenden 
Beſchwerden (gravamina) und Anträge die Hauptgegenftände der 


r, 3.5. Tſchudi ©. 549. Trümpi ©. 34. 

2) Eang. Rathöprotofolle. Auch das Protofoll der Proſynode (dasjenige der 
Syuode ſelbſt aus biefer Zeit ift nicht mehr vorhanden) beginnt erft mit dem 
Jahr 1631. 

) Synodalordnung aus dem 18. Jahrh. Mannflr. in den Heer. Sammıl. 
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Derattung. Die Cenſur wurde in Glarus in der Weiſe gehalten, 
daß zuerft der Dekan, dann dem Range nach ein Mitglied nach dem 
andern ſich mit feinen Verwandien in Ausſtand begab und in deren 
Abweſenheit fällige Klagen gegen ihre Lehre oder Ihren und ihrer 
Familienglieder Wandel vorgebracht wurden, hierauf bes Praͤſtdent die⸗ 
ſelben dem Beurtheilten eröffnete, welcher ſich darüber veranworteie, 
und zuletzi die Synode entſchied, ob dieſe Verantwortung ald genügend 
anzunehmen ſey ober nicht. Was die Anträge betrifft, ſo wurden beim 
Beginne der Synodalverhandlung die weltlichen Mitgliever befragt, 
ob fie etwas vorzubringen hätten; nachher wurben bie von ber Bros 
ſynode vorberathinen, dann aud) alffällige andre, von einzelnen Geiſt⸗ 
lichen angebrachte Beſchwerden behandelt. Soweit die Synode in 
ihrer Mehrheit denſelben beipflichtete, touren fie ſchriftlich der Obrig- 
feit eingereicht und zugleich den weltlichen Belftgern angelegentlidh 
empfohlen, ſich dafür zu verwenden, daß den Wünfchen der Synobe 
entfprochen werde. Nur zu häufig zwar blieben foldhe Begehren 
unerledigt; doch fehlt e8 auch nit an Beiſpielen dafür, daß die 
‚Obrigkeit denfelben willffahrte. So befchlofien in Appenzell A. Rh. 
Rew und Alte Räthe 1779 auf Antrag der Synode: ledige Weibs- 
perſonen, welche ihre Schwangerfchaft bis über die Hälfte der Zeit 
hinaus verläugnen, follen beftraft werden; gefchiedene Eheleute follen 
nur nad) den gefeglichen Gebräuchen fic wieder ehelichen dürfen; bei 
Leichenreden follen die Pfarrer ſich der Kürze befleißen und alles 
Rühmens und Tadelns fich gänzlid; enthalten "”). 

IV. Während in den reformirten Städtelantonen die Wahl der 
Geiſtlich en vorzugsweiſe der Obrigkeit zuftand, war fle dagegen in 
den evangelifchen wie in den Fatholifchen Ländern ausſchließlich Sache 
der Gemeinden. Wer indeflen um eine Pfründe fich bewerben wollte, 
mußte ſich darüber ausweifen, daß er in einer reformirten Schweizer: 
ftadt ”®) eraminirt und in den geiftlichen Stand aufgenommen worden 
fen, wie auch Zeugniffe feines bisherigen Wohlverhaltens beibringen. 
In AppenzellA.RH. hatten überdies einheimifche Bewerber einen 
gefeglihen Vorrang vor den auswärtigen; nur wenn jene in ihrer 
Probepredigt der Gemeinde nicht gefallen hatten, wurden dieſe zuge- 
laſſen. An der tumultuarifchen Landsgemeinde des Jahres 1715 erging 
hier das Mehr, es follen die Prediger alle zwei Jahre um ihre Pfründen 


u — 





32 Walſer-Rüſch IE. 34. 
29) Die Slarner Synodalordnung nennt Züri, Bern, Bafel und Genf, die 
Appenzeller dagegen Züri, Bern, Bafel, Schaffhauſen und Et. Ballen. 
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In der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts vollzog ſſich eine 
tiefgehende Aenverung in dem gefammten Kriegsweien. Hatten die 
ältern, auf’8 Handgemenge berechneten Schutz⸗ und Angriffswaffen 
eine Zeit lang noch neben den Beuerwaffen ihren Plat behauptet, fo 
wurden fie nun verdrängt durch die Einführung der $linte oder des 
Fufils, fo genannt von dem Feuer- oder Flintfteine (pierre & fusil), 
welcher ftatt der früher gebrauchten Lunte oder des mangelhaften 
Kiesfteines am Hahne des Schlofjes angebracht wurde und ben Ge⸗ 
brauch des Feuergemehres um Vieles erleichterte. Je mehr die Flinte 
allgemeine Verbreitung fand, defto mehr verloren die eifernen Rüſtun⸗ 
gen an Werth, da fle, wenn ihnen kugelfeſte Dichtigkeit gegeben werden 
wollte, für den Fußſoldaten allzu ſchwer wurden, fonft aber gegen die 
Wirkungen der Keinen Geſchoſſe nicht ficherten. Wie daher in Bern 
1664 die Harnifche ſchon fat ganz abgekommen waren ®3), fo finden 
wir, daß in Glarus 1678 ftatt der 100 Geharnifchten ebenfo viele 
Fufiliere, mit der nöthigen Munition verfehen, von den einzelnen 
Tagwen gefordert wurden. Auch Die Muskete wurde allmählig durch 
die Flinte verdrängt: fo beftimmte die Glarner Landsgemeinde 1680 °%) 
von den Ehrengaben, welche ſie alljährlich auf die Schießftätten ver⸗ 
abreichte, die eine Hälfte für „Kriegsfüſt“ und gezogene Rohre, mit 
denen von freier Hand und ohne Auflegen gefchoffen wurde, und bloß 
die andere Hälfte nody für Die hergebrachten Zielmusteten. 1690 ergab 
fich bei einer Waffenfchau in der Gemeinde Glarus, daß von den zum 
Landespanner verorbneten 48 Mann 38 mit „Züfinen”, 5 mit Mus⸗ 
feten und 3 mit Hallebarten bewaffnet waren. Wie bereitö im Anfange 
des 18. Jahrhunderts die Flinte zur allgemeinen und beinahe einzigen 
Waffe geworden war, zeigt die von der evangelifchen Landsgemeinde 
1706 angenommene Kriegsordnung 35), welche den Grundfag ber 
Selbfibewaffnung in folgender Weiſe voranftellt: 

„Jeder Landtmann u. Landſäß, der 16 Jahr alt und barob if], foll haben 
ein gut Seitengewehr, ein gut wehrhaft Füßy, bag nit wehniger ale 
ein fiben Quintli ſchwere Kugel führet, ein gute Patron-Tafche, barzu zwey 
Pfund Bulfer und drey Pfund Bley famt einem Donget gut Füßy-Stein. — Weillen 
aber hin u. bar im Land noch zimlich vil Geſchoß mit Lunden-Schloßen ges 
funden werben, barmit der Landtmann nit wohl umgehen kann, welche auch von 
Ehrlichen Landtkeuten auf das vorgegangne freundtliche Ermahnen, nach bem 


35) Vergl. v. Rodt III. 217, 239, 240, 242. 

3) Protokoll. 

ss) Archiv Glarus. Bergl. Nivwaldner Landratheprot. v. 10. Mai 1723: 
„es follen biejenigen, welche allein mit Halbarten verfehen, alles Eruſtes erinnert 
werden, künftighin fih mit Flinten zu verfehen.“ 
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Exempel anderer Bölferen bereits zu Ihrem Lob abgeenderet u. mit Füͤßy⸗ 
Schloſſen verfehen worden find, als werben biejennigen Ehrlichen LandtLeuth, 
die Ihre Büchßen noch nit geenberet Haben, Hiermit freundtlich ermahnet —, fo: 
bald möglich ein gleiches zu tun — Mit dem Wohlmeinenden Anhang, daß ein 
jeder — fein Geſchoß mit einer guten Bajonetten verfehen lafle, wormit Gr 
dem lieben Batterland u. Ihme felbften einen guten Dienft thun wird.“ 


Wer Sich nicht ſelbſt auszurüften vermochte oder wer, zuwider 
dem beftehenden Verbote, feine Waffen außer das Land verkaufte, für 
den hatte, nad) diefer Kriegsordnung, fein Tagwen das Nöthige anzus 

fhaffen, wofür ſich derfelbe durch Zurüdhaltung feines Antheils an 
Benfionen, Auflagen u. |. w. bezahlt machen konnte. Im katholiſchen 
Landestheile 2%) war, wer nicht mit Flinte und Munition gehörig 
verfehen war, nicht bloß von diefen Landesgenüflen, fondern felbft vom 
Stimmrecht an der Landsgemeinde ausgefchloffen; es hatten daher 
jeweilen 8 Tage vor berjelben die Rottmeifter die ihnen zugetheilte 
Mannſchaft zu infpiziren. Eine andere Art von SKontrole darüber, 
daß Landleute und Beifäßen der Pflicht der Selbftbewaffnung gehörig 
nachkamen, beftand in der, im 18. Jahrhundert über den größten 
Theil ver Schweiz verbreiteten Einrichtung, daß feine Ehe verfündet 
werden durfte, ohne daß vorher der Bräutigam mit Unter- und Ueber⸗ 
gewehr ſich vor der Obrigkeit geftellt und gelobt hatte, daß dieſe 
Waffen fein Eigenthum feyen 2. Sonft dienten für die Waffenſchau 
nun vorzüglich die jährlich zu beflimmten Zeiten wiederkehrenden 
Landesmufterungen, bei denen die ganze wehrfählge Maunfchaft zus 
fammengezogen und mit, denen feit der Entftehung des eidg. Defenſto⸗ 
nale's ®*) militärifche Uebungen verbunden wurden, von welchen nur 
Greife über 60 Jahren ausgenommen waren ®°). Es fanden dieſe 
„Umzüge”, wie man fie nannte, in den Gemeinden flatt; wer daran 
nicht erſchien, hatte eine Buße zu bezahlen, ober wurde von der Bes 





3) Landegem. Prot. v. Auguft 1712. 

) Landb. v. Nidwalden v. 1731 u. 1806. Zuger Stadt: u. Anıtrathes 
prot. v. 1747 hei Stablin IV. 721. Erkenntniß von Neu’ und Alten Räthen in 
Appenzell A. Rh. v. 1707 bei Walfer I. 708. Landb. v. Küßnach v. 1769, 
$. 2, Art. 5 bei Kothing Rechtsq. ©. 244. — Kür die Städtelantone vergl. 
G. Meyer v. Knonau, der Kant. Züri II. 302%. Berner Verordnung v. 1712 
bei v. Nodt III. 233. 

29 Vergl. den intereſſanten Bericht von Dekan Biſchofberger über eine von 
der Tagfasung 1677 angeordnete Waffenfhau in Trogen, im Appenz. Monatebl. 
Jahrg. 1833, ©. 31. 

 Schwypzer Landsgem. Brot. v. 1731. Glarner Kriegsrathöprot. v. 
1757. 
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nuutzung der Mllmende ausgeſchloſſen 4). In Glarus kauften die 
Gemeinden Pulver und Blei für dieſe Uebungen 1%); in Obwalden 
bezahlten fie ven Offizier, welcher diefelben befehligte, und die Rott: 
meifter, welche das Volk in Ordnung ftellten und beim Laden und 
Schießen die Auffiht führten 14). In Uri wurde in Folge Beſchluſſes 
von 1712 jaͤhrlich viermal, fpäter zweimal, im Fruͤhling und Herbft 
exerzirt 19. In Schwyz wurde 1731 ein Anzug gemacht, daß das 
Ererziren und Muftern, welches dem Landmanne zu beſchwerlich falle, 
wieder aufgehoben werben folle; doch ging die Landsgemeinde darauf 
nicht ein. In Nidwalden 19) wurden mit den Landesmufterungen 
Uebungen im Zielſchießen verbunden, fo daß jeder in Die Kriegs⸗ 
zödel eingetragne Landmann nicht bloß „mit Unter und Uebergewehr, 
mit Kraut und Loth“ in feiner Uerthe ſich zu ftellen hatte, fondern 
nachher auch bei einer Buße von 20 Schillingen nach der Scheibe zu 
ſchießen verpflichtet war. Auf jeden Schießftand wurden daher ein 
oder mehrere Paar Hofen , welche die Landesfarben an ſich trugen, zu 
verjchießen gegeben 22); das Gleiche gefhah audy in Uri +5), Obliga- 
torifch, d. 5. bei einer Buße anbefohlen war der Beſuch ver Schieß- 
übungen aud) in Katholifh- Glarus 1% und Appenzell A.RH. 47). 

Die nad) den Landeszeichen benannten Kontingente des 17. Jahr⸗ 
hunderts ſcheinen in der erſten Hälfte des 18, Jahrhunderts, da krie⸗ 
gerifche Auszüge überhaupt feltner wurden, abgefommen zu feyn. Im 
Toggenburgerkriege beichloß die Landögemeinde von Schwyz: es 
ſollen alle waffenfähigen Zandleute, Angehörigen und Beifäßen in’s 
Feld ziehen, bei Verluft des Landrechts und des Vermögens; nur folle 
an den Alpen bei jedem Senten, welches mindeftens aus 20 Kühen 
beftehe, ein Mann zurüdbleiben mögen 29). Ebenfo erfannte die Lands⸗ 


0) Tagwensprot. v. Glarus v. 3. 1710 ff. Kath. Landogem. Brot. v. 1709 
und 1759. Zu Anfeurung des militärifchen GEifers gab man ben Auweſenden bie 
Bußen, in welche die Abweſenden verfielen, zu vertrinken! 

4) Doribuch v. Diesbach u. Dornhaus, 3. 1732 u. 1757. 

1), Einungbuch von Sachſeln, 3. 1732. 

+3) Regiſter des Landsgem. Prot. 3. 1712, 1723, 1726, 1744. 

5) Landsgemeinpfchlüffe aus dem 18. Jahrhundert im Lanbb. v. 1731 Y. 
Kriegswöhr, v. 1806 V. 25. 1. 

) Diefe Sitte wird ſchon im Landb. von 1623 erwähnt. Vergl. auch 
v. Rodt HM. 85: „Hofen nah Mn Ghn. Ehrenfarbe.“ 

*s) Landsrechnung v. 1776 im Archiv. 

0) Landsgem. Brot. v. 1712, 

7) Beſchluß v. 1792 bei Walſer⸗Rüſch LIE. 158. 

9) Brot. v.r14. Juli 1712. 
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gemeinde von Uri 1715: in Baterlandsauszügen folle Jever, fo dazu 
tauglich, mitzugiehen verpflichtet feyn 4%. Es wurbe daher auch die 
ganze wehrfähige Mannfchaft, welche die militärtichen Uebungen 
mitzumachen hatte, in unfern Ländern, wie in ben Städtelantonen 39), 
in größere und kleinere Truppenlörper abgetheilt („einregimen- 
tirt"). In Schwyz beftanden 4 Regimenter, non denen ſich eines in 
Schwyz, eines in Arth, eines in Steinen und eines in Ingenbohl 
yerfammelte; jedem derfelben waren vorgefept 1 Oberft, 1 Oberftlieu- 
temant, 1 Major oder Oberftwachtmeifter und 2 bis 3 Hauptleute. 
Fa Uri war die gefammte Mannfchaft eingetheilt in 12 Rotten, jede 
unter einem Hauptmann; ben Oberbefehl führten 2 Oberfl - Lands: 
wachtmeifter oder Landmajore, denen 2 Aidemajorebeigegebenwaren j. 
In Glarus war die Mannfchaft des evangelifchen Landestheiles 
nach den Kirchgemeinden in 20 Kompagnien von ungleicher Stärte 
geiheilt und jeber derfelben 1 Hauptmann, 1 Lieutenant, 1 Faͤhndrich 
und A Wachtmeiſter vorgefegt. Je 25 Mann bildeten eine Rotte unter 
1 Rottmeifter und 1 Gefreiten. Bei Auszügen beftimmte das Loos 
die Rotten,, welche zu marfchiren hatten; auch innerhalb der Rotten 
konnten die einzelnen Soldaten über die Pflicht zum Auszuge unter 
ſich looſen °2). Beim Werbenberger Feldzuge von 1721 waren 14 
evangelifhe und 2 katholiſche KRompagnien, jede im Durchſchnitt 
115 Mann ftart. Sie waren in 4 Bataillone eingetheilt,, jedes unter 
41 Kommandant und 1 Aidemajor. Daneben rüdte noch ein Kleines 
Artilleriekorps, beftebend aus 3 Offizieren, 2 Wachtmeiſtern und 
50 Soldaten, in’8 Feld. In Zug ftellte die Stadtgemeinde mit ihren 
Vogteien 2 Bataillone nebft 1 Kompagnie Artillerie, das Außere Amt 
1 Bataillon. Jedes Bataillon beſtand, nad) einem in Yolge des 
Liviner Feldzuges erlaßnen ausführlichen Reglement 5°), aus 4 Kom⸗ 
pagnien fammt einem Stab, nämlich 1 Kommandant, 1 Major, 1 Faͤhn⸗ 
drich, 1 Feldprediger, 1 Feldſcherer, Tambourmajor und 1 Marleden- 
ter. Jede Kompagnie hatte 1 Hauptmann, 3 Lieutenants, 2 Tambours, 
4 Wachtmeiſter, 6 Korporale und 84 Gemeine, im Ganzen alfo 100 


**) Megifter des Landegem. Brot. 

”) Vergl. v. Rodt IE. 25 fi. 

2ij gäfi I. 165, 246. 

9) Kriegsorbnung v. 1706. 

») ‚Meglement vor die Land⸗Miliz Lobl. Stande Zug, Worinn enthalten bie 
Austheilung des Volks, das Gewehr, Lederzeug und gleichförmige Mundierung, 
das Exereitium, die Discipline oder Kriegszucht. Gedruckt zu Zug, 1757." (Sehr 
felten.) Gefaͤll. Mittheilung des Hrn. Landamm. Boffard. 
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Mann; fle wurde eingetheilt in zwei Pelotons und jedes Peloton in 
drei Geſchwader. Feder Korporal follte die Soldaten feines Geſchwaders 
an allen Sonn= und Feſttagen in den Schritten und Handgriffen 
unterrichten; die Korporale felbft und die Wachtmeifter wurden von 
den Offizieren ihrer Kompagnie, und dieſe von dem Major ihres 
Bataillons inftruirt. Aus der gefammten Mannſchaft wurbe jährlich 
für allfällige Auszüge ein Piket ausgehoben, zu welchem e8 von 
jevem Geſchwader 4 Mann, von jeder Kompagnie 1 Wachtmeifter 
und von jedem Bataillon 1 Hauptmann, 3 Kieutenants, 2 Tambours 
und 6 Korporale traf. Jedes Bataillon lieferte fonach eine Kompagnie 
für dag Piket und im Laufe von 4 Jahren ging die Kehrordnung bei 
der ganzen Mannfhaft um. — Auch in den andern Kantonen kehrte 
man, bet der Unmöglichkeit, die ganze miligpflichtige Mannfchaft mit 
dem Waffendienfte gehörig vertraut zu machen und fie überhaupt in 
friegsfertigem Zuſtande zu halten, zu Ende des Zeitraumes, da bie 
Revolutionskriege häufige Aufgebote veranlaßten, zu dem ältern 
Syſteme zurüd, beftimmte Truppentheile als Kontingente für den Fall 
des Bedürfniſſes auszufhelden. In Glarus wurde feit 1793 aus 
der ganzen wehrpflicdhtigen Mannfchaft von 16 bis 60 Jahren, mit 
alleiniger Ausnahme der Geiftlichen und oberften Landesbeamten, 
jährlich ein folches Piket von 400 Mann ausgeloost, weldyes im Falle 
eines Auszuges zunächft an die Reihe kommen ſollte. Dafielbe wurde 
daher im Laufe des Jahres nach dem Berner Erereitium (weil Olarns 
nad) dem Defenfionale zu der von Bern befehligten Armee gehörte) 
fleißig in ven Waffen geübt und e8 fand über dieſe Truppe alljährlich 
eine Hauptmufterung , abwechfelnd in Glarus, Mollis oder Schwan- 
den, ftatt 9). In Schwyz wurde 1797 35) auf den Antrag des 
Landshauptmanns Alois Reding die ganze Mannſchaft in folgende 
drei Altersklaffen eingetheilt: 

I. Klaſſe vom 16. bis zum 30. Jahre, aus welcher das jährliche 
Piket von 300 Mann in der Weife gezogen wurde, daß man im ge⸗ 
freiten Lande mit dem älteften, in den abhängigen Landfchaften mit 
dem jüngften Jahrgange anfing und fodann dort immer weiter her- 
unter, bier immer weiter beraufftieg ; 

II. Klaſſe vom 31. bis 45. Jahre, aus welcher in ähnlicher Weife 
nöthigenfalls das zweite Piket gezogen wurde, welches mit dem, Lands⸗ 
fahndli” ausrüdte; 


”) Heer u. Blumer, der Kant. Glarus, ©. 4%. 
22) Landsgem. Prot. — Ueber die Bifete vergl. noch v. Rodt III. 29. 
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III. Klaſſe vom 46. bi8 60. Jahre, welche von allen Auszügen 
und Mufterungen frei war und nur im alle des Landfturmd das 
Panner begleiten mußte. | 

Die Wahlder Offiziere fland nach hergebrachter Rechtsfitte 
in unfern Ländern bei jedem Auszuge der aufgebotnen Mannfchaft 
zu. Ausdrüdlid) fagt Diefes das alte Landbuch von Uri 5%), und fo 
wurbe es geübt in Zug bei der Gränzbefegung von 1647 >59, in 
Nidwalden noch beim Auszuge nach Livinen 1755 °). ALS in 
allen unfern Ländern allmälig ein ftändiger Kriegsrath auflam, 
welcher aus Landesbeamten und Offizieren gebildet wurde 5%), fuchte 
man diefem die militärifchen Wahlen zu übertragen °0). Aber ben 
darüber aufgeftellten Verordnungen entfpracdy nicht immer die wirkliche 
Uebung: wir finden noch zu Ende diefes Zeitraumes in Glarus 9) 
die. Tagwen, wie in Appenzell A. Rh. *) die Gemeinpräthe im 
Befige des Wahlrechts für alle Ober: und Unteroffizieröftellen. 

Zur Ergänzung der Selbftbewaffnung und zur Aufbewahrung 
von Artillerie und Munition wurden in allen unfern Ländern, vor⸗ 
züglich im Laufe des 17. Jahrhunderts 9), Zeughäufer errichtet; 
die nöthigen Geldmittel zu Anfüllung derfelben fehöpfte man nament- 
lich aus Auflagen und Kompagniegeldern 9. In Nidwalden, 
wo der nad) langem Widerftreben 1655 von der Landsgemeinde 
befchloßne Bau eined Zeughaufes 1667 feine Vollendung erhielt, 
wurden bald nachher fämmtliche im Lande befindliche Harnifche in 
daffelbe abgegeben und dadurch Die Güter der auf ihnen ruhenden 
Harnifchpflicht enthoben. Auch erhielten bier arme Wehrpflichtige, 
welche ſich nicht felbft auszurüften vermochten,, die nöthigen Waffen 
aus dem Zeughauſe. 


s*) Art. 168, abgedruckt unten in 1 Kap. 10, $. 4. 

2) Stadlin IV. 611. 

) Monnarb I 545. 

) So in Uri aus allen vorfißenden Herren und geheimen Räthen, daun 
aus ben beiden Oberfl - Lanpnswachtmeiftern, allen Rottenhauptleuten und Lands: 
wachtmeiftern, den Proviants, Stud: (Artillerie): und Troßhanptleuten. Manuffr. 
im Archiv Uri. 

eo) Schmwpzer Rathöregel v. 1712. Evang. Landsgem. Brot. v. Glarus 
v. 1732. 

0) @bel IL. 360. 

2) Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1831. ©. 138. 

*s) Vergl. oben Rap. 4, ©.19. 

9 Bergl. über diefe unten Kap. 9, $. 1, Ziff. 11. 
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Menntes Kapitel. 
Der Landeshandbalt. \ 


Die Darftellung der verfehiebenartigen Einrichtungen, weiche 
zufammengenommen das individuelle Weſen eines Staates ausmachen. 
und ihm fein befonderes Gepräge verleihen, kann auf Vollſtaͤndigkeit 
feinen Anſpruch machen, wenn fie nicht in den Rahmen ihres Ges 
mäldes auch das Finanzweſen aufnimmt. Denn auf Diefer materiellen 
Unterlage des gefammten Staatslebens begegien ſich die meiften 
andern Gebiete deſſelben und es ift daher eine nähere Kenntniß des 
Finanzweſens geeignet, auch auf andere Berwaltungsziweige ein hel⸗ 
leres Licht zu werfen. Hat zwar in dieſer Hinficht der patriarchalifche 
Haushalt unfrer demofratifchen Kantone in den abgelaufnen Jahr⸗ 
hunderten nicht die gleiche Bedeutung wie das fyftematifch geordnete, 
mit allen Richtungen des öffentlichen Lebens in direkter Verbindung 
ftehende Finanzwefen der modernen Staaten, fo werben unfre Leſer 
dod) immerhin mit ung finden, daß ein näherer Einblid in denfelben 
die Kenntniß der übrigen ftaatlichen Einrichtungen unfrer Demokra⸗ 
tieen, welche wir bis dahin beſprochen haben, wefentlid, ergänzt. Wir 
werden indeffen auch die Finanzen nur von ihrer ftaatsrechtlichen 
Seite auffaffen und unterfuchen, was für Einnahmsquellen nad) der 
Gefepgebung und Rechtsübung unfrer Länder dem Gemeinweſen offen 
fanden und was für Ausgaben daſſelbe hinwieder zu beftreiten ver- 
pflichytet war. Zuleßt werden wir nod) das eigenthümliche Inftitut des 
fogen. Schatzes oder Kaſtens berühren, dem wir ſchon in den vorher- 
gehenden Kapiteln bin und wieder begegnet find und welches eine 
bedeutende Rolle in dem Finanzweſen unfrer Länder fpielte. 


$.1. Die Einnahmen. 


1) Die Einkünfte, welche unfern Ländern aus zinstragendem 
Staatsvermögen herflofien, waren meiftens nicht groß. Das 
Land Schwyz befaß zwar zu Anfang diefes Zeitraumes noch eine 
ziemliche Anzahl von Gültbriefen, allein die inländifchen wurden alle 
auf die Viertel vertheilt y. Die Richtung der Zeit ging in unfern 


1) Urbar v. 1538, mitgetheilt von Kothing im Geſchfr. IX. 131 ff. 
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Ländern eben überall cher auf Bereicherung der Einzelnen oder hoͤch⸗ 
ſtens der Gemeinden und Korporationen als des Staateß! Aus 
Glarus befigen wir ein Verzeichniß fammtlicher Guthaben des Lan- 
des von 1609, aus welchem hervorgeht, daß das verficherte zinſtra⸗ 
gende Kapitalvermögen damals ganz unbedeutend war. Auch Appen- 
zell A. Rh. befaß 1603 nicht mehr al8 12,640 Pfund zinstragendes 
Kapital 9; 1732 aber war daffelbe auf TI. 89,144 und 1788 auf 
fl. 135,510 angewachſen 5). In Uri erſcheinen in der Landesrechnung 
von 1776 folgende Zinseinnahmen: Gülten fl. 1046, Hanpfchriften 
fl. 1146, welche Zinfe fl. 6615 Nidwalden hatte im nämlichen 
Sabre an obrigkeitlichen Gülten im Lande 47741, Pfund (u3 Batzen) 
zu beziehen 9). 

Als eine Domäne, welche das Sand Glarus zu verpachten 
hatte, ericheint das Suf- und Wirthshaus an der Ziegelbrüde, 
welches ihm jährlich fl. 150 eintrug. Ebenfo bezog Schwyz einen 
Pachtzins vom Schloffe Orynau und ein Hausgeld von den dafelbft 
untergebracdhten Waaren 9), wie aud) Uri im Kaufhaus zu Altorf 9 
und Nidwalden zu Stansſtad ”) ein foldhes Suftgeld bezog. Ob⸗ 
walden, weldes auf Landeskoften eine öffentliche Metzge erbaut 
hatte, erhob von jeder Fleiſchbank einen jährlichen Pachtzins von 
3 Gulden 9). 

In Schwyz bildete auch das Allmendland infoferne eine Ein- 
nahmsquelle für den Staat, al8 von jedem Kuheſſen“, welches aufs 
getrieben wurde, eine Auflage von 1 Gulden bezahlt werden mußte 9. 

2) Die Einkünfte aus den gemeinen und befondern Bogteien 
waren keineswegs fo bedeutend, wie man auf den erften Blick anzu- 
nehmen geneigt ſeyn möchte 2%). Die gewöhnlichen Einnahmen be- 


7) Landesrehhnung in den Zellw. Samml. 

2) Appenzell. Monatebl. Jahrg. 1842, ©. 86 ff. Der fogen. Schaß, der auch 
hier vorfömmt, war in dieſer Summe nicht inbegriffen. 

*) Landfchreiber Kaiſer's Verzeichniß vom 9. 1776 (mitgetheilt von Hrn. De: 
ſchwanden). 

2) Grynauer Zolltarif im Archiv Schwyz. 

Hausordnung v. 1685 im Anhaug zum A. 2. B. 

?) Landb. von 1806, H. 1, 2. 

) A. L. B. Bl. 37 B. Landb. v. 1635 fol. 137. 

*) Finanzprojeft v. 1647 im Archiv Schwyz, wo, biefes „Viehgeld“ bereits 
als hergebracht bezeichnet wird. 

20) Die Glarner Landesrechnung von 1771/2 3.2. zeigt, wenn man alle auf 
die Vogteien bezüglichen Ausgaben in Abrechnung bringt, einen Reinertrag von 
bloß fl. 1219. 27°, 6. ; diejenige von 1706/7 einen foldden von fl. 1305. 40", 5. 
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ftanden bier theils aus grunpherrlichen Gefällen, wie Grundzinfen, 
Zehnten, Ehrfchägen, Todfaͤllen, Faſtnachthennen, theild aus ben 
Abzugsgelvern, theils endlich, und zwar vorzugsweiſe, aus Bußen 
und Konfisfationen, nad) Abzug desjenigen Antheild, welcher nad) 
der befondern Rechtsübung jeder Vogtei dem Landvogte verblieb 12). 
Diefe Einnahmen wurden indeflen großentheils aufgezehrt durch Aus⸗ 
gaben für Befoldungen aller Art, Geſandtſchaften, Juſtizkoſten, Ver⸗ 
wendungen an öffentliche Gebäude und Landftraßen ?2) in den Vog⸗ 
teien,, welche die regierenden Orte zu tragen hatten. Wichtiger waren 
bloß folgende, mehr außerordentliche Einfünfte aus den Vogteien: 

a) Die Ohmgelver. Ein ſolches -beftand z.B. in Utznach und 
after, wo von jeder Maß Wein 1 Rp. bezahlt werden mußte 13). 

b) Die Zölle. Eine bedeutende Einnahme Cim Jahre 1776 
3. B. fl. 6010) warf dem Lande Uri der Zoll ab, den e8 am Platifer 
im Livinerthal erhob. Schwyz bezog Zölle zu Grynau in der March 
und zu Schindellegi in den Höfen. Der Zoll zu Wefen wurde 1648, 
unter Berufung auf die Damals überall vorgefommnen Zollfteigerun- 
gen, von Schwyz und Glarus bedeutend erhöht; von dem Ertrage 
deffelben erhielt vie Burgerſchaft von Weſen einen, Drittheil und 
jeder der beiden regierenden Stände ebenfalls einen Drittheil 9. In 
der Grafſchaft Sargans beftanden Zölle zu Sargans, Fild, Walen- 
ſtad, Ragap und Mels ı9), 

c) Das Salzregal. Seit der Mitte des 17. Jahrhunderts wurde 
daffelbe von den Regierungen Bern’s und Luzern's in ihren Kantons 
gebieten ausgeübt und dann allmählig aud) auf Die. gemeinen Herr- 
fhaften übergetragen. Es wurde bier zur Uebung, daß jeder der regie- 
renden Stände während der Jahre, in denen er den Landvogt zu feßen 
hatte, aud) den Salzhandel („die Befalzung”) der Vogtei verpachten 
fonnte. So empfing Glarus 1741 für das Salzregal in Baden und 


a1) Vergl. Buppifoier II. 234: „Wenn die Nechnungen, welche ben regie⸗ 
renden Orten vorgelegt wurben, im Durchfchnitte nicht nıehr als 3000 bis 6000 
Bulden Einkünfte und beinahe ebenfo viele Ausgaben zeigten, fo war biefe Gius 
nahme eigentlich bloß ungefähr ein Drittheil der ganzen geſe tzlichen Ginnahme; 
zwei Drütheile, nebft vielen ungefeßlichen oder zufälligen Ginnahmen, bezog ber 
Landvogt zum voraus." Kuhn, Notizen aus ber Geſch. der ehemal. Lanbvogtei 
Rheined. . 

22) 3.9. 1784 an die Scholbergftraße im Sarganferlande. Bergl. Amtl. 
Sammlung ber ältern eingen. Abfchiebe VIII. 427, 428. 

2) Ebel II. 40, 162. Reformation von 169%. 

24) Urkk. im Landb. v. Gaſter. 

15) Rechnung vom J. 1641 im Archiv Glarus. 
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dem untern Freiamte fl. 2000; 1782 verpadhtete e8 den Salzhandel 
im Thurgau — im Widerfpruche mit den andern Orten, welche ihn 
gegen eine beflimmte Summe der Landfchaft überließen 1) — einem 
feiner Bürger auf zwei Jahre für fl.4725, und ebenfo 1789 denjenigen 
im Rheinthal für fl. 1050, wobei jedoch bemerkt wird, daß Zürich, 
Bern und Luzern ſich vorbehalten hätten, ihrerfeitS ebenfalls Salz in 
diefer Vogtei zu verkaufen. In Utznach und Gaſter, wo die beider 
regierenden Stände das Salzregal feit dem Ende des 17. Jahrhun⸗ 
derts ausübten, hatten fte ſich dahin unter einander verftändigt, daß 
Utznach von Schwyz, Bafter von Glarus mit Salz verfehen 
wurde. Lepteres hatte früher den dortigen Salzverkauf einer Handels⸗ 
geſellſchaft verpachtet, welche jährlich fl. 750 dafür bezahlte; 1793 aber 
wurbe derfelbe auf 6 Jahre der Landfchaft felbft gegen Entrichtung 
eines jährlichen Canons von fl. 400 überlaffen 2. 

3) Eine Finanzquelle, weldye, entſprechend allgemeiner Rechts- 
übung, in den meiften unfrer Länder vorkam 1°), bildete das Ab⸗ 
zugs recht. Bon allem Vermögen, weldyes in Folge von Heirathen 
und Erbſchaften an Auswärtige fiel oder von Landleuten, weldje aus⸗ 
wanderten und ihr Landrecht aufgaben, aus dem Lande weggezogen 
wurde, mußte eine Abzugsgebühr bezahlt werden, welche bald 5, bald 
10 vom Hundert (den zwanzigften oder den zehnten Pfennig) betrug. 
Das Gegenredht gegen Staaten, welche keine ſolche Abgabe bezogen, 
blieb dabei gewöhnlicd, vorbehalten; auch wurden über gegenfeitige 
Befreiung von derfelben zwiſchen Städten und Ländern in der Eidges- 
nofienfchaft häufige Verträge abgeſchloſſen. 

4) Die Einnahmen, welche in Folge der im Lande verübten Ver⸗ 
gehen und Verbrechen durch Geldbußen und Konfisfationen 
dem Landfädel zuflofien, waren allenthalben um fo bedeutender, je 
häufiger, wie wir in einem folgenden Abfchnitte fehen werden, diefe 
Strafen angewendet wurben. 

5) Als eine Finanzquelle wurde ferner auch die Annahme 
neuer Landleute betrachtet. In Schwyz findet ſich ſchon in einem 
Finanzprojekte von 1647 der Borfchlag, es follen etwa b rechtſchaffne 


29 Bergl. Buppifofer I. 291—293. Amtl. Samml. der ältern eidgen. 
Abſchiede VIII. 354. Für Rheinthal: ebenda ©. 406. 

17 Urkk. im Archiv Glarus. 

129 A. L. B. v. Uri, Art. 207, v. Obwalden Bl. 15 B. (3. 1470), von 
Glarus Bl. 21, 72 (3. 1540, 1640). Landb. v. Nidwalden v. 1731 v. Abs 
zug (Sagung v. 1697). Landb. v. Appenzell A. Rh. Art. 80, 3. Rh. Art. 176. 
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Beifäßen, die eine namhafte Summe zu zahlen bereit feyen, zu Land⸗ 
Tenten angenommen werben, und 1716 befchloß die Landögemeinde ı9), 
es folle die Kriegsſchuld — ftatt durch eine allgemeine Landesſteuner, 
wie ein Jahre vorher war verordnet worden — durch Die Annahme 
moͤglichſt vieler newer Landleute gededt werden. Ueber den Preis des 
Landrechtes wird das folgende Kapitel ausführlicher berichten; wir 
"merben dort zugleich ſehen, wie in einigen Ländern aud) Die Hinter- 
fäßen für die ihnen gewährte Nieberlaffung theils Einfauffummen, 
theils Zahrgelder in die Landeskaſſe zu bezahlen hatten. 

6) Zölle, Weg- und Brüädengelder wurden nicht bloß in 
den Vogteien, fondern auch im Innern der regierenden Länder ſelbſt 
häufig erhoben. 

Uri hatte ſchon im 14. und 15. Jahrhundert ben wichtigen Reichs⸗ 
zoll zu Slüelen, Lehen und Pfand zuerft des Grafen Werner von 
Homberg , dann des Landammanns Johann von Attinghaufen, nad) 
bes Letztern finderlofem Tode von feinen Erben kaufweiſe an fid) ges 
bracht 20). Im 16. Jahrhundert wurde hier bezahlt: 


von einem Reit» oder Lehenroß . ... 4. 
"nu Feldroß, das zu Markt geführt wir ... 18. 
„u fetten Ochſen, von Deutihen . . . . . . 28. 

’ " " „ ®Wellbden . . 2. 2.2. 4ß. 
„ einer Kuh oder Zeitind . . 2 2 0 2m 2$. 
„ einem Stüd Schmalvieh -. . . © 2 2 20. 2 Angfter. 
„ » Saum) Wen. . . . .18. 
"u u „töftlich gewerchet Gut“ ... 6ß. 


un „ oder Dale Wolle oder gefponnen But 48. 
„Leder, Kupfer, Blei, Eifen u.f.w. . 48. 22). 
Daneben bezog Uri auch noch einen Zoll zu Goͤſchenen 2°), fpäter zu 
Waſen an der Gotthardſtraße. Die Zoller mußten Bürgfchaft leiften 
und vierteljährlich Rechnung ablegen; als Belohnung empfingen fie 
den zehnten Pfennig 29). 
Schwyz hatte in älterer Zeit Zölle zu Arth, Steinen, Schwyz, 


9) Brotofoll. 

20) Geſchfr. I. 343— 347. 

21) „Saum“ bedeutete im Allgemeinen eine Pierbelabung. 

22) Urk. v. 1594 im Archiv Url. 1776 ertrug der Zoll zu Flüelen fl. 5811. 

23) Urk. v. 1577 im Archiv Uri: vom Saum Korn 5 $., Haber 5kr., Salz 
s-#., Honig 6 fr., Anfen und anderes Mulchen 1 Btz., Wein 1 Er., andere 
Waaren 65. — 1776 ertrug der Zoll zu Waſen fl. 1943. 

>) 9. 2. B. Art. 210. Hausordnung v. 1665. Landsrechnung v. 1776. 
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Brunnen und am Sattel *°); fpäter wird bleß noch der Zoll zu 
Brunnen erwähnt, won. U. Seidenwaaren 4 ß., niederlaͤndiſche und 
weliche Tücher und köſtliche Waaren in Ballen 2 ß. vom Zentner be- 
zablten 29. 

Nidwalden bezog ſchon im 17. Jahrhundert von jedem Haupt 
Bieh, welches auf Verkauf durch Das Land getrieben wurde, ein Weg⸗ 
geld von 4 ß. und von jedem Zentner Butter oder Käfe, der nicht von 
dem Sennen felbft, fondern von Händlern ausgeführt wurde, 2. 29. 
Später wurde ein ausführlicherer Zolltarif aufgeftellt,, in dem auch 
noch andere Gegenftäinde der Aus- und Durchfuhr erwaͤhnt werben. 
Es waren Zoller angefiellt zu Stansftad, Buochs, Beckenried, Burgen, 
Emmetten, Hergiswyl und Kerfiten 29). 

Glarus forderte bis 1765 bloß ein Brüdengeld an der Ziegel- 
brüde 2%) und von aus- und durchgehendem Vieh, welches auf den 
Verkauf („Mehrſchatz“) getrieben wurde, ein mäßiges Weggeld ?0), 
von welchem zudem noch einige benachbarte Landſchaften befreit waren. 
Daffelbe pflegte jeweilen auf 3 oder 6 Jahre verpachtet zu werben und 
warf auf diefe Weife dem Lande jährlid) 90 bis 130 Gulden ab eH. 
Nachdem aber die Straßen im Lande gebaut waren, wurde zu Bilten, 
an ber Ziegelbrüde und Biaͤſche ein Weggeld von den Fuhren erho- 
ben. Jedes Zugpferd bis auf viere bezahlte nun 6 Kreuzer; waren 
mehr als 4 Pferde vorgefvannt, fo wurde von jedem das Doppelte 
gefordert. Leere inländifche Fuhren und auswärtige, die leer aus dem 
Lande gingen, waren frei. Bei Kutſchen und Chaiſen bezahlte jedes 
Pferd 10 Kreuzer; ferner ein Reitpferd 4 Kreuzer, ein beladenes 
Saumpferd, Eſel oder Maulthier 2 Kreuzer, ein leeres Pferd oder 
Gfel, ein Stüd Rindvieh oder ein Schwein 1 Kreuzer, 1 Stüd Schmal- 
vieh 4 Rappen *2). 

7) Ohmgelder von Wein und andern geiftigen Getränfen 
famen ebenfalls in den meiften unfrer Länder ver. In Uri wurde 


36) Urbar von 31538 im Seidir. IX. 151. 

26) Urk. v. 1594 im Archiv Uri. 

2?) Landb. v. 1623, v. Sohlsgeräctigfeit, Nachträge von 1634 und 1673. 

2°) Landb. v. 1806 I. 3, 1. 

2°) Zolltarif v. 1705 im Ardiv. 

3°) „von jedem Haubt Rinder Bieh 25. von jedem Bierb 236. von jedem 
fupel Bierd, verfiche frömbden 4BB. von jedem Sıhanff vnd Gaishaukt I rappen.“ 

21) Urt. v. 1740 u, 1756 im Archiv. 

33) Erkenntniß bes dreifachen Landrathes vom 16/27 September 1765 im 
Landegem. Prot. 

Blumer, Staats und Becdhtsgefchidhte, 11. . | 19 


20 Der Landeshaushalt. 


von jeder Maß Wein oder Moft, die im Lande verwirthet oder fonft 
verfauft ward, eine Abgabe von 3 Angftern erhoben; dabei mußten 
die Wirthe altjährlich bei ihrem Eide angeben, wie viel Wein fie aus⸗ 
geſchenkt hätten 9). In Schwyz wurde 1715 auf jede Map Wein, 
Moft, Branntwein und Kirſchwaſſer, welche in's Land geführt wurde, 
eine Auflage von 1 Angfter gefcjlagen. Da diefes „Angſtergeld“, wie 
man es hieß, fapitalifirt wurde, fo hatte e8 1734 bereits die Summe 
von 20,000 Gulden erreicht. Die Abgabe wurde nun aufgehoben und 
von den Zinfen des gefammelten Fondes verwendete man einen Dritt- 
theil für die gewöhnlichen Landesausgaben, zwei Drittbeile aber 
wurden zum Stapital gefchlagen, um damit außerorbentlichen Bedürf⸗ 
nifien, wie Reparaturen am Schloffe zu Bellenz, begegnen zu können. 
1739 wurde indefien das Angftergeld wieder eingeführt zu Begrün- 
dung eines Fruchtvorrathes 9. In Obwalden wurde 1713 ein 
Ohmgeld von 3 Angfter auf die Maß Wein umd 1 Angfter auf die 
Map Moft eingeführt, welches theils dem Schatz, theils dem Zeug⸗ 
haus zu gut kam 2°). In Nidwalden beitand fchon im 17. Jahr⸗ 
hundert ein Ohmgeld von 1 Angfter auf die Maß Wein, welches 
1624 dem Landammann an feine Ausgaben für das Ammannmahl 
überlaffen wurde. Nachdem ihm dieſe Laft abgenommen war, wurbe 
1643 das Ohmgeld dem Landfädel zuerkannt und zugleid) auf 2 Ang⸗ 
fter erhöht. Später wurde daffelbe auch hier vorzugsweife zu Korn- 
anfäufen verwendet 39. In Glarus wurde 1728 eine Abgabe von 
4 Batzen auf den Eimer Wein eingeführt *"), welche gleich vem Vieh⸗ 
zoll verpachtet wurde und jährlich 700 bis 1300 Gulden abwarf. Bon 
Branntwein wurde ein Ohmgeld von Y, Bapen auf Die Maß bezogen, 
weldyes auf dem nämlichen Wege 300 bis 400 Gulden jährlid) er- 
trug *%). Dieſe Ohmgelver, wie das oben angegebne Weggeld wurden 
feit 1765 an den Bau und Unterhalt der Landſtraßen verwendet. 

8) Eine fernere Berbraudhfteuer war in Glarus der fogen. 
Pfundzoll oder das Haufirgeld. 1736 beſchloß Die Landsgemeinde, es 
jollen fremde Krämer von jedem Gulden, den fie im Lande erlöfen, 


») Hausordnung von 1665. In der Landesrechnung v. 1776 warf dieſes 
Ohmgeld fl. 433. — ab. 

29 Landsgem. Prot. 

»’) Landb. v. 1792, fol. 27. 

30) Landb. v. 1623, Nachträge. Landb. v. 1806 I. 3.3: „id der Kornheren.“ 

2) Trümpi ©. 524. Landsgem. Prot. 

ꝛ2e) Urkk. v. 1761 bis 1796 im Archiv. 
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eine Abgabe von /, Bagen bezahlen. Sie wurde bloß von Nicht 
ſchweizern erhoben, jedoch ohne Rüdfiht auf die Waaren, welche fie 
verkauften. Der Pfundzoll pflegte auf 6 Jahre verpachtet zu werben, 
und ertrug fo dem Lande jährlich 100 bis 400 Gulden 2°). Direfftr 
gegen unndthigen Aufwand gerichtet war die Auflage von 1 Louis» 
b’or, weldhe die Landsgemeinde 1779 auf Kutſchen, Chaiſen und 
Sänften, ſowie auf hohe Frauenzimmerkappen fegte *%). Bon ähnlichen 
Abgaben in andern Ländern iſt uns nur befannt, daß 1763 in 
Schwyz eine Kommiſſion vorfhlug, e8 folle von fremden Krämern, 
bie mit Spigen, Monffeline, Perſienne, Indienne, Sammet, Damafl, 
gold⸗ und filbergeftidten Tüchern im Lande baufiren, von jedem Gul⸗ 
den ihres Erlöfes 1 Schilling gefordert werden; auch einheimifche 
Krämer aber ſollten von jedem Pfund Thee, Kaffee, Zucker und andern 
Spezereien, wie aud) vom Puder 1 Rappen, von jedem Pfund Tabat 
1 Ungfter, von Seiden- und Wollenwaaren, Spigen, Bändern, frem⸗ 
den Tücjern und Strümpfen auf den Gulden 1 Kreuzer begahlen 9). 
Indeſſen wurde dieſer Antrag, welcher immerhin beweist, daß ſchon 
zu jener Zeit die Eitteneinfak in den Urkantonen fehr im Verfall 
begriffen war, von der Landsgemeinde verworfen 2). 

9) Das Salzregal ging im Laufe des 17. und 18. Jahrhun⸗ 
derts vonden Städtefantonen nicht bloß auf die gemeinen Herrfchaften, 
fondern allmaͤhlig auch auf Die freien Länder über. Die nächſte Ber: 
anlaffung dazu, daß der Staat die Salzhandlung an ſich zog, lag 
darin, daß es für die Obrigfeiten viel Teichter war, günftige Lieferung8- 
verträge mit auswärtigen Regierungen, die fid} im Befite von Salinen 
befanden, abzufchließen, als für Privaten. Wir finden daher in unfern 
Ländern zuerft, daß Legtere, wenn fie den Salzhandel im Großen 
betreiben wollten, ſich Empfehlungsfchreiben an jene Regierungen 
geben ließen. Eine foldye Empfehlung an das Haus Defterreich „laut 
der Erbvereinigung“ bewilligte 1620 die Landsgemeinde von Ob⸗ 
walden dem Ritter Melchior Imfeld, welcher fih vornahm, nicht 
bloß alles über den Brünig gehende Salz über den Sarnerfee zu 
führen, fondern auch Das Land felbft mit Salz zu verfehen 4). Daß 
indefien auch fpäter noch in Obwalden namentlich ver Kleinhandel 


20) Landsgem. Brot. Urkk. v. 1740 u. 1796 im Archiv. 
0) Landẽegem. Prot. 

21) Projekt im Archiv. 

+1) Landegem. Prot. v. 1763. 

) Urk. im Archiv Sarnen. 
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mit Salz für ein freies Gewerbe galt, in welches ſich die Obrigkeit 
nicht in höheren Maße als in. andere ähnliche Handelsgeſchaͤfte ein⸗ 
mifchte, beweist die folgende, auch für Die Ordnung der Gewerbe ins 
teteſſante Stelle des Landbuches von 1635 (fol. 139): 

„Es iſt andy gemadet der Srämpleren halben, Alfo weicher ſaltz, Hauff⸗ 
fanıen, Mähl, Eeftenen, Haber, Züger, Putſch (sio) und in fumma waß ih bym 
bächer, by dem Pfundt oder maß vßgibt vff den fürkauf, fol fürohin nit mehr 
jue gewyn vnd vfffchlag nemmen, an Jeder maß, Pfunde oder bächer, für 
often und vff vberfchlag, den ein fhylling, und waß einer in den: Landt 
erkaufft pier Angſter, vnd welcher daß vberſicht, iſt kommen vmb 5 Hib, 
bueß“ so) 

Auch in Uri war im 17. Jahrhundert der Salzhandel noch völlig 
frei; do) mußten von jedem verkauften Mäß Salz dem Lande 
3 Schillinge zu Gründung eines Salzvorrathes bezahlt werden und 
zu gleichem Zwede mußte jeder einheimifche Salzhändler 10, ver 
fremde 20 Maͤß Salz hinterlegen %°). 1692 ſchloß das Land einen 
Lieferungsvertrag ab mit der Salzpfanne zu Innsbruck; allein noch 
1721 ertannte die Landsgemeinde, daß neben dem obrigfeitlichen 
Salzverlaufe jedem Landmanne der Salzhandel auch geftattet ſeyn 
folle 49. Appenzell hatte mit andern Kantonen ſchon feit 1667 
einen Lieferungsvertrag mit der öfterreichifchen Hoffammer zu Inns⸗ 
brud; 1697 erneuerte die Obrigkeit Außerrhodens denfelben für jähr- 
liche 400 Faͤſſer Salz. Seit 1757 dagegen bezug biefer Halblanton 
von Bayern jährlid) 300 und feit 1792 1200 Faͤſſer. Der Salzhandel 
wurde hier von zwei angeftellten Salzfaktoren betrieben, denen bie 
Obrigkeit Geld vorftredte; die Hälfte ihres Gewinnes mußten fie dem 
Lande abtreten, defien Einnahme im Jahre 1765 fl. 882 betrug. 
Seit den 1770er Jahren aber war der Salzhandel im Landestheile 
vor der Sitter (dem bei weiten volfreichern) für bloß fl. 150 ver 
pachtet 47). Zug fand mit Frankreich, feitvem dieſe Macht die Frei⸗ 
grafſchaft Burgund erobert hatte, in einem Vertragsverhältniffe; in 
Folge des Traktates von 1691 bezog der Kanton von Salins jährlich 


24) Vergl. Aelteftes Rathsbüchlein Luzern’s bei Segeffer IE 30: „Auch 
ift der Mat obereinfommen, das man nit me benne ein pienuig an eim becher 
ſalzes gewinnen fol.” Landb. v. Nidwalden v. 1731, v. Eybt der Grämpleren. 

5), Hausordnung v. 1665. Regifter des Landsgen. Brot., 3. 1671— 1674, 
In Luzern koͤmmt ſchon 1411 ein Ohmgeld vom Salz (1 Pfennig vom Mäß) vor. 
Segeſſer a. a. O. 

*%) Regiſter des Landsgem. Prot. 

*) Appenz.⸗Monatsbl. Jahrg. 1842, S. 37. ff. Vergl. Urk. v. 1667 in den 
Zellw. Samml. Walſer-Rüſch III. 134. 
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00 Faͤffer Salz. Da jedoch die Landleute dieſes burgundiſche Salz 
nicht Liebten,, fondern dasjenige von Schwaͤbiſch⸗Hall, welches Der 
nachherige Ammann Schumacher im Lande verlaufte, vorzogen, dem⸗ 
nad der Kanton an dem Traftate Schaden erlitt, fo wurde derſelbe 
vom Rathe und den Gemeinden auf Ammann Beat Jakob Jurlauben 
übergetragen, welchem es gelang, die für Zug beftimmten Faͤſſer in 
Neuenburg und Umgegend mit einem jährlichen Gewinne von 600 
bis 1000 Thalern zu verwerthen. Rad) dem Tode Beat Jakob's ging 
ber franzöfifche Salzvertrag 1718 auf feinen Bruder Fidel Zurlauben 
über. Als indeſſen 1729 eine Voltobewegung gegen die mächtige 
Familie Zurlauben ausbrach, wurde die Uebertragung für ungültig 
erklärt, „weil das Salz hoheltliches Regal fen.” Für den, wie es num 
hieß, wiverrechtlic bezogenen Gewinn mußte Fidel Zurlauben 6300 
Thaler, die Erben Bent Jalob's aber 1500 Thaler dem Kanton ver- 
güten, welche Gelder unter das Volk ausgetheilt wurden 19). Schwyz 
fand 1712 4%) in einem Salzlieferungsverirage mit der kaiſerlichen 
Kammer zu Iunsbrud; nachher bezog es burgunbifches, zu Ende des 
Zeitraumes aber bayriſches Salz. Der Salzhandel im Lande wurde 
von der Obrigkeit verpadhtet, z. B. 1759 dem nachherigen Landammann 
Franz Anton Reding auf 12 Sahre >%. Später ftanden unter dem 
obrigkeitlihen Salzfaktor Ausmefter, weldye das Salz beim Immi 
vesfauften; doc konnten Landleute aud) das Salz in Faͤſſern faufen 
und damit im Lande Handel treiben. Den Salzpreiß fepte die Lauds⸗ 
gemeinde feft. Der Gewinn auf der Salzhandlung wurbe zu einem 
befondern Betrieböfonde für diefelbe gefammelt °:). Am fpätekten fand 
das Saljregal in Glarus Eingang, wo es bei den bergebrachten 
Ideen von unbeſchraͤnkter Handelsfreiheit auf Wiverftand ftieß. Zwar 
bezog aud) diefee Kanton ſchon zu Ende des 17. Jahrhunderts , kraft 
eines Bertrags mit ber Hofkammer zu Innsbruck, 600 Faͤſſer oͤſter⸗ 
reichifches Salz ; allein der Verlauf defielben biieb, wie es ſcheint, 
Privargefeltfchaften übeslaffen. Die Einführung des Salzregals wurde 
zuerſt 1768 an der gemeinen Landsgemeinde angeregt, von diefer aber 
den £onfeffionellen Landestheilen überlafien. Der katholifchen Lands⸗ 
gemeinde ließ 1769 die Obrigkeit vortragen, „ed fen unglaublich, daß 


2) Boffard im Geſchfr. All. 73— 90. Stadlin IV. 680--683, 688. 
Monnard 1. 2093. 
9) Landsgem. Prot. 
20) Ebenda, 3. 176%, 
+1) Ebenda, 3. 17-1786. 
2 J. H. Tſbudi S. 710. 
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ber gemeine Lanpmann reformirter Religion, wenn ihm bie böfen 
Folgen genugfam erflärt werben, den freien Handel und Wandel 
fperren werde, um etwas Geld für den Landfädel zu erobern." Nichts⸗ 
beftomeniger befchloß die evangelifche Landsgemeinde 1772, um den im 
vorangegangenen Hungerjahre durch Fruchtankaͤufe geſchwaͤchten Schatz 
wieder zu aͤufnen, den Salzhandel auf 6 Jahre zu verpachten. “Der 
Pächter zahlte dem Lande jährlich 201 Dublonen, machte aber dabei 
ſchlechte Geſchaͤfte. Bon 1777 an wurde daher der Salzhandel Direkt 
durch die Obrigkeit betrieben und dabei ein jährlicher Gewinn von 
etwa 1000 Gulden erzielt, welcher einem beſondern, zunächft zur An⸗ 
ihaffung von Salzvorräthen beftimmten Fonde zufiel. Da indeflen 
1790 von einigen Landleuten ausgeftreut wurde, daß fie gleich gutes 
Salz um billigern Preis liefern könnten, fo gab der Rath die Kon⸗ 
kurrenz mit der obrigfeitlichen Salzhandlung frei und die Landsge⸗ 
meinde von 1791 beftätigte diefe Verfügung. Schon im folgenden 
Jahre aber fand fie ſich durd) die gemachten übeln Erfahrungen 
bewogen, das Monopol der Landesverwaltung im Salzverfaufe wie- 
berherzuftellen und allen Privaten, fremden und einheimifchen , den⸗ 
ſelben zu verbieten 5°). 

10) Hinſichtlich der Einkünfte, welche der Landeskaſſe aus den, 
auf Die Hemter gefegten Auflagen und aus den Benfionen aus⸗ 
wärtiger Fürſten erwuchfen, können wir im Allgemeinen auf das 
zweite und britte Kapitel verweifen; nur iſt hier zu berichtigen, Daß 
in Nidwalden, wenigftens im 18. Jahrhundert, das Friedensgeld 
in Die Landeskaſſe fiel, waͤhrend die eigentlichen Penflonen, wie in 
den meiften Ländern, unter die Landleute vertheilt wurden 5%). Einzig 
in Appenzell floflen alle dieſe Einnahmsquellen in den Landfädel, 
während in den andern Ländern ihm bloß Kleinere oder größere An⸗ 
theile daran zulamen. In Glarus hatte bei mandjen Aemtern ber 
audtretende Beamte den fogen. Amtsbecher zu entrichten, welcher 
auf eine beftimmte Anzahl Lothe Silbers (beim Landammann 3. 2. 
auf 37%, Loth) geichägt war und in fpäterer Zeit immer in Geld 
bezahlt wurde °2). 

11) Den Auflagen nahe verwandt wären die Kompagnies 


— 0. 





) Brotofolle. Wir haben bier die von dem gegenwärtigen Salzdirektor, 
Hrn. Landammann Dr. Heer, geſammelten Notizen, benutzt. Bergl. Schuler 
Geſch. v. Glarus ©. 339, 310, 

4) Landb. v. 1731, Nachtrag v. 1764. 

s) bel M. 356, 
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gelder (auch Proteltions⸗ oder Konzeſſtonsgelder genanut) , welche 
den Offizieren der, in fapitulirten oder von den Kantonen anerfaunten 
fremden Kriegsdienſten ftehenden Truppen zu Gunſten der Landeskaſſe 
oder fpeziell des Zeughaufes auferlegt wurden, weil ihre Stellen, 
namenilich die höhern , gleid) den Landvogteien eine reiche Geldquelle 
waren. Su Uri hatte jeder Hauptmann, welcher eine ganze Kom⸗ 
pagnie befaß, jährlich fl. 60 zu bezahlen; bei getheilten Kompagnien 
wurde diefe Abgabe auf die einzelnen Theilhaber nad) Verhaͤltniß 
ihrer Antheilrechte verlegt >9. In Evangeliſch⸗Glarus mußte für 
den obrigfeitlihen Schug jährlich entrichtet werden: 


von einem Ober . . . . 2... f.60, 
„nm ÖSberflieutnantt . . . 2. ..u5%, 
„nn Crßmior . . . 2 22.2 D, 
„ m Hauptmann. . . . 030; 
ferner bezahlten für die Brevetirung oder Beförderung: 
ein Kapitänlieutenant -. - . » 2... FÜR, 
„ DOberlieutenant . . . ER, 
„ Unterlieutenant oder Faͤhndrich .. 4190 27). 


12 Wenn die gewöhnlichen Einnahmen des Landfädeld, von 
denen wir bis dahin gefprodyen, nicht ausreichten, fo mußte das 
außerordentliche Mittel der allgemeinen Landesfteuern ergriffen 
werden. Sie waren nirgends beliebt und wurden in den meiften unfrer 
Länder nur in Folge befondrer Beranlaffungen, wie namentlid) von 
Kriegsereignifien, erhoben. Wir haben im dritten Kapitel (S. 141) 
gefehen, wie in Uri nur in Zeiten der Roth eine Landesfteuer be- 
ſchloſſen zu werden pflegte. Diefelbe wurde nach altem Gebrauche 
zunächſt auf die Grundſtücke gelegt, welche obrigkeitlich gewerthet 
wurden; die Gültgläubiger mußten dann nad) Berhältniß ihrer For⸗ 
derungen dem Eigenthümer zahlen helfen. Zugleich aber war Jeder⸗ 
mann beim Eide verpflichtet, a’ fein übriges inländifches und aus⸗ 
wärtiges®Bermögen, mochte e8 in Handfchriften, Gülten oder Gewerben 
beftehen, ven hiezu Verordneten anzugeben, bei Strafe der Konfisfation 
des Verfchwiegnen 59. Wie Schwyz in Folge des Einfalles des 
Generald Horn in's Thurgau eine Landesfteuer erhob, haben wir im 
fehsten Kapitel (S. 211) gejehen. Auch 1647 wieder, als zur Vers 


20) Hausordnung v. 1665. Landesrechnung v. 1776. In leßterer ift der Ertrag 
diefer Ginnahmepoit fl. 825. 

27) Evang. Landegem. Brot. v. 1747. 

2) A. 2. B. Art. 183. 
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theidigung der ſchweizeriſchen Neutraittät abermals Truppen aufge: 
boten werden mußten, wurde eine Steuer von 1 dien Pfennig auf 
1000 Bfund Bermögen projektirt , von der wir jedoch nicht wiflen, ob 
fie wirklich befchloffen wurde. In Folge des Toggenburgerfrieges aber 
legte die Laudsgemeinde 1715 auf alles geiftliche und weltliche Vers 
mögen im Lande, auch dasjenige‘ Auswärtiger, eine Steuer von 
10 Schillingen auf 1000 Pfund. Aud) hier wurde Jedermann bei 
feinem Eide verpflichtet, fein Vermögen felbit anzugeben >). Den 
Landleuten ſcheint indeſſen diefe Steuer nicht gemundet zu haben; 
wir haben oben erwähnt, wie fie bereits im folgenden Jahre wieder 
aberfannt wurde. Bon Nidwalden willen wir nur, daß es, wie 
Schwyz, im Iahre 1634 eine gemeine Steuer erhob *%), welche auf Die 
Güter gelegt war. In Glarus dagegen, wo ſchon zur Zeit des Bur⸗ 
gunderfrieges Vermögensfteuern vorlommen eH, bezeichnet der Reli- 
gionsvertrag von 1633 ald eine hergebradyte Einnahmsquelle für den 
gemeinen Landfädel die „Anlagen nad) den Köpfen und auf die, 
Güter”, was man fpäter gewöhnlich die „Hab-, Gut⸗ und Kopffteuer" 
nannte. Bon jeher fcheint hier nämlich neben den Bermögensfteuern, 
wenn ſolche nöthig gefunden wurben, auch eine Abgabe von jedem 
flimmfähigen Landmanne bezogen worden zu feyn: fo, als 1674 die 
evangelifche Landsgemeinde zum Behufe der Errichtung eines Geld⸗ 
vortathes eine Steuer von 10 Schillingen auf 1000 Gulden Vermögen 
legte, wurde zugleid) jedem ftimmfähigen Landmanne auf 4, Gulden, 
den es ihm von den Beamtenauflagen traf, 1 Bapen zurüdbehalten 2). 
Die Wichtigkeit Diefer, biß auf die Gegenwart fo geheißnen Kopfiteuex 
liegt nicht ſowohl in ihrem Ertrage, als vielmehr in dem echt demo⸗ 
kratiſchen Grundfage, daß, wer an ven Rechten des freien Landmannes 
Theil nehmen will, auch die Laften des Gemeinwefens tragen helfen 
fol 2). Im 18. Jahrhundert mußten Landesſteuern bald für's gemeine 





8°) Landsgem. Brot. 

“) Urt. v. 1853 in Deſchwanden's Sammlnug. 

eij Vergl. Th. I. ©. 273. N. 49). 

*) Schapprojeft im Archiv: „anftatt der Kopfſteuer.“ Darnach iſt die Angabe, 
es ſey die Kopffteuer nur von dem Hinterfäßen bezogen worden, welche fi bei 
Ebel Il. 358 u. bei Heer u. Blumer, ber Kant. Glarus ©. 513 findet, zu 
berichtigen. Bergl. über die Abgabe der Hinterfäßen unten $. 3. Uebrigens findet 
fi das Prinzip einer, die Unbenittelten treffenden Kopfſteuer neben der Ber: 
mögensfteuer fhon im 15. Jahrhundert bei der Reichsiteuer, dem fogen. gemeinen 
Bienning. v. Graffenried, die Ginfonmenftener, ©. 12. 

*), Wenn v. Graffenried a. a. O. ©. 61 ff. den Beweis dafür zu erbringen 
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Land, bald für die befondere Landestafle der Evangelifchen, weidie 
wenig ordentliche Einkünfte hatte, häufig angeorbnet werden. So 
wurde 1713 1 von 1000 fl. Vermögen und 25 ß. vom Kopf gefordert; 
1745 Y, von 1000 fl., 2%, ß. von 100 fl. und 5 ß. vom Kopf; gegen 
das Ende des Zeitraumes verfland man unter der „einfachen Land⸗ 
fteuer”, weldye regelmuͤßig bezahlt wurde, bereits wie in unferer Zeit 
4 vom Taufend und Ys Bulden vom Kopf. Um ungleidher Ber- 
fteurung zu begegnen, verorbnete die gemeine Landsgemeinde 1725, 
e8 folle Jeder bei Ehre und Gewifien al’ fein Vermögen, mit einziger 
Ausnahme von Hausrath und Kleidern, felbft angeben, jedoch dabei 
um 10 Prozent nicht gefährdet werden; follte fich bei einem Erbfalle 
mehr Bermögen heraugsftellen als verfteuert worden, fo folle das Ber- 
ſchwiegne dem Lande anheimfallen, zu welchem Behufe die Obrigkeit 
ermächtigt wurde, die nöthige amtliche Inventarifirung vornehmen 
zu laflen. Die evangellfche Landsgemeinde, welche dieſes Geſetz 1726 
beftätigte, fügte 1730 noch die fernere Beftimmung bei, es folle bei 
jedem Todesfalle von den Erben über das hinterlaffene Bermögen 
ein Inventar aufgenommen, bafjelbe den Vorftehern der Gemeinde 
vorgeiviefen und für deſſen Richtigkeit das Eidesgelübde geleiftet wer- 
den. Rod) 1733 wurde der Steuertobel in der Weife errichtet, daß bie 
©emeindsvorfteher jeden Landmann über fein Vermögen befragten 
und dann feine Angaben aufzeichneten ; nachher aber fcheint die Selbft- 
taration außer Uebung gelommen zu feyn, da ſchon 1735 in ber 
Gemeinde Glarus eine Kommilfton ernannt wurde, welche die Ver- 
anlagung für die Landesfteuer zu machen hatte. E8 wurde demnach 
ohne Zweifel die Taration des zu verfteuernden Vermögens durch die 
Gemeindsvorfteher ſchon Tange geübt, ehe die Landsgemeinde von 
1764 diefelbe zum Geſetz erhob, mit dem Beifügen, daß, wer ſich über 
zu hohe Anlage beſchweren zu können glaube, vor dem Rathe mit dem 
Gelübde ſich Iedigen möge. 1781 wurde zwar, da fich die frühern 
Klagen über Ungleichheit der Berfteuerung erneuert hatten, die Selbſt⸗ 
taration wieder eingeführt und 1794 beftätigt, jedoch nur um 1796 


ſucht, daß der Unbemittelte dem Staate nichts zu bezahlen braude, weil er 
„wirklicher Bortheile defielben untheilhaftig“ fen, fo fheint ums diefe Beweis⸗ 
führung fchon im Allgemeinen mißlungen zu feyn, da Der Staat boch gewiß dem 
Armen wie dem Reichen fein Leben, feine Geſundheit, feine Ehre und perfönliche 
Freiheit und fein, wenn auch geringes Gigenthum fchägt. Am allerwenigften aber 
fann in der reinen Demokratie, wo der Aermſte gerade foviel Nechte bat wie ber 
Meichfte, davon bie Mebe fenn, daß ber Staat eigentlih dem Unbemittelten Teine 
BVortheile gewähre. 
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als „allzuftrenge" abermals befeitigt und durch die amtliche Taration 
erfeßt zu werden *). So vermochte fehon im vorigen Jahrhundert Die 
Selbftbefteurung , welche auf dem Vertrauen des Staates in die 
Gewiſſenhaftigkeit feiner Bürger berubt, im Kanton Glarus fi) nies 
mals auf die Dauer zu halten, wie nod) gegenwärtig bie vorherrichende 
Boltsmeinung derfelben widerftrebt und, im Gegenfage zu den meiften 
andern Laͤndern, am Prinzip der Veranlagung durd) bie Behörden 
fefthält. 
$. 2. Die Ausgaben. 


1) Boranzuftellen find Hier, weil fie ſich auf die wichtigfte Funk⸗ 
tion des Staatslebens bezogen, die Freilich unbedeutenden Koften 
der Landsgemeinde. E83 gehörten dahin bloß alfällige Ausgaben 
für den Play und für die Beſtuhlung, fowie die Befoldung und Be- 
fleivung der Hornbläfer, Pfeifer, Trommelfchläger und Hallebar- 
diere °); hin und wieder wurde auch noch der Obrigkeit dad Mittag- 
effen bezahlt. 

2) Ebenfalls fehr gering waren die Gehalte und Taggelder 
der Landesbeamten, Rath8- und Gerichtsmitglieder. Der Jahresgehalt 
des Landammanns betrug in Nidwalden, nad) dem Landbuche von 
1623, bloß 20 Pfund, in Urt 09 25, in Schwyz ) 30, in Glarus 37%, 
und nur in Appenzell A. RH. 9 100 Gulden. Landftatthalter und. 
Landfäcelmeifter bezogen in Appenzell A. Rh. 15, in Glarus 18%, 
Gulden; In Uri wurde der Landftatthalter mit 9, der Landfädelmeifter 
mit 25, in Schwyz der Erftere mit 30, der Legtere mit 45 Gulden 
entſchaͤdigt. Landfchreiber und Landweibel erhielten in Nidwalden, 
nad) einem Landsgemeindſchluſſe von 1552, 100 Pfund, in Appenzell 
A. Rh. 30, in Schwyz 33%, Gulden; in Glarus ein Landfchreiber 
fl. 32. 14 ß., der Landweibel fl. 30, in Uri Erfterer fl. 28. 20 ß., Leb- 
terer (inbegriffen die Entſchaͤdigung für Garten, Holz und Kerzen) 


*) Protofolle der gemeinen und evangel. Landsgemeinde und des Tagwens 
Glarus. 

%) Urner Hausordnung v. 1665. Megifter des Landsgem. Prot. 3. 1735, 
1761. Nidwaldner Landb. v. 1623 v. „Horn old Hälmy Blafer,“ v. 1806 Artt. 
„Landfpielleut” u. „Auffeher über die Landegemeindbänk.“ Glarner Landesrefor- 
mation v. 1692 (gebrudt in abgefürzter Form bei Ebel II. 352.) Landerechnungen. 

*) Hausordnung v. 1065. Megifter bes Landsgem. Brot. 3. 1619, 1762, 
1773. Landérechnung v. 1776. 

) Lande: u. Hausordnung v. 1710. 

*) Landb. Artt. 3, 4, 9, 22. Im Weſentlichen Liegt bier der Vergleich von 
1647 (Rathsbeſchluß in den Zellm. Samml.) zu Grunde. 


Der Landeshaushalt. 299 


fl. 56. 106. Es ift indeffen zu bemerfen, daß Landſchreiber und Land⸗ 
weibel neben ihren geringen Behalten viele Sporteln und Tag⸗ 
gelder e) bezogen, fo daß ihre Stellen immerhin vie einträglichiten 
im Lande waren. Gewiſſe Nebeneinkünfte hatten audy der Landam⸗ 
mann, namentlid) vom Siegeln, und der Landfädelmeifter von Ver⸗ 
theilung der Benfionen, Einzug der Landesfteuer u. |. w. Was bie 
Taggelver betrifft, fo erhielt ein Rathsglied in Uri 1.1.10 ß., in 
Nidwalden 0), je nad) feiner Entfernung vom Hauptorte, 30 $. bis 
fl. 1.20 ß., in Appenzell A. Rh. fl. 1.48 kr., J. Rh. 29) 30 Kreuzer; 
ein Richter in Mxi fl. 1, in Nidwalden fl. 2. 20 ß., in Appenzell A. Rh. 
fl. 2.15 fr. Ein Gefandter auf Tagleiftungen endlich bezog in Uri 
und Glarus fl. 3, in Obwalden, nad) dem Landbuche von 1635, 
1 Krone, in Appenzell A. Rh. fl. 2. 40 kr. Tagged. 

3) Juſtizkoſten. Die Eivilgerihtsbarteit koftete den Staat 
überhaupt nichts, da das Gerichtögeld von ven Partheien immer zum 
Voraus erlegt werden mußte. Die Kriminalloften beftanden in den 
Taggeldern, welche bei ven Verhören bezahlt wurden 2, in dem 
Lebensunterhalte der Gefangnen, in den Sporteln, weldye beim Ein- 
jegen und Entlaffen derfelben dem Lanpweibel und Läufer zu gut 
kamen ’®), in dem Jahrlohne oder Wartgelde, welches allenthalben 
dem Scharfrichter bezahlt wurde, und endlich noch in den feftgefegten 
Zaren, bie derſelbe für jede einzelne der ihm obliegenden Verrichtungen 
zu beziehen hatte. Letztere werden namentlich in den neuen Landbüchern 
Nidwalden's mit großer. Ausführlichkeit aufgezählt. 

4) Polizeikoſten. In Uri bezog nad der Hausordnung von 
1665 der Beitelvogt einen Jahrlohn von 12 Gulden. In Nidwal⸗ 
den erhielt derfelbe 9 1552 6 Schillinge Taglohn ; fpäter war auch 
für die Verrichtungen der Harfchiere ein Tarif aufgeftellt: für eine 
Betteljagd 20 ß., für Rutbenftreiche fl. 1.5 6., für Abſchneiden der 
Haare 15 $., für Anlegen des Daumftodes 20 $., für Wegführen von 


) Letztere ericheinen in ben Landesrechnungen als Verdienſt“ dieſer Beamten. 
Unter dieſem Titel bezog z. B. 1776 in Uri der erſte Laudſchreiber fl. 378. 12, 
der zweite Landfchreiber fl. 334, der Landweibel ſl. 379. 16%,. 

0) Landb. v. 1806 I. 2. 

21) Landb. Art. 127 (3. 1741). 

22) In Glarus 1%, Batzen, in Nidwalden 1552 10 ß., 1806 20 ß., in Appen⸗ 
zell A. Rh. beim gütlichen Verhör 12 fr., beim peinlichen A. 1. 

22) Glarner Landesreformation. 

’°) „Wellichen min Herren heißendt die Heiden (Zigeuner) old baͤtler vß dem 
Landt verwiſſen.“ A. 2. B. 
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Verbrechen 10 6. In Glarus ’s) hatten bie Harſchiere (deren 1771 
erſt 6, 1796 aber bereitö 9 angeſtellt waren) ein Taggeld, welches bei 
den einen 5, bei den andern 6 Basen betrug. 

5) Die militärifgen Ausgaben konnten auf ſehr bebeutende 
Summen anfteigen, wenn Auszüge und Gränzbefegungen ftattfinden 
mußten; in Friedenszeiten waren fie dagegen in der Regel nicht fehr 
groß. Ste befanden namentlih in der Anſchaffung von Feldſtücken 
und andern Zeughausgegenſtaͤnden, zumeilen aud) in Taggeldern bei 
den Landedmufterungen ”%), endlich in den, bereitö im vorigen Kapitel 
erwähnten Schießgaben. In Appenzell A. Rh. bezahlte ver Land⸗ 
fädel ſchon im Sabre 1655 °°) fl. 100 auf die Schießftätten; in Ni d⸗ 
walden wurde 1761 die Summe der vom Lande verabreichten 
Scießgaben von 204 auf 300 Gulden erhöht 22). Uri gab zu Ende 
bes Zeitraumes jährlidy fl. 900 für dieſen Zweck aus "9%. In Glarus 
exhielt jeder Tagwen A Kronen ; nur der Tagwen Bilten und Kerenzen, 
weicher zwei auseinander liegende Ortfchaften umfaßte, wurde aus- 
nahmsweiſe mit 6 Kronen bedacht *). Auch in die abhängigen Land⸗ 
haften wurden von den Obrigkeiten zuweilen Schteßgaben verabreicht: 
fo erhielten die Schügen von Urfern 27 Gulden von Uri °)), dies 
jenigen von Gafter von jedem der beiden regierenden Orte Schwyz 
und Glarus 6 Kronen jährlich 92). 

6) Betraͤchtliche Koften verurfachte fchon in den vergangnen 
Jahrhunderten das Baumefen in unfern Ländern. Die Eindämmung 
der Reuß und des Schädyen in Uri, der Muotta in Schwyz et) legte 
dem Landfädel oft ſchwere Laften auf. In Glarus hatte Das Land die 
Maag und untere Linth zu reinigen, um biefe Fläffe in ſchiffbarem 
Zuftande zu erhalten. Auch bie größern Brüden lagen in der Regel 
dem Lande zu erhalten ob: fo in Rid wald en diejenige zu Buochs ), 
in Glarus die Ziegelbrüde. Der Unterhalt ver Landftraßen war - 


22) Landérechnungen. 

20) In Uri erhielt nach einer Sabung von 1666 (Regifter des Landsgen. 
Brot.) Jeder, der daran erfhien, 25 6 

’7) Rathsprotokoll. 

’*) Landb. v. 1806 V. 25. 1. 

’) Faͤſi IL. 166. 

20) Berzeichnis in einem Manuffr. des Landb. 

21) Landorechnung v. 1776. 

*2) Urk. im Landb. v. Gaſter. 

”) Landegem. Brot. v. 1788. 

*) Landb. v. 1623. 
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zwar gewöhnlich eine Beſchwerde der Anfößer, aber in Nidwalden 
wurde ihnen von der Obrigkeit bie Hälfte der Koften vergütet °5) und 
in Glarus erhielten fie zu Ende ded Zeitraumes aus bem Ertrage 
ber. Ohmgelder und Zölle das fogen. Klafiergeld, d. h. eine verhält, 
mißmaͤßige Eniſchaͤdigung für jedes Klafter Steaßenlänge, welches zu 
unterhalten war ®%. Die Gebäude, welche das Land zu unterhalten 
hatte, waren zunaͤchſt Rathhaͤuſer, Gefängniffe, Zeughäufer, Pulver⸗ 
tkürme, Suften; zuweilen aber lag ihm dieſe Pflicht auch bei Den 
Schul⸗ , Pfeund- *°) und Schügenhäufern *%) bes Hauptortes ob. 
Ueberhaupt half in unfern Ländern ber Staat nicht felten dem Haupt. 
orte feine. GemeindBlaften tragen, weil bortige Einrichtungen auch den 
Landedgekänden und an Landsgemeinden, Jahrmärtten, Ratho⸗ und 
Gerichtstagen allen Landleuten zu gut kamen. So bezahlte in 
Schwyz ’% die Landeskaſſe den Dorflenten jährlich 24 Pfund an 
ihren Brauch für Wächter und öffentliche Brunnen und 4 Pfund für's 
Richten der Kirchenuhr. In Glarus aber war nady einem Vergleiche 
von 1678 9) das Land verpflichtet, an die Koften der großen Glocke 
einen Drisitheil beizutragen, die Uhr und Sonnenuhr an der Kirche 
ganz zu unterhalten und das Straßenpflafter am Hauptorte zu er⸗ 
ſtellen, wofür jedod) die Gemeinde Sand und Steine herzufchaffen hatte. 

7) Bei den engen Beziehungen, weldje zwifchen Staat und Kirche 
in unfern Laändern walteten, barf mau fidy nicht Darüber wundern, daß 
die Landesbaſſe auch kbirch liche Ausgaben zu beftreiten hatte. Begreif- * 
lich iſt es vor Allem, daß fle für die vaterlänbifchsreligiöfen Feierlich⸗ 
feiten, durch welche man die Großthaten ver Väter ehrte, in Anſpruch 
genomwcn wurde: fo in Uri für die Jahreszeit und Predigt an der 
Zellöplatte und. den Kreuzgang nad) Steinen zur Stauffacdherfapelle 2), 
in Schwyz 9%) und Nidwalden 9% für bie Sabrzeiten, welche Das 





») Ebenda. Landb. v. 1806, V. 4, 1. 

30) Klaitergelvrehnungen im Archiv. 

22) In Schwyz (Urkar im Geſchffr. IX. 151) u. Glarus. 

22) In Glarus. 

20) In Mein. Glarus. 

e) Urbar a. a. O. ©. 159. 

1) Urk. (abſchriftlich) im Archiv. 

»2) Hausordnung v. 1665. Satzung v. 1658 im Regiſter des Landsgenn. Brot. : 
an dem Steiner Kreuzgang foll jenem Mann 5 Batzen bezahlt werden. Lante- 
rechnung v. 1776. 

e2) Urbar a. a. O. ©. 152. 

*) Verzeichniß v. 1776, ſ. N. 4): „kirchen Stanß wegen Cidgenoſſen Jahrzeit 
Pfund 23. 58.” | 
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Land den in den großen Schlachten Gefallnen gefiftet hatte, in 
Glarus für die alljährliche Feier ver Näfelfer Schlacht. Ferner 
Koften verurfachten bie Wallfahrtsorte, indem Schw nz °°) und Ri d⸗ 
walden Landesprozeiftonn nad) Einſtedeln und Sachſeln bielten, 
Uri und Glarus aber nad) alter Sitte jährliche Wachskerzen nach 
Einftevein fpendeten. Was die Klöfter betrifft, fo bezahlte Uri feinen 
Kapuzinern Wein, Fifche, Holz u. |. w.; Nidwalden leiftete an den 
Nnterhalt des Kapuzinerllofters zu Stans einen jährlichen Beitrag 
von fl. 430, den Kloftegfrauen zu St. Klara aber bezahlte es fl. 15 für 
Kerzen, unterhielt ihre Gebäude und verforgte fie mit Lebensmitteln 9°). 
Nach Verträgen und Herfommen war Glarus verpflichtet, alljährlich 
einen bedeutenden Beitrag (unter verſchiednen Titeln zufammen fl. 354. 
10 38.) an die katholiſche Kirche des Hauptortes, einen geringern 
(fi. 116. 10 38.) an die evangelifche Kirche daſelbſt und Feine Bei- 
träge von fl. 15 618 20 an die Kirchen zu Betſchwanden, Mollis, 
Niederurnen und Kerenzen zu leiften 9”). Auf ähnliche Weile bezahlte 
Nidwalden Kleine Beiträge von 10 Pfund an die Kirchen Buochs, 
Wolfenfchießen, Hergiswyl und Emmetten und 3 Pfund an pie Kirche 
Beckenried 9"). AppenzellA. Rh. verabreichte jeder neuen Kirche, 
die im Lande gegründet wurde, eine Unterftügung von fl. 500 und 
bezahlte jenem Landmanne, der Theologie ftudirte, einen Beitrag von 
fl. 100 an feine Bildungstoften 9). Endlich erhielt in den beiden 
” reformirten Ländern jener Geiftliche, welcher die Synode befuchte, ein 
Taggeld aus der Landeskaſſe, welches in Glarus fl. 2, in Appenzell) 
fl. 1 betrug. 
8) Neben der Kirche ging and) die Schule nicht ganz leer aus. 
In Uri erhielt der Schulmeifter zu Altorf jährli FO Gulden aus 
der Landesfaffe, die Schulmelfter der übrigen Gemeinden Beiträge 
von 12, 10 und 6 Gulden 29%. Auch Schwyz bezahlte ſchon im 


»s) Hinfihtlih der beiden Wallfahrten nach Ginfieveln beichloß die Lande: 
gemeinde 1768, es follen an ber erfien nicht mehr ale 12, an der zweiten nicht 
mehr als 6 Rathsherren auf Koften des Landes Theil nehmen. 1778 bob fie die 
Landeswallfahrt zum Bruder Klaus nad Sachſeln „der Koften wegen“ ganz auf. 
Protokoll. 

*°) Landb. v. 1806 II. 2. 43, 

*) Reformation und Landerechnungen. 

2) Berzeichnig v. 1776. 

2) Rathsbeſchluß v. 1657 in den Zellw. Samml. 

9) Constit, Bynodi, vergl. Kap. 7, N. 73). 

100) Hausordnung dv. 1665. Landsrechnung v. 1776. 
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16. Jahrhundert den Schulmeiſter am Hauptorte ). Nidwalden 
entrichtete ven „Schufherren” zu Stans, Buchs und Wolfenfchießen 
Sahresgehalte von 138, 69 und 60 Pfund 9. In Glarus bezog 
ber Schulmelfter von Nafeld jährlich fl. 16. 10 Btz. und jede Kirch⸗ 
gemeinde außer Glarus und Näfels ein Schulgeld von fl. 6. 10 Btz. 
and dem gemeinen Landfädel. Daneben leiftete noch die evangelifche 
Landeskaſſe einen Beitrag an's Schulmeien, mweldyer 3. B. im Jahre 
1778 fl. 100 betrug 9). Endlich bezahlte Appenzell A. Rh. jährlich 
ein Schulgeld von fl. 495. 49 fr., welches feit 1667 *) nad) der Volks⸗ 
zahl auf die Gemeinden vertheilt wurde. 

9) Was das Medizinalweſen betrifft, fo wurden in mehrern 
unfrer Länder den damit befchäftigten Perſonen Warigelder verab- 
reicht. So bezahlte Uri eimem Arzte, der dafür nit ohne Erlaubnig 
der Obrigkeit das Land verlaffen durfte und ſich mit ven hergebrachten 
Anfägen für verabreihte Heilmittel und Befuche begnügen mußte, 
100 Kronen, zwei Bundärzten je 25 Gulden, einem Vieharzte ebenfo 
viel, fpäter 40 Gulden I Nidwalden einem Arzte (»Doctor«) 
50 Pfund und einem Wundarzte („Schärer") ebenfoviel, einem Vieh⸗ 
arzte 100 Pfund, 8 Hebammen aber je 15 Pfund. 

10) Wurde auch das Armenwefen im Allgemeinen keines⸗ 
wegs als Staatsſache betrachtet, fo pflegten doch bin und wieder 
milde Unterſtützungen aus der Landeskaſſe verabreicht zu werden. In 
Schwyz war es Sitte, daß an dem fogen. Gebtage jeder armen 
Perſon, welche ich beim Landfädelmeifter dafür anmeldete, ein Rappen 
als Almojen gefpenvet wurde *); freilich eine Wohlthat von zweifel⸗ 
haften Weribe! Nidwalden begahlte armen Leuten an einen Bein- 
brudy 20 Pfund, an einen Armbruch 10 Pfund ). Sn Glarus 
fommen ſchon in einer Landsrechnung von 1614 eine Dienge kleiner 
Spenden an auswärtige Arme, Die im Lande erſchienen, namentlich 
auch an reifende Handwerker und Studenten, vor; einheimifche Arme 
erhielten Beiträge an eine „Badenfahrt." Später trug ber Lanbfädel 
an die Beerdigungsfoften von armen Leuten, welche, ohne etwas zu 


1) Urbar a. a. O. ©. 139. 

2) Verzeichniß v. 1776. 

2) Evang. Landsrechnung. 

*) Urk. in ven Zellw. Samml. 

3) Hausordnung v. 1665. Regiſter des Landsgem. Prot., J. 1756, 1764. 
e) Lands: u. Hausordnung v. 1710. | 

) Landb. v. 1806 I. 2. 52. 
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hinterlaſſen, im Lande farben, Gulden bei und zahlte dem Spital 
des Hauptertes für arme Kranke, welche darin untergebradjt werben 
mußten, täglich 1%, Batzen. Daneben hatte der Landfädelmeifter 
einen jährlichen Krebit von 10 Gulden, um daraus Kleine Almofen 
auszutheilen ). In Appenzell A. RH. pflegten am Jahrrechnungs- 
rathe arme und prefthafte Leute um Almoſen ſich zu melden und foldye 
zu erhalten; diefer Mißbrauch wurde um's Jahr 1660 abgeſchafft und 
erfannt, es follen die Armen derartige Unterftübungsgefuche durch Die 
Hauptleute ihrer Gemeinden vortragen lafien, worauf der Rath ihnen 
eine „Steuer um Gottes willen" zuerteunen werde 9). 

Es war ferner wohl allenthalben üblich, Fremde und Einheimifche, 
welche durch Feuersbrünſte oder durd) Raturereigniffe in großes Uns 
glüd gefommen, mit milden Gaben, die zuweilen anſehuliche Summen 
erreichten, zu unterflügen 9). Auf eine Einfrage der Obrigkeit von 
Glarus, wie ed mit den Steuern an brandbdeichädigte Landleute 
gehalten werben folle, erkannte die Landsgemeinde 1789, es folle in 
diefer Hinficht beim Alten verbleiben, mithin bie Obrigkeit befugt 
jeyn, jedem Befchäbigten nad) ihrem Gutfinden und nad) Maßgabe 
des Schadensbetrages zu Keuern, jedoch wicht mehr als zehen vorm 
Hundert !D. 

11) Eine althergebradyte, gemüthliche Sitte war c8, daß ber 
Vater, welchem Zwillinge, namentlid) männliche, geboren wurden, 
- dafür eine Ehrengabe aus dem Landfädel erhielt: fo in Uri bei zwei 
Knaben 12, bei einem Knaben und einen Mäpıhen 9, bei zwei 
Mädchen 6 Gulden; in Nidwalden früher bei zwei Knaben cine 
Lägel Wein, feit 1646 aber bei jeder Zwillingsgeburt 20 Pfund; in 
Schwyz eine Speied-Dublone; in Glarus bei Kuaben 2 Gul⸗ 
den 12), 

12) Nicht minder verbreitet war der Gebraud), für die Erlegung 
von Raubthieren, welche in einem viehreichen Lande beſonders 
großen Schaden zu ftiften pflegen, eine Prämie aus dem Landfädel 
zu entrichten. Uri bezahlte für einen Wolf fl. 40, für einen Bären 
oder Luchs fl. 20, für einen Lämmergeier fl. 2, für einen Hühneroogel 


— 





*) Reformation u. Landsrechnungen. 

*) Urkk. in den Zellw. Samml. 

0) So 3.2. fteuerte Glarus 1789 der Stadt Frauenfeld, welche durch ein 
Branduhgläd heimgeſucht worden, fl. 700 aus den Landſaͤckel. 

1) Protokoll, 

12) Landsrechnung v. 1615. Reformation v. 1692. 
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12 6. 29); Obwalden für einen Wolf fl. 30, für einen Bären fl. 15, 
für einen Luchs fl. 2, für einen Geier 20 8. 9; Nidwalden für 
einen Bären fl. 20 und für jedes Junge, welches eine Bärin im Leibe 
hatte, dazu noch fl. 10, für einen Wolf fl. 11.10 ß., für einen Luchs 
fl. 10, für Heine Raubvögel 1 8. und 38. 19); Glarus für einen 
Bären, Wolf oder Luchs fl. 9, für einen Geier 7%/, Bagen 9; Ap⸗ 
penzellA.RH. für einen Bären 10 Pfund, für einen Wolf fl. 50, 
für einen Eber fl. 5, für einen Luchs fl. 3 ı9. Schwyz hatte früher 
auch für eingebradıte Eier von Raubvögeln eine Prämie bezahlt; 
1746 aber wurde diefelbe wegen untergelaufnen Betrugs abgeſchafft 19. 

13) In Nidwalden 29 und Glarus 2%) war es in älterer 
Zeit Sitte, daß an neu erbaute Häufer Fenfter und Wappen⸗ 
fhilde von der Obrigkeit verabreicht wurden. 1674 befdjloß der Land⸗ 
rath von Nidwalden: es fey ftatt defien in Zukunft aus der Landes 
kaſſe zu bezahlen an ein größeres Wohnhaus 20, an ein geringeres 
10 Pfund. 

14) Dem Boten (Poftmeifter) nad) Zürich bezahlte Glarus 
einen Sahrlohn von fl. 11; dazn kamen Porti für ihn, wie für Die 
Boten nad) St. Gallen und Werdenberg ?). Es war indeffen ge= 
bräuchlich, wichtigere obrigkeitliche Schreiben durch Die Standesläufer 
(in diejer Eigenſchaft Läufersboten“ genannt) in der Landes- 
farbe zu überſchicken. Dieſe wurden dann an dem Orte ihrer Beftim- 
mung auf Staatskoften bewirthet, wobei ihnen ein Läufer des Ortes 
Geſellſchaft leiftete. Doc) fand man in Glarus und Nidwalden 2%) 


13) A. L. B. Artt. 142144. Negifter des Landsgem. Prot., 3. 1703, 1727, 
1776. 

14) Landb. v. 1635 fol. 129. Vergl. A. L. B. DI. 24 A, nach welchem die 
Anfäge aflmählig fliegen. 

25) Landb. v. 1806 II. 2. 60, 61. Vergl. Landb. v. 1623, „Von Bnthieren 
Luoder.“ 

ꝛe) Reformation v. 1682. Vergl. A. 2. B. Bl. 37 B. 38 A (Zeitſchr. für 
ſchweiz. Recht V. 197, 199). 

7) Landb. Art. 185. 

19 Landsgem. Brot. v. 1726 u. 1746. 

10) Landb. v. 1623. 

20) Eakung v. 1549 im A. L. B. Bl. 32 B (Zeitfchr. für fchweiz. Mecht 
V. 185). 

21) Meformation u. Landerehnungen. Auh Nidwalden Hatte nah dem 
Landb. v. 1731 einen Boten nad) Luzern, welcher das obrigfeitliche „Geleit“ trug 
und in Eidespfliht genommen wurde. 

22) Landb. v. 1806 II. 2. 54. 


Blumer, Staats und Rechtsgeſchichte. II. 20 
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für nöthig feftzufegen, daß in dieſem Falle weder der eine noch der 
andere Läufer mehr als 25 Schillinge im Tag verzehren dürfe. 

15) Als Teste Ausgabepoft find endlich noch die Zinfe der 
Landesſchuld, wo eine ſolche beftand, zu erwähnen. In Glarus 
war die Schuld 1797 bereit8 auf fl. 15,444 angeftiegen, daher nahm 
auch die Verzinfung derſelben aljährlid) eine ziemliche Summe in 
Anfprudh. 

$. 3. Der Schak. 


Wenn zwar die ordentlichen Einkünfte in unjern Ländern hin- 
reichten, um die gewöhnlichen Ausgaben zu beftreiten, fo traten Dagegen 
oft merfliche Verlegenheiten ein, wenn in außergewöhnlichen Fällen 
größere Baarzahlungen erfordert wurden. Insbefondere mußte der 
Hinblid auf mögliche Kriegsfälle in diefer Beziehung Bedenken er- 
regen, da e8 eben bei dem nod) fo wenig entmwidelten Stande des 
Geld⸗ und Kreditweſens geradezu als unmöglid) erſchien, die für die 
Kriegführung benöthigten Gelder durch Anleihen mit der nöthigen 
Schnelligkeit aufzubringen. Wenn die reichen Städte Züri und 
Bern, um allen Eventualitäten begegnen zu können, Baarfchäge zu 
fammeln für nöthig fanden, wie viel mehr mußte diefes Bedürfniß in 
den geldarmen Ländern empfunden werden! So fam es, daß man 
namentlich im 17. Jahrhundert in allen 2°) unfern Ländern, wenn 
auch aus verſchiednen Quellen ſchöpfend, ſolche Geldvorräthe anlegte, 
mit der ausdrücklichen Beftimmung, nur in Kriegsfällen verwendet 
werben zu Dürfen. Die Landsgemeinde pflegte ſich felbft die Befchräns 
kung aufzulegen, Daß fie niemals auf andere Weife über den „Schag“ 
(aud) „Kaften” genannt) verfügen möge; Anträge zu ftellen, welche 
auf Vertheilung oder zweckwidrige Verwendung deffelben gerichtet 
waren, wurde, um ber vorherrfchenden Begehrlichkeit einen Damm zu 
feßen, bei den ſchwerſten Strafen verboten. Rad) der vorwaltenden 
Abficht, zu jeder Zeit einen größern Baarſchaftsvorrath zur Verfügung 
zu haben, durfte urfprünglich aud) fein Geld aus dem Schage ange- 
lehnt werben. 

Die ältefte Urkunde, welche wir über die Errichtung eines Schages 
befigen, tft aus Obwalden. Wir laffen die Hauptitelle derfelben 
nach dem Alten Landbuche (BL. 42) wörtlich folgen: 


25) Vergl. für Zug Boſſard im Gefhfr. All. 87, für Appenzell Mo: 
natsbl. Jahrg. 1842 ©. 86 fi. 
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„Vff des heiligen Ritters Sauct Georgy Tag bes 1606 Jars hatt ein Land 
Anıman vnnd Ein gantze gemeind Ginhelig vffgeſetzt, — das man vürohin zu 
vffenthaltung vnnd troßt im Fahl bes vatterfands nöten Es fige des vatterlande 
Fryheiten, old zu bewahren den Eriftlichen Gatholifchen glauben, — von allen 
Bogthyen Ettwas lüders (Auflage), ouch von yeder Bezalung (Benflon), fo vnß 
von Frömden Fürften old Herren fomen wird, ye und allwägen fo vill *) — zu 
nenmen vnd das zu Ewigenn Zitenn — in fhab leggen in turn; Band 
dafelbs fol mans laſſen Liggen Vnnd gank vnd gar darvon nüt verbruden 
noch darvon vglihen noch in fein gelttheilung nit mehren, — &8 
wäre dann fa, dz es Land Krieg gebe, das ein Landszeichen vß dem Land 
ziehen mieße —. Als dan fol ein Landsgmeind gwaltt han, nad notiurft von 
dem ſchatz zenemmen ven Landtleuthen vßzetheilen, in derfelbigen noth vnud wyters 
nitt. Eo dan ein Lands Amman old Gin Rathofründ old funft ein yeder Landt⸗ 
man — ein einzige Hilft Rath oder thatt darzu gebe, das das geltt wenig oder 
vill vß dem feha& genommen werde (ohne in ber noth wie obflaht) der felbig — 
fol” alles fin Inb vund Iebenn, guott vnd bluott, in Summa waß er vif 
erden hatt, Einer oberfeit verfallen fein. Vnd Eoll der Land Amman 
by Am Eyd den felben vf der ſtund laſſen in bie giangenfcafft zyechen, vnd 
malefisifchen Landtag über ihn Ergehn laffen, wie über ein anderen armen übel: 
thäter. Vnd foll auch der ſelb mit einem fhmächlichen thod von lebenn zum thod 
hingericht werden, wye ein Fuler verräther bes vatterlands.“ 

Nidwalden folgte 1611 25) mit der Gründung eines Schatzes, 
in welchen die Auflagen von Landvogteien und Gefandtichaften flofien. 
Der Eid, welchen die fogen. Schatz⸗ oder Schlüffelmeifter zu ſchwoͤren 
hatten 2°), ift zum Theil wörtlid) dem angeführten Gefege Obwalden's 
entlehnt. Die gewählten Landvögte hatten noch vor ihrem Aufritte 
die Auflage zu bezahlen; doch konnten fie auch, wenn es ihnen an 
Geld mangelte, Gold» und Silbergeſchirr fauftpfandweife in ven 
Schatz legen und inzwifchen ihre Schuld verzinfen. Wurde aber die- 
felbe nicht binnen 5 Jahren bezahlt, fo verfielen die Fauftpfänder dem 
Shape. 

Die Zeit der Entftehung des Echages in Uri ift uns nicht be- 
fannt; doch läßt fich annehmen, daß man ebenfalls fchon zu Anfang 
. des 17., wenn nicht gar im 16. Jahrhundert denfelben zu fammeln 
begann. Nach der Hausordnung von 1665 wurden bie fämmtlichen 
Penftonen in's Schapgewölbe gelegt, zu welchem der vegierende 


20) Vergl. über die Penſionen oben Kap. 2, ©. 93, über bie Auflagen 
Kap. 3, ©. 123, 124. Wir haben bier nachzutragen, daß feit 1713 auch die 
Landesbeamten Auflagen bezahlten: ein Landammann fl. 100, ein Statthalter, 
Landweibel oder Läufer fl. 50, ein Landfädelmeifter oder Pannerherr fl. 37Y,, ein 
Landeshauptmann, Landsbaumeifter oder Landfchreiber fl. 30, ein Landefähndrich 
fl. 20, ein Rathsherr fl. 15. Landb. v. 1702 fol. 25. 

29 Mittheilungen bes Hrn. Kürfpreh ce. Deſchwanden. 

26) Landb. v. 1623 im Anhange; v. 1731 v. Eid, 





308. Der Lanveshaushalt. 


Landammann, ber Altefte der geweſnen fandammänner, ver Bannerherr, 
der Landeshauptmann und die drei älteften geheimen Räthe, welche 
außer dem Hauptorte wohnten, je einen Schlüffel hatten. Nachdem 
der Baarfchaftsvorrath eine gewiffe Höhe erreicht hatte, fcheint man 
in Urt frühe fhon auf den Gedanken gefommen zu feyn, einen Theil 
deſſelben zinstragend zu machen, wofür man jedoch die Bewilligung 
des Papftes einzuholen für nöthig fand. Gegen die Beftellung von 
Fauftpfändern an Silber oder Gold fonnte bis zu einem gewiflen 
Betrage Jedermann vom Schage Gelvanleihen erhalten, welche zu 
5 Prozent verzinst und auf einen beftimmten Termin zurüdbezahlt 
werden mußten. Man nannte diefe Einrichtung „Wed fel", da eben 
der Schag, foweit er hiezu verwendet wurde, die Stelle einer Leihbank 
vertrat. Der „Wechſel“ ftand unter der Oberleitung des geheimen 
Rathes, welchem der Verwalter alljährlich Rechnung abzulegen und 
Bürgfchaft zu leiften hatte 27). 

Auch bei Schwyz läßt fich nicht beitimmt angeben, wann hier 
mit der Anlegung eines Schatzes begonnen wurde. Eine fchon früher 
vom dreifachen Landrathe erlafiene „Kaſtenordnung“ wurde 1665 von 
der Landsgemeinde beftätigt, und 1671 erneuerte fie dieſen Befchluß. 
Nach demfelben follte aus den Amtsauflagen ein Geldvorrath gebildet 
werden, welcher nicht anders angegriffen werden durfte als in „höch⸗ 
ften Kriegsnöthen”, wenn die Landesfahne ſich in’s Feld begab, auf 
Geheiß des dreifachen Landrathes. Wer diefer Beſtimmung entgegen- 
ftehende Anträge ftellen oder Anſchlaͤge machen würde, follte „dem 
Vogel im Lufft erlaubt”, d. h. vogelfrei erffärt und auf feinen Kopf 
100 Dukaten gefegt feyn. „Kaftenvögte” waren der jeweilige Bannerherr 
und Zeugherr und neben ihnen zwei ehrliche und vermögliche Lands 
leute aus jedem Viertel, weldye für das erfte Mal von der Landsge— 
meinde bezeichnet wurden, nachher aber vom dreifachen Landrathe 
gewählt werden follten *®). 

In Glarus hatte jede Konfeffion ihren befondern Schatz. Wir 
haben bereit8 (5.296) erwähnt, wie durch Erhebung von Landes⸗ 
fteuern der evangelifche Landestheil den feinigen im Jahr 1674 be- 
gründete; daneben fielen hier von der franzöfifchen Benfion 2 Batzen 
auf jeden Franken, ferner gewiſſe fleinere Auflagen auf die Aemter, 


2) Hausordnung von 1665. Bergl. Mauuffr. im Archiv Uri: „Ordnung 
geheimen Sedelambtg.” 


29) Urk. v. 1671 im Arhiv Schwyz, auch im Landsgem. Brot. 
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namentlich bie inländifchen, und endlich eine Abgabe von 6 Batzen, 
welche jeder Hinterfäße zu bezahlen hatte, in den Schatz. In ihrem 
Beſchluſſe fagt die evangelifche Landsgemeinde, fie babe 

„ſich wol erinneret und zu gemüth geführt, was geftallten man in unferem 
Land mit Geltsmittlen nit wol verfehen, allfo dag wann ein Lobl. Eidtgnofchart 
mit Kriegsgefahren folte angerodhten werben, daß man Völlder auff bie grängen 
legen und eine Zeit lang befolden müßte, wir in unferem Land wegen Gelt 
Mangels in die länge Nebend anderen Orthen nit beſtehen und beflentiwegen 
Jeichtlih dahin gerathen, daß wir an umferen althergebrachten Freyheiten abbruch 
und fchaben leiden müßten.” 

Rur in Fällen, wo entweder die Eidgenoflenfchaft von außen ber 
angegriffen wurde oder innere Unruhen im Schooße derfelben aus- 
bradyen, durfte der Schag angegriffen werben, und aud) dann nur 
mit Bewilligung der Landsgemeinde. Auf diefe Beftimmung leifteten 
die 15 Schagmeifter, weldje in den Tagwen die Steuern zu fammeln 
hatten, ihren Eid. Neben dem Hauptichlüffel, welcher dem Standes- 
haupte zufam, hatte jeder Schagmeifter einen Schlüffel zum Schatz⸗ 
faften, und da dieſer 15 Schlöffer hatte, fo konnte er nur in Anweſen⸗ 
heit ſaͤmmtlicher Schagmeifter geöffnet werden. “Der jeweilige Stand 
des Schatzes, wie er aus dem darüber geführten Buche hervorging, 
mußte indefien alljährlich „zu Verhütung Mißtraueng" der Landsge⸗ 
meinde eröffnet werben 29). 

1688 wurde die DVBermögenfleuer von 3 auf 4, Bapen von 
fl. 1000 erhöht, der Abzug an der auszutheilenden Penſion dagegen 
auf 1 Batzen vom Franken herabgefegt. 1703 aber wurde, da in- 
zwifchen der Betrag des Schatzes eine anfehnliche Höhe erreicht hatte, 
aud) die Bermögenfteuer wieder auf 3 Bagen von fl. 1000 ermäßigt 39). 
1718 wurde eine Summe von 10,000 Gulden aus dem Schage ge- 
nommen, um nad) Maßgabe der Voltszahl anlehensweife auf Die 
Gemeinden vertheilt zu werden. Da diefe die empfangnen Gelder zu 
4%, zu verzinfen hatten und 1722 nicht bloß die Auflagen von den 
Hemtern, welche dem Schatze zufielen, erhöht, fondern auch neue 
Abgaben von den Offizieröftelen in fremden Dienften hinzugefügt 
wurden, fo konnten feit 1728 die Steuern für den Schag ganz auf: 
hören. Später folgten weitere anlehensweiſe Austheilungen an die 
Gemeinden; 1738 von fl. 10,000, 1755 von fl. 20,000, 1783 wieder 
von fl. 10,000. Auch wurde aus dem evangelifchen Schage die Alp 


— — — — 


29) Urk. v. 1674 im Archiv Glarus. 
20) Urfk. ebenda. 
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Richiſau angelauft, welche dann zum Nuten des Fondes verpacdhtet 
wurde 3. 

Dem evangelifchen Landestheile folgte ſchon 1675 der katholiſche 
in Errichtung eines Schages, für welchen er von jedem Gulden Auf- 
lage von Aemtern und Dienften 3 Batzen anwies 22). Dazu famen 
fpäter beftimmte Raten von den eingehenden Penfionen, insbefondere 
aber die jährlichen Kompagniegelder und Brevetsauflagen, welche die 
in fremden Dienften ftehenden Offiziere zu bezahlen hatten. Letztere 
wurden befonders einträglich durch den neapolitanifchen Dienft, welcher 
1742 durd) die Brüder Joſeph Anton und Leonhard Ludwig Tſchudi 
begründet wurde. Schon feit 1727 wurde Geld aus dem Schate an 
Korporationen und Privaten des Eatholifchen Landestheiles angelehnt, 
anfänglich zu 5 %, fpäter aber fegte die Landsgemeinde den Zinsfuß 
auf 4%, herunter. Ebenfalls feit 1727 wurden auch Liegenfchaften, 
bald Alpen, bald Wiefen, aus dem Schatzgelde angefauft. Die Zinfe 
der angelegten Gelder und der PBachtertrag der gekauften Liegenfchaften 
trugen dann natürlid) wieder zu Aeufnung des Fondes bei +2). 

Die beiden Landestheile in Glarus pflegten in der zweiten Hälfte 
des leuten Jahrhunderts zu dem Baarſchaftsvorrathe des Schabes 
ihre Zuflucht zu nehmen, wenn das Bepürfniß erheifchte, Korn oder 
Salz oder auch Waffen und Munition für das Land zu kaufen. In 
der Regel wurden zwar die auf foldye Weife dem Schatz entzognen 
Summen von der Landesverwaltung nachher zurüdbesahlt; in dem 
Hungerjabre 1771 aber befchloß die evangelifche Landsgemeinde, es 
fey das aus dem Schatzfonde angelaufte Getreide unentgeldlich unter 
die Landleute zu vertheilen, und auf ähnliche Weife wurde das katho⸗ 
lifche Schatzgut gefchwächt, indem 1783 der Verluft, welcher ſich beim 
Berkaufe des vom Lande angeſchafften Getreides ergeben, davon ab- 
geichrieben wurde. Auf diefe Weife wurde, fo ſehr man ſich bei der 
Gründung des Schatzes gegen foldye Begehrlichkeiten zu ſichern gefucht 
hatte, der fliftungsgemäße Zweck deſſelben nicht immer im Auge ber 
halten, fondern wenigftens ein Theil des gefammelten Geldes feiner 
Beftimmung entfremdet. 

Endlich finden wir einen Schatz fogar in der abhängigen Lands» 
fhaft Urfern, welche, wie es fcheint, von dem Schirmlande Uri 


ni, 


9) Evang. Schatzbuch. 
2) Kath. Landsgem. Prot. 
29) Kath. Schatzbuch. 
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einen Antheil an der fpanifchen Penſion bezog. Die Thalgemeinde 
erkannte nämlich im Jahr 1670 24): 

„Es follen auch fürbin alle fpannifche Penssionen, Sobaldt Seye anKombt, 
in meiner gnedigen Herren Kaften gelegt werten, und daß gelt nit brauchen, 
eß ireffe dann an den wahren glauben, dep Baiterlands frenheit zu erhalten.” 


24) Nachtraͤge zum Thalbuch. 





312 Landleute und Hinterfäßen. 


Behntes Kapitel. 
Landleute und Sinterfäßen. 


Wir haben bereitd im erften Theile gefehen, wie die Standes- 
unterſchiede, welche anfänglich nody unter den freien Landleuten 
felbft vorgefommen waren, mit der Zeit ihre rechtliche Bebeutung ver- 
Ioren hatten. In der Periode, welche wir jegt behandeln, trugen zwar 
namentlidy die fremden Kriegsdienſte fehr viel dazu bei, einzelne 
Familien — theils foldye, die von jeher eine hervorragende Stellung 
eingenommen hatten, theil8 neu emporgefommene — durd) den über- 
wiegenden Einfluß, weldyen ein bedeutendes Vermögen und der Glanz 
berühmter Namen allenthalben gewährt, über die Menge der gemeinen 
Landleute zu erheben; aud) fehlte es nicht an Apelstiteln, die von vor⸗ 
nehmen Gefchlechtern in unfern Ländern hin und wieder geführt wur- 
den. Aber in bürgerlichen und politifchen Rechten ftand der geringfte 
Taglöhner,, welcher Landmann eines diefer Freiftaaten war, dem 
reichen Landammann, dem hochgeftellten General oder Feldmarſchall 
vollfommen gleich und die Landsgemeinde that ihr Möglichites, um recht 
oft und eindringlich die Vornehmen an dieſe Gleichheit zu erinnern. 
Dagegen machte fi) im Laufe dieſes Zeitraumes der Unterſchied 
zwifchen ven Landleuten, den vollberechtigten Gliedern des freien Ge- 
meinweſens, und bloßen Einwohnern, welche nicht zum herrſchenden 
Volke gehörten, um fo ftärler geltend, je größer nicht bloß die politi- 
tifchen Nechte, fondern aud) die pefuniären Genüffe waren, deren fich 
die Erftern zu erfreuen hatten. Der Erwerb des Landrechtes wurde 
für unbemittelte Fremde immer fehwieriger; daher mußte fich in unfern 
Ländern allmählig eine beträchtliche Zahl von Einwohnern anfam- 
meln, welche wefentlich geringere Rechte als die Kandleute befaßen, 
aber immerhin in gewifien rechtlichen Beziehungen ftanden zu dem 
Lande, in welchem fie angefefien waren, und fich daher auch von 
bloßen Aufenthaltern unterjchieden. Die freien Landleute, namentlich in 
den fatholifhen Ländern, kannten nur zwei Erwerbsarten,, welche fie 
mit Vorliebe betrieben: die Viehzucht und die fremden Kriegspienfte. 
Für die mannigfachen Handwerke und Handeldgewerbe, welche beim 
Zunehmen des Wohlftandes und der Kultur immer unentbehrlicher 
wurden, blieb daher hinlänglicher Spielraum offen und man fah es 
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nicht ungerne, wenn dieſe Lüde durch Fremde, welche ſich in den Laͤn⸗ 
dern nieberließen,, ausgefüllt wurde. Wie wir ſchon im erften Theile 
geiehen haben, nannte man diefe Klafie von Einwohnern „Hinter: 
ſäßen“, an mandjen Orten aud) „Beifäßen”. Zur Vermeidung 
von Mißverſtaͤndniſſen werben wir indeſſen ausfchließlich des erftern 
Ausdrudes uns bedienen, denn unter dem lebtern verſtand man in 
Glarus und Appenzell A. Rh. Landleute, weldje in einer andern als 
ihrer Heimathögemeinde wohnten. Die rechtliche Stellung diefer ganz 
verfchiebnen Art von Anfäßen werden wir im folgeuden Kapitel 
beim Gemeindewefen erörtern. 


$. 1. Erwerb des Landrechtes. 


Daß die Abftammung von einem Landmanne das Landredjt 
begründete, verftand ſich fo fehr von felbft, daß man darüber keine 
befondern Regeln aufzuftellen für nöthig fand. Nur Nidwalden 9 
hatte die Sagung, daß von Landleuten, weldye fi) außer dem Lande 
aufbielten, bloß eheliche, nicht aber außereheliche Kinder das Landrecht 
erben follten. 

Ueberall galt auch der Grundſatz, daß fremde Frauen das Land⸗ 
recht durch ihre Berehelihung mit einem Landmanne erwarben. 
Dabei wurde indeffen zweierlei vorausgefegt, nämlich 1) daß die Frau, 
wenn fie al8 Hörige geboren worven, ſich von allen Pflichten der 
Leibeigenfchaft befreit haben mußte, damit nicht nad) altem Rechtsſatze 
die Kinder der „ärgern Hand” folgten, und 2) daß fie im Falle war, 
über den Beftg eines gewiflen Vermögens (gewöhnlich 200 oder 300 
Gulden) fid) auszuweifen. Wurde der einen oder andern biefer Be- 
dingungen nicht entſprochen, fo erwarb nicht bloß bie einheirathende 
Frau das Landrecht nicht, fondern e8 verwirkte auch ihr Ehemann 
daſſelbe ?). Ä 

Neben der Geburt und der Verehelicdhung konnte das Landrecht 
nicht anders erworben werden als durch Beſchluß der Landsgemeinde; 


1) Landb. v. 1623 u. 1731. 

7) Vergl. Landsgem. Brot. v. Uri, 53. 1677, 1708. Landb. v. Schwyz J. 
404. II. 28. (3. 1675—1682; Kothing S. 106, 107, 151). Landb. v. Gerſau 
v. 16085 fol. 19; v. 1751 Punkt 6. Lanbb. der March v. 1756 Art. 75. Landb. 
v. Küßnach $. 1. Art. 4. (Kothing Rechtsq. S. 82, 100, 141, 244). Landb. 
v. Obwalden v. 1792 fol. 141 (53. 1686, 1726). Landb. v. Nidwalden 
v. 1623 u. v. 1731 (3. 1704). A.2. B. v. Glarus B1.62 B. (3.1801); Lande: 
gem. Brot., 3. 1736, 1747. Baarer Gemeindsartifel bei Stablin III. 356. Landb. 
v. Appenzell A. RH. Artt. 20, 122; J. Rh. Art. 88. 
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nur in den: eigenthümlichen Verhältniffen des Kantons Zug ſcheint 
die Bürgeraufnahme Sache der felbftherrlichen Gemeinden geweſen zu 
feyn 9. Es kam zuweilen vor, daß die Landgemeinde aus befondern 
Rückſichten das Landrecht ſchenkte, jedoch nicht immer in feinem 
vollen Umfange. Das alte Landbuch Obwalden's *) fagt darüber: 

„Mber hatt man vffgefebt, das man wol ein Inttpriefter In Jeder kilchhery 
mag an nemen zu einem lantman vnd Ime das ſchenken body mit dem forbe⸗ 
balt fo ein kilchery daſelbſt für einen pittent und die wyl er Im landt vud 
fi erlih und wol halt fol Ime alwegen das theilgelt (Antheil an Benflonen 
n. f. w.) werden fo man theilt für Ir pherfon vnd mitt wytter föllent fy noch 
Ste kint (sio) fein andere noch wyttere anfprach Haben. (Späterer Zufaß:) ouch 
weber zu minderen noch zu meren Fein gwalt haben.“ 

Und das Landbuh Nidwalden's von 1623: 

„Betreffende die Berfohnen welche aufert Landis wohnhaft, welchen man vor 
Ziten das Landtrecht verehrt, die follen nit anders als für ihre Perſohn 
verflanden werden, und wann fie in das Landt fißen wolten, bie follen eine Landts⸗ 
gmeind barumı begrüßen, bie dann bes Luoders (Cinzugegeldes) und Nukung bes 
Landrechts halben ferner zu verordnen Gwalt hat.” 

Mir finden in der That, daß nicht felten fremden Prieftern, 
welche kirchliche Stellen im Lande befleiveten, in Unterwwalden das 
Landredyt gejchenkt wurde 5), was um fo unbedenklicher gefchehen 
durfte, als fie wenigftend auf eheliche Nachkommen baffelbe nicht 
vererben fonnten; ebenjo wurde es häufig um befondrer Verdienſte 
willen ) angefehnen Männern von andern fatholifchen Orten, bei 
denen vorausgefegt wurde, daß fie nicht im Lande ihren Wohnfig auf⸗ 
ſchlagen würden, unentgeldlich ertheilt. Die nämliche Begünftigung 
wurde 1564 einem Anton Weber zu Theil, „weil er einen Wolf er⸗ 
legt". Ebenfo .belohnte Appenzell A. Rh. ein Berdienft um das 
Land, indem es 1690 das Landredht einem in Herisau nievergelaflenen 
Toggenburger Namens Grob ſchenkte, welcher während der damaligen, 
durch Theurung veranlaßten Fruchtſperre auf einer Sendung nach 
Augsburg vom Kaifer erwirkt hatte, daß das Land wöchentlich ein 
beftimmtes Quantum Getreide aus Schwaben beziehen durfte ”). 
Glarus Hingegen ſcheint das Landrecht immer nur in der Voraus⸗ 
ſetzung geſchenkt zu haben, daß der Beſchenkte fidy dafür durch die 


3) Bergrecht v. Menzingen bei Stadlin IM. 112. 

*) Bl. 37 A, Sapung v. 1570. Vergl. v. Moos ©. 13. 

2) Verzeichniß ber in den Jahren 1556 bis 1738 angenommnen Landleute 
bei Bufinger II. Beil. 11. 

“) Bergl. die Landrechtsurk. v. 1598 für Hauptmann beinrich Pfyffer von 
Luzern bei Göldlin v. Tiefenau, Conrad Scheuber II. 290. 

) Walſer J. 676, 676. 
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That dankbar erweifen werde: fo 1644 dem Junker Anton Clerig aus 
Chur, nachherigem Landammann,, welcher dann 1000 Gulden dafür 
bezahlte ®), und 1697 dem Nikolaus Rüedlinger, nachmaligem Hof: 
ammann im Toggenburg, auf fein Anerbieten, daß er dafür eine 
„Gegendankbezeugung“ erftatten werde 9. Eine ſolche Schenkung un- 
terſchied ſich vom Einfaufe nur dadurch, daß e8 der Diskretion des 
neuen Landmannes anheimgeftellt wurde, den Preis des ihm ertheilten 
Landrechtes felbft zu beflimmen. 

Waren im Ganzen — namentlich wenn wir von Unterwalden 
abfehen — die unentgelblidyen Landredhtsertheilungen nicht zahlreich, 
fo wurden im Laufe dieſes Zeitraumes auch die Einkäufe in’s 
Landrecht durd) die Gefehgebung fehr erfchwert. Strenge Ab⸗ 
ſchließung der herrfchenden Klaffe gegenüber den Beherrfchten lag im 
Geifte des Zeitalters; was ſich in dieſer Hinficht in den Städten 10) 
zeigte, das wiederholte ſich in den freien Ländern. Die anwachſende 
Zahl der Landleute ſchmaͤlerte Die Genüffe, welche der Einzelne nament- 
lich von den PBenftonen bezog ; es ift daher begreiflih, daß man bie- 
felbe einzufchränten ſuchte. So befchloß die Landsgemeinde von 
Glarus ſchon 1552 und 1564, in den naͤchſten zehn Sahren feine 
neue Landleute mehr anzuriehmen, „dieweil wir allenthalben in unferm 
Land fonft überfett und befchwert werben” 212); fpäter war hier durch 
den Religionsvertrag von 1683 dafür geforgt, daß nur alle 10 Jahre 
die Annahme neuer Landleute in Frage kommen konnte. Auch Uri 
beſchloß ſchon 1621, zehn Jahre lang feine neue Landleute mehr anzu⸗ 
nehmen, und zog 1650 fogar die Erhebung einer Landfteuer der Land⸗ 
rechtsertheilung an Fremde vor. 1669 wurde unbedingt feſtgeſetzt, e8 
folfen „ohne fondere Roth” feine Landleute mehr angenommen werben, 
und 1708 bei 100 Kronen Buße verboten, einen daherigen Antrag zu 
ftellen 22). In Schwyz, wo nur die Finanznoth 1716 die Annahme 
von Landleuten um die hohe Summe von fl. 1000 bis 1500 veranlaßt 
hatte, wurden fpäter alle Bewerber um das Landredht abgewieſen 18). 


) Ranbrechtsertheilung im A. 2. 2. 

*) Evang. Landségem. Prot. 

20) Bluntſchli Rechtsgeſch. II. 10. Segeffer IM. 103— 115. Auch in 
Zug beſchloß die Gemeinde 1608, es folle bei Verluſt des Bürgerrechtes und 
ſtrenger Strafe Niemand mehr neue Burger vorſchlagen, e8 wäre denn, daß ſich 
Einer in einem Landkriege wohl gehalten hätte. Stadlin IV. 606. 

11) A. L. B. Bl. 33, 39 (Beitfchr. für ſchweiz. Recht V. 186, 201). 

23) Megifter des Landegem. Prot. 

18) Landégem. Brot. v. 1776. 
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In Appenzell I. Rh. aber beftand die Beichränfung, daß in einem 
Jahre nie mehr als zwei Männer in's Landrecht aufgenommen werben 
Durften 14). Es findet ſich ferner fat allenthalben vorgefchrieben, daß, 
wer das Landrecht zu erlangen wünfchte, vorher bereitd eine gewifie 
Zeit — gewöhnlich 10 Jahre — im Lande gewohnt haben mußte !°), 
damit die Landleute über feine Verfönlichkeit zu urtheilen im Falle 
wären. Der Vater, welcher ſich um das Landrecht bewarb, mußte dies 
aud) für feine Söhne thun und umgelehrt, und in jedem Falle hatte 
der Bewerber, ehe er an die Landsgemeinde gelangte, fid) beim Rathe 
anzumelden und demfelben die Belege für feine perſönliche Freiheit 
und für feine Entlaffung von allen frühern Verpflichtungen beizubrin- 
gen, was man „das Mannredyt erſcheinen“ hieß. Der Rath hatte 
dann genau zu prüfen, ob feine Aufnahme in's Landrecht dem Lande 
mehr Vortheil oder Nachtheil bringen würde 19. In Appenzell 
mußte überdies der Bewerber zuerfi von einer Kirchhöre angenommen 
ſeyn, ehe er fich beim Rathe anmelden durfte. Auch in Glarus wur⸗ 
den 1566 17) neue Landleute nur unter der Bedingung angenommen, 
daß fie noch ein Tagwenrecht erwerben würden; da aber die Gemein- 
den ihrerfeit8 die gleiche Vorſicht nicht beobachteten, fo famen hier, 
wie wir fpäter fehen werden, Tagwenleute vor, weldye das Landredit 
nicht befaßen. 

Der Kaufpreis des Landrecdhtes war im Laufe dieſes Zeit- 
raumes in fortwährendem Steigen begriffen. In Uri betrug derfelbe 
im Anfange des 16. Jahrhunderts nicht mehr als 4 Gulden, zu Ende 
des Jahrhunderts bereit8 200 bis 335 Gulden 29). 1787 aber mußte 
der Sardelieutenant 3. A. Curti, welcher zum Landmann angenom- 
men wurde, jeder der 14 Pfarreien des Landes fl. 70 bezahlen !°). 
In Obwalden Eoftete das Landrecht nach einem Geſetze von 1516 20) 


— 


14) Landb. Art. 174. 

15) A. L. B. v. Glarus Bl. 33 A (3. 1549; Zeitfchr. für ſchweiz. Recht V. 
185). Landb. v. Appenzell J. Rh. Art. 174 (3. 41663), A. Rh. Art 19. Landb. 
v. Obwalden v. 17% fol. 136 (v. Moos S. 131). 

1), A. L. B. v. Glarus Bl. 25 A (3. 1546; Beitfchr. für ſchweiz. Recht 
V. 169). Landb. v. Appenzella. a. O. Landb. v. Nid walden v. 1806. I. 
3. 15 (J. 1736). Landb. v. Küßnach 8. 46. Art. 4 (Kothing Rechtsq. S. 287). 

IT) Landsgem. Prot. 

19 Manuſtr. des A. 2. B. vom J. 1619, im Beſitze des Hrn. Bannerherr 
Jouch. 

120) Megifter des Lanbögem. Prot. 

0) A. 2, B. Bl. 30 B. Das Landb. v. 1792 fol. 136 fagt: „und if hin⸗ 
haro gebraucht worden, wann einer von feiner Mutter ein Landtmann gſyn, fo 
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60 Pfund und für einen „halben Landmann”, d. h. für Einen, deffen 
Mutter eine Landmännin geweſen, 40 Pfund, fpäter aber 100 bis 
200 Qulden. In Nidwalden wurde in den Jahren 1564 und 1566 
nicht mehr als 20 bis 25 Gulden für das Landrecht bezahlt, fchon 
1572 aber fl. 100, 1600 fogar fl. 400 und 1664 ging man felbft bis auf 
fl. 1000. hinauf. Reben dieſen höchſten Preifen finden wir freilich audy 
viele niedrigere; es werfteht fih, daß dabei die öfonomifchen Berhält- 
niffe des Bewerbers vorzugsweiſe in Berüdfichtigung fielen. Zuweilen 
fuchte man aud) bei Ertheilung des Landrechtes, wie bei ven Benfionen 
und Auflagen, ven einzelnen Landleuten Genüffe zugumenden: fo wird 
mehrmals erwähnt, daß neu angenommne Landleute jeder Herfe des 
Landes ein Fäßchen Wein zu fpenven hatten 22). In Glarus, wo 
der Preis des Landrechtes 1546 noch fl. 40 betragen hatte, war der» 
felbe 1594 bereits auf fl. 100 angeftiegen 22. 1690 forderte Die evans 
gelifche Landsgemeinde von einem Hauptmann von Salis aus Bergell 
9 Batzen für jeden ftimmfähigen Landmann und 300 Louisthaler ; den 
nämlicdhen Preis bezahlte 1712 ein Graf von Dohna. 1763 aber 
mußten zwei Brüder Zollifofer von Eaftel und Altenklingen zufammen 
auf jeden Landmann 1 Kronenthaler, in’8 Zeughaus 12 Gewehre, in 
den Schatz fl. 100 und dazu noch auf alle Schießflände anftänpige 
Schützengaben entrichten. Noch beffer wurde für die Brivatgenüffe im 
fatholifchen Landestheile geforgt, der freilich auch eine viel befchränt- 
tere Zahl von Landleuten hatte und deſſen Landrecht wegen der Damit 
verbundnen Vortheile für die fremden Kriegsdienſte fehr begehrt war. 
So forderte die Landsgemeinde 1688 von dem, in franzöftfehen Dien- 
ften zu hohem Anfehen gelangten ©enerallieutenant von Stuppa, 
fowie von einem Hauptmann von Reinold 1 Leuenthaler auf jeden 
flimmfähigen Landmann, Ya Louis auf jeden Knaben und Dazu nod) 
Y, Louis Sitzgeld für jeden Rathsherrn und Amtsdiener; 1753 aber 
wurde dem Brigabier von Travers von Ortenftein fogar 1 Dufaten 
auf jeden Landmann und 24 Batzen auf jeden Knaben auferlegt! 
Daneben fommen freilih auch in Glarus genug Beifpiele dafür vor, 
daß Leute von geringerm Bermögen ſich auf billigere Weife in’8 Land- 
recht einkaufen önnten29. In AppenzellA.RH. endlic) flieg der Preis 


hat mann nur den halben theill von ihme genonmen, daß kann mann nochmah⸗ 
len thunn.“ 

21) Verzeichnig bei Bufingera. a. O. 

22) A. L. B. a. a. O. 

9) Landsgen. Protokolle. 
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des Landrechtes, welcher 1632 noch fl. 100 betragen hatte, 1674 auf 
fl. 200 29), 1723 aber auf fl. 600. War die Mutter des Landrecht⸗ 
kaͤufers eine geborne Appenzellerin, fo begnügte man fidy mit der 
Hälfte; aud) fiel von der Kauffumme immer nur die Hälfte dem Land⸗ 
fädel, die andere Hälfte aber der Kirchhöre zu 25). Nicht felten wurbe 
aber aud) bedeutend mehr als die geiebliche Einfauftare bezahlt: 
3. B. 1778 von J. 3. Geiger aus Memmingen fl. 300 in den Land- 
fädel, fl. 600 den Armen und fl. 300 der Gemeinde Trogen; 1785 
von J. C. Tobler aus Fehraltorf fl. 800 dem Lande und fl. 750 der 
Gemeinde Herisau 2%). 

Mit dem Erwerbe des Landrechts trat der neue Landmann in 
alle Rechte und Genüffe der Altern Landleute ein; nur von der Bes 
Eleidung öffentlicher Aemter blieb er gewöhnlich noch eine 
Zeit lang ausgefchloffen. In Appenzell J. Rh. 2”) dauerte 
diefer Ausschluß 10, in Katholifd) - Glarus 23) 20 Jahre, in Uri 29), 
Dbwalden 2%) und Appenzell A. Rh. 20) lebenslaͤnglich, in 
Nidmwalden‘sı) fogar bis in's vierte Glied der Nachkommenſchaft. 
Ging auch die legtere Beftimmung, hervorgegangen aus ber fleinlichen 
Beforgniß , daß die alten Gefchlechter des Randes. im Genufle der 
Ehrenftellen zu ſehr beeinträchtigt werben möchten, offenbar zu weit, 
fo kann doch) ein befchränfter Ausfchlug der Neubürger von republis 
fanifchen Staatsämtern nicht mißbilligt werden. Denn wie die Al- 
tere und neuere Geſchichte ver Schweiz in vielfachen Beifpielen zeigt, 
geht ihnen eine genauere Kenntniß des Landes, welches fie aufgenom- 
men hat, in der Regel ab und leichter als Eingeborne ſetzen fie ſich, 
von Ehrgeiz oder andern unreinen Beweggründen getrieben, im poli- 
tifchen Leben über die Schranten hinweg, welche die Vaterlandsliebe 
dem Bürger anweifen muß! 


$. 2. Berluft des Landrechtes. 
Während den gebornen Landleuten das Landrecht nur in Folge 
eines Strafurtheiles entzogen werden fonnte, fo war Dagegen in 


24) Landb. v. 1632 u. Nachträge zu demfelben im Archiv zrogen. 
23) Landb. Art. 19. Walfer I. 51, 735. 
20) Walfer-Rüfch II. 29, 108. 
2) Landb. a. a. O. 
209) Landsgem. Prot. v. 1698. 
20 A. L. B. Art. 152. Vergl. Thalb. v. Urſern Art. 82. 
2°.) Landb. v. 1792, fol. 17. 
) Landb. Art. 19. Das Geſetz datirt vom 3. 1693; Nachträge zum Landb. 
v. 1632. 
1) Landb. v. 1806 a. a. D. 
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mehrern unfrer Länder, namentlich in ältrer Zeit, die Landsgemeinde 
ſelbſt berechtigt, neuen Landleuten, welche zu irgend welchen Be- 
ſchwerden Anlaß gaben, das ihnen ertheilte Landrecht ohne Weiteres 
wieder abzufagen. Wir führen dafür die nachfolgenden Beleg- 
ftellen an: 

Landb. von Schwyz 1. 60 °9): 

„Anno domini 1544 — Hand vnfer gemeinen Landtlüt — gefeht alle von 
der Lanndtlüten wegen, So ye zu zyten genomen werben, vnnd dann Ethwer 
vermeint, man bie wiber ledig laſſen und das Lanndtrecht von Inen nemen fölt, 
wer das thun vnnd wie das befchechen föll; Iſt alfo gefebt: Wenn gemein Landt⸗ 
Iüt einen zum Lanndtman Annemen, den fol auch Nieman Ledig zu lafien han, 
dann gemein vnſer Landtlüt.“ 

A. L. 2. von Obwalden a. a. O. (3. 1516): 

„Auch ob eyner (ein neuer Landmann) ſich hielt vnd vnruw machte damit ein 
gmeind ein vnwillen hett ſo mag man In von dem Lantrecht ſtoßen.“ 

Nidwaldner Landb. von 1623, Nachtrag von 1639: 

„Bann fh nun fürhin ein nüw angenomner Landtman halltet, inmaflen 
daß er dem mehrtheil der G'meindt nit g’fallt, fo füllent fie ihme das Luoder 
(Kaufpreis) wieder gan und er foll vom Landtrecht fon.“ 

A. L. B. von Glarus (J. 1557) 29): 

„Das nun hinofür welcher ein erkauffter Landtman ift, oder Einen Landis: 
recht geſchenckt were, vnd dero Einer oder mer Ettwas vngſchickts reden wurd, 
dardurch under uns Lanbtlüten vnruw entflon möcht, ober das, fo die Lanbtlüt 
oder ein Rath machtind, rechtferdfety und Im nit gfallen Tieß, vnd Soͤlichs mitt 
reblicher fundtfchafft kundtlich wurb, den felben old die fo es thätend, Sol ein 
Amman vnd Rath oder ein Amman vnd Landisgemeind flrafen, vnd gwaltt 
haben, Inen das Landtrecht wider abzefünden.“ 

Ganz konfequent mit diefer Rechtsübung war e8, daß in 
Glarus 4) aud einer auswärtigen Frau, welche durch Heirat mit 
einem Landmanne das Landredht erworben („ermannt”) hatte, dafjelbe 
wieder entzogen wurde, wenn fie im Wittwenftande fid) der Unkeuſch⸗ 


heit ſchuldig machte. 
Frauen verloren fonft pas Landrecht, mochte e8 durch Geburt 


oder durch Heirath erworben feyn, vorzugsmeife dadurch, Daß fie fich 
mit einem Hinterfäßen oder Fremden verehlichten. Man hieß dies: 
„das Landrecht vermannen“ 2°). Ausnahmeweile genofien, tie 


2) Kothing ©. 179. 

23) Satzung unter den Landrechisertheilungen. Vergl. Bl. 25 A (3. 1546), 
Zeitſchr. für ſchweiz. Recht V. 169. 

3) Satzung v. 1632 im A. 2. B. Bl. 68 B (Beitfchr. für ſchweiz. Recht 
vi. 59). 

35) Landb. v. Nidwalden v. 1623. 9.2.98. v. Glarus 31.45 (3.1560), 
60 B (3. 1504) u. 62 B (3.1601), Zeitfchr. für fchweiz. Recht VI. 8, 42, 48. 
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in Schwyz 9%, foaudh in Nidwalden ?”) geborne Lanpmänninnen 
die Begünftigung, daß fie nadı dem Tode des auswärtigen Mannes 
das Landredht wieder erwarben; nur wurbe dabei vorausgeſetzt, daß 
fie die Ehe mit Zuftimmung ber Verwandten eingegangen waren. Der 
nämliche Grundfag galt auch in Obwalden bis zum Jahr 1686, 
wo den Landbestöchtern, welche fremde Männer nahmen, das Landrecht 
für immer abgefprodjen wurde 2”). Uri aber entzog allen Frauens⸗ 
perfonen , welche außerehlichen fleifchlichen Umgang mit Auswärtigen 
flogen, zur Strafe ihrer Unteufchheit dag Landrecht 39). 

Das Landrecht konnte fernerhin auch durch Verjährung vers 
Ioren gehen. In älterer Zeit ſcheint die Idee vorgewaltet zu haben, 
daß, wer das Land verlafle und binnen der alten Verjährungsfrift von 
Fahr und Tag wegbleibe, dadurch bereit das Landrecht verwirkt 
habe. An diefem Grundfage, welcher ſich in einer Verorbnung Appens 
zell’8 vom Jahr 1556 ausgedrüdt findet 3%), hielten das alte Land⸗ 
bud) von Uri (Art. 153) und das Thalbud) von Urfern (Artt. 83, 
84) den eingelauften Landleuten gegenüber noch mit aller Strenge 
feft; den gebornen Landleuten dagegen verftatteten fie, durch einen 
Aufenthalt von Jahr und Tag im Lande nad) ihrer Rückkehr das 
Landrecht wieder zu erwerben. Später beitand in den meiften unfrer 
Länder die Rechtsvorſchrift, daß auswärts wohnende Landleute, wenn 
fie die Verjährung ihres Landrechtes verhüten wollten, daſſelbe von 
Zeit zu Zeit zu erneuern hatten. Es wurden dann jeweilen ihre 
Anfprüche auf das Landrecht durch Die Obrigkeit unterfucht und, wenn 
fie begründet gefunden wurden, von der Erneuerung Vormerfung ges 
nommen. In Schwyz *% und feinen Nebenländern 21), ſowie in 


Landb. ven Gerſau und Waldſtattb. von Einfiedeln bei Kothing Rechtsq. 
©. 8, 177. 

29 Bergl. Th. 1. ©. 391. 

2) A. L. B., Satzung v. 1540. Landb. v. 1623 u. 1731: 

220) Landb. v. 1792 fol. 141: „So einen frömden ein Landtmannß Dochter 
Heurathet, fol fie frömd ſeyn u. bleiben auch nach befielben ihres Mann Ab: 
ftärben, big Sie widerum ein Landtmann heurathet. Waß aber bifvahin ge- 
ſchechen, folle eß die Meinung haben, eineß landmanß Dochter, fo vorhinn ein 
frömden geheurathet, fole nah ihres Mann Dodt für ein Lanbfind geachtet 
werden mögen.“ 

42, B. Art. 156. 

20 Zellw. Gef. III. 2. 213. 

0) Landb. IT. 54 (3.1536; Kothing ©. 169). 
° 02) Landrechte von Berfan u. Küßnach bei Kothing Rechtsq. ©. 100, 289. 
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.@larus *2) und in der zugerifchen Gemeinde Menzingen *°) mußte 
vieſelbe alle 10 Jahre, in Appenzell‘*) fogar alle 7 Jahre gefchehen. 
Wer viele Friſten unbenugt vorübergehen ließ, der verwirkte damit 
das Landrecht. 

Endlich konnte das Landrecht verloren gehen durch freimillige 
Berzichtleiftung, weile in Glarus) und Appenzell A, 
Rh. +9) vor dem Rathe gefchehen mußte. Wer fo aus dem Landrechts⸗ 
verbande austrat, durfte dann nicht mehr im Lande wohnen, fein 
Bermögen aber nur mit Bewilligung des Nathes wegziehen. In 
Dbmwalden ſcheint, nad) einer Satzung von 1711 4%, die Berzicht- 
leitung präfumirt worden zu fegn, wenn ein Landmann aus dem Lande 
wegzog und mehr als die Häffte feines Bermögens mitnahm ; wenige 
ſtens wurde in diefem Falle das Landrecht auch verwirkt. 


$. 3. Annahme von Hinterfäßen. 


So fehr die rechtliche Stellung der Hinterfäßen, wie wir unten 
ſehen werden, hinter derjenigen der Landleute zurüdftand, fo wurde 
doch felbft der Erwerb des Nieverlaffungsredhtes in unfern Ländern 
für Fremde immer mehr erſchwert und an ähnliche Bedingungen wie 
die Aufnahme in's Landrecht geknüpft. Vorerft mußte auch jever Hins 
terfäße, gleid) dem neuen Landmanne, fein „Mannrecht” mitbringen, 
d. h. über feine perfönliche Freiheit, fein Heimathrecht und feine 
Ehrenhaftigkeit durch urkundliche Belege ſich ausweifen 2). Und wie 
der Bewerber um's Landrecht in mehrern unfrer Länder zuerft ein Ge 
meinderecht fich zu verfchaffen hatte, fo mußte auch der Hinterfäße in 
Uri zuvörderft mit der Kirchhöre, in welcher er zu wohnen begehrte, 
fi) darüber verftändigen, was er ihr für den „Einfig” und die Theil⸗ 
nahme an „des Dorfd Gerechtigkeiten“ zu bezahlen hätte; ebenfo 
mußte er in Nid walden *% bei der Uerte, in welcher er ſich nieder⸗ 


3) Landegem. Prot. v. 1686. 

“ Stadlin IM. 113. 

*) Satzung y. 1580 bei Zellw. a. a. O. 

«) a.ẽ. B. Bl. 8 A, 2% B (Beitfchr. für ſchweiz. Recht. V. 144, 168). 

) Rathsprot. v. 1608 im Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1845 ©. 43. 

#7) Landb. v. 1792 fol. 32. 

) A. L. B. v. Uri Art. 169, v. Obwalden BI.41 B, 9. Glarus DI. 
33 A (3. 1561, Zeitſchr. für ſchweiz. R. V. 186), Landb. der Mar Art. 47 u. - 
WMaldſtattb. von Minfiedein Mt. 68 bei Kothing Rechtsq. &. 180, 179. 

4) Beifäßenordimung in ben Sanbbüchern: Sakungen v. 1684, 1074, 1701, 
4743 u. 1777. 

Blumer, Gtaate- und KRechtogeſchichte. 1, 2] 
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laſſen wollte, um ben Beifig anhalten und in Glarus wenigſtens 
ber betreffenden Genofiame und Nachbarſchaft angenehm feyn. Sodann 
gefchah die Annahme von Hinterfäßen, gleich derjenigen von neuen 
Landleuten, in Schwyz °%) und feinen Nebenländern, in Nid wal⸗ 
den und feit 1741 °9) auch in Uri durch die Landsgemeinde. Ferner 
waren in Schwyz und feinen Rebenländern 3°) Die Hinterfäßen ver- 
pflichtet, im Kalle ihrer Abweſenheit gleich den Landleuten alle 
40 Jahre ihr Recht zu erneuern; in Nidwalden mußten fie fogar 
alljährlich bei der Rachgemeinde um Beftätigung einkommen. Eudlich 
wurde. 1719 in Uri erfannt, e8 ſollen 10 Jahre lang gar feine neue 
Hinterfäßen mehr angenommen werben, was 1790 für weitere 
25 Jahre und 1745 wieder für 20 Jahre beftätigt wurbe, während in 
andern Ländern aud) hier, wie bei Den Lanbleuten, wenigftens ein all- 
mähliges Steigen der Eintaufstare ſich verfolgen läßt. Im Kanton 
Zug, wo wieder jede Gemeinde ihre befondern Sagungen über 
Rieverlaffungsverhältnifle hatte, betrug das Einzugsgeld der Hinter- 
‚fäßen in der Stadt im Anfange diefes Zeitraumes nicht mehr als 
fl. 5, 1551 aber bereits fl. 30, — in Menzingen nad) einer Sagung 
von 1586 fl. 10, nach einer fpätern von 1611 fl. 20; in Hünenberg 
wurde von verfchiennen, im Laufe des 17. Jahrhunderts angenommnen 
Hinterfäßen von fl. 9 bis auf fl. 300 für den Einzug bezahlt *°). - 
Ebenfo wurde in Obwalden das Einzugsgeld der Hinterfäßen, 
welches noch 1573 bloß fl. 5 betrug, fpäter auf fl. 20 erhöht 9). In 
Schwyz war daflelbe auf fl. 200, in Einſiedeln auf 20 Pfund 
feftgefegt. In Nidwalden mußten die Hinterfäßen ftatt des Ein- 
zuges ein Jahrgeld von 1 Gulden bezahlen, welches uneigentlich „der 
Einzugsgulden” genannt wurde. Ein ähnliches Jahrgeld war ihnen 
in der March auferlegt, wovon fie „Sahrgelbler" hießen, und ebenfo 
in der zugerifchen Gemeinde Baar ein Schirmgeld von 15 Schillin⸗ 
gen auf die Haushaltung und 79, Schillingen auf die Perfon, welches 
fie mit Arbeiten an den Dorfbrunnen abverbienen fonnten 5%). In 


— — — 


0) Beiſaͤßenordnung v. 1694, ſ. Rechtsgutachten ber Zürcher Juriſtenfakultät 
betreffend die Allmendnutzungen ber neuen Landleute 1840. Landsgem. Prot. vom 
13. Oft. 1720. 

51) Regiſter des Landegem. Prot. 

*=) Landb. v. Küßnach $. 40 bei Kothing Rechtsq. ©. 289. 

ss) Stadlin I. 9, 13, 15, 16. MI. 114. IV. 472, Burgerbuch is Stabtardhin, 

20) A. L. B. a aD. Landb. v. 1635 fol. 23, 

>) Satzung v. 1732 bei Stablin IU. 137. 
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Glarus war es alter Landesbrauch, daß jeder Tagwen nadı feinem 
Belieben von den Hinterfäßen Steuern und Abgaben fordern mochte °9. 
In Appenzell. Rh. dagegen war es Landeögefeh, daß jeder Hin- 
terfäße der Kirchgemeinde, in welcher er gefeflen war, jähtlid) %, vom 
Hundert feines Vermögens Steuer zu entrichten hatte 2. 

Bereits felt dem 16. Jahrhundert war e8 Sitte, von ben Hinter 
füßen bei ihrer Annahme Bürgfhaft („Troſtung“) zu fordern, theils 
für die Bezahlun ber Schulden, welche fie während ihres Aufenthalts 
Im Lande Eontrahiren würden, theils dafür, daß nicht ihre Familie 
nach dem Tode des Vaters dem Lande zur Laft falle »e). Für Beides 
hatte, wenn die Kautionsforderung verfäumt wurde, in Glarus ®) 
der Tagen, welcher einen Hinterfäßen bei ſich figen ließ, in Appen- 
zel l A. Rh. der Gemeinverath, in Obwalden der Landmann, welcher 
einem Fremden ohne Niederlaflungsbewilligung eine Wohnung ein- 
räumte, zu haften. Wie das Einzugsgeld der Hinterfäßen, fo ftieg in 
Glarus °%) und Obwalden auch der Betrag der Kaution, weldhe 
fie zu hinterlegen hatten: im 16. Jahrhundert wurden nicht mehr als 
fl. 100, fpäter aber fl. 200 gefordert. In Nidwalden und in der 
Gemeinde Baar °2) hatten die Hinterfäßen 100 Kronen, in Appens- 
zel 1I4. Rh. Urfern °%, der March °), Einſiedeln un Men» 
zingen 100 Gulden zu „vertröften”. 


$. 4. Rechtliche Stellung der Hinterfäßen. 


Wir haben bereits im erften Theile geſehen, wie die Hinterfäßen 
im Vergleiche mit den Landleuten beinahe nad) allen Richtungen hin 
mannigfachen Befchränfungen unterworfen waren. ‘Diefe dauerten In 
dem Zeitraume, den wir gegenwärtig behandeln, nicht bloß fort, ſon⸗ 
dern nad) dem Geifle der Zeit mußten fie fidh noch vermehren. Wir 
wollen die eigenthümlichen Rechtsverhaͤltniſſe, im welchen ſich die 
Hinterfäßen befanden, der Reihe nach durchgehen. 


s) Manuffr. bes Landd. aus dem Anfange des 18. Jahrh. 

”) Landb. Art. 87. 

) Berg. A.8. B. v. Uri u. Obwalden a. a. O. 

20 Satzung v. 1588 im A. L. B. Bl. 50 B Geitſchr. für ſchweiz. en 
vi. 39). 

Sagtzung v. 1551, f. R. 48). Eunbögem. Brot. v. 1754. 

9) Stapfiu IM. 356. 

* Thalbud Art. 75, 

*) Landb. v. 1544 Urt. 87, Vergl. 9.2.2. bei Kothing Medien. ©. 42. 
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1) Bon feföft verftand e8 ſich, daß fie feine po Litifchen Rechte 
befaßen und weder an Landsgemeinden noch an Gemeindsverſamm⸗ 
ungen mitftimmen burften. Nachdem in den Wirren der Reformationg- 
zeit die Hinterfäßen in Glarus für flimmfähig erklärt worden 
waren *%), erfannte 1532 der dreifache Landrath aus Befehl der 
Landsgemeinde ausdrücklich *%): 

„Das fürohin khein Hinderfäß dienſtknecht ald ander fo nit Landtlät ſindt, 
an Dnfern Gemeinden nichts Natenn, minderen, nod $ölfent, weder vmb 
ein Anımann, Richtere, Räte, noch keinerley fachen, So die Landtlüt vnd vnſer 
Land antröffendt, dann ſolichs vns und vnſeren Nachkomen an onferen Landts 
Fryheiten zu Ingriff vnd abbruch dienende.“ 

Ebenſo ſagt das alte Landbuch von Uri Art. 168): 

„Es if auch — angeſechen, daß bie Hinterfäßen m vnnſerm Landt vmb 
einicherley ſachen weder mindern noch mehren ſollen bey 5 gulden Buoß. Bers 
behalten vmb ein Hauptman im Veld, fo fehr einer zuo ber Banuer ober zu dem 
Fendle außgenommen iſt.“ 

Auch nachdem in Glarus mißbrauchlicher Weiſe einzelne Hin- 
terfäßen ein Tagwen⸗ oder Kirchgenoſſenrecht zu erlangen gewußt 
hatten, blieben fie doc) vom Stimmrechte an den Gemeindsverſamm⸗ 
lungen ausgefchlofien und mußten ſich mit der erfauften Nubung 
begnügen ee). In Schwyz konnten die Hinterfäßen nicht bloß feine 
bürgerliche, ſondern auch feine geiftliche Aemter erlangen; ja e8 war 
ihnen fogar verboten, über geiftliche und weltliche Urtheile zu dispu⸗ 
tiren ®). 

2) Wie wir bereit8 aus dem Urner Landbuche gefeben, waren 
die Hinterfäßen zum Militärdienfte verpflidtet. In Nidwal⸗ 
den und Appenzell A. Rh. e) wurben fie fogar immer in's 
erſte Kontingent geftellt; dort und in Schwyz erhielten fie die Er- 
laubniß fich zu verehelichen nur dann, wenn fie vorher in voller mili- 
taͤriſcher Ausrüſtung vor der Obrigfeit ſich ftellten und dieſelbe in's 
Zeughaus ablieferten. Dagegen konnte fein Hinterfäße eine Offiziers⸗ 
ftelle bekleiden *9). 

3) Bon der Benugung der gemeinen Mark (Holz und Feld) 
waren die Hinterfäßen rechtlich ausgeſchloſſen. Doch finden wir, wie 


+) Bal. Tihupi'’s Chronik im Archiv für ſchweiz. Geſch. IX. 387. 

9.8.3 Bl. 2 B (Beitfäge. f. Schweiz. R. V. 139). 

AR. 8. Bl. 72 A (3. 1640; Zeitfhr. f. ſchweij R. VI. 84). Evang. 
Landsgem. Brot. v. 1726. 

*) Beifäßenorbnuung bei Meyer v. Knonau ver Kant. Schwyz ©. 101, 10%. 

, Walfer:-Rüfh IM. 157. 

*) Zuger Rathsprot. v. 1643 bei Stadlin IV. 00. 
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fräber fchon in Uri und Schwyz 'e), fo nun and in Einfiedeln 
und ber March die Vergänftigung, daß fie für den eignen Hausge- 
braud) und den Bebarf ihrer Begenfchaften in den Gemeinwälbern 
Holz hauen durften. In Uri war ihnen ferner verflattet, auf ber 
Bodenallmende Fruchtbaͤume zu pflanzen; Dagegen wurde ihnen nun 
verboten auf derfelben zu heuen 2). In der appenzellifchen Ges 
meinde Herisau war ben Hinterfäßen die Mitbenugung der Nordhalde 
zugelaffen, doch wurden 1585 ihre nachgebornen Kinder und deren 
Nachkommen davon ausgefchlofien '*). 

4) Auch beim Jagdrechte, welches dem Orundfage nach nur 
ven Landleuten zuftanb, war es bloße Bergünftigung, wenn e8 theil⸗ 
weife auch ben Hinterfäßen eingeräumt wurde. So erlaubte bie 
Landögemeinde von Glarus 1574 1°), imdem fie die Jagd auf 
Hirſche, Rebe, Steinböde und. ®emjen ven Landleuten ausſchließlich 
vorbehielt, den Hinterfäßen alles andere Gewild, jedoch nicht anders 
als mit Schießgewehren zu erlegen. In Nidwalden 9) dagegen, 
wo früher noch eine ähnliche Begünftigung beftanden hatte, war nun 
den Hinterfäßen alle Jagen und Fifchen, fofern legteres nicht bloß 
im Dienfte eines Landmannes gefchah, verboten; ebenfo in Appen⸗ 
zell A. Rh. >), foweit fie nicht eine fpezielle obrigkeitliche Bewilli⸗ 
gung dazu erlangten. Ein ähnliches Berbot beftand in Schwy3; 
Doch war hier das Jagen auf Raubthiere und das Fifchen mit der 
Angel davon auögenommen. 

5) Allgemein und fehr läftig für die Hinterfäßen waren bie 
Beſchraͤnkungen, welche ſich auf den Erwerb von Liegenſchaften 
bezogen. Kam e8 aud in Schwyz im Anfange diefes Zeitraumes 
noch zuweilen vor, daß größere Grundftüde in den Händen von Hin- 
terfäßen fich befanden '®), fo verbot ihnen doch die Landsgemeinde 
ſchon 1585 bei Strafe ver Ausweiſung, Güter im Werthe von mehr 
als 1000 Pfund zu kaufen oder in's Lehen zu nehmen, oder zu Gütern, 
die jene Werthfumme nicht überftiegen, noch mehr zur Atzung für ihr 
Bich zu übernehmen oder Heu hinzuzufaufen "9. Man wollte, wie es 


29 Bergl. Th. I. ©. 380. 
121) Satzungen v. 1678 u. 1687 im Regiſter des Landsgem. Brot. 
22) Urk. bei Zellw. Nro. 906. 
2) A. L. B. DB. 26 B (Zeitfhr. V. 172). 
») Landb. v. 1623 u. 1731. 
2 2audb. Art. 87. 
’) Meyer v. Knonau a. a. D. ©. 102. 
27) Landb. 1. 2 (Rothing ©. R). 
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ſcheint, den Hinterfäßen die Betreibung ber Viehzucht, ver beſten 
Gxrwerbsquelle fürs die Landleute, unmöglich machen! Durch pie Bei: 
fäßenorbnung von 1694 mwurbe war der Betrag, bis zu welchem 
Güter oder Häufer yon Hinterfüßen gefauft oder in's Lehen genommen 
werden fonuten, auf 4000 Pfund erhöht und ihnen zugleich ausdrück⸗ 
lich das Recht gefichert, auch Liegenfchaften von höherem Werthe 
durch Erbgang zu erwerben; dagegen mußten fie nun von allen ge 
kauften Liegenfchaften, fowie von ererbten im Werte von mehr als 
4000 Pfund einen Ehrfchag, betragend- einen Schilling vom Gulden, in 
den Zandfädel bezahlen. In der March burfte in früherer Zeit, wie 
in Schwyz, ein Hinterfäße Güter bis auf den Werth von 1000 Pfund 
kaufen ober in's Lehen nehmen; fpäter war ihm Beides unbedingt 
unterfagt 9). In Einfiedeln durfte ein Hinterfäße nicht mehr 
Büter kaufen als für 10 Kühe Sömmerung und Winterung, fpä- 
ter aber bloß noch für den Werth von 1000 Gulden, und in Wol rau 
für nicht mehr als 300 Gulden 7%. In Uri war einem Hinterfäßen 
nur erlaubt, ein Haus mit einem Hausgarten zu kaufen, außer wenn 
bie Landsgemeinde ihm ausdrücklich Mehreres zu erwerben bemilligte; 
auch war ihm unbedingt verboten, Güter in Pacht oder Halbpacht zu 
nehmen ®). In Nidwalden durfte ohne vorherige Ermächtigung 
der Landsgemeinde überhaupt feine Liegenfchaft im Lande (Hänfer, 
Mühlen und Bäckereien inbegriffen) an Hinterfü.ßen veräußert werben 
und auch nad) jener Ermächtigung noch ſtand den Landleuten das 
Zugrecht offen. Ferner war auch hier den Hinterfäßen unterfagt, 
Liegenfchaften in Pacht zu nehmen oder für deren Bewerbung mit 
Landleuten in Gemeinſchaft einzutreten 9). In Obwalden fcheint 
es zuweilen vorgeflommen zu feyn, daß man Liegenfchaften an Hinter- 
fäßen verfaufte unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Landes 
gemeinde; dieſes wurde 1563 verboten und befchloflen, es follen Die 
Kaufsunterhandlungen erft beginnen bürfen, nachdem zum Boraus die 
Landgemeinde Die Ermächtigung Dazu ertheilt habe. In Pacht nehmen 
durfte ein Hinterfäße hier nicht mehr als Haus und Garten und für 
6 Kühe Winterung 22). In Glarus erkannte der Rath auf Geheiß 


2 Landb. v. 1544 Art. 67. Landb. v. 1756 Art. 47 bei Kothiug Medisg. 
S. 130. 

) Ebenda S. 180, 181, 314. 

4.2.2. Art. 193. Eakung v. 1696 im Negifter des Landegem. Prot. 

) Landb. v. 1623, Nachtrag v. 1631. 

»22) A. L. B. Bl. 18 B. 
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der Landösgemeinde 1556, es fole ein Hinterfäße nicht mehr Liegen⸗ 
ſchaften und aud) nicht mehr Heu Zaufen als zur Winterung für 5 übe. 
Doch fah man ſich ſpuͤter genöthigt, dieſes Geſetz weſentlich zu mil 
dern: ſchon 1569 wurde ver Rath ermächtigt, in Fällen, wo arme 
Witten und Waifen zum Verkaufe von Liegenſchaften ſich genöthigt 
fehen würben und kein Landmann ſich als Käufer bereit fände, den 
Hinterfäßen ven Ankauf derſelben zu geftatten, und 1644 wurbe ver- 
ordnet, e8 follen, wenn der Frau eines Hinterfüßen ein Erbe zufalle, ihre‘ 
Berwanbten daſſelbe in Orunbftäden anlegen mögen, doch fo, Daß der 
Ehemann niemals mehr ald für 10 Kühe Winterung befigen dürfe ®*). 
In Appenzell A. Rh. envlid war ven Hinterfäßen der Ankauf von 
Liegenfchaften unbebingt verboten, jedoch unter Vorbehalt ausnahms⸗ 
weiter Ermaͤchtigung des Nathes im befonvern Falle. 

6) Zugleich mit dem kaufweiſen Erwerbe von Riegenfchaften war 
den Hinterfäßen gewöhnlid audy der Erwerb von Gülten im 
Lande unterfagt, weil eben dag Recht des Gültgläubigers ſich leicht 
in Grundeigenthum verwandeln fonnte. Der dreifache Landrath von 
Schwyz erfannte in Beftätigung eines bereits feit älterer Zeit be- 
ſtehenden Reditsgrundfages 1612 4), e8 follen alle Gülten, welche 
ein Hinterfäße auf Güter fegen würde, ungültig feyn und berfelbe 
überdies gebüßt werden. Die Beifäßenorbnung von 1694 beftätigte 
das Berbot mit der Androhung, daß das Kapital, weldhes ein Hin- 
terfäße auf Llegenfchaften anleihen würde, dem Lande verfallen feyn 
folle. Auch in der March und in Einfiedeln war ed den Hinter- 
ſaͤßen unterfagt, ®eld auf Gülten zu leihen oder foldye von andern 
Gläubigern zu kaufen; ebenfo in Pfäffiton, wo ihnen jedoch vor: 
behalten blieb, von Auswärtigen Gülten zu erwerben , ſowie Die auf 
ihren eignen Gütern haftenden Gülten abzulöfen ®). 

D Am prüdendften war für die Hinterfäßen die Einſchraͤnkung 
in ver Betreibung bürgerlider Gewerbe, welcher fie unterworfen 
waren. Die Beftimmung, daß fle nicht mehr als ein Gewerbe treiben 
durften, welche wir bereits in Schwyz und Obwalden gefunden 
haben °%), galt au) in Nidwalden N, Zug 9), Einfiedeln 


9.8.98. Bl. 31 B, 34 B, 76 B (Zeitſchr. V. 183, 189. VI. 70). 

*) Landb. II. 15 (Kothing ©. 140). 

22 Kothing Rechtsq. S. 123, 181, 326. 

°) Vergl. TH. I. ©. 389. Bine ähnliche Beichränfung befand auch in ber 
Stadt Luzern. Segeffer I. 120. 

) Landb. v. 1623 u. 1731. 

29 Stablin IV. 8. 
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und vr March *). Und wie in Urt, fo waren fe auch in Nidwal- 
den und Glarus *%) vom Handel überhaupt ausgefchloflen und auf 
bie Ausübung von Handwerken beſchraͤnkt. Auch in Schwyz; 9") war 
ihnen wenigftens der Holzhandel und aller Vorlauf bei 25 Gulden 
Buße und Berluft des Beiſaͤßenrechtes unterfagt. Wir haben bereits 
gelagt, daß man ihnen auch die Betreibung der Viehzucht dadurch 
unmöglich zu machen fuchte, daß man ihnen verbot, Liegenfchaften zu 
erwerben oder in Pacht zu nehmen; bier ift noch zu erwähnen, daß in 
Urt ) und Nidwalden 9) ansdrücklich vorgefchrieben war, es 
follen Hinterfäßen nicht mehr als 6 Kühe oder eine entfprechembe 
Zahl anderes Vieh hakten Dürfen. Merlwuͤrdig tft endlich, daß, während 
ihnen in Uri 99 und Einſiedeln verboten war, Halbvich von Bands 
leuten zu empfangen, Ridwalden *5) gerabe umgelehrt feinen Land» 
leuten unterfagte, Halbvieh von Hinterfäßen anzunehmen! 


2) Kothing NRechtsq. S. 123, 181. 

»c) Satzung v. 1566 im A. 2. B. Bl. 45 B ( Zeitſchr. VE. 9). 
*ı) Beifäßenorbnung a. a. O. 

2) Sakung v. 1637 im Regifter des Landsgem. Prot. 

) Landb. v. 1623. 

YNA.L. DB. Art. 164. 

»2) Landb. v. 1806 IV. 2. F. 13. 
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Die Gemeinden, Hart: und Apgenoſſenſchaften 0] 


Eiiftes Kapitel. 
Die Gemeinden, Mark; und Alpgenofienfchaften. 


Wir haben bereits im eriten Theile geiehen, daß in Uri und 
Schwyz Die Gemeinde im Lande aufging, weil dieſes zugleich Mark⸗ 
genoftenfchaft wear, in den übrigen vier Ländern dagegen ein ſelbſt⸗ 
ftaͤndiges Gemeindeleben ſich eniwidelte, welches der Beachtung fu 
hohem Maße würbig ik. Bei der Berichiebenartigfeit des äußern 
Beſtandes und der Berfaffung, welche uud auf den erſten 
Blick enigegenteitt, wird es angemefien ſeyn, zuerft Die Gemeinden, 
dann die größern Markgenoſſenſchaften für ſich zu betrachten. Da.aber 
das innere, privatrechtliche Berbältniß, welches die Genoſſen 
mit einander verknüpfte, bei ven beiden Inſtituten das nämliche war, 
fo werben wir in zwei folgenden Abſchnitten zuerft Das Nutzungsrecht, 
dann die Nugungen felbft mit Hinſicht ſowohl auf Die Gemeinden als 
and) auf die größern Markgenofienfchaften behandeln. Am Schlufle 
werben wir noch die rein privatzechtlichen Alpgenoflenfchaften berüb- 
ren, welche bloß darum hierher zu ziehen find, weil fie mit den Mark⸗ 
genofienfhaften und Gemeinden, die ebenfalls Alpen befaßen, ein 
gemeinfames Dbjeft hatten, welches feiner Ratur nad) beſondere 
Einriätungen veranlaßte. . 


$. 1. Die Gemeinden. 


Die vier Kantone Unterwalden, Glarus, Zug und Appenzell 
hatten in Ihren Gemeinden felbftfländige, vollkommen ausgebildete 
Organismen, welche vom Lande (dem Staate) verſchieden waren und 
Theile deffelben ausmachten. Aber in jedem der vier Karttone nahm 
das Gemeindeweſen wieder eine eigenthümliche Geftalt an, fo daß es 
als zwedmäßig erfheint, jedem Lande eine gefonderte Betrachtung zu 
widmen. | 

[. Wir beginnen mit Zug, wo, im geraden Gegenjage zum benad)- 
barten Schwyz, der loſe Staatsfompler, den man „Stadt und Amt" 
nannte, beinahe in den Gemeinden aufging. Die Berfaffung der Stabt- 
gemeinde war im Wefentlichen folgende: Alljaͤhrlich im Mat verfam- 
melten fich die Burger zur Wahl der Räthe, der Bögte und der untern 
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ſtaͤdtiſchen Angeſtellten. Stimmfaͤhig war, wer das zwanzigſte Alters⸗ 
jahr zurückgelegt hatte ); doch waren vom Stimmrechte ausgeſchloſſen 
die Verpfründeten und Almoſenempfaͤnger, ſowie die außer dem Ge⸗ 
meindebanne wohnenden Burger ). In dem Bachmanniſchen Handel 
vom Jahr 1585, der wegen Beſetzung der Stadtſchreiberſtelle zwiſchen 
dem Rathe und ver Burgerſchaft fich entfpann und nicht ohne Dazwi⸗ 
ſchenkunft der Eingenoffen gefchlichtet werden fonnte, fegte Die Gemeinde 
es durch, daß fie auch im Jahreslaufe Rathsglieder, welche durch ihr 
Berhalten zu begründeten Klagen Anlaß. gaben, entfegen burfte, — 
Recht, von welchen 1735 gegen den befannten Ammann Schumadher 
Gebrauch gemacht wurde. Aud vermochte ber Rath fein Begehren nicht 
durchzuſetzen, Daß Anträge von Burgern nur mit feiner Zuſtimmung 
follten an die Gemeinde gebracht werben dürfen ). Doch blieb dem aus 
13 Mitglievern beftehenden Stabtrathe eine bedeutende Kompetenz, 
da er. nicht bloß die Gemeindegeſchaͤfte zu beforgen hatte, ſondern auch 
bie obere Berwaltung der der Stadt zugehörigen Bogteien ihm zufland. 
Des Borfit führte der Ammann des Kantons bis 1608, in weichem 
Jahre die Stadt, aus Unmuth über den Berluft Der Landſchreiberſtelle, 
den Ammännern aus den Landgemeinden viefes Recht entzog . Bon 
da an wurde als Borficher der Stadtgemeinde ein befonderer „Stab«- 
führer", meiftend aus ben geweinen Ammännern, welche der Stabt 
angehörten, gewählt; 1729 wurde beſchloſſen, ed follen immer zwei 
Stabführer mit einander abwechfeln 9). Der aus der öfterreichtichen 
Zeit herſtammende „große Rath“, beftehend aus einem Schultheißen 
und 24 Mitgliedern, hatte wegen der Bereinigung der Stadt mit dem 
äußern Amte zu einem politifchen Gemeinweſen die Bedeutung, welche 
bie Großen Räthe in andern, namentlich den regierenden Städten 
erhielten, niemals erlangen können; er beftand faft nur dem Namen 
nad fort, indem cr fi} jährlich einmal verfammelte, um über Fleifches- 
vergehen und Vebertretungen der Kirchengeſetze zu urtheilen 9. Die 
Genofiengüter der Stadtgemeinde wurden im Laufe der Zeit vermehrt 
durch Ankäufe von Waldungen, namentlich in den Vogteien Cham, 
Riſch und Hünenberg. 

Was die Gemeinden des äußern Amtes betrifft, fo find wir über 


. Sapungen v. 1500 u. 1624 im Burgerbuch. 
Praktizirerdnung v. 1728, 
2 Stadlin IV. 417- 482. Vergl. Boſſard im Geſchft. XM. 127, 128, 
*) Stablin II. 274. 
) Boffarb a. a. O. ©. 87, 88. 
) Faͤſi 1. 375, 376. 
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Die Verhaͤltaiſſe in Baar am beſten unterrichie. Die Gemeinde 
bildete in finatlicher Beziehung ein Ganzes: fie haste ihren Rath und 
felt 1674 ihr eignes Rathhaus, wie auch allgemeine Statuten, welche 
im Jahr 1669 neu aufgezeichnet tuurben -und vorzugsweiſe über Ge⸗ 
genftänve des Privat» und Strafrechts, über die Verhältuiffe der 
Hinterfäßen, über das Gemeindebürgerredht, über Benflonen und 
Auflagen Beſtimmungen enthielten ). Aber in Bezug auf Die gemeine 
Mark und die daran fich knüpfenden Nutzungen zerfiel Die Gemeinde 
in mehrere Kleinere Benoflenfchaften: Baar (das Dorf), Blickenſtorf, 
Deiniten, Inwyl und Grüth (jetzt Allenwinden), weiche ihre beſondern 
Allmenden und Waldungen befaßen 9. Es mag fich Diefe dlonomiſche 
Getrenntheit daraus ertlären, daß In Alterer Zeit Die verſchiedenen 
Dörfer und Weiler befondere grundherrliche Höfe ausmachten, wähs 
rend nur daß politifche Band der Vogtei, fowie das kirchliche ber 
Dfarrei die gefammte Gemeinde zuſammenhielt. Im Dorfe Baar 
Eonnte Die Aufnahme neuer Genoflen durch die Einſprache von bloß 
zwei Dorfleuten verhindert werben; mit gleicher Rechtsfolge konnten 
in Blidenftorf vier Genoſſen jeder Theilung oder veränderten Bes 
nugung der Allmende, und ein einziger dem Berlaufe von Holz außer 
das Dorf widerfprechen. Sonſt entichiev an ver Benofienverfammiung 
die Mehrheit der im Dorfbanne wohnenden Genoſſen; im Dorfe Baar 
gab es zwei gebotne Gemeinden, um Weihnachten und St. Agatha, 
während die politifche Gefaummtgemeinde Baar ſich ordentlicher Weife 
ebenfalls zweimal jährlich, aber im Mai und um Martini zu verfams- 
mein pflegte. Uebertretungen der Dorfgefege wurden in Baar von ben 
Dorfberren, in Blidenftorf von den Vierern 9) beftraft; ed konnte 
aber von ihrem Spruche an die Genoſſengemeinde appellirt werben. 
Wer eine ihm auferlegte Buße binnen der feftgefegten Friſt nicht bes 
zahlte, wurde nad altem Rechte von der Rubung an Holz und Feld 
ausgefchlofien. 

Auch die Gemeinde Menzingen oder, wie fie in älterer Zeit 
hieß, „am Berg" bildete nur einen politiichen Verband. Bon ben 
9 Rathsgliedern fielen 3 auf die Kirchgemeinde Neuheim, 6 auf Men⸗ 
zingen. Das Bergreht vom Jahr 1517, vermehrt durch fpätere 


— 





) Stadlin IH. 188, 355 ff. 
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Sagungen aus den Jahren 1586 bis 1619 20), enthält ebenfalls vor⸗ 
zugsweife Beſtimmungen über das Gemeindebürgerrecht, über die 
Verhaͤltniſſe der Hinterfäßen, über die Stimmfähigfelt au ber Ge⸗ 
meinde, welche mit dem Alter von 16 Jahren begann, und über das 
Zugredit. 

Die vierte politifche Gemeinde war das Thal Aegeri. Bon den 
9 Rathsgliedern wurden 5 von Oberägeri und 4 von Unter (oder Wyl⸗) 
ägeri gewählt. Die beiden Dörfer bildeten von Alters her getsenute 
ötonomtiche Senoflenfchaften 22). Doch Hatten Die Gefchlechter der alten 
Thalleute von einer zur andern freien Zug. Ein auf der Südſeite gele⸗ 
gened gemeinfames Stüd Allmend und Waldung wurde um's Jahr 1750 
auch noch getheilt. Die Korporationsgüter waren von fo bedeutendem 
Umfange, daB fie von allem Grund und Boden im Thale beinahe 
zwei Drittheile ausmachten 12). 

Il. Das Land Appenzell war vor der Landestheilung in zwölf 
Rhoden abgetheilt, von welchen die ſechs Innern (die Schwendiner, 
Rütiner, Lehner, Schlatter, Gontner und Rickenbacher Rhode) auf 
die Kirchböre Appenzell fielen; doch hatte ſich das Dorf Gais, 
welches in Älterer Zeit zur Ridenbacher Rhode gehörte, Davon ges 
trennt 22) und. führte nun als halbe Rhode für fich einen beſondern 
Gemeindehaushalt 2). Die ſechs Außern Rhoden, weldje durch⸗ 
gängig einen größern Umfang hatten als die innern, waren bie 
Urnäfcher, bie Herisauer, Die obere und untere Hund 
wyler, die Teufener und Die Trogener Rhode. Auch hier hatten 
im Laufe der Zeit mehrere Abfonderungen ftattgefunden : fo erſcheint 
Speicher, weldyes früher zur Teufener Rhode gerechnet worden zu 
feyn ſcheint 15), im ſechszehnten Jahrhundert als ſelbſtſtaͤndige halbe 


10) Stablin I. 112—115. 

1) Ebenda S. 30. Bergl. Offnung von Aegeri bei Grimm Weisth. I. 160; 
„Du find die von Wil (Unterägeri) harfomen mit ir allmend.” 

19) Mittheilungen des Hrn. Oberrihter Hürlimann in Unterägeri. 

19 Nah Walfer I. 70 fällt ber Bau der Kirche zu Gais in's Jahr 1460; 
bo koͤmmt eine .„Enrchhöre vff gaiß“ ſchon in einer Urk. v. 1453 (gedruckt in 
„Beriht und Anträge über das Nugnießungsreht des Hadbühler : Genoflen- 
guts“) vor. 

14) Urk. v. 1552 bei Zellw. Nro. 854, wo u. N. auch ein Hauptmann von 
Gais genannt wird. Urf. von 1558 ebenda Nro. 875. 

15) Wir ſchließen dieſes aus ber citirten Urk. v. 1562, wo im ein- und zwei⸗ 
fachen Gerichte offenbar Vertreter fammtlicher 6 äußern Rhoden erfcheinen. Beim 
erftern werden an der Stelle der Teufener Rhode genannt: „Künzly G'ſchwend 
und Hanf Kern zum Speicher”; beim letztern heißt es: „von Teuffen Küenzli 
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Rhode 2%); die Rhode Trogen aber, die größte und volkreichſte des 
Landes, theille fich zuerft in zwei halbe Rhoden, von denen Die eine 
die Kirchhoͤren Trogen und Grub, die andere ſaͤmmtliche, nad 
rheinthalifchen Kirchen einyepfarrte Berggegenden umfaßte, — letztere 
dann wieder in drei fechsteld Rhoden, nämlid ven Kurzenberg, 
welcher zu Thal, ven Hirſchberg, welcher zu St. Margreiien und 
Bernegg, und bie Oberegg, welche zu Marbach und Altſtaͤtten lirch⸗ 
genöffig war 19). Jede Rhode des Landes, mochte fie nun eine ganze 
oder bloß eine Theilthode feyn, wählte jährlich ihren Hauptmann und 
tären Gemeinderath; Iehterer beftand bei ganzen Rhoden, wie bereits 
im vierten Kapitel (S. 171) angeführt wurbe, aus 12 Klein⸗ und 
42 Großraͤthen, bei halben Rhoden aus der Hälfte dieſer Mitglieder⸗ 
zahl 19. Ohne Erlaubniß des Hauptmanns "und der Räthe durften, 
zufolge einer Verordnung von 1585, von einzelnen Rhodegenofien 
feine Anträge an die Gemeinde gebradjt werben ?9). 

Wir wollen nicht beftreiten, daß die Rhoden in Alterer Zeit auch 
eine militärifche Bedeutung hatten 2%); e8 deutet darauf ihr Rame 
(wohl gleichbedeutend mit „Rotten”) wie derjenige ihrer Vorfteher, 
ferner die Fahnen und Waffen, welche einzelne der innern Rhoden 
jebt noch befigen, und bie Waffenfchau , bei welcher jeder Landmann 
am Berfammiungsplape feiner Rhode fich zu fkellen hatte 21). Allein 
man würde ſich fehr irren, wenn man annehmen wollte, e8 hätten vor 
der Landestheilung die Rhoden Im ganzen Sande fo wenig Aehnlich⸗ 
tert mit wirklichen Gemeinden gehabt, wie e8 gegenwärtig in Inner 
choden der Fall ift. Borerft fteht fe, daß die Rhoden in beiben Lan⸗ 
desiheiten geographiiche Bezirke und nicht etwa bloße Geſchlechterver⸗ 
bande waren; könnte barüber nod) ein Zweifel walten, fo würbe der 





Siämend, Hanf Kern, Rühj zur Blatten, und Connrad Locher vom Spycher.“ 
Walſer I. 99, 112 behauptet zwar, Speicher habe in bie Trogener Rhode ges. 
bört, allein diefer Annahme fleht bie fehr Flare Auseinanberfeßung ber Urk. von 
1597 (Zellmw. Nro. 1041) entgegen. 

20) Urkk. v. 1542, 1547, 1579 bei Zellw. Mro. 820, 841, 860. 

7) rk. v. 1597 ebenda Nro. 1041. Berg. Nrk. v. 1862 ebenda Rro. SI: 
„Lacher der Zitt Hauptman am Turkenberg In troger Rob gelegenn, BI Sgfter 
Hauptman uff ober Cegg.“ Urk. v. 1597 ebenda No. 1038 (©. 497): „Hirfperg 
und Oberegg . . . haben aud ihre befonberbare Hauptleuth und jährlidie Mäthe.” 

29 Bergl. Landb. v. Anferrhoben Urt. 4: „Speicher, Sechß bei Kleinen 
und Seh des Großen Raths.“ So au bei Bates. 

N) Sellw. Gef. DIE. 2%, 198. 

2) Snell II. 469 fi. 

>) Urkk. v. 1897 bei Bellw. Nro. 1088, 1040. 
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Ausdruck Rhoden oder Gegenden“, der ſich zuweilen in den Urkunden 
findet, denfelben befeitigen. Sobann ift zu beachten, daß, während 
fon die Kichhöre Appenzell als eine Martgenoſſenſchaft erſcheint, 
Doch einzelne ber zu ihr gehörigen Rhoden, wie namentlich bie Autiiner 
und Lchner Rhode 22), ausfdjließliche Nechte an Waldungen und 
Allmenden derfelben erworben hatten. Ohne die Landestheilung hätte 
fich vielleicht auch in den innern Rhoden ein ſelbſtſtaͤndiges Gemeinde⸗ 
weſen entwickelt, wie es jedenfalls ſchon vor derſelben in den Außern 
Rhoden beftand, welche meiſtens zugleich Kirchhoͤren waren. So ftells 
ten Die Kirch⸗ und Rhodegenoflen von Urnäfihen, mit Bewilligung 
von Ammann und Rath zu Appenzell, 1533 über die Rutzung ihrer 
Gemeinmark Sagungen auf *°). Ebenfo hasten bie halben Rhoden 
Gais und Speider ihre eignen Wälder und. Allmenden 9; der 
erftern wurde das Strafrecht bei Forftfreveln 1572 vom Rathe zu 
Appenzell förmlich zuerkannt 29). — Allerdings aber gab e8 neben den 
Rhoden aud) andere, bald größere bald kleinere Genofienfchaften, 
weiche Hol; und Feld befaßen. So gehörten die Wälder Steinegg und 
Watt den Leuten zu Trogen, Teufen, Speicher, Rothen Ciegt 
Bühler) und im Tobel gemeinſchaftlich 29; Dagegen befaßen bie 
Hofgenofien von Stechlenegg in der obern Hundiwyler Rhode *%) 
und diejenigen im Rietli, welche nad) Gais kirchhoͤrig waren, für 
ſich ihre befondern Wälder 2°). Auch die Kirchhöre Grub, weiche nur 
einen Theil der halben Rhode Trogen ausmachte, hatte ihre Gemein⸗ 
mark und darauf bezügliche, von der Obrigkeit zu Appenzell beftätigte 
Sasungen 3%. Endlich gehörte bie Rorbhalbe bei Herisau nicht 
der ganzen Rhode, fondern nur den Dorfleuten, welche „innert ver 
Feuerſchau wohnten" und Brunnengeld bezahlten, und einer Anzahl von 
Genoſſen außer dem Dorfe, welche die „Gerechtigkeit“ dazu hatten>e). 

Es iſt begreiflich, Daß Die Landestheilung vie verſchiedenartige 
Stellung der innern und der Außern Rhoden, welche uns ſchon in 


23) Urk. v. 1582 ebenda Mro. SR. 

8) Urk. ebenda Nro. 781. 

2») Urff. v. 1562 u. 1579 a. a. O. 

25) Urk. erwähnt im Gemeindebriefe v.1663, „Bericht u. Antrag”, |. N. 1. 

29 urk. v. 1640 bei Bellm. Mro. 816. Bergl. el. v. 1588 ebenba bero 790. 

s) Urt. von 1537 ebenda Nro. 788. Bergl. ben Landtheilungsbrief oben 
Kap. 1, S. 70. 

* Urkk. v. 1558 u. 1570 ebenda Nro. 876, 923. 

29) Urk. v. 1554 ebenda Nro. 862. 

s Urk. v. 1585 ebenda Mre. 966. 
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aͤlterer Zeit entgegentritt, zum entichtebnen Gegenſatze befürbeste. In 
Appenzell Innerrhoden abforbirte Das Land Die Gemeinden, wie 
in Uri und Schwyz. Die Rhoden erhielten keine felbfifkhnbige Beben- 
tung als Genoſſenſchaften, fenbern wurden, mie in Schwyz Die Bieriel, 
bloße politiſche Wahltörper, welche nun die Gefchlechter umfagten, bie 
früher im Rhodebezirke gewohnt hatten. Eine wirkliche Gemeindever⸗ 
fafung erhielten, ihrer abgefonderten Lage wegen, nur die Mhoben 
Hirfhberg und. Oberegg, weldge, obgleich ganz von außerchos 
diſchem Gebiete umfhlofien, doch des Glaubens wegen zu Innerrhoden 
geſchlagen wurden 22). In Appenzel-Außerrboden hingegen trat 
an die Stelle der alten Eintheilung in Rhoden die neue in Kird> 
gemeinden. Die Kirchhoͤren, welche früher eine gange Rhode aus⸗ 
gemacht hatten, umterfcyieven fi) nur dadurch noch von den aubern, 
daß fie nad alter Form einen vollſtaͤndig befeuten Gemeinderath von 
12 Klein⸗ und 12 Großräthen- hatten. Im Laufe Der zwei Jahrhunderte, 
welche auf die Landestheilung folgten, wurden bei kart zunchusender 
Bevölkerung nicht weniger als 12 neue Pfarrlirchen gegründet und fo 
oft Auf dieſe Weiſe eine neue Kirchhoͤre ſich bildete, wurden ihr eigne 
Hauptleute und Räthe zuerkannt 22). Nur ausnahmsweiſe kounte es 
noch vorfemmen, Daß der Umfang einer politiichen Gemeinde nick 
gan, mit demjenigen der kirchlichen aufammenflel: ſo wurde 1603, als 
einige frͤher nach Goldach Cim St. Galliſchen) kirchgenoͤſſige Höfe 
ſich mit der Mirchhoöre Grub vereinigten, ausdrücklich vorbehalten, daß 
te „in weltlichen Sachen“ fernerhin wie bisher unter dem Haupt⸗ 
mann der Rhode Speicher ſtehen ſollten e). Die 20 Gemeinden, iu 
weiche zu Ende des Zeitraumes das Land Außerrhoden zerfiel, waren: 
1) Urnaͤfch, DB Hundwyl, 3 Stein (hie ehemalige untere Hund⸗ 
wyler Rhode, auch zuweilen Horgenbäler Rhede genannt, welche 1749 
eine eigne Kirche baute), 4) Herisau, 5) Schwellbrunn (feit 
1648), 6) Shönengrund (ſeit 1720), 7) Waldftatt (feit 1720), 
8) Teufen, 9) Bühler cfeit 1723), 10) Speicher, 11) Trogen, 
12) Rehetobel (feit 166%, 13) Wald (jet 1687), 1) Grub, 
15) Heiden (feit 1651), 19) Wolfhalden (ſeit 1651), 17) Lugen- 
be rg (der Theil des Kurzenbergs, welcher zu Thal kirchgenoͤſſig blieb), 








2) Snell a. a. O. Eine Allmende der hatholiſchen Rhede Hirſchberg wird 
erwähnt in einer Urk. v. 1638 in ben Zellw. Samml. 

s) Walfer I. 70, 89, 120, 681. Bergl. Urkk. v. 1668 (Tremmung des Kur⸗ 
zeubergs in drei Gemeinden) und 1608 (Wald) in den Zellw. Sauml. 

25) Urf. ebenda. 
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48) Walzenhauſen (feit 1638), 19 Rüti (fer 1687), 20) Gais. 
Kjährlich acht Tage nach der Landsgemeinde verfammelten ſich Die 
Eirchhoͤren, um ihre Hauptleute (einen regierenden und einen ſtille⸗ 
ſtehenden) und-R Athe new zu wählen, welche nicht bloß die Angele⸗ 
genhelten Der Gemeinde verwalteten, fondern auch das Vormund⸗ 
ſchaftsweſen beſorgten *), über geringe Einiifireitiglelten bis zum 
Betrage von 5 Gulden abfprachen und Bußen bis auf 1%, Gulden 
verhängen fonnten 28). ine zweite regelmäßige Gemeindsverſamm⸗ 
tung fand jährlich am Sonntag nach Martini ſtatt; an diefer pflegten 
andere Gemelnbsämter,, wie diejenigen eine Baumeiflers, Kir- 
chenpflegers u. ſ. w., befegt zu werden, Das Amt des Baumeifters, 
welchem die Kafficht über bie Öffentlichen Gebäude und. WBalbungen 
zulam, wurbe in Speicher 1658 20) eingeführt und gleichzeitig be- 
ſchloſſen, es ſolle auch ein Kaflavermalter von ver Gemeinde erwählt 
werden. In Umäfchen wird bereits 1601 2%) eme &emeindefkeuer 
(5 vom Taufend) erwähnt, welche die Gemeinde bei allen Ihren Ein 
wohnern zu erheben beſchloß. 

Die Martgenoffenfihaften, welche früher die norböftlichen Ben 
den das Appenzellerlaudes mit einigen rheinthalifhen und ſelbſt vor⸗ 
arlbergiſchen Gemeinden verbunden hatten, wurden fofort nad) der 
Zandeötheilung aufgelöst. Ammann, Keller und ganze Gemeine 
u St. Johannes Höhft und Fußach und Ammann und ganze Ge⸗ 
meinde zu St. Margrethen Höchft theilten 1598 mit ihren Nachbarn 
am Berge, zu Balzgenhaufen ud Wylen im Land Appenzell 
geſeſſen, Wann’ und Wein, Holz und Feld und alle Gerechtigleitru 
Die Hoͤchſter im Borariberg und Rheinthal erhielten dabei Die Hälfte 
eines Waldes un Appenzellerlande, doch follte in demſelben den Appen⸗ 
zellern das von Alters her geübte Trattrecht verbleiben. 1624 vertheil⸗ 
ten die Nachbarſchaften Walzenhaufen und Wylen ihr Gemeingat 
unter ihre Geuoſſen, jedoch gegen Erlegung eines Kaufſchillings, den 


“2 urk. v. 1654 in den Zellw. Samml. 

s) Walſer J. 52,53. Leu ©. 552, 553. Die Gerichtsbarkeit per Hauptleute 
und Räthe in Bagatellfachen fcheint ihren Urfprung zu haben in folgender Satzung: 
„Damit man fürohin nit mit fo fchledhten geringen fachen für den Kleinen Rath 
fomme, fo folle Luth alten Mandaten Niemandt kein Tagſahung hinweg 
geben, als neum und Alt Lanbtaman und beide HH. Statthalter, bie werden 
wiffen geringe ſachen zu entſcheiden ober für Die Hauptleuth zu wyßen.“ 
Srühlingemandat von 1655 in den Zellw. Samml. 

20) Drbnungen und Satzungen bei Tanner. S. 4 ff. 

IN rk. in den Zellw. Samml. 
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fie beilummenbehielten 2). Im naͤmlichen Jahre 1598 hatte auch ber 
Kurzenberg von den rheinthalifchen Gemeinden Rheined und Thal 
geiheilt; dem letztern mar babei eberfalls ein im Appenzellerlande ge- 
legner Wald, mit Vorbehalt des Tratirechtes der Kurzenberger, guge⸗ 
Selen e). Die Gemeinde am Kurzenberg ſtellte 1605 4% uber Die 
Benupung ihmn Allmende Sagungen auf, welche Der zweifache Laud⸗ 
raih mit Rüchſicht darauf, Daß ede Gegend oder Kirchhöre Des Landes 
. mit ihrer Gemeinmart wohl möge ſchalten und walten wach ihrem 
Wohlgefallen”, beftätigte. Da der Kurzenberg ein ſehr reiches Ge 
meindegut haue, fo iſt es begreiflich, daß Auswaͤrtige nicht Isicht zu 
vollbarechtigten Genoſſen angenommen wurden. So wurde 1614) 
ein Landmann von Oleregg zwar wohl gegen Erlegung von bloß 
40 Gnulden Kirchgenoffe, mußte aber Dabei ausdrücklich verzichten auf 
jeden Antheil an „Weidgängen, Hölgern und anbern gemeinen Ge⸗ 
rechtigleiten.“ Der Reichchum des Gemeindeguich wird denn auch als 
ein hauptfaͤchliches Motiv angeführt für die wiederholten Beſchlüffe 
des zweifachen Landrathes, daß ungeachtet der Trennung in drei 
Kirchhdren, welche um die Mitte des 17. Jahrhunderts erfolgte, ber 
Kurzenberg sine unvertheilte Realgemeinde: bleiben fellte*?). Er 1773 
wurde um der bamaligen Theurung willen die gemeinſchaftliche All⸗ 
mende unter bie drei Kicchhören vertheilt und von Diefen wieder Den 
Genoſſen in Kleinen Loofen zur Bepflanzung überlaften +2). 

Wir befigen auch aus einigen andern Gemeinden Außerchopen’s 
intereſſante Satzungen aus dem 17. Sahrhundert, welche wir fpäter 
benwgen werden. Hier führen wir nur an, daß in Urnäfch jähr⸗ 
lich im Mai und um St. allen Tag Bußengerichte gehalten wurden, 
an weldyen ie. fieben Baunwarte und ſechs unpartheiiſche Rathsglieder 
über Holzfrevel zu urtheilen hatten +). Daß bie neuern Kirchgemein⸗ 
den bei ihrer Entitehung oft gar fein Grundeigenthum hatten, zeigt 
das Beifpiel von Waldftatt, weldyes die ihm nun zugehörigen drei 
Stüde Wald erft im legten Jahrhundert durch Vermächtniffe und 
Kauf erworben hat #9). Schönengrund behielt Antheil an den 


8) Urkk. v. 1600 u. 1624 ebeuba. 

®*) Urf. v. 1645 ebenda. 

0) Urk. ebenda. 

+.) Urk. ebenda. 
.42) urkk. v. 1654, 1665 u. 1658 ebenda. 

“) Walfer:-Rüfch A. 5. 

“) Urk. v. 1655 in den Zellw. Samml. 

) Schläpfer’s Ehronifon ©. 14. 

Blumer, Staats und Rechtsgeſchichte. II. 22 


338 Die Gemeinben, Rarf- und Alpgenoſſenſchaften. 


Waldungen der Kirchhoͤre Urnaͤſch, von welcher es ſich abgelöst 
hatte ). 

Lange ſtreitig war in Appenzell A. Rh. Die Frage, ob ein Land⸗ 
mann freien Jun aus einer Gemeinde in Die andere babe, fo daß er 
am Orte feiner Niederlaſſung ohne Beſchwerde nicht bloß Die politifchen 
und kirdlichen Rechte ausüben, ſoudern auch an den Gemeindenupun- 
gen Theil nehmen könne, oder ob der Angehörige einer andern Ge⸗ 
meinde wenigftens für die feptern ein Kinzugsgel® zu bezahlen habe. 
Solche Einfaufstasen wurden ſchon feit dem Deginne des 17. Jahr⸗ 
hunderts von einzelnen Gemeinden gefordert: fo mußte, wer in 
Urnäfch Kirchgenoſſe werden wollte, nad) einer Sagung von 1608 
0 Gulden an bie Kische bezahlen, nad) einer: fpäten ven 1655 
50 Gulden „am bie Geredjtigleit der Gemeindgüter“ 4°). 1654 billigte 
die Obrigkeit ausdrüdlidy die Erhebung mäßiger Einzugsgelder von 
Seite ver Gemeinden. Da indeffen über die Zuläffigleit derſelben 
Immer noch verſchiedene Anfichten im Lande walteten, fo legten Neu' 
und Alte Räthe 1671 die Frage den Kirchgemeinden vor, welche fid) 
mit großer Mehrheit dafür ausfprachen. Diefer Beſchluß, obſchon von 
Teufen und Schwellbrunn hartaädig angefochten , wurde 1712. von 
Heu’ and Alten Räthen, 1717 und 1724 von den Kirchhoͤren beftä- 
tigt 4”); Doch ſprachen ſich bei der lebten Abflimmung neben ben 
genannten zwei Gemeinden auch Hundwyl, Waloftatt und Schönen» 
grund gegen die Einzugsgelder aus. Im fogen. Lanphaudel wurde 
dann von det „harten“ oder „großen” Parthei, weiche die Mehrheit 
im Zande hatte, der Orundfag des freien Zuges auf ihre Fahne ge- 
fehrieben und daher auch von ber ſtürmiſchen Landogemeinde vom 
20.Rovbr. 1732 erfannt, es folle ein Landmann ohne Einzugsgeld von 
einer Gemeinde in die andere ziehen mögen, jedoch ohne Beſchwerde 
für Das Armengut derſelben *°). Rachdem die Zeiten ruhiger geivorden, 


a) Rüſch der Kant. Appenzell, S. 221, 236. 

) Urkk. in den Zellw. Samnıl. 

“), Gin Landbuch von 1729, Privatarbeit in den Zellw. Sanıml., enthält 
folgenden Artifel: „Wenn ein Landtman auß feiner Rood in ein andere Rood 
ober Kilchhöry zu ziehen begertte, So folle er zwaren ſolches wohl Thun mögen, 
Gr ſolle aber zuvor und che foldhes gefihähe, Ah mit derfelbigen Hauptleuten 
und Räthen vergleihen, was er jelbiger Kirhhöry einzug geben folle. Jeder 
Kirchhöry Hauptlent und Räthen folle heim und frey geftellt ſeyn, von einem 
Dnzug zu nemmen nad ihren guthefinden, Es waͤre gleich daß ſich einer an 
Gemeinmerkhen oder Kirchengütern in einer Kirchhoͤry einkauffen wolte. “Vergl. 
Walſer I. 737, 738. 

29 Landegem. Prot. Berge. Walfer I. 30, 85.. 
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beſchloß vie Landẽgemeinde 1736, es folle Jeder, der 20 Jahre in 
einer Gemeinde gewohnt, auch wenn er den Einzug nicht bezahlt habe, 
das volle Bürgerrecht in derfelben zu genießen haben. Damit war 
nicht ausgefchloffen, daß von neu einziehenden „Beifäßen” wieher 
Einfaufsiaren gefordert werben lonnten, und diefe fliegen mit dem 
Zunchmen der Gemeindsgüter. So beitrug in Gais *%) die Ginzugs⸗ 
gebühr Bis 1746 bioß fl. 6, 1762 bis 1768 aber fl. 22%, und von 
1768 an fl. 30. Das Stimmrecht an der Gemeinde und die Wählbar- 
keit zu Gemeindaͤmtern blieb den Beifäßen, aud) wenn fie den Einzug 
nicht bezahlt hatten, meiftens unbeſtritten bis an's Ende des Zeit- 
raumes so) ; doch erlaubte der Große Rath: 1761 der Gemeinde Bühler 
und 1787 ver Gemeinde Herkdau darüber abzuſtimmen, ob biefelben 
an Wahlen und Beſchlüſſen über Gemeindefachen Theil nehmen mögen 
oder nicht °9). 

HE Ir Lande Glarus gingen Die 15 peolitifchen Tagwen, 
welche wir oden (S. 178, R. 61) aufgezaͤhlt haben, Die Kirchgemein⸗ 
den, deren Zahl zu Ende des Zeitraumes auf 18 angeftiegen war, und 
vie wirthfihaftlichen Gemeinden, in der Regel ebenfalls Dagwen, 
nur ausnahmsweiſe auch, Genoſſamen“ genannt, in buntem Gemifche 
neben einander ber und müſſen genau unterfchteben werben. In allen 
drei Beziehungen ganze &emeinden waren bioß Mollis und Elm. 
Der politifche und der wirthſchaftliche Tagwen fielen ferner zufammen 
in Näfels, Netſtal, Ennenda. Die halben +?) politifchen Tag- 
wen Bilten, Ntederurnen und Oberurnen, deren jeder zwei 
Rathsherren wählte, waren ganze wirthfchaftliche Genoſſenſchaften. 
Kerenzen, ebenfalls ein halber politiſcher Tagwen, beftand aus 
zerfireuten Dorffchaften, welche theils gemeinſchaftlich, theils für ſich 
getrennt Holz und Feld befaßen >. Bon Glarus hatte fich allmaͤh⸗ 
lig Riedern, welches mit zum polttifchen Tagwen gehörte, in wirth⸗ 
fchaftlicher Beziehung ganz abgelöst: zuerft in Bezug auf bie Allmenden, 
dann für die Gemeinwerke an Gewäflern, Wegen und Stegen, endlich 
auch in Betreff der Waldungen 9). Schwanden und Thon waren 


— — — 





0) Bericht und Antrag” (ſ. N. 13) S. 9, 10. 
20) Vergl. über die ganze Materie den intereffanten Auffap „über die Bei⸗ 
fagen” im Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1831, Februarheft. 
m MWalfer, das alte und neue Teflament u. f. w. 
) Vergl. Trümpi Glarn. Chron. ©. 73—75. 
22) urkk. v. 1595 u. 1640 (Filzbach) in den Heer. Samml. 
>) Urft. v. 1543, 1584 u. 1630 im Gemeindéarchiv Glarus. 
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zwar nieht Bloß politiſch, fondern auch wirehſchaftlich vereinigt; doch 
hatte die letztere Heine Ortichaft Daneben icon frühe auch eigne Rechte, 
z. B. Geißweiden +). Die Dorffchaften Mitlodi, Sool md 
Shmwändt, in ökonomiſcher Hinſicht völkg getrennt, bildeten Arur 
für vie Wahlen zufammen einen Tagwen; ebenfo Matt und Engi 
im Kleinthal, Rüri und Ennetlinth im Großthal; auch Der poll- 
tifche Tagmwen Linthal beftand aus zwei dkonomiſch getrennten 
Genoffenfchaften: Matt und Dorf. Der potitiſche Tagwen Nitfurn 
umfaßte neben Biefem Dorfe, welches für fich allein einen wirthfchafts 
lichen Tagwen ausmadhte, die drei Heinen Ortfchaften Läuggelbach, 
Luhfingen und Adlenbaäch. Lebtere beſaßen gemeinfchaftliche 
Allmenden und mit Häsingen zufammen eine Holzmark; daneben 
hatte wenigſtens Laͤuggelbach auch noch für ſich allein einen Wald. 
Endlich gehörten zum politifchen Tagwen Betſchwanden ) (auch 
„Tagwen Diesbach“ genannt) die Dörfer Haslen, Häbingen, 
Diesbah, Dornhaus und Betſchwanden; von Alters her +") 
war berfelbe in Wunn' und Weid, Holz und Feld getrennt und hatte 
nur Stege und Wege gemeinfchaftlich zu unterhalten. Haslen machte 
mit den Weilern Zufingen und Leu einen wirthichaftlidhen Tagwen 
aus; ebenſo Die Dörfer Diesbach und Dornhaus mit einander. Letz⸗ 
tere hatten audy mit Betſchwanden, welches jonft eignen Haushalt 
führte, Geißweide und Wildheuet gemeinfchaftlich. 

Die Tagwen Glarus, Rievdern, Ennenda, Netftal und Mitlöpt, 
welche font völlig getrennten Hauspalt hatten, bildeten zufammen 
die fogen. gemeine Kirche (alte Kirchhöre) Glarus, welche als 
ſolche bedeutende Waldungen im Klönthal befaß, Die erft im gegen- 
wärtigen Jahrhundert getheilt worden find. 

Die Ordnung der Gemeindeverhältnifie wurde in Glarus nicht 
fo ganz wie in Appenzell A, Rh. den Gemeinden felbft überlafien, 
fondern e8 beftanden Landesgeſetze namentlich über das Nutzungsrecht, 
welche wir fpäter berüdfichtigen werben. Die Beifäßenfrage wurde 
bier 1622 vom zweifachen Landrathe dahin entſchieden, daß, wenn ein 
Landmann aus feinem Tagwen in einen andern Tagwen ziehe, der 
legtere von ihm verlangen möge, dafi. er Das Tagwenrecht kaufe um 
einen billigen Preis, über welchen nöthigenfalls der Richter zu 


— —— — — 


22) Urk. v. 1623 (abſchriftlich) in meiner Sammlung. 
29 Trampi ©. 88. 
) Natheprot. vom 11. März 1678. 
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erlennen habe +°). Uebereinſtimmend mit dieſer Satzung iſt ein Urtheil 
des Neunergerichts von 1624 zwiſchen dem Tagwen Glarus und feinen 
Beiſaͤßen, welche ſich umſonſt darauf beriefen, daß fie feinen Anſpruch 
auf Holz und Feld des Hauptfleckens machten, ſondern nur- daſelbſt 
wohnen und ihren Beruf treiben wollten; fie wurden angehalten, ent⸗ 
weder das Tagwenrecht zu laufen ober in ihre Heimathgemeinde 
zurückzukehren #°). Da indefien Das Tagwenrecht immer theurer wurde 
und zu Anfang des 18. Jahrhunderts bis auf fl.500 im Preiſe ftieg, 
fo ließ fidy dieſe Alternative doch nicht jefthalten; die Wegweiſung 
aller Beiläßen wurde zwar vom Tagwen Glarus wieberhalt befchlof- 
fen, aber nicht volgegen. Man verfiattete Daher zulept Landleuten aus 
andern Gemeinden, füs deu lebensläuglichen „Beifig“ ſich einzufaufen, 
woraus fpäter ein jährlicdyes „Siggeld" hervorging, defien Betrag 
fi} nad) den Vermögend- und Berufsverhältniffen jedes einzelnen 
Beifäßen richtete °). 

Die Tagwensgemeinde pflegte ſich häufig zu verſammeln, da ſie 
nicht bloß über die Benutzung ˖der Allmenden *%) und Waldungen, 
fondern auch über die Feuerpolizei, über öffentliche Gewäſſer und 
Brunnen, über Anlauf und Verkauf von Liegenfchaften und über 
Rechtsſtreitigkeiten, weldge bei dem ausgebehnten Grundbeſitze der 
Sogwen. nicht felten entitanden, Beichlüffe zu fallen hatte. In der 
Regel waren in den Gemeinden flimmberechtigt alle Tagwenleute, 
welche an ver Landsgemeinde mitftimmen durften, alfo aud) die jungen 
Mäuner, welche nod) kein Nutzungsrecht befaßen; nur ausnahms⸗ 
weife befchloß der Tagwen Glarus 1736, es folfen legtefe bloß bei 
Wahlen, fowie über die Annahme von Tagwenleuten und Beifäßen, 
über Kauf und Verkauf von Liegenfchaften und Holz ftimmen mögen, 
Dagegen nicht über Gemeindögefehe, über Abnahme der Tagwensrech⸗ 
nung, über die Benugung der Allmenden und über die Wustheilung 
von Holz. Es gab in dieſem Tagwen jährlid) zwei ordentliche Ver: 
fammlungen, die eine nad) der Lichtmefle, nie andere im Monat Mai; 
an der legtern wurden die Aemter und Dienfte beiebt und vom 


42.92. Bl. 63 B (Zeitfhr. für ſchweiz. Recht VI. 50). 
”) Urk. im Gemeindsarchiv Glatus 
) Tagiwensprotofoffe von Glarus. 

4) Vergl. Tagwensbuch von Naͤfelo: „Wegen allmeindt Verlaſſens u. Etzens, 
auch darauf und darab fahrens, der ſtöſſen Küohen und pferdten — folle es für 
den Tagwen fommen, nnd alle Jahr nach Beſchaffenheit der unbhänden barunıb 
gemehret werben.” 
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Tagwenvogte feine Jahresrechnung abgelegt. Früher pflegte der 
im Amte ftehende Landammann, wenn er der Gemeinde Slarus ange- 
hörte, oder der Altefte der geavefnen Landammänner die Verſammlung 
zu leiten ); 1707 aber wurde diefe Kunktion dem Tagwenvogte über- 
tragen, weldyer der eigentliche Vollziehungsbeamte ver Gemeinde war 
und auf 6 Jahre gewählt wurde, jedoch alljährlich wieder um feine 
Stelle bitten mußte. Reben ihm wurden gewählt die zwei Baumeifter, 
feine Gehülfen, ferner Kuhhirten, Bannmwarte und Brunnentelter. Für 
die Beftrafung aller Lebertretungen von Gemeindeſatzungen, insbe⸗ 
fondere von Forftfreveln, beftand in Glarus ein eigens beftelltes 
Strafgericht; in Näfels dagegen übte die Tagwensverfammlung 
felbR das Eirafamt aus. Um folchen llebertretungen befto eher auf 
bie Spur zu fommen , wurde jeder Tagwenmann angehalten, an den 
hiezu berufnen Berfammlungen (Lobtagwen) an Eides Statt zu 
geloben, daß er im Jahreslaufe weder felbft gefrevelt ned) Andere 
freveln gefehen habe, over, wenn er dieſes nicht thum Eonnte, das 
Gefchehene der Wahrheit gemäß anzugeben 2). 

IV. Auch in Unterwalden fielen Die öfonomifchen Genoflen- 
fhaften keineswegs durchgängig zufammen mit den oben (S. 177) 
aufgezähften politifchen Gemeinden — im obern Landestheile Kirſch⸗ 
gänge, im untern Lertenen genannt — , weldye die Rathsglieder 
zu wählen hatten. Bielmehr ſagt ſchon das alte Landbuch von Ob⸗ 
walden (Bf. 25 R): 

„od bhein kylchöry Oder chein teyll oder borff einung ober buß welten 
machen über Ir alpen und allmenden“ u. ſ. w. 

In der That zerfielen hier die meiften Kirchgänge in Theil⸗ 
famen“, welche ihre eigen Alpen und Waldungen hatten: fo Lun⸗ 
gern in Dorf und Oberſeewis, Gisſswyl tn den „Großtheil“ und 
den „Kleintheil", Sarnen in den „Kreitheil” ver Dorfleute (Bürger 
des Hauptortes) und die Theilfamen Schwänsi, Römersberg und 
Kaͤgiswyl. Der große Kirchgang Kerns hatte gemeinfame Allmen- 
den, Waldungen und Alpen; hinfichtlich der legtern jedoch bildeten 
das Melchthat, ſowie die zuſammengehoͤrigen Weiler Schilt und 


“) Sahungen von 1687 („wie von Allem her”) und 1706. 

e) Bergl. Heer und Blumer der Kant. Glarus, ©. 310. Tagwensbuch 
von Näfele: „1098 iR von denen HH. Tagwensfeuiben erfent werben, das 
Man in denen Bodenwelderen — des fräfflens halber, ob einer Ramblichen Be: 
fagter Inden nichte verfelt babe, auch Loben tolle, gleich wie in denen Mittel 
welderen.“ 
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Buchiſchwand andy getrennte Genoſſenſchaften. — In Nidwalden 
theilte fich die Uerte Wolfenſchießen in die Genoſſamen Boden, 
Dberridenbad, und Altzellen , welche jedoch unter fich freien Zug von 
einem Genoflenrechte zum andern hatten. Büren ob und unter dem 
Bache, jenes nach Wolfenſchießen, diefes nad) Stans kirchhörig, welche 
in diefem Zeitraume nody eine Uerte ausmachten, waren doch fchon 
öfonomifd) getrennt. Zur Uerte Oberdorf gehörte Waltersberg, 
welches für fich eine eigne Genoſſame bildete, während Oberdorf ſelbſt 
in wirthfchaftlicher Beziehung mit dem Fleden Stang vereinigt war. 
Andere Uerten hatten theils gemeinfame, theils getrennte Gemeinds⸗ 
güter: fo die aus zwei Kirchgemeinden beftehende Uerte Becken ried 
und Emmetten, weldje noch einen Gemeinwald an der Urner 
Gränze beſaß °D; fo ferner die beiden Uerten Buochs und En- 
netbürgen, welche zufammen eine Kirchgemeinde ausmadhten und 
eine gemeinfchaftlidye Allmend befaßen, während daneben Buochs fein 
beſonderes Dorfredht und Ennetbürgen fein eignes Bergrecht hatte; 
fo endlich die Uerte Ennetmoo8 mit ihren beiden Theilen innert 
und außert dem Riede, weldye in Allmenden und Wäldern zum Theil 
vereinigt, zum Theil getrennt waren 9). 

Beachtenswerth für die Gemeindeverbältnifie in den beiden Un- 
terwalden ift der bier in fehr weitem Maße zur Anwendung gebrachte 
Grundſatz, daß der einzelne Genofle ſich den Befchlüffen der Mehrheit 
nicht unbedingt unterziehen mußte, ſondern, wenn er ſich irgendwie in 
feinen bergebrachten Rechten beeinträchtigt glaubte, darüber den 
Richter anrufen konnte. 

Landbudy von Nidwalden von 1623: 

„Bon Brii Nächt wägen ift vifgefeßt, alfo, ob ſach wäre das Semandı dba 
Nüw vifſät oder ander Recht oder viffäk machen wölte ober machte, alfo daß 
etwar die nit erliden mag, fo foll darumb gefchehen waß recht it, waß 
den Vrtheil vnd Recht gibt; darbey foll es Blyben vnd beitehn.“ 

Einungbuch von Sad) feln von 1615 *9: 

„Erſtlichen So fol ein Jettlicher haltten waß der Mehrtbeill ver külcheren 
(Kiehgenoften) Mehret vnd gehorfam fin So wütt es möglich iſt, oder einer 
meindte den es geſchäche Ime vnrächt, So mag ers mit Rädt 
wider drüben ob er mag, vnd daß angentz.“ 


Rn 2 
— — — no — — 


*) Urkf. von 1646 in Deſchwanden's Sammlung. 

) Bergl. Bufinger, der Kant. Unterwalden, in ber Ortsbefchreibung. 

*) Der Ber. verdankt die Mittheilung diefes und eines ältern Buches, weldye 
die Gemeindefaßungen vom 15. bis in’s 18. Jahrhundert enthalten, ver Gefällig- 
Feit des Herrn Bundesrihter Hermann in Sadieln. 
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Verfaſſung Obwal den's von 1850, Art. 84: 

„Beſchlufſe der Ciawohner⸗ und Kirchgenoſſen⸗Gemeinden und der aorwora⸗ 
tionsverſammlungen können von Minderheiten, ſowie von Jedem, ber ſich dadurch 
in feinem Rechte verlegt fühlt, gerichtlich angefochten werden“ 

Ein Beiſpiel der Anwendung dieſes alten Rechtsgrundſatzes gibt 
uns das Einungbuch von Sachſeln ſelbſt. 1772 erkannte die Ge— 
meinde, die Schafe, wenn ſie auch im Umfange der Kirchhöre gewin— 
tert worden, ſollen immer nur im ſogen. Schafberge, nicht auf den 
Alpen geſömmert werden; ein einzelner Kirchgenoſſe verkündete ihr 
wegen dieſes Beſchluſſes vor das Fünfzehnergericht, und fie fand 
darauf für gut, denfelben zurüdzunehmen. Wir finden jenen Grundfag 
fernerhin beftätigt in den unten zu erwaͤhnenden, zahlreichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, welche über die Gemeindeverhältniffe in Kerns zuerft 
zwifchen den auswärtigen Güterbefigern und den wirklichen Kirchge- 
noffen, dann unter diefen felbft zwifchen den Begüterten, welche Vich 
auftreiben konnten, und den Armen, die feines befaßen, geführt wur= 
den. Bei der Entſcheidung dieſer Etreitigfeiten hielten die Gerichte, 
wie wir fehen werden, ſich keineswegs ftrenge an das hergebrachte 
Recht, fondern berüdfichtigten auch nad) Billigkeit die veränderten 
Zeitumftände und nahmen fomit eine freiere Stellung ein, weldje ſich 
derjenigen giner, dag Gemeindewefen fontrolirenden Berwaltungsbe- 
hörde näherte. 

In Obwalden miſchte ſich die Landesgeſetzgebung nicht in die 
Gemeindeverhältniſſe; in Nidwalden dagegen erließ ſie, wie in 
Glarus, Satzungen vorzüglich über das Nugungsredht. Hinſichtlich 
des Stimmrechtes war feſtgeſetzt, daß auch bei Wahlen von Raths— 
herren, Kirchen- und Uerthevögten nur die Nutzungsberechtigten mit- 
ftimmen durften °%). Zur Veräußerung von Liegenfchaften, welche der 
Gemeinde gehörten, bedurfte e8, wie in Urfern (vergl. Tb. I. ©. 385), 
der Einftimmigfeit fämnttliher Genoflen. Jeder Uerthe blieb über- 
laffen, „Strafherren” zu beftellen, weldje Nebertretungen der 
Gemeindegefege zu beftrafen hatten °”). 

Eigenthümliche Gemeinveverhältniffe beftanden im Haupterte 
Stans, wo das Genoſſenrecht im Laufe des 17. Jahrhunderts von 
60 bis auf 450 Gulden im Preiſe ftieg und von 1695 an gar feine 
neue Genoffen mehr angenommen wurden, dagegen das Dorfredht 
ohne das Genoſſenrecht um geringen Preis erworben werden konnte. 


— — 








** Landb. v. 1623 v. „Landtleuth die nicht Hauſhablich“, Nachtrag v. 1684. 
*’) Landb. v. 1806 V. 9. 3 (3. 1789) u. 9. 
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Den Dorfleuten fand naͤmlich Die Wahl der NRäthe und Nichter, 
weiche es der Uerthe Stans traf, ſowie des Dorfvogtsund Dorf 
ſtatthalters zu, die über Yeuerpolizei und Löfchanftalten, über 
Waſſerleitungen und Bepflafterung der Dorfpläge zu wachen hatten. 
Während die Genofiengemeinde ihre ordentlichen Verfammlungen um 
Dftern und am Berenatag hielt, traten die Dorfleute regelmäßig am 
1. Rai und am Thomastage zufammen. Die Dorfgemeinde, von der 
Genofiengemeinde unabhängig, war fomit gewifiermaßen als eine 
politifche oder Einmwohnergemeinde zu betrachten. Allein 1641 wurbe 
beſchloſſen, e8 foßlen neue Dorfleute nur dann nod) an ver Wahl ver 
Räthe und Richter Theil nehmen mögen, wenn fie zugleidy Genoffen 
ſeyen, und 1756-murben fogar die Rechte der fpäter aufzunehmenven 
Dorfleute, welche nicht Genoſſen fenn würden, auf die Thellnahme an 
der Wahl des Nachwaͤchters und an der jährlichen Dorfmahlzeit 
befchräntt *)! In dem bunten Gemifche von ganz verfchieben berech⸗ 
tigten einheimifchen Bewohnern, welches von da an der Flecken Stand 
darbot, fpiegelt ſich auf's deutlichſte der engherzige Abſchließungsgeiſt 
ab, welcher in den letzten zwei Jahrhunderten fo üppige Wurzeln in 
unfern Ländern trieb. 

V. Am Schluffe dieſes Abſchnittes erwähnen wir noch kurz Die 
Nebenländer von Schwyz, in denen das Syſtem der Gemeindever- 
faffung vorherrfchend war; e8 waren Dies Küßnach °°), die March 
und die Höfe. In der March gehörten Allmenden, Alpen und nievere 
Waldungen vorzugsweife den Genofjamen zu Altendorf, Lachen, 
Wangen, Tuggen Holeneich, Galgenen, Sibnen, Schübelbach, But- 
tikon, Reichenburg und im Waͤggithal, welche aus allen Altern Ge⸗ 
meinbsbürgern beftanden, zum Theil auch Eleinern Korporationen, die 
nur einzelne Geſchlechter umfaßten. Die Hochwaͤlder dagegen ſtanden 
im Beſitze des ganzen Landes *%): Aus den Höfen liegen und aus⸗ 
führliche Statuten der Dorfgemeinde Pfäffiton ”%) vor, welche wir 
vorzüglich in den fpätern Abfchnitten benugen werden. Die Dorfleute 
waren hier bei einer Buße von 20 Schilfingen pflichtig an ber 
Gemeinde zu erfcheinen, und was die Mehrheit befchloß, dem mußte 


*ı) Sneil I. 252-æ60. 

) Bergl. oben Th. 1. ©. 385. 

"s) Ofin. von Wäggithal von 1496 im Geſchfr. XI. 215. Meyer von 
Knonau der Kant. Schwyz S. 108 ff., 12. Snell I. 197. 

’) Wald: und Allmendorbnung von J. 1761, mit Nachträgen im Archiv 
Schwyz. 
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ſich Die Minderheit unbebingt fügen. Beamtete der Gemeinde waren 
der Obmann und der Bannwart. 


8.2. Die größern Martgenoffenfhaften. 


In Uri und Schwyz, forwie in Appenzell-Inuerchoden und einigen 
kleinern Thalfchaften, konnte ſich kein rechtes Gemeindeleben entwideln, 
weil hier die alte Deutfche Markgenoſſenſchaft, weldye das ganze Land 
umfaßte, mit ihrem Geſammteigenthume an Almenden, Alpen und 
Waldungen fortbeand und daher viele Verfügungen, weiche fonft 
von den Gemeindeverfammlungen auszugehen pflegten, von der Lands⸗ 
gemeinde felbft getroffen wurden, die eben fo fehr eine VBerfammlung 
aller Markgenofien wie aller politifch bereditigten Landleute war. 
Immerhin werden wir fehen, daß zu Ende des Zeitraumes der Gegen- 
fag diefer Länder zu denen, welche wir im vorigen Abfchnitte behandelt 
haben, nicht mehr fo rein und ungetrübt bervortritt wie ed in ber 
frühern Periode der Fall war. 

1. Sn Uri beitand, wie wir im erſten Thelle (S. 384) geſehen 
haben, der Grundſatz, daß nur die Landsgemeinde Theile der „ges 
meinen Landmarch“ ”') wegaugeben befugt war. In ihrem Auf- 
trage geichah es, wenn ausnahmsweiſe der dreifadye Landrath es that, 
wie 1596 72), als er dem Beſitzer des Bergwerks im Iſenthal einen 
„Tſchachen“ (Gehoͤlz) daſelbſt veräußerte. Die Landsgemeinde war ed 
au), weldye über die, allen Landleuten freitehende Benugung der 
Gemeinalpen und der Bodenallmende verfügte; doch hanvelten in 
ihrem Namen vorzugsweife zwei regelmäßig wiederfehrende Verſamm⸗ 
lungen von Rüthen und Landleuten, welche nad) den Tagen, an 
welchen jie gehalten wurden, auch die Markus⸗ und Die Auffahrts⸗ 
gemeinde hießen. Die Erftere namlich fand jeweilen am 23. Aprü 
ftatt bei der Landesfapelfe auf der Jagdmatt, wo fid) Progeffionen 
aus allen Gemeinden zu gemeinfamer Andacht zu vereinigen pflegten, 
und beftimmte den Zeitpunkt, von welchem an Vieh auf die Boden- 
allmende getrieben werben durfte, was natürlid) von den Witterung: 
verhältniffen abhing; die Letere dagegen, welche am Auffahrtäfefte 
auf dem Rathhaufe gehalten wurbe, bewilligte den dafiir einkommenden 
Landleuten Hüttenredhte an den Alpen und Gärten oder Rütenen auf 


— —— — — — 


) Auedrud des A. £. B., Art, 121. 
22 Urk. im Archiv Uri. 
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der Bodenallmende 7°). Den Zeitpuntt, mit welchem das Bich im 
Frühling die Allmende wieder verlaffen mußte, hatte der „Rath im 
Boden” feftzufegen ”%. Heber die Zeit der Alpfahrt entfchte bei jeder 
einzelnen Hp vie Mehrheit Der Genoſſen, weldye Vieh auf dieſelbe 
trieben ;' ſie hatte auch den Alpyogt zu ernennen. Die Ruoßalp aber, 
auf welche nur Pferde und Stiere getrieben werben durften, wurde 
von der Obrigkeit ſelbſt durch einen von ihr angeftellten Hirten be- 
wirthſchaftet "9; ‚für jedes Haupt Vieh mußte Her ver Eigenthümer 
dem Landſchreiber eine Abgabe von 8 Schillingen entrichten 20). 

Wie die Gemelnalpen und Allmenden, fo waren audı Die Wal 
dungen „Bemeingut Des ganzen Landes”, wie das Landbuch 
fich ausbrüdt. Aber nur wenige derfelben waren obrigkeitliche Bann⸗ 
wälder, welche für den Unterhalt der Landesgebäude, Brüden, Wuhren 
und Straßen beftimmt waren. Affe andern Wälder wurden, wie dies 
bei größern deutfchen Marken häufig vortam ), zur Sondernugung 
den Dorfſchaften zugeſchieden, weRhe dann auch ein weitgehenpes 
Auffichts- und Berwaltungsredht erhielten. Insbeſondere ſtand Die 
Beitrafung der Holgfrevel dem Dorfgerichte, die Vergebung von 
Brennholz an die Haushaltungen und von Bauholz für Errichtung 
neuer Gebäude der Dorfgemeinde zu"). Stinmnberechtigt an 
diefen Gemeindsverſammlungen, weldye auch die Rathöftellen zu be- 
fegen hatten, waren nur biefenigen Kirchgenoſſen, weiche mit Feuer 
und Licht in der Gemeinde angefeffen waren *9). 

Auch von der Bodenallmende wurden einzelne Theile den Dorf- 
ſchaften zu immerwährender Benutzung überlaflen, während das Eigen- 
thum dem Lande verblieb. So wurde 1670 der Gemeinde Altorf 
ihre eingefchloßne Allmonde, die fie feit mehr ale hundert Jahren ruhig 
befefien, fernerhin zuerfannt und diefer Beſchlaß 1711 beftätigt ; fo 
wurde die Allmend Oberfeld von Bürglen und Schattorf außs 
ſchließlich benutzt; fo endlich war Die Allmend Gampeln wenigftens 
von ber Alpfahrt bis zu Anfang Herbfimonats Heukuhweide bloß für 
den Kirchgang Schattorf °%. Auf ähnliche Weiſe hatten im obern 


?8) Landsgem. Prot. Landb. Artt. 386, 407. Luſſer ver Kant. Uri S. 72, 88. 
4) Megifter des Landegem. Brot., J. 165%, vergl. 3. 1714. Laubb. Art. 366. 
22) Landb. Artt. 383, 384, 305, vergl. Art. 366. 

9.8. B. Art. 135. Negifter des Landsgem. Brot., J. 1645. 

N y Maurer Seid. der Markenverf. ©. 13. 

2) Landb. Artt. 206-299. 

’) Vraktizirorduung v. 3. 16802 im A. L. B. 

*.) Megifter des Landegem. Prot. Landb. Artt. 382, 356, 368, 
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Reußthale Wafen und Meyen einerſeits, Göſchenen anderſeits 
ihre gefonderten Allmenden, zu Deren Ausſcheideng Die Landsgemeinde 
ihre Zuſtimmung gab und an deren Rugung nur. Theil nehmen 
fonnte,, wer in dieſen Nachbarſchaften mit Feuer und Licht angeſeſſen 
war 52). Es ſcheint zwar, daß Diefe, an der ſüdlichen Graͤnze des Laudes 
liegenden Gemeinden wie Seelisberg, welches am noͤrdlichen Eude 
gelegen ift, nicht von jeher zur Markgenoſſenſchaft Uri gehörten; 
mwenigfiens wird in einer Urkunde von 1435 22) den Leuten von 
Göfchenen, wie in derjenigen von 1365 39) den Seeliäbergern Eigen- 
thum an ihren gefonderten Wäldern und Weinen zugefchrieben, Wie 
aber fpäter diefe Dorfichaften Pie unausgefchtenne Gemeinmark des Lan⸗ 
deö mithenugten, jo wnrbe aud) vom Lande mindeſtens ein Obereigen- 
thum an ihren Sondermarken in Anſpruch genommen; denn mit Bezug 
auf Seelisberg fchreibt das Landbuch (Art.357, 6.6, liti.c) ausdrücklich 
vor, Daß diefe Gemeinde bie ihr zugeſchiedne Allmenbe weber veräußern 
noch verpacdhten dürfe ohne Bewilligung der Landsgemeinde mb daß, 
wenn ber Biehauftrieb auf die gefammte Landesallmende mit einer 
Auflage beſchwert werde, Die Hälfte derfelben aud von dem, auf bie 
Seeliöberger Allmende getriebnen Vieh zu entrichten fen. 

Endlich ift noch als ein befonderes Recht der Dorfgemeinden zu 
erwähnen, daß ihre Zuftimmung zunächit eingeholt werben mußte, 
wenn ein Landmann ſich bei der Landogemeinde um einen Allmendplatz 
zum Anpflanzen bewerben wollte *). 

1. Sn Schwyz verfügte die Landsgemeinde vorzugsweiſe über 
die Oberallmende, deren Genoſſen alle Landleute aus den fünf 
oͤſtlichen Vierteln und aus dem Arther Viertel diejenigen Geſchlech⸗ 
ter ®5) waren, welche erſt nach der Bereinigung mit dem Lande Schwyz 
fih in Arth angefiedelt hatten. Die alten Arther Geſchlechter als 
Genofien der Unterallmende hatten ihre befondern Berfammlungen. 
Die Landsgemeinde beftätigte 1673 das alte Recht, nadı welchem 
Allmendſtücke nur von ihr veräußert werden durften, und 1704 wurbe 
diefe Satzung in die fogen. Landespuntte aufgenommen. Es koͤmmt 


*1) Urkk. v. 1547 und 1588 im Archiv Uri. 

2) Grwähnt in ver Urf. v. 1588. 

ss, Sie findet fih nun getreu nach dem Original abgebrudt im Geſchrr. 
Vu. 184-186. Bergl. Th. I. ©. 384. N. 42). 

*) Rütiordnung v. 1009. 

*) Reding, Lagler Bon, Felder, Heinzer und Pfiſter. Berg, Meyer 
von Knonau a. a. O. S 
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fogar fpäter ;wweilen vor‘, daß die Nndsgemeinde Beräußerungen, 
welche ohne ihre Zufihaimung vom Landrathe gefchehen, für ungültig 
erärte ®). Nichtodeſtoweniger enthält das Landbuch er) eine Anzahl 
von Berfügungen des Landrathes, durch welche namentlich Leine 
Allmenvpläge, anf denen nur unfruchtbares Sxfträud) wuchs, den 
Anſtoͤßern Überlaffen wurden gegen die Verpflichtung, einen Weg, eine 
Brüde oder einen Hag zu unterhalten. 1700 wird Dabei zuerſt der 
erfolgten Ratifitation durch einen dreifachen Oberallmendrath 
erwähnt, — eine Behörde, welche, wie es feheint, zu fpegieller Befor- 
gung ber, die Oberallmende befihlagenben Angelegenheiten aus den 
Misglievern und Zugesognen de Landrathes, mit Ausnahme ber 
Unteralimendgenoffen , gebildet wurbe. Die Bannung von Wäldern 
verfügte in biefem Zeitraume gewoͤhnlich ber ein» ober zweifache Lands 
rath *°). Ueber das Auftriebsrecht an Die Alpen entſchied Dagegen 
immer die Landdgemeinde *%) und die Zeit der Alpfahrt beftimmte, 
wie in Uri, die Mehrbeit der Genofien, welche ihr Vieh zufammen auf 
die gleidye Alp trieben °9. 

Was daß fogen. Gemeinmärt betrifft, von welchem wir im 
erften Theile (©. 383) gefprochen haben, fo ließ fich Die Landsgemeinde 
1608 von den fernitutpflichtigen Gütern, welche bereits früher eine 
Auflage bezahlt hatten, mit einem jährlichen Grundzinſe von fechs 
und, den jedes einzelne Grundſtück zu entrichten hatte, für das 
Weiderecht ausfaufen. Der Ertrag wurde unter die fünf Viertel der 
Oberallmende gleich vertheilt *»). | 

‘ Die Bodenallmenden und niedern Waldungen follen (man beſitzt 
darüber leider nichts Urkundliches!) bereits in der erften Hälfte bes 
17. Jahrhunderts den Kirchgemeinden zur Benutzung zugetheilt werben 
feyn 92). Noch 1714 .erfannte der dreifache Oberallmendrath, unter 
Borbehalt der Genehmigung der Landsdemeinde, Daß die Kirchgenoſſen 
am Steinerberg „ein gebührendes und billiges Stüd Allmende 
für ihre Heim- und Melchkühe abhagen” mögen, und 1775 überließ 


*) Landégem. Prot. 

) 118. 30. TV. 19. 27 (3. 1800-1740; Kothing ©. 225, 251, 259, 260). 

**) Laudb. 181. 29, 32. IV. 17 (3.1563, 1608; Kotbing ©. 224,826, 249). 

20) Laudb. II. 63 (3. 1588, Rothing ©. 177). Landegem. Brot. v. 1776. 

**) Bauherras oder Obrrallmeind-Verorbuung (Einflebein 1818) ©. 15. 

»i) Landb. IH. 31 (Kothing S. 225). 

»2) Gefaͤll. Mittheilungen der HH. Landammann v. Reding und Archivar 
Kothing. 
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die Landsgemeinde dem Kirchgang Muottathal eine Kuhallmende 
zur Anpflanzung von Erdaͤpfeln °9. Daß indeſſen die Gemeinden 
durch jene Zutheilung kein Eigenthum erwarben, zeigt ſich recht deut⸗ 
lich in dem unbeſtrittnen Rechte der Aelpler, im Frühlinge, wenn das 
Vieh von den Bergen heruntergeſchneit wurde, auf je die naͤchſtgelegne 
Bodenallmende damit zu fahren. Auch vurfte keine Gemeinde ohne 
Bewilligung des Landrathes Neubruch zum Anpflangen öffnen. 


II. Die Kirchhoͤre Appenzell, zu welcher in älterer Zeit 
auch Gais gehörte, bildete eine Markgenofienfchaft, die Waldungen, 
Allmenden und Alpen gemeinfhaftlich befaß. Finden wir auch in 
Urkunden des 15. und 16. Jahrhunderts der Rütiner und Lehner 
Rhode ausfchließliches Recht am Hadbühlwalde bei Gais und an der 
Allmend Mendli zugeftäinden *9, jo war biefes Doch wohl nur ein weit 
ausgedehntes Nupungsrecht, wie die Gemeinden in Uri und Schwyz 
es hatte. Die Gemeinmark Mendli erſcheint nachher im unbeftrittnen 
-Eigenthum des gefammten Landes Innerrhoden, welches jedoch ben 
Gaiſern, eben weil fie früher aud) zur Kirchgemeinde gehört hatten, 
ein Mitbenugungsredht einräumen mußte *%). Auch an den drei Ge⸗ 
meinalpen Megglisalp, Seealp (wozu auch der Meßmer gehörte) und 
®arten behielten die Gaiſer Antheil, bis Innerrhoden ihnen dafür im 
Jahr 1674 taufchwelfe die Weide und Waldung „Gemeinhölzlt" ab- 
trat 9%. Lieber jene Bemeinalpen verfügte im 16. Jahrhundert noch 
die Kirchgemeinde, fpäter Landammann und Rath oder der zweifache 
Landrath von Innerrhoden 9). Neben Mendli gab e8 im Thale nod) 
mehrere andere gemeine Kuh⸗ und Roßweiden für ganz Innerrhoden, 
welche man „Bemeinmerter" nannte. Ausſchließlich für das Dorf 
Appenzell war die Allmend Rieth beftimmt 99). 


IV. Auch das Thal Urfern bildete eine Markgenoſſenſchaft, 
welche Holz und Feld gemeinschaftlich benupte *%); ebenfo 
V. unter den Rebenländern von Schwyz die, fonft in ſieben Viertel 


— u — — — — 


) Urk. im Archiv Schwyz und Landsgem. Prot. 

9) Vergl. oben N. 22). 

°»s) Urk. von 1591 bei Zellw. Rro. 1004. 

»e) urk. in „Beriht und Antrag” (f. N. 13) Beil. 9. Vergl. Urk. von 1535 
bet Zellw. Rro. 788. 

»7 Urk. von 1546 ebenda Nro. 836. Alpbüchli bei Steinmäller II. 8— 30. 

») Ehenda S. 3336. 

») Eatung von 1363 im Sefchtr. VEIT. 185. 
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eingeiheilte Belaftatt Einfieneln, welche Allmenden, Balsungen, 
Riether und Zorfländer befaß '09). 


$. 43 Das Nupungsrede. 


Es lag im Geiſte des Altern deutfchen Rechtes, die Markberedj- 
tigung, d. h. die Befugniß, die zur gemeinen Mark gehörenden Wal—⸗ 
dungen und Allmenden mitzubenugen, zunädhft al8 eine dingliche 
aufzufaſſen, welche auf den im Imfange der Mark liegenden Sondergü— 
tern, vorzüglich den mit Häufern verfehenen, ruhte ). Gemeines Recht 
war es, daß der bloße Grundbeſitz ohne Wohnung innerhalb 
bes Gemeindebannes nicht Hinreichte, um das volle Nutzungsrecht an 
der gemeinen Marf zu begründen; doch finden wir in unfern Gebirgs⸗ 
ländern hin und wieder erwähnt, daß demſelben wenigſtens gewiſſe 
beſchraͤnktere Nutzungsrechte zuſtanden. Schon im erſten Theile (S. 378) 
haben wir geſehen, wie in Appenzell einigen Landleuten von 
Hundwyl, welche in der Kirchhöre Urnäſch Liegenſchaften beſaßen, das 
Recht eingeräumt wurde, für das Bedürfniß derſelben in den Gemein⸗ 
wäldern der Kirchhöre Holz zu ſchlagen; klarer und entfchiedner tritt 
uns nun diefes Recht auswärtiger Grundbefiger in Unterwalden 
entgegen. Nach dem Dorfrechte von Buochs vom Jahr 1433, erneuert 
1647 2), follten Nichtgenofjen, welche Güter in der Uerthe befaßen und 
Bauholz für die darauf ftehenden Ställe bedurften,, daſſelbe von den 
Dorfleuten auf ihr Anfuchen unentgeldlich oder gegen eine geringe 
Entfhädigung erhalten. Ein Nidwaldner Gerihtsurtheil von 1717 
erflärte e8 für „gemeinen Landesbraud)”, daß die Uerthe, in 
weldher ein Gut liege, demfelben das nöthige Holz zu 
geben fhuldig fey, und ein anderes von 1771 verpflichtete in 
Anwendung diefed Grundſatzes die Uerthe Oberdorf, dem Landam⸗ 
mann Adermann von Buochs für fein in ihrem Umfange liegendes 
But das benöthigte Holz zu '„Tachig, Gemachig, brügnen, Troͤg und 
Häg“ zu verabfolgen. Selbſt nod) in einem Urtheile von 1839 wurde, 
gerügt auf Ältere Uerthebücher, anerkannt, daß der Anſpruch auf 
Hagholz als ein „Güterrecht“ anzuſehen fey 9. In Obwalden 








‚0, Waldftaitbuh bei Rothing Rechtsquellen ©. 166, 167. Meyer von 
Knonau a. a. DO. ©. 115, 116. 
ı v. Maurer Gef. der Martenverf. S. 59. Bluntſchli RE. I. 79 ff. 
252 #. 
2) urk. im Gefchir. Ab. 207 fi. 
s) Urlf. in Deſchwanden's Sammlung. 
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hatten auswärtige Bäterbefiger namentlich an ven gemeinen. Alpen 
Nutzungsrechte. 1437 erkannte die Kirchhöre Kerns: wenn Einer, der 
außer der Gemeinde wohnt, Güter in berfelben befigt, fo mag er fo 
viel Vieh auf die gemeinen Alpen treiben als er auf feinen Gütern 
wintern kann; doch follen foldye Auswärtige ſich allen Befchlüflen der 
Kirchgenoſſen unterziehen. Als fpäter mehrere Güter in der Kirchhöre 
an Auswärtige verkauft wurden mit der Zuſicherung, daß fie Alpen 
und Allmenden nugen mögen gleid) den Genoſſen, fo beftätigte 1480 
der Rath von Nidwalden, ald Schiedsrichter angerufen zwiſchen den 
Käufern und der Gemeinde, den Erftern zwar dag Nutzungsrecht an 
den Alpen im angegebnen Umfange, dasjenige an der Bodenallmende 
dagegen ſprach er ihnen ab %. Auch die Kirhhöre Sachſeln 5) fand 
4567 und 1601 für nöthig bei einer Buße zu befehlen, daß, wer Güter 
in der Gemeinde an Auswärtige verfaufe, dabei die „Sömmerung” 
nicht mit in den Kauf geben, fondern „vorbehalten oder abdingen“ 
jole; ein Auswärtiger, welchem durch Erbſchaft oder Heirath ein 
But zufallen würde, follte zwar „Die Sömmerung befegen mögen nad) 
Marchzahl der Winterung”, doch nur wie ein Hinterfäße, d. h. nicht 
mit Kühen® fondern bloß mit Galtvieh. Diefe Befchränkung wurde, 
ganz im Sinne des dinglichen Nutzungsrechtes, 1731 dahin außge- 
dehnt, daß auch ein Kirchgenofle, welcher von einem Auswärtigen ein 
But in der Gemeinde in Pacht nehme oder das Heu davon faufe, 
fein milchgebendes Vieh auf die hohen Alpen treiben bürfe, weil der 
Auswärtige nicht mehr „Gerechtigkeit“ verleihen könne als ex felbft 
habe. Noch 1751 fand das Recht an den Gemeinalpen, welches man 
den Liegenſchaften zuſchrieb, einen bezeichnenden Ausdruck, indem es 
im Einungbuche heißt: 

„iſt — berichtet worden, daß die alp vnderwengen ſeye gefauft und bezalt 
worden durch ein nflag auf die kuhſchwaͤri; Hiermit ſelbige gleichwie auder 
Goch alpen für fümmerig ben güetern zuſtehe.“ 

Uebrigens findet fich der Zufammenhang, in welchem dag Rus 
Bungsrecht an den Gemeinalpen mit dem Befite von Grund und Boden 
im Thale gedacht wurde, auch ausgeſprochen in der, in älterer Zeit in 
Uri) anerkannten Regel, daß Jeder jo viel Vich fömmern möge als 
er auf dem Seinigen gewintert habe. 





_—- — 


) Urff. ebenda. 

2) Ginungbüdher. 

) Satzung von 1619 im Regiſter des Landogem. Brot. Darnach iſt Theil 
1. ©. 384, wo wir neueres Recht angeführt haben, zu berichtigen. 
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Den Hausbefigern, auch wenn fie nicht Genoſſen waren, 
wurden begreiflicher Weife in Unterwalden noch größere Rechte 
an den Gemeinwaͤldern eingeräumt als den bloßen Güterbefigern. 
Als 1486 die Uerthe Waltersberg gegenüber den Beflgern zweier 
Höfe auf Hochſtetten behauptete, daß an ihrem „Geißholz“ nur den 
Uerthegenoſſen ein Rupungsredit zuftehe, erfannte das Geſchwornen⸗ 

ericht: 
8 Mi son Hoftetten follen iten Hau bezogen han im Geißhol;, es fige Zim⸗ 
merholz oder Brennholz, doch das ſi Brennholz mögen zu iren Hüfern 
bruchen vnd nit verkaufen, desglichen Zimmerholz vi ire Güter vnd nit fürer.“ 

Ebenfo verftatteten 1590 die Uerthner von Stansftad einem 
Beifäßen 

„fo vil jederzit einer zu demfelbigen gut vnd wo einer darin hushab: 
lich zu dem Husbruch mangelbar wäre, es ſyge Hag: Brenn: vnd Zimmer und 
Schindelholz zu hauen.“ 

Und in einem Vergleiche, den 1638 die Beifäßen zu Alpnach mit 
den Kirchgenoſſen eingingen, verzichteten’ fie zwar auf Die Nugung des 
Hodywaldes und die Weide in den Rietern, welche fie al8 zu den . 
Gütern gehörig angefprochen hatten, erhielten aber gleichwohl, neben 
der Eömmerung für Pferde und Rinder, dag Recht, für ihren Haus: 
gebraud) Bau- und Brennholz aus den Wäldern zu nehmen 7). 

Das Syftem des dinglichen Nupungsrechtes war ein freifinnigeß, 
menn es, wie in Uinterwalden, neben dem perfönlichen Nutzungs⸗ 
rechte der Genoſſen beftand und jedem auswärtigen Haus⸗ oder 
Gutsbeſitzer ein gewiſſer Antheil an der gemeinen Mark eingeräumt 
wurde; aber mit dem perjönlichen Nugungsrechte fombinirt, wenn 
unter den Genoffen nur die Hausbefiger nugungsbe- 
rechtigt waren und die Zahl derfelben immer mehr abgegränzt 
wurde, war e8 das ausfchließenpite aller Syfteme. Diefe Vermiſchung 
son perfönlihem und dinglichem Nutzungsrechte finden wir zunächſt 
im Lande Appenzell. Schon in einem Schiedsfpruche von 1540, 
welcher die Rechtsverhaͤltnifſe der Holzgenofſſenſchaft von Steinegg 
und Watt regelte ), wird eine Austheilung nicht auf die Zahl ver 
Genoſſen, fondern auf diejenige der Feuerftätten vorgefchrieben. 1605 9% 
aber erkannte die Gemeinde am Kurzenberg:: 


„das alle die fo von Alters har geborne Kurzenberger und allva in 
Ihrer gegne und Nachbarſchaft Haufend und wohnen, auch felbige güter 





) Neff. in Deſchwandens Sammlung. 
) S. oben €. 334, N. 26). 
) Urk. in den Zellw. Samml. 
Rlumer, Staats und Rechtsgeſchichte. 1—. 23 
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Befigen und innhaben, follen Ihre Recht und Serechtigkeit in felbigem Ihrem 
Gmeinmerk haben.“ 

In Urnaͤſch galt im 16. Jahrhundert der Grundfag, daß mehrere 
Haushaltungen, weldye auf einem Gute und in einem Haufe wohnten, 
zufammen nicht mehr ald einen Holztheil aus den Gemeinwäldern 
beziehen ſollten; das Recht ruhte alfo auf den Hofftätten, und eben 
deßhalb wurde verordnet, e8 folle Niemand Haus und Heimath in der 
Kichhöre an einen Nichtgenoſſen veräußern ohne Erlaubniß der Ge- 
meinde ober wenigſtens des Gemeinderathes 1%). Am Harften tritt 
das Rechtsverhaͤltniß hervor in einer Urkunde von 1663, betreffend die 
Genoſſenſchaft Hadbühl in der Kirchhöre Gais 19). Hier waltete 
Streit darüber, ob bei Holzaustheilungen alle verheiratheten Genoſſen 
oder nur diejenigen, weldye eigned Haus und Heimatl) befigen, einen 
Holztheil erhalten folten, und die Gemeinde feste nun feft: 1) Wer 
Haus und Gut im Bezirk des Hadbühl hat und das Haus das 
ganze Jahr durd) bewohnt, dem foll ein Holztheil verabreicht werben. 
Wenn ein Hausvater verheirathete Söhne oder Schwiegerföhne in 
feinem Haufe bat, fo follen diefe ihren Antheil auch beziehen; wer 
aber zur Miethe wohnt, der muß e8 auf die Genoſſen anfommen 
lafien, ob fie ihm etwas geben wollen oder nicht. 2) Wer in Zukunft 
ein neues Haus im Bezirk des Hadbühl bauen will, ohne eine alte 
Haushofftatt zu haben, und aud) in den gemeinen Hölzern Recht und 
Gerechtigkeit zu erlangen wünfcht, der fol fih darum mit gemeinen 
Hadbübhlern vergleichen, und wie man ich mit ihm vergleicht, dabei 
ſoll e8 verbleiben. 

Wir haben hier alfo bereits das in der ebnen Schweiz häufig 
vorkommende 12) Syſtem vor uns, nad) weldyem nur eine beftimmte 
Anzahl von fogenannten Ehehofftätten fefte Nugungsrechte an der 
gemeinen Mark hatte, die Befiger neuer Häufer aber ih einkaufen 
mußten oder fonft von der Gnade der Genofien abhingen. Das nämliche 
Syſtem, nur noch jehärfer ausgeprägt, finden wir nun auch in eingel- 
nen Gemeinden des Kantons Zug. 1669 wurde in Blidenftorf durch 
ein Gerichtöurtheil geradezu verboten, neue Häufer zu bauen, und 
1741 ertannte die Dorfgemeinde Baar, fein neues Haus, auch wenn 


10) Urkk. von 1608 unb 1650 ebenda. 

1) „Bericht und Anträge" Beil. 8. 

2) Bluntſchli NG. I. 74 ff. Wyß, bie fhweiz. Landgemeinden, in ter 
Zeitſchr. für fchweiz. Recht I. 2. 17-31. Renaud, die Gemeindenußgungen, in 
der Zeitſchr. für deutſch. Recht IX. 40 ff. Vergl. auch oben Kap. 6, S. 242 
(Rappersiwnler Höfe). 
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ed von einem Dorfmann (Genoffen) erbaut worden, dürfe Die Dorf⸗ 
gerechtigfeit nugen 1°). Die gefammte Nutzung der gemeinen Mar 
wurde hier auf die abgeſchloßne Zahl der allein berechtigten Haußbe- 
iger vertheilt, fo daß jeder feinen ausgeſchiednen Antheil an derfelben 
hatte, welcher in's Privatrecht überging. Solcher Gerechtigkel⸗ 
ten”, wie man fie nannte, gab es in Blidenftorf 22, in Deiniten 18, 
in Lindencham 20, im Etäptli 23 9). Die lebtern beiden Nachbar⸗ 
ſchaften vertheilten mit Bewilligung der Obrigkeit in den Jahren 1779 
und 1786 ihre Allmenden unter die Gerechtigkeitsbeſitzer; doch mußten 
fie, da aus dem Gemeindegute auch Öffentliche Ausgaben beftritten 
worden waren, für die zukünftige Befriedigung ſolcher Bedürfnifſe aus 
dem Erlöfe von Holz u. f. w. eine Gemeindekafſſo bilden. 

In den meiſten unfrer Länder bildete indeſſen das dingliche, an 
"Häufer und Güter geknüpfte Nutzungsrecht body nur Die Ausnahme 1°); 
die Regel war, daß Alle, weldye durch Geburt oder durch Einkauf das 
perſönliche Genoſſenrecht erlangt hatten, aber auch nur dieſe, 
nutzungsberechtigt waren, foferne fie im Uebrigen die durch Landes; 
oder Gemeindsgefege vorgefchriebnen Bedingungen erpäfiten. Diefe 
Erforderniſſe waren: 

4) Der Wohnſitz in der Gemeinde oder in der Marfge: 
nofienfchaft. Es verftand fi} alfentbalben von felbft, daß Has Recht 
eines Genoflen, welcher aus der Gemeinde weggezogen war, während 
feiner Abweſenheit ruhte, d. h. in keiner Weiſe zur Ausabung kommen 
fonnte 10). Weiter ging die Gemeinde Kurzenberg: nad) ihrem 


13) Stadlin TUI. 136, 158. 

14) Ebenda II. 66, 80. III. 164, 168. 

23) Daß insbefondere in Nidwalden die Nubung der Genoflen nit auf 
den Häufern ruhte, zeigt folgende Sakung von 1739: „Wanu ein Pater oder 
Mutter mit verheiratheten Kinderen, oder verheirathete Geſchwiſterte in 
einem Haus wohnten, zwei Kuchenen haben, befondrich Feuer und Licht erhal: 
ten, laut Nrtikel, folchenfalls die Genoſſame jede Barth zu nugen das Recht 
haben folle.” Landb. von 1806 V. 9. 1. In Schwyz waren die auswärtigen 
Süterbefiker, daher auch bie Pächter der einſiedliſchen Kloftergüter im Lande, von 
der Benugung der Allmende ausdrücklich ausgeſchloſſen. Bauherrn -Berorbnung 
S. 18. 

10), Dorfrecht von RPfäffikon in den Höfen von 1781 (f. oben R. 70): „Ein 
jeber Doriman —, der aus bem Dorfrecht zieht, ver fol das Dorfrecht verlohren 
haben — baweil er außert dem Dorfrebt baufet unb ſobald er wieder in das 
Dorfrecht zieht, jo foll er das Dorfrecht wieder haben.” ine Ausnahme kam in 
älterer Zeit‘ bloß in Urfern vor, wo auch mweggezogne Thallente (fo bie von 
Sofpenthal in Arth) noch das ſehr bedrutende Alprecht nutzen konnten. Urkk. von 
1528 und 1554 im Thalarıbiv. 
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Statut von 1605 hatte der weggezogne Genofle fein Gemeinderecht 
verwirkt und mußte es, wenn er zurüdtehrte, wieder kaufen gleich einem 
Auswärtigen. In Glarus dagegen erkannte die Landsgemeinde 
1572 27), e8 feyen weggezogne Tagiwenleute und ihre Rachlommen, 
wenn fie fpäter wieber in den Tagwen zurückkehren, als vollberechtigte 
Genoffen anzuerkennen, jedoch follen fie dann an Allmenden und 
Waldungen, die in der Zwifchenzeit angelauft worden, den ihnen 
treffenden Antheil nachbezahl en. Eine ähnliche Auflage („Luoder“) 
fonnten au) in Ridwalden die Uerthenen ihren rückkehrenden Ge⸗ 
noffen auferlegen,, wobei, foferne fie fih nicht in den Schranten ver 
Billigkeit hielten, die richterli che Ermäßigung vorbehalten blieb 19). 

2) Eigner Haushalt, „eigen Feuer und Rauch“ oder „eigen 
Beuer und Licht” 19), wie man fid) gewoͤhnlich ausbrüdte. Demnach 
war nutzungsberechtigt: 

a) Der verheirathete Mann. Dies verſtand ſich fo fehr 
von felbft, Daß man nur für nöthig fand, den Zeitpunkt zu beſtimmen, 
mit welchem die eingegangne Ehe zum Genuffe der einzelnen Ge⸗ 
meindenugungen berechtigte: So fehte der Kurzenberg 1642 20) 
feſt: wer nidyt vor St. Gallen Tag (16. Dftbr.) Hochzeit halte, folle 
für dag erfte Jahr keinen Holztheil mehr beziehen, und wer nicht vor 
St. Georgen Tag (23. April) ſich verheirathe, folle die Allmende 
nicht mehr nugen mögen. In Sachſeln hatte cinen ganzen Allmend⸗ 
nugen nur, wer Dor dem Aſchermitwoch, einen halben aber, wer von 
da bis Mitte Mai ſich verehelichte. 

b) Die Wittwe eines verftorbnen Genoſſen, auch wenn fie von 
Geburt eine Ungenoffin war 2). Auf dem Kurzenberg erhielt 
jedoch die Wittive, nur wenn fie ledige Söhne bei ſich hatte, ein gan⸗ 
zes, fonft hingegen bloß ein halbes Nutzungsrecht an der gemeinen 
Mark. 


c) Hinterlaßne Kinder eines verſtorbnen Genoſſen hatten, 
fo Tange fie fich nicht verehelichten oder das Alter erreichten, welches 


— 


DAR. B. DB. 51 B (Zeitſchr. für ſchweiz. R. VI. 20). 
19 Landb. v. 1806 a. a. D. 
19) Dorfreht von Pfäffikon: „Es foll ein jener Dorfmann, ber das Doris 
recht nugen will, eigen Feuer und Licht haben." Thalbud von Urfern, 
Nachtrag von 1701: „Welcher in Vnßrem Thal mit feuer und liecht Hat, fohl 
fein Vich auff die allmeindt Treiben ohne Weydtgelt. 

20) Gemeindsartifel in den Zellw. Samml. 

2 A. L. B. von Glarus Bl. 62 B (3. 1601; Zeitfchr. für ſchweiz. Recht 
VI. 48). 
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ihnen bei Führung eignen Haushaltes ein ſelbſtſtaͤndiges Nutzungs⸗ 
recht gewährte, gemeinſchafllich dasjenige ihres verftorbneu Vaters 
auszuüben. Selbft wenn fie gefonderten Haushalt führten, fo erwarben 
fie dadurch nicht mehrere Rechte, ſondern rechtlich wurben fie immer 
fo angefehen, als ob fie die vaͤterliche Haushaltung fortfegten 22). 

d) Verſchieden wurde die Frage beantwortet, ob unverheis 
rathete Söhne durch Errichtung eines eignen Haushaltes aud) ein 
ſelbſtſtaͤndiges Nutzungsrecht erwerben. Die Gemeinde Kurzenberg 
und Sachſelen 2°) verneinten diefelbe unbedingt. Glarus, welches 
ſonſt Das Nutzungsrecht durch Landesgeſetze regelte, überließ den Ent⸗ 
ſcheid dieſer Frage feinen Tagwen 24) und bier geftaltete ſich die 
Uebung ebenfalls meiftens fo, daß der junge Mann nur durch Ver⸗ 
ehelichung ein ſelbſtſtaͤndiges Recht erwarb. Dagegen erlangte verfelbe 
in Pfäffikon 2%) mit dem 24ften, in Reihenburg ?9 mit dem 
25ſten Altersjahre die Befugniß, auch ohne Verehelichung ein eignes 
Hausweſen zu gründen und dann das Genoſſenrecht zu nusen. Das 
legtere Altersjahr war, in Folge eines Gefepes von 1688 29, audy in 
Nidwalden angenommen und bier fonnten fogar unverheirashete 
Töchter, welche daſſelbe erreicht hatten und für ſich haufen wollten, 
auf das Nutzungsrecht Anſpruch machen. Man hieß diefe Art eignen 
Haushaltes „Für fich felber fenn, oder auf ver Genoftame figen” und 


25) Ebenda ©. 74 (3. 1640; Zeitſchr. VI. 68): „Bann ein Batter abfturbe, 
vnnd verließe zwo, drey ober mehr Töchteren, bie heitenb mit einanderen Hauß, 
fo follend fey eines Tagwenrechtens in dem Tagwen, da ihr Vatter Tagwenman 
fin vnnd fey noch fißend, fechig und genoß fein — vnd ob nur ein Tochter allein 
vnd fonft feine were, vnd fei allein haufen Tett, mag felbige daß Tagwenrecht 
andy nugen vnd bewerben —, Vnd fahls zwo drey old mehr Töchtern weren, 
und abfünderlich feßen und baußgielten, follend fey eines Tagwenrehtens 
und nicht mehr genoß fin.” — Landb. von Nidwalden a. a. D.: „Auf 
Abſterben eines Vaters oder Mutter — können die hinterlafienen Kinder, fo lang 
fie das 25. Jahr Alters nicht erfüllt haben, die Genoſſame nur einfah nutzen, 
fie mögen dann beiſamen haufen oder von einander haufen ober ziehen.“ 

28) Satzung von 1771 im Einungbuch: „daſ — Feiner und feine dal kilcher⸗ 
reiht genießen folle, fo lang fein vatter ſich hei leben befindet, ober ef wäre dan 
fach, daſ einer fi) verheurathen und alsdan aleinig haufen wurbe.“ 

,g.2.9. ©. 77 (3. 1646; Zeitſchr. VI. 70). 

23) Erläuterung von 1787 zum Dorfredht. 

20) Nachtrag von 1755 zum Hofrecht von 1536: „wann Hinfüro ein Knab 
von feines Vaters Koft, Feuer und Licht züge und alleinig Haufen wolle, der 
foll 25 Jahr alt feyn, ehe er die Gnoſſame und Theil in unfern Hof beziehen 


EL) Nachtrag zum Landb. v. 1623 
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Jungfern, weldye dabei alt geivorden, „Kaubenmeidli” 2°). Da nicht 
felten von foldyen ledigen Perfonen bloß vorgegeben wurde, daß fie 
„eigen Yeuer und Licht” führten, um dadurch das Nutzungstecht zu 
erlangen, fo konnten die Räthe jeder Uerthe, wenn fie an der Wahr⸗ 
heit der Angabe ziveifelten, diefelben beim Eide darüber befragen 20). 


8. 4. Die Nugungen. 


Die gemeine Mark umfaßte überall vorzugsweife Waldung und 
Weide; lebtere fand ft in unfern Gebirgsländern theils auf ber 
Allmend im Thale, theild an den Alpen. Unterſuchen wir nun, wie 
jeber diefer drei Hauptbeftandtheile de8 Gemeinlandes von den Be 
rechtigten benutzt wurde. 

1. Waldungen 30). Mochte and) in älterer Zeit es jedem 
Markgenoſſen völlig frei ſtehen, in den Gemeinwäldern, und zwar an 
jeder ihm beliebigen Stelle, fo viel Holz zu fällen als er für feine 
Bedürfniſſe nöthig hatte, fo iſt e8 doch begreiflidh, daß fpäter, bei 
allmähliger Abnahme des Holzreihthums und zunehmender Bevoͤl⸗ 
ferung, diefe Befugnis ſehr befhränkt werden mußte. Vorerſt gab es 
mın allenthalben Banunwälder, in denen während längerer oder 
fürzerer Zeit gar fein Holz (etwa mit Ausnahme des für benachbarte 
Llegenichaften durchaus benöthigten) gehauen werden durfte, wie wir 
bereits in Uri mh und Schwyz ®2) wahrgenommen haben. Die 
Landsgemeinde von Glarus erfannte darüber 1585 3°), es möge 
jeder Tagwen und jede Genoflame ihre Hodmwälder in Bann legen, 
doch folle den Alpbefigern, welche Holzhaurechte daſelbſt zu haben ver= 
meinen, vorbehalten bleiben diefelben gerichtlich geltend zu machen. 
Zu beſſerer Belräftigung pflegten die Tagwen ihre Bannbriefe obrig⸗ 
keitlich beftätigen zu laflen: in älterer Zeit vom Biünfergerichte, fpäter 
von Landammann und Rath. Auch die Kirchgemeinde Urnäſch behielt 
fi) 1533 54) vor, einzelne ihrer Wälder in Bann zu legen, falls fie 
es für zweckmaͤßig erachten würde. 





— 


2») Buſinger, der Kant. linterwalden, S. 182. 

2%) Landb. v. 1806 V. 9. 2, 

29 Berg. im Allgemeinen v. Maurer ©. 1265— 142. Renaud a. a. O. 
E. 2%, 27, 30, 31. 

m) S. oben 8. 2. 

33) Vergl. Th. I. ©. 384 und oben $.2, N. 88). 

22) A. L. B. Bl. 68 A (Zeitfhr. für ſchweiz. R. VI. 36). Vergl. Urff. von 
1452, 1603 und 1608 im Gemeindsardiv Echwanben. ' 

2) Urf. bei Zellw. Nre. 781. 
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Sodann wurde es allgemein gebräuchlich 35), für Brennholz 
jedem Nupungeberechtigten alljährlich einen beftimmten Holztheil (in 
Zug „Hau“, in Glarus „Banntheil" genannt) anzuweifen, welchet 
z. 8. in Baar ?*) bis zu St. Johann des Taͤufers Tag gefällt ſeyn 
mußte; mehr Holz; als Das angewielne zu hauen, war daun eben fo 
ftrenge verboten ) wie das Holzſchlagen in Bannwäldern. Ein folder 
Holztheil betrug in Diesbad) und Dornhaus 1686 °°) zehn Stämme 
Buchenholz und ſechs Stämme Tannenholz, in Näfels 1689 zwanzig 
Stämme, in Glarus dagegen fhon 1653 bloß vier Stämme und im 
18. Sabrhundert famen hier unentgeldliche Holaustheilungen nur 
felten noch vor, fonderu bei größern Waldfchlägen wurde der Erlös zu 
Beftreitung der wachſenden Ausgaben der Gemeinde verivendet?"). Den 
Holztheil außer die Genoſſenſchaft zu veräußern, war an den meiften 
Orten firenge unterfagt; nur Pfäffikon begmügte fi) mit einem 
Naͤherrechte, welches es in erfter Linie den Dorfleuten, in zweiter Linie 
den Hofleuten für den Hall einräumte, dag ein Dorfmann nicht alles 
ihm angewiefne Holz felbft brauchte und daher den Ueberſchuß vers 
kaufen wollte. 

Auch was das Bauholz betrifft, fo war hin und wieder ein 
beitimmtes Quantum, welches jeder Genoſſe beziehen konnte, zum 
Voraus feftgefegt. So erhielt in Buoch s 49) ein Dorfmann, welcher 
ein ganzes neues Haus im Dorfe erbauen wollte, 24 Stämme aus 
den Buchwaͤldern, für ein halbes Haus 12, für bloße Reparaturen 
am Hanse 6, für einen Speicher 3 Stämme; dafür Durfte aber keinerlei 
„Gezimmer“ außer die Uerthe verfauft werben. An andern Orten 
wurde in jedem einzelnen Falle auf geſchehene Meldung hin das 
nöthige Bauholz aus den Gemeinwäldern bewilligt; in Älterer Zeit 
konnte dieß zuweilen von den Bannwarten gejchehen 42), fpäter mußten 


— ⸗ 





22) Vergl. Ih. 1. S. 379 (Kurzeuberg). 

”) Stadlin IM. 136. 
feyn mehr Holz zu bauen ale was Ihme durch das 2008 zugetheilet 
wird; fo einer fih überſehe, — folle auf 3 Jahr bes Dorfrechts beraubt fenn, 
auch ſoll ein folher in Obrigfeitliche Siraff verfallen ſeyn, welde anf eine 
Dublonen gejebt worden.” 

20) Dorfbuch. 

) Tagwensprotofolle. 

“ Dfin. v. 1433, |. $.3, N 2). 

i) Bergl. Th. I. ©. 379 (Karzenberg) und Urf. von 1540 (Steinegg und 
Watt) bei Zellw. Nko. 816: „wan einer Zimren har — die buloß find, older 
er wet gair ain nüwe Zimmer machen, fo fol er nüt vB fin felbR gwalt 
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foldye Begehren immer an Die Gemeinde gebracht werben. Dabei hatte 
in Sach ſeln vorerſt der Kirchenfädelmeifter die Nothwendigkeit ves 
beabfichtigten Baues zu unterfuchen, und in Pfä ffilon mußte der 
Benoffe, welchem Bauholz gezeigt worden, daſſelbe in Yahresfrift 
beziehen, widrigenfalls es an die Gemeinde zurückfiel. 

U. Die Allmenden im Thale Godenallmenden) pflegten 
zunaͤchſt als Viehweide benupt zu werben. In Ari, wo biefe 
Nutzung am ausgebehnteften war, durfte jeder Landmann im Frühling 
und im Herbſt (früher bis zum 1. November, fpäter nur noch bis zum 
16. Oltober 42) fo viel Vieh auf die Bodenallmende treiben als er im 
Sommer auf die Gcmeinalpen trieb, zur Sommerszeit dagegen nicht 
mehr als ein Saumpferd („Brauchroß“) und eine „Heukuh“ 43=), oder 
aber zwei Kühe. Während vieler Zeit hieß daher die Bodenallmende 
aud) „Heukuhweide“ und e8 war den Sennten an den Alpen nur im 
äußerften Falle, nämlicd) wenn auch Die untern Stäffel mit Schnee 
bedeckt waren, geftattet hier ihre Zuflucht zu fuchen 22). In Urfern 
fonnte jeder Thalmann 6 Rinder, ferner 1 Stier, 1 oder 2Ochſen, 
1 oder 2 Saumpferde auf die Allmend treiben 49. In Sadıfeln, 
wo die Allmendweide im Frühling am 30. April, im Herbft am 
7. September begann, konnte jeder Genoſſe zwei Kühe und zwei 
Kälber auftreiben; foviel mochte, wer kein eignes Vieh befaß, von 
außen ber faufen oder in’3 Lehen nehmen. In Baar war jeder Ge: 
redhtigkeitöbeliger befugt, zwei Kühe oder vier „Jaͤhrlinge“ auf bie 
Allmend zu ſchlagen, Dchfen und Pferde aber nur auf befoudere Bes 
willigung hin. In Appenzell I. Rh., wo die Frühlingsweide eben- 
falls mit dem 30. April begann, war feftgefegt, daß Niemand mehr 
als ein „Gmeinmerk“ nugen oder mehr als zwei Kühe von außen 
ber pachten dürfe. 1611 wurde verorbnet, ed ſolle eine Hauskaltung 
bloß ein Pferd und eine Kuh oder aber zwei Kühe auf die Allmend 


boien, er fol zu den banwarten gon, die mogen jm dann BE tailen nadh jrem 
gefallen, vnd wann jnen die fach zu ſchwaͤr welt ſyn, fo miogen bie bunwarten 
dan ainen für die Gegne vnd Mod wilen.“ 

+2) Megiiter des Landsgem. Brot., 3. 1724, 1737, 1754. 

a) Unter „Heufühen” (in Uri und Schwyz) oder „Heimkühen“ (in Schwyz 
und Blarus) verftand man, im Gegenfaße zu den „Sennten” (Heerben von 30 bis 
40 Kühen) der großen Bauern, welche Viehzucht und Alpenwirthichaft berufsweife 
betrieben, die vereinzelten, nur nebenbei gehaltnen Kühe andrer Genoflen, welche 
vorzugsweife zu Haufe ernährt und benugt wurden. 

+2) Landb. Artt. 368, 387. Vergl. Ruffer der Kant. Uri. ©. 54, 55. 

) Eakung v 1363 im Gefchfr. VIII. 125. 
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fchlagen mögen; 1615 aber wurben alle Lanbleute, weiche mehr als 
1000 Bfund Bermögen befaßen, von ver Benugung berfelben aus⸗ 
geſchloſſen. Im Hofe Rietli bei Gais konnte jeder Genoſſe 6 Wochen 
lang zwei Kühe, in ber Kirchhoͤre Urn aͤſch aber jebe Haushaktung 
den ganzen Sommer durch eine Kuh auf der Allmend weiden laſſen . 
Auf der Gemeinmark der beiden Rhoden Hundwyl konnte nach einer 
Satzung von 1617 4% jeder Kirchgenoſſe von Ende Mai an ein Haupt 
Rindvieh oder ein Pferd ſommern; den auftreibenden Genoſſen lag 
dann aber die Pflicht ob, ven Hag, weldyer Die Allmende von Inner⸗ 
rhoden trennte, zu unterhalten. Im Lande Glarus war e8 Regel, 
daß jeder Genoſſe auf ven Allmenden feines Tagwens, weldje man 
wechfelweife mit dem Vieh bezog, ven Sommer hindurch, ober fo lange 
ſich eben Futter vorfand, eine Kuh weiden laffen konnte 4"). Auch in 
Pfäffikon endlich mochte ein Dorfmann bloß eine Kuh oder ein 
Kind auf die Allmend treiben; jedoch konnte er von einem andern 
Dorfmann einen „Kubtheil" zu Zehen empfangen, aber nicht mehr. 
Auflagen, welche von dem Allmendvieh zu bezahlen waren, 
finden wir zuerft in Einfiedeln erwähnt, wo der Ertrag derfelben 
zur Berbefierung der Allmenden verwendet wurbe. Schon 1572 hatten 
bier Waldleute von einer Kuh 2 Schiliinge, von einem Pferd 15 Ang- 
fter, Hinterfäßen aber das Dreifache zu bezahlen 4%). An andern Orten 
dagegen wurden foldhe Auflagen gefordert, um den Genoffen, weiche 
fein Vieh befaßen und daher feinen unmittelbaren Genuß von der 
Allmende hatten, dafür eine billige Vergütung leiften zu können. In 
Diesbah und Dornhaus wurde diefe Entichädigung für jebes 
Tagwenrecht, welches die Allmenn nicht benutzte, 1675 auf 2 Gulden 
und in Glarus 1724 auf 3 Gulden angefest; hier wurde Dann den 
„Kuhbauern“ überlafien, in befondern Berfammlungen bie nöthigen 
Anordnungen über die Ausübung des Weiderechts zu treffen. Die 
Gemeinde Sachſeln beſchloß 1730: wer eine Kuh auf die Allmend 
treibe, ſolle weder etwas bezahlen noch etwas empfangen ; wer Dagegen 
zwei Kühe auftreibe, habe eine Auflage von 2 fl. 20 8. (bie fogen. 
Allmendkrone) zu bezahlen, und wer feine Kuh auftreibe, ebenfoniel 
zu empfangen. — Intereſſant find die langwierigen Streitigkeiten, 


3) Steinmüller II. 33—36. 

*%, Urk. in den Zellw. Samml. 

*) Steinmüller I. 32. Tagwensprot. von Glarus. 
5) Waldſtattbuch, f. $.2, N. 100). 
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weiche über die Benupung der Allmende in dem großen Kirchgange 
Kerns walteten. Den ärmeren Kirchgenofien, welche kein Vieh 
befaßen, wurde um’d Jahr 1612 zugelaflen, je zwei Kühe von außen 
her in’8 Lehen zu nehmen und mit Benjenigen der Viehbeſttzer auf die 
näher gelegnen, eingeſchlagnen Allmendſtücke zu treiben, während vie 
äußere Allmend dem „galten“ Rindvieh und den Pferden ausſchließ⸗ 
lich vorbehalten wurde. Je mehr indeffen die Allmenden ſich beflerten, 
die Zahl der Armen aber fid) vermehrte, befto mehr fühlten dieſe ſich 
in ihren Rechten gekränkt und verlangten größere Gleichſtellung mit 
den Bichbefigern. Durch Schiedsſpruch von 1672 wurde nun feftgefegt : 
die eingefchlagne und die äußere Allmend follen wieder mit Kühen und 
Galtvieh ununterfchieden benugt werden; auf die äußere Allmend folle 
jeder Kirchgenoffe, reich oder arm, zwei Kuhſchweren“ 0), d. h. 
entweber zwei Kühe oder fo viel: anderes Vieh als foldyen gleich ge- 
achtet wurde, auftreiben oder diefes Auftriebsredht andern Genoſſen 
verpacdhten mögen; ein allfälliger Mebrertrag der äußern Allmend 
folle an viehbefigende Genoſſen verpadhtet und ver Pachtzins an bie 
Entfhädigung derjenigen Genoffen, welche die innere Allmend nicht 
benugen können, verwendet werben. Die anwachſende Zahl der Kirch⸗ 
genoffen ſcheint fpäter nicht mehr verftattet zu haben, die in Ausficht 
geftellte Vergütung zu bezahlen; daher beflagten fich die Armen 1768 
abermals über Benadhtheiligung. Das Fünfzehnergericht erfannte nun 
mit Rüdficht auf Die veränderten Zeitverhältuifle: jeder Kirchgenoſſe 
folle ohne Auflage eine Kuh auf Die Äußere Allmend treiben mögen; 
wer mehr Vieh auftreiben wolle, babe für jede Kuhfchwere eine Auf⸗ 
(age von 1 fl.5 8. zu begahlen, welche mit dem Ertrage der auf der 
Allmend wachſenden Streue und Eicheln unter alle Genoflen gleich 
vertheilt werden folle; demjenigen aber, welche fein Vieh auftreiben, 
folfe ein Stüd Allmendland von 100 Duadratflaftern unentgelvlich 
zur Anpflanzung überlaffen werden, wie ſolches ſchon früher, jedoch 
nur in Folge befonderer Begünftigungen von Seite der Gemeinde, 
geübt worden war 59). 

Die Vergebung von Pflanzland („Rütinen“ over „Gärten“) 
auf ver Allmend an einzelne Genoflen finden wir jeit dem 15. Jahrhundert 





*9) Neber diefen und die analogen Ausdrücke vergl. v. Maurer ©. 38, 39. 
Mit Unrecht ift bier indeflen auch „Hüttengerechtigfeit” beigezählt, welcher Aue: 
druck, wie wir fehen werben, etwas Anderes bedeutet. 

20) Urkk. in der Zeitſchr. für ſdeweiz. Recht II. (Mecröpflege) S. 161—164. 
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an verſchiebnen Orten erwähnt. Schon eine alte Satzung Gerfau’s 
vom Jahr 1436 5%°) verorpnete: 


„das einer mag machen vii Der allmend einen garten fibenb Hafter 
wir, alfo min ben gebinge, bad ex weder fläge noch wege irre, vnd er vnd fine 
find das mugend han, als lang als er oder fy denn wend; vnd wenne fy fin 
nitt me enmend, fo fol der garten den Kilchgenoſſen wider kert werben.” 


Sn Uri hatte jeder Landmann, der noch feinen Allmendgarten 
hatte, Anſpruch auf einen foldyen, wenn er ihn verlangte; dagegen 
durfte Niemand mehr als einen Garten inne haben. In älterer Zeit 
wurden ſolche Pläge bisweilen zu Eigen gegeben, fräter gewöhnlich 
zur Benugung auf 30 Jahre. Der bewilligte Platz wurde dann jeweilen 
von den Berorbneten zu Eigen und Allmend ausgemardjt und von dem 
Landſchreiber in das fogen. Rütibuch eingetragen. Die Bewilligung 
fiel indefjen dahin, wenn die Ausreutung des Platzes nicht in ver- 
fprochner Weife binnen zwei oder drei Jahren erfolgte. Ebenfo verlor 
der Beftger eines Gartens fein Recht an demſelben, wenn er aus ber 
Kirchhöre, in welcher der Garten gelegen war, wegzog >). Auch in 
Sachſehn wurden feit dem 17. Jahrhundert Allmendgärten zum 
Anpflanzen ausgetheilt: früher auf Lebenszeit des Empfängers oder 
doch auf eine größere Anzahl von Jahren; ſeit 1742 aber mußte all- 
jährlih an der Gemeinde darum angehalten werden. In Diesbach 
wurben zuerft 1624 Saatenpläge auf 8 Jahre ausgetheilt; 1697 ward 
erfannt: „bie alten Hanffaaten auf der Allmend follen wieder 10 Jahre 
als Saaten benugt werden”, und 1706: „die neu ausgemeßnen Eaa- 
tenpläge folfe man 5 Jahre nugen.” In Glarus wurden feit dem - 
Anfange des 18. Jahrhunderts theils auf den Allmenvden, die um den 
Flecken herum lagen, theil8 an entlegnen Orten, wo Holz gefällt wor: 
den war, „Ruͤtinen“ an aͤrmere Tagwenleute ausgetheilt; doch maß 
ein ſolcher Plat nicht mehr als 40, fpäter 50 Quadratklafter und 
Niemand durfte mehr als einen inne haben. Wer feine Rüti nahm, 
erhielt dafür eine Entfchädigung von 10 Basen. Auf den Rütinen 
fheint großentheil8 Gemüſe gepflanzt worden zu feyn, welches eigens 
vom Tagwen gewählte „Rüben- und Kohlgaumer" zu hüten hatten >%). 
Erft die Theurung der Eiebenzigerjahre veranlaßte im Land Glarus 5) 


— — 


#8) Geſchfr. VII. 146. 

321) Rütiordnung vom J. 1600 im N. L. B. Regiſter des Landsgem. Prot., 
J. 1676, 1680, 1697, 1761. Landsgem. Prot., J. 1780, 1797. Vergl. Landb. 
Artt. 333—335. 

32) Satzungen von 1707 u. 1721 im Tagwensprot. 

, Trümpi S. 676. 
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und anderwärts die Gemeinden, größre Theile ihres Allmendbodens 
als Aderland unter die Genoflen auszutbeilen ; wir finden daher auch 
in Glarus bereits 1775, daß jedes Tagwenrecht zwei- Rütinen zu 
genießen hatte. In Räfels Lonnte zu Ende des Zeitraumes jeder 
Haushälter einige hundert Quadratkllafter Allmendboden nugen, wors 
auf Korn, Gerfte, Bohnen, Erväpfel u. dgl. gepflanzt wurben *). 
Landaustheilungen in umfaflenderm Maße erfolgten bei fortfchrei- 
tendem Bebürfnifie, die nöthigften Lebensmittel felbft zu gewinnen, 
alfenthalben er im Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts. 

Dbftbäume auf die Allmend zu pflanzen, war den Genoflen 
überall verftattet und gewöhnlich fuchte man fie fo viel als möglich 
dazu aufzumuntern. In Uri war bloß zur Beringung gemacht, daß 
folhe Bäume 10 Klafter auseinander gejeht werben mußten und dem 
anftoßenden Gütern keinen Nachtheil bringen durften. Die Nuyung 
derfelben ftand hier Demjenigen, welcher fie gepflanzt hatte, und feinen 
Nachkommen ausſchließlich zu 9. Auh in Diesbad blieben fie 
Eigenthum der Erben, fo lange diefe das Dorfrecht benugten 59. In 
Baar dagegen hatte der Dorfmann, welcher Bäume auf Die Allmend 
feßte, nur das Recht, biefelben binnen 10 Jahren feinem Sohn, Entel 
oder feiner Tochter, wenn fie das Dorfrecht nugten, zugufchreiben ; 
nachher fielen fie ver Gemeinde anheim. In Sacjfeln gingen foldye 
Obſtbaͤume nad) dem Tode des Genofjen, welcher fie gepflanzt hatte, 
immer in's Eigenthum der Gemeinde über, weldye jedody die Erben 
auf billige Weiſe zu entfhädigen hatte. Der Tagwen Glarus nahm 
1703 zwar das Eigenthum an fämmtlichen Allmendbaͤumen für fi 
in Anfpruch, überließ fie aber den Tagwenleuten, welche fie gepflanzt 
hatten, noch für 36 Jahre zur Benugung; 1723 machte er den 
Empfängern vonRütinen, welche an dag Linthwuhr fließen, zur Bflicht, 
Obſtbäume auf demfelben zu pflanzen. Ebenſo befchloß N äfels 1690: 
jever Tagwehmann jolle binnen Jahresfriſt 4 fruchtbare Bäume auf 
die Allmend pflanzen, welche dann auf feine männlichen Nachkommen, 
fo lange foldye vorhanden, fich vererben follen. Auch in Appenzell 
war, wer die „Semeinmerfer” benugte, verpflichtet, Obftbäume darauf 
zu pflanzen, die ihm dann eigenthümlich zugehörten 37). 

Nicht felten wurden au Baupläge für Häufer auf ver 


2) Steinmüller I. 35. 

5) Megifter des Landsgem. Prot., 3. 1634. 

5%) Sakung von 1702 im Doribucd. 

2) Sasungen von 1604 u. 1671, Steinmüller IT. 40. 
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Allmend bewilligt; am Kurzenberg burfte indeſſen nur ein geborner 
Genoffe, weicher auch eine Benoffin geheirathet hatte, mit einem 
ſolchen Geſuche an die Gemeinde gelangen. In Uri verblich dem 
Landmanne, welcher einen Allmendplatz erhalten hatte, um darauf ein 
Gebaude zu errichten, derfelbe fo lange als Eigenthum, als er den 
Bau „in Dad) und Gemach erhielt". Ließ er dagegen das Gebäube 
abgehen, fo flel ver Platz an die Allmend zurüd 9). In Schwyz war 
ausbrüdtich feflgefegt, daß auf Häufer, welche die Obrigfeit auf der 
Landesallmende zu bauen bewilligt Batte, keine Pfanpverfchreibung 
errichtet werden bürfe; man nahm alfo bier an, daß ſolche Baupläge 
im Eigenthum bes Landes verblieben :%). 

Endlich gehörte zu den Nugungen der Allmende auch noch bie 
Gewinnung der, für den Landmann wichtigen Streue auf Rietb- 
boden, wo folcher ſich vorfand. In Schwyz war e8 jedem altgefreiten 
Landmanne, der das zwanzig ſte Jahr erfüllt hatte, geftattet, Allmend⸗ 
fireue zu machen; wer aber vor dem, für jede einzelne Gegend feftge- 
ſetzten Tage Streue mähte, verfiel in eine Buße von 2 Dublonen. 
Der Verkauf diefer Allmenpftreue außer das Land war verboten ). 
In Uri 9) war e8 vom Michaelstage (29. September), in Appen- 
zell J. Rh. dagegen erft vom Gallustage (16. Oktober) an erlaubt, 
auf der Alimend Streue zu mähen. In Pfäffikon Hatten die Dorf: 
leute, wie bei den Holztheilen, fo auch bei den „Streuetheifen”, wenn 
ein Genoſſe den feinigen feilbot, ein Näherredht. Auch in Unterwal⸗ 
den pflegten die Gemeinden ihren Genofien Riefhpläge durch's Roos 
auszutheilen und e8 war aud) hier verboten, die darauf gewonnene 
Streue außer die Kirchhöre zu verkaufen *9. 

III. Die Alpen (Gemeinalpen, in Schwyz „Hochallmenden“ 
genannt) machten einen hauptfächlichen Theil der gemeinen Marf 
aus in Uri und Schwyz, dann auch in den Gemeinden Obwal- 
den's und in Appenzell» Innerrhoden. Wir haben bereitd 
erwähnt, daß in Uri urfprünglich jeder Genoſſe im Sommer fo viel 
Vieh auf die Alpen treiben fonnte, al8 er auf feinen, Innerhalb der 
Mark gelegnen Gütern gewintert hatte; der nämliche Grundſatz galt 


29) Rütiordnung a. a. D. 

29 Landb. II. 78 (3. 1682; Kothing €. 186). 

*°) Bauherrn: Berordnung ©. 13, 14, 3. 

1) A. L. B. Art. 104. Regifter des Landsgem. Brot., 3. 1708. 

*2) Bufinger ver Kant. Unterwalben ©. 53. Ginungbud von Sadfeln. 
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auch in Schwyz und in Obwalden *). Gin Gefeg von 1682 ) 
beichräntte in Uri Die Zahl des Alpoieh's für jenen Laudmann auf 
30 „Kubeffen”, d. 5. 30 Kühe ober ftatt 2 Kühen 1 Pferd, fleit 
1 Kuh 1 einjähriges Hüllen ober 2 Rinder ober 3 Kälber ober 
7 Schafe oder Ziegen. Aud) wurde noch 1780 °) feftgefegt, daß bie 
Befiger von Eigenalpen mit ihrem Vieh nicht länger als 4 Wochen 
die Semeinalpen benugen follten. Dagegen ift-ung von Auflagen aus 
diefem Zeitraume nichts anderes befannt als das fogen. Schwänd: 
geld von 1 Kreuzer auf jeves Kubefien, welches von allem Vieh im 
Lande begogen, jedoch, forweit dieſe Abgabe das Alpoieh traf, aus⸗ 
fchließlich auf Das Ausreuten und Säubern an ben Alpen verwendet 
wurde 9. In Schwyz verordnete die Landsgemeinde 1593 *"), es 
folle fein Landmann mehr ald AO Kuheſſen im Lande wintern und im 
Sommer auf die „Almy“ treiben. Wir haben aber bereit$ beim Lan- 
deshaushalte Coben S. 285) erwähnt, daß ſchon im 17. Jahrhundert 
ein „VBiehgeld" (auch „Allmendgelv" genannt) von 1 Gulven auf 
jedes Kuheſſen bezahlt werden mußte. Epäter betrug dieſe allgemeine 
Auflage bloß nod) 20 Schilling vom Kuheſſen; fie ftieg aber bei mehr 
als 30 Kuhefien auf 1 fl. 10 8. und beim „Webertriebe”, d. 5. wenn 
mehr ala 40 Kuhefien..aufgetrieben wurden, auf 2 fl. 20 8. von jedem. 
Es fielen diefe Auflagen dem Bauamte zu, d. h. fie wurden vorzüg- 
lich an den Unterhalt von Brüden, Wegen und Hägen verwendet. 
« Zudem war jeder Landmann, ber Vieh an ben Alpen batte, verpflichtet, 
auf 4 Kuhefien einen Tag zu „ſchwänten“ (ausreuten) oder dafür 
%A Schilling zu bezahlen °%). In Appenzell I. Rh., welches nicht 
mehr als drei Gemeinalpen bejaß, wurde ſchon 1546 *%) darüber ge 
Hagt, daß von benfelben nur die reicher Genoſſen, welche ihe Vieh 
haufenweife darauf fchlügen, Nugen zögen, die ärmern Genoffen 
dagegen leer ausgingen. Deßhalb wurde feftgefegt: es ſolle Niemand 
mehr als 6 Kuhe unentgelvlich auf Die drei Alpen treiben dürfen; von 6 
bis 15 Kühen ſey eine Auflage von 1 Schilling vom Stüd zu bezahlen; 


— — — — — 


*) Einungbuch von Sachſeln und Buſinger a. a. O. ©. 55. Für die 
bairiſchen Gemeinden vergl. v. Maurer S. 8. 

*) Regiſter des Landsgem. Prot. Vergl. Landb. Art. 372. 

5) Landsgen. Prot. Landb. Art. 393, 

*°) Grfenntnig Des dreifachen Laubrathe von 1576. 4.2.3. Art. 105. 

) Landb. IT. 63 (Kothing ©. 177). 

**) Yauherın Verordnung €. 4, 15, 17, m. 

“, rk. bei Zellw. Nro. 836. 
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mehr als 15 Kühe aufzutreiben, jolle bei einer. Buße von 1 Pfund 
verboten feyn. Bei der gleichen Buße wurde unterfagt , mehr al& zwei 
Melchkühe von außen her In Pacht zu nehmen. An jeder Alp hatte 
der Alpmeiſter über die Beobadytung dieſer Sagungen zu wachen 
und den Ertrag der Auflagen und Bußen zunächft an die Berbeflerung 
von Wegen und Stegen zu verwenden; ber Ueberſchuß fiel in den 
Kirchenfädel. Begreiflicher Weife wurde im Laufe der Zeit Die Auflage 
erhöht und die Zahl des Viehs, welches aufgetrieben werben durfte, 
vermindert. 1608 verorbneten Yandammanı und Rath: wer auf Die 
Bemeinalpen fahren wolle, folle ſich beim Lanpfchreiber dafür ein⸗ 
ſchreiben laflen und von jedem Knheſſen bis auf zehn 2 Kreuzer, von 
11 bis 15 Kuheſſen aber je 5 Batzen bezahlen; was von Diefen Eins 
fehreibgelderu über die Eutſchaäͤdigung der Alpmeiſter vorſchieße, folle 
dem Armengute zufaflen. 1613 wurde diefe Sagung dahin abgeändert, 
daß nur noch bis auf 8 Kuhefien je 2 Kreuzer und von 8 biö 12 Kuh⸗ 
eſſen je 5 Basen bezahlt werden follten, mehr ald 12 Kuheſſen aber 
überhaupt von Niemanden mehr aufgetrieben werben durften. Bon 
der Benugung der Gemeinalpen war nad) der Berorbnung von 1608 
ansgeſchloſſen, wer bereits Sömmerung für 2 Kühe oder 2 Pferbe 
hatte und diefelbe verpadhtete; audy durfte Niemand. mehr ale eine 
Bemeinalp im gleichen Jahre benugen 79). In Sachſeln eudlich war 
für die Armern Genoſſen dadurch geforgt, daß, wer 6 Kühe oder weniger 
beſaß, noch 4 Kühe in oder außer der Kirchhoͤre zu Lehen empfangen 
tonnte, um fie auf Die Gemeinalpen zu treiben. 

Die Sennhütten an den Alpen gehörten nicht Der Markge⸗ 
noſſenſchaft, weldje Grundeigenthümerin war, fondern ben einzelnen 
Landleuten, welche die Alpen benusten. In Uri wurde zu einem 
„Sennten“, worunter man die jedem Landmann erlaubten U Kühe 
verftand, ein Hüttenrecdht („Hüttengerechtigkeit") eben fo fehr 
erfordert wie die „Alpruftig”, die für die Alpwirthſchaft nöthigen 
Geräthe; doch gab es daneben audy halbe Hüttenredyte. Es waren: 
dieſe Rechte Gegenftand des Privatverkehrs; fie wurden vererbt und 
Eonnten beliebig veräußert werden. Dagegen war die Verpachtung 
von Hüttenrechten, die man nicht felbft benugte, unterfagt und wer 
auf mehrern Alpen ſolche Rechte befaß,, Eonnte gleichwohl nur auf 
eine derſelben Vieh auftreiben. Zu den Wipgenofjen, deren Befugnifie 
wir oben ($. 2) erwähnt haben, wurde mur gerechnet, wer ein 


0) Alpbüchli bei Steinmüller II. 26—32. 
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Hüttenrecht an einer Alp befaß und daſſelbe wirklid ausübte H. 
Aehnliche Berhältniffe beftanden in Schwyz. In älterer Zeit wurden 
hier gewöhnlic; neben den „Allmenphütten" auch noch, Melchgaͤden“ an 
den Alpen erbaut, was aber fpäter verboten. wurbe. Jeder Hüttenbe- 
figer war verpflichtet, ven gewonnenen Dünger an die Alp zu ver- 
wenden. Durch Kauf oder Erbſchaft waren fogar Beiſaͤßen in den 
Befig von Hütten gelangt; diefe durften aber nur das „aus Güte 
bewilligte" Vieh auftreiben 7°). In Appenzell J. Rh. mußte, wer eine 
Hütte befaß, einen Tag an der Alp fäubern und war verpflichtet, 
gegen billige Geldentſchaͤdigung einen andern „guten Landmann“, ber 
ihn dafür anging, in fein „Zimmer” aufzunehmen, foferne daſſelbe 
binlänglichen Raum darbot "°). In Uri ’%) und Obwalden '5) mußten 
Dagegen Landleute, welche, ohne bereits ein Hüttenrecht zu befigen, 
die Alpwirthſchaft betreiben („fenntnen” ober „alpen") wollten, bei 
der. Lands oder Kirchgemeinde die Bewilligung nachſuchen, eine neue 
Hütte an einer Gemeinalp errichten zu dürfen. 

Zu den Sennten gehörte bloß das Melkvieh; dem Galtvieh 
waren gewöhnlich befondere Alpen angeswiejen, welche in Urt „ge- 
meine Hirtenen” hießen, weil bier die SBferde und Rinder ber 
Aufficht gewählter und befoldeter Hirten übergeben wurden. In älterer 
Zeit durfte ein Landmann 3 Stuten fammt ihren Füllen bis auf 12 
und 3 Saumpferde auftreiben, feit 1732 aber im Ganzen nur noch 
6 Pferde. Schafe, deren ein Landmann bis auf 30 fammt ihrem 
Nachwuchſe zur Alp treiben mochte, und Ziegen wurden, wieder unter 
eignen Hirten, auf den „Höbenen und Geißweiden“ geſoömmert 70). 
And) in Schwyz gab es befondere Rinderallmenden, auf welche 
bei 30 Gulden Buße nicht mit Sennten gefahren werben durfte; da⸗ 
gegen burften die Rinder and) nit auf die Kuhallmenden getrieben 


’») Gefäll. Mitrheilung des Hrn. Bannerherrn Jauch. Negifter tes Lande 
gem. Brot., 5. 1675. Landb. Artt. 337, 383, 396. 

2) Landb. IV. 26 (5. 1699; Kothing ©. 258, 259). Bauherrn-Berorbnung 
©. i2, 18, 24. 

3) Sakungen von 1637 und 1682 im Alpbüchli a. a. ©. 

4) Landsgem. Prot. von 1780. . 

5) Einungbuch von Sachſeln: „Welcher kilcher wele ein nüe hiden (Hütte) 
buen yn welcher Alb das fye dar fol nit gewalt han für in felber zu buen uf 
welchem platz er wele funder die kylcher fondt Iyt barzu verornen — Dyrfemi 
in den plaß zeigen doch im ftafel by den anderen hyden.“ 

29 A. L. DB. Art. 123, Nachträge und Regiſter des Landsgem. Prot. Landb. 
Artt. 394, 401, 40%, 405. " 
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werden. Es wurden ebenfalls eigne Rinderhirten gemählt, jedoch 
beftand für bie Genoſſen keine Verpflichtung, venfelben ihre Rinder 
anzuvertrauen. Die Zahl der Pferde, melde eine Haushaltung aufs 
treiben durfte, wurde 1776 auf 8 beſchraͤnkt, und ebenfo diejenige der 
Schafe. Eıftere durften erft vom 9. September an auf die Kuhall- 
menden getrieben werben, und von letztern follten biefe gänzlid) ver 
fehont bleiben . 

Das Wildheu, welches jeder Genoſſe zu mähen berechtigt war, 
wird namentlich in denjenigen Theilen der Alpen gewonnen, weldje 
für die Viehweide zu fteil find. Das alte Landbuch von Uri (Art. 
403) fegte feft: Wo an den Afpen kein Rindvich gehen mag, darf 
jener Landmann heuen, an andern Orten erft vom Berenatag (1. Sep⸗ 
tember) an. Später wurde e8 auch an jenen ſchwer zugänglichen 
Stellen nur vom Lorenzentag (10. Auguft) an geftattet 79); mit dem 
nämlicyen Tage wurde auch in Schwyz der Wildheuet eröffnet "N. 
Sn Glarus, wo fonft die Alpen meiftens im Beſitze von Privaten 
ſich befanden, gehörte gleichwohl das Wildheu, welches von venfelben 
ausgefchienen war, ven Gemeinden; hier war den Tagwenleuten vom 
1. Auguft an zu mähen erlaubt ®9). 


$.5. Die Alpgenofienfhaften. 


Unfre Darftellung würde an Unvollftändigfeit leiden, wenn wir 
bier, nachdem wir fo eben von den Nugungen der Gemeinden und 
größern Markgensflenfchaften an ven Alpen gefprochen, die, fo viele 
Analogien darbietenden Geuoſſenſchaften einzelner Landleute, welche 
gemeinfchaftlich eine Alp befaßen, mit Stilfchweigen übergeben wollten. 
Richtsdeftoweniger muß zwifchen jenen Inftituten, welche zugleich und 
vor Allem aus dem Staatsorganismus angehörten, und biefen rein 
privatrechtlichen Korporationen ſcharf unterfohieden werden 21). Wenn 
ein Land oder eine Kirchhöre (Gemeinde) Alpen befaß, fo machten 
diefe nur einen Theil der Gemeinmark aus, an welcher alle Lanbleute 
oder Kirchgenoſſen gleiche Nutzungsrechte hatten, und es verfügten 


7) Landsgem. Prot. Bauherrn-Verordnung S. 6—10. 

9) Landb. Art. 339. 

2) Bauherrn-Berorbnung ©. 14. . 

*) Satzung von 1673 in den handichriftlichen Landbüchern des 48. Jahrh. 
Im NA. 2. B. und in den Protofoflen Haben wir fie nicht gefunden. 

9) v. Maurer ©. 38 ff. hat dies zu wenig gethan. 

Blumer, Staats⸗ und Rechtsgeſchichte. IT. 24 
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darüber die nämlichen Organe, denen auch in. ſtaatlichen und. Ge 
meindeangelegenheiten das Eutſcheidungsrecht zuſtand. Eine Alpges 
noſſenſchaft von Privaten laͤßt ſich Dagegen in gewifler Hinficht eher 
den modernen Aftiengefellichaften vergleichen : die äußerlich unvertheilte 
Alp zerfiel in eine genau beſtimmte Summe ideeller Antheile, won 
weichen jeder Genofle eine größere ober Kleinere Anzahl beſaß, wie er 
ſolche durch Kauf oder Erbgang erworben hatte; dieſes Eigenthum 
konnte er nach feinem Gutfinden eniweber durch eignen Biehauftrieb 
oder durch Verpachtung au Andere benugen °2), nur mußte er ſich 
dabei den Anordnungen unterziehen, welche die Mehrheit ver Genoflen 
über die gemeinfameu Angelegenheiten der Aly zu treffen befugt mar. 
Der weientliche Unterfchied, den das Volk zwilchen bloßem Genoſſen⸗ 
rechte in einer Gemeinde und dem Miteigenthum an einer Alp erblidte, 
ſpiegelt fi) deutlich ab in einer Glarner Landesfasung von 1630, 
nad) welcher bei Streitigkeiten zwifchen Alpen und Geißweiden Die 
bei ven legtern betheiligten Tagwenlente zur Ablegung eines gericht: 
Eichen Zeugniffes augelaflen, die Alpgenofien dagegen, „wil eß Eigen- 
thumb”, davon ausgefchlofien wurden ®3), - 

Die Alpgenofienfchaften, von welchen hier die Rede ift, kamen, 
wie ſchon im erften Theile (S. 386) angedeutet wurde, in unfern Ge: 
birgsläudern nur infoweit vor als die Alpen nicht Gemeingut des 
ganzen Landes oder der Kirchhoͤren waren, alfo namentlid) in Nid⸗ 
walden, Glarus, Appenzell: Außerrhoden und in anftoßenben 
Bezirken des jebigen Kantons St. Gallen. Alpen, welche fich im 
Beige einer geößern Anzahl von Privaten befinden, heißen jebt noch 
in Glarus „Feſſelalpen“, in Nidwalden „Kapitaliftenalpen" ober 
uneigentlich auch „Bemeinalpen” 9), in Appenzell „Euhg’rechtete” 
Alpen *). Die Grundlage der ganzen Gemeinfchaft bildete nämlich 
die, jeder Alp zugetheilte Summe von Kuhrechten (in Nidwalden 
„Rindern”, in Glarus „Stöße" genannt), deren jeder Alpgenoffe eine 
beſtimmte Zahl befaß. Man fagte auch, die Alpen feyen „geftuhlt” ; 


#3) Glarner Landsgemeindſchluß von 1575 (M. &. DB. BL. 55 A, Zeitfchr. 
VI. 238): „das Welcher In vnſerem Land eigne Alp habe, möge dieſſelbigen nad) 
feinem willen vnd gfallen nußen, bruchen vnd beftofien, Es were dann ſach das 
die Alpgnoflen — brieff und gwarfammungen, wie einer die Alp beftoßen fölle, 
zu erſcheinen hattent.“ 

ss) Ebenda BL. 66 B, Zeitſchr. VE. 56. 

*) Bufinger, der Kant. Unterwalben, ©. 54, 55. Vergl. Landb. v. NRit: 
walden v. 1806 V. 9. 5—8. 

#) Steinmüller M. 14. 
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darunter verftand man: der Weidgang fey gleichfam nad) der Zahl 
der Meltftühle berechnet und auf fo und fo viel Vieh beftimmt. “Die 
Zaration der Alpen nad) der Zahl der Kühe, welche darauf gefümmert 
werben fonnten, gefchah urfprünglich, wie wir beim Alpbriefe von 
Kruuchthal gefehen haben, durch die Alpgenoſſen felbft; ebenfo feuten 
biefe das Verhaͤltniß des andern Viches zu den Kuhrechten fefl «9. 
Später ſehen wir in beiden Beziehungen Die Landesbehörden einfhreiten. 
Das ältefte, ſaͤmmtliche Alpen des Landes umfafiende Urbar, weiches 
wir im Archiv Glarus aufgefunden haben, ift vom Jahr 1547; vole 
damals ſchon frühere Tarationen zu hoch befunden wurden, zeigt Me, 
häufig darin vorkommende Bemerkung, es fen ein Viertel oder ſelbſt 
ein Drittel der Stöße „abgenommen“ worden. 1640 *7) beſchloß ber 
zweifache Landrath, es folle „bei der Beſtoßung, fo im Landrodel vers 
fhrieben, an allen Alpen gänzlich verbleiben”, und wenn die Genofien 
einer Alp vermeinen, fie hätten fo viel verbefiert, daß eine höhere 
Werthung ftattfinben könnte, fo follen fle an den Rath gelangen, ber 
dann die Sache unterfuchen Taffen werbe. Allgemeine Revifionen des 
Alpenurbars durch obrigfeitliche Beauftragte fanden in den Jahren 
1679 »°), 1710 und 1772 ) ſtatt. Was die Beredinungswelfe des 
Viehs betrifft, fo war nur die Zahl der Schafe ftreitig, welche auf ein 
Kuhrecht gehen follten; die Landgemeinde von Nidwalden ſetzte Dies 
felbe 1695 auf fechs feft, diejenige von Glarus hingegen 1738 auf 
fünf. Im Mebrigen bildete fich in dieſem Lande die jetzt noch geltende 
Regel *0) vorzüglich durch die Kontrole über Beſtoßung der Alpen, 
welche wie Obrigkeit alljährlich durch die beeidigten „Alpaähler”, 
deren zwei in jedem Tagwen gewählt wurden, vornehmen ließ 92). 
Diefe obrigteitliche Kontrole ließ fih um fo leichter einführen, als 


**, Vergl. Alpbrief von Dberjee von 1476 im Gemeindsarchiv Räfels: 
„ein Eh uo ober was ein zittrind wirth für ein floß, zwey alte kelber für 
ein ſtoß. fünf geſchorne ſchaff für ein Stoß. ein Roß das vefächig wird vnd 
Elter vif ſächs Stöß. ein Mäßfüly vff dry Stöß. Alſo fol man bie Men be: 
ſtoßen.“ — Alpbrief von Balfris (im Sarganferland) von 1541 bei Steinmüller 
u. 379. 

22) A. L. B. Bl. 72 B, Zeitſchr. VE. 06. 

*, Landsgem. Prot. von 1738. 

”) Heer und Blumer ber Kant. Glarus, S. 406. 

v, Auf den Stoß rechnet man 1 Kuh, 1 Zeitkuh, 2 Mäßrinder, 4 Kälber, 
5 Schafe, 12 Ziegen, Y, ausgewwachfenes und Y, junges Pferd. 

2) Landsgem. Prot. von 1735. Alpzähler werben indeſſen fchon in einem 
Rathsprot. von 1573 erwähnt. v. Maurer ©. 46 irrt, indem er biefelben für 
„Alpvorfteher, welche bie Alpangelegenheiten zu beforgen haben,“ anſieht. 
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ſchon nach den Alpbriefen des 15. Jahrhunderts der Ammann oder der 
Weibel mit den Alpleidern die Zahlung vornehmen follte und von den 
Bußen, welche die zu viel auftreibenden Genofien zu bezahlen hatten, 
dem Erftern ein Drittel verfiel. Die Landsgemeinde feste 1589 22) 
feſt: wer Durch ſolche „Ueberftöße" Schaben erleide, dem folle der⸗ 
felde vergütet werben; die Buße, welche nun natürlich dem Lande 
zufiel, wurde fpäter für jenen Ueberſtoß auf 2 Kronen beflimmt. Und 
wie in den, von den Genofien errichteten Alpfagungen allenthalben 
gewiſſe Leiftungen für Das Ausreuten von Gefträud an den Alpen 
und für das Säubern berfelden von herunterfallendem Gefteln zur 
Pflicht gemacht wurden 2), fo erfannte die Landsgemeinde von Glarus 
1735, e8 habe zu diefem Behufe jeder Alpbewerber auf je 10 Stöße Alp 
ein Tagwerk zu verrichten, ebenfalls bei 2 Kronen Buße, und auch 
hierüber follen die Alpzähler genaue Aufſicht führen. Die aus dieſen 
Beſtimmungen fprechende VBorforge für das Gedeihen der Alpen, weiche 
für das ganze Land von dem höchften Werthe waren, zeigt ſich endlich 
auch noch in dem Geſetze von 1680, nadı welchem das Vieh viefelben 
fpäteftens am St. Michaeldtage (29. September) verlafien follte, bei 
einer Buße von 20 Kronen 9). 

Abgefehen von diefen Landesgeſetzen, welche größtentheils nichts 
anderes enthielten als was die Alpgenoflenfchaften felbft vorher ver- 
fügt hatten, behielten diefe Korporationen volle Autonomie mit 
Bezug auf alle Verhältniffe der in ihrem Beftge befindlichen Alpen. 
Der Landrath von Appenzell A. Rh. erkannte, daß er „alles das, was 
die Alpgenoffen mit einander auf» und angenommen haben, in billigen 
Sachen fügen und ſchirmen wolle" o9. In den „Alpbriefen” und 
„Alpbüchlenen”, welche fie errichteten, finden wir mannigfache Sagun- 
gen über die Alpfahrt, das Zäunen, den Hüttenbau, das Salz, welches 
dem Vieh gereicht wurde, über Ziegen, Schweine, Stiere u. f. w. *9). 


4.2.9. Bl. 50 B, Zeitfchr. VI. 40. 

Ipbrief von Oberfee: „wenn die Leider zu Rath wurdent, das man 
fölle ſchwämmen, fo föllend ſy das den Alptheileren verfünden, vnd wellicher 
dan nit fhwembte, fo vil als Im vifgeleit wär, der fompt vmb fünf ſchilling.“ 
Alpbüchli der Shwägalp (Appenzell) bei Steinmüller II. 16 ff.: „Soll ein 
jeder der in die Alp fährt jährlih auf 5 Kühe einen Tag werden.” — Hun— 
gerbühler, Induftriegefhichtliches über Toggenburg ©. 15. 

0) Landsgem. Prot. 

) Steinmüller IL 16. 

°*) Alpfagungen von Oberfee und Schwaͤgalp a. a. D. Alporbuung auf dem 
hintern Balfris bei Steinmüller II. 381 ff. Toggenburger Alpſatzungen bei 
v. Maurer ©. 44, 45. 
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Die ordentliche Berfammlung der Alpgenofien war die Alprechnung, 
welche in Glarus nody heutzutage alljährlich im Spätherbft, nachdem 
das Vieh von den Alpen zurüdgelehrt if, ftattzufinden pflegt *"). An 
berfelben wurden von ben Alpvorftehern ihre Ausgaben und Ein- 
nahmen vorgelegt, für Uebertretungen ber Alpgefege den Berverbern 
der Alp Bußen auferlegt und fofort eingezogen, und zulegt der Ueber⸗ 
fhuß der Ausgaben oder der Einnahmen auf die Kuhrechte vertheilt. 
Jene Vorfteher, denen Die Beforgung aller gemeinfamen Angelegen- 
heiten und die Wahrung der Intereffen der Alp im Allgemeinen über- 
tragen war, hießen in Glarus in älterer Zeit „Alpleider”, in 
Appenzell, Toggenburg und Sargans gewöhnlich Alpmeifter, in 
Nidwalden Bannmwarte. Sie hatten allenthalben ein genaues Ver⸗ 
zeihniß zu führen über fämmtliche Theilhaber an der Alp und vie 
Zahl der Kuhrechte, welche jedem derfelben zuftand; daher mußten alle 
Handänderungen, welche mit biefen vorgingen, ihnen angezeigt 
werben 9°). In Nidwalden hatte fogar bei der Berpfändung von 
Alprechten die bloße Eintragung in das vom Bannwart der Alp 
geführte Alpbuch gleiche Rechtsfraft wie Die Fertigung einer vom 
Landammann befiegelten Pfandverfchreibung °%. In Glarus durfte 
bei Alpen, weldye mehr als zwei Eigenthümern gehörten, auf einzelne 
Stöße keine ewige Gült gefegt, fondern es konnten Diefelben nur auf 
Ablöfung nad) beftimmter Zeit hin verpfändet werden 100). Alpen 
oder Alprechte an Auswärtige zu verkaufen, war in den beiden Ländern 
firenge verboten und wenn fie durch Erbgang außer das Land fielen, 
fo tonnten in Glarus in erfter Linie die nächften einheimifchen Ver⸗ 
wandten des Erblafiers und ſodann alle Landleute diefelben den 


) So au im Allgan: ebenda ©. 41. Für Appenzell vergl. Steinmül: 
ler II. 45. 

2) Alpbrief von Oberſee: „Item es fol ouch Nieman fein Alp vff oder 
abfhribenn, es fyen denn die Leider barby. Item es fol auch Niemandt Fein 
Alp beftoffen, ſy fig denn im In dem Alpbrief zugefhrieben, es werb den 
Im erloupt von dem, dem ſy zugeichrieben flat.” LandB. von Nidwalden a. a. 
D. (3. 1731, 1749): „die Gemeinalpen, welche wirflih ererbt, erfauft ober 
fonft vertaufcht worden, wenn er Alpgenoß ift, follen dem jeweiligen Banns 
warth dieſer Alpen in das Alpbuch zu verzeichnen, bei Verlurft der Nubs 
niegung angezeigt werben.“ — Im Berner Oberland heißen die Grundbücher, 
welche die Rechte und Laften der großen Alpen und bie Antheile jebes Berech⸗ 
tigten feftftellen, Alpfeybücer; fie gehen bis in’s 15. Jahrhundert zurüd. 
Zeitfehr. für Schweiz. Recht IV. (Rechtspfl. und Geſetzg.) 51, 52. 

9) Landb. von 1623, „Berfagung der meinen Alpen.“ 

200%, 4, 2,3. 3.56 A (3. 1579), Zeitfhr. VI. 31. 
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auswärtigen Erben abziehen, wobei die Kauffumme nöthigenfalls 
durch drei vom Rathe bezeichnete Schäger beftimmt wurde ?). Ents 
ſprechender dem Begriffe der Alpgenofienfchaft als einer gefhloßnen, 
durch gemeinfame Eigenthumsrechte verbundnen Korporation ift die, 
in den Toggenburger und Sarganfer Alpfatzungen enthaline Beftim- 
mung, nad) welcher, beim Berfaufe von Alprechten an Ungenoflen, 
mit Ausnahme der nächften Erben einzig den Alpgenofien ein Naͤher⸗ 
recht zufland 2). 


*) Ebenda Bl. 20 B, 35 A, 43 (Zeitſchr. für ſchweiz. Recht V. 178, 179, 189. VI. 
3-5). Vergl. au die Satzung Urſern's vom Jahr 1417 im Geſchfr. VILL 130. 
)v. Maurer ©. 45 (9. 1499). Steinmüller IL 378 (3. 1541). 
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Boöiftes Kapitel. 
Die Nechtsſammlungen. 
g. 1. Uri. 


A. Das alte Landbuch von Uri iſt leider im Original nicht 
mehr vorhanden und es fehlen uns beſtimmte Angaben über Die Art 
und Weife, wie über die Zeit feiner Entftehung. Im Kantonsardhiv 
wird eine Abfchrift aufbewahrt, welche erft aus dem Jahr 1790 her⸗ 
ftammt; fie enthält 249 undatirte Artifel und dann noch fünf andere, 
bei welchen das Jahr der Erlaffung des Gefeges vorgemerft iſt, naͤm⸗ 
lich Art. 250 vom Jahr 1608, Art. 251 vom Jahr 1611, Art. 252 
vom Jahr 1614, Art. 753 vom Jahr 1630 und Art 254 2) vom Jahr 
1639. Indeſſen befindet ſich im Befige des Herrn Bannerheren Jauch 
eine viel ältere Abfchrift des Landbuches, welche bereits im Jahr 1619 
von Jakob Erb gefertigt wurde und dieſe fünf letzten Artikel nicht 
enthält; daraus läßt fich fchließen, daß viefelben nicht zu dem ur⸗ 
fprünglichen Terte gehörten, fondern als Nachträge dem Landbuche 
erft fpäter beigefügt wurden. Berüdfichtigt man nun ferner noch, daß 
das Regifter D der zwei nicht mehr vorhanpnen Bände des Lands⸗ 
gemeindprotofolles, welches in der Abfchrift des Archives dem alten 
Landbuche ſich angehängt findet und in der That, feiner abgekürzten 
Fafſung ungeadjtet, eine ſehr werthvolle Beigabe zu demfelben aus⸗ 
macht, ſchon mit dem Jahr 1609 beginnt: fo laͤßt ſich mit ziemlicher 
Sicherheit annehmen, daß das Landbuch, wie e8 in feinen urfprüngs - 
lichen 249 Artikeln ung vorliegt, im Jahr 1607 oder 1608 zu Stande 
gekommen ift. Bei der Ausführlichkeit und guten Ordnung des Werkes, 
welches die meiften Rechtömaterien behandelt, ift fatım daran zu zwei⸗ 
feln, daß bei defien Abfaſſung ältere Aufzeichnungen des Landredjtes 
zu Grunde lagen, weßhalb wir denn aud) feinen Anſtand genommen 


Durch ein Berfehen des Abfchreibers hat diefer Artikel die Nummer 255 
erhalten. 

2, (58 führt den Titel: „Buabstantialifcher Begriff der Landsgemeinderkandt⸗ 
nuffen, fo in dem Landt Vry ergangen von A°. 1608 bie N°. 1703 und fürbag 
dem Alphabet nach.“ 


376 Die Rechtsſammlungen. 


haben, daſſelbe ſchon im erften Theile vielfach zu benugen. Das alte 
Landbuch von 1608 verblieb in Kraft bis in’3 gegenwärtige Jahr⸗ 
hundert; erft in den Sahren 1823 bis 1826 ift aus demselben, fowie 
aus den in der Zwifchenzeit ergangnen Beichlüffen der Landsgemeinde 
und des Landrathes das neuere Landbuch zufammengeftellt worden, 
welches in zwei Bänden im Drude erfchienen iſt. 

B. In Urfern waren in älterer Zeit, gleich wie in den freien 
Ländern, die von der Thalgemeinde errichteten Satzungen in eigens 
hiefür ausgeftellten , befiegelten Urkunden verzeichnet worden 2). Der 
Unfang zu einer Rechtsſammlung fcheint zu Ende des 15. und zu 
Anfang des 16. Jahrhunderts gemacht worden zu feyn, indem ein aus 
diefer Zeit herrührendes altes Buch neben Redynungen und Anderm 
auch die Sagungen und Ordnungen der Thalleute enthält. In dem 
no in Kraft beftehenden Thalbucde, von welchem wir mehrere 
Adfchriften aus dem 18. und auch eine aus dem 17. Jahrhundert 
gefehen haben, ift die Zeit feiner Entftehung, gleichwie beim Landbuche 
von Uri, nicht angegeben und wir find daher audy hier auf Schluß: 
folgerungen angewiefen. Jene ältere Abfchrift enthält zwar Nachtraͤge 
fhon aus den Fahren 1575, 1579 und 1588 ; deffenungeadhtet koͤnnen 
wir nicht glauben, daß das Thalbuch von Urſern vor dem Landbuche 
von Uri, welches wir in's Jahr 1607 oder 1608 geſetzt haben, ent- 
ftanden fen, weil es dieſem nicht bloß in der außern Anordnung der 
Materien nachgebilpet ift, fondern auch in vielen Beftimmnngen wört- 
lich mit vemfelben übereinftimmt. Nehmen wir alfo an, Daß unmittelbar 
nad) der Bollendung des Urner Landbuches auch die abhängige Land⸗ 
fhaft Urfern ihre Rechtsſammlung in eine zeitgemäße Ordnung 
brachte, fo ftimmt damit ziemlich überein, daß in den neuern Abſchriften 
die Nadjträge, welche auf die 137 Artikel des Thalbuches folgen, erſt 
mit dem Jahr 1607 beginnen. Bemerkenswerth ift auch, daß bie 
meiften Abfchriften das Landbuch von Uri und das Thalbuch von 
Urfern neben einander enthalten und zwar das erftere voraudgehen 
laſſen; es ſcheint daraus hervorzugehen, daß das Recht des herrfchen- 
den Landes in vielen Dingen auch für Urſern maßgebend war. 


$. 2. Schwyz. 


A. Das Landbuch von Schwyz in ſeiner ältern Form, wie 
es in einem der Familie von Reding zugehörenden Manuſtripte auf 


) Regeſten Nro. 5, 6, 7, 11, 19, 20, 21, 8 im Geſchfr. VIII. 124 ff. 
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ung gelommen iſt, wurde im Jahr 1524 vollendet, jedoch nachher 
fortgeführt bi8 zum Jahr 1544. Daſſelbe ift eine Brivatarbeit, Die 
aber „mit Hälfe und Rath” der Obrigkeit, wahrfcheinlich von einem 
Landſchreiber unternommen wurde; es enthält die Altern, in befiegelten 
Urkunden aufgezeichneten Landesgeſetze, fowie ſpaͤtere Landsgemeinde⸗ 
beſchlüſſe und Rathsverordnungen theild vollftändig, theils im Aus⸗ 
zuge. Eine neuere Regenfion des Reding'ſchen Manuffriptes ift das 
auf dem Rathhaufe aufbewahrte, offizielle Landbuch, welches in den 
Jahren 1620—1626 gefertigt worden ift. Natürlich hat ver Schreiber 
defielben die von 1544 an bis zu feiner Zeit entflanpnen Landrechts⸗ 
artikel nachgetragen ; fpätere Lanpfchreiber haben dann hin und wieder 
neuere Gefege und Verordnungen bi8 zum Jahr 1761 eingefchaltet®. 
Wie fehr übrigens neben dem Landbuche auch noch ungefchriebneg, 
bloß in der Gewohnheit fortlebendes Recht im Lande Schwyz Geltung 
hatte, beweist der Umftand, daß die Landsgemeinde für Fälle von 
offenbarem Widerſpruch im Jahr 1671 für nöthig fand zu beſchließen; 

„wan dan Hierinnen vnnderſchidliche difficulteten vorgefallen, ob ein Math 
ober Beide, fo wol das Nünte alß Sibente Gricht den Berfchribnen vnnd in dem 
Landtsbuoch begriffnen Rechten, oder aber den geüöbten nachzueleben ſchnuldig 
fein ſollent, alß Iſt abgefaſſet vnnd Erfhandt, daß für daß vnnd alle mahlen 
den Berſchribnen vnnd nit den genöbten Rechten Nach gerichtet folle 
werden” °). 

Auch in den geichriebnen Randrechten aber fand man ſchon 1713 
Widerſprüche, fo daß die Landsgemeinde den Landrath beauftragte, 
einen Ausſchuß zu ernennen, welcher biefelben durchgehen und einen 
Entrourf zu Berbefierung des Landbuches ihr hinterbringen follte ©). 
Diefem Auftrage fcheint indeſſen nicht entfprechende Yolge gegeben 
worben zu feyn und es verblich das offizielle Landbuch aus den 1620er 
Jahren in feiner zwar alterthümlichen und für den Rechtshiſtoriker 
höchft intereffanten, aber für die praftifche Anwendung doch etwas 
mangelhaften Geftalt bis auf den heutigen Tag in Kraft. 

Eine Art von gefchriebnem Grunpgefege des Landes Schwyz 
bildeten die fogen. Landes punkte aus dem Anfange des 18. Jahr⸗ 
hunderts. Nachdem fehon 1701 mehrere derjelben von Der Landöge- 
meinde angenommen worben, trat 1704 der Altlandammann Joſt 
Rudolf Reding mit einer von ihm verfaßten Redaktion in neunzehn 


*) Kothing’s Landb.: Borwort S. XI, Binleitung S. 1. 
2) Landb. IT. 68 (Kothing S. 180). 
*) Landsgem. Brot. 
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Artifeln, „die das gange Jahr durch zu halten”, auf. Die Landsge⸗ 
meinde genehmigte biefelben und verfügte deren Eintragung in ihr 
Protokoll „zur künftigen Richtſchnur“. 1709 wurden drei und 1741 
zwei neue Artikel beigefügt, zugleich aber eine abgelürzte Redaktion 
in 21 Buntten aufgeftellt. 1712 und 1718 wurden wieder vier neue 
Sapungen, die fi) auf die Verfaſſung bes Landes bezogen, augenommen 
und 1719 abermals eine volkftändige neue Redaktion in 25 Buntten, 
bei welcher e8 dann fpäter verblieb, genehmigt. Diefe Landespunkte 
wurden nun gewöhnli an der Landsgemeinde verlefen, bis 1732 
erfannt wurbe, fie follen zu befierm Verſtaͤudniſſe jeweilen 8 Tage 
vor der Landsgemeinde in pie Kirchgemeinden verſchickt und bier im 
den Kirchen eröffnet werden. 1733 endlich Rellte Die Lanpsgemeinbe 
noch, neben einigen Erläuterungen, folgenden 26ſten Bunkt auf: 

„damit danne auch dife 25. Landſgemeinds puncten als großen gwalds Erkhanth⸗ 
nußen jederzeit fleißig und wohl beobachtet und gehalten werben, folle Jeweiliger 
ambtsman, wan Jemand darwiber Rhathen old handlen wolte, bey Ginhundert 
Dublen Buoß felbige zu wahrnen, abzumahnen und dife 25 puncten obzuhalten 
verpflichtet und ſchnibig fehn“ ). 

B. Was die abhängigen Landſchaften betrifft, fo wurden die 
Rechte der Waldſtatt Einſiedeln im Jahr 1572 auf Anordnung 
des Vogts und der Waldleute durch den Kanzler des Gotteshaufes, 
Walter Schießer von Harus, in ein „Wald ſtattbuch“ zuſam⸗ 
mengetragen, welches 131 Artikel enthielt. Eine ſpaͤtere Rechtsſammlung, 
betitelt Hoofſ⸗Rodel vnd Waldſtatt⸗Ordnung fambt Auß⸗ 
zug deß Gottshaußes Rechten vnd Freiheiten aus dem Archiv, daß 
Ambt Einſideln concernirend“ wurde 1702 von dem damaligen 
Kanzler Franz Anton Müller verfaßt. Auf 751 Seiten umfaßt dieſes 
Sammelwert in alphabetifiher Eintheilung und in Regeſtenform 
ſaͤmmtliche vechtliche Beſtimmungen der alten Offnungen (Hofrövdel) 
und des Waldſtattbuches, fowie die in den Protokollen aufgezeichneten 
Beſchlüſſe und Verorduungen. Die Zortfegungen reichen bis in's 
gegenwärtige Jahrhundert hinein. 

Das Landbud der March von 1427 erhielt im Sahr 1544 
eine neue Bearbeitung in 101 Artiteln durch den Lanpfchreiber Jakob 
Ougelberg; in den Jahren 1556 bis 1560 murden dann diefem 
Buche 11 neue Artikel beigefügt. Eine dritte Regenfion in 105 Artiteln 
folgte um’8 Jahr 1580; derfelben find 45 Zufäge aus den Jahren 
1587 618 1745 angehängt. Im Laufe der Zeit wurde indeſſen diefes 
Rechtsbuch, wegen der mannigfachen inzwifchen eingetretnen Aen⸗ 


) Genda. 
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derungen, unbrauchbar; daher erfuchte Die Landſchaft March ven Land⸗ 
rath zu. Schwyz, durch eine Kommiſſton aus feiner Mitte ihr Landrecht 
revidiren zu laſſen. Dieſes geſchah und das neue, gegenwärtig noch in 
Kraft beſtehende Landbuch, in 103 Artikeln von Roman Weber, 
Lanpichreiber zu Schwyz, verfaßt, wurde am 26. April 1756 vom 
bortigen gefeßnen Landrathe genehmigt. 

Küßnach erhielt erfi am 13. Februar 1769 ein Landbuch, 
weldyes ſich durch große Ausführlichkeit auszeichnet. Es ift in 51 
Paragraphen abgetheilt, welche wieder in Artikel zerfallen. Gefchrieben 
wurde es ebenfalls vom Landfchreiber zu Schwyz, Maurus Foͤhn, 
und vom dortigen Landrathe genehmigt. Am gleichen Tage wurde 
aud) noch ein „Libell der Landſchaft Küßnach“ ausgefertigt, welches 
Einungen um Frevel, eine Gerichtsordnung und Gewerbeordnungen 
enthält. 

Der Hof Wolrau hat ein Hofartitelbud) von 1622, gefer- 
tigt in 61 Artikeln von Paulus Zieberg, Landfchreiber zu Schwyz. 
Einige fpätere Sagungen wurden demfelben beigefügt. Die Hofleute 
von Pfäffikon gelangten 1631 an den Abt von Einfledeln mit der 
Bitte, er möchte ihnen ihr Hofb ud), welches theils in Folge ſchlechter 
Aufbewahrung, theild wegen vieler Abänderungen unbrauchbar ges 
worden, erneuern laſſen; dieſes geichah dann durch feinen Kanzler, 
Oswald Küechli von Glarus, in 30 Arkllein, welche den 3. Novbr. 
1632 vom geſeßnen Landrathe zu Schwyz beſtaͤtigt wurden. Nachge⸗ 
tragen wurden fpäter einige neuere Artikel aus ven Jahren 1669 bis 
1795. Zum Unterfchiede von einem größern, im Jahr 1666 angefang- 
nen Hofbuche, welches aber feine ſeibſtſtaͤndige Arbeit, fondern nur 
eine Sammlung älterer und neuerer Rechtsquellen und Urkunden 
enthält, wurde dasfenige von 1631 „Hefbüchlein" genannt; es findet 
ich in demfelben auch eine Gerichtsordnung von 1619 eingetragen. 

C. Endlich erwähnen wir hier auch noch des Heinen Kreiftantes 
Gerfau. Das Landbuch von 1605 haben wir ſchon im. erften 
Theile benugt, weil, nad) den Worten des Einganges, in dieſem Jahre 
nicht ſowohl ein neues Buch verfaßt als ein altes (nicht mehr vors 
handnes) „Landbüochlein“ abgeſchrieben wurde. ine fpätere 
Umarbeitung deſſelben iR daß fogen. Artitelbud) von 1751, welches 
gegenwärtig noch Rechtskraft bat. Es if in 19 „Punkte“ oder Mas 
terien eingetheilt und ſtimmt in vielen Artikeln wörtlich mit dem Land⸗ 
buche von 1605 überein 9. " 


) Wir verweifen im Allgemeinen auf Kothing's trefflie und höchft 
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$. 3. Unterwalden. 


A. Das alte Landbuch von Obwalden ift nun, und zwar 
im Original, im dortigen Archive zum Vorſchein gelommen. Die Zeit 
der Abfaffung deffelben findet fich nicht angegeben, aber fie läßt ſich 
aus den Jahrzahlen, welche den einzelnen Satzungen meiftens beige- 
fügt find, ziemlich genau ermitteln. Die erfte Handſchrift, welche auf 
32 Blättern den Urtert des Buches enthält, reicht bi8 zum Jahr 15245 
dann folgen von fpätern Händen Nachträge bis in den Anfang des 
17. Jahrhunderts. Zufällig ift nun der ältefte dieſer Zuſätze, welcher 
auf Blatt 4 ſich eingefchaltet findet, bereit8 vom Jahr 1525; es fann 
alfo mit Sicherheit gefchloffen werden, daß das alte Landbuch 1524 
oder 1525 angefertigt wurde. Der Charakter defjelben ift durchaus 
alterthümlich und der Inhalt der ganzen Rechtsſammlung fehr in- 
tereſſant. 

Wie allenthalben, ſo trat auch in Obwalden im Laufe der Zeit 
eine gewiſſe Unordnung im Rechte ein, indem manche Artikel des 
Landbuches ihre Gültigkeit verloren hatten, andere neuere Satzungen 
aber in daſſelbe nicht eingetragen waren. Daher wurde im Jahr 1635 
eine Umarbeitung des alten Landbuches für nöthig befunden, welche 
den Titel führt: 

„Einung ober landt-Bunech deß lobl. lands Vnderwalden ob dem kern⸗ 
wald vß Beuelch Eines wolwyßen Raais vnd guetheißen der gantzen Landisge⸗ 
meind Bereiniget vnd von nüwen beſchryben durch Sebaſtianum Mällern der 
Zytt landsfenderich daſelbſten.“ 

Dieſes neuere Landbuch zeigt zwar in vielen ſeiner Artikel eine 
große Uebereinſtimmung mit dem ältern, welches bei feiner Abfafſung 
zu Grunde lag; doch hat ſich bei genauer Vergleichung gezeigt, daß 
der Verficherung des Verfaſſers, er habe die alten Sagungen „von 
Wort zu Wort abgejhrieben”, die Wirklichkeit nicht ganz entfpricht. 
Nicht felten find, mit Rüdficht auf veränderte Zeitverhältnifle, einzelne 
Artikel wefentlidy modifizirt worden, wie wir 3.3. bereits gefehen 
haben, daß gewiſſe richterliche Kompetenzen von der Landsgemeinde 
auf den Rath übertragen wurden. Ueberhaupt trägt das ganze Land⸗ 
bud) von 1635 jchon einen mobernern Charatter an fich als dasjenige 
von 1524, wie e8 denn aud) durch die hinzugekommnen neuern Bes 
fimmungen ausführlicher geworben ift. Das im Archiv aufbewahrte 








interefiante Sammlung der „Rechtsquellen det Bezirke des Kant. Schwung”, wo bie 
meiften der angeführten Rechtsbücher abgebrudt find; inebefondere auf die Vor: 
eben berfelben und auf die Ueberficht des Heransgebers. 
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Driginal hat feine Nachtraͤge; wohl aber finden fid) in den bei Priva⸗ 
ten liegenden Abſchriften fpätere Landsgemeinpbeichlüffe nachgetragen. 

Gegen das Ende des 18. Jahrhunderts fühlte man abermals 
das Bedürfniß einer Revifion, da das Landbuch „Durch den Lauf der 
Zeiten in Berwirrung , offenbare Widerfprüche, Zweideutigleiten und 
Unordnung gerathen" war. In Folge Befchluffes der Landsgemeinde 
beauftragte daher der Landrath mit der Revifionsarbeit eine Dreier⸗ 
tommilfton, beftehbend aus dem Landftatthalter Felix Joſeph S tod 
mann (dem Schreiber des neuen Landbuches), dem Altlandvogt Joh. 
Joſeph Bucher und dem Zeugheren Rillaus Ignaz Wirz. Diefe 
Kommittirten burchgingen alle Landsgemeinds⸗ und Rathsprotokolle 
und flellten das gefammelte Material in eine zweeimäßige Ordnung 
aufammen; dann wurde das neue Landbudy einem weitern Ausſchuſſe, 
in weldyen Landesbeamte und Rathsherren aus allen Kicchgängen 
berufen wurden, vorgelegt, von diefem mit den Originalien verglichen 
und auf deſſen Bericht vom Landrathe, an welchen die Verfaſſer nach 
dem Geifte der Zeit eine blumenreiche Widmung 9) richteten, am 
4. Februar 1792 genehmigt. Das äußerlich ſchoͤn ausgeftaitete Origi⸗ 
nal, welches gegenwärtig noch zum täglichen Gebrauche der Behörden 
dient, führt den Titel: 

„Neues Land: Bud des Alt Loblich Gatholifchen Standes Unterwalden 
ob dem Kernwald, das nah Landesgemeindserkantnus und hochoberfeitlicher Ver: 
ordnung von einer Chren Commission revidirt und bereiniget, auch in eine ber 
Sachen dienliche Classification gebracht, Welches nach genauer Prüfung von- 
Unfern Gnädigen Herren und Obern einen Hochweyſen Landrath recht befunden 
und gut geheißen worden. Im Jahr 1702" 9), 

Die Anordnung der Materien ift folgende: voran ſtehen, wie in 


*%) Wir heben barausggplgende Stelle hervor: „Würdigen Sie Gnaͤdige Herren! 
Difere die thenre Batterlaundes Geſetze enthaltende blätter einer huldreichen und 
Onädigen Aufnahme, denn felbe find es um fo viel würdiger, weil ef noch zum 
Theil würkliche Ueberbleibfel und beweiſe der Geiſteſgroͤße, der Weifheii und der 
kernnhafteſten Bolitif unferer feeligen Ahnen und Freyheitſtiftern find. Die nicht 
felten von ihrer heymat nnd ihrer friedlichen Hütte entfehent, exrfl mit dem ſchwerdte 
die Feinde deß Vatterlands und ihrer Mitbrüber fhlugen, und dann alf helden 
und fleger zurüd eilten und noch gleihfamm mit von feinde Bluot trücfenden 
händen die weifeften Geſetze def Fridenſ, def Rechtß und der ruhe ermehrten, 
und felbe mit altſchweitzeriſchem bieverfinn, gerabheit und fittens@infalt Dietirten 
und niderfchreiben hießen.“ 

20) Der Verf. verdankt die Einfiht aller drei Driginalien der Gefälligkeit 
des Hru. YBundesrihter Hermann, welder fle ihm aufs freundblichfte zur Be⸗ 
nußung mitgetheilt hat. Die beiden ältern follen in der Zeitfchrift für ſchwei⸗ 
zerifches Recht abgebrudt werben. 
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ben meiften andern Landbüchern, die Eide und Schuldigkeiten ber 
ſaͤmmtlichen Beamten, wobei auch einzelne Beſtimmungen über Die 
Berfaffung des Landes, über das Finanz und Militaͤrweſen, Aber die 
Ordnung der Gewerbe eingeflochten find; dann folgen Artikel über 
den Landrat} und bie erweiterten Näthe, über dad Malefiz- und 
Bußen-, fowie über die Eivilgerichte, über das Rechtöverfahten und 
die Verjährung ; hierauf die Kapitel: Vormundſchaft, Erziehung armer 
Waiſen, Kuppelei, Dienftboten, Kirchliches, Kauf: und Taufchverträge, 
Zugredt, Bürgfchaften, Pacht, Gültenrecht, VBerpfändung von Fahr: 
babe, Teftamente und Erbrecht, Frauengut und Morgengabe, Be 
treibungs«» und Auffallsrecht, Landleute und-Hiuterfäßen, Landftraßen 
und Wegrechte, Häge und Anries, Nachwaͤhrſchaft beim Vieh, Scha- 
denerſatz; den Schluß bilden Strafbeftimmungen gegen Obſtentwen⸗ 
dung, Fluchen und Läftern, Ehebruch, Hinderung obrigkeitlicher Boten, 
Streitanfangen, Vorkauf u. ſ. w., ſowie eine Jagd⸗ und Fiſcherordnung. 
Dem Landbuche von 1792 ſind angehaͤngt und theilweiſe an den 
bezüglichen Stellen eingeſchaltet die neuern Geſetze bis 1844; and) iſt 
daſſelbe mit einem alphabetiſchen Regiſter verſehen. 

Ein ſehr bedeutender Theil der in dieſem Landbuch enthaltnen 
Sagungen iſt, weil noch in Rechtskraft beſtehend, übergegangen in die 
neueſte gedruckte Geſetzesſammlung, welche der geweſne eidgen. Stansd« 
ſchreiber von Moos als Privatarbeit Herausgegeben hat. Leider aber 
iſt dabei nicht mit der wünſchenswerthen Genauigkeit verfahren wor⸗ 
den, indem der Abdruck nicht überall das Original getren wiedergibt, 
ja oft geradezu unverſtaͤndlich ift. 

B. Bon befonderm Intereſſe ift die Geſchichte des Landbuches 
von Nidwalden, weil hier häufigere Reviftonen ftattfanden als in 
ingend einem andern unfrer Länder. Wie wir iqgerften Theile (&.393) 
geſehen haben, datirt Die erſte kurze Rechtsfammlung vom Jahr 1456 22). 
Das Altefte pergamenine Landbuch 12) aber, welches im Archiv 
aufbewahrt wird und mit dem Einungbriefe von 1456 beginnt, ſcheint 
erft im Anfange des 16. Jahrhunderts zufammengetzngen worden zu 
feyn; die fpäter beigefügten Satzungen reichen bis zum Sahr 1569. 
Die Fortfegung geſchah in der Weife, daß hin und wieder Die wichtigften 








ı) Das Original diefes „Ginungbriefes*, welches in beflegelter Urkunde 
aufgefunden wurbe, ift nun abgebeudt im Geſchfr. IX. 118—122. 

1 Gin vollfländiger Abdruck deſſelben wird nächſtens in der Zeitſchr. für 
ſchweiz. Recht erfcheinen. 
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der im Laufe der Zeit erlaßnen Geſetze auf einmal in’d Landbuch ein- 
getragen wurden: ſo z. B., wie ber Schreiber felbft bemerkt, 25 Artilel 
aus den Jahren 1545 bis 1551 und fpäter wieder 45 Artikel von 1552 
bis 1569. So wird auch in der Einleitung zu dem, mit dem Jahr 
1562 anfangenden Landsgemeinde⸗ und Landratbsprotofolle feſtgeſetzt: 

„das — num hinfüro was je vfgefeßt vnd durch die Gemeind durch das Jar 
gemeret wirt in diſers Originall fölle gefchriben und verfaßet werden, doch bie 
namhaftigiften Artikel ie zu Sitten wider barus vnd in dz rechtbuch 
zogen föllen werden.” 


Bom Jahr 1569, mit welchem das alte Landbuch aufhört, bis 
zum Jahr 1623, in welchem ein neues zu Stande fam, wurden aus 
diefem Landsgemeindprotokolle nach Angabe deſſelben einzelne @efege 
in ein, nicht mehr vorhandenes „Bffaybitchlt* üßergetragen, wor⸗ 
unter man wohl diefentge Gefezesſammlung verftand, welche unter 
dem Ramen „Auffay” bis auf unfre Zeit in den Kirchen verlefen 
wurbe und, ba fie vorzugsmeife polizeilichen Inhalts war, ſich mit 
dem Landmandate von Glarus und Appenzell vergleichen läßt. 

1619 befchloß der Landrath eine Reviſton des „Rechtbudhes" und 
beauftragte damit den Landſchreiber Bartholomäus Odermatt. Nach⸗ 
dem dieſer feine Arbeit vollendet hatte, überlleß die Landsgemeinde 
von 16% die Genehmigung derfelben einem Ausſchuſſe von 23 Mit⸗ 
gitenern , nämlich von Stans 4, von Oberborf 3, von Dallenwyl 1, 
von Wolfenſchießen 2, von Büren 2, von Buochs 2, von Beckenried 
und Emmetten 1, vom Bürgen 2, von Stansſtad 2, von Hergiswyl 2 
und von Ermetmoos 2. In der Borrebe zu dem Landbuche von 1623 
fagt der Verfaſſer felbft von feiner Arbeit: „aus dem alten, im Jahr 
1456 angefangnen Rechtbuche und andern Auffay- und Rathſchlag⸗ 
büchern habe er Alles, was zur Zeit noch gültig und nothwendig 
erfunden worden, mit⸗moͤglichſtem Fleiße und in guter Treue zuſam⸗ 
mengezogen und in dieſe Reformation geſtellt und mar habe er bie 
Artitel des alten Rechtbuches, foweit fie noch gültig und lauter waren, 
meiſtens im alten Styl verbleiben laſſen, jedoch mit Weglafſung ber 
unndthigen Umſtaͤnde, fonverlich des Datums; daher fey nun nicht mehr 
auf die alten Statuten, fondern allein noch auf die in diefem erneuerten 
und reformirten Landbuch enthaltnen Artikel zu fehen und zu fundiren.” 
Diefe Vorrede wurde der Landgemeinde von 1624 vorgelefen, von 
{hr guigeheißen und „das neu reformirte und bereinigte Recht⸗ 
buch“ beftätigt. Daftelbe führt nun die einzelnen Artikel nicht mehr 
chronologiſch, fondern in alphabetifcher Ordnung auf. Iſt aud) 
die Unterordnung der Gegenftänte unter die verſchiednen Buchſtaben 
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oft etwas willtärlich, fo laͤßt fich Doch nicht laͤugnen, daß alles Zuſam⸗ 
mengehörige fich ordentlich beifammen findet. Zu bedauern ift, daß das 
auf dem Rathhaufe aufbemahrte Original des Landbuches von 1623, 
wie wir fpäter fehen werben, nür in fehr veränderter Geftalt auf ung 
gefommen iſt; gleichwohl können wir den Inhalt defielben genau 
Eennen lernen aus mehrern getreuen und wohlerhaltnen Abfchriften, 
bie fi in Privathänden finden und denen gewöhnlich Nachtraͤge bis 
an’s Ende des 17. Jahrhunderts beigefügt find. Diefe Nachtraͤge 
wurden bis 1642 von Landfchreiber Melchior Leu, nachmaligem 
Landammann, dann bis 1665 wieder von Bartholomä Odermatt 
felbft , der inzwifchen ebenfalls Landammaun geworden wer, endlich 
bis 1692 von Kommiflär Beat Jakob Zelger und Landfchreiber 
Lußi im Nuftrage der Obrigkeit bearbeitet; fie bilden indeflen keines⸗ 
wegs befondere Abfchnitte, fondern die einzelnen neuern Gefege wurben 
je an ihrem Orte unter Angabe des Datums und der erfeanenden 
Behörde bei den Altern Artikeln eingefcjaltet. 1702 befahl der Land⸗ 
rath neuerdings eine Ergänzung des „Art ikelbuchs“ (diefen Namen 
erhielt das Landbuch von 1623 wahrfcheinlich von feiner alphabetiſchen 
und nad) Materien georpneten Form) und in einem Manuſkripte des⸗ 
felben finden wir in der That Nachtraͤge bis zum Jahre 1704. 

An der Nachgemeinde von 1711 ftellte der Landeshauptmann 
Ritter Adermann, der nachherige Sieger bei Sins, den Antrag, 
das Landbuch einer Revifion zu unterwerfen, weil ſich viele Artikel 
deſſelben offenbar widerfprechen, wodurch Richter und Partheien in 
Gefahr und Verwirrung verfegt würden. Allein die Landleute vers 
warfen diefen Antrag, indem fie befürditeten, dag „durch Revifton 
des Landbuchs vermuthlich noch mehrere Verwirrung geboren würde". 
Auch 1729 noch ſtieß der nämliche Antrag ſogar im Landrathe auf 
Bedenlen, allein 1730 befchloß die Rachgemeinde die Abfaffung eines 
neuen Artikelbuchs und beauftragte damit den Altlandammann Mels 
chior Remigius Lu Hi und den Statthalter Zeiger. Ueber die Urſache 
der Reviſton und bie Art, wie diefelbe vollzogen wurbe, bemerfen bie 
beiden Bearbeiter nad) wörtlicher Anführung der Borrebe des Land⸗ 
buchs von 1623, daß feit Diefer Zeit „viele alte Artikel völlig abgethan, 
neue aufgefegt, viele niemals ausgefchrieben worben, viele durch ver- 
ſchiedene Anhängfel ſich felbft- widerſprechen.“ Site hätten demnach 
„die Rathſchlagbücher getreulich unterfucht, das Ungültiggewordne 
weggelafien, das Zweifelhafte entichieden,, mehrere hin und wieder 
verfeste Artikel, welche von ber gleichen Materie handeln, in einen 
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zufammengezogen." Rach Vollendung ihrer Arbeit ließ die Obrigleit 
diefelbe durch eine größere Kommiffion unterfuchen , weldhe acht Tage 
lang den Entwurf berieth, und am 21. Mai 1731 ertheilte ein drei⸗ 
facher Landrath, von der Nachgemeinde hiezu ausdrücklich ermächtigt, 
dem neuen Landbuche feine Genehmigung. Der damals 7ljährige 
Landammann Lußi unterzog ſich dann einer großen, aber keineswegs 
verdantenswerthen Bemühung, indem er, wie er felbft im Vorworte 
bemerkt, im Original des Landbuches von 1623 die ungültigen Artikel 
ausrabdirte, bei den beftätigten die alte verblichne Schrift aufs 
frifchte und die neuen Artikel je an ihrem Drte eintrug. Es folgt 
daraus von felbft, dag die alphabetifche Ordnung von 1623 als 
Grundlage beibehalten wurde, doch zeichnet fi das Landbuch von 
1731 durdy ein viel reichhaltigeres Material aus. Die Berfafler be- 
guügten fidy nicht damit, das feit dem Aufhören der Nachtraͤge neu 
entſtandne Recht dem Landbuche von 1623 einzufügen, fondern fie 
nahmen auch älteres, noch anwendbares Recht auf, welches frühere 
Rezenfionen nicht enthielten. 

1749 und 1753 wurden auf Anordnung der Nachgemeinde Er: 
gänzungen des Landbudjes von 1731 vorgenommen. Die Nachtraͤge 
in dem, auf dem Rathhaufe liegenden Pergamentbande reicdyen big 
1754, die in einem andern Manuſkripte des Archives enthaltnen aber 
bis 1770. In jeder Gemeinde befand fi) eine offizielle Abfchrift des 
Land» oder Artifelbuches von 1731 und die Obrigkeit war bemüht, 
diefe Bücher durch Nachtragung der neuern Geſetze in einem praftifch 
brauchbaren Stand zu erhalten. 

1780 ordnete der dreifache Landrath, aus Ermächtigung der 
Nadjygemeinde, abermals eine Unterfuchung und Bereinigung des 
Artikelbuchs an, weil daffelbe „ich nicht in gehöriger Orbnung 
befinde, fondern viefe Artikel habe, die ſich widerſprechen, auch in Bußen 
und Strafen unbillig zu feyn ſcheinen.“ Mit diefer Arbeit wurden be- 
traut der Landftatthalter und Pannerherr Trarler, der geweſne 
Kommiſſär Zelger und der Lanpfchreiber Kaifer. Sie erfüllten ihre 
Aufgabe im Wefentlichen auf gleiche Weiſe wie ihre Vorgänger; nur 
fuchten fie aud) die Bußen und Strafen in ein richtigere8 Verhältnig 
zu bringen und theilten nun, die alphabetiiche Ordnung verlaflend, 
„zu mehrerer Erläuterung und befierer Faßbarkeit“ das ganze Werk 
in fünf Haupttheile ein. Der erfte Theil enthält alle Eives- 
pflichten und Schuldigkeiten der Beamten, der zweite die Einnahmen 
und Ausgaben des Landes; der dritte Theil handelt von Verbrechen 

Blumer, Staat und Kechtögefchichte, IT. 25 
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und Strafen, der vierte von den bußwürdigen Vergehen; in dem 
fünften Theile endlich, dem ausführlichften und offenbar wichtigiten, 
find alle übrigen, die Verfaffung und das Privatrecht beſchlagenden 
Beftimmungen in 30 Abſchnitten („Abfäge” genannt) zufammenge: 
ftellt. Neu ift in dieſem Landbuche namentlich der Verſuch, die Ver: 
faſſung foftematifch darzuftellen, die Zufammenfegung und Kompetenz 
der Behörben zu befchreiben. Dafjelbe wurde, nad) vorausgegangner 
Prüfung dur eine größere Kommiffton, am 11. Mai 1782 von 
Räthen und Landleuten, aus Ermächtigung der Nadygemeinde, ge- 
nehmigt. 

Die legte Revifion des Nivwaldner Landbuches endlich gefchah 
in Folge Befchluffes der Nadhgemeinde von 1805. Eine Kommiflten, 
beftehend aus fämmtlichen vorgefegten Herren und dem Gefchwornen- 
gerichte, berieth das neue Landbuch durch und erftattete Darüber Bericht 
dem dreifachen Zandrathe, welcher mit Vollmacht der Nachgemeinde 
demfelben am 19. Mai 1806 die gefeßgeberifche Sanktion ertheilte. 
Die Revifton von 1806 fehließt fid) in Form und Inhalt enge an bie 
vorhergehende von 1782 an; nur hatten eben in der Zwiſchenzeit die 
Zuftände der Eidgenofienfchaft fd) wefentlid) geändert und daher Eonnte 
manches Antiquirte, wie namentlid) Alles, was fi} auf die Landvog- 
teten bezog, weggelaflen werden 13). 


$. 4. Glarus. 


A. Das alte Landbud) von 1448, von weldyem wir bereits 
im erften Theile gefprocdhen haben, wurde in dieſem Zeitraume fort: 
geführt bis zum Jahr 1679, indem die Landfchreiber — im 16. Jahr⸗ 
hundert fehr fleißig, im 17. aber immer nadjläffiger — die von der 
Landsgemeinde, den zwei: und dreifachen Landräthen oder aud) nur 
vom gefeßnen Rathe erlaßnen Satzungen von Jahr zu Jahr in daſſelbe 
eintrugen. Die Fortfegung des alten Landbuches, d. h. die Aufzeid)- 
nung der neuern Gefege feit 1680 findet fid) in den Randsgemeinde- 
protofollen. Eine amtliche Sichtung und Sammlung des vorhandnen 
Rechtsſtoffes fand bis an’8 Ende unfres Zeitraumes nicht ftatt, fo 
fehr auch ein allgemein gefühltes Bedürfniß darnach ſich geltend 


18) Diefem Abfchnitte Liegt vorzugsweife C. Deſchwanden's Gefchichte der 
Gefepgebung von Nidwalden (Manuffr.) zu Grunde. Hr. Defchwanden hat die Land- 
bücher und Protofolle fleißig benugt und die erftern uns zur Ginficht gefälligft 
mitgetheilt. 
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machte 14); doch wurde dieſem wenigftens einigermaßen durch zahl⸗ 
reiche Privatarbeiten, welche die beftehenden Geſetze nad) Materien 
geordnet enthielten, abgeholfen. Zu Anfang des gegenwärtigen Jahr⸗ 
hunderts erhielt Glarus, zuerft unter allen demokratiſchen Kantonen, 
ein gedrucktes Landbuch, welches, nachdem Landeshauptmann 
David Altmann dafür einen ‘Preis von .30 Louisd’or ausgeſetzt 
hatte, unter der Leitung des Landammann’s Nifolaus Heer aus dem 
alten Landbuche und den Protofollen zufammengeftelft wurde. Yür die 
Rechtsgeſchichte hat nur nod) der erfte Theil deſſelben, welcher nady 
eingeholter Genehmigung der Landsgemeinde im Jahr 1807 erfchienen 
ift und die „ſämmtlichen Gefege und Landesartikel“ enthält, feines 
vorwiegend alterthümlidyen Charakters wegen Intereſſe. 

Eine Ergänzung des Landbuches bildete dag große Landes— 
mandat, polizeiliche Beſtimmungen enthaltend, welches alljährlich 
in den Kirchen verlefen wurde. Das ältefte Manuſkript deſſelben, 
welches wir befigen, ift vom Jahr 1615. Später wurde das Landes⸗ 
manbat alljährlich erneuert: bis 1724 meiftens vom dreifachen Land- 
rathe, nachher immer von der Landsgemeinde. Gewöhnlich handelte 
es ſich dabei um einfache Beftätigung; doch fand zuweilen auch eine 
zeitgemäße Revifion ftatt, 3. ®. in den Jahren 1747 und 1771. 

Eine befondere Reditsquelle waren endlich nod) die Chefagun- 
gen. Wir haben die erfte, der zürcherifchen nachgebildete Verordnung 
über Ehefachen, weldje der zweifache Landrath im Eeptember 1530 
erließ, bereit8 im erften Theile (S. 479) erwähnt. Viel eigenthümlicher 
find die „Ehe- oder Chorſatzungen“ (zuweilen auch „Chorartikel“ ge- 
nannt), welche 1631, bei abermaliger Aufftellung eines eignen Ehe: 
gerichts für Glarus, im Auftrage des dreifachen evangelifchenLandratbs 
von einer aus 8 Weltlichen und 2 Geijtlichen beſtehenden Kommiffton 
entworfen wurden und bis 1824 in Kraft blieben. Die Verfaffer haben 
diefelben , wie fie im Vorworte fi) ausdrücken, „theils aus unferm 
eignen Landbuch, theild aus unfern alten, und andern obrigfeitlichen 
Ehegerihtsformen” gezogen 3). 

B. Die Grafſchaſt Werdenberg, weldye Glarus-allein zuge: 
hörte, erhielt, da ihr älteres Landbudh ?°) „ganz unverftändig, verwirrig 

1) 3, 9. Tſchudi S. 55. Trümpi ©. 182, 
15) Vergl. meine Ueberficht ver Mechtsquellen des Kant. Glarus in der 
Zeitſchr. für fchweiz. R. V. 121 —129. Es folgt hier und im VI. Bande das 


volltändig abgedruckte alte Landbuch. 
16) Es wird fchon in einer Urk. von 1529 (Archiv Glarus) erwähnt. 








“ 
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und dunfel” geworben, im 17. Jahrhundert ein neues, revidirtes 
Landbuch. Daffelbe wurde, unter dem Vorfige des Landvogts Jakob 
Feldmann (1631—1634) von den Amtleuten und andern verflän- 
digen Leuten der Grafſchaft entworfen und vom Rathe zu Glarus am 
6. Juni 1639 genehmigt. Später wurden ihm eine Reihe von Rad) - 
trägen und Erläuterungen beigefügt. 


8. 5. Zug. 


A. Das Stadt: und Amtbud) von 1432, weldyes wir im 
erften Theile benugt haben, wurde im Jahr 1566 aus Auftrag der 
Gemeinden durd) 4 Ausgeſchoßne von der Stabt und 2 von jeder der 
brei Landgemeinden einer Reviſion unterftellt. In das neue Stadts 
und Amtbuch, welches nachher von allen Gemeinden genehmigt wurde, 
iſt das ältere faft volfftändig, wenn auch mit veränderter Anordnung 
der einzelnen Artikel, aufgenommen worden; dann enthält aber jenes 
ſchon im urfprünglichen Terte eine Reihe neuer Beitimmungen, fowie 
am Schluffe zahlreiche Zufüge neuern Datums. Theils im Driginal, 
theil8 in den vorhandnen Abfchriften des Stadt- und Amtbuches von 
1566 find aud) nod) Gefege aus den Jahren 1645, 1665 und 1675 
nachgetragen. 

B. Bei der eigenthümlichen Stellung, welche im Kanton Zug die 
ſreien Gemeinden einnahmen, iſt es begreiflich, daß jede derſelben 
wieder ihre beſondere Rechtsſammlung für ſich hatte, wie ſchon im 
vorigen Kapitel angedeutet worden iſt. So hatte die Stadt Zug ihr 
Burgerbuch, welches um's Jahr 1435 angefangen wurde, Baar feine, 
im Jahr 1669 erneuerten Gemeindsartikel, Menzingen fein Berg- 
recht von 1517 mit fpätern Zufägen. 

Auch die abhängige Gemeinde Hünenberg hatte ihre Statuten, 
welche als auf alter Hebung beruhend im Jahr 1612 in's Genoſſenbuch 
eingetragen wurben. Sie find betitelt: „des Zwings zu Hünenberg 
Gerechtigkeiten umb Erbfähl, Fräffel, Buchen” ı7). 


8.6. Appenzell. 


A. Schon vor der Landestheilung wurde dag alte Landbuch 
von Appenzell abgefaßt. 1567 wurde zu dieſem Behufe eine Kommiffion 


— — —* — 





7) Vergi. im Allgemeinen Ott Rechtsquellen von Zug, in der Zeirfhr. für 
ſchweiz. Recht 1.2. 6 ff. Abgedruckt find hier die beiden Stadt: und Amtbücher 
vollftändig und der ältere Theil des Burgerbuches. 
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von 12 Mitgliedern niedergefebt, welche die Vorarbeiten wieder einem 
engern Ausfchuffe, beftehend aus dem Landammann Othmar Kurz, 
dem Landweibel Ulrich Better und dem Landfchreiber Mauriz Heß, 
übertrug. Diefe durchgingen alle in den „alten Büchern" enthaltnen 
Sagungen, beftätigten bie einen und brachten bei den andern zeitges 
mäße Abänderungen an. Die Arbeit geriet inpeflen, wir wiſſen nicht 
aus weldhen Gründen, in's Stoden und wurde erſt 1585 durch eine 
neue Kommiffion von 8 Mitgliedern zu Ende geführt. Das Driginal 
des Landbuches heißt das filberne Buch, weil e8 mit filbernen Eden 
und Schhlöffern in Leder eingebunden ift. In Innerrhoden hat das— 
felbe mit den zahlreichen Zufägen, welche es im Laufe der Zeit erhielt, 
noch heutzutage Geſetzeskraft 29). 

B. Dagegen machte fih in Außerrhoden, wo daß ganze 
Regiment neu begründet werden mußte, nad) der Landesthellung fofort 
das Bedürfniß nach) einem eignen, neuen Landbuche geltend und es 
wurde daher ein foldyes theils aus dem Landbuche von 1585, theils 
aus den neu angenommnen Beitimmungen zufammengeftellt. Die 
Worte der Vorrede zum Landbuche von 1632 19) laſſen keinem Ziveifel 
Raum, daß vor demfelben ſchon ein Älteres Außerrhopifches Landbuch 
eriftirte; allein e8 ift und nicht gelungen daffelbe aufufinden und wir 
dürfen wohl annehmen, daß e8 gegenwärtig nicht mehr vorhanden 
fey. Wenigftens hat ſich ein in Herisau liegendes Manuffript 2°), auf 


10), Zellw. Geſch. IM. 2. 218— 219. Landb. von Innerrhoden, Titelblatt. 
Es wurde getreu nach dem Original gebrudt in St. Gallen 1828. 

») „Ob aber glihwol by antretung obgemelter nüwen Regierung 
die von den Bfieren Roden wollgegründete Statuten, Oxrbuung vnnd Sabungen 
zufamen gefaflet vnnd felbige In ein Nüw von Bergament gemadhtes Bud 
verſchryben laflen, welliche Satzungen ſy zu folihem End angenomen Ir an⸗ 
gefteltes Regiment defto fügfliher unnd bequemer dardurch zu erhalten, So zum 
Heil derfelbigen Satzungen vB bein alten: vnd noch gemeinen Landibuch gezogen, 
zum Theil aber by bomahliger befhaffener gelegenheit find erfendt und angenom⸗ 
men worden, Sitmalen aber biß vff dieſe Zeith vil angebenteter Sabungen vß 
hochbeweglichen unnd nottringenden vrfahen find veränderet, etliche als deren man 
fh nit mehr gebruchen fönnen, gar vßgeſtrichen vnnd cassiert” ı. f. w. Vergl. 
die Vorrede zum gedruckten Landb. von 1747, S. 10, 11. 

29) Der Berf. verdankt die Einficht deſſelben der Gefülligkeit des Hrn. Kanzler 
Schieß in Bern. Leßterer fragte auch den fachfundigen Hrn. Hauptmann Hohl. 
in Grub an, deſſen Antivort dahin lautete: „Nah meinem Dafürhalten eriftixt 
eigentlich Fein Landbuch von 1600, fondern es ift Das Landbuch von 1632 daſſelbe, 
das fih von jenem Sahre vatirt.” Bei den Abfchriften (wir haben auch eine in 
den Zellw. Samml. geliehen) fcheint in der Regel feine Jahreszahl beigefügt wor⸗ 
den zu ſeyn. 
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deſſen Rückſeite der als Gefchichtsforfcher bekannte Rathfchreiber 
Schäfer die Jahrzahl 1609 fchrieb, als eine bloße Abfchrift des 
Landbuches von 1632 herausgeftellt und es läßt fi) vermuthen, daß 
gerade dieſes Manuffript von Gottlieb Bühler 29), der von einem 
Landbuche von 1600 redet, benußt worden ift. 

Das Landbud) von 1632, eine Pergamenthandichrift im Archiv 
Trogen, führt nun folgenden Titel: 


„Landbuch der Vſſeren Roden dep Lanndts Appenzell darinnen Alle Chriſten⸗ 
liche Ehrbare vnd wolgegründte Lobliche Ordnung vnd Sabungen Mit gebürlichen 
vfigelegten ſtraffen vnd buflen als fi deſſen Landtammann und gemeine Landi⸗ 
leutt zu nuß gut vnd wolſtand dem gemeinen Vatterland, zu vifenthaltung ber 
gerechtigfeit mit einanderen vnderredt vnd zu halten entichloffen, zum Theil gezogen 
vß dem alten Landtbuch, Gtlihe Artikel aber nach glegenheit vnſer der Vſſeren 
Moden ernüweret, gemehret und verbefieret, vnd alſo in gegenwärtige Ordnung 
gebracht vnnd zufammen verfaflet. 1632.“ 


Daffelbe wurde zunächft veranlaßt durch den wucherifchen Miß- 
brauch, welcher mit den fogen. Schillinggelbbriefen getrieben wurde 
und für defjen, im Jahr 1629 22) erfolgte Abſchaffung ſich befonders 
der Statthalter Joſt Henzenberger von Herisau bethätigte. Nach⸗ 
dem derfelbe Landammann geworden, wurde unter feinem Vorſitze bie 
Verbeſſerung und Erneuerung des Landbuches aus Auftrag der Obrig- 
feit durd) eine Kommiffion von 10 Mitgliedern an die Hand genommen, 
wobei mandye neuere Bejchlüffe der Großen Räthe und Landgemeinden, 
welche nirgends aufgezeichnet waren, aus der Erinnerung eingetragen 
wurden. 

1655 fand der Große Rath, e8 würde ein erfprießliches Wert 
feyn, einige Artikel des Landbuchs, die ungleich verftanden werben, zu 
erläutern, „damit man durch das ganze Land in allen Kirchhörenen 
ein gleiches Landrecht haben könnte." Er beauftragte daher eine Kom: 
miffion, beftehend aus den A Standeshäuptern und 10 andern Raths⸗ 
gliedern, mit diefer Revifionsarbeit; allein die ſtürmiſche Landsgemeinde 
von 1660 verwarf das neue Landbuch 22). So behielt das Landbuch 
von 1632 Rechtskraſt bis in's 18. Jahrhundert; nod) 1715 2%) erfannte 
der Große Rath: 


21) Die Appenzell-Außerrhodiſche Landbuchſache, ©. 11. 

3) Bergl. Landb. von 1747 Art. 75. Die Vorrede ©. 12 hat offenbar un⸗ 
rihtig die Jahrzahl 1600. Nah Walfer I. Anhang ©. 83 war Henzenberger 
Landammann von 1631 bis 1636. 

28), Walſer I. 633, 635. Landb. von 16565 in den Zellm. Samml. 

2) Natheprotofoll. 
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„Mann Yit Entihloffen, bey dem von 9°. 1632 zu verfchiebenen mahlen an 
Landsgemieinden vernichten Landbuh — zu ſeyn und verbleiben. Auch welche 
Gemeinden Abfchrifften darvon begehren, Ihnen ſolche abgevolget werden ſolle.“ 

Indefjen unterliegt e8 feinem Zweifel, daß neben diefem ältern 
Landbuche, welches doch nicht mehr unbepdingt anwendbar war, au 
das neuere, obwohl von der Landsgemeinde vertworfene, von 1655 in 
der Praris gebraudyt wurde 25). Es finden fidh Manuffripte vor, 
weldje die beiden Landbücher neben einander enthalten, ſowie Privat- 
arbeiten, welche aus beiden das gültige Landrecht zufammenzuftellen 

ſuchten 2%). So begreifen wir, daß die Landsgemeinde am 20. Novbr. 
1732, zur Zeit des fogen. Landhandels, befchloß: 

„Dan Eolle auß prev Lanbbücher Eins machen, vor Nenw' und Alten 
Räthen aus Jeder Gmeind zivey von der Burfanınıe dazu genommen werden.” 

Nachdem diefer Beihluß am 29. April 1733 beftätigt worden, 
ernannte bie Obrigfeit eine Kommilffton, beftehend aus den 6 oberften 
Randesbeamten und den beiden Kanzliften, welche den Entwurf eines 
verbefferten Landbuches ausarbeiteten und ihn dann mit den, von den 
Kirchgemeinden hiefür gewählten Abgeordneten durchgingen. Der fo 
durchberathene Entwurf wurde den Kirchhören mitgetheilt, um ihre 
Anfichten darüber zu vernehmen, und hierauf in einer zweiten Ver: 
fammlung der Kommiffton und der Abgeordneten das neue Landbuch 
feftgeftellt, mit Ausnahme einiger ftreitiger Artikel, welche noch der 
Landsgemeinde von 1737 zum Entfcjeide vorgelegt wurden 29. Das 
in Trogen 1828 gedrudte Landbuch trägt indefien auf feinem Titel- 
blatte die Jahrzahl 1747; wahrfcheinlich wurde Die Ausfertigung des 
Originals erft in diefem Jahre vollendet 2%). 

Neben dem Lanpbuche hatte auch Appenzell - Außerrhoben, wie 
Glarus, fein Land mandat, weldes alljährlich im Mai vom zwei⸗ 
fachen Landrathe errichtet und fodann in den Kirchen verlefen wurde. 
Daſſelbe enthielt aber weit mehr Kirchliche und fittenpolizeiliche Be⸗ 
flimmungen al8 in Glarus, wo die Obrigkeit nicht bloß an eine, 
fondern an zwei Konfeffionen fi} zu menden hatte 29). 


25) Borrede zum Landb. von 1747, S. 13: „man wolte fih bald nah dem 
Alten bald nach dem Nenen Landbuch richten, woraus mitthin Streit und ungleiche 
Urthel entitanden.” 

3°) In den Zellw. Samml. 

2?) Landsgem. Prot. Vorrede, ©. 13, 14. 

2) Vergl. Bühler a. a. O. S. 12: „Das Landbuch ift Anno 1733 zu Hund: 
wyl erfannt, Anno 1736 verfaßt und im folgenden Jahre das Mangelnde noch 
hinzugethan und erſt Anno 1747 zuſammengeordnet, in ein ordentliches Buch ein⸗ 
geſchrieben worden.“ 

29 „Groß Frühlings Mandat für uͤnaſch 1750" im Archiv Glarus. 
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Ebenfo hatte Appenzell - Außerrhopden, wie Evangelifch - Glarus, 
feine Chefagungen, welche 1600 unter dem Dekan Stephan Kump 
angefangen, 1618 unter dem Dekan Joh. Jatob Bey el fortgefegt und 
vermehrt, endlich 1655 aus obrigfeitlihem Auftrag durch den Dekan 
Barth. Bifhofberger in Trogen revidirt wurden. Erft bei diefer 
legten Rezenfion wurden auch Beftimmungen über bie Eheſcheidung 
beigefügt °%. 


20) „Drbnungen und Sagungen des Chegerichts” in den Zellw. Samml. 


= 0 Hurt !oese— 


Berihtigungen. 


Seite 4, Zeile 2 von oben I. Der flutt Die. 

8 „ 1 Evangelifchen ft. evangelifcheu. 
5 (Ann. 6), "Zeile 6 von unten I. hinfür ft. hiefür. 
„457, Zeile 8 von oben I. Aufhellung ft. Aufhebung. 
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Wenn diefe lebte Abtheilung unfres Werkes wieder 
etwas fpäter erfcheint al8 mancher Lefer mit Recht eriwar- 
ten mochte, fo liegt die Urfache der Verzögerung diesmal 
einzig darin, daß der Druck erft geraume Zeit nach der 
Vollendung des Manuferiptes beginnen konnte. Wir haben 
der gefchichtlichen Darftellung des Straf:, Privat: und Bro- 
zeßrechtes der legten drei Zahrhunderte, welche diefer Band 
enthält, nur wenige Bemerkungen noch vorauszuſchicken. 
Penn es für den Nechtögelehrten ohne Zweifel von In- 
tereffe ift, die Entwicklung eined naturwüchfigen Volks— 
rechtes zu verfolgen, welches der wiflenfchaftlichen Ausbil—⸗ 
dung durch einen ssuriftenfland entbehrte, fo wird er hier 
einen folchen Nechtözuftand mit allen feinen Vorzügen und 
Mängeln finden. Lebtere mögen um fo ftärfer hervortreten, 
je mehr die allgemeinen Verhältniffe eines Kantons fich von _ 
ihrer urfprünglichen Einfachheit entfernten und von dem ei- 
genthümlichen Geifte,. welcher das alte Recht befeelt hatte, 
in vielen Beziehungen nur der todte Buchſtabe übrig blieb. 
Se höher wir aber hinauffteigen zu unfern Quellen, defto 
mehr fühlen wir und angezogen durdy die urfprünglichen 
Rechtsformen und Nechtsideen, welche, wenn auch roh zu⸗ 
fammengefügt in ihrem Ausdrude, doch eines innern, ſyſte⸗ 
matifchen Zufammenhanges keineswegs ermangeln und in 
denen wir die Wurzeln unfres heutigen Nechtöbemußtfeins 
und unfrer gegenwärtigeh Rechtöbegriffe entdecken. Die ge- 
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meinſame Abftammung, die gleichartige politifche Werfaf- 
fung, die Nachbarfchaft und die übereinftimmende Beſchaf— 
fenheit des Bodend und feiner Erzeugnifle entwicelten in 
unfern Gebirgslandfchaften eine oft überrafchende Aehnlich- 
feit der allgemeinen Nechtsentwicklung, neben welcher Ab- 
weichungen in Ginzelnheiten nur zur Belebung des Gemäl- 
des beitragen. Wenn ed manchem unfter Leſer anfänglich 
als ungeeignet erfcheinen mochte, daß auch das Privatrecht 
der ſechs Kantone, welches äußerlich oft fo verfchteden ſich 
barftellt, in einem Werke behandelt werben follte, fo hoffen 
wir, es werde ber vorliegende Band nun auch in diefer Be- 
ziehung unfern Blan volllommen rechtfertigen. Freilich macht 
unfre Rechtögefchichte, bei welcher vielleicht nicht immer alle 
ſechs Kantone gleichmäßig berüdfichtigt worden find, feinen 
Anfpruch darauf, hiftorifche Unterfuchungen über die Nechte- 
inftitute einzelner Kantone überflüffig gemacht zu haben; wir 
betrachten e8 vielmehr als den fehöniten Erfolg unfres Bu⸗ 
ches, wenn es und gelungen ift, zu derartigen wiffenjchaftli- 
chen Arbeiten anzuregen und ihnen Anhaltspunkte zu bieten. 
Aber wir glauben, daß gerade unfre zufammenfaflende und 
vergleichende Darftelung nicht wenig dazu beitragen wird, 
das hiftorifche Verſtändniß der einzelnen Nechtsinftitute zu 
fördern; unſre eigne Erfahrung wenigftens fagt uns, daß 
fehr oft das Recht eined Kantons erft durch dasjenige eines 
andern Kantons in feinem Zufammenhange und in feiner 
wahren Bedeutung und vollflommen klar geworden ifl, Un- 
fer Werk, welches zuerft den Verſuch gewagt hat, die, ob- 
wohl durch fein außeres Band zufammenhängende, Nechtö- 
entwicklung mehrerer Kantone in einem Gefammtbilde dar- 
zuftellen, dürfte auch die Möglichkeit einer allgemeinen 
fchweizerifchen Nechtsgefchichte andenten. Wir begreifen, 
daß Bluntfchli, obwohl am beiten befähigt zu diefem Werke, 
zur Zeit, als er feine Zürcher Rechtögefchichte in Angriff 
nahm, vor den Schwierigkeiten desfelben noch zurückſchreckte; 
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aber feither haben die Verhältniffe fich weſentlich geändert. 
Die drei rechtögefchichtlichen Werke, welche nun vollendet , 
vorliegen, enthalten die Grundzüge der ganzen Rechisent- 
wicklung wenigftens der deutfchen Schweiz, und wenn auch 
aus den Kantonen, welche bi8 dahin nicht auf gleiche Weife 
bearbeitet worden find, noch fehr viel werthvolles Mate- 
terial zu benußen übrig bleibt, fo läßt fich dad Neue doch 
ohne Zweifel ziemlich leicht dem bereit3 Belannten anfü- 
gen und mit demfelben vereinigen. Zudem liefert bereitd 
feit fieben Jahren die „Zeitfchrift für fchweizerifches Necht‘ 
fowohl in ihren monographifchen Abhandlungen, welche fid) 
in der Regel auf alle Kantone (die franzöfifchen und ita- 
lienifchen nicht ausgenommen) erſtrecken, ald auch in den 
von ihr mitgetheilten Nechtsquellen und felbft zuweilen in 
der Abtheilung „Rechtöpflege und Geſetzgebung' die werth- 
vollften Beiträge zu einer allgemeinen fehweizerifchen Nechts- 
gefhichte. Um die Bearbeitung derfelben zu erleichtern, 
haben wir in den Anmerfungen zu diefem Bande fo viel- 
als möglich auf die Rechte anderer Kantone und die den- 
felben gewidmeten Darftellungen Nückficht genommen. Wir 
erlauben uns daher den innigen Wunfch auszudräden, daß 
eine tüchtige Kraft ſich veranlaßt finden möchte, das große 
und verdienftvolle Werk zu unternehmen, aus welchem wohl, 
wie aus unfrer Vorarbeit, das Ergebniß hervorgehen dürfte, 
daß die fchweizerifchen Rechte, in denen man beim erften 
Anblicke oft nur ein buntes Durcheinander verfchiedner 
Geſetze und Gewohnheiten erblickt, bei tieferm hiftorifchem 
Eindringen in ihren Kern unerwartete Webereinftimmung 
zeigen. Eben defhalb dürfte auch für die Zukunft, wenn 
die Miflenfchaft einmal gehörig vorgearbeitet hätte, ein 
einheitliches fchweizerifches Necht, welches vielleicht immer 
mehr zum ptaftifchen Bedürfniffe wird, keineswegs als un- 
erreichbar erfcheinen ! 

Mas das gegenwärtige Necht der demofratifchen Kan⸗ 
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tone betrifft, fo haben wir darauf inſoweit Rückſicht ge- 
nommen, ald der Plan unfres Werkes, welches mit dem 
Sahre 1798 feinen Abfchluß finden follte, e8 erlaubte. Wir 
haben daher namentlich überall, wo die ältern Sabungen 
‚ noch jeßt in Kraft beflehen, auf die neuern, gedruckten 
Landbücher verwiefen und nicht felten auch, wo der Zu- 
ſammenhang es zu geflatten fchien, die erft in den legten 
Jahrzehenden entflandnen Gefege berührt, Unſere Rechts- 
geſchichte kann natürlich ihrer ganzen Anlage nach nicht 
ein Handbuch für den Praktiker fein; immerhin dürfte fie 
ibm, wo es ſich um die richtige Auffaffung und Anwendung 
älterer Gefeße oder um das Verſtändniß früherer Nechts- 
verhältniffe handelt, hin und wieder einige Dienfte leiften. 


Glarus, im Mai 1859. 


Der Verfaſſer. 





Subaltsverzeichniß. 
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Das Strafredht. 


$.1. Allgemeine Örundlagen. 


Wir haben im erften Theile gefehen, wie die öffentliche Beſtrafnng 
der Verbrechen, welche in der älteften Zeit noch bloße Ausnahme war, 
im Laufe des Mittelalter immer mehr zur Regel wurde, jedoch auch 
am Scyluffe deffelben noch die Brivatrache der Beleidigten bei Ver- 
brechen, welche nach damaligen Begriffen weder als unredlich noch 
als gemeingeführlic) *) erfchienen, wie namentlich beim Todſchlage, 
in weitem Maße geftattet war. Weberbleibjel diefes Altern ftrafrechts 
lihen Eyftemes finden wir auch noch in dem Zeitraume, den wir 
gegenwärtig behandeln, am meiften freilidy im 16. Jahrhundert; aber 
wenn auch von da an die Spuren ſich allmälig verlieren, fo laffen fte 
ſich doch bis in ven Anfang des 18. Jahrhunderts verfolgen. 

Wie im Zeitalter der Reformation die Verwandten des Getüdte- 
ten vom Blutgerichte noch die förmliche Erlaubniß erhielten zur Rache 
an dem entwichnen Todfchläger, zeigt ein merkwürdiges Urtheil des 
Rathes au Appenzell vom Jahr 1559 2), welches ganz übereinftimmt 
mit gleidyzeitigen Yormeln, die aus andern Rindern auf ung gekommen 
find ®). Die. Verwandten des erfohlagnen Peter Kellenberger aus der 
Et. Galliihen Lanpfchaft erfchienen, nachdem fie ſchon an zwei frühern 
Rechtstagen Ulrich und Bernhard Heim und Baul Iſenhut, Landleute 
zu Appenzell, des Todſchlags angeklagt hatten, nun auf den dritten 


1) Bergl. Segefier II. 605, 619. 

2) Urk. bei Zellweger Nr. 863. Vergl. Url. von 1533 ebenda Mr. 783, 

’) Bergl. für Zug Zeitfchr. für fhweiz. R. I. 2% 61-65; für Schwyz 
Kothing, die Blutrache im Geichir. XII. 148, wo jedod zu berichtigen ift: 
„onerjordert allem rechten” flatt „aller rechen.” — „Korm und Ordnung, wenn 
man einen Todſchlag vor Rath verrechtiertiget” bei Schauberg zürcherifche Rechts⸗ 
- quellen ©. 365—367 und die hier angeführte Berner Gerichtsfagung v. J. 1614. 

Blumer, Staats⸗ und Rechtögefhichte. II. Thl. 2. Dh. 1 
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Rechtstag in Appenzell. Auf ihr Begehren fragte der Landammann 
den Weibel, ob er den Angeklagten diefen Rechtstag „zu Haus und 
Hof verkündet” habe; der Weibel bejahte e8 und berief fich auf zwei 
Biedermänner, die er ald Zeugen mitgenommen. “Darauf wurde er- 
kannt, e8 folle dag Gewand, in welchem Peter Kellenberger getöbtet 
worden, als ein „Vorzeichen" 4) (Wahrzeichen) in den Gerichtsring 
gelegt werden und der Weibel folle dann den Ring an drei Stellen 
öffnen und die Angeklagten vorrufen. Da diefe nicht erfchienen, fo 
erfannten die Rechtfprecher, die Sache fei „fo groß“, daß der vor- 
figende Landammann den Stab weggulegen und das Echwert in bie 
Hand zu nehmen habe. Nachdem dieß gefchehen, erging auf des 
Landammanns Umfrage das Urtheil: da die Angeklagten, nachdem 
ihnen auf drei Rechtstage nad) Landrecht verfündet worden, nicht er- 
ſchienen, fo feien fie des Topfchlages ſchuldig erfannt und ihr liegendes 
und fahrendes Gut dem Lande verfallen; die Verwandten des Ger 
todteten big zum zweiten Grabe follen Recht haben zu ihrem Leib und 
Leben, wenn fie die Angeklagten im Lande ergreifen oder betreten 
mögen; tödten fie diefelben,, fo folle „varnad) fein Recht noch Radıe 
gehen” und fie follen darum Niemanden zu antiworten haben; weder 
geiftliches nod) weltliches Recht, aufgenommen kaiferliche Freiheit °) 
und Gerichtöftätte, folle Die Angeklagten firmen, und wer ihnen Bei: 
ftand leifte oder fie in’S Haus aufnehme, ſolle in gleichem Rechte mit 
ihnen fteben. 

Es war eidgenöfjifcher Brauch, daß ſolche Urtheile auf Begehren 
der Kläger ©) den andern Orten mitgetheilt wurden, damit nicht der 
Todſchlaͤger bei ihnen Zufludyt finde. So, als de erfchlagnen Jakob 
Ritter's von Luzern „ehrlicher Freundfchaft, die ihn zu erben und zu 
rächen hat," des Todſchlaͤgers Bent Wirz „Leib und Leben in aller 
Welt erlaubt” wurde, ließ auf Anfuchen Luzern's auch die Obrigkeit 


*) Häufiger koͤmmt der Ausdruck „Wortzeichen“ vor, ben die Zuger Ge: 
rihtsordnung hat, wo es u. A heißt: „Wann der todt Lychnam nit vergraben 
wär wird erfennt — ein Wortzeichen an ihm zu nemmen und darnach zu vers 
graben.” Bergl. Dfenbrüggen fchweiz. Rechtsalterthümer (beſonders abges 
drudt aus der Monatsfcht. des wiſſenſchaftl. Vereins in Züri) S. 106. Auch 
nah der Glarner Hochgerichtsordnung brachte die Klägerin die blutigen Kleider 
des Sntleibten in einem Sacke vor Bericht und Tegte fie in den ing. 

») Darunter find wohl die Freiflätten zu verfiehen, von denen Kothing 
a. a. O. ©. 151 redet. 

%) Bergl. Zuger Gerichtsordnung a. a. D.: „Ob die Freundſchaft begehr 
in den Orten mit denen wir verbündt, auch zu verrüffen, daß ihnen darzu ein 
Ammann oder Rath mit Förderniß verhülfen feyen in ihren Koften.” 
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von Olarus den Letztern in ihrem Gebiete „verrufen und verſchreien“, 
als ob er feine Miſſethat im Lande ſelbſt begangen hätte ”). 

Sehr häufig fam indeſſen, nachdem der Todfchläger entwichen 
war, ein gütlider Vergleich mit den Verwandten des Getöpteten 
zu Stande. Das Gefeg über den Todſchlag, weiches Neu’ und Alte 
Räthe von Appenzell aus Auftrag der Landsgemeinde im Jahr 
1555 erließen, behielt ausdrücklich vor, daß die Obrigkeit, wenn durch 
ihre Bermittlung eine foldye Ausgleichung erfolge, die drei Rechtstage 
einftellen möge; ferner wurde verordnet, es folle in dieſem Kalle das 
Sühngeld den rechten Erben des Entleibten zufallen 9), weil man 
von Alters her gewohnt war, Erbrecht und Radjepflicht als mit einans 
der verbunden ſich zu denken. Aus dem Lande Appenzell liegen ung 
denn auch mehrere Beifpiele ſolcher Abthädigungen von Topfchlägen 
vor. Als 1557 Andreas Lendenmann den Bartholome Recyfteiner 
erſchlagen hatte, ordnete, auf Bitte der Verwandten des Thäters, die 
Obrigkeit einen Ausfhuß von 4 Mitgliedern ab, um die Partheien 
mit einander augzuföhnen. Nach vielem Zureven übergaben Leptere 
die Sache den Abgeorpneten zum gütlichen Spruche, weldyer in folgen- 
der Weife erging: 1) Der Topjchläger fol den Verwandten des 
Entleibten bis zum zweiten Grade allenthalben, wo er fie fieht, aus⸗ 
weichen und feinen öffentlichen Ort betreten, wo einer berfelben füch 
vor ihm befindet. 2) Er fol fein Leben lang nie auf dem Berge, wo 
Rechſteiners Verwandte wohnen, fi) aufhalten und nur in Geſchaͤften, 
ohne fidy zu ſaͤumen, die hier durchführenden Wege betreten mögen. 
3) Er fol den Verwandten des Getödteten für allen Schaden und 
Koften 60 Gulden bezahlen und hiefür inzwifchen Bürgen ftellen. 
Diefe Uebereinkunft wurde von beiden Bartheien mit ihrem Eide be- 
fräftigt und vom Landammann, welcher die Verhandlung geleitet 
hatte, befiegelt. 1579 verglichen fi die Verwandten des erfchlagnen 


Heini Grunholzer mit vem Todfchläger Hanne Horber dahin, daß er _ 


ihnen 35 Gulden bezahlen, ihnen überall ausweichen und e8 ertragen 
follte, wenn fie bei zufülliger Begegnung „einen Abfchen vor ihm 
hätten” 9%. Endlich liegt ung nody ein Schiensfprud von fünf obrig- 
feitlihen Abgeordneten aus dem Sahr 1587 vor, welcher mit demjeni⸗ 
gen von 1557 große Aehnlicykeit hat. Nur wurde hier der Topfchläger 
Hanns Neff aus einem beflimmten, genau abgegränzten Bezirke, in 


) Mandat von 1553 im Archiv Glarus. 
®) Landb. v. J. Rh. Artt. 28, 29, v. 9. B. Artt. 157, 158. 
?) Urkk. bei Zellweger Nro. 870, 952. 
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welchem die Verwandten des getödteten Lorenz Schlipfer wohnten, 
förmlich verwieſen und da er Katholik war, ſo mußte er, von zwei 
Prieſtern um die Kirche herum auf den Friedhof geführt, in der einen 
Hand die Waffe, mit welcher er die That verübt hatte, in der andern 
eine Wachskerze tragend, auf das Grab des Entleibten niederknien 
und ihn „um Gottes und unſrer lieben Frauen willen” dreimal ans 
rufen und um Berzeihung bitten, audy 200 Kerzen opfern und ein 
ſteinernes Kreuz dahin fegen, wo die Schlipfer’fche Verwandtſchaft es 
verlangte 19). 

Die fäteften Beifpiele von erlaubter Rache und von Vergleichen 
bei Topfchlügen finden wir in Schwyz. Noch in Urtheilen von 1649 
und 1698 ertheilte der Ratlı den Verwandten des Entleibten ein Recht 
auf Leib und Leben des entwichnen Topfchlägers. Der legte Zall war 
ein äußerft wichtiger, indem Obervogt Franz Anton Schorno den 
Kaftenvogt Wolf Dietrich Reding erdolcht hatte und daher zwei mäd)e 
tige und einflußreihe Samilien in Feindſchaft gegen einanver ftanden. 
Den Jeſuiten, weldye 1705 in Schwyz Miffton hielten, gelang es, 
eine VBerfühnung und Vergeſſenheit alles Geſchehenen bei ven Bethei⸗ 
ligten zu erzielen, und als die beiderfeitigen Verwandten hievon dem 
Malifizrathe Anzeige machten, öffnete diefer dem Thäter das Land 
wieder, immerhin mit dem Vorbehalte, Daß aud) noch zwei in fremden 
Kriegspieniten ftehende Eöhne des Getöpteten ihre Zuſtimmung zu 
erklären hätten 11). 

Zuweilen fam es vor, daß die Obrigfeit , indem fie durch eine 
Abordnung aus ihrer Mitte die Cühne zwifchen dem Zodfchläger und 
den Verwandten des Getödteten vollbringen ließ, eine geringe Ahn⸗ 
dung des Todſchlages fich vorbehielt. So verurtheilte der Rath von 
Glarus 1587 einen Todſchlaͤger aus Werdenberg , welcher „mit der 
Freundſchaft abgekommen“, noch zu einjähriger Chr: und Wehrlofig- 
feit, 2U Gulden Buße und 3 Tagen Gefüngniß. Im Laufe-der Zeit 
gefhah ed dann wohl immer häufiger, daß Die Berwandtfchaft des 
Geröpteten auf die ihr zuftehende Klage verzichtete und es der Obrig- 
feit überließ, die Zeit feſtzuſetzen, während deren der Topfchläger ihr 
auszumweichen, und die Entſchädigung, welche er ihr zu begahlen hätte. 
In einem ſolchen Falle verurtheilte Nidwalden 1632 den Sebaſtian 
Langenftein zur Entrichtung von 2000 Pfund an die Kinder des von 
ihm erfchlagnen Kommiflürs von Wyl, zu einer Wallfahrt nady Rom 


20) Ur. im Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1828, ©. 17 fi. 
1) Kothing a. a. D. ©. 145, 161. 
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und zweijähriger Verbannung. Nach Ablauf der zwei Jahre wurde 
ihm das Land nur unter der Bedingung wieder geöffnet, daß er die 
Verwandten des Getoͤdteten in Wirthahäufern und auf Schiffen meide 
und bis zu gänzlicher Ausföhnung mit ihnen in Frieden gefeßt werbe 12). 
Noch milder war die Strafe, welche 1605 in Zug über einen Tode 
fhläger verhängt wurde. Martin Jans von Menzingen hatte einen 
Hang Urner aus dem Kanton Zürid) getödtet; der Etadt- und Amts⸗ 
rath erfannte nun: Sans folle, fo lange Urner's Water lebe, den 
Kanton Zürich meiden und nachher nur mit Bewilligung der Familie 
des Entleibten denfelben betreten mögen; er folle auf ein Jahr des 
Landes verwiefen fein und bei feiner Heimfunft 20 Bfund Buße und 
100 Gulden Entfhädigung an Urner's Bater bezahlen; endlidy folle 
er noch zwei Jahre als friedbrüchig angefehen werden und außer dem 
Haufe feinen Wein trinken !°). 

In Schwyz beftand, wie wir im erften Theile (S. 403) gefehen 
haben, die gefegliche Etrafe für den entwichnen Todſchlaͤger in einer 
Verbannung von fünf Jahren 1%); nad) Ablauf dieſer Zeit fonnte der 
Verurtheilte in's Land zurüdfehren, mußte aber immer noch fd) hüten 
vor den Verwandten ded Getödteten, denen durch Urtheif fein Leib 
erlaubt war. Glarus hatte ein ähnliches, nur etwas kürzer gehaltnes 
Geſetz, welches ohne Zweifel die nämlicye Tragweite hatte wie das⸗ 
jenige von Schwyz 1°). Nach demfelben wurde noch 1707 ein ents 
wichner Todfchläger zu nicht mehr als fünfjähriger Verbannung ver- 
urtheilt; zugleich hatte er die Srau und Das Töchterchen des Getöpteten 
„Für empfangnen Kummer, Herzleid und Schaden“ mit 180 Gulden 
zu entichäpigen 29). 

Die große Milde, mit welcher in diefem Zeitraume nod) der Tod⸗ 
fhlag und (wie wir fpäter fehen werden) die meiften Körperverfeguns 
gen beftraft wurden, füllt um fo mehr auf, wenn man fie zufammenhält 
mit den ſchweren und graufamen Etrafen, welche bei den, für gemein- 
gefährlich geltenden Verbrechen angewendet zu werden pflegten. Wenn 
wir fhon im vorigen Zeitraume wahrnehmen fonnten, wie man bei 
Ausübung des Strafamtes mit erfinderifchem Eifer darauf bedacht 


12) Mathsprotofolle. 

15) Stadlin 111. 306. 

) Eo aud in Bafel, ſchon feit dem Stabtirieven König Rudolf's v. 3. 
1286. Basler Nehtsquellen I. 13. 

») Wir berichtigen hier nufre Th. 1. ©. 404 ausgeſprochne Anſicht. 

20) Gwang. Nathoprotokoll. 
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war, dem Verurtheilten möglichft viele körperlihe Schmerzen und 
damit dem Wolfe, welches der öffentlichen Vollziehung von Lebens⸗ 
und Leibeäftrafen mit Vorliebe beimohnte, eine wirkſame Ab- 
fhredung ??) zu bereiten, fo war biefe Richtung der Zeit im 16. und 
17. Jahrhundert noch im Zunehmen begriffen und madhte erft im 
18. Jahrhundert allmälig einer humanern Anſchauungsweiſe Platz. 
Während im Privatrechte ausſchließlich das Landrecht galt, wie es 
theils in den Landbüchern, theil8 in den Gewohnheiten des Volkes 
enthalten war, betrachtete man dagegen für die Ausübung der höhern 
Strafgerichtöbarteit, welche vom Kaifer hergeleitet wurde, das ge- 
meine Recht des deutfchen Reiches ald maßgebend und nahm daher 
bei der Aufzeichnung der Landbücher von Strafbeftimmungen gegen 
bie ſchwerern Verbrechen größtentheils Umgang 1%. Daß unter dem 
„kaiſerlichen Rechte", welchem bei ſolchen Straffaͤllen häufig gerufen 
wird, nicht ausfchließlich Die Peinliche Gerichtsordnung Karl's V. 
von 1532 zu verftehen ift, erhellt ſchon daraus, daß ſchon vor ihrer 
Erlaffung jener Ausdrud zumeilen vortömmt !%; fie erhielt aud) in 
unfern demokratiſchen Kantonen nie förmliche Gefeßeskraft, fondern es 
machte fid) hier neben dem gemeinen Rechte, welches in feiner Altern 
Geſtalt theilweife in den Urtheilsformeln unfrer Hochgerichtsordnun⸗ 
, gen aufbewahrt wurde, eine gewifle patriarchalifche Willkür geltend, 
die jedod) im Ganzen eher zur Milde hinneigte und von dem Ona- 
denrechte, weldyes die Obrigfeiten für fich in Anfpruc) nahmen 29), 


17 In den Hochgerichtsformeln (ſ. unten $. 4) pflegt des Landweibels Für: 
ſprech, indem er die Veſtrafung des Miffethäters verlangt, ale Zweck der Strafe 
anzugeben: „bamit durch das Crempel ſolcher ſtraff Jung und Alt ein ſchrecken 
und Abſcheuw nemmen follend, fi vor böfen fhandlichen Thaten zue hüten.” 

28) Im neuern Landb. v. Nidwalden führt der 2. Abfab des III. Theils 
den Titel: „Bon Malefiz⸗Verbrechen mit Vorbehalt derjenigen, fo laut 
gemeinen Rechten an Leib und Leben geftraft werden.” — Berg. 
Zandfagungen des Hochgerichts der V Dörfer (Chur 1837) ©. 76: „waß ſchwere 
malefigiihe Sachen find, alß Verretherey, Mordthaten, Brennerey, Keberei, 
Kicchenraub, fchwere Diebflähl, und dergleichen, die follend nah Erkantnuß der 
Oberfeit, laut Landtßbreuchen, Bundtßbrief oder faiferlihen Rechten, wo 
nichtß eigendtlichß geſetzt ift, abgeftraft werben.” 

1) Landb. v. Schwyz I. 17 (3. 1517, Kothing S. 35). 

20) Rathsprot. v. Nidwalden v. 1636: „wil eine hohe Oberfeit nach der 
Barmherzigkeit begabet zuo richten.” — In appenzellifhen Etraferfenntnifien 
findet ſich Häufig die Kormel: „daß dem Delinquent aus Gnaden und auf fürs 
bitte bin das Leben gefchenkt fen, aber die erfte Unthat deſſen Berluft nach fi 
ziehen würde.” Schäfer's Materialien Jahrg. 1812 ©. 10%. — Bergl. über 
das Gnadenrecht im Allgemeinen Ofenbrüggen a. a. O. S. 0. 
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reichlichen Gebrauch machte. Im Allgemeinen iſt daher das Straf⸗ 
ſyſtem, welches wir darzuſtellen haben, dasjenige, welches in dieſem 
Zeitraume auch in den benachbarten Gegenden geübt wurde; nur in 
Einzelnheiten förderte der Partikularismus unſrer Länder nicht un⸗ 
intereſſante Erſcheinungen zu Tage. Vorzuglich beachtenswerth iſt 
die Reichhaltigkeit des Strafſyſtems, welche in entſchiednem Gegen⸗ 
ſatze ſteht zu der Monotonie gegenwaͤrtiger Strafgeſetzbücher, die bei⸗ 
nahe bloß Freiheitsſtrafen kennen; es laͤßt ſich nicht laͤugnen, daß dabei 
die Individualität der einzelnen Faͤlle weite Berückſichtigung finden 
fonnte und daß manche der angewendeten Strafen (insbefondere die 
Edrenftrafen), welche dem Charakter und der Anſchauungsweiſe des 
Volkes fo ganz entfprachen, einen günftigen Eindrud auf daffelbe und 
wohl aud) auf den Verbrecher felbft zu üben geeignet waren. 

Folgendes find die Strafarten, weldhe vorzugsweile in Aus 
wendung zu fommen pflegten: 

1) Unter den Todesftrafen wurde die Hinrichtung mit dem 
Schwerte am häufigften vollzogen; man findet 5. ®. unter der 
großen Zahl von 183 Todesurtheilen, welche während des Zeitraumes 
von 1597 bi 1798 in Appenzell A. Rh. ausgefällt wurden, nicht 
weniger als 158 Enthauptungen 21). Wie bei diefer Strafe dad Tos 
desurtheil gewöhnlid, abgefaßt wurde, mag folgendes Beifpiel aus 
Schwyz 22), dem ſich viele ähnliche anreihen ließen, zeigen: 

„Daß der Richter dem nachrichter difen armen menfhen in feine handt und 
bandt beuelchen, der Ihne wol vermahrt über ein frye Richsſtraß ?°) an die ge- 
wohnliche Richtſtatt vßhin vff die weibthuob füeren, alda Imme fin houpt ab⸗ 
flachen Tolle, alfo daß ein Karren rabt zwifchent dem houpt vnd Körper durch⸗ 
Bin gan möge.“ 

Als Verfhärfung wurde zumeilen vorgefchrieben, daß der Kopf 
des Hingerichteten, auch Die rechte Hand an den Galgen geheftet und 
der Leib unter demfelben begraben werden folle 2%), oder daß Kopf 
und Leib unter dem Galgen zu verfcharren feien 25). 


2) Walſer-Räſch IM. 19. 

22) Matheprotofoll v. 1638. 

22) Auch in Glarus hieß dev Weg, auf welchem man bie Berbredier zur 
Richtſtätte führte: „Reihsttraße” Im diefem Ausdrucke, wie in dem Titel 
„Reichsvogt“, den wir fpäter kennen lernen werben, darf man wohl aud eine 
Grinnerung an den Faiferlihen Urfprung ber Blutgerichtsbarfeit erbliden. 

2) J. H. Tſchudi S. 730 (3. 1709). Walfer I. 149 (3. 1736). KL. 
130 (3%. 1788). 

25) Gyang. Nathsprot. v. Blarus, 11. Mai 1750. 
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‚Neben dem Schwerte werden Strang und Rad am häufigfien. 
erwähnt. Die legten Beifpiele ihrer Anwendung finden wir in Apr 
penzellA.RH., wo 1782 zwei Verbrecher auf die Ricytftätte ge 
fhleift, von oben herab gerädert, auf das Rad geflodhten und unter 
demfelben begraben wurden, und wo nod) 1793 ein anderer Verbrecher, 
nachdem man ihm die rechte Hand abgehauen und an den Galgen 
geheftet hatte, gehängt ward 2°). Eelten, und meifteng nur bei Wei⸗ 
bern, kam die Strafe des Ertränfeng vor 27); auch das Ver: 
brennen wurde felten bei lebendigem Leibe, ſchon häufiger dagegen 
nad) der Hinrichtutg durd) das Rad oder Schwert vollzogen 2e). Im 
lestern Falle wurde in Schwya 2%) der ‚oben mitgetheilten Formel 
für die Enthauptung folgender energifhe Nachſatz beigefügt: 

„und dan den Eörper vff ein Schytterhuffen legen, den anzünden, ſelbigen 
mit but vnd Bar, fleifh, marg vnd bein zuo bulffer und Eſchen verbreunen, vud 
dan die Eichen fo tieff in die erden vergraben, daß einicher Creatur hardurch 
Schaden widerfaren möge.” 

In einem befonderg ſchweren alle wurde zu Trogen eine Ver: 
bredjerin, weldye — unter dem Einfluffe des Satans, wie man ans 
nahm — ihre drei Geſchwiſter gemordet hatte, zuerſt auf dem Plage 
vor dem Rathhauſe mit glühenden Zangen gezwidt, dann zur Ridht- 
ftätte auf einem Karren’ gefahren, mit diefem in's Feuer geworfen und 
lebendig verbrannt. Es fam audy, namentlih im 17. Jahrhundert, 
nicht felten vor, daß, wenn mehrere verichiedenartige Verbrechen 
(Mord, Diebjtahl, Brandftiftung, Nothzucht u. |. w.) vorlagen, auch 
mehrere Todesſtrafen, ſoweit es anging, mit einander fombinirt wur⸗ 
ben, 3. B. Rad und Strang, etwa noch mit der Berfchärfung, daß der 
Verbrecher vorher mit glühenden Zangen gefneipt wurde, Rad und 
Feuer, oder auch Rad, Strang und euer 9). Wie diefes geſchah, 
zeigt das nachfolgende Strafurtheil 3), welches 1629 zu Rappers 


2%), Walſer-Rüſch IN. 51, 164. Vergl. Schläpfer’s Waldftatt S. 165. 

27) Stadlin IV. 450. Zellmeger Gef. II. 2. 216. Vergl. über dieſe 
Strafe Ofenbrüggen a.a. D. ©. 27. 

2») Walfer I. 615, 674, 677 (3. 1646, 1689, 1600). Büchler, über 
Nather und Gerichtsweſen (3. 1601—16%). 3.9. Ti chudi ©. 700 (3. 169%). 
Bergl. Landb. v. Nidwalden v. 1806 M. 2. 57, Gebühren des Scharirichters : 
„Mit dem Schwert zu richten und zu verbrennen fl. 7, lebendig verbrennen fl. 10.“ 

2%) Rathsprotokoll v 1640. 

20) Büchler, über Raths⸗ und Gerichtsweſen (3. 1613—1617). Walſer ILI. 
144 (3. 1602). 

2), Mirtheilung von Gon zenbach in Hitzig's Annalen (nene Folge) Bo. 66. 
©. 158 ff. Vergl. die Zücher Malefizordnung bei Shauberg ©. 390. 
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ſchwyl über einen Moͤrder, der zugleich Diebſtahl und Sodomie 
verübt hatte, ergieng: 

„dz ehr dem fcharrfrichter übergeben der fol Inne Ann Syn Hand, nemmen 
Inne vor tem Rathhus vff Bin fchleipien binden Ime vf gnaben ten Kopf vonn 
dem boden vnd ertrich Ehrheben Hernach mit einem Noſſ durch die gewonlich 
Rechte Landftraff biff zuo dem Huchgricht gefchleifft werben, danne dafelbften vff 
die breche gebunden da fol Ime der ſcharpfrichter Synne fler glieder (Kinder) 
vnd vor dem Ellenbogen au ob vnnd vnder beden Knüwen Mitt einem Rab 
Inu zwey ſtoſſen tanne vff ein Rad Zechten Ime den Kopf an ein Galgen vfl- 
richten mit eim Strid an den felbigen würgen. Ferner den Ganzen Görppel 
Eampt dem Rad LKebendig In Führ werfen Inne zuo bulffer vnnd Gehen 
“verbrennen laßen darnach die Eichen drey ſchuech dieff Inn die Ehrden vnnder 
daſſ Hocdgricht vergraben.” > 

Gewiß charakteriſiren foldye Strafurtheile die Zeit, in welcher fie 
ausgefaͤllt wurden, als eine verwilderte! Wenn die Strafrechtspflege, 
welche unter dem Einfluſſe ſo vieler ſozialer Verhaͤltniſſe und Anſichten 
ſteht, im Allgemeinen als ein Spiegel der Sittenzuſtände ihres Zeit— 
alters fid) betrachten lüßt, fo fand in der Schweiz kaum eines auf 
einer niedrigern Stufe als daß fiebenzehnte Jahrhunvert. 

2) Unter ven Zeibesftrafen wurde am häufigften das Aus⸗ 
peitfchen oder Ruthenfchwingen, gewöhnlich der ganzen Länge des 
Hauptorte8 nad), angewendet. In Glarus 32) hatte man dafür eine. 
„gelindere, mittlere und fchärfere Manier“, in Appenzell A.RH. ss) 
„einen furzen und einen langen Gang”, in Nidwalden „eine kleine 
und eine große Tour". In der Regel wurde der Delinquent zuerft 
für eine Stunde an den Pranger geftellt; ebenfo wurde nicht felten die 
Brandmarkfung °%), zumeilen aud) das Abhauen des linken 
Ohrs oder bei Weibsperfonen ver Zöpfe °°) mit dem Auspeitfcyen 
verbunden. 

Eine beſonders graufame Leibesitrafe war das Schligen der 
Zunge, bald auf 1 Zoll, bald auf Y, Zoll Länge 2%. Das Zangen- 
fneipen und das Abbauen der Hand haben wir bereits als 


s2) Matheprot. aus dem 18. Jahrh. 

22) Schäfer a. a. O. ©. 101. 

29) Walſer⸗Rüſch III. 172 (9. 1784). Mapperſchwyter Strafurtheil von 
1674 a. a. O. 

») BGüchler a a. D.: J. 1666 und 1714. 

3°) Ebenda, 3. 1665, 1703. Schäfer a. a. O. S. 88 (3. 1607). Kathol. 
Rathsprot. von Slarus, 3. 1695. Bergl. über alle dieſe Etrafen Landb. v. 
Nidwaldena. a. O. 
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Berfhärfungen der Todeöftrafe kennen gelernt; es fam aber nament- 
lich die legtere Strafe audy für ſich allein vor 2). 

| Zwiſchen Leibes- und Ehrenftrafen in der Mitte flanden das 
Abhauen der Haare 9 und die Trülle (Drille). Leptere war 
ein großer, auf einer Spindel beweglicher, durchſichtiger Käficht ®°), in 
weldyem namentlid) Diebe, die nur geringere Entwendungen ſich hatten 
zu Schulden kommen laffen 20), für eine ganze oder halbe Stunde 
eingefperrt und zum Bergnügen des Publitums fo fchnell herumge⸗ 
dreht wurden, daß fie in Ohnmacht fielen. 

3) Freiheitsftrafen. Bei dem gänzlihen Mangel an Etrafs 
anftalten in unfern Rändern fing man fchon im 16. und 17. Jahrhundert 
an, Verbrecher in’d Ausland auf die Galeeren, d. 5. als Ruderknechte 
in Schiffsdienſte auf's Meer zu ſchicken. Wir finden diefe Strafe zu⸗ 
erft 1593 in Nidwalden *ı), dann 1628 in Appenzell-Inner: 
thoden 42) und 1643 in Außerrhoden erwähnt, wo fie, weil gegen 
Landleute angewendet, beim Volke Unzufriedenheit erregte *°). Nach⸗ 
her gehörte fie au) in Uri *), Glarus *°) und Zug 1% zu den 
ordentlichen Strafmitteln; doc) bebiente man fidy ihrer vorzugsweife 
gegen Angehörige in ven Vogteien und gegen Fremde. Landleute wurden 
zuweilen zur Strafe in auswärtige Kriegspienfte gefchidt: fo 
1725 zwei Appenzeller nach Frankreich 47). Auch einem Rivwaldner 
wurde 1754 auferlegt, für drei Jahre unter einem Hauptmann vom 
Lande Dienfte zu nehmen. 

Die Sefängnipftrafe wurde nicht fehr häufig, und in der 


) Monnard I. 591: Uri. 

39 Nidwalbdner Matheprot. v. 1760. 

2e) Raf. Pfyffer, der Kant. Luzern, ©. 376. 

*) Blarner Fruchtmandat von 1692. Urk. von 1712 für Küßnach und 
Landb. von Nidwalden von 1731, abgebrudt unten $. 2 Rathserkenutniß von 
Appenzell A. NH. v. 1713 im Monatshl. Jahrg. 1836, ©. 104. Für I. Rh. 
vergl. Monnard 1. 586. ine ähnliche, jedoch etwas fchärfere Strafe war ber 
Korb, in welchen man in Straßburg Gartendiebe fegte, um fle in einen Teih 
herunterfallen zu lafien. Ofenbrüggen a. a. D. €. 10. 

“1, Mathsprotofoll. 

2) Landb. Art. 87. 

) Bifhofberger’s Jahrbücher im Monatsbl. Jahrg. 18414, ©. 857 fi. 

“) Monnard I 501 (3. 1727). 

*5) Kath. Ratheprot. v. 1086. Gent. Ratheprot. 9. 1738. 

“*) Stapdlin IV. 605 (3. 1658). 

2») Schäfer a aD. ©. 10. 
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Regel nur in Verbindung mit andern Strafen verhängt. Gewoͤhnlich 
dauerte fie nur kurze Zeit, 3. B. drei Tage und drei Nächte bei Waſſer 


Das Strafrecht. 1 


und. Brod *%); nur bei Beichimpfungen gegen die Obrigkeit wurde ° 


zuweilen erfannt, es folle der Schuldige fo lange in der Gefangen- 
ſchaft ſihen, bis er Gnade begehre 4%). Wer aus dem Gefängniß ent- 
lafien wurde, mußte Urfehd >) ſchwoͤren, d. 5. geloben, gegen bie 
Obrigkeit und ihre Diener keine Rache zu üben. 

Dft angewendet, zumal bei bereits flüchtigen Verbredyern, wurde 
die Strafe der Berbannung, bald außer ven Kanton, bald außer 
die Eidgenofienfhaft; im lehtern Kalle wurde den andern eidgenoͤſſt⸗ 
fhen Orten davon Kenntniß gegeben. Wenn die Verbannung auf 
eine beftimmte Anzahl Jahre erfolgte, fo pflegte gleichwohl noch vor⸗ 
behalten zu werben, daß nad) Ablauf verfelben der Verurtheilte Zeug⸗ 
nifie feines Wohlverhaltens im Auslande beizubringen habe, damit 
die Obrigkeit Ihm das Land wieder öffne; wurde fie dagegen auf uns 
beftimmte Zeit verhängt, fo verftand es ſich, daß fie fo lange dauerte, 
bis der Berbannte, geftügt auf ſolche Zeugnifle, die Erlaubniß zur 
Rückkehr bei der Obrigkeit nachſuchte und erhielt >2). 

Ein Gegenftüd zur Verbannung bildete die Eingränzung, 
bald in’s Land 2), bald, was häufiger erfannt wurde, in's Haus zur 
Arbeit 22). Im Ieptern Falle mußte der Berurtheilte ſich verpflichten, 
den Gottesdienſt regelmäßig zu befuchen, dagegen alle Gefellfchaften 
zu meiden und insbefondere zur Nachtzeit feine Wohnung nur in 
Feuers oder Waſſersnöthen zu verlaffen. Verfhärft wurde der Haus⸗ 
arreſt zuweilen damit, daß dem Delinquenten ein Klotz (aud) „Totz“ 
genannt) an den Leib geſchmiedet wurde 34). 

Den Mebergang zu den Ehrenftrafen mag hier das, namentlidy 
bei Vergehen, welche aus Trunkſucht entflanden waren, häufig anges 
wendete Trintverbot bilden, welches, ſoweit e8 ſich nur auf ven 


+) Glarner Urfehdbuch, 3. 1534 ff. 

“) Büchler, a. a. D., 3. 1611. Deffelden Geſch. der Familien Scheuß 
©. 132 (3. 1755). 

so, Die Korn berfelben enthält noch das Landb. v. Nidwalden v. 1731, 
Geſchfr. IX. 115. 

s) Glarner Matheprot., 3. 1704, 1707, 1789. 

2) Glarner Urfehdbuch, 3. 1556. Nid waldner Malefizprot. von 1771 
bei Monnard I. 689. 

») Glarner Ratheprot., 3. 1780, 1744, 1767. Bergl. Balfer-Rüfc 
III. 164, 

») Cbenda ©. 180. Schäfer a. a. D. ©. 101 (3. 1096). 
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Beſuch von öffentlichen Wirths⸗ und Schenfhäufern bezog, auch den 
Ausſchluß von ehrbarer Geſellſchaft in fi) enthielt. Doch Hatte dieſe 
. Strafe jedenfalls nicht immer nadhtheilige Folgen für die bürgerliche 
Ehre des Berurtheilten und auch nicht allen Ehrlofen waren, in 
fpätrer Zeit wenigftens, die Wirthshaͤuſer verboten. In älterer Zeit 
mußte der Verurtheilte bei feiner Entlaffung aus der Gefangenfdaft 
ſich eidlich verpflichten dem Verbote nachzuleben; übertrat er es dann, 
fo nahm man an, daß er ale Eidbrüchiger Das Leben verwirkt habe >>). 
In Zug 9%) und Appenzell A. Rh. :”) wurde das Verbot in allen 
Kirchen verfündet und Jedermann war verpflichtet, Uebertretungen 
deflelben anzuzeigen. 

4)-Chrenftrafen. Wenn zwar die Ehr-und Wehrlofig- 
feit bei Diebftabl und andern „unehrlichen“ Verbrechen, auch bei 
ſchwerern Friedbrüchen wegen der darin liegenden Hintanfegung eines 
Gelöbniffes , fowie bei allen E trafen, welche durch des Scharfrichter® 
Hand vollzogen wurden, von jelbit folgte °°), fo wurde biefelbe Doch 
zuweilen noch, um jeden ZJweifel zu befeitigen, von der Obrigfeit 
förmlid) ausgefprochen *0). Sie enthielt in ſich den lebenslänglichen 
oder zeitweiligen Entzug aller politifchen Rechte, ſowie der Zeugen- 
fähigkeit. Dem Ehrloserflärten wurde mitunter ausprüdlich verboten, 
ein Schwert oder eine andere Waffe zu tragen, anfer etwa ein „abs 
gebrochenes Beimeſſer“ 0%), In Schwyz wurden die Ehrloserklärten in 
eineignes „IchwarzesBuch" (auch, Kaibenbuch"genannt)eingettagen®"). 

Bon den übrigen Chrenftrafen waren die gelindeſten der fogen. 
knieende Zufprud, d. 5. ein Verweis, weldyen der Landammann 
oder fein Stellvertreter dem Schuldigen, der inzwiſchen vor dem Bilde 
- der Gerechtigkeit nieen mußte, vor verfammeltem Rathe ertheilte *2), 
und die knieende Abbitte in offner Rathsftube, welche bei frechen 
und leichtfertigen Reden angewendet wurde e2). Dann folgte bie 


») Glarner Urfehdbuch, I. 1542. Nid waldner Mathöprot. von 1695. 

) St. A. B. Art. 151 (Zeitfähr. I. 2. 51). 

27) Monatshl. Jahrg. 1836 S. 104 (3. 1710). 

20) Bergl. oben Kap. 3. ©. 100-— 102. 

2) Büchler über Raths: und Gerichtöweien, 3. 1065, 1703. Schwyzer 
Landégem. Brot. v. 1765. Blarner Urfehdbuch. 

, St. A. B. von Zug Art. 113 (Zeitfhr. 1. 2. “ Vergl. über ben 
Inhalt der Ehrloſigkeit Oſenbrüggen a. a. O. S. 50-53 

“) Ratheprot. v. 18. Dez. 1663 und 13. Nov. 1759, 

*), Glar ner Naibeprotofolle aus den 18. Jahrhundert. 

eꝛ) Blarner Kath. Rathsprot. v. 1685. Schwyzer Urk. v. 1711 im Archiv. 
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Kirchenbuße, bei welcher der Echuldige am erften Sonn⸗ oder 
Feiertag nach dem Urtheil durch einen Weibel in der Landesſarbe oder 
durch zwei Waͤchter in die Kirche ſeiner Heimathgemeinde geführt 
wurde und hier während des ganzen Gottesdienſtes mit einer Ruthe 
in der Hand °*) am Altar oder Taufftein ſtehen mußte. In den ka⸗ 
thotifchen Ländern gab man ihm in die andere Hand nod) eine bren⸗ 
nende Wachsferze; uud) mußte er hier zuweilen niederfnieen. Die 
Drtögeiftlichen beider Konfeffionen wurden gewöhnlich angerwiefen, 
eine auf den Fall bezügliche Predigt zu halten *+). Schon empfind- 
licyer war die Außftellung neben ven Brauger *) oder aufden 
Lafterftein ), welche Durdy einen Läufer erfolgte, und die fchärffte 
Strafe dieſer Art war endlich die Ausftelung an den Pranger ober 
an da Halseifen, welche durd) den Scharfrichter (in Nidwalden 
auch aumeilen durdy den Wafenmeifter) vollzogen wurde. Sie konnte 
noch dadurd) verfchärft werden, daß man dem Delinquenten einen 
Strid um den Hals oder, wie bei der Kirchenbuße, die Ruthe in die 
eine, die brennende Kerze in die andere Hand legte *"). In Nidwal⸗ 
den pflegte man während einer Ausftellung an den Pranger immer 
mit der Kirchenglode zu läuten. 

5) Kirchliche Strafen im engern Einne waren bie Walls 
fahrten nach Rom °%), Einfiedeln u. f. w., fowie die Beichten, 
welche in fatholifchen Ländern oft von der weltlichen Obrigfeit zur 
Sühne für ein begangenes Vergehen oder Verbrechen auferlegt wur: 
den. Die Verrichtung der Wallfahrt oder Beichte mußte dann durch 
priefterliche Befcheinigung erwiefen werden. Theils als kirchliche, theils 
als Gelpftrafe läßt fi die hin und wieder auferlegte Verpflichtung 
eine Anzahl Meſſen lefen zu Laffen, auffaffen. 

6) Geldbußen waren die gewöhnliche Etrafart für alle Ber- 
geben, welche nad) der Anſchauungsweiſe der Zeit nicht zu den ſchwerern 
gehörten ; doch wurrden fie auch häufig neben andern, härtern Strafen 


a) Ueber die Ruthe als Zeichen des betwirften Staupenfälages vergl. Grimm 
D. R. A. ©. 714. 

**) Landb. v. Appenzell J. Rh. Art.5 (3. 1655). Glarner Rathsprot. 
v. 1736. Schwyzer Rathsprot. v. 1753. Monnard I. 586, 588: Appenzell 
3 NE. und Unterwalden. Für die Etädtefantone vergl. Rüttimann zur 
Geſch. und Fortbild. der zürch. Rechtspflege (akadem. Vortra/ 1865) S. 24. 

*°) Glar ner Landsgem Prot v. 1744. 

* Nidwald ner Rathsprot. v. 1760. 

, Monnard li. 588 (3. 1722). Nid wald ner Rathaprot. v. 1744. 

*) Nidwald ner Ratheprot. v. 1632 u. 1634. 


1 
' - 


‚14 | Das Straftecht. 


"erkannt. In den katholiſchen Ländern kamen neben den Bußen, weldye 

in den Landfüdel fielen, auch ſolche vor, die an Kirchen und Klöfter 
zu entrichten waren 9%). Wer eine Geldbuße nicht bezahlen konnte, 
mußte entweder auf eine beftimmte Zeit 7%) oder bis zur Bezahlung ”!) 
das Land verlafien, oder er wurde in's Gefängniß gefegt. Hierbei 
wurde in Appenzell ein Tag und eine Nadıt für 2 oder 3 Pfund, 
fpäter bloß für 10 Schillinge angerechnet ’*). 

7 Die Strafe ver Bermögenstonfistation wurde eben- 
falls oft verhängt, namentlidy bei entwichnen Verbrechern und bei 
Selbftmörbern. 

Gehen wir nun von den Strafarten über zu den andern allge 
meinen Grundfägen, auf denen jedes Strafredht beruht, fo finden wir 
darüber nur wenige Andeutungen in unfern Quellen. 

Gaͤnzliche Straflofigkeit wurde durch den Fall der Rothwehr 
‚begründet. Wer, ohne dazu Beranlaffung gegeben zu haben, von 
einem Andern angegriffen wurde und fich feines Leibes und Lebens 
erwehren mußte, war gegen Strafe und Radje gefichert, aud) wenn er 
den Angreifer töptete. Das Stadt und Amtbud) von Zug (Art. 80, 
81) drückt fi) Darüber in folgender merfwürdiger Weiſe aus: 

„Wenn einer den andern unbefchullter und unveranlaſſeter Sach angriff, 
und der andere gern rüwig und zufridenn wäre, hieby aber nit blyben, fonder 
fih fynes Lybs und Läbens erweren mueß, und funen Witerfächer hierüber zue 
tod houwt oder ffihtt, und das durch biderb Lütt gnuegfam erwyſen mag, 
fo fol er im und ſyner gangen Fründtſchaft geantwurt han. — 
Menn einer be andern warttet uff offner fryer Straß oder fonft warttetie, unb 
ber, deß da gewarbtett wirtt, fich beß andern mueß erwerren, ber ſol im nütt 
zeanthbwurtten han, ouch den fynen und mengklichem nüt.“ 

Ebenfo fagt das neuere Landbuh) von Obwalden von 1792 
(Fol. 167): 

„Bäre dag Giner der fein Wehr bey ihme hätte, angriffen wurde, der mag 
fi) wohl wehren, wormit er mag, und daß kundlich wird, dag foll ihme deß 
Einungs ſchirmen.“ 

In Appenzell A. Rh. wurde e8 auch als Nothmehr angefehen, 
wenn an einer Alp ein Dieb, welcher in eine Eennhütte oder in einen 
Etall eingedrungen war, von dem Eennen oder feinen Angeftellten, 


*, Monnard I. 587: Dbwalden, 3. 1726. 

’) Glarner Naihsprot. v. 1735. 

1,9. L. B. von Uri Art. 71, 72. Landb. von Nidwalden von 1623 
8. v. Buoſſen. 

2, rk. v. 1667 bei Walfer I Anhang ©. 62. Landb. v. Außerrhoden 
Art. 37. 
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welche ihn auf friſcher That ertappten, verwundet wurde 2). Man 
fheint bier angenommen zu haben, daß die Abgelegenheit des Ortes 
erfordere, das Maß der erlaubten Eelbfthülfe etwas weiter als unter 
gewöhnlichen Verhältniffen auszudehnen. Auf ähnliche Weiſe war in 
Uri 4) gegen einen Obftvieben dem Eigenthümer Alles, ausgenom- 
men die Tödtung, erlaubt; Hier liegt der Grund wohl darin, daß 
hängenvde Baumfrüchte, zu denen Jedermann, namentlid) bei Nacht⸗ 
zeit, leicht gelangen kann, eben deßhalb eines kräftigern Schutzes 
bevürfen. | 

Mit dem Redite ver Nothwehr hing dasjenige des Anlaßes 
oder Anfanges"') zufammen. Wenn nämlidy bei ausgebrocdnem 
thaͤtlichem Streite e8 fich ergab, daß Einer durch ehrverletzende Worte 
oder durch herausfordernde Handlungen denfelben veranlaßt hatte, 
fo war er nicht bloß verantwortlich für die von ihm zugefügten Ver: 
legungen und mußte dagegen den erlititnen Schaden an ihm felbft 
tragen, fondern er mußte auch für feinen Gegner die von demfelben 
verfchuldete Buße abtragen. Wir laffen darüber die nachfolgenden 
zwei Stellen fprechen. 

Waldſtattbuch von Einfiedeln von 1572 Art. 45 9: 


» „Ob feman mit dem andern flöff gwunn Inn vnſer walbflatt, danor Gott 
fyg, welliher ven anfang mit böfen wortten ald werten, vnd das 
vff Ian kuntlich wurd, shätt, wirt er In föllichem gelezt, Eoll er den fchaben 
an Im felber haben vnnd ouh dem andern die buoß abtragen; Em: 
vfienge aber, der gern frid hette, ein fhaden von dein, der den anfang gethan 
hatt, So foll er Im. den fchaden fampt Buoffen abtragen, wie billih vnd 
Recht ZH.” 

Stadt⸗ und Amtbud) von Zug Art. 90 "N: 

„Wenn iren zween mitteinanderen ftößig und uneins wurben, und einer 
den Anlaß thuett es fye mir Worten oder Werckenn, allſo daß er den 
andern ſchulte an fynen Gereun oder andere anläffige Wortr bruchte, — — allio 
das ein Ammann und Räth der Statt und Ampt Zug oder ein Bricht bebüchte, 
das fölihs anläffige Wort wärend, und fih das gnugfamlid erfunde, was 
Schaden dann daruß entfpringen wurd, da foll der Anläffer 
ſchuldig erkhännt werden, und ber ander ledig glaſſen.“ 

Die Zurehnungsfähigkeit eined Verbrechers pflegte zwar 
wohl in Frage zu fommen, aber in der erften Hälfte des Zeitraumes 


’3, Berorbnung v. 1714 bei Schäfer a. a. O. ©. 97. 
) 9,8, B. Art. 113. 

22) Bergl. Bluntfhli RO. II. 69. 

0) Kothing Ng. ©. 173, 

) Beitfhr. 1. 2. 39. 
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wenigſtens wurde nicht immer daran feftgehalten, daß eine Geiſtes⸗ 
zerrüttung Straflofigfeit begründe oder dod härtere Etrafen als un- 
zuläffig erfcheinen lafle. Man kann e8 nicht ohne wehmüthiges Er- 
ftaunen lefen, wie 1630 in Glarus ein Mann, der in halb verrüdtem 
. Zuftande zu einem Morde mitgewirkt hatte, zwar feinem Bater ger 
fhenft werden wollte, dann aber, da diefer das Anerbieten ablehnte 
und nur um einen gelinden Tod für ihn bat, gleichwohl hingerichtet 
wurde ”). Schon humaner verfuhr 1770 die Obrigfeit von Appen⸗ 
zell J. Rh., indem fie einen Menfdyen, weldyer feine Frau und 
Kinder umgebradyt hatte, aber bei dem man Abwefenheit des Ber: 
ftandes wahrnahm, zu lebenslänglicher Einiperrung verurtheilte, in . 
der Meinung, daß ſie felbft für feinen Unterhalt zu forgen habe, wenn 

fein Bermögen nicht dazu ausreiche 7°). 

Auch die Jugend wurbe zivar gewöhnlid) als Milderungsgrund 
anerfaunt, rettete aber nicht immer Dem Verbrecher das Leben. So. 
wurde 1628 in Appenzell A. Rh. ein fehgzehnjähriger Knabe, 
welcher fi) der Sodomie ſchuldig gemacht hatte, zwar feine® jugend- 
lichen Alters wegen mit dem Feuertode verfchont, aber dafür mit dem 
Schwerte hingerichtet *Y). Dagegen finden wir, daß Glarus 1735 
einen minderjührigen Dieben nur mit einem Zufpruche und einer 
Geldbuße von 4 Kronen beftrafte 1). 

Der Verſuch, felbft der entfernte, wurde bereits ftrenge geahn- 
det. Ein Mann, der feine Frau und Kinder hatte ertränfen wollen, 
erhielt in Glarus 1729 Pranger, Auspeitfhung und ſechsjaͤhrige 
Berbannung ®2). In Schwyz wurde 1753 Peter Truttmann von 
Küßnach, welcher eine von ihm ſchwangere Weibsperfon von einem 
Felſen in den Zugerfee hinuntergeftürzt hatte, während fie wunder: 
barer Weife ihr Leben retten fonnte, mit lebenslänglicyer Eingränzung 
in’8 Land, Ausftelung vor die Trülle zu Schwyz und in der Kirdye 
zu Küßnach, 750 fl. Buße und Ehrlofigfeit beftraft; aud) follte er 
fein Leben lang ein weißgraues Bußfleid, bis über die Waden hin- 
unterreichend, tragen. Das Merktwürdigfte an diefem Halle mißlungnen 


2) 3.9. Tſchudi ©. 583. 

”) Monnard I. 590. 

*) Büchler über Rathe: und Gerichtsweſen. Auch in Luzern -wurben im 
17. Jahrhundert nicht weniger als 7 Kinder unter 14 Jahren hingerichtet! Kal. 
Pfyffer der Kant. Luzern ©. 391. 

2) Evang. Ratheprot. 

9) Gbenda. " 
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Mordverfuches ift, daß bie beiden Perſonen ſich nachher geehlicht 
haben follen ®s) | 

Neben dem wirklichen Thäter pflegte man aud) den Anftifter 
(intellektuellen Lrheber) und die Gehülfen eines Verbrechens zu 
betrafen. 1639 wurde in Appenzell A. Rh. Diethelm Schmidli 
an's Halseifen geftellt, weil er viele Leute zur Blutſchande und zum 
Selbftmorde verleitet hatte *%). In Glarus wurde 1705 gegenüber 
dem entwichnen Emanuel Zimmermann von Wefen, welcher feinen 
Eohn zu einer Mordthat angeftiftet hatte, das Recht vorbehalten und 
einftweilen deffen Vermögen eingezogen; 1713 aber wurde Anna 
Vogel, welche Margreth Fiſchli zum Diebftahl verleitet und ihr einen 
falſchen Scylüffel gegeben hatte, „aus Gnade" zu einer Wallfahrt 
nach Einfiedeln, welche fie bin und zurück baarfuß machen mußte, 
nebft Beichte und zu 10 Kronen Buße verurtheilt 35). 

Auch die Begünftigung eines Verbrechens galt als ftrafbar. 
Wie in Glarus Diebshehlerei geahndet wurde, haben wir fehon tm 
erſten Theile (S. 407) bemerkt; aber auch das Landbuch von Küß— 
nad) 8°) fehreibt nun die Beftrafung des Hehler8 vor mit der Be⸗ 
merfung: „Wenn der Dieb nicht wüßte, wo er den Diebftahl anbrin- 
gen könnte, würde er ihn oft unterlaffen.” In Appenzell A. Rh. 
wurde 1738 verordnet, daß das Kaufen und Verkaufen von geftohlnem 
Garn und andern Waaren gleich dem Diebftahle felbft zu beftrafen 
fei 2). 

Alle Verbrechen und Vergehen, welche mit Berlegung nicht bloß 
des gemeinen, fondern eines befondern, höhern Friedens begangen 
wurden, wurden nad) der im erften Theile (S. 418 ff.) dargeftellten 
Anſchauungsweiſe des Mittelalters, weldye aud) noch in dem hier be- 
handelten Zeitraume fortbeftand, als qualifizirte beftraft. Die 
Wichtigkeit diefer Lehre aber und die Ausführlichkeit, mit welcher fich 
. unfre Quellen darüber verbreiten, erfordern es, daß wir ihr einen 
eignen Abfchnitt widmen, nachdem wir zuerft ohne Rückſicht auf die⸗ 
felbe die einzelnen Verbrechen und ihre Beſtrafung durchgangen haben 
werden. 


22) Rathsprot. v. 13. Nov. 1753 und mündliche Neberlieferung, mitgetheilt 
von Hrn. Kothing. 

“, Büchler a. a. O. 

22) Rathsprotokolle. 

so 6,18, Art. 2; Kothing Rq. ©. 263. 

m) Schäfer a. a. O. ©. 94. 

Blumer, Staaté und Aechtsgeſchichte. II. Thl. 2. Br. 2 
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$. 2. Die einzelnen Verbrechen und Vergehen. 
A. Gegen das Leben und die Geſundheit Anverer. 


1) Die hergebradhte, regelmäßige Strafe beim Morde war die 
Rüderung ®9). Wie diefe Strafe in befonders ſchweren Fällen, na: 
mentlid) beim Verwandtenmorde, wo die Beinliche Gerihtsorbnung 
(Art. 137) e8 ausprüdlid vorfchrieb, noch gefchärft wurde, haben wir 
oben (S. 8) gefehen. Als ein Ausfluß der, allmälig von graufamen 
Todesitrafen fid) abwendenden Stimmung des Zeitalters ift e8 anzu- 
fehen, daß im 18. Jahrhundert auch in fehr ſchweren Fällen zuweilen 
bloß auf Enthauptung erfannt wurde 8%); doc) konnte Die Strafe da- 
durch gefchärft werden, daß des Hingerichteten Leib und, der abges 
fhlagne Kopf quf ein Rad gelegt und erft nad) drei Tagen wegge- 
nommen wurden 9%). Raubmörder wurden in diefer fpätern Zeit oft 
gehängt 9). 

2) Die Brandftiftung an bewohnten Gebäuden wurbe mit 
Recht als ein Angriff nicht bloß auf das Eigenthum, fondern aud) 
auf das Leben und die Gefundheit Anderemaufgefaßt und daher gleid) 
dem Morde auf's fchwerfte beftraft: in älterer Zeit mit Rävdern und 
Verbrennen 92), fpäter immer mit Enthauptung °>), 

3) Beim Kindsmorde wurde 1696 in Appenzell-Innerrbo- 
- den), wie ſchon 1609 in Luzern gefchehen war ®s), ftatt härterer oder 
langfamerer Todesſtrafen „zu Verhütung der Verzweiflung” 9°) Die 
Hinrichtung mit dem Schwerte eingeführt. In Außerrhoden 9?) wurde 
fogar fdyon 1702 eine Kind8mörberin nur zur Auspeitfchung und einer 
Geldbuße von 101 Gulden verurtheilt. 


**) Bergl. Walfer II. 144 (3. 1602, 1617, 1618). Schäfer ©. 123 
(3. 1638). 3.9. Tſchudi ©. 724 (3.1705). Schwyzer Ratheprot. v. 1640, 
0) Walſer MH. 149, IM. 131 (3. 1736, 1788). Glarner Ratheprot. 
von 1750. 
») Nid wald ner Matheprot. v. 1755. 
) Walfer-Rüfc I. 164 (3. 1793). 
»2 Bellweger Geh. II. 2. 216. 
*) Landb. v. Appenzell J. NH. Art. 183 (3.1591). Walfer I. 185, 
105 (3. 1744, 1785). 
%%) Landb. Art. 46. 
e2) Segeffer IV. 196. 
**, Bergl. über diefen Auedruck R. G. O. Art. 131, wo ftatt des Lebendig⸗ 
begrabens und Pfählens das Ertränken geflattet wurde. 
»2) Büchler a. a. O. 


— 
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4) Vom Todſchlage haben wir oben ausführlich geſprochen. 
Fahrlaͤſſige Tödtung pflegte mit Geldbuße beſtraft zu werben, mo» 
mit Echadenerfaß für die Verwandten des Getöbteten verbunden 
wurde 9°). 

5) Ueber das Duell finden wir eine Beflimmung im Lanpbuche 
von Ridwalden 9). Rad) verfelben follten Duellanten an Ehre 
und Out beftraft, auch verbannt werben. 

6) Körperverlegungen wurden am ftrengften beftraft, wenn 
fie mit Hintanfegung natürlicher Pflichten gegen die nächften Ver⸗ 
wandten begangen wurden. So wurde in Appenzell A. Rh. 1628 
ein Sohn wegen öfterer Mißhandlung feines Vaters enthauptet 100), 
1781 ein Vater, deſſen fünfjähriger Knabe in Folge feiner Mißhand⸗ 
lung geftorben war, mit Ruthen geftrichen und in eine Geldbuße von 
fl. 60 verfällt 9. Im Uebrigen beſtanden die alten, milden Geſetze über 
Bermundungen ?) großentheild noch in Kraft; in Obwalden wur- 
den fie mit nur 5 Pfund ®), in Appenzell-Außerrhoden gar nur mit 
3 Pfund gebüßt 9. Allmälig aber fing man doch an, in ſchwerern 
Fällen etwas ftrenger einzufchreiten: fo wurde in Innerrhoden >) 1687 
ein Fall, wo Einer dem Andern des Nachts unverfehens mit einem 
Mefier in den Leib geftochen hatte, zuerſt zwar (wie beim Todſchlage) 
an eine gütliche Ausgleihung gewielen, dann aber, da diefe nicht er⸗ 
folgte, der Thäter zu dreijähriger Verbannung und einer Geldbuße 
von 50 Pfund verurtheilt. In Nidwalden aber wurde 1736 feitge- 
feßt: wer einem Andern — den Fall redhtmäßiger Nothwehr vorbes 
halten — einen Stich verfeße, folle mit einer harten Geldſtrafe oder 
gar mit öffentlicher Leibesftrafe gegüchtigt werden‘). 1760 wurde hier 
ein Landmann, welcher einen Obwalpner auf feinem Heimwege über- 
fallen und ſchwer verwundet hatte, mit Ausftellung neben den Pranger 
und Kirchenbuße beftraft ”). 


») Walſer-Rüſch II. 7 (3. 1774). 

**) Beſchluß des Landrathes v. v. 1764, aus Vollmacht der Nachgeneinde. 
100) Büchler a. a. O. 

3) Walſer-Rüſch IM. 41. 

2) Vergl. Th. 1. ©. 412. 

3) Landb. v. 1635 fol. 33, 

*) Landb. Art. 130. 

2) Landb. ©. 121. 

*) Landb. v. 1731, Nachtrag 

?) Sandratheprot. v. 5. Dezeinber. 


\ 
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D Das bloße Schlagen wurde ebenfalls ftrenger als fonft ges 
ahndet, wenn es gegen die naͤchſten Angehörigen mit Verlegung fchule 
diger Pietät gefchah. So erhielt in Appenzell J. Rh. 1655 °) Einer, 
der feine Mutter gefchlagen hatte, Kirchenbuße, in Glarus 1739 0) 
Einer, der feine Frau und Schwiegermutter gefchlagen, einen „Enieen- 
den Zufpruch” und 1 Krone Buße. — Ein fernerer Erſchwerungs⸗ 
grund war es, wenn das Schlagen ohne alle Beranlaßung und ftill- 
ſchweigend erfolgte. Die Landsgemeinde von Schwyz beſchloß 155979), 
daß in diefem Falle der Schulpige in's Gefängniß geſetzt, in Wieder⸗ 
bolungsfällen aber ehr- und gewehrlos erklärt werden folle. — Im 
Mebrigen waren auf bloße Handſtreiche, Die nicht blutrünftig machten, 
fehr geringe Geldſtrafen gefegt: in Nidwalden !!) und Appenzell 
J. Rh. 12) 2 Pfund, in Gerfau 25) gar nur 10 Schillinge. 

8) Das Werfen einer Waffe, wie aud) von Stahl, Eifen und 
Glas wider Jemanden wurde in Nidwalden 4) mit Ehr- und 
Wehrlofigfeit, in Zug !°) mit einmonatlicher Verbannung und 5 Pfund 
Buße beftraft. Die Buße für das Steinwerfen, welche in Nidwal⸗ 
den 1456 bloß zu 1 Pfund angefegt war, wurde fpäter auf 10 Gulden 
erhöht 1°). In Appenzell A. Rh. betrug diefelbe für alles Werfen 
überhaupt bloß 3 Pfund, in Obwalden !") dagegen 10 Pfund. 
Dabei war indefien allenthalben vorausgefeßt, daß, wenn daraus 
Schaden entftand, derfelbe noch beſonders gebiißt werden mußte. 

9) Um widerrehtliche Angriffe zu verhüten, war in den beiden 
Unterwalden aud) das Tragen gewiffer Waffen, wenn man 
ſich nicht über einen erlaubten Zwed dabei ausweiſen konnte, verboten: 
in Älterer Zeit namentlich von Hellebarten, „Stangwaffen“, Armbruft 
und Pfeilen, fpäter von Piftofen, Dolchen und großen Meffern ?®). 


be} 


2) Landb. Art. 5. 

) Evang. Rathsprot. 

2e) Landsgem. Prot., vergl. mit Rathsprot. v. 18. Dez. 1553. 

2) Landb. v. 1623 und 1731 (Befchfr. IX. 98). _ 

1) Landb. Art. 3 (3. 1624). 

22) Artikelbuch v. 1751 bei Kothing Ra. S. 9. 

129) A. L. DB. Bl. 44 (Zeitfhr. VI. 162). Landb. v. 1623 und 1731. 
2) St. 9. B. in ber Seitfär. I. 2. 41. 

2%) Landb. v. 1623, v. Buos mit Steinen zu werffen. 

) 4.8.98. Bl. 8 B. Landb. v. 1635 fol. 34. 


6) Vergl. für Nidwalden Deſchwanden im Geſchfr. IX. 82, 83, für 
Dbwalden A. 2.93. Bl. 9 A; Landb. v. 1635 Fol. 46. 
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10) Endlich wurde in Obwalden 1) auch das Aufpaſſen 
und Nachlaufen in „zornigem Muth”, mochte e8 in Holz und Feld 
oder auf. der Landftraße gefchehen, mit 5 Pfund Yuße beftraft. 


B. Gegen das Cigenthum Anderer. 


1) Die Strafe des Diebftahls war, wie wir fchon im erften 
Theile geſehen haben, in allen fchwerern Fällen, wozu insbefondere 


aud) der Ruͤckfall gerechnet wurde, der Tod durd) Erhängen; dod) trat 


an deſſen Stelle fehr häufig die Enthauptung, welche als Die milvere 
oder doch als die ehrlichere Todesftrafe angefehen wurde 2%). Und da, 
wie oben hervorgehoben wurde, die ftrafrichterlichen Räthe ein weit- 
gehendes Gnadenrecht mit Bezug auf Strafmilderung für fi in An- 
fpruch nahmen, fo verhängten fie nicht minder häufig, und zwar 
keineswegs bloß bei unbedeutenden und einfachen, ſondern felbft bei 
qualifizirten (wie Kirchen-) Diebftählen ftatt der Todesftrafe Leibes-, 
Ehren- und Freiheitsftrafen, wie namentlicdy Pranger uud Auspeit- 
fung, Brandmarfung, Abhauen der rechten Hand, Galeeren, Ver: 
bannung, Eingränzung und Kirchenbuße 21). Bei der PBrangerftrafe 
wurde zumeilen dem ausgeftellten Dieben ein Wahrzeichen der von 
ihm geftohlnen Sachen umgehängt, 3. B. in Nidwalden eine Kuh: 
fette Einem, welcher deren viele In den Ställen entwendet hatte, in 
Luzern Roßs und Kuhſchwänze einem Viehdieben 22), 

Nach gemeinem deutfhem Rechte pflegte das Holzfällen in 
einem fremden Walde nicht als Diebftahl, fondern nur al8 Eigen- 
thumsfhädigung beftraft zu werben, weil man annahm, erft das ge- 
fällte Holz fei eine bewegliche, vom Eigenthümer in Befig genommene 
Sache, wie man es vom Gegenftande eines Diebftahls erforderte 23). 


10) A. L. B. Bl. 8 A. Landb. v. 1635 fol. 34. 

20) Vergl. Appenz. Monatsbl. Jahrg. 1841 ©. 69 fi. (I. 1598, 1600). 
Büchler a. aD. (3. 1689, Nidwald ner Ratbeprot. von 1634. Kür das 
18. Jahrhundert Walfer II. 143, 185, 224, 306. III. 12, 122, 172, 180, 193. 
3.9. Tſchudi ©. 706, 730. Monnard I. 689 (Nidwalden), 591 (Uri). Nid⸗ 
waldner Rathsprot. v. 1744, 1756. . 

21) Bergl. für das 16. Jahrh. Zellmweger Geſch. IH. 2. 216. Für bas 
417. Zahrh. Nidwaldner NRathsprot. von 1636, 1639. Für das 18. Jahrh. 
Walfer:-Rüfh IN. 172,180. Monnard I. 588, 591. Olarner Rathsprot. 
v. 1736, 1739, 1741, 1747. Ridwaldner Ratheprot. v. 1756. 

22) Monnard I. 588. Caß Pfyffer, der Haut. Luzern ©. 392. 

22) P. G. O. Art. 168 Köflin in der Münchner Eritiihen Ueberſchau 
IH. 155. Oſenbrũggen a. a. O. ©. 75. 
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Damit ftimmt überein das alte Landredyt von Appenzell 2%), welches 
vorſchreibt: 

„Wer dem anderen feine Höltzer fräffentlich ab hauete und daß Kundilich 
wurd mit recht, der iſt denen Landtleuth z'Bnoß verfallen x Z ben. und dem 
Kleger nad Erkantnuß des Hauptmans und der zweyen bes Rathsé bag Bezahlen 
nah Billichkeit.“ 

Wir haben bereits im erften Theile (S. 415) gefehen, daß aus 
gleihem Grunde in älterer Zeit aud) der Frevel an Baum- und 
Feldfrüchten nicht als Diebitahl, fondern nur mit geringen Geld: 
bußen geahndet wurde. Manche Rechtsquellen, darunter aud) das 
dort angeführte Landbudy von Obwalden 25), unterfcheiden zwifchen 
dem bloßen fog. Mundraube an Obft und dem gefährlichen Wegtras 
gen deflelben in Säden, Kleidern u.f.w. Das Landbud) der Mard ?*) 
erklärt, e8 fei kein Vergehen, wenn ein Borübergehender abgefallne 
Baumfrüchte in die Hand nehme, um fie fofort auf der Straße zu 
eſſen; es ift aber zu beadyten, daß hier von Anries, welches auf bie 
Almend gefallen, die Rede iſt, weßhalb diefe Stelle nicht als ganz 
beweistüchtig erfcheint für Die Straflofigfeit des Mundraubes. Jeden- 
falls ift bemerfenswerth, daß fchon das Landbud) von Obwalden von 
1635 das gefährliche Wegtragen nidyt mehr als Obftfrevel, fondern 
als Diebftahl qualifiziert. Die fpätern Gefege neigten fich entfchieben 
zu firengerer Beftrafung Diefer Art von Entwendungen, wie die nad) 
folgenden Stellen beweifen. 

Landbuch von Nidwalden von 1731: 

„Früchten Beruutbreuwen. Welcher dem Anderen feine frucht Beum 
fhütere, oder frücht darunder auff Läfle, oder auf geihirmmete friegbeum ) 


flige, Vnd alfo einem feine frücht vnd obs veronthreumwete, zuo demme werben 
M. G. H. laſſen greuffen und inne flraffen Wie Andere die einem daß fein fräf⸗ 


#4) Landb. v. 3. Rh. Art. 152. Vergl. Lanbb. v. A. Rh. Art. 166. Et. 
4. B. v. Zug Rt. 72 (Beitfhr. 1. 2. 22). 

23) Die interefiante Stelle lautet im neuen Lanbb. v. 1792 fol. 162 folgen: 
dermaßen: „Wer ber if, der einem under feinen Bäummen Obß, Nuß ober Andereß 
auflift oder ab feinen Bäummen nimbt, (nit?) mehr dann einer in feiner Handt 
bloß Treibt und angehndß effen wi, daß ihme an feinen Ehren nibt ſchaden; 
wenn einer aber mehr darüber nimbt, dan er in feiner Hand Treidt, 
alß ob flad, oder in fein bueffen oder Sadh ſtüeſſe, ober worin daß 
wäre, eß ſeye Tags oder Nachtß, die foll einer oder eine, wer dag thuet, — 
verftohlen haben.“ 

3) A. 2 NR. Bl. 7 (Landb. v. 16544 Art. 44) bei Kothing Ra. ©. 131. 

37) Vergl. hierüber Landb. v. Schwyz I. 85 (3. 16530; Kothing S. 87): 
„Db yemans fine kryeſe wellte werren, der mag den baum zeichnen vnd einen 
torn daran benden.“ Dfenbrüggena aD. ©. 8, 79. 
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fentlih Entirömben und gwaltigklich nemmen, alfo wo Berfohnen Einem Anderen 
feine früchten — Entfroͤmden, Abzeren, Bänglen ober fihüten wurden, Jeder⸗ 
männiglichen erlaubt fein foldye Finder und Perfohnen auff daß Rahthauß zue 
füeren, welche alß.fählbare ohne alle gnad in ber Trüllen follen gezüch— 
tiget werden.“ 

Urkunde für Küßnach von 1712: 

„Berwilligen wir ihnen aud, daß fie diejenigen, fo Obs, old andere 
Held oder Garten Früchten wider Verbot nehmen und rauben, audh die 
etwann ander Leuten ihre s. v. Küh old Geiß ohnerlaubter Dingen melken ober 
faugen wurden, mit ber Trüllen abzuſtrafen.“ 

Landbuch von Appenzell A. Rh. Art. 166: 

„Wer dem anderen daß Seinige verwüeſtet, gfegendi, durchlaufft, ober gar 
entragt ?°), eß jene Aepfel, Biren, Rüben, Erbfen, Bonen ober ander 
Ding, gröblih und wüeſt, es geihehe Tags oder Nachts, dag wollen mein 
Herren einem nicht anderfi halten und rehnen, denn für einen 
Diebſtahl, darnach feye ein jeder und jede ihrer Ehren behutfam.“ 

2) Der Betrug — ein Vergehen, welches nod) nicht gar häufig 
vorgefommen zu fein feheint — pflegte ftrenge beftraft zu werden: fo 
wurde 1694 in Rapperswyl Einer, der einen falſchen Namen ges 
braucht hatte, enthauptet 2°). In Zug wurden 1757 zwei Betrüger, 
welche, um Almofen zu erhalten, ald vom Teufel befeffen fid) geſtellt 
hatten, mit Berbannung aus der Eidgenofienfhaft, Ehrlofigkeit und 
Kirchenbuße geahndet 3°). 

Don den einjelnen Arten des Betruged wird nur bie Doppels 
verpfändung („Brief über Brief") in ven nachfolgenden Stellen 
unfrer Landrechte erwähnt. 

.A. L. B. von Obwalden BI. 17 A (3. 1570) 2): 

„Wen einer funden oder verklagt wirtt das einer eln pfand mer dan einem 
verfeßtt, ligents oder farents und das verhelt, der fol an Lyb an Er oder 
gutt gefirafit werden nad finem verdienen vnd fol dem fchabhbaiten allen 
fhaben abtragen fo ers vermag.“ 

Landbud) von Nidwalden von 1806 IE. 2.5: 

„Welcher Brief auf Brief laßte machen und jemand damit betrogen würde, 
der foll von der Obrigfeit an Leib und Gut nad Verdienen geftraft werden.” 

Landbuch von Appenzell I. Rh. Art. 64 32): 

„Brieff da Bedell vorgehen. Wer der wäre fo durch Zebell feine 

Süöther verfebt Hete und nochhin Zins Brief daruf machen würde und daß 


20, Das Landb. v. 3. Rh. Art. 156 Hat flatt deffen das Wort „mint“. 
2) Gonzenbach a. a. O. 

20 Boſſard im Geſchfr. XIV. 116. 

21) Landb. v. 1792 fol. 00, v. Moos, ©. 1%. 

s) Vergl. Landb. v. A. Mh. Art. 76. 
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. | 
vorgehen der Zedlen nit anzeigte, der (foll) nit anverit geachtet uud gehalten werben, 
dan Het er Brieff über Brief gemacht.“ 
In den Rathsprotofollen haben wir: folgende Beifpiele von Bes 
ftrafung der Doppelverpfändung gefunden: in Nidwalden wurde 
1612 ein Landmann, der ſich dieſes Vergehens ſchuldig gemacht hatte, 
auf die Galeere gefhidt und Glarus verurtheilte 1704 einen Wer: 
denberger zur Ausftellung au den Pranger, Auspeitſchung und Lan- 
deövermweifung auf unbeftimmte Zeit. 
| Auch das Verbrechen des betrügerifhen Konkurfes fam 
bereits hin und wieder vor und wurde beftraft: fo 1761 in Nidwal- 
den mit Ausftelung auf den Lafterftein, 3 Tagen Haft und zwölf 
jähriger Verweiſung aus der Eidgenoffenfchaft. 


C. Gegen die Ehre Anderer. 


Nach altem Rechte beftand, wie wir im erften Theile (S. 409) 
gefehen haben, die Strafe der offnen Berläumdung darin, daß der 
Verläumder in die Fußftapfen des Verläumdeten geftellt, d. h. fo be 
ftraft wurde wie Leßterer e8 geworden wäre, wenn ſich die ihm zur 
Last gelegte Handlung als wahr erwiefen hätte. Diefer alte Rechts⸗ 
grundfag findet fi) mit Bezug auf den fchwerften Kal der geridt- 
lichen Berläumdung oder falfchen Anklage noch ausgeſprochen in den 
nachfolgenden neuern Geſetzen. 

Schwyzer Landsgemeindbeſchluß von 1701: 

„sm Kahl Einer den anderen umb Ciuil old Criminal Berklagt und ſolches 
nit probieren fönnte, folle der Kleger in die fueß Stapifen gefteft vnd vmb 
ben fähler So er den aubern Berflagt gebührend abgeftrafft werben.“ 

Nidwalden's Landbuch von 1731 328); 

„Welcher Einen ze Vnraͤcht leidete, vnd fih dag mit guoter kundtſchafft be: 
funde, fo foll der die Buoß geben der einen ze Vnraͤcht geleidet bat, der fol Einem 
fein fuoffftapffen verträtten vmb Chr und guoth.“ 

Landbuch von Uri von 1823 Art. 267 3%); 

„Denn ein Kläger ohne Grund, jalfh, oder ohne den Beweis maden zu 
Lönnen, Eagt, fol er in die Fußſtapfen des Beklagten geftellt, und 
fo behandelt werben” **). 


4) „Bon Vnrächt Leyden.“ Bergl. &b. v. 1806, III. 2. 8. 

ss) Vergl. Negifter des Landsgem. Prot., 3. 1678, 1719. 

3) Vergl. Berner Gerichtsfaßung” v. 1761, IV. 2. 13: „Wann Jemand 
einen Audern rechtlich eines Frevels beklagt und dann einen foldhen Frevel nad 
Form Rechtens nicht beweifen mag, fo foll der, fo fich dergeftalt überflagt Hätte, 
in des andern Fußſtapfen treten und die Strafe, bie fhuldigen Balls dem 
Beklagten auferlegt worden wäre, felbit abtragen und leiden.“ 





. 
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Was die außergerihtlidhe Verläumbung betrifft, fo kam 
zwar noch) 1584 im Lande Appenzell ein Fall vor, in welchem nad) 


dem angeführten Grundfage fogar die Todedftrafe gegen den Ver- 


laͤumder verhängt wurde, welcher einen Prieſter ver Sodomie befchul- 
digt hatte. Allein diefes Urtheil, welches in tief erregter Zeit erging, 
trug das Gepräge konſeſſionellen Haffes an fid) und wurde von den 
Evangelifchen als ein Juftizmord angefehen 39). Hatte doch ſchon 
1531 die Landsgemeinde das alte Recht dahin gemildert, daß ber 
Rath den Verläumder nur an Ehre und Gut beftrafen möge! — Ge⸗ 
wöhnlich wurde nun bei außergerichtlichen Verläumdungen unterfchies 
den zwiſchen dem Yale, wo der Berläumder freiwillig feine Scheltung 
zurüdnahm und fid) ſchuldig befannte, und dem andern Falle, wo er 
die Wahrheit feiner Behauptung zu beweifen verfuchte, aber mit feinem 
Beweiſe nicht durchdrang. Der letztere Fall, weil der gerichtlichen 
Berläumdung ſich annähernd, wurde als der ſchwerere betrachtet und 
mit Ehrlofigfeit beftraft, während im erftern Balle der Berläumber 
mit einer Geldbuße und förmlichen Ehrenerflärung davon fam 3%). 
Nidwablden hatte ven Grundfag, Daß, wer zum dritten Mal eine 
Injurie „abreden“ mußte, ehrlos wurde 3”); doch konnte hier der Bes 
klagte von aller Verantwortlichkeit fid) befreien, wenn er dem Kläger 
feinen Gewährsmann („Anfager”), von dem er die verläumderifche 
Behauptung vernommen, benannte, foferne derfelbe ein aufrechtftehen- 
der, im Lande wohnender Mann weltlichen Standes war 3°). 

Für den Widerrufgabes, wie ſchon im Mittelalter, verfchie- 
dene Formen. Wenn in Zug vorgefchrieben war, daß in fchmwerern 
Sällen der Berurtheilte „in den vier Kirchhören“ dem Gefcholtenen 
feine Ehre wieder zu geben habe"), fo ift darunter wohl der öffentliche 
Widerruf in der Kirche zu verftehen, von weldyem wir im erften Theile 
(S. 410, 411) gefprochen haben; auch in Appenzell J. Rh. wurde 


s) Vergl. oben Rap. 1, S. 63. Der Urtelbrief felbft entfchulbigt die harte 
Strafe damit, daß der Delinquent „aller finer onärtigen handlungen Halben“ 
hingerichtet werbe. 

30) b. v. Appenzell J. Rh. Artt. 32, 34; 9. Rh. Artt. 159, 161. 2b. 
v. Obwalden v. 1792 fol. 170 (v. Moos ©. 371), vergl. A. 2.3. BT. 30 
A, 8b. v. 1635 fol. 59. 

2 8b. v. 1731. 

3%) Nachtrag v. 1089 zum Lb. v. 1623, v. Zuo Redung. 

2, St. A. B. Artt. 58, 61 (8eitſchr. I. 2. 2%). Berge. Stadlin IV. 
‚427 (Widerruf Bachmann's im 3. 1585). 


f 
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ieſe Form angewendet, wenn ein Geiſtlicher geſcholten war 4%. In 
lri4ı) und Nidwalden *2) gefhah die „Entſchlagung“, wie in 
ilterer Zeit aud) in Schwyz und Glarus geübt worden war 4°), mit 
em Eide. Schon frühe kömmt inveffen aud) der einfache Widerruf 
‚or Rath oder Gericht vor, weicher etwa in folgenden Ausdrüden ges 
chah: „Was id) dem N. N. geredet, damit habe ich ihm unfreundlich, 
ingütlich und unrecht getban, weiß auch nichts anderes, denn Daß er 
in Biedermann fei” 4). Neben diefer härtern Form gab es noch eine 
nilvere, wie 3. B.: „Ic rede und befenne, daß idy ven N. R. nicht 
ür diejenige Berfon.halte, wie heute auf mid} geklagt und erwahret 
vorden ift, ſondern für einen ehrlichen und redlichen Mann” 5). Je 
tachdem-die eine oder Die andere Form angewendet wurde, warb aud) 
ine größere oder kleinere Buße verhängt 10). Weigerte ſich der Be- 
lagte die Ehrenerflärung zu leiften, fo wurde er in's Gefängniß 
jefeßt 1°). 

Es verfteht fich, Daß Injurien gegen weltliche und geiſtliche Ber 
ımtete firenger geahndet wurden als foldje, welche bloß Privaten 
etrafen. So wurde in Appenzell A. Rh. 1611 Uli Weishaupt, 
veldjer ven Landammann Rechſteiner einen „faulen Mann“ gefchols 
en, in die Gefangenfchaft verurtheilt auf fo lange bis er Gnade bes 
chre 43), und in Schwyz mußte hundert Jahre fpäter Hanns Martin 
Schmidig, welcher den Altlandammann Betſchart verläumbet hatte, 
nieende Abbitte leiften 20). Die nämliche Strafe, verfehärft durd) die 
Berpflichtung ſechs Mefien lefen zu laſſen, traf 1764 in Katholiſch⸗ 
Hlarus einen I. A. Leu, welcher den Bund von 1715 und die Ges 
andten, welche ihn abgefchloffen, gefhmäht hatte *9). Endlich wurde 
n Zug 1740 Franz Stadlin, welcher, ohne es beweiſen zu können, 


“) 2h. Art. 34 (3. 1650): „auf der Ganzell.” 

AL DB. Art. 48. | 

2) Rathsprot. v. 1597. Vergl. Urk. v. 1517 tm Schweiz. Geſchicht so⸗ 
orſcher III. 265. 

“) Vergl. auch Amtsreht von Weggis v. 1472 bei Segeſſer II. 679. 

+) Urk. v. 1538 in Libert. Einsidl. S. 282. Vergl. Urf. v. 1559 bei 
jellweger Nro. 880. Landb. v. Obwalden a. a. D. 

+5) Blarner Neunergerihtsprot. aus dem 18. Jahrh. 

20) A. L. B. v. Uri a. a. . 

2) Glarner Urfehdbuch, J. 1533. 

) Büchler über Raths- und Gerichtsweſen. 

9) Mathserfenntnig v. 1741 im Archiv Schwyz. 

’) Rathsprot. 
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— hatte, zwei Bürger hätten gefagt, der Defan Witart 
predige faul und falſch, für ehr- und wehrlos erklärt; dazu mußte er 
feine Husfage unter der großen Rathhauspforte öffentlich widerrufen 
und am Sonntag mit einer Ruthe und einer brennenden Kerze in ber 
Hand Kirchenbuße thun. Ferner wurde er durch einen Läufer dem 
Dekan vorgeftellt und mußte fagen, daß er der Dann ſei, der faul 
und falſch gelogen habe'>?). 


D. Gegen öffentlihe Treue und Glauben. - 


Fälſchung von Schuldurkunden, Steuerbriefen und Leinwand⸗ 
zeichen pflegte in Appenzell A. Rh. mit Auspeitfhung, Falſch— 
münzen mit gleicher Strafe und dazu noch mit Verbannung geahns 
bet gu werden 2). 

In Schwyz wurde 1793 die Faͤlſchung eines Rechenbuches, 
verbunden mit Zeugenbeftehung, i in der Weife beftraft, daß ver Schuls 
Dige, in ber einen Hand eine Ruthe, in der andern fein gefälfchtes Buch 
tragend, für eine halbe Stunde vor die Trülle geftellt wurde, dann 
während drei Jahren .jeweilen am Sonntag vor der Sandögemeinde 
mit einer brennenden Kerze in der Hand mitten in die Pfarrkirche 
ftehen und die Predigt (welche an diefem Tage über den Eid gehalten 
wurde) anhören mußte, endlich auf Lebenszeit ehrlos erklärt und in's 
Land eingegrängt wurde. Der Zeuge, welcher fid) des Meineids 
ſchuldig gemacht, wurde für eine Viertelftunde vor die Trülle geftellt, 
mußte ebenfalls am Sonntag vor der Landsgemeinde Kirchenbuße 
tbun und auch über ihn wurde lebenslängliche Ehrlofigkeit verhängt. 

Das Ausgeben von falfhem Geld und falfched Spielen 
wurde 1612 in Nidwalden mit einjähriger Chr: und Wehrlofigfeit, 
100 fl. Buße, zwei Tagen Gefängniß und einer Wallfahrt nad) Ein- 
fiedeln beftraft °°). 


E. Gegen die Religion. 


1) Es lag im Geiſte der Zeit die Anfiht, daß gewiſſe Lafter 
darum von der Obrigkeit beftraft werden müßten, weil durch diefelben 
Gott beleidigt werde und daher, wenn fie geduldet würden, fein Zorn 
das ganze Land treffen könnte 59. Es gehörten dahin zunädhft die 


) Boſſard a. a. O. ©. 112. 

22) Schäfer a. a. O. S. 8. 

22) Rathsprotokolle. 

se) Vergl. über dieſe Materie Segeffer I. 6056. Rüttimann a. a. O. 
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böfen Shwüre und Flüche, weldye für gottesläfterlich gehalten 
wurden, weil in ihnen ein Mißbrauch des göttlichen Namens lag. 
Merkwürdig ift, wie zu Stadt und Land, unter Katholiken und Pros 
teftanten die Rechtsſitte beftand, daß, wer ſolche verbotne Flüche hörte, 
den Schufdigen auffordern mußte Buße zu thun, weldye darin beftand, 
daß er auf die Erde nieberzufnien und den Boden zu küſſen oder einige 
Gebete zu verrichten hatte. So verorbnet das alte Landbuch von 
Glarus 9: 

° Wer ber wärh In vnſerem Sand, er wäre Landtmann, Dienftfnecht ober 
Hinterfäs, Jung oder altt, So da ſchwüöry by Gottes wunden, Liven, Dartter, 
Lib, Fleifh, blutt, fterben, ober ander ſchwüör, fo da Gott ald fin Lib und 
Liden begriffen wurden, besglichen by den helgen Sacramenten, auch den Gle: 
menten, Himel, Erttrich, Luft vnd andre Ellementt, So vären darin Gott geb 
_ oder bez oder ander berglichen wortt, der, fo es von einem hörtt, der fol 
Sn heißen die buß thun, und foldan der ſo geſchworen hatt, von 
ftund an In berfelben Fußſtapffen niderknüwen, vund das Erttrid 
küßen, Ob er aber ſich das zu Thun wiberrette, fol berfelb es Ginem Landi⸗ 
ammen fund thun, ber fol es fürberlihen für ratt bringen, vnnd fol der unge 
borfam nah finem Verdienen geflraft werbenn, Es follend ouch die wubsper⸗ 
fonen, Jung vnnd altt, difem Artidell vnnd flraff underworffen, vnd darin be 
griffen fin.“ ' 

Auf ähnliche Weife war in Nidwalden 5°) feftgefept: 

„Welcher allfo vnbehuetſam wäre —, ber bey vnſerß Herrgoth Leyden ſchwuore, 
es fee Ben feinen Heiligen wunven, fleiſch, Aluot, Todt old Marter, bey dem 
Creutz old ſterben, auch bei dem Sacrament, Chrifam oder Tauff, den follen 
laut nachgmeindt 1635 beforderft die vier geſchwornen *), oder fo deren Feiner 
zugegen, die Rathßherren, vnd fo berjelbigen auch Feiner vorhanden, alß dan ein 
teder Laudtman, fo offt einer eg hört, von Hund an heißen Niderfneumen 
vnd mit zertbanen Armen jünff Batter unfer, fo vil Aue Maria 
fambt einem Chriftliden Glauben vnferem Herr vnd Gott in fein ley⸗ 


©. 23. Basler Rechtsquellen I 505, 506 (3.1637). Kommentar zur P. 
G. D. (Ausgabe der Brüder v. Tſchudi, Zug 1746) Art. 106: „Die Gottds 
läfterung ift ohne allen Zweifel eines von den abſcheulichſten Lafteren, und wel: 
des am mehrften den Zorn Gottes nit allein wider bie LXäfterer, ſonder auch 
wider die Obrigfeiten reiget, die ſolches leyden, und ſich nicht des Schwerdts bes 
dienen, fo die Gefäbe ihnen gegeben, um bie Göttliche Majeſtet zu rächen.“ 

>, Bl. 28 A, 3. 1542 (geitfehr. V. 174). Vergl. Landb. von Galler 
Art. 59. Ueber die verbotnen Schwüre vergl. Landb. v. Schwyz. 17 (3. 1517, 
Kothing ©. 34). 

30) Landb. v. 1623, Buos des vngebürlichen ſchwerens. Vergl. Geſchfr. 
IX. 1086. 

327) Nach dem Lb. v. 1731 („Buoßen und Präffleu zu verlenden“) waren 
dies der Landanımann, der Statthalter, der Sedelmeifter und der ältere Land: 
ſchreiber. 
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ben heiffen bätten, vnd ob einer — nit gehorfamb were, foll er — zu iedem 
mal fünff pfundt bueß verfallen fein, auch felbige von flundt an Bezahlen, wo 
nit, — in Thurn gethan vnd darin gelafien werben, Biß die Buoß Bezahlt 
wirbt.” 

Wenn böfe Schwüre und Flüche an ben Rath gebracht wurben, 
fo fonnte diefer in Uri 5%) die Schuldigen zur Brangerftrafe verurs 
theilen. In Glarus befand die Strafe In knieender Abhitte und 
Anhörung eines Verweifes, womit bei den Katholiten das Beichten 
verbunden wurde 39). j 

2) Bei der eigentlichen Blasphemie, wozu aud) der freventliche 
Mißbrauch von geweihten Sachen, wie Hoftien und Kruzifire, ge- 
rechnet wurde, beftand die ordentliche Strafe im Zungenfchligen , wo⸗ 
mit man zuweilen dad Abhauen der rechten Hand verband ®0). 

3) Rad) den Begriffen des Zeitalter gehörte zu den Verbrechen 
gegen die Religion auch die Zauberei oder Hererei („Unholderei“), 
die Beſchaͤdigung von Perfonen oder Eigenthum durch übernatärliche 
Mittel, in deren Beſitz die Verbrecherin nur durch Verbindung mit 
dem Satan, welchem fie ſich hingab, alfo durch Empörung wiber bie 
Majeftät Gottes gelangen konnte °2). Wie die Peinliche Gerichts: 
ordnung (Art. 109) für das Verbrechen der Zauberei den Feuertod 
vorfchrieb, fo lieferte im Laufe des 17. Jahrhunderts, der Blüthezeit 
des Hexenwahnes, diefer Aberglaube in Appenzell A. Rh. nidt 
weniger als 18 Weibsperfonen auf den Scheiterhaufen ; doch wurden 
nur vier derfelben bei lebendigem Leibe verbrannt 02). Auch) in Nid- 
walden wurden bie meiſten Heren zuerft enthauptet und dann erft 
der Leichnam in’8 Feuer geworfen °3). In Utz nach ließen die Stände 
Schwyz und Glarus 1695 drei Heren auf einmal verbrennen *%). In 


2) A. L. B. Art. 97. 

20 Kath. Rathsprot., 3. Oft. 1685. 

°* Ebenda, 10. Zuni 1605. Büchler a. a. O., 3. 1065 u. 1703. Schäfer 
a. a. O. S. 9%. Bergl. Segefjer IV. 209 und Landgerichtsorpn. der freien 
Aemter (dem Berf. mitgetheilt von Hrn. Prof. Ofenbrüggen), welde fagt: 
wenn dem Gottesläfterer das Leben gefriftet werbe, fo fei feine Strafe „an Branger 
ftellen, ein Nagel dur Die Zungen ſchlagen oder mit Ruthen ausbauen 
oder flreichen.“ 

1), Vergl. Basler Rechtsquellen I. 509: „Sintemahlen auch durch bie 
teufelifhe Bauberey —— bie heilige Majeſtet Gottes zum höchften beleidiget, — auch 
anſtatt Gottes der leidige Satan gleichſam angebätet, Rahts geiragt und mehr 
auf ihn ale auf Bott den Herren gebawet wirbt.” 

), Büchler a. a. O. 

eꝛ) Matheprot. v. 1623 ff. 

) J. H. Tſchudi S. 700. 


v 


X 
x 


30 Das Strafrecht. 


Zug endete eine große, in den Jahren 1737 und 1738 geführte Pro⸗ 
zedur, bei welcher auf die unmenſchlichſte Art die Folter angewendet 
und dadurd) widerfinnige Geftändnifle erpreßt wurden, mit der Hin- 
richtung von nicht weniger ald 14 Perfonen! Mehrere derfelben 
wurben lebendig verbrannt und dieſe Strafe noch durch vorheriges 
Zangenreißen und Handabhauen gefhärft®s). Zuletzt ſpulte der Heren- 
glaube nody in Glarus, wo 1782 eine Weibsperfon hingerichtet 
wurde, weil fie, wie man annahm, durch übernatürliche Mittel ein 
Kind frank gemacht hatte. Für die veränderte Zeitrichtung iſt es in- 
deſſen bezeichnenp, daß man ihr Vergehen nicht mehr als Zauberei zu 
qualifisiren wagte, fondern fie der „Vergiftung“ fchuldig erklärte, wie 
denn auch eine direfte Verbindung mit dem Teufel nicht vorlag *%. 
Aus den Alten der Unterfuhung und aus den ung überlieferten Aus- 
fagen von Perfonen, welche derfelben beimohnten, gebt hervor, daß 
auch hier die Folter es war, welche das wunderliche Geſtaͤndniß erpreßte. 


F. Gegen die Sittlichkeit. 


1) Bei der größern Sittenſtrenge, welche die Reformation in bie 
Beziehungen der beiden Geſchlechter zu einander brachte *”), ift es be- 
greiflich, daß man in dieſem Zeitraume aud) die einfache Unzucht 
beftrafte. In Glarus wurde nach einem Geſetze von 1633 *®), wer 
die Unzuchtsbuße nicht bezahlen konnte, für 24 Etunden bei Wafler 
und Brod in's Gefängniß gefegt und Fremde überdies des Landes 
veriwiefen; 1744 aber wurde befchloffen: Weibsperfonen, die fich von 
fremden Lanpftreichern ſchwaͤngern laflen, follen mit einem aufgefehten 
Strohfrang neben den Pranger geftellt und auf 3 Jahre verbannt 
werben, alle andern aber, die durch unerlaubten fleifchlichen Umgang 


) Der Herene Prozeß (nah den Akten) und bie Blutſchwitzer⸗Prozedur. 
Zug 1849. 

e) Schuler Geh. v. Glarus S. 353—358. Das Strafurtheil bei Leh⸗ 
mann Briefe über den fogen. Hexenhandel zu Glarus (Zür. 1783) Beil. 12. 

*) Wer ſich hievon überzeugen will, der durchgehe die Basler Nett: 
quellen, wo im 14. und 15. Jahrhundert der „Antheil der Kuppelmutter am 
Dirnenlohn“ als etwas fi von felbft verftehendes, und ohne bie-leifefte Anden: 
tung, daß es fich bier um ein unerlaubtes Gewerbe handle, normirt wird, wäh: 
rend die Reformations:Orbnung v. 1637 vorfchreibt, daß die „gemeinen Mäpen” 
des Landes verwiefen und wenn fie wieder kommen, mit Pranger und Schwenk 
men beftraft werden follen. Die letztere Androhung finden wir au in Nid⸗ 
walden, Ratheprot. v. 1506. 

et) A. L. B. Bl. 69 B (geitſchr. VI. 61). 
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ihre Ehre verloren haben, ſollen zur Auszeichnung ſtetsfort eine rothe 
Kappe ohne Spigen und Bänder tragen 9). Im gleichen Jahre wurde 
eine Dirne, weldye fi mit neun Ehemännern und zwei Ledigen 
fleifchlich vergangen hatte, zu Pranger, Auspeitfchung und Eingrän; 
zung veruriheilt. In Nidwalden wurde 1749 eine Weibsperfon, 
welche fidy öfterer Unzuchtsvergehen wegen im Rüdfalle befand, mit 
einer großen Ruthe und dem Strohfranz neben den Pranger geftellt 
und unter Trommelſchall dreimal um die Trülle herum geführt; ferner 
wurde ihr auferlegt, ein Jahr lang alle Monate zu beichten, 50 fl. Buße 
zu bezahlen und lebenslänglich eine „Zughaube” von grobem Wallifer- 
tud) ohne Spigen und Bänder zu tragen ). Der böhnende Stroh: 
ſchmuck fcheint als ein charakteriſtiſches Abzeichen für Unzuchtsvergehen 
gedient zu haben: wie man Weibern einen Strohkranz aufs Haupt 
zu feßen pflegte, jo mußten in Zug zuweilen Männer einen ftrobernen 
Degen tragen, wenn fie in der Kirche ausgeftellt wurden ”1). In 
Schwyz aber verorbnete ein Mandat von 1760, daß Perſonen, welche 
die Unzuchtsbuße nicht bezahlen können, mit der Ruthe in der Hand 
für eine halbe Stunde neben die Trülle zu fiellen feien,, der Mann 
mit einem ftrohernen oder hölzernen Degen an der Seite, das Weibs⸗ 
bild mit einem Strohkranz auf dem Kopfe. 

2) Die Strafgefepe gegen den Ehebrüch wurden immer fchärfer. 
In Appenzell war vor der Landestheilung, im Jahr 1568 ’2) vers 
ordnet worden, daß Perfonen, welche ſich dieſes Fe ſchuldig 
machten, 30 Pfund Buße bezahlen ſollten und der Mann dazu noch 
10 Pfund „für den Degen“, d. h. um der Ehrloſigkeit zu entgehen; 
im Wieverholungsfalle follte die Geldbuße verboppelt, und beim drit⸗ 
ten Ehebruche follten Strafen an Leib, Ehre und Gut erfannt werben. - 
In Innerrhoden °) wurde nun 1633 die Strafe des erften Ehebruchs 
auf 8 Tage Gefängniß, einjährige Ehrlofigkeit und 40 Pfund Yuße 
angefeht, 1634 aber erkannt, daß der Schuldige durch Bezahlung einer 
Geldbuße von 101 Gulden von Ehrlofigkeit und Gefängniß ſich ledi⸗ 
gen möge. Beim dritten Ehebruche wurden die Schulbigen vor das 
„Hochgericht“ geftellt; 1658 verurtheilte der zweifache Landrath „aus 
Gnade” eine Weibsperfon zur Ausftellung vor die große Kirchthüre 


*) Laudsgem. Brot. 

0) Rathsprotokolle. 

N) Boſſard a. a. O. €. 114. 
3) Landb. v. N. Rh. Art. 120. 
3) Landb. Art. 124. 
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“ während des Gottesdienſtes an drei Sonntagen, mit einer Kette am 


Hals, der Ruthe in der einen Hand und der Kerze in der andern. In 
Außerrhoden wurde 1714 eine Weibsperfon wegen wieberholten Ehe⸗ 
bruchs zum Abhauen der Zöpfe, Ruthenſchwingen, Kirchenbuße und 


„Reiner Geldſtrafe von 100 fl. verurtheilt, und als ſie im gleichen Jahre 
ſich wieder des nämlichen Vergehens ſchuldig machte, wurde fie hin- 


gerichtet "9. 

In Nidwalden febt das Landbuch von 1623 die Buße des 
Ehebruchs auf 10 fl. feft; ein Rathsherr follte das Doppelte bezahlen. 
1700 erhöhte die Nachgemeinde die Buße von 10 auf 20 Gulden. 
Schon 1635 war dem Rathe überlaffen worden , in ſchwerern Fällen 
ftrengere Strafen eintreten zu laſſen. In Schwyz beftand nach dem 
Mandate von 1760 die Buße des Ehebruchs, wenn nur der eine Theil 


‚ verheirathet war, in 50 Gulden, wenn beide Theile verheirathet 


waren, in 100 Gulden. Der dritte Ehebrucdh wurde auch bier als 
Malefizverbrechen beftraft. 

Beamtete, welche ſich des Ehebruchs ſchuldig machten, wurden 
alfenthalben ihrer Aemter entfegt und waren auch fpäter nicht mehr 
fähig ſolche zu bekleiden. 

3) Bei der Doppelehe hatte in Glarus die alte Hochgerichts⸗ 
ordnung die Strafen des Enthauptens 75) oder Ertränkens alternativ 
vorgeſchrieben; eine neuere Sagung von 1783 7%) nod) bedrohte dieſes 
Verbrechen mit Todesftrafe oder, wenn der Verbrecher fi) nicht im 
Lande betreten ließ, mit Berluft des Landrechtes und lebenslänglicher 
Berbannung. Appenzell A. Rh. beftrafte 1795 einen Mann, der 
eine zweite Ehe eingegangen, mit dem Pranger, Landesvermeifung 
und einer Geldbuße von 40 fl. 7”). 

4) Blutſchande wurde in den ſchwerern Faͤllen mit dem Tode 
beſtraft. Landammann Amberg in Schwyz ſprach 1540 ſelbſt das 
Todesurtheil über fernen Sohn aus, weldyer fich dieſes Verbrechens 
ſchuldig gemacht hatte”), und ebenfo wurde dort 1638 ein Mann aus 


dem Schwarzwalbe, der mit feiner Schwefter fleifchlichen Umgang 


70, Büchler a. a. O. 

5) „Der zwei Wyber GOnummen hatt, were die Vrthell — — im fin Lyb 
in zwey Etuden zerfpallten, Jedtweder fraumwen Gin theil gemachen, 
nad vermög der Reißerlichen raͤchten, aber in vnßerem Landt wirt nit gebrucht, 
fonder mertheil die vrtheil mit der Enthanptung — — ertheilt.“ 

’*, Cvang. Landsgem. Prot. 

7) MWalfer-Rafh I. 181. 

’s) Faßbind IV. 362.. 


er | . 
Das Strafrecht. 33 


gepflogen, mit dem Schwerte hingerichtet *). Als es fi; 1736 in 
Appenzell-Innerrhoben ergab, daß ein Bater fieben Jahre lang mit 
feiner Tochter Unzucht getrieben und vier Kinder mit ihr erzeugt hatte, 
fo wurden beide enthauptet und des Vaters Leichnam verbrannt. 
Ebenfo wurde 1793 in Außerrhoden ein Vater wegen verübter Blut: 
ſchande mit feiner Tochter enthauptet; letztere, weldyer das Leben ges 
fchenft wurde, befam Ruthenftreiche und Hausarreft 0). 

Weit gelinder wurde natürlich die uneigentliche Bluiſchande, 
der unerlaubte Umgang in entferntern Berwandtfchaftsgraden, wo 
aber nody noch die Ehe verboten war, beftraft: fo in Appenzell» 
Innerrhoden mit 1500 fl. Buße und einjähriger Eheloſigkeit ), in 
Außerrhoden mit einer Geldbuße von 200 fl., zweijühriger Verbannung 
und felbft mit Verluft des Landrechtes *2), in Glarus mit zweijaͤhri⸗ 
ger Landesverweifung °9. 

5) Widernatürliche Wolluft („Ketzerei“) begreift zweierlei 
Verbrechen in ſich: Unzucht mit einer Berfon des nämlichen Gefchlech- 
te8 (Sodomie) und Unzucht mit Vieh (Beftialität) ; Beide beprohte die 
Peinliche Gerichtsorunung (Art. 116) mit dem Beuertode. In Rap- 
perſchwyl wurde 1563 ein Sobomit enthauptet, dann aber fein 
Leichnam zu Aſche verbrannt und diefe 3 Fuß tief unter die Erde ver- 
graben *2). Häufiger fam in unfern Ländern die Beftialität vor; in 
AppenzellA. Rh. wurde dieſes Verbrechen immer mit dem Tode 
durch das Schwert beftraft ®°). 

6) Die nämlidhe Strafe war endlich audy auf die Nothzucht 
geſetzt 9). 


G. Gegen den Staat und bie Obrigfeit. 


1) Wir haben im dritten Kapitel gefehen, wie politiſche Ver- 
gehen nicht felten von der Landgemeinde beurtheilt wurden, jedoch 
immer nur mit Geld- und Ehrenftrafen, weil die vom Reiche herge- 
leitete Malefiggerichtöbarkeit nicht ihr, fondern dem Landrathe zuſtand. 


20) Rathsprot. 

°, Walſer IT. 150. III. 164. 

m Landb. Art. 125 (3. 1655). 

”) Shäfer's Materialien Jahrg. 1810 €. 40. 

32) Syang. Ratheprot. v. 1735. 

“*) Sonzenbad a. a. O. 

) Walfer-Rüfch IM. 13, 35, 152. 

2) P. G. D. Art. 119. Schäfer Jahrg. 1812 ©. 116. 
Blumer, Staats und Rechtsgeſchichte. II. Thl. 2. Br. 3 
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Letzterer war daher weniger zurüdhaltend in feinen Sträferfenninifien, 
wenn er felbit in derartigen Fällen das Richteramt an die Hand 
nahm. Beifpiele von Tobesurtheilen haben uns bereits im fechöten 
Kapitel die Empoͤrungen der Liviner und der Einfiedler geliefert; 
wir führen bier ferner an die Hinrichtung des Landvogts Jof. Aut. 
Stadler, des Freundes der Toggenburger, 1708 in Schwnz H, und 
den noch viel ärgern Juſtizmord, welcher 1784 in Appenzell⸗Inner⸗ 
rhoden an Landammann Suter verübt wurde »e). Der Ammann Joſ. 
Ant. Schumacher in Zug, unter deſſen mehrjähriger Patteiherrſchaft 
viele harte Strafen gegen politifche Gegner verhängt worden waren, 
entging zwar auf vielfache Yürbitten der Topesftrafe, welche er nad) 
Anficht des Maleflzgerichtes wohl verdient hätte, wurbe aber zu brei- 
jähriger Galeerenftrafe und Tebenslänglicher Verbannung aus ber 
Eidgenoſſenſchaft verurtheilt. Als im Jahr 1764 neue Unruhen in 
Zug ausbradyen, meil während einer Reihe von Jahren die oberften 
Landesbeamten es dem Volke verfchwiegen hatten, daß der Kanton 
anftatt des burgüundifchen Salzes das fogen. Verehrgeld von 6000 Li⸗ 
vres von Frankreich bezog, fo wurden die Ammänner Lutiger, Heinrich, 
Uhr und Andermatt, der Statthalter Boffard und andere Rathsglieder 
für unfäbig zu allen Aemtern erflärt und mit fchweren Geldbußen, 
Verbannung und Hausarreft beſtraft °). Auch Appenzell: Außer 
rhoden hatte in den Jahren 1733 und 1734 feinen Landhandel, in 
welchem die fiegende Parthei über die umterlegene Strafgericht hielt 
und oft bloße Meinungsäußerungen beftrafte; doch wurden feine haͤr⸗ 
tern Strafen ausgefällt als Geldbußen, Amtsentfegung und Einftel- 
lung im Amte. Ein Ausflug des Landhandels war auch noch der 
Boltsauflauf, welcher am 17. Februar 1735 zu Gunſten des Pfarrers 
Zuberbühler von Teufen vor dem Rathhaufe zu Trogen ftattfand und 
bei welchem der Obrigkeit auf rohe Weife Gewalt angethan wurde; 
mit Recht wurden, als über Die vorgefalinen Vergehen ein großes 
Strafgericht ſtatifand, auch fhärfere Strafen wie Pranger, Yuspeit- 
fhen, Verbannung gegen die Schuldigen verhängt *). Endlich mag 


22) Das Urtheil (Rathsprot. v. 17. Septeniber) legt ihm zur Laſt: „Daß er 
ein Berftöhrer deß allgemeinen friveng vndt ruoheweßeng deß vatterlandtß, ein 
verfeltfcher der Landtäprothocollen vndt Handtgfährifften, ein verhandler der Freis 
heitten, ein Treuloßer vndt Meineydiger Abgefandter, ein underhalter bes Ketzeri⸗ 
fihen abfecheng, vndt ein vrheber fo viler Betrüobnuß ehrlicher Hertzen.“ 

°*) Bögelin-Efcher III. 302 — 304. 

) Boffard in Gefhrfr. AI. 1% —135, XIV. 161 ff. 

»o) Walſer II. 85— 95, 124— 135. 
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hier noch erwähnt werben, wie der Landrath von Nidwalden in 
Folge der tumulmwarifchen Landsgemeinde von 1692 einen der An- 
flüfter Des Widerſtandes gegen die Obrigkeit beftrafte: dem Karl Franz 
Joller wurden auf dem Rathhaufe die Haare abgefchnttten, er durfte 
ein Jahr lang keine Perrüde tragen, mußte nad) Sachſeln wallfahr- 
ten, beichten und fommuniziren und es wırrde ihm alles Weintrinfen 
und Spielen verboten 9%). 

2) Widerfeglichkeit gegen eine, von der Obrigkeit angeorbnete 
©efangennehmung wurde an Leib und Gut 99), Ungehorfam gegen 
Amtsbefehle Dagegen nur mit einer Geldbuße beftraft °°). 

3) Nach dem Charakter von Zeit und Volk fcheinen Shmähun- 
gen wegen ergangner Urtheile von Seite der Betheiligten nicht 
felten gegen Rath oder Gericht geichehen zu fein. In Glarus wurde 
1536 Einer, weldyer der Obrigkeit wegen einer über ihn verhängten 
Strafe geflucht und fie gefcholten hatte, mit dem Verbote des Wein- 
trinken, Ehr- und Wehrlofigkeit und 10 Pfund Buße beftraft **). In 
Appenzell wurde 1544 auf Scheltungen eines Rathsgliedes wegen 
einer abgegebenen Meinung eine Buße von 10 Pfund gefept; 1715 
aber erfannte man in Innerrhoden, e8 fei, wer dem Andern auf folche 
Weiſe feine Meinung table, als Meineidiger abzuftrafen >). Sn 
Außerrhoden wurde 1755 Sebattian Scheuß, weldyer, als man ihm ein 
über ihn ergangenes Urtheil eröffnet, die Rathsherren, die zu dem- 
felben geftimmt, „meineidige Ehr⸗ und Gutdieben“ fchalt, für fo lange 
in's Gefängniß geſetzt, bis er Gnade begehre °°); 1782 wurde das 
Weib eines hingerichteten Verbrechers, welches über die Obrigkeit 
grobe Laͤſterungen ausgeftoßen, mit einem ‘Brügel i im Mund an den 
Pranger geſtellt °”). 


$. 3. Befondere Frieden und deren Verlegung. 


Nachdem wir die fümmtlichen Verbrechen und Vergehen, welche 
in unfern Quellen vorzugsfeife genannt werben, der Reihe nad) 


1) Defhwanden in der Zeitfihr. VL. 111. 

*2) Landb. v. Schwyz I. 82 (3. 1537), Kothing S. 8. 

»ꝛ) 25. v. Nidwalben v. 1623, Bon eines Landtammanns Befelch gehorſamb 
zue fyn. | 

94). Urfehdbuch. 

») Landb. v. 3. Rh. Art. 134. 

») Bühler Gel. der Familien Scheu S. 132. 

22) Walſer-Rüſch II. 51. 
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durchgangen ‚haben, bleibt und noch übrig, Diejenigen befondern 
Berhältnifle zu erörtern, welche in den Augen unfrewe Borfahren jedem 
Frevel und jeder Miflethat einen erhöhten Grad von Strafbarfeit 
verliehen. Wie wir nämlich ſchon im erften Theile (S. 418 ff.) ges 
fehen haben, gab es neben dem gemeinen Frieden oder dem allgemei- 
nen Rechtsſchutze noch verſchiedene Arten eines befondern over höhern 
Friedens; hier ift e8 unfre Aufgabe, die weitere Entwidlung dieſer 
Inſtitute in dem Zeitraume von der Reformation bis zum Ausgange 
des legten Jahrhunderts zu verfolgen. 

I. Der Gerichtsfrieden, deffen Verlegung mit der großen 
Buße beftraft wurde, bezog fid) in Glarus *°) für Tage, an denen 
Raths⸗ und Gerichtsverhandlungen ftattfanden, in älterer Zeit auf 
den ganzen Umfang des Hauptfledend, welcher genau abgegränzt 
wurde, fpäter nur noch auf das Rathhaus und den Plab vor dem⸗ 
felben, foweit die. Dachtraufe ging; die Iegtere Beftimmung findet ſich 
auch in Appenzell A. Rh. »e). Kerner fand man in Glarus für 
nöthig, den Gerichtöfrieden auch auf Augenfcheinsverhandlungen, 
gleichviel wo fie gehalten wurden, auszudehnen. Endlich wurde der⸗ 
felbe in Sch wyz 1%) ſchon durch eine Vorladung vor Rath oder Ge- 
richt zwifchen den ftreitenden Bartheien begründet; fo daß, wer nachher 
feinen Gegner ſchlug, als Friedbrecher beftraft ward. 

Die große Buße, weldhe urſprünglich den Gerichtsfrieben zu 
ſchirmen befimmt war; fand, wie wir ſchon im erften Theile bemerkten, 
im Laufe der Zeit vorzüglich aud) auf Landsgemeinden, Markt— 
und Kirdyweihtage Anwendung. In Appenzell mußte fie an fols 
hen Tagen durch ven Landweibel oder den Hauptmann der Gemeinde 
förmlid) verfündet werden, damit fein Frevler fid) mit der Borgabe 
des Nichtwiſſens vor derfelben ſchützen könne ). In Glarus wurbe 
fie innerhalb des um den Hauptort herum gegognen Kreifes verwirkt 
von der Betglode, welche am Morgen des Landsgemeinde- oder 
Markttages geläutet wurde, bis zu derjenigen des darauf folgenden 


. 9.2.2. Bl. 37 A, 3.1580 (Zeitjchr. V. 195). Landegem. Brot. v. 
1727 und 1730. 

*) Landb. Art. 133. 

36%) Landb. I. 9 (3.1752), Kothing S. 25. Libell der Landſchaft Küßnach 
Art. 2. Dagegen fagt das A. 2. B. von Uri Art. 25 (3. 1614), nachdem es 
die Buße für thätliche Angriffe vor Rath oder Gericht feſtgeſetzt: „Sonſt obgleich 
zwen miteinanderen im anbangenden rechten ſtendig, vnnd einanberen angreiffent, 
wo die zuouor nit in friden gfin, daß foll für fein frivbruch gerechnet werben.“ 

2) Landb. v. J. NH. Artt. 1, 2. 
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Morgens. Aud) in Uri !*) und der Mardy 2) waren um Die Hauptorte 
herum gewiſſe „Zieler” feftgefegt, innerhalb welcher Schlaghändel an 
Markttagen von einer Betglode bis zur andern mit der großen Buße 
belegt wurden. 

II. Der Kirchenfrieden wurde auch in den reformirten Län- 
dern anerfannt. In Appenzell A. Rh. verorbneten Landammann 
und Rath 1612: wer in Kirchen oder auf Kirhhöfen an einem Andern 
einen Frevel begehe, folle 10 Pfund Buße bezahlen und ehrs und ge⸗ 
wehrlog fein bi8 auf Gnade der Obrigkeit). 

IN. Bir haben im erfien nei (©. 443 — 415, 420, 421) ge⸗ 
fehen, wie die Verlegung de8 Heimfriedens oder des Hausrechtes 
theils als für fich beſtehendes Vergehen gebüßt wurde, theils als Er- 
ſchwerungsgrund galt für andere Verbredjen, weldye auf dieſem Wege 
begangen wurden. Das hohe Interefje, welches der Gegenftand für 
die Rechts⸗ und Sittengefhichte hat *), wird e8 rechtfertigen, daß wir 
nad) beiden Richtungen bin noch einige Stellen aus unfern Rechts» 
fammtungen mittheilen. Bon-der Berlegung des Hausrechtes 
als bußwürdigem Vergehen an fidy felbft reden die nach⸗ 
folgenden Quellen: 

Hofteht von Gerfau vom Jahr 1436 °): 


„Duch wo einer den anderen fuchet in zornes wife in finem Hus, oder in 
anberem finem gezimber, es fy fin eigen ober fin lehen, ober in hinus zu im 
ladet, der ift verfallen v. lib. an genad.“ 

Strafs und Bußenrobel von Wolrau und Bfäffifon von 
1524 9): 

„Ob fi theinift fügte, das einer den anderen mit gewaffnetter Hannd in 
dent finen Aberläff oder Inn vß dem finen lüdy, Es beſchechy tage ober nachtz, 
da fol der fo femlichs getan zu Buß verfallen fin fünffzechen pfundt haller.“ 

A. L. B. von Obwalden 3.8BN: 

„Aber So hand wir vffgeſetzt, wer dem Anderen freuenlichen by nacht und 
bp nebell In fin huß louft Und Im das fin vff bricht und ſchönt, das der — 
verfallen iR — v pfund an gnad. Bub was eyner eim ober eyner gefhent ober 


!a) A. 2.9. Art. 22. 
2) Lb. v. 1756 Art. 46, Kothing Na. S. 130. 
2) Landb. Art. 133. 
*) Bergl. die trefflihe Monographie Of enbrüäggen’s: Der Hausfrieen. 
Gin Beitrag zur deutfchen Rechtsgeſchichte. Brlangen 1857. 
3, Geſchfr. VII. 144. 
) Kothing Ru. ©. 57. 
2) Bergl. &6. v. 1792 fol. 158, v. Moos ©. 387. 
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zerbricht, Sol ye der ſolichs verbringt oder thuot — ablegen vnd von koſten vnd 
ſchaden wiſen. Des gelichen wer das Jeman den anderen by nacht vnd by nebel 
yn zorn vB ſinem huſſ oder vß finer herberg luode —, Iſt yeclicher komen vmm 
fünf pfund.“ 

Landb. der March von 1544 Art. 44: 

Wer den andern Befchalifet Under finen Ruffigen Raffen mit ſchalckberen 
Woriten, ver Einen vß Sinem Huß Luode — — vnd ze klag Fam, wär das 
dutt, Iſt och die höften buos verfallen.“ 

Dagegen wird der Gefichtspunft des Friedensbruchs, welcher 
den mit Berlegung des Haudrechtes begangnen Verbrechen eine erhöhte 
Strafbarleit beilegte, hervorgehoben in den nachfolgenden Stellen. 
>  Randb. von Nidwalden von 1731 fol. 119: _ 

„Bann einer fo Bnbehuotfamb were, Vnd einen Anderen Vor ald nach 
friden (d. 5. ohne Rückficht darauf, ob unter den Partheien ein gebotuer Frieden 
beitand oder nicht), deßgleihen Tags ald nachts, auß feinem Eignen ald 
fonft anderen Hauß, oder wo es were, außharr Luode, der hat den 
friden gebrochen, Vnd it Meinen Gnädigen Herren, wan es bei tag fünizig, 
vnd bei nadht Hundert pfundt zuo buoß ohne alle gnad Berfallen. Es mag vnd 
ſoll auch über daß ein ſolcher Vermäßner fräffeller nach geſtalt der befchwärenten 
Bubfländen oder fchadens, fo Auß dißerem außher laden Eriolget waͤre, noch 
ſchärpfer Als ein fridbrichiger geſtraft werben.“ 

Libell der Landſchaft Küß nach von 1769: 

„Wenn einer dem andern Nachts heimlich in ſein Haus freventlicher Weiſe 
nachgienge, und ihn allda angreifen wollte, ober Die Hausthüre frevent⸗ 
lih aufbreden und mit Steinen oder Inſtrumenten baran freventlih werfen, 
oder hHineinwerfen oder ſtechen, zumal aus feinem Haus hinaus 
laden oder hinaus forderen wurde, — — auch welcher die Lent unter bie Pfen⸗ 
ſter Ioft, und hernach mit Unfauberfeiten und andern Unflättereyen betrübt, oder 
wann einer vor einem Haus bie Rebe verfehrte, hinaufſtiege und zu den Pien- 
fern hinein fchauete, und einem ſolchen ein Schaden widerfaren thäte, folle ein 
Solcher den Schaden nicht nur an fich felbften Haben *), fondern als Frid⸗ 
brüdiger bei Eiden angezeigt und geleibet werben.“ 

IV. Der wichtigfte der befondern Frieden, mit denen wir es hier 
zu thun haben, war ohne Zweifel der gebotne Frieden. Wir haben 
diefes Inſtitut zwar bereitß in dem frühern Zeitraume ziemlich ausge⸗ 
bildet gefunden; indeſſen werden wir ſehen, daß es ſich namentlich im 
16. und 17. Jahrhundert immer noch organiſch fortentwickelte und bis 
in's letzte Jahrhundert hinein ſeine lebensfriſche Bedeutung behielt. 
Die Reichhaltigkeit unſrer Quellen über dieſen Gegenſtand und die 
intereſſanten Beziehungen, welche derſelbe nach vielen Seiten hin dar⸗ 


) Geſchfr. IX. 107, 108. 
°) Berge. Berner Serihtsfaßung v. 1615, XIX, 16. 
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bietet, rechtfertigen e8 wohl, daß wir bier etwas näher in’8 Einzelne 
eingehen. 

1) Das Friedengebieten. Die Pflicht, bei entftehenven 
Zwiftigfeiten, welche einen thätlichen Charakter annahmen, die Strei- 
tenden auseinandberzubringen und fie zu Einftellung der Fehde anzus 
halten, erftredte fich in unfern demofratifchen Ländern fortwährend 
auf alle Landleute, noͤthigenfalls felbft auf Weiber und wurbe feined- 
wegs, wie im Gebiete der Stadt Bern 1°), auf die Beamteten bes 
fhränft. Dagegen treten in den neuern Rechtsquellen immer beftimmter 
zwei verſchiedne Formen des Frievaufnehmens hervor, welche freilich 
fchon in ältern Gefepen 24), jedoch hier nur felten, neben einander ers 
wähnt werden. Die althergebradhte, gemöhnlidge, doch nur für unbe⸗ 
deutendere Streitigkeiten berechnete Korm war die, daß der hinzu 
fommende unbetheiligte Landmann die Partheien ermahnte oder 
aufforberte, einander Frieden zu geloben, was durch einen Handſchlag 
vollzogen zu werden pflegte. Es konnte aber leicht vorlommen, daß 
fo ſtarke Partheien aneinander waren und der Raufhandel bereits 
einen foldyen Grad von Heftigkeit angenommen hatte, daß das ange 
deutete Berfahren als zu umſtaͤndlich oder geradezu als unausführbar 
erihien ; in einem folchen Falle war der unbetheiligte Landmann be- 
fugt und verpflichtet, im Namen der Obrigfeit den Landsfrieden, 
(„meiner Herren Frieden“) zu gebieten 12) oder auszurufen, und diefes 
Friedensgebot hatte dann ganz die gleiche Wirkung wie der Hand- 
fhlag, mit welchem die Partheien fich ſelbſt den Frieden gelobten. 
Bei dem Friedensrufe, welcher in den neuern Gefegen häufiger vor⸗ 
kömmt, fielen dann natürlich) die Bußen weg, welche bei der Altern 
Form des Friedaufnehmeng auf jede Art von Ungehorfam gegen die 
Aufforderung zum Frieden gefept waren, und es galt einfad) der 
Grundſatz, daß nad) ergangnem Rufe jeder fernere Angriff mit Wor- 
ten oder Werfen als Friedensbruch zu befttafen fei. Wir laffen nun 
die Quellen felbft ſprechen. 

Landb. von Appenzell J. Rh. Art. 16: 


„Wer und wan man folle und möge Frid Büren. Wan es fih 
Begäbe (das Gott verhüoten wolle) es wäre an Kirbenen, JahrMaͤrckten, Hoch⸗ 


1e) Schauberg Zürcheriſche Rechtsquellen ©. 23, 24. 

2) Der Nidwald ner Ginungbrief v. 1456 (Geſchr. IX. 120) ftellt dem 
Falle, wo „ein um ein frid manet“ (Art. 14) ten andern Fall gegenüber: „wo 
ein krieg jun vnnſrem landt vff ftät, weller Landtman dann ein frib verufft“ 
u. ſ. w. 

13) Bergl. A. 2. DB. v. Nidwalden 212, Zeitfhr. VI. 171. 
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Rache befugt waren, machte es nothwendig, daß der zwiſchen zwei 
ſtreitenden Partheien aufgenommne Frieden auch für die beiderſeitigen 
Verwandten, ſobald ſie davon Kunde erhielten, gelten mußte. Es 
wird zwar, wie wir ſchon im erſten Theile (S. 424) geſehen haben, 
der Umfang der Verwandtſchaft, welche zu raͤchen hatte und daher 
in einem angelegten Frieden begriffen war, verſchieden angegeben, 
wobei wir oft eine merkwürdige Uebereinſtimmung mit der Begränzung 
bes Erbrecht der Vatermagen treffen: bald erftredte fie ſich bis zum 
vierten 21), bald bis zum dritten 22), bald nur bis zum zweiten Gliede. 
Dagegen flimmen die meiften ggefrer Rechte 22) darin überein, daß 
*fie diefem weitern Verwandtenfreife den Frieden nur auferlegen mit 
Beriehung auf diejenige Streitfache, wegen welcher er gelobt oder ge= 
boten worden war, während die Partheien felbft und etwa noch ihre 
alfernächften Verwandten einander auch um anderer Sachen willen 
weder angreifen noch beleidigen durften, ohne ſich eines Friedbruchs 
ſchuldig zu machen. 
A. 2. B. von Obwalden Bl. 5.B: 
„Iſts — das einer Frid gitt vff recht, das fol ouch hin fin vif vnd fryd 
geben han vmb all fahen, Vnd wer ben fölihen fryden vernimpt, er fo 


fründ ald gfell, der fol In ftett hallten vnd als wol fryd geben han, als ber 
fäher umb die fach fo fryd gemacht if vnd nit witter.” 


Landb. von Schwyz 1. 10 (3. 1534) 33): 


F Habend fh ouch vnßer gemeinen Lantlüt — erinnert, Ein allter Lang: 
bruch und recht fin, wellend oud das fürhin ouch Allſo gehalten werd, das ein 
Jeder, fo da friden gibt, gipt friden für ſich felbe, für fin vatter, für 
fine drüber, vnd für fine kindt, vom all ſachen, Ja fim wiberfacer, 
such Im felber, des felben vatter, Brüdern vnd Finden, Aber anderer frünt- 
ſchafft halb beiden teyllien verwant, alle noch, alles yeman den andern 
zu Rechen hatt, gitt man frid allein vu die fach.“ 


Landb. von Nidwalden von 1623: 


„Bon Fridt halten der Fründen **). So einer Fridt gäben Habt, 
So föllendt dar Nah Sine fründbt vnd die fih deß ſtos wölltent annämen, ouch 





2) Au in Nidwalden; Landb. v. 1731 im Gefchfr. IX. 101, 102, 
und in Zug: Gerichisordnung in der Zeitſchr. I. 2, 64. 

22) Auch in Glarus: 9. 2.3. DI. 61 A (9. 1597), ebenda VE. 44. 

229) Bine Ausnahme macht, vielleicht nur fcheinbar, das Thalbuch v. Engel: 
berg v. 1582 Art. 15 (Zeitfhr. VII. 39): „Item welder den friden git, der 
fol den geben füer all fahen füer fi vnd bie feinen, die er zue erben vnd 
je rechen hat.“ 

22) Kothing ©. 26, Vergl. Libell der Landſchaft Küßnach v. 3. 1769. 


. 4) Vergl. über bie Bedeutung des Friedgebens für rich ſelbſt das A. L. B., 
Th. 1. ©. 424. 


/ 
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gägen einem im friden Sin vm die felb Sad, welde vernämenbt baf 
fin fründt fridt geben Habt; vnd Friegt einer darüber Midt einem, daſ 
Sol er in einem Friden Han getan, ober ehr Mög dan Fürbringen Midt guobter 
Kundtichafft, das ers vm ander fachen wägen Hab getan.” 

Landb. von AppenzellA. Rh. Art. 139: 

„Wie weith der Frieden langen foll. Welche Frieden gegen einan- 
der von Hand gegeben haben, fo foll berfelbige Frieden gegen ihren nechſten 
Freunden auch währen, die gar nahe befreundt find, als Geſchwiſterte Kind, 
Schwaͤger und noch näher, fo lang es bey denjenigen, To von Hand gegebnen 
Frieden haben währet, mit bifer — Grläuterung, daß wenn zwey von Hand — 
Fried gegen einander gegeben haben, und freflete einer als ein Saͤcher — mit 
feines Gegentheils Verwandten, fo hat vefftibige Fried gebroden, fol den⸗ 
felbigen andy nad) Landrecht büeßen; Wann aber ein Verwandter ſchon mit einem 
folden Sächer sreflete, hat aber von ihrem Frieden nihte gewußt, 
und börfte hierüber an Gibsflatt anloben, fo foll verielbige nicht für ein 
Friedbruch, fondern nur für ein Frefel Buß abgeſtraft werben.“ 

Bon der Regel, daß die Verwandten der beiden PBartheien in 
einem angelegten Frieden begriffen waren, wurde eine Ausnahme nur 
dann gemacht, wenn die nächften Verwandten felbft unter einander in 
Frieden gefeht werden mußten. So erfannte ein zweifacher Rath zu 
Glarus 1635 2°); wenn zwei Brüder in dieſes ausnahmsweiſe Ver- 
haͤltniß zu einander fommen würden, fo follen deßhalb der Bater und 
die andern Brüder nicht im Frieden mit einander ftehen; ebenfo wenn 
einem Vater der Frieden mit einem feiner Söhne auferlegt werben 
follte, fo.folle er deghalb mit feinen übrigen Söhnen, und biefe ugter 
einander nicht in Frieden gefebt fein. Aud) wenn unter zwei Eheleiten 
der Frieden angelegt werden mußte, fo galt dies in Appenzell 29% 
nad) einer Sabung von 1553 nur für fie felbft, nicht für ihre Ver⸗ 
wandten. In Zug ging man weiter und verordnete, daß überhaupt, 
wenn ein Mann mit einem Weide (nicht bloß feiner Ehefrau) in 
Frieden gefebt werde, er nur an dem Weibe feldft, nicht aber an deſſen 
Berwandten einen Friedbruch begehen könne ?”). 

3) Friedbrüche. Die Bedeutung des gelobten oder gebotnen 
Friedens war, wie das Landbuch von Appenzell 2%) fi) ausbrüdt, 

folgende: “ 

„Wan zwey gegen einander gefchlagen ober föff gehabt haben und von 
ihnen frid genommen und gemacht ift, bag dan eintweber mit dem anderen nit - 


22) A. L. B. Bl. 6B (Zeitſchr. V. 138). 

39) Landb. v. J. NH. Art. 25, A. Rh. Art. 142. 
22) St. N. B. Art. 18 (Zeitfhr. I 2. 48). 
22) J. Mh. Art. 38, vergl. A. Rh. Art. 145. 
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unfründtlides foll zu fhaifen Haben, weder mit worten nod mit 


' werden anderg dan mit Rath und mit recht.“ 


Die Geldbußen, welche nach den verſchiednen Landrechten auf 
den Friedbruch mit Worten geſetzt waren, haben wir im erſten 
Theile (S. 426) kennen gelernt. In Uri beſtimmte ein neueres Geſetz 
von 1608 2%: wer den Andern, mit welchem er in Frieden ſtehe, fügen 
heiße, folle 20 Gulden Buße bezahlen; wer aber andere ehrverlegende 
Morte, deren Wahrheit er nicht beweifen könne, gegen denfelben aus⸗ 
ftoße, folle dazu noch an der Ehre beftraft werden. Die Frage, wie e8 
mit Schmähworten zu halten fei, welche Einer über den Andern, mit 
dem er in Frieden ftand, in Gegenwart von deffen Blutsverwandten 
ausftieß, entſchied Die Landsgemeinde von Glarus 1601 39) dahin, 
daß zwar die Friedbruchsbuße nur dann eintrete, wenn Jemand dem⸗ 
jenigen, welchem er Frieden gelobt, ſolche Worte unter Die Augen 
fage, daß aber, wenn der anmwefende Blutsverwandte ſich zur Rache 
veranlaßt finden und daraus ein Unglüd entftehen follte, der Obrig⸗ 
keit immerhin anheimgeftellt fein folle, den VBeranläffer des Streites 
nach feinem Verdienen zu ftrafen. - 

Unter den Friedbrüchen mit Werken erfcheint als der gelinvefte 
das Betreten des Haufes (der Privatwohnung) des Gegners, mit 
welchem man in Frieden gefegt war. Daffelbe galt in Glarus ®ı) 
nur dann für Friedbruch, wenn der Eigenthümer e8 ausdrücklich unter- 
fagt, in Nidwalden 32) hingegen ſchon wenn er e8 nicht beſonders 
erlaubt hatte. Auch in dieſem Rande aber wurde das bloße Betreten 
des Gutes, auf welchem das Haus ftand, nur unter der Bedingung, 
daß ein ausprüdliches Verbot gegeben war, für ſtrafbar angefehen. Eine 
Ausnahme von diefen Regeln trat indeffen in dem’ Falle ein, wo 
Einer dem Andern „auf Schand’ und Lafter ging”, d. h. feiner Ehe: 
frau oder einer andern weiblichen Schugangehörigen auf unehrbare 
Weiſe nachitellte. Wir haben im erften Theile (S. 395) gefehen, daß 
der beleidigte Hausherr, welcher den Frevler auf frifcher That ertappte, 
ihn ohne Weiters tödten konnte; wenn Dagegen ber Thäter entwichen 
war, jo wurde er gewöhnlich mit dem Beleidigten in Frieden gefeht 
und fehr begreiflich ift es, daß in dieſem Kalle jedes Betreten bes 


2) A. æ. B. Art. 250. 
») 9.2.9. Bl. 61 B (Zeitfhr. VI. 47). 
21) Ebenda BI. 4 B, 7 A, 30 B (Zeitfchr. V. 136, 142, 181). 


22) Satzung v. 1540 im A. 2. B., Zeitſchr. VE 163, und &b. v. 1623 
im Gefhfr. IX. 99. 
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Hauſes oder Gutes des Letztern, auch ohne daß der Eigenthümer es 
noch beſonders verboten hatte, als Friedbruch beſtraft wurde. Wir 
laſſen die Stellen, welche ſich auf dieſes eigenthümliche Verhältniß 
beziehen, woͤrtlich folgen. 

A. L. B. von Nidwalden Bl. 33%): 


„Wie einer mit eim in Frid font von fine Biss: wegen ober 
Mutter. Ob So ift ‚Bereit vnnd vff geſetzt wo Biner mit eim jin Frid font 
von Eins Wibs wegen oder von Siner muter oder von Sineg tochter oder von 
Einer Smwöfter und einer dan den So mit jm in Frid Eon ift von der vier per: 
fonen wegen -— Beziet vff dem Sinen vnnd darum Friegt wird, fo Sol er 
den Friden brochenn Kan ber eim vff dz fin Ergangen if.” — 


A. L. B. von Dbwalden B.6A: 


„Ber für hin mit Eim In friden kumpt es ſy von fie wibs Ober von 
finer finden wegen Oder von finer Shwefteren wegen, ber fol 
ouch Frid geben und von Im han. Vnd wo einer eim dem nad off das fin under 
fin huf oder hoff oder vfi fin [E oder eygen gieng der fol den friden 
brochen han, vſſ genomen die rechten weg mag einer wol gan. Vnd ob ſich 
dem nad) funde warlih das eyner eim [hand und lafter zuo fuogte nach 
dem jriden an den finen, So fol er den friden brochen han, Cyner (Bine?) thu 
barzuo oder nüt vmm bern wägen eyner hat frid gen.” 


4.28.32. von Glarus Bl. 30 B (X. 1548) 39): 

„Friedbrüchen Inn das Hus vff fhand ze gan. Der ban ud) eim 
alfo uff ſchand vnd after in das Huß gieng, mitt tem er in Frid ftund, ber if 
Fridbräch, wan Im glich das Huf vor nie wie Lanberecht verbotten 
worden.” 


A. L. B. von Uri Art. 16 35): 

„Db aber Einer, fo alfo (auf Schand' und Lafler) funden wurde, ent: 
weiche, fo foll der, fo Ihnne funden hat, ihme frid geben, fo ber an Ihnne 
geforberet wird, vnd ob er dan ihme vber ben gegebnen friden etwaß weiter 
unfuogs oder widerbrüeffigß zuofüegte, To fol er eß gethan haben, alß in einem 
friden; Ob aber ver, fo alfo funden worden, vber den gegebnen friden 
fi weiter by der Berfohn, by der er erfunden were worden, bes 
Inode, vnnd mit fündtlihen Sachen zuo fhaffen Kette, der foll den friden ge⸗ 
brochen haben, vnnd alß ein fribbräder gehalten werben, vnnd ein Oberkheit 
Ihn alfo Rraffen. Bund ift mann Ihme Fein friden mehr zuo geben, noch zus 
halten ſchuldig.“ 

Das Betreten eines Wirthshauſes, in weldyem Einer, mit 


dem man in Frieden gefept war, fid) aufhielt, war erlaubt, foferne 


s5) Zeitfchr. VI. 119. Vergl. Lb. v. 1623 und 1731. 

”) Zeitfchr. V. 181. Eine Sapung v. 1554 ebenda behandelt das „uff 
Schand vnnd Lafter gan” als gleihbebeutend mit Chebruch. 

=) Vergl. die Sapung v. 1488, Th. I. ©. 427 N. 127, melde offenbar 
auch hierher gehört. 
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noch andere Gäfte bei ihm waren, dagegen verboten, wenn er allein 
daſelbſt zehrte 2e)3. Man nahm im Jegtern Falle wohlan, daß bas 
Nachgehen nur gefchehe um Streit anzufangen, oder doch fehr leicht 
zu ſolchem führen fonnte. 

Wenn fhon vom Geſtchtspunkte des Heimfriedend aus, wie wir 
oben gefehen haben, das Laden aus dem Haufe tn feinpfeliger 
Abſicht für ftrafbar galt, fo mußte es nun nad) angelegtem Frieden, 
befonder8 wenn e8 zur Nachtzeit gefhah, ala fehmwerer Friedbruch er- 
fheinen. Und da leicht ein blutiger Streit aus einem foldyen Ueber- 
falle ſich entwidelte, fo berechtigte derfelbe im weiteften Maße zur 
Nothwehr. Wir laſſen auch bier wieder die intereffanten Stellen 
felbft ſprechen. 

Stadt: und Amtbud) von Zug Art. 125 3”): 

„Alle Gmeinden von der Statt und Amptt Zug Hand uffguomen: welder 
ober wer bie wären einer ober meer die vinen uß ſyner Behußung und eigen 
Monung oder an andern Ortten über Friden ußhin lüden, wie job die La- 
dung befheh, das alldann der, fo ußhin ladt, den Friden mitt den 
Wärchenn broden han fölle Bann aber darnach der, fo ußher glaven 
württ, kumptt und fon Sag nitt fon wil, und alfo fon Widerſächer houwtt. 
ftihtt oder zu Ton ſchlachtt, folle er-alldann dem felbigen und ſyner 
gangen Fründtſchafft geanthwurtt Han und inen zethund nütt ſchuldig 
fon. Begäb ſich aber das Berenlütt darzu Ehämen und den, fo ußher glaben hat, 
erwuttichten, fol bann der ander ſtill flän und gan Fein Gwaltt meer an inn 
haben.” 

Landb. von Schwyz J. 13 (Kothing S. 29: 

„Anno 1581 Hand wir Lanndtaman vnd ein brivadher Landtrath vii ons 
genomen vnd gefebt: Wan einer dem andren ein friden gibt vnd ine barüber 
vß dem huß Latt, vnd es Tags were, foll er 50 pfund ze bus verfallen Sin; 
vnd fo es zugienge, daß einer den andern naͤchtlicher will v8 einem wirghus 
Lüde, ber foll ze bus verfallen fin Hundert pfund anne gnad. Witter iſt geſetzt: 
Wan einer den andern nähtlider will vß Sinem Hus Lude, 
der foll den friden brochen han. Item und So einer vB Sinem Ins 
glavenjwirtt vnd ber felbig entlibt wurbe, So foll G& als vil als ermürtt 
Ein. Item wan ber felbig, So v5 Sinem hus glaben wirtt, den andern, fo 
in hat vfien glaven, vmbrächte, fo foll er der tatt halber ime geant- 
wurttet han.” 


Das bloße Berühren des Körpers des Gegners, mit dem 
man in Frieden ftand, war, wenn es „mit Willen“ gefchah, nur unter 
der Borausfegung ftrafbar, daß derfelbe nach gegebnem Frieden davor 
ausprüdlich wie vor dem Betreten des Haufes oder Gutes gewarnt 


ꝛ2e) A. L. B. v. Obwalden BI. 6 B, %. v. 1635 fol. 29. 
an) Zeitſchr. I. 2. 46. 
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hatte 3°). Dagegen galt es für einen Friedbruch, weldher zum Gegen» 
angriffe berechtigte, wenn Einer dem Andern, mit dem er in Frieden 
gefegt war, in's Antlitz ſpuckte ee). Ebenſo machte fich, wer gegen 
den Andern in feine Wehr griff oder gar mit berfelben über ihn 
zuckte, des Friedbruchs ſchuldig ); in Glarus *2) wurde er, neben 
der Buße von 100 Pfund, die in allen Fällen zu bezahlen war, beim 
erftern Bergehen für 24 Stunden in's Gefängniß geſetzt, beim letztern 
für drei Tage und drei Nächte und büßte dabei feine Ehre ein. 

Der Friedbruch mit Werken im Allgemeinen wurde in den beiden 
Unterwalden*2) mit 50 Pfund Buße und Ehrlofigkeit geahndet. 
Appenzell beftrafte 1541 43) einen begangnen Friedbruch mit bloß 
10 Bfund Buße, 4 Wochen Gefängniß und breijähriger Ehr- und 
Wehrloſigkeit. Dur) Satzungen von 1541 und 1547 4) wurden hier 
die Strafen folgendermaßen abgeftuft: der erfte Friedbruch zog 8 Tage 
Gefängniß, einjährige Chrlofigfeit und 40 Pfund Buße nad) fid}, 
wovon die eine Hälfte innert Monatsfrift, die andere nach Umfluß 
des Jahres, wenn der Schuldige Ehr’ und Gewehr wieder erlangen 
wollte, au bezahlen war; beim zweiten Friedbruche wurde die Buße 
verdoppelt und die Ehrlofigfeit auf zwei Jahre erftredt; beim dritten 
Artenbruche wurde der Thäter vor das Hochgericht geftellt, d. h. er 
hatte, wenn die Obrigkeit nit Gnade für Recht ergehen lich, das 
Leben verwirkt. Nach der Landestheilung änderte Außerrhoden 4°) im 
Jahr 1600 diefe Geſetze in der Weife ab, daß zwiſchen fchwerern und 
feichtern Friedbrüchen unterfchieden wurde. Der Friedbruch mit be- 
waffneter Hand wurde im erften Falle mit 14 Tagen Gefängniß, 
20 Pfund Buße und breijähriger Ehrlofigkeit, im zweiten Yalle mit 
Doppeltem Gefängniß und Buße und lebenslänglicher Ehrlofigfeit, im 
dritten Halle an Leib, Ehre und Gut nad) Erfenntniß der Obrigfeit 
beftraft. Der Friedbruch mit bloßer Fauſt Hingegen wurde im 


se) 25, v. Nidwalden v. 1623, Gefchfr. IX. 100. ’ 

00 Schwyz 1.11 (3. 158), Kothing E. 27. 

20) A. L. B. v. Nidwalden DB. 4, Zeitſchr. VI. 159, u. 2b. v. 1623, ' 
Gefhfr IX 97,8 9.2.92. v. Obwalden 3.5 B und 2b. v. 1635 
fol. 27, 28. 

1.2.9 83.5 B (5. 1546), Zeitſchr. V. 139. 

“) 25. v. Nidwalden v. 1623 u. 1731: „Bon Buos vnd ſtraff eines 
Fridtbruchs.“ Lb. v. Obwalden a. a. O. 

5) Urk. bei Zellw. N. 817. 

“) Landb. v. J. Mh. Artt. 40 - 42. 

22) Landb. Artt. 147 — 150. 
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erften Zalle bloß mit 8 Tagen Gefängnig und 10 Pfund Buße geahn- 
det; im zweiten Falle traf ihn die Strafe des erften, und im dritten 
diejenige des zweiten Friedbruchs mit bewaffneter Hand. Auf ähnliche 
Weiſe wurde in Zug *%) das ältere firenge Geſetz, welches alle Fried» 
brüche mit Werfen mit dem Tode vurch das Schwert beprohte, da- 
durd) gemilvert, daß man die Unterfcheidung machte, ob der thaͤtliche 
Angriff ohne Folgen für die Gefunpheit des Gegners geblieben war 
oder ob er denfelben verwundet oder gelähmt hatte. Im erftern 
Falle beitand die Strafe des Friedbruchs in zweijähriger Ehr- und 
©ewehrlofigkeit, 24 Stunden Gefängniß und 50 Pfund Buße; im 
legtern Falle wurde der Thäter gefänglich eingezogen und vor ven 
Stadt- und Amtsrath geftellt, welcher jedoch nur, wenn der Angriff 
mit bewaffneter Hand gefchehen war, das Geſetz von 1495 anwenden, 
andere Berwundungen aber, welche mit der bloßen Yauft oder mit 
Beißen und Kragen zugefügt waren, nad) Geftalt der. Sadje beftrafen 
follte +). In Glarus milderte die Landgemeinde von 1579 48) die 
ältern Gefege dahin, daß Einer, der mit einem Fauftftreiche oder fonft 
mit Schlagen den Frieden gebrodyen, wenn er beſchwören könne, daß 
er im Augenblide der That nicht an den von ihm gelobten oder ihm 
auferlegten Frieden gedacht habe, nur die 100 Pfund Buße bezahlen, 
aber nicht in’8 Gefängniß gelegt werden folle. Für Verwandte der in 
Frieden gefepten Partheien wurde die Friedbruchsbuße 1684 auf 
50 Pfund herabgefegt 1°). 

Die Stimmung des Volkes gegenüber den Friedbrüchen, welche 
“oft mehr aus Jaͤhzorn und Uebereilung als aus ſittlicher Verdorben⸗ 
. beit bervorgingen, war im Allgemeinen weit milder als die Gefese, 
welche im Intereffe des Landfriedens und guter Ordnung Gewalt: 
thätigfeiten vorzubeugen fuchten. Daraus folgte, daß die Strafſatzun⸗ 
gen gegen Friedbrüche (faft wie diejenigen wider dag fogen. Prakti⸗ 
ziren) nicht immer firenge gehandhabt und insbefondere gar zu leicht 
ein Theil der den Friedbrechern auferlegten Strafe nachgelaflen wurde. 
Mehrere der oben angeführten Gelege fchreiben Daher ausdrücklich 
vor, ed folle Einer vor Ablauf der Zeit, für welche er ehr⸗ und gewehr⸗ 
[08 erklärt worden, nicht wieder um feine Ehre bitten mögen. In 
Schwyz °% fand der Friedbrief von 1424, nach welchem Friedbrecher 


) St. A. B. Artt. 113—118, Zeitfhr. 1.2. 4345. Vergl. Th. J. ©. 477. 
7) Bergl. damit die Berner Gerihtsfaßung v. 1615, XIX. 28. 

») A. L. B. Bl. 57 A, Zeitſchr. VI. 33. Vergl. TH. J. a. a. ©. 

9) Landsgem. Prot. 

20) Landb. I. 13, 14, Kothing S. 30, 31. 
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lebenslaͤnglich aus dem Rande verwiefen fein ſollten, fo wenig genaue 
Bollziehung, daß die Landsgemeinde von 1551 für nöthig fand zu be- 
fließen, es folle kein Geſuch um Wiederöffnung des Landes vor 
Ablauf eines Jahres nad) begangner That angenommen werden. 
1609 wurde dann die Berbannungsftrafe aus Rüdfiht auf die Fami⸗ 
lien der Friedbrecher, welche allzufehr darunter litten, gänzlich fallen 
gelaffen und dafür die Friedbruchsbuße von 50 auf 100 Pfund erhöht. 

Zum Schluſſe ift hier noch zu bemerken, daß, entfpredhend der 
Natur des Friedbruches, als eines qualifizirten Vergehens, die Frei⸗ 
ſprechung von demfelben feineswegs völlige Straflofigleit nad) ſich 
zog, wenn fid) ergab, daß der Angefchuldigte zwar gefrevelt hatte, 
aber ohne dabei einen angelegten Frieden zu verlegen. Das Landbud) 
von Appenzell J. Rh. (Art. 44) drüdt fi) darüber folgender- 
maßen aus: 

„Entledbigung vom Fridbruch entlediget nit vom fräffnen. So 
einer des fridbruchs außgehet, daß er ihn nit gebrochen Hat und aber ihn fraͤff⸗ 
nen ®') hab gethan, fo ſoll er die Buoß geben, nach dem ber fräiner Beſchehen, 
es feye an Kirbenen als die Groſſ Buoß, welcher Zeit es dan Beſchehen ift, und 
ſoll ine nit ſchirmen, daß er umb das gröflere verklagt gſin iſt.“ 

M Aufhören des Friedens. Wirhaben im erften Theile(S.428) 
gefehen,, wie in Glarus die Randsgemeinde von Zeit zu Zeit alle im 
Lande beftehenden, gelobten und gebotnen Frieden nachließ; das Gleiche 
geſchah in dieſem Zeitraume in Appenzell, wo ein ſolcher allgemeiner 
Friedensnachlaß vor der Landestheilung binnen 47 Jahren dreizehn⸗ 
mal, nachher in Innerrhoden im Laufe von 85 Jahren neunzehnmal 
erfolgte 2), In Nidwalden verordnete das Landbuch von 1623: 
e8 follen von zwei zu zwei Jahren alle Frieden im Lande nachgelaſſen 
und aufgehoben werden 8°). Später wurde es in Glarussı), O b⸗ 
walden 55) und Schwyz) Regel, daß alle im Lande angelegten 
Frieden mit der ordentlichen Kandsgemeinde jedes Jahres ohne aus⸗ 
drücklichen Beſchluß derfelben ihr Ende erreichten; in Glarus hat ſich 
bis auf unfere Zeit Die Sitte erhalten, daß am Schluffe der Landsge⸗ 
meinde der Landsſaclelmeiſter die „gewohnte Friedensentlaſſung“ rief, — 


sn) Das Landb. v. A. Mb. Art. 164, Eab 2 fagt befler: „ein Frefel.“ 

8) Lanth. 9. 3. NH. Art. 22. 

22) Vergl. Geſchffr. IX. 112. 

24) A. L. B. Bl. 68 B, 3. 1632 (Zeitfhr. VI. 60). 

3) Landb. v. 1635 fol. 27. 

*) Landb. I. 7, 3. 1884 (Kothing ©. 22). Vergl. Libell ver Landſch. 
Küßnach Art. ?. Landb. der March Aıt. 22. ' 

Blumer, Staatl und Rechtégeſchichte. IT. Thl. 2. Wb. 4 


er 
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eine Foͤrmlichkeit, welche zuletzt nur noch von Wenigen verſtanden 
wurde. In den Vogteien pflegte der allgemeine Friedensnachlaß alle 
zwei Sabre beim Aufritte eines neuen Landvogtes, wo fi) das Voll 
ebenfalls zur Gemeinde verfammelte, zu erfolgen >). Nach der 
Landsgemeinde dauerten indeffen die an derfelben aufgehobnen befons 
dern Frieden immer nody einige Wochen fort und während diefer Zeit 
hatten die Beamteten ober andere unbetheiligte Biedermänner dafür 
zu forgen, daß, wo zwifchen zwei Partheien noch befonders gefährliche 
Feindſchaft waltete, das Friedensgelöbniß oder Friedensgebot erneuert 
werde °9). 

Neben der allgemeinen Aufhebung der angelegten Frieden beftand 
die alihergebradhte 9) Sitte des befondern Abtrinkens Des Friedens 
oder der wirklichen Ausföhnung zwiſchen zwei Gegnern. Da der Fries 
densnachlaß nur für Die Landeseinwohner Geltung hatte, fo konnte 
ein angelegter Frieden mir einem Auswärtigen nur in ber legtern 
Weife beendigt werden *%). Der gebotne Frieden war keineswegs bloß 
Privatſache der Bartheien, fondern ein Inftitut des Staates; ed war 
daher folgerichtig, daß dag Abtrinfen deffelben, weldyes die Aufhebung 
des außerorbentlicdhen Verhältniffes unter den Partheien bewirken 
follte, nur in Gegenwart eines oder mehrerer Beamteten gefchehen 
konnte *1), welche ſich zu vergewiffern hatten, daß es fid) wirklich Darum 
handle, die Feindfchaft beizulegen und nidjt bloß das Läftige, was in 
dem Friedensverhältniffe lag, zu befeitigen. Und da ſich eine wahrs 
hafte Ausföhnung der Bartheien nur von dem heilenden Einfluffe der 
Zeit erwarten ließ, fo durfte ein angelegter Frieden in Glarus und 


22) Landb. v. Gafter Art. 22. Vergl. Ferd. Meyer bie evang. Gemeinde 
in Lokarno I. 118. 

3%) Erkenntniß des dreif. Landrathes v. Uri v. 1576. 8b. v. Obwalden 
v. 1635 fof. 31. 8b. v. Appenzell A. NH. Art. 141. 

) Vergl. Hofrodel von Pfäffikon und Wolrau v. 3. 1484 bei Kos 
thing Ra. ©. 5t. 

91.2.8. v. Glarus Bl. 32 A, 3. 1548 (Zeitfhr. V. 184). 

9) Bergl. zu den Th. I. ©. 429 angeführten Stellen noch Landb. von 
Appenzell A. Rh. Art. 140, 3.9. Tfhudi ©. 56. Sarganfer Landrecht 
v. 1674: „Wann Troftung oder Frid uffgenommen wird, fo follen bie felbigen, 
fo miteinanberen in Troſtung kommen find, nit gwalt Haben Troftung abzutrinfen 
oder nachzelaffen, fonder Sy follen das vor einem Landtvogt oder Anıbtmann 
thun, oder vor zweien bie des Grichts oder des Raths find, und ſich befennen, 
daß foldhes in Fründtſchafft und uffh feinen Haß befchehe, und wann Ihnen ſolches 
nergönnt wird von folden Perfohnen, wie obflaht, dann fo mag man Troftung 
oder Friden abtrinfen oder nadlaffen.“ 
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after *2) nit vor Umfluß ver erfien 24 Stunden, in Appenzell 
A. Rh. fogar nicht vor Ablauf eines Monats abgetrunten werben. 
Auf der andern Scite wollte man auch verhüten, daß nicht Die Hart» 
nädigfeit des einen Theils allein den andern Theil zwinge, länger als 
nöthig in dem ausnahmsweiſen Verhältniffe zu bleiben, welches durch 
erhöhte Strafbarleit auch der Eleinern Vergehen mannigfache Gefährbe 
brachte; die Landsgemeinde von Glarus befchloß daher 1682, es 
folle jeweilen binnen Monatgfrift nad) angelegtem Frieden der ältere 
der beiden Gegner ben jüngern um Abtrinfung deſſelben und Wiedets 
vereinigung angehen; würde dann der Angefprochne ſich nicht dazu 
bereit finden, fo folle er für Alles, was aus feinem Widerſtreben ents 
ftehen fönnte, verantwortlicdy fein. Auf ähnliche Weiſe ift wohl auch 
"die Vorſchrift des Nidwald ner Landbuches von 1731 zu verftehen, 
daß alle gebotnen Frieden je zu zwei Monaten um follen aufgehoben 
werben. 


$. 4. Strafrehtlihes Verfahren. 


Wir finden in diefem Zeitraume zwei verſchiedene prozeſſualiſche 
Spfteme neben einander. Während nämlich bei den Miffethaten, 
auch Malefizverbredyen °%) genannt, weldhe an Leib und Leben geahn⸗ 
bet wurden oder doch Ehrloftgkeit zur Folge hatten, das fchriftlich- 
heimliche Unterfuchungsverfahren,, wie e8 auf unfere Zeit gefommen 
iſt, aber dazu noch mit allen Schreckniſſen der Tortur ausgerüftet, in 
voller Blüthe ſtand, fo berrfchte dagegen bei den bußwürbigen Fre⸗ 
veln, an deren Beltrafung der Staat nach den Begriffen des Zeit- 
alter8 mehr nur ein fisfalifches als ein höheres Intereffe hatte, noch 
längere Zeit das öffentlich mündliche Anklagefyftem vor. Bleiben wir 
zuerft bei diefen geringern Vergehen ftehen, ehe wir das Gebiet der 

höhern Strafrechtöpflege betreten. 
I. Die ftrafrechtliche Verfolgung der Frevel war af die Frift 


— — — — — — 


e2) Landb. Art. 23. 

*) Das A. L. B. von Uri Art. 33 bezeichnet als „maleſiziſch“ folgende 
Berbrehen: „Käberen, eß Seye in glaubenßſachen ober fleiſchlichen Eünven, 
Vnholderey, Mordt, vund die rath vnnd that darzuo geben, Verrätherey, Brennen, 
Khindtuerderben, Dottfhläg, Straßenrauben, faltfche Müntzer, Noihzwang, Diebe ' 
ftähle, MeinEydt, faltfches Zeugnuß, fridtbruch mit Werdhen, Brief auf Brieff 

machen, ſchwäre Sottgläfterung, Marchftein verrudhen, Bluottſchand, Alpen vnnd 
Allmeindt einſchlachen, Bartheyen und in Eumma, waß Leib vnnd Läben, ober 
Leibsſtraff vnnd entſetzung der Chren antriffl.” Bergl. Thurganer Landges 
rihtsorbaung in der Zeitſchr. I. 1. di. 


52 | Das Strafrecht. " 


eines Jahres nad) deren Begehung ober bis zur nächften orbent- 
lihen Landsgemeinde befchränft und gerade in den Sapungen, welche 
diefe Verjährung vorichreiben, tritt der Gegenſatz derſelben zu ben 
Miſſethaten, weldye niemals verjührten, am klarften hervor. 
Stadt⸗ und Amtbud) von Zug Art. 759: 
„Ba — YBuoßen verjaret ind, nachdem — die Buoß verſchult iR, und nit 
mit dem Rechten in Jarsirift darum angelınget wirt, derfelb bat nah dem 


Zar — umb Frevel — nieman nüt zu antwurten, Od er die Zyt in 
Lands und anheimiſch gwäfen iſt.“ 


Landb. von Nidwalden von 1623: 


„Bon Buoffen und Fräffel zuo verleiden und zuo verrädtis 
gen. Was Buoffen in vnſerem Landt Gricht vnd gebiet verſchuldt und verfallen 
werbent, die föllendt die vier gefhwornen *) vnd alle die deß Landtß der Mäthen 
findt, bey ihren threum und Eyden ſchuldig fein Alle Buoflen vnd fräffnen, die fie 
gefechen hätten, nit zue verfchweigen, ſonderß die dem Sedelmeifter ober ſonſt 
einen gefhwornen Ambtßman anzuzeigen vnd zu verleiven: Vndt fol dan vb . 
all Buoßen in Jahre frit vnder dem Landtamman vnder welchem fy verleibet 
findt, Gericht, aufgemacht und zue meiner Herren Handen gezogen werden: Waß 
Buoffen aber nit under eineß Landtammanß Jahr verleidet wer- 
den, eß ſige fridtbraͤch, verbott und ander, foll Hin vnd au weg fin, vad 
der fächer fein anſprach vmb fein Theil Buoß auch nit Bun. 

„Vber diferen Artickhel iſt — Auno 1674 eine Leuterung gemacht worden, 
daß die ienigen fahen fo Criminal old Malefig findt, vnd einer hochen 
Obrigkeit abzuftraffen gebüirent, zu ieder Zeit abgeftrafft werben und niemahlen 
verfheinen verjähren) follen.” 

Glarner Landsgemeindbeſchluß von 1754: 

„Ban ein Klag in Zeit Jahr und Tag eingegeben worden, folle das in- 
quisitions Anıbt walten, wan aber flegten von lengerer Zeiten (Malefis 
Casus anusgenohmen) dem Hrn. Ambis Man oder anderen Ghrenglideren deß 
Mathe eingeben, folle hierüber fein underfuch befhechen, fonvder der Kleger 
abgewiefen werben.” 

Landb. von Uri von 1823 Art. 267: 

26 ihm bekannte Fehler und Vergehungen wider Satze nud Ord⸗ 
nungen au Behörde anzeigen, und ſolle aber die Klag innert Jahresirif 
vom Fehler an eingegeben werden, und fo einer erſt nad) einem Jahr Flagte, 
folle er in die Fußſtapfen des Beklagten **) geflellt werben. Bey Kriminals 
Bergehen aber hat dieſe Verjährung nicht ftatt.” 

Es geht zugleich aus dieſen Stellen hervor, daß die allgemeine Ans 
zeigepflicht ver Landleute, voraus der Rathöglieder, weldye wir bereits 
im erften Theile (S. 285, 534) kennen gelernt haben, fortbefland ; es 


*) Zeitſchr. I. 2. 233. 
*) Vergl. oben ©. 28, R. 57). 
) Bergi. oben ©. 24. 
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ik auch diefe Einrichtung gewiß eine Acht demofratifche, weil durch 
die eigne Thätigkeit des freien Staatsbürgers eine läftige Polizei ents 
behrlich wird. Die Funktionen der heutigen Staatsanwaldſchaft waren, 
wie wir ebenfalls ſchon im erften Theile gefchen haben, dem Sädel« 
meifter oder dem Landweibel übertragen. Das Landbuch von 
Obwalden *") fchreibt vor, es folle der Sädelmeifter alle in den 
Geſetzen angedrohten Bußen vor dem Landammann und den dazu 
verordneten Rechtſprechern „berechtigen“, und Dasjenige von Uri ®®) 
verpflichtet ihn, den Sitzungen des Siebnergeridhts, wenn Verflagte 
vorgerufen werben, beizuwohnen, um Auskunft ertheilen und die Klage 
begründen au fönnen. Daneben waren zuweilen noch andere Beamtete 
vorzugsweife beauftragt, den Sreveln nachzuforfchen und diefelben dem 
Särdtelmeifter oder Landweibel anzuzeigen: in Nidwalden die Ges 
fhwornen (Landammann, Etatthalter und der ältere Landfchreiber), 
in Appenzell die Heimlicher, in jeder Gemeinde einer der Vor⸗ 
fteher *9). 

Wer eines Freveld angeſchuldigt war, wurde vor bie erfennende 
Behörde befchieden, wo ihm die gegen ihn eingegangne Klage oder 
Anzeige eröffnet und er befragt wurde, ob er feine Schuld eingeftehe. 
Läugnete er, fo hatte er nad, aͤlterm Rechte (Th. 1. S. 335) die naͤchſte 
Befugniß, mit feinem Eide der Klage zu entgehen. In den oben 
angeführten Friedensgefegen haben wir gefehen,, wie auf den Eid des 
Angeichuldigten abgeftellt wurde, wenn er behauptete das Friedens 
gebot nicht gehört oder von dem Frieden, weldyer zwifchen feinem 
Blutsverwandten und einem Dritten angelegt war, nichts gewußt zu 
haben. Konnte aber die Schuld durch Zeugen bewicfen werden, fo 
fiel, wie ebenfalls ſchon das ältere Recht es zugab, der Reinigungseid 
weg; in Appenzell konnte in dieſem Falle der Landweibel als öf- 
fentlicher Ankläger die aufgehobne Hand des Angefchuldigten „nieders 
drüden" 7%), Wie im Laufe der Zeit der Reinigungseid zulegt ganz 
verſchwand und einzig der Zeugenbeweis ftehen blich, zeigt Das Land⸗ 
buch von Nidwalden, von 1731, weldyes am EC chluffe des Artikels: 
„Bon Vnrächt Leyden“ ganz allgemein vorfdjreibt: 


„Welcher geleidet wird, der fol nit mer fhwören, fonder mit 
.khundtſchafft bewifen werben.” 


) Vergl. Kap. 4, S. 1%. 
et) 1823 Art. 270: Eagung v. 1776. 
*) Zellw. Geſch. III. 2. 183, 213. 


’0) Ebenda S. 203. Der Schwabenfpiegel hatte dajür ben Ausdruck: „bie 
Hand abziehen.” Th. 1. ©. 18. 


Das Gtrafeecht. _ 


Was den Zeugenbemweis bei Freveln betrifft, fo erhielt fich im 
17. Jahrhundert , wenn auch nicht unangefochten, der Grundfag, daß 
die Zeugen in Gegenwart des Angeſchuldigten einzuvernehmen feien, 
damit auch er feine Fragen an diefelben ftellen könne. Es fcheint diefe 
Befugniß, wie früher der Reinigungseid, vom Volke als ein werth« 
volle8 Recht, ala eine Schutzwehr gegen ungerechte Berurtheilungen 
angefehen worben zu fein. Dennody kam im Laufe der Zeit almählig 
das geheime Kundſchaftenverhoͤr auf, gegen welches der Angefchulpigte 
einen Defenſiv⸗Prozeß einleiten, d. h. vor Behörde die Stellung von 
Gegenfragen an die einvernommnen Zeugen und die Abhörung von 
Entlaftungszeugen verlangen konnte. Wir werden daher, neben merk 
würdigen Ucberbleibfeln des öffentlichen Verfahrens, welche wir mits 
‚ zutheilen im Balle find, gegen das Ende des Zeitraumes auch bei 
bloßen Freveln fhon das andere Syftem finden, welches die oben 
mitgetheilte Olarner Sapung von 1754 als „das Inquifitiongamt“ 
bezeichnete. Um die Ausübung einer allgemeinen Bürgerpflicyt nicht 
zu erſchweren, wurde die Perſon des Anzeigers („Leider“, auch zu⸗ 
weilen „Kläger” genannt), welcher nicht als rechtsgültige Kundſchaft 
galt, in der Regel geheim gehalten ; nur wenn Jemand, der ein eignes 
Intereffe an der Sache oder doch bereits öffentlidy Die Anfchuldigung 
vorgebradyt hatte, als Kläger auftrat, wurde er dem Verklagten gegen 
übergeftellt. Rad) diefen zufammenfaffenden Bemerkungen laffen wir 
die Stellen, welche über die ganze interefiante Entwidlung Auffchluß 
geben, felbit ſprechen. 
9.2.8. von Glarus Bl. 67 B 1); 


„Diewilen dan bif dahin vff fondere anklag eine unnd deß anderen Befon: 
derbahren Berfonnen, Berfällere halber, Mein Gnnäbig Herren vnnd Oberen 
Kundtfhafft Innemen Laflen, ohne Byfonn der beflayten Berfonnen vnd Bars 
thyenn, derowegen bie Landtlüth fih Sehr befhwert. Alfo habend 
fih Min Gnädige Herren Landtamıman Rath vnd Gmeine Lanndtlüth vff Sonn 
tag den 8. Tag Meyenn Anno 1631 erkhent, ouch mit einanderen ehrmehret, dag 
fürhin follide Innemung der kundtſchafft ohne Byſyn der bes 
Hagten Barthyenn genglihen abgftridt vnd verbotten Mi, ouch ein, 
Ambtman, fo fi fehrner folliche kundtſchafften alß vermeldt inzenemen ſich vuders 
windt, ſyn Ambt verwürft haben folle, vnd zu keinen Ehren mehr gebrucht wer: 
den, jedoch foll der Fleger mit Nammen von einem Ambtman nit ver⸗ 
meldt, oud vil weniger zur Rundtfchaftt geftelt werden, fonderen 
hiemit zur Kundtichafft abkhent fon, vnd follend die Kundtſchafften In byſyn der 
be@lagten Berfonen , Ire aufag ehröffnen vnd vermeiden vnd biefälben zu hören 
Laſſenn.“ 


) Zeitſchr. VI. 57. 
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Landb. von Nidwalden von 16233: 


„Bon Runtfhafft ya nemmen. Dud iſt vfigefeht, das fürohin über 
Keinen mehr, fige frauw old man, ſölle Rundtfchafft yngenommen werben, ober 
es fige dem ſächer den eß antrifft, nach form Rechtenß darzu verküntt, 
damit er fyn anfinnung aud tbuen vnd guohbören möge, vorbe⸗ 
halten Malefiz vnd Fridtbrüch. 

„Auch it — N°. 1654 Hin zue gefeßt vnd erlüteret worden, dz fürohin in 
Griminalfachen ?*) folle zugelaßen werben mögen, Defensif processenvf ze 
richten. Waß aber Malefitz und fridt Brüch antrifft, wöllentg Min 
Herren by ihnen behalten.“ 


Schwyzer Landespunkte von 1719, Art. 11: 


„Bann Giner vmb Civil: oldt Griminalfachen verklagt wurbe, folle mann 
ben Beklagten zuovor (ehe man Kundtiſchafft anfnimbt) vor Rath citieren vndt 
der Kleger dent Beklagten an bie feithen geftelt werden, vndt folle mann ihnne 
befragen, ob er deß Faͤhlerß anrebt feye? ift er deßen anredt und befant, fan ein 
oberfeith die gebühr- hieriun erfennen, ift er aber nit anredt, fo folle alßdann 
nah Foimb rechtens Kundtfchafft auffgenommen, gleihwohlen vem Beklagten 
ef angezeigt werden, damit er an die Kundtſchafften feine ans 
finnung thuon möge.” 


Erläuterung vom 3. 1756 7°): 


„Nachdem abermal wegen dem leyder und Kläger, ob nämlich auch der ley⸗ 
der dem Deflagten ohne Underſcheid an bie feithen geftellet werden folle oder nit, 
in eine weitläuffige Umfrag gefallen, und deßwegen viele underfchiebliche Rath⸗ 
fhläge dafür und dawider gewaltet. Als ift endlich nach reifer erbaurung ber 
fahen, und in Fluger Betrachtung, wie daß allerhand fünd und Laftern Thür 
and Thor aufgefperret wurbe, wenn der leyder, fo ben feinem Batterlandts Eyp, 
ben man alle zwey Jahre bewegen abichiwöret, (leydei), an bie feithen geftellet 
werden follte, der ungleiche Begriff difes articuls dahin erläuteret — worden, daß 
ber leyder, welder ben feinem Eyd der Obrigkeit oder dem Ambtſman 
etwafin geheim leyden wurde, wie von alten herv dem Beklagten 
nit folle geoffenbahret, der Kläger aber oder derjenige, welder 
Jemandt offentlich verfchreit und deßen begangnen Fehler auf Gaßen 
und Sirafien aufgibet oder offenbahr machet, dem Beklagten lauth artioul zu 
allen Zeiten geöffnet und an die feithen geftellet werben folle.” 


Urkunde von Schwyz für Gafter vom 9. 1720: 


„Wann einer vmb ein Fähler beklagt iit, folle Ihme auf fein Begehren 
die Kundtſchaften under verbedtem Nammen vorgeleßen, und wann 
er ſich hierüber beſchwerte und vermeinte das bie Kundtſchafften nit genugfam Er: 
leuteret wären, und verlangte feine anfinnungen fowohl an die fon 
verhörten Kundtſchaften durch den Hr. Landtvogt zu chun, Als 


22) „Griminal” if im Landb. v. Nidwalden bald gleichbebeutend mit Male⸗ 
fig“ (f. oben ©. 52), bald wird es biefem entgegengefeht. So Heißt es noch in 
der letzten Rezenfion von 1806: „IV. Theil. Behandelt das Griminal oder buß- 
fällige Artifet.“ 

m) Vaterl. Geſpraäch S. 693. 
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zu feiner defension auf noch mehrere Kundtfhaften zu flellen, 
folle Ihme ſolches geftattet und feine Kundtfchaften auch Eydtlichen verhärt 
werden.” 

Von der Regel, daß. der Kläger zur Kundſchaft nicht tauglich fei, 
machte Glarus bloß bei Holzentwendungen in Privatwäldern eine 
Ausnahme; bier follte der Eid des Eigenthümers, wenn er den Ans 
geflagten auf der That ertappt hatte, vollen Beweis leiften "%). Das 
gegen wurde in Injurienfällen jene Regel dahin ausgedehnt, daß auch 
ein Unbetheiligter, welcher aber dem Kläger die angehörte Scheltung 
hinterbracht hatte, al8 einziger Zeuge nicht genügte, fondern das Hins 
terbringen nur dann außer Betracht fiel, wenn drei Zeugen probuzirt 
werben fonnten ?°). 

I. Auch bei Miffethaten war, wie bei den Freveln, jeder 
Landeseinwohner, mit Ausnahme der Blutöverwandten des Thäterg, 
zur Anzeige verpflichtet "9; das ftrafrecdhtliche Verfahren aber war 
ein durchaus verſchiednes. Während nämlich bei den Freveln der Ans - 
geklagte ſich ebenfo frei bewegte wie im Eivilprozefie, wurde er dagegen 
bei den Miffethaten, wie wir fehon im erften Theile (S. 540) gefchen 
haben, immer in's Gefängniß gefegt. Und da nur in den feltenften 
Fällen, obſchon man fid) in der Regel mit einem unbefcholtnen und 
unbetheiligten Zeugen begnügte ””), ein vollftändiger, direkter Beweis 
durch Kundfchaften erbracht werden konnte, fo fuchte man von dem 
Angeklagten ein Geftändniß feiner Schuld zu erwirfen, welches 
für die „Krone der Beweismittel” galt. Legte er daſſelbe nicht freie 
willig ab in den „gütlichen” Verhören, fo wurde, wenn nur einigers 
maßen erhebliche. Verdachtsgründe („Argwohn“) gegen ihn vorlagen 
und die bloße Drohung mit der Folter („Territion”) ihren Zweck nicht 
erreichte, zum „peinlichen Eramen“ oder zur Tortur geſchritten. Daß 
diefe in Älterer Zeit nur in Fällen, wo bereits der Beweis eines todes⸗ 
würdigen Verbrechens gegen den Angeſchuldigten vorlag, durd) den 


?4) Landsgem. Brot. v. 1749. &h. v. 1807 $. 186. 

12) A. 8.3. 3.38 A, 3. 1561, 1601 (Zeitfchr. V. 197, 198). 

0) Das A. 2. B. von Uri fährt in der Stelle der N. 63) fort: „Vud fol 
ein Jeder Landtmann oder Beyſäß fchuldig feyn bey Iren Eyden foldhe ſtuckh dem 
Landt Amman old den Räthen zuo leyden, anzuozeigen, vorbehalten die einander 
Berwandtfchafft halben zuo rechen haben.” 

22) Mach einer Nidwalduer Eabung v. 1537 (A. L. B. in der Zeitſchr. 
vi. 168, 2%. v. 1623 Bon Kundtfchafft vmb Chr entfrgung) genügte ein einziger 
Zeuge nur dann nicht, wenn er zum Kläger im Berhältniffe eines Ehegatten, 
Kindes oder Geſchwiſters fih befand. 
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EScharfrichter, fonft aber durch die dazu verorbneten Landleute (die 
Unterfuhungsfommiffion) felbft vollzogen wurde ?%), geht aus folgen« 
der merfwürdiger Stelle des alten Landbuches von Nidwalden”) 
hervor; 

„Onch fo ift Lutter gemeret an der A im (15)40 Jar dz Nu hinfür dye 
fiben mann fo der amman vnnd bye Tautlütt verornen über Ein jeden gefanges 
nen, föllend fragen und volteren als je zuo Ziten die Nothurfft Erhöu⸗ 
fett, Es wär dan fach dz im Cuntſchafft hät dz Einer dz läben verwürdt dye 
fälben fol ter Häncker ſtrecken oder volteren, vnnd fol fölin vom land 
darzn genomen an jren glympff vnd Eren gar niene nütt fhaden pfunber fol man 
fy als für trüw vnd ghorfam achten.“ 

Inter den fieben Münnern waren, wie aus dem Sportelngefeße 
von 1552 80) hervorgeht, der Landfchreiber und der Landweibel, welche 
allenthalben zu den peinlihen VBerhören zugezogen wurden, inbegriffen. 
Aud) in Luzern 2!) mußten fieben Zeugen (wei Mitglieder des Kleinen, 
zwei des Großen Rathes und drei Stabtbediente) wenigitend dem 
Schlußverhöre („Finalprogeß"), weldyes mit dem Angeflagten vorges 
nommen wurde, beimwohnen, um vor dem Blutgerichte ausfagen zu 


fünnen, daß er das in den Alten enthaltene Geſtändniß beftätigt habe, 


und in Zug 2) wurden zu diefem Behufe vom Blutgericdhte felbft 
fieben Männer in's Gefängniß zu dem Angeklagten abgeordnet. Die 
Siebenzahl war daher offenbar nicht zufällig, fondern e8 hatte die 
alte Rechtsregel, nad) welcher zum vollgültigen Beweife eines Vers 
bredyens fieben unbefcholtne, beeidigte Zeugen erfordert wurden 83), 
die veränderte Bedeutung erlangt, daß nun auf die nämliche Art der 
Beweis des in rechtsgültiger Form abgelegten Geftändniffes erbracht 
ward 9), 

In fpäterer Zeit wurden die Verhöre gewöhnlich durch einige 
Mitglieder des Rathes aufgenommen, welche für jeden einzelnen Fall 
bezeichnet zu werden pflegten; als Altuar des Verhöramts fungirte 


22) Ohne Zweifel ift in diefem Einne au die bei Segeffer II. 713 ans 
geführte Stelle des Luzerner Rathbuches von 1485 zu verſtehen. 

20) Beitfhr. VI. 161 (176). 

ꝛ2e) Shenda ©. 173 (222). 

2) Segeffer IV. 192, 1M. 

22) Zeitſchr. I. 2, 68. - 

s, Th. I ©. 199, 200, 538. Segeffer II. 617, 700. In Uri u. Luzern 
(ebenda ©. 706) wurden auch zur Befichtigung des in der Bahre liegenden 
Leichnams fieben Männer verordnet. Dfenbrüggen ſchweiz. Rechtsalterth. 
€. 111, 112. 

*) Vergl. über die Form diefes Zeugenbeweifes bie Zürcher Blutgerichte- 
orbnung bei Schauberg a. a. D. S. 378— 381. 


— 
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einer der Landfchreiber. In Appenzell A. RH. beftand Die ‚Reichs⸗ 
fammer” 5) aus einem Landesbeamten vor der Gitter, dem Gemeind 

hauptmann und einem Rathögliede von Trogen (wo die hohe Juſtiz 
verwaltet wurde) nebſt dem Landfchreiber; die Befoldung war vers 

ſchieden, je nachdem „gütlich“ oder „peinlich“ eraminirt wurde. 

Die am häufigften vorfommende Art der Folterung war das 
Aufziehen an einem Seil 9, deſſen herunterhängendes Ende mit 
einem Hafen verfehen war. Dem Inquifiten wurden bie Hände ver 
fehrt auf ven Rüden gebunden und in diefelben der Hafen eingelegt, 
fo daß das Gewicht des Körpers, welches auf Die Armgelenke drückte, 
lebhafte Schmerzen verurſachte. Erfolgte beim bloßen Aufziehen mit 
dem Seile fein Geftändniß, fo wurden dann noch Gewichtfteine an⸗ 
gehängt 7), weldye je nad) dem Grade der Tortur Kleiner oder größer 
waren %2); in Zug war ber größte ungefähr 2 Zentner ſchwer, und 
mit demjelben wurde einmal eine Weibsperfon eine halbe Viertelftunde 
hängen gelaffen! Richt felten wurden auch Ruthenftreiche, bald 
auf den Rüden , bald auf die Fußfohlen, als Tortur gebraucht; wir 
finden, daß zuweilen mit drei Ruthen, im Namen ver heil. Dreifaltig- 
feit, gefchlagen wurde! Zur Applikation der Ruthenftreiche wurde der 
Inquiſit mittelft einer befondern Vorrichtung (fpanifcher Bod genannt) 
und durch Stride, weldhe an den Daumen und Zehen befeftigt und 
angezogen wurden, auf dag Aeußerſte ausgeſtreckt. Sehr häufig wurde 
ferner der Daumenftod oder das Däumeleifen *%) angewandt, — 
eine Vorrichtung, durch welche die beiden Daumen des Inquifiten 
zwifchen zwei Eifen, die man immer näher zufammenfchraubte,, einges 
preßt wurden. Der ſchaͤrfſte Grad der Tortur war in Zug die ſpa⸗ 
niſche Geige, in welche Die Hände gefpannt wurden; e8 ward dabei 
ein eiferner Kranz aufgelegt mit ſechs Strauben, weldye man grads 
weife zuftraubte »e). Endlich wurde in Appenzell A. Rh. nod) das 


20) Landb. Art. 22, 

2e) Vergl. Urff. v. 1450, 36. I. ©. 541, v. 1537 bei Zellw. Nr. 796: 
„das ich an das vollter fail gehengkt föll werden.” Segeffer 11. 713. 

) Nidwald ner Rathsprot. v. 1594: „der 2 giangenen buben halben — 
hand M. H. erfenbt fye an das volter⸗ old Marter ſeyll zue ſchlahen vnd leer 
vfzüchen vnd fy mit allem ernſt befragen — vnd fo lär nit helffen will mit 
der gwicht vffzüchen.“ 

29 Vergl. Tapordnung v. 1632 bei Kaſ. Pfyffer der Kant. Luzern ©. 392. 

, Nidwaldner Ratheprot. v. 1751. 

**) Der Heren⸗Prozeß u. ſ. w. ©. 16 30. 
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Torturmittel gebraucht, daß man dem Inquiſtten eine Heine Wunde 
machte und brennenden Schwefelfaben in derfelben Löfchte 91). 

Daß die Folgen der Tortur, wenn fie mit befonderer Härte an⸗ 
geivendet wurde, oft entfeglich waren, verfteht ſich von felbft. In Zug 
wurde im Sanuar 1738 eine der Hererei befchuldigte Weibsperfon, 
welche troß aller Qualen nicht geftehen wollte, in Folge von mehr als 
fünf Monate langer, fchärffter Peinigung in ihrem Kerker tobt ge- 
funden. In Appenzell A.RH. farb 1783 ein Inquiflt auf der Folter, 
während die Eraminatoren zu Mittag fpeidten! Noch 1797 wurde 
dafelbft ein Angellagter, deſſen volllommne Unſchuld nachher an den 
Tag kam, aufs graufamfte gemartert 92). 

Nach beendigter Unterfuchung, insbefondere wenn der Angeklagte 
ein genügendes Geftändniß abgelegt hatte, pflegte namentlich) im Ans 
fange des Zeitraumes überall noch jenes öffentliche Schlußverfah— 
ren ftattzufinden, welches wir im erften Theile (S. 542 ff.) ausführ- 
lich dargeftellt haben. Die alte Hochgerichtsorhnung für Glarus, 
der wir daffelbe entlehnten, wurde au) in Schwyz *?) angewendet 
und cbenfo ſtimmt aud) das „Kormular des Kriegsrechts, wie es bei 
den eidgenöffifchen Truppen gebräuchlich", welches ſich der Zuger 
Ausgabe ber Beinlichen Gerichtsordnung angehängt findet, faft völlig 
mit ihr überein. Radyzutragen haben wir hier bloß noch, daß in 
Glarus immer der Landfädelmeifter des Landweibels Fürſprech war; 
Fürfpred) des Angeklagten war in Appenzell A. Rh.°%) der Landes» 
beamte, welcher die Unterfuchung geleitet hatte, während hingegen in 
Ridwalden >) gerade ausdrücklich feftgefeht war, daß der Eramina- 
tor nicht Kürfpredh fein dürfe. In Uri‘) wurde, wenn es ſich um 
das Strafurtheil handelte, der Fürſprech des Delinquenten zuerft um 
feine Meinung angefragt; er war feines Eides entbunden und fonnte 
„nach der Güte urtheilen“. 

Die alten Hochgerichtsordnungen waren indeflen, wie fie oft 
ſelbſt in ihren Meberfchriften 9") angeben, darauf berechnet, vaß an feier- 
lihem Landtage unter freiem Himmel das Urtheil gefällt wurde; fie 


) Schläpfer'’s Waldſtatt S. 165. 

»2) Walſer⸗NRäüſch HE. 194. 

e2) Kothing, die Blutrache, im Geſchfr. XI. 142, 
) Shäferaa.dD. 

*) Satzung v. 1736 in den neuern Landbüchern. 

*) „Drbnung der Malſiz⸗Landtß⸗Raͤthen“ im Archiv. 
) Zeitſchr. U. 6, 12; V. 19, 
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paßten daher nicht. recht, als fich das ganze Verfahren immer mehr 
in die Ratheftube zurüdzog. Letzteres geſchah ſchon im 16. und in 
der erften Hälfte des 17. Jahrhunderts: zu Appenzell wurde das 
Urtheil gegen drei entwwichne Todſchlaͤger vom Jahr 1555, welches 
wir im Anfange dieſes Kapiteld mitgetheilt haben, „In der gewöhn- 
fichen Rathsſtube“ ausgefält, und in Schwyz fol man in Folge des 
Mordes, welcher 1627 an Landammann Joſt Schilter aus Rache 
wegen eines öffentlidy abgegebnen Todesurtheils verübt wurde, anges 
fangen haben, das Blutgericht bei verſchloßner Thüre und unter dem 
Schweigeide abzuhalten *). Wurde auch, nachdem im Schooße des 
Rathes der Tod des Angeklagten bereits befchloffen war, noch eine 
Umfrage über ihn bei offner Thüre oder auf freiem Plage vor dem 
Rathhaufe gehalten, fo war dieß eben eine bloße Eeremonie, und dag 
ganze weitfchweifige Verfahren war fo fehr zu einem tobten Formen 
wejen berabgefunfen, daß man ſich nicht Darüber wundern darf, daß 
Katholifh- Glarus 1713 22, Appenzell A. Rh. 1720 200) daffelbe 
ganz abfchaffte, gleichwie es früher fchon in den meiften andern eidge⸗ 
nöffifhen Orten gefchehen war. In Nidwalden, wo früher das 
Blutgericht in ganz ähnlicher Weife wie in Glarus gehalten worden 
war, fand nad) dem Landbuche von 1731 folgendes abgefürzte Vers 
fahren ftatt: Zuerft eröffnete der präfivirende Landammann oder fein 
Stellvertreter al8 „Hauptrichter", dem das Gerichtsſchwert an die 
Seite geftellt wurde, die Veranlaffung zu dem vom Landrathe ange⸗ 
feßten Malefiztage und ftellte die Anfrage, ob man mit der Berhand- 


- lung beginnen wolle. War diefes erlannt, fo wurde der Delinquent 


mit angelegten Handfchellen vorgeführt; er mußte in der Mitte der 
Rathsftube niederfnien und hinter ihm nahmen einige Geiſtliche Plap. 
Der Hauptrichter hielt ihm nun feine Miffethat vor, ließ ihm bie auf⸗ 
genommne fchriftliche Prozedur vorlefert, und fragte ihn, ob er feine 
Geftändniffe beftätige. Hierauf trat der vom Landrathe bezeichnete 
Antläger (nicht mehr ein Weibel), welcher vor der Verhandlung mit 


») Vaterl. Geſpräch ©. 112. Der Beitpunft ift hier unrichtig ange 
geben, vergl. Faßbind V. 123. 

**) Rathsprot. vom 10. Auguft: „Demnach MIHH. ſich refieotiert, welcher: 
geftalten Iuth alten brüchen bei einer ekecution auff dem fpillhoff gar große 
vnd ohnnöthige weithleuffigfeiten gebrucht worben, alß iR hierüber ges 
urtheilt, dz ſolche Ceremonien auß Grheblihen Vrßachen auf dem ſpilhoff 
nicht mehr folle gehalten — werben.” 

100) MWalfer I. 732. Landb. Art. 16. 
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einigen Rathsgliedern Eonfultirt hatte, vor und verrichtete fein Amt; 
der Fürſprech des Angeklagten fuchte dann denfelben zu entſchuldigen 
und fein Beichtvater legte eine kurze Fürbitte für ihn ein. Damit 
hörte die Deffentlichkeit ver Verhandlung auf; die Zuhörer mußten ſich 
entfernen und die Thüre wurde zugefchloffen. Der Hauptrichter hielt 
nun die Umfrage, welche zuerft an den Ankläger, dann an den Ver⸗ 
theidiger, nachher an die vorfigenden Landesbeamten ihrem Range 
nad) erging. Das ausgefüllte Urtheil wurde dann durch den Lands 
weibel dem Delinquenten eröffnet; war auf Todeöftrafe erkannt, fo 
wurde fofort mit der großen Glocke geläutet und der Landweibel über» 
gab unten an der Rathhaustreppe den Berurtheilten dem Scharf⸗ 
richter. — Diefed Verfahren wurde noch mehr vereinfacht durch einen 
Landrathsbeſchluß von 1768, nach welchem nicht mehr die ganze Pro⸗ 
zedur, fondern nur gin Auszug derfelben verlefen und fein Ankläger 
mehr beftellt wurde‘, aud) der Fürfprech des Angeklagten feine Ent - 
fhuldigung nicht mehr öffentlich, fondern erft nad der Wegführung 
deffelben bei verfchloßnen Thüren vorbrachte. 

Die fofortige Vollſtreckung eines Todesurtheils war in älterer 
Zeit allenthalben gebräudhlidy 1) und fam namentlich auch in Zug ®) 
vor, wo der Weibel in Begleitung eines Priefters fidy in den Thurm 
begab, um dem Delinquenten „das Leben abzukünden” und ihn zur 
Beichte feiner Sünden zu ermahnen, hierauf, nachdem diefe erfolgt war, 
das dritte Zeichen gelüutet wurde, mit welchem des Scharfrichters 
Amt begann. In neuerer Zeit dagegen fam ebenfo allgemein die Sitte _ 
auf, die Hinrihtung erft Drei Tage nad) dem Urtheile vorzunehmen ; 
der Landrath von Nidwalden feste, auf das Beifpiel anderer Kan 
tone fi) berufend, 1772 dieſe Aenderung fe. In der Zwiſchenzeit 
wurde nun der Delinquent durch Geiftliche zum Tode vorbereitet; am 
Tage der Erefution aber wurde gewöhnlich zuerft auf offnem Platze 
dem Bolte der Aktenauszug vorgelefen, worauf in den einen Ländern 
der Landammann oder fein Stellvertreter mit der hergebrachten Form 
des Stabbrechens 2), in den andern der Landweibel den verurtheilten 
Berbrecher dem Scharfridhter übergab. In Glarus und Appenzell 
A. Rh.) wohnte der Statthalter oder Landeshauptmann oder ein 


1) Berg. Th. I. ©. 545. 

2) Zeitſchr. 1. 2. 66. 

2) Vergl. darüber Schauberg zürch. Rechtequellen ©. 145. 
*) Schäfer ©. 111. 
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anderer Landesbeamter ald Reichsvogt“ zu Pferde, begleitet von 
einem Weibel in der Landesfarbe, der Hinrichtung bei, um ber 
Obrigkeit über die Vollſtreckung des Todesurtheils Bericht zu erſtat⸗ 


ten; in Nidwalden war auch diefe Funktion ausfchließlich dem 
Landweibel übertragen. 
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Bierzehntes Kapitel, 


Nechte an Sachen. 
8.1. Eigenthum. 


1) In unſern freien Ländern war es, wie ſchon im erſten Theile 
(S.436) bemerkt wurde, Regel, daß das Eigenthum an Grundftüden, 
wie dasjenige an Fahrhabe, unter Lebenden durch bloße Tradition 
(Befigesübertragung) erworben wurde. Eine Ausnahme machte bloß 
Zug, wo bie gerichtliche Fertigung von Liegenfchaften in ber 
Weife erfolgte, daß zuerft der Verkäufer den gefchehenen Kauf (over 
Taufch) eröffnete, dann der Richter beide Kontrahenten anfragte, vb 
berfelbe ihr ernftlicher Wille fet, hierauf der Verkäufer fein Gut an 
den Gerichtsftab aufgab und der Käufer e8 an demfelben empfing, 
endlich den Partheien auf ihr Begehren über die vollzogne Yertigung 
eine Urkunde ausgeftellt wurde Y. 

In den abhängigen Landfchaften, namentlich wo noch grund⸗ 
herrliche Verhaͤltniſſe beftanden, wurde dagegen regelmäßig die ges 
richtliche Fertigung erfordert. Im Hofe Wolrau 2) mußte der Ber: 
fäufer, wie in Zug, den getroffnen Kauf dem Gerichte eröffnen, und 
wenn beide Kontrahenten über denfelben einig waren, fo hatte der 
Verkäufer ſich feines Grundſtückes an des Gerihts Stab zu entzichen, 
worauf der Vogt und Richter daſſelbe dem Käufer verlieh. In Eins 
fiedeln war e8 altes Recht?), daß, wenn Jemand ein Gut länger 
als ein Jahr befaß, ohne ven Kauf auf fich fertigen zu laffen, daſſelbe 
dem Gotteshaufe verfiel; diefe Beftimmung hatte namentlid) die Be- 
deutung, daß der dem legtern zufommende Ehrfehag nicht umgangen 
werben durfte. Auch wurde bier die Fertigung nur dann vollzogen, 
wenn der Käufer einen Drittheil des Kaufpreiſes baar zu erlegen 


1) Wochengerihtss Artikel in der Zeitſchr. I. 2. 57. Vergl. St. A. 2. 
4. 1566 Urt. 24. 


2, Hofarlikelbuch v. 1622 Art. 33 bei Rothing Rq. ©. 306. 


2) Hofrodel ebenda ©. 100, vergl. S. 210. Offn. v. Pfäffikon v. 1427 
ebenda ©. 04. 
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hatte . In Engelberg endlich bedurfte jede Handänderung von 
Grundftüden der Gutheißung des Prälaten und der kanzleiifchen Fer⸗ 
tigung, „damit der Lehenherr an feinen Zehensgerechtigkeiten nicht bes 
nadıtheiligt werde" 9). | 

Durch Erbgang wurde allenthalben von felbft, ohne daß es da- 
zu befonderer Förmlichkeiten bedurfte, Eigenthum an Grundftüden 
wie an Fahrhabe erworben. 

2) Was die Erfisung betrifft, fo haben wir im erften Theile 5) 
gefehen, daß die „rechte Gewere“ des ältern deutſchen Rechtes, d. h. 
der unangefodhtne Beſitz eines Grundftüdes während eines Jahres 
und 45 Tagen, weldjer gegen jede ſpaͤtere Eigenthumsklage eined im 
Lande Anwefenden ſchützte, in unfern Gegenden wohl befannt war. 
So unzweifelhaft indefien der alte Rechtsſatz auf erfaufte, überhaupt 
unter Lebenden erworbene fo gut wie auf ererbte Güter fid) bezog , fo 
hatte doch das von uns mitgetheilte Gefeh des Landes Schwyz vom 
Jahr 1451 9%) feinem Zufammenhange nad) nur die legtern im Auge 
und ebenfo wurde aud) das alte Landbuch von Glarus, weldyes ur: 
fprünglidd wohl einen weitern Sinn hatte, feiner Faſſung wegen 
immer mehr bloß auf Erbgüter bezogen ). Daraus erklärt ſich, daß 
man fid) hier im Jahr 1563 veranlagt fand, ein neues Geſetz über die 
Erfisung, beziehungsweife die Verführung der Eigenthumsklage an 
Liegenfchaften zu erlafen, welches Jahrhunderte lang neben dem 
ältern beftanden und zulebt daffelbe verdrängt hat. Es wurde nämlid) 
damals zu Landrecht angenommen 9: 


„Welcher güeter Inn vnſerm Landt zwey Jar vnd Tag In Rücwiger bes 
ſitzung gehept und biefelben vnangeſprochen genußet vnd befefsen hatt, vnnd Imm 
dann von einem ber Inlendiſch, vnd über fin gut ſelb gewalttig geweſen iſt, 
Nah verfhynung ber zweyen Sare angefproden wirtt, bie föllendt vmb ir 
aufprach abgewifen werden. Vßgenommen vogtfindt, Wittwen und Werfen und 


*) Hofrodel und Waldſtattordn. v. 1702 ebenda ©. 209. 
a) Eakung v. 1688, Seitfchr. VII. 122. 

) ©. 167, 437, 591. Bergl. zu den bier angeführten Stellen noch Kos 
thing Na. S. 64 (Offn. v. Pfäffikon), 364 (Hofreht v. Wangen). Laubb. 
der March v. 1544 Art. 26. 

) S. dafielbe vollftändig bei Kothing 8%. S. 281 — 283, 

?) Das erfte gebrudte Landb. v. 1807 9.85 giebt die von uns im erften Theile 
angeführte Satzung, ziemlich entflellt, folgendermaßen: „Sollte jemand auf lies 
gende Güter, welche erböweis fallen, oder von den Erben gefauft werben, Ans 
fprud zu machen ſich berechtigt halten, fo mag er ſolches in Jahr And Tag vom 
Kauf oder Exrbfall an thun“ un. f. w. 

Y)R.2 B. DB. BA (Zeitfhr. V. 199). Vergl. 8b. v. 1807 5. 163, 
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bie Lang nit Im Landt geweſen oder fonft vßlendiſch perfonuen, bie fond vors - 
behaltten vnd harin nit vergriffen fin.“ 

Um alle Rechtsunſicherheit zu verhüten, wurde durch dieſes Ges 
fe verordnet, daß, wie bei ererbten Gütern der einjährige, fo bei 
andern Liegenfchaften der zweijährige unangefochtne Befig Eigenthum 
ſchaffen follte, wenn ſolches nicht bereits durch die Befigesübertragung - 
von Eeite des frühern Eigenthümers entftanden war, Und wie Die 
ältern Gefege gewöhnlidy bloß Abwefende von der furzen Verjährung 
ausnahmen, fo wurde diefe Wohlthat nun aud) den unter Vormund⸗ 
ſchaft ftehenden PBerfonen, ven Wittwen und Waifen zu Theil. 

Die nämliche Vergünftigung, nur nod) ausgedehnt auf obrig- 
feitliche Verwaltungen und fromme Stiftungen, ließ das Nidwaldner 
Landrecht bei feiner neunjährigen Verjährung (Laubries) eintreten 9), 
weldye fowohl für Eigenthum al8 aud) für Forderungen galt 29); mit 
Bezug auf ſolches, von der Verjährung befreites Vermögen hatte man 
das Rechtsſprüchwort, daß es „allezeit nad) feinem Herrn fehreie”. 
Wie wir im erften Theile gejehen haben, galt die neunjührige Ber: 
jährung audy in Appenzell.) und eine zehnjährige in Obwals 
den 12). Das feither aufgefundene alte Landbuch (BL. 16 B) giebt 
bie einfchlägige Stelle folgendermaßen: 

„Was yeman hie fürhin Inn hatt Ju gewert unß gehen Iar, Es fy 
frow oder man, das fol er ouch haben Vnd fol darnad fein recht aan, Der es 
wer dan das Jeman vilert dem land wer gefin, Bub von ſynen Pechtenen nit 
wüfte, der mag es wol vor Im haben.“ 

Ein fpäterer Landesbeamter, welcher einige oberflächliche Kennt: 
niß von römifhen Rechte gehabt zu haben fcheint, fand ſich dann 
veranlaßt, an den Rand neben die erfte Zeile pie Worte «bono titulon 
zu feßen, woraus die Einfhaltung „mit gutem Titel? im Landbuche 
von 1635 entftanden ift '>). 


*) 26. v.1782 V. 17.2. In Art. 1 heißt es: „daß Laubryß, oder bie Ber: 
jähenng iſt ein von Mecht gutgeheißne Weyß etwaß zu erlangen, worburch nem⸗ 
lich vermittelt Ciner auf Erforberlihe Weyß und Zeit gefehten beftimmung eine 
Rechtſamme erhalten, oder verlohren wird.“ Allgem. (gebrudtes) Geſetzbuch Bd. I. 
1867. ©. 75. 

10) Bergl. Th. 1. ©. 168, 438, 476. Altes Stadtrecht von Luzern Art. 1085 
(„Bub ein gewerd“) in der Zeitfchr. V. 87. 

1) Bergl. Landb. v. A. Rh. Art. 3. 

17) Vergl. auch Berner Gerihtsfagung v. 41615 IE. 3 („Bon verfärung. 
oder Gewärd“) und Stadtrecht von Freiburg im Breisgau v. J. 1520, I. 9. 

2) (Sine ähnliche Epur von Einwirkung des römifchen Rechtes findet fi in 
den Etatuten des obern (grauen) Bundes S. 28: „Bon Boflefflon und Zraſtriptien. 

Blumer, Staate- und Rechtsgeſchichte. II. Thl. 2. Br. 


66 Rechte an Sachen. — 


3) Nach römiſchem Rechte erwarb der Grundeigenthümer durch 
Alzeffion Eigenthum an allen beweglichen Sadyen, weldye or« 
ganifch oder fonft auf dauernde Weife mit feinem Grunpftüde ver⸗ 
einigt wurden, keineswegs aber an foldyen, welche zwar irgend ein 
Zufall auf dafjelbe gebracht hatte, die aber ohne Mühe ſich wieder 
entfernen ließen. In beiden Bezichungen galten in unfern Landſchaf⸗ 
ten abweichende Nechtsgrundfäße. 

Die Bermuthung fpricht zwar auch bei uns dafür, daß der Ei- 
genthümer des Grundes und Bodens aud) Eigenthümer der damit 
zufammenhängenden Sachen fei; aber getrenntes Eigenthum ift möge 
lich und wird, wo es fich nachweifen läßt, rechtlich anerkannt !%). Daß 
Gebäude zuweilen andern Eigenthümern gehörten als die Liegen- 
ſchaft, auf welcher fie ftanden, dafür haben uns bereit8 die Senn- 
hütten an den Gemeinalpen, von denen wir im eilften Kapitel (5.367) 
geiprochen, ein Beifpiel geliefert. Das Naͤmliche war bei Bäumen 
in Schwyz!) und Glarus nidt jelten der Fall; fa in Appen- 
zell 19 war es fehr gebräuchlich, daß bei Uebergabe eines Gutes in 
Folge von Kauf oder Theilung der abtretende Eigenthümer die darauf 
fiehenden Obftbäume ſich vorbehielt, bis ein Gefeg von 1575 zu Ver: 
hütung von Uneinigfeiten e8 verbot. Daß in dieſem Gefege bloß 
Rückſichten der Zweckmäßigkeit angerufen werben, ift gerade ein neuer 
Beweis dafür, daß die römische Rechtsanficht von der Untheilbarkeit 
der Zubehörve von Grund und Boden bei und feine Geltung fand. 

Umgefehrt finden wir in unfern Landrechten Beftimmungen, welche 
ben Grundeigenthümer felbit an Sachen, die nur zufällig auf feine 
Liegenfchaft gerathen waren und nicht mit derfelben zufammenhingen, 
unter größern oder geringern Beſchraͤnkungen Eigenthbum erwerben 
ließen; e8 waren dieß Nachwirkungen des alten deutfchredjtlichen 
Prinzips, daß in der Gewere an einem Grundflüde aud) diejenige an 
allen darauf befindlichen beweglichen Sachen enthalten fei 17). Wie in 
deutſchen Rechten nicht felten das Eigenthum an Bienenfhwärmen 


Welcher ein Gut oder etwas anderes liegendes durch einen reblidhen Kauf ober 
fonften unter einem redlichen Titn! 12 Jahr lang rühig beſthet, foll dannethin 
darbei gefhüget und gefchirmet werben.” 

24) Vergl. Bluntſchli RG. II. 98. 

15) Landégem. Brot. v. 1770. 

26) 2, 9. A. Rh. Art. 107, 3. Rh. Art. 165. 

a) Alb recht Bewere ©. 19 ff. Phillipe D. P. R. 1. 398. Hilles 
branv D. P. R. ©. 61. 
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demjenigen zuerlannt wird, auf deſſen Grundftüde fie ſich niederlaſſen, 
fo fagt aud) das Waldftattbudy von Einfiedeln Art. 84 12): \ 

„Ss einer ein Imbd In ſynem guott findt, mag er Inn für eigen haben, 
Es were dann das der Inn anfprict ein Eid doͤrffte fchweren Inpli zuo Gott 
ynd den Helgenn, das der Imbd fin ſyge Ald vs ſynem bynkorb komme.” 

In Uri war es altes Recht, daß dem Grundeigenthümer Alles 
zufiel, was durch Naturereigniffe wie Erbfchlipfe, Lauwinen u. dgl. 
(„Wind und Wetter”) auf feine Liegenfchaft geführt wurde, fofern es 
von der gemeinen Mark herfam; waren e8 hingegen Sachen, welche 
im Privatbefige geftanden hatten, fo mochte der Eigenthümer fie zu⸗ 
rüdfordern, jedoch nur gegen billigen Erfa des verurfachten Scha- 
dens 1%). In Engelberg hingegen gehörten Bäume, welche durch 
Wind, Waſſer oder Laumwinen auf eine andere Liegenfchhaft getragen 
wurden, immer dem Eigenthümer diefer legtern; nur wenn diefelben 
auf die gemeine Mark getragen wurden, konnte der Eigenthümer 
fie binnen Jahresfrift zurüdnehmen :%). Die Landgemeinde von 
Glarus ftellte 1727 unbedingt den Grundfag auf: Holz, wel- 
ches durch eine Wafferfluth auf eine andere Liegenfchaft geſchwemmt 
werde, gehöre dem Eigenthümer derfelben. 1763 aber wurde dieſes 
Geſetz abgeändert und folgende Unterfcheidung gemacht: wenn Häus 
fer und Ställe weggeſchwemmt werben, fol der Eigenthümer das 
Holz von denfelben überall, wo er es findet, gegen Vergütung des 
Schadens beziehen mögen; gehauenes und angezeichnetes Holz fol 
zwifchen dem bisherigen Eigenthümer und dem Eigenthümer der Lie 
genfchaft, auf welche es angeſchwemmt worden, gleich getheilt werben; 
anderes (ungehauenes) Holz dagegen foll ausfchließlid) dem Letztern 
gehören. 1770 endlich wurde für alles Holz, weldyes durd) Sturm- 
winde weggetragen werde, die Regel aufgeftellt, daß das Eigenthum 
defielben keine Veränderung erleiden folle, fondern nur der entftandne 
Schaden dem Brundeigenthümer, welchem es zugeführt worden, zu 
vergüten fei 2%). Wir fehen alfo hier eine fortichreitende Entwicklung, 
welche, der Billigfeit entfprechend,, den Eigenthumgerwerb in Folge 
zufälliger Umftände, die eine bewegliche Sache auf eine Liegenfchaft 
führten, immer mehr einfchräntte, 


1) Kothing Ra. ©. 183. 

9) 2b. 9. 1823 Art. 169, 8. 4. 

198) Satzung v. 1751, Zeitfhr. VII. 147. 

20) Landsgem. Prot. Bergl. 2b. v. 1807, $. 185, wo die beiden lebten 
Befehe in eines zuſammengezogen, babei aber auch theilwelfe geändert worden find. 
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Eine bloße Folge des erwähnten deutfchrechtlichen Prinzips war 
auch das Recht des Ueberfalls und Ueberhangs (Anries), welches 
wir ſchon im erſten Theile (S. 444) kennen gelernt haben. Zwiſchen 
ſtrenger Durchführung des Grundſatzes, nach welchem anfallendes 
Holz und Obſt dem Grundeigenthümer gehörte, und Billigkeitsrück⸗ 
ſichten, welche eher für den Eigenthümer des Baumes fprecdhen, finden 
wir mannigfache Schwankungen in unfern Landredyten. Das alte 
Landbud) von Uri (Art. 117) ſtellt zwar den allgemeinen Satz auf: 
„Holz oder Obſt, welches aus einem anftoßenden Gute herüberfalle, 
gehöre dem Eigenthümer des Bodens‘, auf weldyen es falle," fügt 
dann aber dod) bei, derfelbe folle den Nachbarn nicht hindern, einen 
beim Abhauen herübergefallenen Baum zurüdzunehmen, foferne dieß 
fofort gefchehe und er ihm den Schaden abtrage. Aud) in Nidwalden 
räumt ſchon das alte Landbuch 22) dem Eigentümer des Baumes 
einen Monat Frift ein, um denfelben wegzunehmen, fo daß erft nad) 
Ablauf diefer Zeitfrift der Eigenthümer des Gutes, auf welches er 
gefallen, den Baum erwirbt; das neuere Landbuch aber fügt nod). bei: 
wenn ed dem Eigenthümer des Baumes nicht möglich fei denfelben 
binnen einem Monate wegzufchaffen, fo möge er ihn aud) länger lies 
gen laſſen, fei dann aber zum Schadenerfage verpflichtet. Mit Bezug 
auf überhängendes Obſt galt in Nidwalden der Grundfag: der Eis 
genthümer folle e8 nicht ablefen, fondern den Baum fehütteln und 
dann gehören die Früchte demjenigen, auf deffen Boden fie fallen, fo- 
ferne leterer nicht Allmende fei 22). In Obwalden fchrieb das alte 
Landbud) 23) vor: wenn man den Baum fhüttle oder wenn ein Sturm: 
wind das Obft herunterwehe, fo gehöre daflelbe zur Hälfte dem Eis 
genthümer des Baumes, zur andern Hälfte dem Eigenthümer des 


anftoßenden Gutes, auf welches e8 falle, „für feinen Landtheil, Trauf. 


und Schatten”; die Früchte aber, welche von felbft abfallen, möge der 
Nachbar, auf deffen Boden fie fallen, ganz für fi) behalten. Wie 
diefes Ältere Recht nachher zu Gunften des anftoßenden Grundeigen⸗ 
thümers geändert wurde, haben wir im erften Theile bemerkt 2°). In 


2) Satzung vom Ende des 15. Jahrhunderts, Zeitfchr. VI. 140. 
22) 25, v. 1782 V. 10. 14 „Bon Bäumen, fo in deß anderen Guott fallen.” 


Ehenda 12 „Bon Bäumen, fo Früchten tragen, wie biefelbe gefhättet und ger 


ſammlet werben follen.” Geſetzb. v. 1857 ©. 64, 65. 
2) Bl. 10 B, Satzung v. 1561. 
24) Vergl. auch &b. v. 179% fol. 163, v. Moos ©, 193. 
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Appenzell 25) und Werdenberg 2°) wurde unter allen Umſtaͤnden 
das überfallende Obft zu gleichen Theilen getheilt; in Wolrau 2”) 
dagegen, wie in Weſen und Gafter, nur dann, wenn der Baum außer: 
halb dem Graͤnzhage hand, während im entgegengefepten Falle dem 
Nachbarn alles Obſt gehörte, welches auf fein Gut fiel oder über 
demfelben hing. In der March 29) wurde unterfdyieden zwifchen 
Kirfchen und Zwetfchgen, und anderm Obfte: erftere gehörten in der 
Regel dem Eigenthümer des Baumes, und nur wenn die Zwetfchgen 
heruntergefchüttelt wurden, dem Eigenthümer des Bodens, auf weldyen 
fie fielen; leßtere8 dagegen mochte der Nachbar, auf deffen Eigenthbum 
es fiel, immer auflefen und für fid) behalten. Eine ähnliche Unters 
ſcheidung fand in Glarus ftatt, indem bloß für Kirfch- und andere 
Steinobftbaume, deren Aeſte auf des Nachbars Eigenthum hinüber: 
reichen, vorgefchrieben war, daß ber Legtere von den Früchten foviel 
nehmen dürfe alg er mit Händen oder Hafen von feinem Boden aus 
erlangen möge. Für andere Bäume hatte die Landsgemeinde 1566 
bloß den Örundfag aufgeftellt, daß, wenn fie an einer Gaſſe fteben, 
die Früchte dem Eigenthümer des Baumes- gehören follen und nicht 
eiwa dem Eigenthümer des auf der andern Seite an die Gaſſe ftoßen- 
den Gutes 2°); das Landbuch von 1807 (8. 168) aber, wahrſcheinlich 
auf Gewohnheitsrecht fid) ſtützend, feßt gleiche Theilung feſt zwiſchen 
dem Eigenthümer des Baumes und dem Nachbarn, auf deffen Boden 
das Obſt fallt. 

4) Miteigenthbum Mehrerer an einer Sache fam am eheften 
bei Gebäuden vor; wir finden daher aud) nur mit Bezug auf dieſe 
einige Beitimmungen im Landbuche von Glarus. Altes Recht war 
es hier, daß fein Miteigenthiimer den andern „von feinem Theil 
zwingen” durfte, jondern daß fie dag gemeinfchaftliche Gebäude freund- 
lid) mit einander benugen follten; wenn aber ein Miteigenthümer feinen 
Antbeil nicht felbft gebraudyen wollte, fo follten ihm die Genoffen 
einen billigen Miethzins dafür bezahlen. 1547 wurde diefe alte 
Sapung dahin abgeändert, daß, wer einen Eleinern als den vierten 
Theil eines Hauſes befige, diefen Antheil nicht ſelbſt benugen möge, 
fondern ihn den Miteigenthümern um einen, durd; die Rathsherren 


25) 25.9. A. Rh. Art. 169, 3. Rh. Art. 155. 

30) Landb. Art. 29. 

”) Hofartifelb. Art. 6, Kothing Rq. €. 299. 

28) Landb. Art. 86, ebenda ©. 145. | 
2e) 4.2.2. Bl. 44 B, 54B, Zeitſchr. VI. 8, 27. 
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der Gemeinde zu beſtimmenden Preis verkaufen oder wenigſtens ver⸗ 
miethen ſolle. 1573 entſtand die Frage, ob einer von mehrern Mit⸗ 
eigenthümern eines Hauſes in feinem Antheile eine Wirthſchaft zu 
betreiben berechtigt fei, wenn die andern Miteigenthämer der Unruhe 
wegen dagegen Einfpradye erheben. Die Landsgemeinde erkannte: 
wenn das Haus vom Boden bis zum Dache getrennt fei und jeder 
Theil feinen befondern Eingang habe, fo möge in jedem Hausantheile 
gewirthet werden, im entgegengefesten Falle aber nicht, foferne nicht 
fammtliche Miteigenthümer e8 verftatten >). Im after *ı) mußte 
ſchon in dem Falle, wenn ein Haus mehr als zwei Eigenthümern ge= 
hörte, der Eeinfte Antheil ven Miteigenthümern verkauft werden und 
wenn der Inhaber deffelben e8 nicht von fid) aus thun wollte, hatten 
Vogt und Rath Gewalt für ihn zu verkaufen. 

5) Das Nachbarrecht, welches im deutſchen Rechtsiyfteme 
mehr als im römifchen ausgebildet erfcheint, befchräntt nicht bloß den 
Grundeigenthümer, im Intereffe des Anftößers, in der freien Vers 
fügung über feine Sache, fondern e8 legt ihm aud) zu Gunften des⸗ 
felben Berpflichtungen auf. 

Was das Recht zu bauen betrifft, fo war in Schwyz °2) der 
Eigenthümer,, welcher glaubte, daß fein Nachbar „ihn verbauen oder 
überbauen wolle”, zur Einfpradye befugt und es hatte dann der Richter 
nad) Befchaffenheit des Falles zu entfcheiden. In Glarus 38) wurde 
1765 das Baurecht durch die Gefeugebung folgendermaßen geregelt: 
wenn Jemand durd) feinen Bau einem Andern die Sonne vollflommen 
oder „ein ordentliches Licht und Ausſicht“ gänzlid) entziehen würde, 
fo fol diefer Bau nicht geftattet werden; wenn aber nur ein Theil 
der Sonne und gehabten Ausficht verbaut wird, fo hat der Benach⸗ 
fheiligte bloß Anſpruch auf billige Entſchaͤdigung, welche durch rich« 
terliches Ermeſſen feftzufeßen ift. | 

Beim Pflanzen von Bäumen gilt in Nidwalden *) 
unter Anftößern die Beſchraͤnkung, daß Kirfhbäume nur in einer 
Entfernung von einem Klafter von der gemelnfamen Gränze gefegt 
werben dürfen. In Glarus war durch eine Sagung von 1587 3°) 


») 94.2.8. Bl. 14 B, 52 A, Zeitfchr. V. 154, 155. VI. 24. Bergl. 
%b. v. 1807 58. 160, 161: 


21) Landb. Art. 159. 

#2) Satzung v. 1543 im Landb. II. 20, Kothing ©. 173. 
22) Landsgem. Prot. 2b. v. 1807 $. 162, 

s) 26, v. 1782 V. 10. 12. Geſetzb. v. 1857 a. a. ©. 

22) A. L. B. Bl. 58 B, Zeitſchr. VI. 37. 
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überhaupt verboten, Bäume fo nahe an ein Haus oder an einen Gar⸗ 
ten zu pflanzen, daß daraus für ven Nachbarn, fei ed durch Entzug 
von Sonne oder Ausſicht, fei e8 durch die Traufe, Nachtheil entſtehe. 
1701 aber wurde verordnet, es follen in Gütern (MWiefen) feine 
Baͤume näher als zwei Klafter von der Graͤnze gefegt werden 29. In 
Werdenberg ) mußten bei anftoßenden Gütern Aepfel- und Birn- 
bäume ein Klafter, Steinobftbäume zwei Klafter weit von der Marts 
fheide weg gepflanzt werden; Häufer hatten, zu Erhaltung der Aus⸗ 
fit, bei den erftern Anſpruch auf 4, bei den letztern und bei Nußs 
bäumen auf 8 Klafter Entfernung. | 

Was die gegenfeitigen Verpflichtungen unter Nachbarn betrifft, 
fo war es vorerft, wie wir im erften Theile (S. 443) gezeigt haben, 
gemeines Recht unfrer Länder, daß die Eigenthümer zweier anftoßens 
den Liegenfchaften, namentlidy wenn die eine oder andere auch zur 
Viehweide benugt wurde, die Gränzhäge oder Gränzmauern 
zu gleiden Theilen zu erftellen hatten. Wer feinen Antheil 
am „Fried“ (wie der Hag oder die Mauer, weldye das Grundftüd 
befriedet, d. b. vor unbefugtem Eindringen ſchirmt, bezeicdhnend ges 
nannt wird) nicht gehörig unterhielt, wurde dadurch erfagpflicgtig für 
allen Schaden, welchen Durchbrechendes Vieh dem Nachbarn anrichtete. 
Wir lafien Darüber unfere Rechtsquellen, weldye gerade, hier cine merk⸗ 
würdige Llebereinftimmung zeigen, felbft fprechen. 

A. L. B. von Uri Art. 114: 

„Bo — in Khünfftigem — teylung der Gütteren befhähe, fo foll mann 
bie theilen, daß ieder dem anderen foll Halben hag geben, indeßen Brieff vnd 
Eigel ohne nachtheil, fo einer darumb wüßte zuverzeigen.“ 

Hofrecht von Reichenburg Art. 45 39): 

„Item ouch ift vnßer Hoffsrecht, dz einer dem andern fol halben Zun 
vnd frid geben; wer aber fach da einem ſchaden beſchech durch des faden, 
bie einer zünen vnd friden follt, dz foll einer dem andern apthragen.” — 

Landb. von Küßnach $. 31: 

„Wan güter aneinander floffen, es wäre matten, weyb oder gärten, folle 
jeder theil dem anderen halben Haag, frid und fhirm geben, Es wären 
den darzwüfchen fondere bedingnuffen. — 

„Wäre es auch daß Einer feinen zu machen fchulvigen theil Haag in fold 
ſchlechtem ſtandt unterbaltete, daß einen anderen buch difen Hang Vich 


20) Randsgem. Brot. 8b. v. 1807 $. 160. 

3) Landb. Art. 30. 

“) Kothing Na. ©. 350, 279. Bergl. auh Cinſiedler Satzung von 
1702 ebenda S. 215. 


72 Rechte an«Sadıen. 


in fein matten, weyd oder gärthen Täme und ihne beſchädigte, folle ber, io den 
Haag nicht in erforderlihem fand unterhalten uud durch welchen daß Vich durch⸗ 
gekommen, dem gefibädigten ben ſchaden nach unpartheyſcher ſchatzung abzu⸗ 
tragen ſchuldig ſeyn.“ 

A. L. B. von Nidwalden (Satzung von 1482) 20): 

„Wo allment wird koufft zu Eigenn gütteren, wo Sy an andere Eigen güter 
Stoßt, Soll auch halben Hag gebenn Eigenn gegen Eigenn. Gliche gütter 
Sond ouch glichlichen hagen, doch ob dern Giner über Sumer etzett, der Soll 
ouch vber Somer hagenn, doch Soll jetlicher fin hag an vßtagen *°) erberlich 
machen vnd vffrichten.“ 


Landb. von Obwalden von 1792 fol. 152 41): 


„Wir haben aufgefegt und gemacht, wo Jemand an den Anderen floßet mit 
Güetteren oder fohweinzühnen und an Gärten, ba foll Jedermann dem Anderen 
halben Hag oder Zum geben, nit aufgenommen, den Fälderen waß Rechtß 
fie Haben, darbey laßen wir eß noch bleiben, thnet dann jemand ben Anderen 
fhaben, va mag der dem Schaden befhidt, fein recht vor ihm hann. 

„Wäre aber in Fauffen und Erbfählen Anderf angedingt, darbey foll einer 
auch gefhürnt werben, Es follen aber darum gefchriften gelegt werden, bamit 
kein Geſpahn darauß erwachfe, fonft foll es nidt gelten.” 

A. L. B. von Glar us Bl. 29 A (3. 1545) 2): " 

„Stem wo In onferem Land, es ſy In berg oder In thal, zwen oder mer 
mitt Iro gütter an einanderen ftoßen, die füllen ein anderen Halben zun 
geben, anderſt dan was von altherhar Meüren find, oder wo vrtheilen Brief 
vnd figel darwider wären, füllen by krefften bliben. Welcher tan fich von ſolchen 
alten meüren abgefundert hatt, der fol dan gegent finem anftößer Zünes pflicht 
thun, wie anzeigt mitt halben zun. vnd allmyl fülche mehr nürt vff ein eintzi⸗ 
gen kompt, alfo das noch zwen Im füldher Meür vberbiybend, die mögen mitt 
einanberen flößen vnd meüren one Zunes pflicht.” 


Land. von AppenzellA. Rh. Art. 178: * 

„Bo Nahbahren in Neferen oder Wuiden von ein ander hagen müßten, bie 
follen ven Hag gleihlich theilen, und wie fie in theilen, alfo ſollen fie 
hagen, und nicht mehr theilen bis eintweders Guit zerfallt, oder beede, dann fol 
der Hag widerum nach aller Billichfeit getheilt werden; — — doch vorbehalten 
daß allwegen die Weiden den Aderen Schirm geben, wie von Alters ber.” 

Eine fernere, viel weiter gehende Verpflichtung unter Anftößern 
beftand darin, daß dem Eigenthümer eines oberhalb liegenden Grund⸗ 
ftücfes, welcher zum Zwecke der Entwäflerung einen Graben durch 
dafielbe z0g , der Inhaber des unterhalb Tiegenden Gute Auszug 


29 Zeitfchr. VI. 132, 

+) Im Frühling, fagen die neuern Landbücher. 

2) v. Moos ©. 19%. 

2y Beitfchr. V. 177. Bergl. 26. v. 1807 88. 163, 185. „Meuren” wird 
bier erflärt durch gemeinſame Abung (gemeinfchartlihe Viehweide). 
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neben, d. h. auf feinem Boden ven Graben fortfegen mußte, 

Wir laffen auch über dieſe Nechtspflicht, welche, wie es fcheint, im 

Intereſſe beflerer Bodenkultur aufgeftellt wurde, unfre Quellen ſprechen. 
A. L. B. von Nidwalden (Satzung von 1510) 28): 


„Wo graben ald fur waſſer fließent ald ſchwaͤbend jnn vnßrem Landt, Cs 
ſeye in matten Div auderſchwo, dz man bie vfſgraben vnnd in allwegen der 
vnder dem Dberen ba vszug geben Soll, an inted, und Soll man das 
nu für bin für ein lands recht han. 


A. L. B. von Obwalden A. 11 A (3. 1561) 4%): 


„Ba Wafler gräben durch die gütter gandt, da fol allwegen der onder 
den obern fo es mangelbar ßzug geben fo bald er des ermant vnd Ime 
muglih, funft mag «6 der ober muden lan vnd fol Ime der under den koſten 
geben ane wytiern verzug.“ 


Hofredht von Reihenburg Art. 67 45): 


„Welcher vff vnſern Nietern graben welt, wa es were, fo fol Im der 
under vßzug geben, fo er aber dz nit thun welt, fo mag der, fo graben wil 
oder graben hatt, die dry gefhwornen fchäßer dar füeren, fo fy dan erfenend, dz es 
von nöten und den Rietern gut fyge, fo fol der under vßzug ze geben ſchuldig fin.“ 


Landb. ver March Art. 97: 


„Wann in güeteren ſich alte dolen undt gräben erfindten follen, folle jeder 
Undere Befiser dem oberen lauth alter Uöbung den außzug zu geben 
fhulbtig feyu.” 


Landb. von Gaſter Art. 164: 

„Es foll allwag der under dem oberen mit graben Innert vierzädhen 
Tagen, nachdem der ober angerangen hat zu graben, ßzug gäben, vnd welcder 
das nit thät, der if zuo Buß verfallen Fünf Pfund Haller.“ 

6) Da in unfern Ländern das Eigenthum an Fahrhabe eine 
geringere Bedeutung hatte als in den, Handel und Gewerbe treiben- 
den Städten, fo ift es begreiflich, daß‘ unfre Landrechte Darüber aud) 
weniger Beftimmungen enthalten al8 e8 bei den Stadtrechten der Kal 
if. Insbefondere behandeln fie die Lehre vom anvertrauten Gute, 
welche im deutſchen Rechte fonft eine fo wichtige Stelle einnimmt, 
gar nicht. Was dagegen die Bindikation geftohlner Sachen bes 
trifft, fo galt aud) bei und der Orundfag, daß der Eigenthümer dies 
felben überall, wo er fie fand, an fidy ziehen fonnte und aud) dem 
Befiger in gutem Glauben den bezahlten Kaufpreis oder das auf 
Fauftpfand geliehene Geld nicht zu erfegen hatte, indem Legterer ſich 
an feinen Berfäufer oder Verpfänder halten mußte. 


+3) Zeitfchr. VI. 145. Bergl. Lb. v.1782 V. 10.6, Geſetzb. v..1857 ©. 62. 
22) Vergl. 2b. v. 1792 fol. 150, v. Moos ©. 1%. 
) Kothing Ra. E. 356, 149, 
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Stadt: und Amtb. von Zug Art. 96 49: 

„Welichem das fyn verfiolen wirt, und er demfelben nachkumpt, das ouch 
in der Etatt und Ampt wieder findt, fol im das felbig wieder geben werden 
one Entgeltnus.” 

Glarner Landsgem. Brot. von 1680 1”): 


„Bann in das kömmpitige einem Landt Mann ober Hinders und Beyfäßen 
etwas verftohlen oder Hinderliftig enttragen wurde, wo bann der Beflagte (sie) 
fein Each fönnte wiederum zur Hand bringen, folle Ihme foldhes wieberum 
ohne einiche Loßungs Köften außgegebeu werben.“ 


Landb. von Küßnad) 18, 19: 


„Ber auf Pfand lehnt oder etwas Faufft, was es dan wäre, und geflohlenes- 
gut zu feyn hernach befunden wurde, folle Er deme, fo ſolches entragen ober 
entführt worden twäre, war Er ſelbem nachfeßet und in erfahrung bringet, ohne 
entgelt noch erfeßung einiges Koſtens wiberum zuftellen, ohnerachtet 
der Icher oder Käuffer weder die Berfohn, von den Er es abgenommen, noch bie 
waar in einigem argwohn und Verdacht nicht gehabt: weil derjenige, fo ohne 
f&uld das feinige verlohren, widerum auf fein aigentgum zu greiffen befügt; 
doch waß lebende waar betrifft, folle Ihme dag Futter und atzung widerum ers 
feßt werden, ober wan er fonft anderen Koften gehabt hätte, demme aber, ber 
alfo ackaufft oder auf Biandt gelichen hätte, feinen Berfeher oder Verkauffer umb 
den Abtrag feines ſchadens anzugreiffen daß Recht vorbehalten ſeyn folle.“ 


$.2. Regalien. 


1) Wir haben bereits im erften Theile (S. 444) gefehen, voie 
das Recht, auf Metalle zu graben oder den Bergbau zu betreiben, 
keineswegs als ein Ausfluß des Grundeigenthums betrachtet, fondern 
als dem Lande (Etaate) zuftehend gedacht wurde, welches die Unter- 
nehmer damit belehnte und von ihnen, als Anerkennung feines Rech⸗ 
tes, eine jührliche Abgabe bezog. Das dort ſchon erwähnte Eifenberg- 
wert auf Guppen am Glärnifch wurde von einer Geſellſchaft von 
81 Landleuten betrieben, deren auf ung gefommne Verfaſſung 4%) mit 
derjenigen der heutigen Aktiengefelfchaften Manches gemein hatte. 
Es war dafür geforgt; daß ein „Theil”, wenn er aud) durch Erbgang 
Mehrern gemeinſchaftlich zufiel, immer nur eine Stimme hatte in der 
Berfammlung der Genoffen und aus einer Hand bezahlen mußte, 
wenn die Gefellfchaft einen „Einfchuß” forderte; wer in dieſem Falle 
nicht auf die angeſetzte Frift bezahlte, verlor fein Recht; unter Land⸗ 


“) Zeitſchr. I. 2. 20. 

“T) Vergl. 2b. v. 1807 $. 271. 

“) Kothina Ra. S. 282. 

#9) Urk. v. 1538 im Archiv Glarus. 
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leuten konnten die „Theile” beliebig veräußert werden. Aehnliche 
Statuten °) hatte eine Gefellfchaft in Obwalden; die Genoffen 
nannten ſich hier „Erblehensfeute des Landes und Bergherren des 
Eifend und andrer Erze, fo in allem dem Gebirge Melchthal und 
Melchſee liegen.” Auch in Uri hatte 1596 5) Hauptmann Mapran 32) 
das Bergwerk im Iſenthal auf eine Anzahl Jahre vom Lande zu 
Lehen. In Glarus nahm die Obrigkeit 1601 die „Lehenfchaft” des 
Eifendergwerfs in Seerüti (Klönthal), weldyes Statthalter Heinrich 
Schwarz und fein Vetter Leonhard Schwarz betrieben, für ſich in An⸗ 
ſpruch, erließ aber 1619 des geringen Ertrages wegen, welchen das⸗ 
felbe abiwarf, den Lehenleuten den ſchuldigen Zehnten 62). 1680 ver- 
ftattete die Landsgemeinde vem Sädelmeifter Peter Mitt für 20 Jahre, 
auf der Mürtfchenalp nad) Kupfer zu graben, wofür dem Lande „des 
hohen Regals wegen” jährlid) 50 Kronen bezahlt werben follten. 
1734 endlich verlieh die Landsgemeinde von Schwyz das Eifenerz 
zu Lowerz zwei Baslern °*). 

2) Die Jagd und Fifherei Iäßt fi) auch in unfern demo«- 
fratifchen Rändern in gewiſſem Sinne als ein Regal auffaffen, ob- 
ſchon der Staat als ſolcher keinen finanziellen Bortheil davon hatte, 
Das Recht zu jagen und zu fifchen war naͤmlich keineswegs an das 
Orundeigenthum gefnüpft >) und ebenfowenig ftand e8 Jedermann 
zur Benugung offen, fondern nur der freie Landmann, als Antheil- 
haber an der Staatdgewalt, durfte unter den von der Landsgemeinde 
feftgefegten Beichränfungen es audüben. In den Jagdyefegen aus 
unferm Zeitraume wird auf fehr energifche Weife, gewoͤhnlich unter An⸗ 
drohung von Buße, den Fremden alles Jagen verboten; wenn es den 
Hinterfäßen in geringem Imfange geftattet war, fo wurde dieß als eine 
bloße Bergünftigung betrachtet. Die Beichränkungen, welche die Lands. 
gemeinde im Intereſſe der Erhaltung des Gewildes auch für die Land⸗ 
leute aufftellte, bezogen fich zunaͤchſt, wie wir ſchon im erften Theile ange⸗ 


so) Ark. v. 1551 im Archiv Obwalden. 

s Urk. im Archiv Ir. 

22) Obne Zweifel verdankt diefem Bergmanne das an Naturfhönheiten reiche 
Maberanerthal feinen Namen; man hat Spuren, daß auch hier auf Gifen ge: 
graben wurde. Luſſer der Kant. Uri S. 60, 101. ° 

> ff. in der T. U. ©. 

2) Landsgem. Brotofolle. 

s) Vergl. hierüber die Satzung v. 1569 im A. L. B. v. Glarus Bl. 47 B 
(8eitſchr. VE. 13), wo der Anſpruch der Uferbefitzer auf die Fiſcherei in ber 
Linth zurückgewieſen wird. 
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führt Haben, auf die Jagdzeit. Kür die verfchiednen Arten von Gewild 
wurde diefelbe verfchieden und auch in den einzelnen Rändern nicht 
immer ganz gleid) angefeßt; doch wurde fie immer mehr eingefchränkt, 
namentlich bei Gemfen, welche nur während weniger Sommer- und 
Herbfimonate (in Glarus von Jakobi bi8 Martini, in Uri gar nur 
von St. Verena bis St. Katharina Tag) gejagt werben durften, 
während bei andern Thieren gemwöhnlid) vom Spätfommer an bis 
zum Februar oder März pie Jagd offen ftand. Daneben fand man in 
den meiften unfrer Länder für zivedmäßig, auf einzelnen Gebietsthei⸗ 
len, weldye genau abgegrängt zu werden pflegten, die Jagd im Allges 
meinen oder wenigfteng diejenige auf Gemfen, Hirſchen und Rebe 
ganz zu verbieten. Solche F reis oder Bannberge, wiediefe Bezirke 
hießen, waren: in Uri 5%) der ganze Gebirgsftod zwifchen dem Schaͤ⸗ 
chen und Maderanerthal bi8 an die Glarner und Graubündner 
Gränze; in Schw y 35 5”) der Heuberg auf. der Norbfeite des Muottas 
thals und deffen Fortfegung bis an die Glarner Graͤnze im Klönthal, 
ferner die Mythen, die Gnippen, der Rigi, die Rothflub und die Hoh⸗ 
fluh; in Nidwalden >®) die Buochferalpen und der Wiefenberg, ſpä⸗ 
ter auch der Zopperberg; in Glarus zuerft das ganze Olärnifchgebirge, 
vom Luchſingerbach bis zum Löntſch, fpäter der Gantberg und das 
ganze Mittelgebirge zwifchen dem Linth- und Sernfthal 5%), eine Zeit 
lang aud) der Wiggis eo). Bei befondern Feſtlichkeiten durften indeflen 
auch in diefen gebannten Bezirken durch die hiefür angeftellten und 
beeidigten Jäger Gemſen geſchoſſen werben: fo in Uri, wenn es fi) 
darum handelte, Chrengäfte, die in's Land kamen, zu bewirthen; in 
Glarus aber wurden jedem Landmanne zur Feier feiner Hochzeit 
zwei Gemfen verabreicht 2). Auch in Nidwalden konnte der Lands 
ammann für Hochzeits⸗ ober Gefelſſchafidmaͤhler die Jagd in den 
gebannten Bezirken erlauben. 
Auch die Fiſcherei wurde ſowohl in Betreff der Zeit als auch der 
Derilichkeiten gewiſſen beſchränkenden Beſtimmungen unterworfen. 


2e) A. L. B. Art. 147. Lb. v. 1823 Art. 202. 

27) Landb. II. 1 (Kothing ©. 197, 108). 

29 A. L. B. 115, 3. 15009, in der Zeit ſchr. VI. 145. 8b. v. 1782 IV. 
2. litt. I. 2, 

>48 B. Bl. 44 A, 49 A, in der Zeitſchr. VI. 6, 16. 

) Landsgem. Beſchluß v. 1702, durch welchen diefer „untere“ oder „vorbere” 
Sreiberg wieder der Jagd geöffnet wurde. 

*) Reformation von 1663 bei J. H. Tfhudi S. 602. Landsgem. Brot. 
von 1688, 
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. In Glarus s2) war vom Herbftmonat bis zur Faſtnacht, in Appen- 
zell A. RH. 2) bis zum Neujahr alles Fifchen gänzlidy verboten. In 
Nidwalden %) durfte unterhalb der Buchſerbrücke in der Ya, in 
Uri es) unterhalb der Seedorferbrüde in der Reuß nur mit dem Zug⸗ 
angel, im See aber in einer Entfernung von 60 Klaftern vom Lande 
gar nicht gefifcht werben. 

3) Endlich mag noch unter den Regalien erwähnt werden das 
alte Recht der Obrigkeit an gefundnen Sadjen, für welche fidh 
nach gefihehener Bekanntmachung fein Eigenthümer meldete. In Ni d⸗ 
walden ermähnt deſſelben in unbedingter Weiſe das Landbuch von 
1623 **). Später wurde diefes Recht auf gefundnes Vieh befchränft 
und zugleich dem Finder die Hälfte des Werthes zuerkannt e). 


. 6.3. Servituten. 


Im Allgemeinen konnten Grundpdienftbarkeiten nicht durch Er- 
figung erworben werden; insbefondere war gegenüber Urkunden, 
deren Inhalt feinen Zweifel übrig ließ , felbft eine langjährige, vom 
Eigenthümer gedufdete Uebung unentfheidend. Nur Glarus ſetzte 
1628 zu Verhütung aller Rechtsunſicherheit feft: durch ſechsjährige 
unwiberfprochne Uebung werde ein Wegrecht erlangt, foferne nicht 
„Brief' und Siegel" gegen das geübte Recht vorgewiefen werben 
fönnen ®°). 

Mit Bezug auf Wegrechte war e8 übrigens allgemeiner Grund» 
faß, daß Jedermann fo weit ald möglich über feinen eignen Grund 
und Boden, fodann über die Allmende fahren und nur im Nothfalle 
den naͤchſten und unfchädfichften Weg über die fervitutpflichtige Lie— 
genfchaft nehmen folle 9). 


...%) Ebenda, J. 1764. 

*) Landb. Art. 184. 

) A. L. B. 114, a. a. O. 

e) A. L. B. Artt. 185—187. &b. v. 1823 Art. 229. 

* ‚Ban in Dnferem Landt gelt, Vech old andere ſachen funden wurden, 
vnd nad dem verfüinden fonen Meifter nit funde, fo foll föllicheg alß dann der 
Obrigkeit verfallen ſyn.“ 

eꝛſ Lb. v. 1782 11. 3. 9 Geſetzb. v. 1857 ©. 293. Nah dem Sachſen⸗ 
fpiegel MH. 37. 3 gehörten bee Obrigfeit zwei Drittheile, dem finder ein 
Drittheil. 

) A. L. B. Bl. 65 A, Zeitſchr. VA. 52. 8b. v. 1807 8. 176 „Bie uns 
geförte Uchbung zum Recht erwachfe:” 

9.2.3. ver March, f. Th. J. S. 47. 9.898. v. Nidwalden 
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Die Winterwege, weldye keineswegs immer zu allgemeinem 
Gebraudje offen ftanden, fondern ebenfo häufig nur gewiſſen benach⸗ 
barten Gütern zukamen ’%), fonnten nach den verſchiednen Beſtimmun⸗ 
gen, welche darüber in den einzelnen Ländern galten, vom Rovember 
oder Dezember an biß Anfangs oder Mitte März befahren und bes 
gangen werden "!). Da während diefer Zeit der Boden oft ſchneefrei 
und ungefroren war und daher die Wagen und Pferde, welche über 
bie Güter fuhren, ven Eigenthümern großen Schaden verurfachen konn⸗ 
ten, fo wurde aus Rüdlichten der Billigfeit, welche wir in allen Be⸗ 
flimmungen unfrer Landrechte über die VBerhältniffe unter Grundeigen- 
thümern wiederfinden, in Glarus ’2) dem Rathe Vollmacht gegeben, 
bei Witterungsverhältnifien, weldye die Benugung der Winterwege 
als nachtheilig erfcheinen ließen, die Schließung derfelben zu geftatten. 
Auch in Obwalden ”s) hatte wenigftens nad) dem 1. März, wenn 
naffe Witterung berrfchte, ver Landammann Gewalt, mit Zuzug etli⸗ 
cher Rathsglieder die Schließung von Winterwegen zu erlauben, wenn 
neben den pflichtigen Liegenſchaften ſich gute Straßen befanden. 

Auch die Benutzung der Tränkwege war, wie wir ſchon im er⸗ 
ſten Theile (S. 448) geſehen, theils wegen des größern Bedürfniſſes für 
das berechtigte, theils wegen des geringern Nachtheiles für das ver⸗ 
pflichtete Grundſtück, vorzugsweiſe auf die Winterszeit beſchraäͤnkt. In 
Glarus war zuerſt der 15. März der Zeitpunkt, mit welchem dieſelbe 
. im $rüblinge aufhörte; nachher wurde dafür im Allgemeinen der 15. 
April feftgefebt, doch blieb jener frühere Termin fortbeftehen in Füllen, 
wo der Berechtigte hinlängliches eignes Waſſer auf feinem Gute hatte 
oder über die Allmend zur Tränfe fahren konnte, und ebenſo auch, wenn 
derfelbe fremdes Heu auf fein Gut geführt hatte. Im Herbft, wenn 


112 (3. 1504), in der Zeitſchr. VI. 144. 8b. von 1782, V. 10. 7. (Befepb. 
v. 1857, ©. 62). 8%. von Dbwalden v. 1635 fol. 107, 1792 fol. 149 (v. 
Mo08, ©. 194). A. 2.9. von Glarus in der unten anzuführenden Sabung 
von 1559. 

’o) Wir bemerken biefes gegen Renaud, der in feiner Anzeige unfres ers 
ſten Theiles meinte, wir hätten vie Winterwege von den Servituten ausfcheiden 
follen. 

21) Bergl. zu den Tb. I. ©. 446, 447 angeführten Etellen noch 25. von 
Mriv. 1823, Art. 167 (3. 1719) und Kothing Ra. ©. 127, 210, 328. 

72) Sapungen von 1559 und 1594 im A. 2.9. Bl. 36B, OA. Zeitſchre. 
V. 194, VI. 41. Berg. Lb. von 1807 $. 176, 

2 Eakung von 1559 im 4.2.9. DI. 38 A. 2b. v. 1635 fol. 106, 1708 
fol, 10 (v. Moos ©. 19). 





- - - 


\ 


Rechte an Sachen. 79 


das Bich wieder im Thale weidete, follten die Traͤnkwege vom 14. 
September an offen-ftehen 74). 

Das Trattrecht in Wäldern ſcheint namentlich in Appenzell 
A. Rh. Häufig vorgelommen zu feyn. Das Landbuch 75) ſchreibt vor, 
daß ohne Bewilligung des Weingangsberedhtigten der Eigenthümer 
den Wald nicht außreuten dürfe, und daß, wenn ein Weg durd) den 
Wald führe, ver Eigenthümer und der Weidgangsberechtigtedenfelben zu 
gleichen Theilen zu unterhalten haben, Aud) beim Trattrechte, wie ſchon 
im erften Theile bei den Wegrechten, finden wir, daß dem Eigenthüs 
mer des belafteten Grunpftüdes zum Behufe ungehinderter Benugung 
der Servitut mitunter auch pofitive Leiftungen auferlegt waren. So 
mußten Glarner, auf deren Wiefen die Weſner von Et. Georgen 
bis zu St. Urband Tag den Weldgang hatten, Brüden über die Grüs 
ben fchlagen, damit Die Weiner mit ihrem Vieh fiher darauf gelangen 
konnten ?°). 


$. 4. Pfandrecht an Liegenfdhaften. 
1. GBülten und Handſchriften. 


Die alte Gult, welche dem Grundſtücke ſelbſt eine Zinspflicht aufs 
erlegte, und das neuere grundverfiherte Darlehen, bei welchem die 
verpfändete unbewegliche Sache nur zur Sicherheit dient für eine pers 
ſoͤnliche Forderung , erfcheinen in der Theorie als zwei wefentlich vers 
fhiedene Inſtitute. Aber im Rechtsleben felbft, wie e8 im Laufe der 
Jahrhunderte fich in unfern Ländern entwidelte, gingen die beiden In« 
flitute vielfach in einander über und in der Anſchauung des Volkes 
hingen fie mit einander zufammen, fo daß unfre Darftellung, welche 
ſich an die gefhichtlihen Quellen anzuſchließen bat, fie nicht firenge 
von einander fondern kann, fondern In Verbindung mit einander bes 
handeln muß. 

Wie im Mittelalter das Syſtem der Gülten auffam und wähs 
rend längerer Zeit eine ausſchließliche Herrſchaft behauptete, haben 
wir im erften Theile (S. 451—458) gefehen. Die Gülten waren ent- 
weder durd) Vergabung entftanden, indem ein Grundeigenthümer zu 
Bunften einer frommen Stiftung feiner Liegenfchaft einen ewigen Zins 


24) Satzungen von 1534, 1535, 1548 und 1572 im A. 2. 8. Bl. 27B, 0 
4, 52 A. Zeitfhr. V. 173, 179, VI. 21. Vergl. &b. v. 1807. 8. 177, we 
ſtatt „des Heiligen Crüßtag“ alt Michelstag Lil. Oktober) ſteht. 

?5) Acht. 132, 183, vergl. auch Art. 177. 

’%) Urk. v. 1539 in den Heer. Eanımal. 
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auferlegt hatte, oder durch Kauf, indem der Glaͤubiger, welcher auf ein 
Grundſtück eine Summe Geldes angelehnt, vom Inhaber deſſelben ſich 
dafür einen jaͤhrlichen Zins hatte zuſichern laſſen. In beiden Fällen 
machte das dingliche Recht des Gültglaͤubigers nicht eher, als wenn 
der Schuldner in Entrichtung des Zinſes ſäumig war, ſich geltend und 
wurde die Gült urſprünglich als eine unablösliche (von Seite des 
Schuldners) wie unabfündbare (von Seite des Gläubigers) betrachtet. 
Aber frühe fhon zeigte ſich namentlidy in unfern freien Ländern, im 
Verbindung mit dem Beftreben, den Boden von allen grundherrlichen 
Laſten frei zumachen, eine der ewigen Gült feindliche Richtung. Theile 
durch Geſetze 7”), theils durch die Gültbriefe felbft, in Korm einer Ver⸗ 
günftigung von Seite des Gläubiger, wurde dem Schuldner die Ber 
fugniß eingeräumt, die Gult zu jeder Zeit ablöfen zu dürfen, während 
hingegen für den Gläubiger fortwährend zu Recht beftand, daß er, ge⸗ 
mäß der Natur des Rentenkaufes, das geliehene Kapital niemals wies 
der einziehen oder abkünden konnte ”°). In diefer Geftalt, weldje fie 
im 15. Jahrhundert gewonnen hatte, kam die Gült in’d Reformations⸗ 
zeitalter hinüber, und wenn in diefem von „ewiger Gült“ („Altgült“) 
oder „eiwiger Eagung” 7%) die Rede ift, fo ift e8 doch immer nur im 
uneigentlihen Einne, d. h. unter Vorbehalt der Ablösbarkeit von 
Seite des Schuldners zu verftichen. Wie aber noch zu Anfang des 
17. Jahrhunderts Gültverfchreibungen in weſentlich gleicdyer Weiſe 
wie zu Ende des Mittelalterd errichtet zu werden pflegten, mag bie 
nachfolgende Glarner Urkunde von 1611 zeigen, deren faft poetifche 
Wortung einen auffallenden Gegenfag bildet zu der nüchternen For⸗ 
mel der heutigen Pfanpbriefe: 

„Ich Lienhart Meier Lanndtman zu Glaruß vnnd Säßhafft In der Rüthi 
Bekhennen Offenbar, Vnd thun khundt Allermengklichem mit dißern Briefe, daß 
ih eines vfrächten Reblichen khoufs verfhoufft und zu khouffen gäben 
hab, dem Erfammen und befcheidenen Hanng Fubli Auch Landtman zu Glaruß vnd 
ſeßhafft zu Netflal Allen fonen Erben vnd denen fo diſſern Brieff mitt 
RKächt Inhand, nammlihen Fünf gut guldf, guter gänger genänmer 
Müns ond Glarner Lant wärung, Nähte Räte Jährlichs Zinßes ond Bien 


”) Die ältefte Satzung biefer Art ift die Schwyzer Urf. von 1389, Kos 
thing Landb. ©. 272274. 

*) Reichspolizeiordnung von 1577 bei Kraut $. 145 Nr. 65. Nur aus 
nahmsweiſe kam es vor, daß auch der Gläubiger das Abkündungsrecht fi aus⸗ 
drũcklich vorbehielt, z. B. in einer Schwyzer Gult von 1517. Kothing, das 
Sypothefarwefen im Kanton Schwyz, in der Zeitfchr. VE. 162. 

’) Bergl. 3.3. die Eabungen v. 1576 u. 1609 im 9.2.8. von Glarus 
Bl. 54 A, 55 B. Zeitſchr. Vi. 27, 20. 
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nig gaͤldis, von vſſer vf vnd Ab minem eignen Huß vnd Hofſtadt Su der 
Rüthi gelägen (folgen die Anſtößer), ſolch benemmbt min eygen Huß ſambt der 
Hoiſtadt ſetz Ich Imme In zu Rächtem Vnderpfand, mit grund grad 
won weid Holtz vnd feld, tach vnd gmach, vnd mir Allen nützen früchten fry⸗ 
heiten zugehörden vnd grächtigkheiten, gäntzlich ſür fry Ledig vnd Loß, vnd iſt 
dißer — khonff beſchächen vmb Hundert gut guldj vorgenammbter wäs 
rung, deren Aller ich gantz vnd gar nach minem guten vernüegen vßgricht vnd 
bezalt worden bin, — Harumb ſo geloben vnd verſprechen ich für mich vnd 
min Erben ouch den beſitzer deß vnderpfannds dem khöuffer vnd ſynen 
Erben oder den Inhabern diß Brieffs dißern Jarlichen Zinß — nun hinfür — 
eines Jeden Jars — Allwägen vff Eanıt Martis tag Acht tag vor old nad on⸗ 
geiarlichen fanımethafft vßzurichten — für Alles Mengdlichs verhefiten, verbiethen 
niderlegen und entiveren, Aller vnd Jeder geiftlicher vnd wältlicher Rüthen, Nichtern 
und grichten, für Frieg Ach (sic) Pen, Hagel ſchne Nyfien mißgwächß vnd Ans 
der Infäl, dardurch diger Järliche Zinß verhindert wärden möchte, ouch gantz 
und gar ohne Iren coften ond fhaden, dann welches Jars ſich beaäbe, daz ich oder 
der Inhaber deß vnderpfannds An vprichtung deß Järlichen Zinßes fümig wä- 
rend vff zil vnd tag als vorſtath, fo hat Alsdann der Fhönffer — oder Inhaber 
dig Briefs gut fug und Rächt, dag underpfannd Anzugrhifen und zu Iren 
Handen zu züchen, mögend dz verfhouffen verfeßen oder felbft behalten, vnd bar: 
mit fhaffen, thun vnd laflen Als mit Anderm Irem eignen guth, dann Inen 
folches von wägen erlegung deß Järlichen Zinges heimgfallen vnd Sinßfellig 
heyßen vnd ſyn foll, daruor die Inhaber def vnderpfannds nützit weder ſchützen 
noch ſchirmen foll, Ehein gnad fryheit gricht noch rücht geiftlichs oder wältlichs —. 
Sch geloben — ouch deß vnderpfannds threwer vorftender zu fyn, foldes In gus ' 
tem gebew- und wäflen ohne Abgängig zu erhaltten, darzu dann Alle Inhaber 
defien verbunden fon follen, vnd dz In Iren Goften, vnd ohne der Suhabern 
diß briefs ſchaden. Vnd wiewoldißer Brier ein Ewigen khoff vßwyſt, 
ſo hat mir doch der khönffer die fründtſchafft erzeigt, daß ich — 
vnd die Inhaber deß vnderpfands dißern Jarlichen Zinß die fünf gut guldj wol 
widerumb mit hundert gutten guldenen Houbtguts — An ſamethafftem gült 
khouffen vnd Ablößen mögend, wann vff welchen Sant Martis tag wir 
wellend, Jedoch Allwägen mit ſambt dem Zinß, vnnd Allen zeuor verfalle⸗ 
nen Zinßen Coſten vnd ſchaden — vnd Aber nüt In einer Müntzwändung.“ 
(Siegelt der Landamımann.) 


Das Gültenfyftem konnte indefien den Bedürfniffen des Verkehrs 
keineswegs volftändig genügen, da nicht jedem Gläubiger damit ges 
dient war, wenn er fein auf ein Grundſtück gelichenes Geld won fid) 
aus niemals zurüdfordern konnte. Es kam daher im Laufe des 16. 
und 17. Jahrhunderts, wie in den Etädtefantonen °9), fo auch in uns 
fern Ländern neben den Gültbriefen eine neue Art von Pfandverſchrei⸗ 
bungen auf, weldje vorerft nur für eine befchräntte Anzahl von Jahren 
errichtet zu werden pflegten und bei denen dem Gläubiger das Recht 
eingeräumt wurde, nach Ablauf jener Friſt fein Kapital wieder abzu= 


20) Bluntſchli RG., IL 225 ff. Segeſſer, IV, 79-9, 
Blumer, Staaté- und Rechtsgeſchichte. 1. Thl. 2. Bb- 6 
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fünden und einzuziehen. Dieſe neuern Pfandtitel hießen, im Gegen⸗ 
fage zu den Gülten, in unfern Ländern vorzugsweife „Handfchrifs 
ten” ®ı), in Züri „Schuldbriefe”, in Luzern „ablofige Gülten” ; 
fhon äußerlich unterfchieden fie fi) von den Gülten dadurch, daß 
fie nicht auf Pergament, fondern auf Papier ausgefertigt zu wers 
den pflegten 9). Wir finden die erfte Spur des neuen Inſtitutes 
in dem Zuger Stadt- und Amtbuche von 1566, in dem Abfchnitte, 
welcher vom Erbrechte der Ehegatten handelt. Schon in einer äls 
tern Satzung war feftgefegt, daß Gülten nicht zu der Fahrhabe ges 
hören, von weldyer der überlebende Ehegatte einen Drittheil bes 
zieht; nun wird die Frage aufgeworfen, wie e8 fich damit verhalte, 
wenn Semand „Geld um Zind ausleihe und ſich vorbehalte, das 
Hauptgut einzuziehen, e8 fei über kurz oder lang." Diefe Frage 
wird dahin beantwortet, ein derartiges grundverſichertes Darlehen 
fei mit Bezug auf das Erbredt einer Gült gleidy zu adıten, fo 
lange der Termin für die Rüdzahlung noch nicht erfchienen fei, 
nachher aber, wenn man es einziehen möge, folle e8 eine Geld- 
fchuld fein und zu einem Drittheile dem überlebenden Ehegatten zus 
fallen 5). Deutlicher noch fpricht fi) die fehon angeführte Glar- 
ner Eagung von 1576 aus, welche vorſchreibt, wie bei Briefen, 
„To vff gwüſſe Zil vnd Tag ablößlicdy vnd vff pfandt gefegt“ der 
Gläubiger nad) Verfluß der Zeit, für welche er fein Geld anges 
lehnt, dasſelbe wieder einziehen möge. Am beften zeigen, wie die 
beiden Snftitute neben einander beftanden und wie jedes derfelben 
fein eigenthümliches Dafein im Rechtsleben hatte, die nachfolgen- 
den Stellen; 
A. 2. B. von Uri, Art. 205, Nachtrag: 

„Wan den durch wuocherifche Leuth mit ungebührlichen Zinſen vnd anbe- 
dingen fowohl in vfrihtung der gülten alß aud ablöfliden 
Hanndtgfhrifften — manderley gfahren vnd mißbrüchen — verfpürt mer: 
den, darumb ein geſeßner Landtßrath an der Vnſchuldigen Kindlenen Tag 1627 — 
Erlenteret wie folgt — —: 

„Sritlicben welcher dem andern gelt auff ein beftimbte Seit lang 
leicht, Es feye in specie old fonften, der foll nit mehr alß fünff vom Hundert 
Zink nemmen mögen. 

„Welcher aber ein Swigen Zinßekhaufft auff Heußeren old auff Gütteren, 


eu) Vergl. Landb. von Schwnz I. 104 (3. 1675), Kothing ©. 106. 
Schuldentriebgeſetz v. 1809, VI. 6. In Ginfiedeln hießen fie „DVerforgnißs 
brieie”, in der March „Beſorgnißbriefe“, „Sapbriefe”, „Verſchreibungen.“ 

22 Kothing, das Hypothekarweſen ©. 163. 

ss, Zeitſchr. I, 2, 29, 30 (Art. 11, 14). 
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der ſoll nit mehr den von 100 gl. ſiben vnd ein halben Jaͤhrlichen Zinß khauf⸗ 
fen mögen, mit Vorbehalt dem Verkheuffer deß Zinßes, old Beſitzer deß 
But ß, darauff ver Zinß fleht, Daß Gr folhen wohl möge wider abfhanfs 
fen old ab feinem Guett ablößen, warn er will, vmb fonil alß zuuor darumb 
bezahlt worden, wan Gr fanıethafft den Khaufffchilling fampt dem Sing mit guts 
tem bahrem gelt erlegt, die Kheuffer aber old Glaubiger foll fein vßgeben 
gelt, weill eß ein vffrechter Khauff ift, nit wider zuo fordern 
haben. 

„Ueber vermeldte Beiderley gelt augleichen if Grleuteret, dag waß 
ablöglihes Vnderpfandt nit gnugfam werent, old zuo grundt gienget, daß 
der Anſprächer auf Bbrige fein Haab vnnd Güotter vmb Bing vnnd 
Haupigutt nad Landißbrauch vund reiht fih möge bezalt maden, Waß 
aber Ewigeß verfchriben, daß mann fi folle allein mögen ab felbigen 
specificierten Vnnderpfandt bezalt maden, vnnd fo felbige ab⸗ 
old gar zuo grund giengen, daß in difem fahl ber Anfpräder Zinß vnnd Haupts 
guoit nit mehr anzuofpredhen haben fol.” 


Nachgemeindsbeſchluß vom 21. Mat 1702: 

„Weilen zwifhen Handtgfchrifften und altgülten des Zinfes halber 
billich ein Vnterſcheidt zu machen fey, und daf von nit einzüglidem Gapis 
tal ein mehrers zu fordern möchte erlaubt werben, alf von dem einzüglicen 
Gapital, — daſ insfünfttig erlaubt feyn folle von 80 gl. vneinzüglichem Capi⸗ 
tal, darumb ein alte gült aufgerichtet wird, gl. 5 zu jährlihen Zins — — möge 
geforberet, verfchrieben und bezalt werben, jedoch daf ſolche vneinzügliche Capi- 
talia — — mit gleiher Summa, wie fie aufgeridhtet worben, mögen wider abs 
gelößt werden. 

„Die Handtgichrifften betreffend, laſſet man'ß bey ergangener erkanntnuß bes 
wenden, alfo daf — — davon nit mehr den gl. 5 von gl. 100 zu jährlihem Zins 
mögen gefordert werden. Es fol au hiermit Erkhent feyn —, daf ber fhuldt- 
'gläubiger, fo daf Capital einziehen will, dem ſchuldtner felbiges ein 
Jahr zuwor aufs und abzufünden ſchuldig feyn ſolle ).“ 


Landb. von Küßnach 8. 20: 

„Art. 1. So Jemand gülten, welche auf verſchribnen unterpfanden, als 
Hauß oder güether ſtuenden, aufrichten und bezahlen wolte, mag er foldhes lauth 
einhalt deß Brieis, nachdemme zuvor die Marchzallige und Eltere zinfen bezahlt 
feyn werden, wohl Thum, hingegen aber von feinem fchuldgläubigen dahin nicht 
gezwungen werben, weilen foldhe gülten nur ablöflic, hingegen aber 
niht einzüglich feynd. 

„Art. 2. Waß aber Capital oder BaargeldsBrief anbelanget, follen 
folde wie eß ter Brief eriorberet nach vorheriger halbjühriger angezeigter abs 
fündtung und vorher erlegten und bezahlten allen darbey verfallenen Zinfen, fo 
vill deren inner wären, abgelöfet werben mögen. 

„Art. 3. Wan Einer einzfiglides Capital. zu gewohnter Zeit auf 
oder abfünden wurde, und der ſchuldner oder Befiger deß Unterpfandtß 
nach verfloffenem Termin dem fchuldglaubigen dag Bapital mit dem Neuen, an⸗ 
deren und dritten zinfen mit baarem geld nicht außlöfen Fönte und bezahlen 


**) Bergl. Lb. v. 1823, Art. 138, 65. 1—3. 
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wurde, folle der Beflker mit verlurft alles feines Bapitalß, fo er auf dem Unter⸗ 
Piandt Hat, abtretten und ſolches an den ſchuldgläubigen — fallen *).” 

Das neuere Snftitut des Kapital- oder Pfandbriefes (der 
legtere Ausdruck, weldyer wohl die Sache am beften bezeichnet, ift 
der in Glarus gebräuchliche) ftellte fchon in feiner Form das We⸗ 
fen des Rechtsgefchäftes, um das es ſich handelte, weit beffer dar 
als der alte Gültbrief, ber welchem die Form des Rentenfaufes 
dod) vorzüglid; darum gewählt worden war, weil das fanonifche 
Recht verbot, von Gelddarlehen Zinfen zu nehmen. In den Hands 
fchriften oder Pfandbriefen, wie fie namentlidj feit dem 17. Jahr⸗ 
. Hundert immer häufiger wurden, befannte der Schuloner, dem Gläu- 
biger eine beftimmte Summe Geldes fhuldig geworden zu fein, und 
verfprad) diefelbe jährlid), in der Regel zu 5 Prozent, zu verzinfen; 
zu mehrerer Eicherheit fegte er dem Gläubiger feine Liegenfchaft 
al8 Unterpfand ein, in der Meinung, daß, wenn der Schuldner 
oder feine Rechtsnachfolger in Bezahlung des Zinfes oder Haupt⸗ 
gutes füumig würden, der Gläubiger oder feine Redytsnachfolger 
die Liegenfhaft follen angreifen und damit verfahren mögen wie 
mit ihrem eigenen Gute, big fie für ale ihre Forderungen gänz« 
lid) befriedigt feien. Und da in diefen Pfandbrieſen gewöhnlich 
die Rüdzahlung des Kapitals auf einen beftimmten Termin (häu⸗ 
fig fon auf den nächftſolgenden Martinstay, oft aber auch erft 
auf drei Jahre) bedungen war, fo pflegte am Schluſſe beigefügt 
zu werben, daß, wenn der Gläubiger damit länger zuwarten wolle, 
die Urkunde in voller Kraft zu verbleiben habe. 

Bei der größern Bequemlidjkeit des PBfandbriefes für den Ver⸗ 
fehr ift e8 begreiflicd), daß derfelbe den Gültbrief allmählig ganz ver- 
drängte, zumal da hin und wieder aud) die Geſetzgebung die fernere 
Errichtung von Gülten unterfagte. In Schwyz geſchah dies 1674, 
weil der Mißbrauch aufgekommen war, daß der Gläubiger, um die 
Ablöfung der Gült zu erfchweren , fi} von dem Schuldner verfprecdhen 
ließ, zu dem empfangenen Kapital bei der Rüdzahlung noch einen 
Drittheil Hinzuzulegen. Das Verbot der Errichtung von Gülten 
(„ewigen Briefen”) ging dann in den Jahren 1678 und 1679 aud) auf 
die abhängigen Landfchaften March und Pfäffiton über und eben fo 


) Kothing, Ra. ©. 265. Vergl. Landb. der March Art. 56, ebenda 
©. 133 : „SE ift unfer Landtreht, das wan einer feinem Schuldner ein 
Capital abfhlagt, der ſchuldtner und Beſitzer des Underpfandes das Bapital 
auff Termin lauth Vrieff anglößen, oder daß Underpfandt abtretten ſoll.“ 
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enthält das Landbuch von Küßnach den Grundfag: „Niemand fol 
in unfrer Landſchaft Capital errichten, als einzügliches und ablöfs 
liches". In Folge des Gültenverbotes kamen natürlid) die „einzüg- 
lichen Briefe" um fo mehr auf; auch diefe wurden zwar 1717 für das 
alte Land Schwyz unterfagt, weil „Dadurd) der arme.Befiger des Unter- 
pfandes urplöglich oft überftoßen werde“, allein nichts deſto weniger 
wurden aud) nachher wieder fefte Kapitalien mit Abkündungsbeſtim⸗ 
mungen verfchrieben oder durd) fogenannte Obligationen, bei weldyen 
Kaufbriefe um Liegenfchaften als Sicherheit beftelt zu werben pfleg- 
ten, das Verbot umgangen °9. 

In Glarus fcheinen ſchon um's Jahr 1634 die einzüglichen 
Pfandbriefe vorherrfchend gemweien zu feyn. Damals nämlich nahm 
ber Rath zu einem Landrechte an, e8 folle der Gläubiger, welcher 
nad) Abflug der „beftimmten Jahre" feine Verſchreibung einziehen 
wolle, wie aud) der Schuldner, weldyer diefelbe abzulöfen begehre, je 
einer dem andern einen Monat vor dem Zinsfall abfünden, und auffal- 
lender Weife wurde diefer Sagung fein Vorbehalt wegen der Gültbriefe 
beigefügt ®). Die Folge davon war ohne Zweifel, daß das Gefeg all- 
mälig aud) auf die aus älterer Zeit herftammenden Gülten bezogen 
und fomit diefe gleich den Pfandbriefen behandelt wurden; denn zu 
Ende des Zeitraumes galten jedenfalls alle Zinsbriefe im Lande für 
abfündbar fowohl von Seite des Gläubigerd als auch des Schuld⸗ 
nerd. ine ähnliche Entwicklung fheint in Obwalden ftattgefun: 
den zu haben, wo 1710 bei „Gülten und Handfhriften” dem Gläu- 
biger vorgefchrieben wurde, acht Tage vor oder nad) Martini abzu« 
fünden, und 1723 die Kandsgemeinde erfannte, es folfen alle Gült- 
briefe und Handfchriften erft fünf Jahre nad) ihrer Errichtung einges 
zogen werden mögen °%). Auch in Zug verwifchte fid) der Unter⸗ 
fhied zwifchen „Gült“ und „Kapital“ immer mehr, indem es burd) 
den Snhalt der Zinshriefe felbft Landrecht wurde, daß der Pfand⸗ 
gläubiger jährlid) bis zu St. Johann des Täuferd Tag dem Sculd- 
ner das Kapital abfünden fonnte ®9). 

In Nidwalden hingegen hat das Inftitut der einzüglichen 
Pfandtitel überall feinen Eingang gefunden und es find bis auf die 


*) Kothing Landb. S. 184, 188. Na. S. 263, 330. Das Hypothefarwefen 
©. 167—169, 1%). 

22) A. L. B. Bl. 70 B, Zeitfhr. VI. 68. 

se, 26, v. 1702 fol. 99, 101. v. Moos ©. 207. 

*) Berorbnungen v. 1806 u. 1809 in der Samml. der Gefepe u. Befchlüfie 
(3ug 1846) &. 29, 35. 
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Gegenwart alle auf Grundftüde angelegte Kapitalien unabkündbare 
Gülten geblieben 9%. 

In Appenzell A. Rh. endlich war zwar, wahrſcheinlich feit der 
Aufhebung des fogenannten Schillinggeldes im Jahr 1629, der Ein- 
zug von Zinsbriefen nad) vorhergegangener halbjähriger Abfündung 
geſetzlich geftattet 91); aber in Folge einer Verordnung von 1713, welche 
mitRüdficht auf Die Damalige bedraͤngte Zeit ven Gläubigern möglichfte 
Schonung empfahl, wurde bei den „gelegten Zetteln“ die Un- 
abkündbarkeit ſtillſchweigend anerfannt und geübt und nur die „Hand- 
wechſelzettel“, weldye jenen nachgefeßt waren, konnten, wenn dad 
verpfändete Grundſtück den Eigenthümer wechjelte, eingezogen wer: 
den 92). 


II. Errichtung der Zinsbriefe. 


In der Regel entfteht das Pfandrecht an einer Liegenfchaft da- 
durch, daß der Eigenthümer derfelben zu Gunften feines Gläubigers 
einen Zinsbrief errichten läßt. Wir faffen mit diefem Ausdrucke nun: 
mehr die alten Guülten und die neuern, einzüglichen PBfandtitel zu- 
fammen. Ä 

Das Pfandrecht fegt zu feiner Entftehung mit Nothwendigkeit 
einerehtmäßige Forderung voraus, für welche es Sicherheit 
zu bieten beftimmt if. Dem Mißbrauche, dag Pfandverfchreibungen 
errichtet wurden, ohne daß bereits eine Forderung beftand, trat der 
Sandrath von Schw y 3 1736 mit einem Mandate entgegen *°). In 
andern Ländern hatte Die Behörde, vor welcher der Zinsbrief angege: 
ben werden mußte, fich genau zu erfundigen nad) der Entftehungs- 
weife der Forderung, zu welchem Behufe das perfönliche Erfcheinen 
der Betheiligten vorgefchrieben war. In Uri 9) mußte, wenn es 
fi) um ein neues Darlchen handelte, der Gläubiger in Gegenwart 
des Landfchreiber8 dem Schuldner das Geld bezahlen; wurde der 
Zinsbrief für eine ſchon Länger beftandene Schuld errichtet, fo hatten 
die Kontrahenten dem Landfchreiber bei ihrem Eide zu eröffnen, wie 
es ſich damit verhalte. Ebenſo ließ fid) in Appenzell J. Rh. *) 


*) Bufinger, der Kanton Unterwalden S. 48. Mittheilung von Hın. C. 
Deſchwanden. 

1) Landb. Art. 78. 

2) Schäjers Materialien Jahrg. 1810, S. 202-211. 

") Kothing, das Hypothekarweſen S. 174. 

") Satzung v. 16277 a.a. D. 

9) Landb. Art. 67. u 
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der Hauptmann der Rhode, bei welchem die Errichtung eines Zins⸗ 
briefes verlangt wurde, vom Schuldner angeloben, daß er „Pfenning 
um Pfenning“ dafür erhalten habe. In Obwalden mußten, wenn 
ber Gläubiger ſtatt baaren Geldes Waaren gab, dieſe vor Errichtung 
des Zinsbriefes durch die geſchwornen Schäger gewerthet werben. 
Dagegen konnte der Verkäufer von beweglichen oder unbeweglichen 
Sachen, welcher für den Kaufpreis auf ein Jahr lang frebitirt hatte, 
nad) Umfluß beffelben, wenn der Käufer nicht bezahlte, „Brief und 
Siegel darum aufrichten als fonft um geliehen Geld" 9°). 

Die Beftellung einer Grundverficherung fegt ferner voraus, daß 
der Schuldner, welcher eine Liegenfchaft verpfünden will, Eigen 
thümer derfelben und zu diefer Verfügung berechtigt fei. Häufig 
begegnen wir daher in unſern Rechtsquellen der Borfchrift, daß nod) 
nicht angefallenes Erbgut, ſowie Grundftüde, auf denen nod) dag . 
Nießbrauchsſsrecht des überlebenden Chrgatten („Widmen“) bafte, 
nicht verfehrieben werden dürfen »). Ausnahmsweife konnte indeſſen 
die Obrigkeit, nad) Anhörung der Verwandten des Schuldners, ins⸗ 
befondere des künftigen Erblafiers, gleichwohl eine ſolche Verpfüns 
dung geftatten. 

Das große Prinzip der Deffentlichfeit der Grundverfiche- 
rung, weldyem das moderne Hypothelarrecht fo wefentliche Vorzüge 
vor dem römifchen Rechte verdankt, fand aud) in unfern Lündern An- 
erkennung, obwohl keineswegs volftändige Durchführung. An die 
Etelle der gerichtlichen Auflaffung , welche im Mittelalter bei der Er⸗ 
richtung von Gülten angewendet zu werden pflegte, trat al8 Regel 
bie fanzleiifhe Fertigung der Zinsbriefe und deren Befieg- 
lung durch den Landammann oder einen andern dazu verorbneten 
Beamten. Nidwalden verordnete ſchon 1542 9°): es follen neue 
Gültbriefe von beiden Eontrahenten übereinftimmend dem Landfchreis 
ber angegeben, dann nad) ihrer Fertigung mit dem Siegel des im 
Amte ftehenden Landammanns verfehen werden. Ebenſo ſetzte bie 
angeführte Sagung Uri’s von 1627 feft, daß ſowohl „ewige Zins⸗ 
briefe” als aud) „ablösliche Handſchriften“ nad) Anhörung der. beis 
den Partheien vom Lanpfchreiber ju fertigen feien. In Schwyz pfleg- 


»c) 2p, v. 1292 fol. 91, 99. v. Moos €. 196, 197. 

»2) Landb. v. Schwyz 11.3 (3.1713), Kothing S. 129. Landbücher der 
March u. v. Kü ßnach bei Kothing Ra. ©. 120, 252, 253. Lb. v. Nidwalden 
v. 1782 V. 5.8. 25.0. Appenzell J. Rh. Art. 122, 

»t) A. L. B. 184, Zeitfchr. VI. 163. 
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ten die Handſchriften auch von dem Landſchreiber ſelbſt beſiegelt zu 
werben, während dagegen die alten Gülten meiſtens das Siegel des 
Landammanns an fid) tragen 9%). In Glarus wurden ſchon im 
16. Jahrhundert die Gültbriefe vom Landfchreiber gefchrieben und 
vom Luandammann befiegelt und 1585 beſchloß die Landsgemeinde 
ausdrücklich, es ſolle eine Handſchrift, die Einer unter ſeinem eignen 
Siegel ausſtelle, keinen Vorzug vor andern laufenden Forderungen 
haben. 1649 aber wurde erkannt, es ſollen bei der Kanzlei ange⸗ 
gebne Verfchreibungen, wenn ſie nicht binnen einem halben Jahre 
von derfelben bezogen werden, nachher feine Kraft mehr haben 100), 
Auf Ähnliche Weife waren in Einfiedeln Gülten und Handſchrif⸗ 
ten, welche die Kanzlei nad) Anhörung der beiden Partheien fertigte, 
ungültig, wenn fie nicht binnen einem Monat gelöst wırden ). Nur 
in Obwalden wurden die Zinsbriefe nit von der Kanzlei, fondern 
von einem Rathsgliede der Kirdigemeinde, in weldyer das verpfändete 
Grundſtück lag, gefertigt 9). 

Eigentlidye Grundbücher gab e8 in unfern Ländern nidjt und Die 
allmalig eingeführten Pfandprotokelle waren wohl allenıhalben 
ſehr unvollftändig. und mangelhaft. In Appenzell erwähnt ſchon eine 
Sapung von 1582 3) eines „eignen Buches“ und in Glarus die 
jenige von 1649 eines „Manual's“, in weldyes der Landfchreiber die 
gefertigten Zinsbriefe eintrug. In Nidwalden wurde 1669 9 
verordnet, es follen die Lanpidjreiber nicht mehr als ein „Copey 
Buoch“ führen, in weldyem alle von ihnen gefertigten „Gülten, 
Handſchriften und Verſicherungsbriefe“ zu verzeichnen ſeyen. In 
Einſiedeln wurden 1619, in der March dagegen erſt 1756 Satz⸗ 
protokolle eingeführt 5). 

In einzelnen Laͤndern war mit der öffentlichen Fertigung der 
Zinsbriefe aud) fon eine amtliche Schatzung der Liegenfchaften 
verbunden: fo insbefondere in Appenzell, wo nad) der angeführ« 
ten Satzung von 1582 die von dem Landfchreiber gefertigten „Zeddel“ 
erft dann zu befiegeln waren, wenn der Hauptmann der Rhode, in 


”) Kothing, das Hypothefarweien S. 176. 

100) 4.2.9. 31.58 A, 80; Zeitſchr. VI. 36, 73, Vergl. Lb. v. 1807 585. 122, 
123, 

ı) Kothing Ra. ©. 229, 230. 

3) Eabung v. 1783 im 8b. v. 1792 fol. 103, v. Moos ©. 1. 

2) Landb. v. 3. Rh. Art. 65, vergl. Art. 64. 

2) 26. v. 1623, Anhang: Eid des Landſchreibers. 

») Kothing, das Hypothelarweſen ©. 173. 
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welcher Das Grunpftüd lag, mit zwei Räthen daffelbe befichtigt und 
für den doppelten Betrag der Pfandfumme gewürdigt hatte. In 
Außerrhoden entwidelte fid) daraus das Inftitut der fogen. Kopie 
oder des Geldaufbruchsſcheins ©), weldyer von Hauptleuten und 
Raͤthen der Gemeinde nad) Anhörung des Glaͤubigers und Schuld» 
ners eriheilt wurde und dem Landſchreiber beftellt werben mußte, 
Neben den „zweifachen Zetteln”, weiche doppeltes Unterpfand hatten, 
gab ed hier auch „willige" oder „einfache Zettel" von geringerm 
Werthe ). Auch in der March und den Höfen Wolrau und 
Pfäffilon durfte fein Zinsbrief befiegelt werden, wenn nicht vor« 
ber die „geſchwornen Briefiwerther” das Unterpfand befichtigt und 
dahin gewürdigt hatten, daß defien Werth die Pfandſumme um einen 
Drittheil überfteige 9). Ebenfo gab e8 in Nidwalden 9) zwei von 
der Nachgemeinde bezeichnete Landſchätzer, welche in Verbindung mit 
Rathsgliedern der betreffenden Uerthe die Unterpfänder zu würdigen 
hatten; ihre Schagung mußte der Kanzlei eingegeben und von dieſer 
den Bültbriefen beigerüdt werden. 

Bon der Regel, nad) weldyer die Zinsbriefe durch öffentliche Bes 
amte und unter öffentlicher Kontrole errichtet werden mußten, gab 
ed nun in unfern Ländern verjchiedene weit gehende Ausnahmen. 
Dahin gehört zunächt die in Uri 29) un Schwyz , wie aud) in 
Küßnach 2%) jedem Landmanne eingeräumte Befugniß, eigenhäns 
dig eine Urkunde, durdy welche ex feine Liegenfchaft- pfandredytlich 
einfeßte, zu fertigen, wobei nur vorausgeießt wurde, daß er auch 
feine Unterſchrift beifügte. Sodann galten in der Mardı 13) Pfand⸗ 
rechte, weiche bei Erbtheilungen ein Miterbe dem andern an ber 
ihm zugefallenen Liegenſchaft beftellte und in dem Theilrobel vers 
fhrieb, wie wenn fie kanzleiiſch gefertigt worden wären. Endlich 
hatten in Glarus, fraft eines Gefetes von 1685 19), die von den 


°) Bergl. Bluntſchli RG. 11. 226. 

?) Landb. Art. 73. Schaͤfer a. a. O. 

*) Kothing, das Hypothekarweſen S. 178. Rq. ©. 206. 

?) Landb. v. 1782 I. 3.7. V. 12. 4. 

20, Satzung v. 1627 a. a. O.: „Waß aber von deß Schuldtnerß eigne Hand 
geſchriben were, ſoll eß ſeinem dato nach gelten, alß wan eß were von einen Landt⸗ 
ſchreiber geſchriben.“ 

21) Landégem. Prot. v. 1794. Vergl. Kothing, das Hypothekarweſen ©. 
173. 

2) Landb. F. 42, Kothinug lg. S. 285. 

19) Landb. Art. 32, 68, ebenda ©. 124, 139. 

1) Landégem. Prot. %b. v. 1807 $. 126. 
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Berwaltern frommer Stiftungen in deren Urbarien eingetragenen 
Pfandverſchreibungen, fofern fie mit dem Datum orbentlid) verfehen 
waren, gleiche Rechtsfraft mit den vom Landfchreiber gefertigten und 
vom Landammann befiegelten Zinsbriefen. 

Beffer als die Deffentlichfeit wurde die Spezialität, Diefes 
zweite große Brinzip des neuern Pfandrechtes, durchgeführt. Glas 
rus erklärte 1649 Pfandverfchreibungen auf dad gefammte Vermögen 
des Schuldners als unzuläffig, und chenfo fchreibt das neuere Lands 
. buch) Nidwald ens vor, e8 follen „die Verſicherungen nicht auf Hab’ 
und Gut insgemein, fondern auf fpezifigirte unbeweglicdye Unterpfande 
geftellt werden.” Hier war aud) durch ein Geſetz von 1749 verboten, 
zwei nicht an einander ftoßende Grundftüde in dem nämlichen Gült⸗ 
briefe, oder Hütten an Gemeinalpen (welche nicht einem einzigen 
Eigenthümer gehörten) zu verpfänden 15). Mit einem Gebäude fonn- 
ten indeflen auch Pertinenzen deſſelben verfchrieben werden: fo kam 
es in Glarus vor, daß ein Schmied feine Werkftätte fammt dem 
Ambos und dem Blafebalg einfehte. Ebenfo wurden oft Frucht⸗ 
bäume mit den Grundſtücken, auf welchen fie ftanden, zuweilen aud 
ohne diefelben eingefegt 2°). 

Bei jeder Bfandverfchreibung mußten die Graͤnzen des eingefeh- 
ten Grundftüdes genau angegeben und vorangehende Pfandrechte, 
mochten fie nun auf Zinsbriefen beruhen oder auf anderm Wege ent⸗ 
ftanden fein, wie auch Orundzinfe und Zehnten, wo foldye noch be= 
ſtanden, gewiflenhaft eröffnet werden. Da man, bei dem gänz« 
lihen Mangel an Grundbüdjern und der ungenügenden Befchaffen- 
heit der Pfandprotofolle, in beiden Beziehungen ed vorzugsweife 
auf die Erklärung des Schuldners ankommen laflen mußte, fo 
wurde er namentlidy über den leßtern Punkt oft beim Eide be- 
fragt 7). 


III. Der Zinsbrief ald Gegenftand des Verkehrs. 


Der Zinsbrief repräfentirt die durd) ihn ausgewiefne grundver- 
fiherte Forderung in der Weife, daß jedem rechtmäßigen Inhaber 
der Urkunde, gleichviel ob fie durch Erbfchaft oder durch Kauf oder 
durch ein anderes Rechtsgefhäft auf ihm übergegangen fei, alle die 
Rechte zuftehen, welche der urfprünglicye Gläubiger durch die Errich⸗ 
13) Landb. v. 1806 V. 12. 1,2. Geſetzb. v. 1857 €. 10, 11. 

260) Schlußbericht der Biandrevifionsfommifflon des K. Glarus (1850). 


) 25. v. Nidwalden v. 1623, v. Gültbrieffe. 2b. v. Küßnach 19, 2 
bei Kothing Ra. ©. 263, 
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tung derſelben erworben hat 2%). Schon in den alten Gülthriefen 
wurden daher, wie wir gefehen haben, dem Rententäufer oder Pfand⸗ 
gläubiger nicht bloß feine Erben, fondern auch „die fo diffen Brieff 
mit Recht Inhand“ in allen Beziehungen an die Seite geftellt. In⸗ 
dem die Urkunde das Recht verkörperte und dieſes nur in ihr enthalten 
war, gewann der Zinsbrief als Sache ein eignes, neues Leben und 
eignete ſich vorzüglich zum Verkehrsgegenſtande, welcher von einer 
Hand in die andere überging. In unfern geldarmen Ländern wur» 
ben Zinshriefe ftatt baaren Geldes zur Bezahlung aller Arten von 
Schulden gebraudit; ein Zinsbrief felbft fonnte vom Schuldner mit 
einem andern Zinsbriefe abgelöst werden 2%). Dabei wurde indeffen 
immer vorausgefebt, Daß der zur Bezahlung verwendete Titel „Währs 
haft” fei, d. h. daß das Unterpfand hinlaͤngliche Sicherheit für Ka- 
pital und Zinfen darbiete; um hierüber Gewißheit zu erlangen, konnte 
in Ländern, wo die amtlihe Schagung nicht ſchon vor der Errichtung 
des Zinsbriefes ftattzufinden pflegte, wie in Küß nach 20), bei jeber 
beabfichtigten Abtretung diefelbe gefordert werben. In Nidwals 
den 22) mußte ein Gültbrief nur infoferne als Zahlung angenommen 
werden, al8 der Werth ber Liegenfchaft, auf welcher die Gült ſtand, 
die Kapitalfumme um einen Biertheil überſtieg. In Glarus 
galten Zinsbriefe, weldye auf Häufern und andern Gebäuden haf: 
teten, nur dann als Waͤhrſchaft, wenn fchon der Werth des Bo⸗ 
dens, auf welchem das Gebäude fand, nad) der Annahme der 
beeidigten Schiger die SKapitalfumme deckte. Wer indeſſen eins 
mal einen Zinsbrief, wenn auch einen ungenügenden, angenom⸗ 
men hatte, Eonnte ihn nur während zwei Monaten, fpäter nicht 
mehr zurüdgeben 22). In Nidwalden 2°) war bie Frift, bin- 
nen welcher ein Zinsbrief wegen Mangels an Sicherheit „hinter 
ſich gegeben” werden fonnte, ein Jahr, in Appenzell 2%) dagegen 
bloß 4 Wochen, außer wenn wegen liegenden Schnee’s das Unter 


2%) Bergl. Bluntſchli RG. II. 230, 231. 

20, A. L. B. v. Glarus Bl. 54 A. (3.1609) a. a. O. 8%. 9. Nidwal⸗ 
den v. 1782. V.12.1. Kothing, das Hypothekarweſen S. 188. 

29) Landb. 6.27, Kothing Ru. ©. 276. 

21) Landb. v. 1623, v. Gültbrieffe. 

23) A. L. B. Bl. 53 B, 59 A (3. 1573, 1588), Zeitfchr. VI. 25, 39. 8b. v. 
1807 $. 124. 

38) Laudbuͤcher v. 1623 bis 1806. Geſetzb. v. 1857 ©. 13. 

20) Landb. v. 3. RH. Art. 66 (3. 1583.) 
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pfand nicht befichtigt werben konnte, in welchem Kalle der Rath den 
Termin zu verlängern befugt war. 


IV. Geſetzliches Pfandrecht. 


Wenn zwar in der Regel das Pfandrecht an einer Liegen⸗ 
ſchaft nur durch ausdrückliche Beſtellung von Seite des Schuld⸗ 
ners und Eigenthümers entſtand, ſo gab es doch auch ſogen. ſtill⸗ 
ſchweigende Pfandrechte, welche ſchon in Folge allgemeiner geſetz⸗ 
licher Beſtimmungen eintraten. Ein derartiges Pfandrecht des Ver⸗ 
käufers an der verkauften Liegenſchaft ſcheint als Gewohnheit in 
einem großen Theile der öſtlichen Schweiz beſtanden zu haben 25). 
In Appenzell A. Rh. 2% hatte der Verkäufer während eines Jah⸗ 
red das „befte Recht" an dem Grundftüde; wenn er aber binnen 
diefer Friſt nicht Dedung für den Kaufpreis, fei es durd) Bezahlung 
oder durch Errichtung eines Zinsbriefes, erlangte, fo wurde nachher 
feine Forderung andern laufenden Schulden des Käufers gleich ge⸗ 
adıtet. In Küßnach 2”) Fonnte, wenn der Käufer den für die 
Bezahlung des Kaufpreifes feftgefehten Termin nicht inne hielt, der 
Verkäufer fofort auf dad Grundftüd greifen, wobei jedoch ältere, 
verbriefte Pfandrechte anzuerkennen waren. 


V. Wirkungen der Grundverfiderung. 


1) Da die alte Gült eine auf dem Grundftüde ſelbſt ruhende 
Verpflichtung war, fo verftand es fi) bei ihr von felbft, daß jeder 
Befiger desfelben als foldher ven fhuldigen jührliden Zins 
zu entrichten hatte. Es wird daher auch noch in dem oben 
mitgetheilten Glarner Gültbriefe von 1611, wie in ältern Urkunden 
diefer Art, jeder fpätere Befiger des Unterpfandes dem urſprüng⸗ 
lichen Scyuldner und feinen Erben ebenfo gleichgeftellt, wie neben dem 
urfprünglichen Gläubiger und feinen Erben jeder andere rechtmäßige 
Inhaber des Briefes genannt wird. Das Gültenrecht wirkte aber auch 
nod) vielfach ein auf Die neuere Gattung von Zinsbriefen, welche 


35) Vergl. die Zürcher Satzung von 1631 in der Monatschron. I. 337; 
bas hergebrachte Recht, nach welchem der „ausflehende unverbriefte Kaufſchilling“, 
fo lange das But ſich im Cigenthum des Käufers befand, den ſeit dem Ber: 
kaufe errichteten Schufbbriefen vorging, wurde auf die Zeitvauer eines Jahres 
beichränft. 

26) Landb. Art. 40. 

27) Landb. 16, 10 bei Kothing Ra. S. 200. Bergl. Enzerner Municipale 
30, 15 bei Segeffer IV. 59. 
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fidy in ihren Wirkungen beinahe nur durch die Einzüglichfeit von 
der Altern unterfchied, und vielleicht wollte man abſichtlich verwidelte 
Reditsverhältniffe, wie fie in Zürid) durd) die geftatteten „falfchen 
Berftoßungen” entftanden ?°), in unfern Ländern nidyt aufkommen 
laffen. Auch bei ven Handfchriften und Pfandbriefen pflegte man 
daher die Eigenfchaft des Beſitzers des Unterpfandes als unzer 
trennlic) von derjenigen des Schuldners von Kapital und Zinfen zu 
betradyten. In den oben (S. 83) mitgetheilten Gefegesftellen von 
Küßnach und der March, melde von einzüglichen Kapitalien hans 
dein, werden Schuldner und Beliger des Unterpfandes gerade fo 
neben einander geftelt, wie in den alten Gültbriefen; das Naͤm⸗ 
liche ift der Fall in der unten anzuführenden Sabung Obwaldens 
von 1711 und in einem Schwyzer Landrathsbeſchluſſe von 1713 2%). 
Endlich fpriht eine Zuger Verordnung von 1809 5% in ihren Er- 
wägungen klar und beftimmt den Grundſatz aus, „Daß der Käufer 
immer die Verpflichtung des Verkäufers in Hinficht der auf dem 
Gute verficherten Schulden übernehmen müſſe.“ 

2) Wenn der Pfanpfhuldner in Entrihtung des 
Zinfes fAumig war, fo fiel nach altem ſtrengem Gültenrechte, 
wie wir es nod) in der oben mitgetheilten Urkunde von 1611 enthal- 
ten finden, die Liegenfchaft fofort dem Gläubiger heim. Aus einer 
Glarner Sapung von 1573 31) geht hervor, daß es Pfanpgläu- 
biger gab, weldye, auf den Buchſtaben ihrer Zinsbriefe ſich ftügend, 
fogar ohne vorherige Mahnung an den Schuldner das Unterpfand 
an fih zogen, wenn der Zins am Berfalltage ausblich; e8 wurde 
nun verordnet, daß der Gläubiger den Zins fordern und dann nod) 
8 Tage auf denfelben warten folle, ehe er auf das Grundftüd greifen 
dürfe. Wie wir indeffen bereit im erften Theile (S. A460, 461) ge- 
fehen haben, wurde ſchon in den alten Gültbriefen felbft >) häufig 
die Milderung ausbedungen, daß in erfter Linie der Blumen, d. h. 
der Sahresnugen des Unterpfandes, und nur wenn diefer nicht mehr 
vorhanden war, das Grundftüd felbft für den Zins haften follte. Im 
Laufe der Zeit wurde dies in den .meiften unferer Länder gemeines 
Landrecht, mit der Erweiterung jedoch), daß ftatt des Blumens aud) 


29 Bluntfhli NS. II. 233, 

29) Landb. I. 111, Kothing ©. 114. 

®) Sammlung ©. 40. 

29) A. L. B. Bl. 53 B, Zeitſchr. VI. 24. 

22) Vergl. auch Kothing, das Hypothekarweſen S. 182. 
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das Vieh, welches denſelben etzte oder geetzt hatte, gepfaͤndet werden 
konnte, gleichviel ob dasſelbe dem Zinsſchuldner oder einem Dritten, 
der von ihm das Heu oder Gras gekauft hatte, gehörte. Man hatte 
für dieſes eigenthümliche Rechtsverhaͤltniß die Pardmie: „Was Blu⸗ 
men ißt, zahlt Blumen” 3). Da indeſſen das Verhaͤltniß des Zins⸗ 
ſchuldners zu feinem Zinsgläubiger den Käufer des Jahresnutzens 
nicht unmittelbar berührte, fo haftete fein Vieh auch nicht für den 
ganzen Beträg des Zinfes, fondern es konnte nur foweit, als bie vers 
abredete Kaufſumme reichte, von dem Zinsgläubiger auf dasſelbe ges 
griffen werden. Man dachte fid) eben, es fei das Vieh, welches den 
Blumen konfumirt hatte, an deſſen Stelle getreten; daher war das 
Recht des Zinsgläubigers ein eigentlidyes, nur zuweilen auf eine 
beftimmte Zeitfrift beſchraͤnktes Pfandrecht »es) an einer beweglichen 
Sache, aus welcher er fidy vor den Eurrentgläubigern des Eigenthü⸗ 
mers bezahlt machen und weldye er nicht etwa bloß in der Gewere des 
Zinsſchuldners, fondern allenthalben, wo er fie fand, anfallen konnte. 
Wir reihen den fchon im erften Theile angeführten Beweisftellen noch 
bie folgenden an. 
Landb. v. Appenzel[lA. Rh. Art. 62 (3. 1948): 

„Bann einer Zins ab feinen Gütteren gelten foll, und ander laufend Gül⸗ 
ten vorhanden, fo mögen die, welchen der Blumen zugehört”), den Blumen, 
eß feye was es wolle, nad Landrecht anfallen, biß zu der Liechtmeß, 
wann aber der Blumen niht mehr vorhanden, möge es einer 
einziehen von dem, der ihn gehabt hat, er muß ihn auch nicht Pfen⸗ 
den, fo der Zinßmann vor Liechtmeß Piendt ift, fo aber die Liechtmeß fürüber, 
mögen als dann andere Echulden au aus dem Blumen bezahlt werben, welcher 
dann zumahl die erfien Necht hat, und find die welche den Blumen gechi haben, 
nicht mehr ſchuldig die Zinpleuth zu bezahlen, es wäre dann, daß fie es ihnen 
zuvor verheißen.” 

Landb. v. Obwalden v. 1792 fol. 100 39: 

„EB ift dannethin ‚wegen den Gültbrieffen und Handſchriften auf Simonis 
und Judä Tag Anno 1711 an einer Ertraordinarie Landigemeind die eigentliche 
Erleutherung dahinn ergangen: Tag ber Anfpredher um Zinß und Hauptguth 


22) So in Nidwalden: Bundesblatt v. 3. 1855, I. 406. Berg. über den 
Grundſatz auch Luzerner Amtsrechte bei Segeffer IV. 107. Gngelberger 
Eagung von 1768, Zeitfhr. VI. 150: „Die Gülten haben das Recht auf ben 
Blumen oder was den Blunen geefien, zu grifen.“ 

5) Vergl. auh Wyß, die Schulpbetreibung nach ſchweiz. Rechten in ber 
Beitfchr. VIE. 79, 80. 

20) Vergl. Landb. v. 3. Rh. Art. 72, welches hier fagt: „fo mag ber ober 
die Zinß auf gemelten güteren Haben” u. f. w. 

22) v. Moos, ©. 206. 
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unter dem Bluomen, oder waß denfelbigen geeſſen, bie Wahl haben 
folfe zu nemmen, welcheß ihme unter diefen zweyen beliebig, gleiche ver Buch⸗ 
ſtaben der Briefen auch vermag. Im fahl aber ein Anderer, fo nit Ins 
haber und fhuldnerift, etwaß von foldem Bluomen erfanfte und 
mit feinem Vieh nußete, ein folder alfo nit zu mehrerem angehalten 
werden folle mögen, alf fo viller mit feinem Behe genuget, und 
wan er ſolcheß an dagjenige Orth abflattet, wo man lauth Briefe das befte recht 
bat, folle er ohnangefochten verbleiben.” 


Waldſtattb. v. Einfiedeln von 1572 Art. 67: 


„Stem fo einer Fliegende guetter In der Waldtſtatt hatt und Sins dauon 
fhuldig zu geben If, So mag ein Setliher, den bluomen hew oder graß woll 
verfouffen vnd geben wem er will, vnnd der föuffer baflelbig wol vff dem guot 
Eben; vnd wellidher dann zins vffdemfelben guot hatt, Nit wy⸗ 
ters pfenden ſoll noch mag, dann fovil der Köuffer omb den kouff 
geben hatt und nit om mer.” 


Hofartifelbud von Wolrau: 


„29. Item vnnd Wan Einer Heuw oder graß vif Einem guott faufft vnnd 
da EB, vnnd da Mögent die Zinpleut, fo Ihrennß Zinß beforgent, zue dem 
gahn, der dag Heuw oldt graß Faufit hat vnnd in heiſſen daflälb geld, fo er 
darumb verheiffen hat, gen vnnd fo Er, der Keuffer, den Bingleuten 
den fo vill bezalt, fo dür Exs, daß graß oder Heuw, Kaufft hat, 
vnnd fo foll Im dan ſiß Beh nit witer barüber gefchebt werden. 

„30. Item — fo Einer, wer der fig, Zinß vff Sinem guet hat, vnnd wall 
under Zächen guldenen ift, da fol Giner, fo Einer ſchetzen Müefle, mag Er Bed 
oder Heuw lahn ſchetzen, weders Er will, vund war es ch Zechen guldenen 
ift, und fo Muoß Biner Halb Beh vnnd Halb Heum lahn ſchetzen, fo der 
den Zins fol nit Bntberen wil. — 

„38. Item vnnd wan Einer Zins vff Einem guott hat vnd im fin Zinß nit 
wirt, vnnd wan Er Waͤrſchafft faretß pfanndt vff finen vunnderpfanden 
findt, vnd fo fol und Mag Er fi wohl lahn fchegen Je Nachdem deß Zing vill 
oder wenig ift; vnnd waß dan aber die Pranndt dürer gefcheßt findt, dan die 
Schuld Erthengen Mag, fo fol Er bahr vfien gen an pianden — —, vnd aber 
fo Er feine fahrende pianndt vff finen vnderpfanden findt, fo mag aud Einer 
denen pfanndten nahfahren, die denfelben Bluomen geffen handt, 
oder Suß nachfahren vif defielben inhaber der güeteren; wo Er ſifindt, fo 
Mag Erſidanauch Wohllahbn Schetzen.“ 


Nachtrag zum Hofbüdjlein von Pfäffikon: 

„Demnah Gemeine Hofflenth zue Pf. vff gehaltnem Meyengricht Anno 
1069 fich befchwert, das bishero, wan einer mit finem Vich vff eines anderen 
Guett hew oder Graß geebt, derjenige, fo off ſolchem Guett feine Zinß aufflaufs 
fen laſſen, folh Vich vmb fein gantze anſprach und alfo vil mehr gepfändt, alß 
der andere vff dem Guett kaufft oder geebt, hierdurch aber mancher ohnfchuldiger 
vmb daß feinige in gefahr gefeßt werde — —, habend demnach — — Ihro fürfil. 
Gnaden Her Abt Placidus — — verordnet, das fürhin Fheiner auff feinen 
Bnderpfanden mehr frömbdes Vich vmb Ziuß pfänden möge, als 
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höch das Hew oder Graß von deme, der das Bich darzuegeſtellt, er⸗ 
kaufft ober geetzt wird ’*).” 

3) Wenn wegen ausftehender Zinfen oder wegen abgefündeten 
Kapitals der Pfandgläubiger auf die ihm verpfändete Liegen- 
fhaft greifen mußte, fo trat in mehrern unferer Landſchaften 
ein Diftraftionsverfahren ein, welches einen fchr alterthümlichen Cha= 
rafter an fid) trägt und mit andern deutfchen Rechten vielfady über- 
einftimmt 3”). Der Gläubiger mußte nimlid) an drei aufeinander fol- 
genden Gerichtstagen, je zu vierzehn Tagen um, als Kläger auftreten 
und wenn er inzwilchen nicht befriedigt wurde, fo wurde ihm am drits 
ten Gerichtstage die Liegenſchaft mit Recht zuerfannt. Er mußte fie 
dann auf die Gant ſchlagen und an drei Sonntagen, wieder von 
zwei zu zwei Wochen, in der Kirche feilrufen laffen; wurde fie waͤh— 
rend diefer Zeit nidyt gelöst, fo fiel fie ihm als Eigenthum zu. 

Hofartifelbudy von Wolrau: 

„39. Item vnnd Man Giner Zinß vff Einem gutt hat vnnd Er fein 
fahrete pfanndt vff den Vnderpfanden findt, oder pfanndt die nit werſchafft findet, 
vnnd fo Mag Einer Flagen von Einem gricht an daß Ander big vff 
daß drit grichtt; vund fo Er allwegen nit pfanndt findt, vnnd Mag Er dag 
gueth oder die Bnderprfanndt mit Recht beziehen vnud Mag fie alfo 
vff ganth fhlan vnnd in der Kilchen laffen BErüorffen. Bad Kömpt 
in den Ziten Nieman, ter in dähnen Löſt, vnnd fo Mag Er tan felbig gueth 
old Vnderpfandt laſſen verbrieffen vaınd zue finen Handen ziehen, vnud 


mit fchinen vnnd werben, alß mit Anderen: finem felbft Cignen gueth, wie von 
Alter her auch fon vnnd Brucht worden ift.“ 


Stadtredit von Rapperswyl v. 1582: 

„Was gelt vmb zinf ofglichen wird vnd verfiglet ift und doch vif Zihl vnd 
Tag zu lofungen geftellt, das wirt genant Eigen vnd Erb, das foll foldyer 
geftalt Ingezogen werden, namlich fol es mit dryen Grichten Jugezogen 
werden, wie von alten Gero brucht ift, vnd fellen die Gricht nit vif einen Tag, 
fondern vff dıy Tag vngefahr in viergehen Tagen follend die dry 
gricht nah ein anderen gehalten werden.“ 

Hofbüchlein von Pfäffikon Art. 7: 

„Item fo einer fhuldig if eigen vnd Erb, — — fo der anfpredher nit Fan 
vff ſynem guott das verfoufft fahrende Brandt finden, vnd Er drü Bricht Flagt 
. vnd Ihn niemandt zalt, Eo wirt am driten Bricht fon Guott Ihmme 
zuofänt, das Er widerumb darzuo ftohn mag. Doch foll Gr darnach das 


”), Kothing Na. ©. 179, 305, 308, 329. 

27) Vergl. über tas „Anfbieten und Verfolgen” beweglicher und unbeweglicher 
Sachen an drei gebotnen Gerichten Albrecht Gewere ©. 133, 151, 170, Gerichts⸗ 
ordnung der Etadt St. Gallen von 1781 1. 14 („Bon ligenden Pfanden und 
wie ſolche zu berechtigen”); über die drei vierzehntägigen Friſten Münchner Ewigs 
geldsordnung bei Bluntfhli D. P. R. 1. 473; über den Feilruf an drei 
Sonntagen Stadtr. v. Freiburg im Bre.sgau v. 1520 1, 13. 
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Suott zuo dryen vierzgehen tagen Rüoffen laffen. LöR Ihn dann 
Niemand, So mag Gr es dann felbs beheben oder verfouifen.” 

Zuger Rechtstriebgeſetz v. 1815: 

„$. 42. Wenn der Schuldner eines Kapitals, defien Zins auf Martini vers 
fällt, denfelben in der im Briefinftrumente anberaumten Zeitfriſt nicht entrichtet: 
fo fann der Gläubiger ihm am erften Mondtage nach der Martinizeit, nach 
ehemaligem Brauch' und Net des Kantons Zug, durch den betreffenden 
Gemeindeweibel für verfallene unverlurfiige Zinfen das erfte und zweite Ur 
theil anfagen laſſen. — | 

„Der Gläubiger hat fih, un eine gemachte Capitalabkündung zu proſequi⸗ 
ren, der nänlichen Urtheil-Rechte zu bedienen. 

$. 44. Balls der Schuldner binnen vierzehn Tagen feinen Gläubiger 
nicht bezahlen oder zufrieden flellen würde, wird bdiefer ihn auf den Mondtag 
vor dem Rui-Sonntage (dem erflen oder zweiten Sonntag im Dezember) das 
dritte Urtheil und den fo geheißenen Warnzedel anfagen laſſen.“ 

Wie in dem zulegt angeführten Gefege die fogen. drei Urtheile 
zwar als ein intereffantes Weberbleibfel des alten Rechtes, aber, ab⸗ 
gelöst von der gerichtlichen Verhandlung, als bloße Mahnungen des 
Bläubigers an den Schuloner erfcheinen, fo war in Einfiedeln bes 
reits 1791 die alte Uebung, nad) weldyer der Pfandgläubiger, der 
fein Kapital abgefündet hatte, „dem Debitor vor einem Ehrfamen 
Gericht zum erften, zweiten und dritten Male vom Unterpfande kla⸗ 
gen“ mußte, als „allen Creditoren höchſt ſchaͤdlich und nadıtheilig” 
ausdrüdlich aufgehoben worden. Nach Verfluß des Termins, in 
welchem das Kapital bezahlt werben folte, wurde nun fofort, wenn 
die Zahlung nicht erfolgte, ein Inventar über des Pfandſchuldners 
Vermögen von der Kanzlei aufgenommen; dann wurde. dem Her⸗ 
fommen gemäß die verpfändete Liegenfhaft an drei Sonntagen nad) 
einander in der Kirche feil gerufen, und wenn fid) nicht binnen ſechs 
(dreimal zwei) Wochen ein Käufer zeigte, der Kapital und verfallene 
Zinfen erlegte, fo brady über ven Schuldner der Konkurs aus. Aehn⸗ 
lich wurde es in Küßnach gehalten: bier mußte, wenn der Schuld» 
ner nicht auf den Termin bezahlte, der Gläubiger die Schäßer auf 
das Unterpfand führen, weldye ihn um die Anfprache zu mahnen hats 
ten, und wenn abermals feine Zahlung erfolgte, fo hatte der Gläu- 
biger bei den Amtsleuten (Ammann, Statthalter und Schreiber) un- 
ter Borweifung feines Pfandbdriefes „die Ausübung fernerer Rechte" 
zu verlangen. Diefem Begehren wurde in der Weife entiprochen, daß 
„nach altgewohnten Bräudyen” dem Schuldner eine Frift von Jahr 
und Tag zur Bezahlung von Kapital und Zinfen angefegt wurde; 
fieß er diefelbe unbenugt verftreichen, fo erging über ihn der Auffall, 
Bemerkenswerth ift indeſſen, daß diefe Art von Konkurs, weldye bloß 

Blumer, Ztaatt- und Rerhtögefchichte. II. Thl. 2. Bb. 7 
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wegen aufgefündeter Kapitalien entftand (mit dem technifchen Ras 
men „Feilruf“ genannt), der bürgerlichen Ehre des Pfandſchuld⸗ 
ners unnachtheilig war; man nahm eben an, daß bei Kapitalanlagen 
der Kredit dem Unterpfande und nicht der Perſon ded Befiters ge 
ſchenkt werde 3°). 

In Glarus wurde nad) einer Sabung von 1997, welche in dies 
fer Hinſicht nur die „alten Bräuche" beftätigte, wenn der Pfandgläus 
biger auf die Liegenfchaft greifen mußte, zu der Kapitalforderung ein 
Drittheil hinzugeſchlagen und darnach das Unterpfand gefhägt; dem 
Schuldner war eine Löfungsfrift von bloß vierzehn Tagen geöffnet, nach 
weldyer die Liegenſchaft dem Gläubiger heimflel. Zwei neuere Satzun⸗ 
gen von 1632 ließen diefes alte Recht beftehen für den Fall, daß der 
Schuldner vem Gläubiger das Kapital abgefündet hatte; für den ent« 
gegengeſetzten Fall aber ſetzten fie eine Frift von Jahr und Tag nad) der 
Schatzung an, binnen welcher die Liegenfchaft feilgeboten war. Band 
fi) dann ein Käufer, fo mußte der Pfandgläubiger in Gegenwart eines 
Rathsherrn und eines Schägers den Kauf mit ihm abfchließen ; aus 
dem Erlöfe fonnte er ſich für feine Forderung an Kapital, Zinfen und 
Koften, jedoch ohne Hinzuredhnung des Drittheild, bezahlt machen 
und den Weberfchuß hatte er dem Schuldner oder einem allfälligen 
Nahpfandgläubiger auszuliefern. Wenn dagegen in Jahr und Tag 
die Liegenſchaft nicht verkauft werden konnte, fo follte fie dem treiben 
den Gläubiger für feine Anfprgche fammt dem Drittheil anheims- 
fallen 9%). > 

4) Für den Fall, daß auf dem Gute, welches von einem Pfand- 
gläubiger angefallen wurde, mehr als eine Verſicherung haf— 
tete, wurde in Glarus 1696 *%) verordnet, e8 habe immer derjenige 
Ereditor, defien Pfandrecht dem Datum feiner Entftehung nach das 
neuefte uud lebte war, ſich zuerft darüber zu erklären, ob er die vorans 
gehenden Ereditoren für ihre gefammten Anfprachen auslöfen wolle. 
That er diefes, fo gingen alle Rechte der Vorpfandgläubiger auf ihn 
über; im entgegenfeßten Falle verlor er fein Kapital, und es erging 


a) Kothing Rq. S. 196, 271, 308, 322. Das Hupothefarwefen S. 193. 

,9.8.9.D.61 A, 68A, 09 A, Zeitſchr. VI. 43, 59, 60. Vergl. &b. 
v. 1807 $. 133. Ueber das Recht des Schuldners an dem Weberfchufle des Er⸗ 
löfes vergl. &b. v. Obwalden v. 1792 fol. 89 (v. Moos ©. 207 und 221). 

+0) Landsgem. Prot. Lb. v. 1807 $. 125. Die bier fih findende Redaktion: 
„ber Vorberfäßer iſt berechtigt den Nachſätzer anzufragen“, an welder man 
fih in ‚nenefter Zeit mit Recht geftoßen hat, kömmt in der Originalfagung 
nit vor. 
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dann die gleiche Anfrage an ven zweitlegten Creditor u. ſ.w. Weſent⸗ 
lich gleichlautenn find Die Beftimmungen, weldye darüber die Land⸗ 
bücher ver March und von Küßnad) enthalten. Ebenfo mußte in. 
Schwyz und Urit'*), wenn der Gültſchuldner das But feinen 
Gläubigern zufallen ließ, der Inhaber der legten Gült entweder das⸗ 
felbe übernehmen und die Altern, darauf haftenden Kapitalien vers 
zinfen oder feine Gült preisgeben. Erklärte er fidy für die Ueber⸗ 
nahme, fo hatte er das nächfte Recht auf den noch vorbandenen Er- 
trag der Liegenfchaft (den „Blumen”), welchen man fih für die Bes 
zahlung der verfallenen Zinfe befonders verheftet dachte. 

5) Wenn ein Pfandgläubiger durch Redjtstrieb feine Forderung 
realifirte oder wenn der Schuldner in Auffall kam, fo fragte es fid), 
ob alle aufgelaufenen Zinfe als grundverfichert zu betrachten feien. 
In älterer Zeit ſcheint Dies fo geübt worden zu fein; fpüter aber fand 
man doch für nöthig, hier eine Grenze zu feßen, damit nicht auf Uns 
foften der nachgeſetzten Pfandrechte und der unverficherten Forderun⸗ 
gen dem allzunachſichtigen oder nachläßigen Gläubiger ein übertrie- 
bener Bortheil eingeräumt werde. Gewöhnlich wurbe daher die Be- 
flimmung getroffen, daß die Liegenfchaft neben dem Kapital nur für 
die zwei legten Zinfe hafte, ältere Zinfe aber zu den laufenden 
Schulden gehören *2). Ausnahmsweife konnte in Küßnach *) 
auch noch der dritte Zins auf dem Unterpfande gefucht werden, wenn 
vor Martini der Schägfchilling für denfelben gelegt worden war. 
Wie die zwei grundverficdherten Zinfe als eine auf der Liegenfchaft 
ruhende Laft betrachtet wurden, fo galten dagegen die Altern Zinfe 
für eine rein perfönliche Forderung, fo daß in Appenzell beim Ver- 
kaufe des Gutes der Gläubiger fie nicht bei dem neuen Eigenthümer 
desfelben, fondern beim Verkäufer zu fuchen hatte. 

6) Wenn die Forderung des Pfandgläubigerspurd 

den Werth des Unterpfandes nicht völlig gededtwurde 


“) Kothing Lb. ©. 165, Ra. ©. 133, 134, 265. 

4a) Eb. v. 1823 Art. 101.” 

2) A. L. B. v. Glarus Bl. 70 A (3. 1634), Zeitſchr. VI. 62. Vergl. 
26. v. 1807 $. 139. (Das hier beigefügte Pfandrecht am Blumen für den dritten 
Zins wird in den ältern Sabungen nicht ausprüdlid erwähnt.) 2b. v. Wers 
dendberg ©. 73. 8b. v. Obwalden v. 17% fol. 103 (v. Moos S. 206), 
Lb. von Appenzell J. Rh. Art. 73, A. Rh. Art. 81. Kothing das Hypothes 
farwefen S. 175 (March, 3. 16%). Na. ©. 19, 314 (Einſiedeln, ⁊J. 
1657; Wolran). 

+8) Landb. ebenda S. 265, 272. 


⸗ 
1 


100 Rechte an Sachen. 


oder wenn letzteres zu Grunde ging (was in Gebirgsländern durch 
Raturereigniffe audy bei landwirthſchaftlichen Grundſtücken nicht fel- 
ten gefchteht), fo entftand die Frage, ob nun der Gläubiger berechtigt 
fei, für den nicht gebeten Betrag feiner Forderung auf das übrige 
Vermögen des Schuldners zu greifen. Das Landbuch von Uri, in 
der oben (S. 83) mitgetheilten Stelle, beantwortete, ganz entfpre= 
chend der verfchiedenen Natur der beiden Redtsinftitute, mit denen 
wir e8 zu thun haben, diefe Frage dahin, daß bei den Gülten der 
Gläubiger fi) einzig an das Unterpfand zu halten habe und mit bef- 
fen Untergange auch die Forderung verloren gehe **), beim auffünd- 
baren Darlehen aber, fall8 die verpfündete Liegenfchaft feine gänzlicye 
Dedung gewähre, der Schuldner auch perfönlidh belangt werden 
möge. Indeſſen unterliegt e8 feinem Zweifel, daß in andern Ländern 
diefe theoretifch richtige Unterfcheidung nicht gemacht, fondern ange⸗ 
nommen wurde, daß auch das neuere hypothefarifche Darlehen, wie 
die alte Gült, ausfchließlidy auf der verpfändeten Liegenfchaft hafte. 
Die oben erwähnte Zuger Verordnung von 1809 ſagt auch in Diefer 
Hinfiht mit dürren Worten: „daß das Kapital auf den liegenden 
Gründen verfichert, und keineswegs auf der PBerfon eines Partiku- 
laren hafte, alfo nie als eine Kopfichuld (perfönliche Forderung) zu 
betrachten fei." Und in Glarus fteht heutzutage nod) feft, daß Der 
Bläubiger, weldyer bei Realijirung feines Pfandrechtes an einer Lies 
genfchaft zu Verluft kömmt, feine weitere Anfprache an ven Schuldner 
bat und daß, wenn durch ein Raturereigniß das Unterpfand wefent- 
lich befhädigt wird, der Letztere durch Aufgeben desſelben ſich von der 
Schuld befreien kann *°). 


vi. Löſchung der Grundverficherung. 


Da der Zinsbrief im Verkehr fo lange als Waͤhrſchaft galt und 
aud) dem Schuldner gegenüber fo lange als zu Recht beftehend ange⸗ 
nommen wurde, als er Außerlid) unverfehrt,, insbefondere noch mit 
dem Siegel verfehen war, fo mußte für eine förmliche Entkräftung 
abbezahlter Zinsbriefe geforgt werben ; dody waren die Vorfchriften, 


) Bergl. Kraut $. 145, Mr. 32 und 47. 


*) Dan hat für diefen Grundfaß fhon oft die Worte des 2b. v. 1807 ($. 122) 
angeführt: „Die Verſchreibung — hat nur auf das benannte fpezifizirte Unterz 
fand, nicht aber auf andere Sachen oder Cigenthum des Debitoren, Kraft und 
Gültigkeit." In dieſer Etelle liegt aber, dem Wortlaute nah, nur eine Bes 
grenzung des Pfandrechtes, nicht der Ausfchluß einer weitern laufenden For⸗ 


derung. 
« 
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welche darüber in unfern Ländern aufgeitellt wurden, keineswegs ge⸗ 
nügend. Die kanzleiiſche Annullirung abgeloͤſter Zinsbriefe mit Vor⸗ 
merkung im Protokoll war nur in Einſiedeln vorgeſchrieben *9. 
Uri begnügte fi) zu verorbnen, daß bei abgelösten Gülten und 
Handfchriften das Siegel abgenommen und der Brief zerfchnitten 
werben folle 47), und Gkarug*®) forderte fogar die Entfieglung nur 
wenn der Schuldner, nidyt aber wenn der Gläubiger abgelündet 
hatte, weil man annahm, im lehtern Falle bevürfe der Schufpner des 
ihm unentfräftet herauszugebenden Briefes, um denfelben einem neuen 
Gläubiger zu beftelen. Aus gleichem Grunde war es in Küßnach 
Gewohnheitsrecht, daß der Gläubiger, welcher abgefündet hatte, im⸗ 
mer dem neuen Gelddarleiher, den der Schulpner fand, feinen Pfand⸗ 
titel abtreten mußte: In Nidwalden *°e) und Gersau 9) konnten 
alle abgelösten Zinsbriefe vom Schuldner aufbewahrt werden, um fie 
mit demjenigen Range, den ihnen ihr Datum gab, im Falle des 
Gelbbedürfniffes wieder in Kraft treten zu laffen. Dem ricjtigern 
Grundfage, daß ein Zinsbrief, weldyen der Schuldner felbft erwirbt, 
durch Eonfufton untergeht, näherte ih Schwyz, indem es 1652 ver: 
ordnete, es folle ein folcher Titel „aus feiner Lücke getrieben” und 
hinter die Pfandtitel von fpäterm Datum gefegt fein 5%). Auf Ahn- 
liche Weife war aud) in Appenzell A. Rh. vorgefchrieben, es dürfe 
in die Lüde eines abgelösten Zinsbriefes niemals ein neuer Brief 
gefeßt werden, fondern es fei ein folcher immer den andern „Zetteln® 
nachzufetzen 5). 


5.5. Pfandrecht an Fahrhabe. 


1) Konnte an Liegenſchaften der Regel nach nur auf dem Wege 
der Verſchreibung Pfandrecht erworben werden, ſo bot ſich dagegen 
für bewegliche Sachen, namentlich ſolche, deren der Eigenthümer nicht 
gerade zum taͤglichen Gebrauche bedurfte, der formloſe und eben dar⸗ 


) Kothing Rq. S. 213, 214. 

*) Satzung von 1673 im Anhang zum A. L. B. 2b. von 1823 Art. 138. 2. 1. 

**) Landegem. Brot. von 1713. 2b. v. 1807 $. 127. 

4) 2b. v. 1782 V. 12.2: „Wenn Giner Bine gilt auf Eignen güetteren 
faufft, fol Er folche behalten mögen, und nit Gntfiglen müteffen.” Gefebb. v. 
1857 ©. 12, 

+) Kothing das Hypothekarweſen ©. 195, 197. 

se) Landb. II. 67, Kothing ©. 180. 

21) Landb. Art. 77. 
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pfand nicht beſichtigt werden konnte, in welchem Falle der Rath den 
Termin zu verlaͤngern befugt war. 


IV. Geſetzliches Pfandrecht. 


Wenn zwar in der Regel das Pfandrecht an einer Liegen⸗ 
ſchaft nur durch ausdrückliche Beſtellung von Seite des Schuld⸗ 
ners und Eigenthümers entſtand, ſo gab es doch auch ſogen. ſtill⸗ 
ſchweigende Pfandrechte, welche ſchon in Folge allgemeiner geſetz⸗ 
licher Beſtimmungen eintraten. Ein derartiges Pfandrecht des Ver⸗ 
käufers an der verkauften Liegenſchaft ſcheint als Gewohnheit in 
einem großen Theile der öſtlichen Schweiz beſtanden zu haben 25). 
In Appenzell A. Rh. 2% hatte der Verkäufer während eines Jah⸗ 
res das „befte Recht" an dem Grundftüde; wenn er aber binnen 
diefer Friſt nicht Dedung für den Kaufpreis, fei es durch Bezahlung 
oder durch Errichtung eines Zinsbriefes, erlangte, fo wurde nachher 
feine Forderung andern laufenden Schulden des Käufers gleich ges 
achtet. In Küßnach 2”) fonnte, wenn der Käufer den für die 
Bezahlung des Kaufpreifes feftgefegten Termin nicht inne hielt, der 
Berkäufer fofort auf das Grundftüd greifen, wobei jedoch ältere, 
verbriefte Pfandrechte anzuerfennen waren. 


V. Wirkungen der Grundverfidherung. 


1) Da die alte Gült eine auf dem Grundftüde felbft ruhende 
Verpflichtung war, fo verftand es fid) bei ihr von felbft, daß jeder 
Befiger desfelben als folder den ſchuldigen jührliden Zins 
zu entridhten hatte. Es wird daher auch noch in dem oben 
mitgetheilten Glarner Gültbriefe von 1611, wie in ältern Urkunden 
diefer Art, jeder fpätere DBeliger des Unterpfandes dem urfprüngs 
lichen Schuldner und feinen Erben ebenfo gleichgeftellt, wie neben dem 
urfprünglicdyen Gläubiger und feinen Erben jeder andere rechtmäßige 
Inhaber des Briefes genannt wird. Das Gültenrecht wirkte aber auch 
noch vielfach ein auf die neuere Gattung von Zinsbriefen, welche 


35) Vergl. die Zürcher Eakung von 1631 in der Monatshron. I. 37; 
das hergebrachte Recht, nach welchem ber „ausſtehende unverbriefte Kaufihilling”, 
fo lange das Gut fih im Cigenthum bes Käufers befand, den feit dem Ver⸗ 
faufe errichteten Schulbbriefen vorging, wurde auf die Zeitvauer eines Jahres 
befchränft. 

26) Landb. Art. AO. 

27) Landb. 16, 10 bei Kothing Na. S. 260. Bergl. Luzerner Municipale 
30, 15 bei Segeffer IV. 50. 
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fi) in ihren Wirkungen beinahe nur durch die Einzüglichfeit von 
der Altern unterfchied, und vielleicdyt wollte man abſichtlich verwidelte 
Nedytsverhältniffe, wie fie in Zürich durch die geftntteten „falfchen 
Verſtoßungen“ entftanden 2%), in unfern Ländern nicht aufkommen 
laſſen. Auch bei den Handfchriften und Pfandbriefen pflegte man 
daher die Eigenschaft des Befiterd des Unterpfandes als unzer⸗ 
trennlid) von derjenigen des Schuldners von Kapital und Zinfen zu 
betrachten. In den oben (S. 83) mitgetheilten Gefegesftellen von 
Küßnach und der March, weldhe von einzüglichen Kapitalien hans 
dein, werden Schuldner und Belißer des Unterpfandes gerade fo 
neben einander geftellt, wie in den alten Bültbriefen; das Nüms 
liche ift der Kal in der unten anzuführenden Satzung Obwaldeng 
von 1711 und in einem Schwyzer Landrathsbefchluffe von 1713 29). 
Endlich fpricht eine Zuger Verordnung von 1809 3% in ihren Er- 
wägungen klar und beftimmt den Grundſatz aus, „Daß der Käufer 
immer die Verpflichtung des Verkäufers in Hinficht der auf dem 
Gute verfiherten Schulden übernehmen müffe.” 

2) Wenn der Pfanpfhuldner in Entrihtung des 
Zinfes füaumig war, fo fiel nad) altem firengem Gültenredhte, 
wie wir es noch in der oben mitgetheilten Ilrfunde von 1611 enthal- 
ten finden, die Liegenfchaft fofort dem Gläubiger heim. Aus einer 
Glarner Sapung von 1573 31) geht hervor, daß es Pfandgläu— 
biger gab, weldye, auf den Buchſtaben ihrer Zinsbriefe ſich ftügend, 
fogar ohne vorherige Mahnung an den Schuldner das Unterpfand 
an fid) zogen, wenn der Zins am Berfalltage ausblich; e8 wurde 
nun verordnet, daß der Gläubiger den Zins fordern und dann nod) 
8 Tage auf denfelben warten folle , ehe er auf das Grundftüd greifen 
dürfe. Wie wir indeffen bereitS im erften Theile (S. 460, 461) ges 
fehben haben, wurde ſchon in den alten Gültbriefen felbft 2) Häufig 
die Milderung ausbedungen, daß in erfter Linie der Blumen, d. h. 
der Jahresnutzen des Unterpfandes, und nur wenn diefer nidyt mehr 
vorhanden war, das Grundſtück felbft für den Zins haften follte. Im 
Laufe der Zeit wurde dies in den .meiften unferer Länder gemeines 
Landredht, mit der Erweiterung jedoch, daß ftatt des Blumens aud) 


29 Bluntfhli RG. II. 233, 

2%) Landb. I. 111, Kothing ©. 114. 

”) Eammlung ©. 40. 

2) A. L. B. Bl. 53 B, Zeitſchr. VI. 24. 

»2) Vergl. au Kothing, das Hypothekarweſen S. 13. 
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das Vieh, welches denſelben etzte oder geetzt Hatte, gepfaͤndet werben 
konnte, gleichviel ob dasſelbe dem Zinsſchuldner oder einem Dritten, 
der von ihm das Heu oder Gras gekauft hatte, gehörte. Man hatte 
für dieſes eigenthümliche Rechtöverhältniß die Parömie: „Was Blu⸗ 
men ißt, zahlt Blumen” 28). Da indeſſen das Verhaͤltniß des Zins⸗ 
ſchuldners zu ſeinem Zinsgläubiger den Käufer des Jahresnutzens 
nicht unmittelbar berührte, ſo haftete ſein Vieh auch nicht für den 
ganzen Betrag des Zinſes, ſondern es konnte nur ſoweit, als die ver⸗ 
abredete Kaufſumme reichte, von dem Zinsglänbiger auf dasſelbe ges 
griffen werden. Man dachte fid) eben, e8 fei das Vieh, weldyes ven 
Blumen fonfumirt hatte, an deflen Stelle getreten; daher war das 
Recht des Zinsgläubigers ein eigentliches, nur zuweilen auf eine 
beftimmte Zeitfrift beſchraͤnktes Pfandrecht 9°) an einer beweglichen 
Sache, aus welcher er fidy vor den Eurrentgläubigern des Eigenthüs 
mers bezahlt machen und welche er nicht etwa bloß in der Gewere des 
Zinsſchuldners, fondern allenthalben, wo er fie fand, anfallen konnte. 
Wir reihen den ſchon im erften Theile angeführten Beweisftellen noch 
bie folgenden an. 
Landb. v. Appenzell A. Rh. Art. 62 (3. 1548): 

„Bann einer Zind ab feinen Gütteren gelten foll, und ander laufend Gil: 
ten vorhanden, fo mögen die, welchen der Blumen zugehört”*), den Blumen, 
eß feye was es wolle, nah Landrecht anfallen, biß zu der Liechtmeß, 
wann aber ber Blumen nicht mehr vorhanden, möge e8 einer 
einziehen von dem, der ihn gehabt hat, er muß ihn auch nicht Piens 
den, fo der Zinßmann vor Liechtmeß Pfendt ift, fo aber die Liechtmeß fürüber, 
mögen als dann andere Schulden auch aus dem Blumen bezahlt werden, welcher 
dann zumahl die erfien Recht hat, und find die welche den Blumen gecpt haben, 
nicht mehr ſchuldig die Zingleuth zu bezahlen, es wäre dann, daß fie es ihnen 
zuvor verheißen.“ 

Landb. v. Obwalden v. 1792 fol. 100 3°): 

„BB ift dannethin ‚wegen den Gültbrieffen und Handfchriften auf Simonis 
und Judä Tag Anno 1711 an einer Extraordinarie Randfgemeind bie eigentliche 
Grleutherung dahinn ergangen: Daß der Anfpreher um Zinß und Hauptguth 


322) So in Nidwalden: Bundesblatt v. 3. 1855, I. 406. Vergl. über den 
Grundfag auch Luzerner Amtsrechte bei Segeffer IV. 107. Gngelberger 
Satzung von 1768, Zeitfhr. VII. 150: „Die Gülten baben das Recht auf ben 
Blumen oder was den Blumen geeflen, zu grifen.“ 

>) Vergl. auch Wyß, die Schulpbetreibung nach ſchweiz. Rechten in der 
Zeitſchr. VII. 79, 80. 

20) Bergl. Landb. v. 3. Rh. Art. 72, welches hier fagt: „fo mag der ober 
die Zinß auf gemelten güteren Haben“ u. f. w. 

2) v. Moos, S. 206. 





— 
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unter dem Blnomen, oder waß benfelbigen geeſſen, die Wahl haben 
folle zu nemmen, weldeß ihme unter biefen zweyen beliebig, gleiche der Buchs 
ſtaben der Briefen au vermag. Im fahl aber ein Anderer, fo nit In- 
haber und ſchuldner ift, etwaß von folbem Bluomen erfanfte und 
mit feinem Vieh nußete, ein folder alfo nit zu mehrerem angehalten 
werden folle mögen, alffo viller mit feinem Behe genußet, und 
warn er ſolcheß an daßjenige Orth abflattet, wo man lauth Brieis das befte recht 
bat, folle er ohnangefochten verbleiben.“ 


Waldſtattb. v. Einfiedeln von 1572 Art. 67: 


„Item fo einer liegende guetter In der Waldtſtatt hatt und Zins dauon 
ſchuldig zu geben If, So mag ein Jetlicher, den bluomen hew oder graß woll 
verfouffen und geben wem er will, vnnd der föuffer dafielbig wol vff dem guot 
Een; und welliher dann zins vffdemfelben guot hatt, Nit wy⸗ 
ters pfenden follnoh mag, dann fovilder Köuffer omb den kouff 
geben hatt vnd nit vm mer.“ 


Hofartifelbud) von Wolrau: 


„29. Item vnnd Wan Einer Heuw oder graß off Einem guott kaufft vnnd 
da Etz, vnnd da Mügent bie Zinpleut, fo Ihrenng Zinß beforgent, zue dem 
gahn, der daß Heuw oldt graß Faufit hat vnnd in heiſſen daffälb geld, fo er 
darumb verheiffen hat, gen vnnd fo Er, der Keuffer, den Binßleuten 
den fo vill bezalt, fo dür Exs, daß graß oder Heuw, Kaufft hat, 
vnnd fo foll Im dan ſiß Veh nit witer Darüber gefheßt werden. 

„30. Stem — jo Einer, wer der fig, Zinß vif Einem guet hat, vnnd wahl 
vnder Zächen guldenen ift, da fol Giner, fo Einer ſcheßzen Müeſſe, mag Er Bed 
oder Heuw lahn ſchetzen, weders Er will, vnnd wan es ch Zechen guldenen 
iſt, vnd fo Muoß Biner halb Beh vnund halb Heuw lahn ſchetzen, fo ber 
den Zins ſol nit Entberen wil. — 

„38. Item vnnd wan Einer Zinß vff Einem guott hat vnd im fin Zinß nit 
wirt, vnnd wan Gr Waͤrſchafft faretß pfanndt vff finen unnderpfanden 
findt, vnd fo fol vnd Mag Er fi wohl lahn fchegen Je Nachdem deß Zing vill 
oder wenig ift; vnnd waß dan aber die Pfanndt dürer gefchegt findt, dan bie 
Schuld Erthengen Mag, fo fol Er bahr vfien gen an pianden — —, vnd aber 
fo Er feine fahrende pianndt vff finen vnderpfanden findt, fo mag aud Einer 
denen pfanndten nadhfahren, die denfelben Bluomen geffen hanbt, 
oder Suß nachfahren vff befielben inhaber der güeteren; wo Er fi findt, fo 
Mag Erſidananch Wohl lahn Schegen.“ 


Nachtrag zum Hofbüchlein von Pfäffikon: 

„Demnach Gemeine Hofflenth zue Pf. vff gehaltnem Meyengricht Anno 
1669 ſich beſchwert, das bishero, wan einer mit ſinem Vich vff eines anderen 
Guett hew oder Graß geetzt, derjenige, fo vff ſolchem Guett feine Zinß aufflauf⸗ 
fen laſſen, ſolch Vich vmb fein gantze anſprach vnd alſo vil mehr gepfändt, alß 
der andere vff dem Guett kaufft oder geetzt, hierdurch aber mancher ohnſchuldiger 
vmb daß feinige in gefahr geſetzt werde — —, habend demnach — — Ihro fürſtl. 
Gnaden Her Abt Placidus — — verordnet, das fürhin kheiner auff feinen 
Vnderpfanden mehr frömbdes Vich vmb Zinß pfänden möge, als 
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zu verlangen, alſo im Vertrauen auf die Redlichkeit des Schuldners 
und um ihm einen Dienſt zu leiſten; 

b) wenn Einer dem Andern Geld anvertraut hatte, um es ent⸗ 
weder bis zu einem gewiflen Zeitpunfte aufzubewahren oder einem 
Dritten zu beftellen ; 

c) wenn der Schuldner bei einem Kaufe oder andern Vertrage 
ausdrücklich baares Geld auf den bedungnen Termin zu bezahlen vers 
fprochen hatte; 

d) beim Lidlohn von Dienftboten und Taglöhnern *%); 

e) bei gekauften und genoffenen Lebensmitteln ; 

f) bei zugefügtem Leibſchaden, mochte die hiefür zu leiftende Vers 
gütung gerichtlid) oder durch Vergleich feftgefegt fein. 

Was diefe Forderungen vor andern auszeichnete, war nad) der 
Anficht unferer Vorfahren ohne Zweifel die erhöhte moraliſche Ver⸗ 
pflichtung, welche dabei den Schuldner traf, und es verdient in der 
That das feine fittliche Gefühl, welches fih in den Unterſcheidungen 
fund gibt, unfere Anerkennung. Es erſchien geradezu als ein Treu⸗ 
bruch, wenn Semand anvertrautes Geld zu eignem Nupen verwen- 
dete oder wenn Einer feinem foͤrmlichen Verſprechen, baares Geld 
auf einen Termin zu leiften, nicht nadyfam; handelte e8 ſich im letz⸗ 
tern Falle um die Zurüdbezgahlung einer bloß aus Gefälligfeit gelie- 
henen Gelvfumme, fo ftellte fich die Handlungsweife des Schuldners 
nod) überdies als Undank dar. Aber aud) die Lohnforderung des 
Geſindes galt, weil e8 zum Haufe gehörte, bei den deutfchen Völker⸗ 
fhaften ſchon feit dem frühern Mittelalter 7%) gewiffermaßen als ges 
heiligt und die Bezahlung der unentbehrlichen Nahrungsmittel, ſowie 
die Entfehädigung für zugefügte Körperverlegung fchienen ebenfalls 
zu den dringendſten Pflichten eines rechtfchaffnen Mannes zu ge- 
hören. 

So fehr indeſſen unfre Rechtsquellen darin übereinftimmen, daß 
bei diefer Klaffe von Forderungen ein fchärferer Einzug geftattet war 
als das Landrecht für laufende Schulden im Allgemeinen zugab, fo 
verfchieden find die Beftimmungen über die Art und Weife der Schär- 
fung. Die aälteſte Form foheint allenthalben das Eidesgebot gewefen 
zu fein, deſſen Nichtbeachtung die LXeibhaft des Schuldners und 


) Bergl. TH. 1.6. 472. N. 184. Meber den Begriff des Lidlohns vergl. 
Schauberg Beiträge 1.23 ff, Wyß Konkursproz. ©. 107. 
’) Sahfenfp. 1.22. 2. 
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Geldbußen zur Folge hatte 1. Nachher fümmt es häufig vor, daß 
in den angeführten Fällen der Gläubiger, fonft aber der Schuldner 
die Bfänder auswählen konnte; oft wurden aud) gegenüber dem ges 
wöhnlichen Rechtstriebe die Friften abgekürzt; endlich fand die Hin⸗ 
zufchlagung des Drittheild zum Betrage der Schuld oder, was da⸗ 
mit gleichbedeutend, die Abſchaͤtzung eines Drittheils vom ausgemit- 
telten Werthe'des Pfandes zuweilen nur bei jenen bevorzugten For⸗ 
derungen ftatt. 


Wir laffen nun über diefe fehr intereffante und noch wenig bes 
arbeitete Materie unfere Quellen felbit fprechen. 
A. L. B. v. Glarus Bl. 28 A: 


„Weldher dem Anderen In vnnſrem Land verheiſt Sin barg ältt zu 
gäbenn onne piand, ober Im anderer dinginen Ingatt die vßertt dem Lantz⸗ 
rächtten ſind, denſelbigen ſol das Lantracht nit ſchirnen. Sonder er ſoll In 
ſinem verheißen nach Bezallen. Ob er das aber nidt dätte, vnnd es Ginem 
Amen ald rath klagt wirt, ſo ſond ſy den ald dieſelbigen by Iren Eiden wyſ—⸗ 
fen Irem zuſagen ſtatt zu thun, ob ſy aber über daß vngehorſam werend, 
Sond ſy vmb den meineid geſtrafft waͤrden. Vnd ſond ſy Fürer aber gewyyſen 
werben zu bezallen nach lutt Irß Zuſagens. (Menere Schrift.) Welcher dann 
eim alſo fin bargelt on alle pfand verheißt vnd das nitt leiſtet, nachdem er von 
M. Herren gewiſen worden, den fol man ein naht vnd ein Tag in Gſel—⸗ 
Ienturnn legen vnd barby M. Herren den Landtlüten Im acht tagen v lib. 
zbuß gen, bym endt, und fürer aber die ſchuld bzalen, wie ers verheißen, bi 
der obbemeiten buß, fo lang vnd vil er die vßgricht vnd bzalt hatt. Aman vnd 
ganker Rath Im 1547.” 


Bl. 38 B (J. 1562): 


„Bann einer In vnſerm Landt bem andern nützit dann das bar gelt on 
alle pfandt und fürwort verfpredhe, darumb dann vorhin das Landtrecht vermös 
gen, das man einen geheißen him eidt bezahlen, So fölle derfelb ar- 
tickel jürbaßhin vfgehept fin, vud In künfftigem nit mehr gelten, Sonder nad: 
volgender geflalt gehalten vnd geprucht werden, Welcher vß dem alten Lanbts 
recht gienge, vnd einem das gelt on alle pfandt obgehörter geftalt verheißt, vnd 
off beſtimpt zil vnd tag nit leiflet, vnd ber ander wil bezalt fin, fo mag einer 
dem ſchuldner vmb die ſchuld Inn oder vor dem Huß, Ligendts oder 
varendts fhegen vnd allweg den dritten teil darnfjf vnd fol Inn 
der Schuldner damit verfarn laflen.” 

81. 27 A (9. 1534): 

„Welcher dem anderen In vnferm Land geltenn fol vnnd dhein ander Ans 
dingenn zu Im hatt, dann nach Landtsrecht vnnd Im ſchätzenn wil, So 
bat der ſchuldner die waal fürzeſchlachenn Ligents ald varents, weders 
er wil, vnnd ſchlat er Im ligents für, fo mag er den Dritiel daruff ſchaͤtzenn. 


N) Vergl. für xuzern Segeſſer IV. 142, für Zürich die oben angeführte 
Nathserkenntuiß v. 1546. 
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Welcher aber dem andernn an alle Fürwort fin Bar gelt vff zil vand tag 
zegeben andinget und verheift, vnd ers demfelbenn nit gibt und Bezalt oder 
was zerung ill, Lidlon oder glichen Bargelt, So hatt einer Gwalt, 
dem ſchuldner zeſchätzenn ligent ald varendt gut, weders Im dann 
eben vund geuellig ift, vff Ligents ouch den Drittel.” 


Bl. 47 B (3. 1569 : 


„Bas vor Minen Herren einem Landtamman, ober Statthalter und Nat, 
oder vor Bricht, vmb Lybſchäden vnnd ander derglychenn fachen vnd auſpra⸗ 
hen einem zugeſprochen vnd erkennt, ald Inn güttigfeit unnd Thädung 
gmacht, das geſprochen gellt genempt wirt, vnd man vornacher bim Eydt 
erlegen müßenn. Das mag derſelbig von dem Schuldner Inziechenn, nach bem 
fherpffiften Landredtenn. Nammlih Inn ald vor dem Huß Ligenk ober 
varentz vnd den Drittheil daruf ſchätzen '2).“ 


A. L. B. von Nidwalden ’’): 


44. „Wen Einer eim gelt entlent vnnd jm das verſpricht vff Gin 
tag wider ze gebenn, dut Er das iſt woll vnnd gutt. wer aber dz einer dz 
geltt nit alſo widerum geby, So mag einer der das Gelt vsgelichen hat, da für 
Yin, So der tag vis iſt, wen Er den das nit Enberenn will, das gut angrif⸗ 
fen weldes Er allerliebft will vnd das Sin dan darus löfen vnd dem 
fhaben den Er Sin hat. — — \ 

„und om Lidlon glichwie om gelichen gäfdt.” 


235. „Duch fo ift an fälbiger Nagmeindt (3. 1562) gemerett das ein Jeder 
fo am tagwan wärdet, dienſt knecht vnd Junckfrouwen iren Lon 
Billich wie Lidlon mögent inziechen. — Und was einer eim bar vß dem 
fefel Liht und darum fein Ziff Nimpt, das fol wie entlent gelt inzo⸗ 
gen wärden, wo man aber Ziff vom gält nimpt Oder danenthin einer das einem 
andern fließe, deßglichen waß Einer zwärden verbingt fehnider ſchumacher ſchmi⸗ 
den Old anderen Hanbwärdf Lütten Lon fo fy eim nit an tagwen ab wärdhen 
Vnd abdienent, das fönd fy in zien wie Landträcht: om Louffend ſchul⸗ 
den iſt.“ 


Landb. v. 1623 v. Bargaͤlt: 


„So einer einem vff zil vnd tag Bargelt verſpricht von Märchten old 
dingenen, oder Bargelt entlehnte, der ſoll eß vf Zil vnd Tag halten, wo 
fehr eß aber vf geſetztes Zil nit gehalten wurde, da fürhin mag der anſprächer 
auf deß ſchuldnerß hab vnd guet ſelbſten pfandt zeigen, welcheß er be⸗ 
gert. — —. Glicher geſtalt ſoll Lidlohnn vnd Verding, benantlich Dienſtknecht 
vnd Mägd, auch wer einem on den Taglohn arbeitet, eß ſyent Handwaͤrchßlũt ober 
ander, auch wann einer gelichen oder verfprochen Geld einem anbern verfloßt, vers 
tuſcht oder vermärchtet, waß im Landt unter Landslüten gefhicht, alß Bargelt 
bezalt vnd yng ez ogen werden mögen, waß aber vſſert Landtß hero verändert, ver⸗ 
tufcht oder vermärchtet wurde, mag fich, wie das Landtrecht if, alß eine gemein 
-Sauffende fhuldt, dag ift daß der ſchuldtner falbi pfandt zeigen 
möge, vßwiſen und bezalen.” 


’») Zeitfehr. V.172, 177, 200. VI. 14. 
22) Ebenda VI. 126, 175. 
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Landb. v. Obwalden von 1635 fol. 65 ff. "9: 


„So einer dem anderen ein lauffende ſchuldt, fo fih nad Landtrecht bes 
zallen foll, — verfallen if. fo — — — foll einer oder fine botten felbs fragen, 
fo er ihme daß gelt nit zue geben, ober ihme Pfandt zeige, vnd wenu dann 
einer mit Bianden bezallen wyl vnd mueß, der Soll guete gefunde vnd gerechte 
wahr darftellen. — — — 

„Wo einer bem anderen bargelt verſpricht vnd Iuterlih daruff march⸗ 
tet foll ex ihme es halten, wo nit mag der heyfchent yff Pfandt zey- 
gen.” 


Landb. v. Appenzell: Innerrhoden Art. 166 (9. 1531): 

„Ban einer dem andern Schuldig iſt, darumb der Tag umben und auß if, 
foll einer dan zu feinem fchulden (sic) gehen und pfanbt forderen nach Landtredht, fo 
er ihne nit Bezalt, und foll einem jedlichen Landtman daß recht gegen dem ars 
deren offen fliehen, daß er nach Landtrecht fahren mög zu fchägen, nach bem 
einer pfandt geben über vier Wochen. — — Welcher aber einem fchulvig 
wäre glichen gelt, empfallet ’®) oder gefprochen gelt ober Lidlohn, 
der mag nad 8 tagen fhäßen.” 


Landb. v. Außerrhoben: 

Art. 58. „Weil oftmahlen einem oder dem andern Gelt vertraut ober 
aufgegeben worden, daſſelbige eintweber bis auf gewiſſe Zeit zu behalten ober 
diſem oder jenem zuzuftellen, baffelbige aber einer zu zeiten verbraucht, und ba 
man es wider haben wollen, nicht vorhanden gewefen, deßwegen fol einem nicht 
mehr, wie vor difem befchehen, fonder angehende und unverzogenlid 
geſchätzt — werben.” 

Art. 63. „Welcher einem Liedlohn oder äßige Speiß fhuldig wäre, 
fo einer in die Haußhab verbraucht Hat, ver mag in acht Tagen, nach vem 
fein Schuloner Pfendt ift, ſchätzen.“ 

Hofreht von Reihenburg: 

18. „Wan einen eim verheißtt geltt, und anderſt nud, ober lidlon, oder 
gelüwen geltt, dz einer müßt mit pfanden Inn züchen, foll einer ein pfenden, 
vnd gat pfand in ahtbagen vB, vnd mag einer eim dan Schetzen für 
thritell ond für Hauptguott.” — — 

19. „Wan einer dem anderen ſchuldig ift vnd eir dz mitt pfanben von Im 
züchen müoßtt, So mag eir den anderen pienden, und gatt pfand in fier- 
zehen thagen vß.“ — — 

20. „Geltt, davon man zinß oder ſcheucken nimmt, dz ſoll man Inzien nach 
Hoffs rechtt In fiertzechen thagen.“ 

Landb. der March ”): 


Art. 35. „Item es iſt unſer Landtrecht, das welcher den erſten Tag dem 


anderen etwas mit Benamſung der Sach in Pfandti ſtellet, ſelbiger nach ver⸗ 


ꝛ0) Vergl. Landb. v. 1792 fol. 126, v. Moos ©. 210. 


22) „empfallet gelt“ heißt wohl empfohlnes, d. h. auvertrautes Geld, wie ſich 
aus dem Landb. v. A. Rh. und dem unten anzuführenden neuern Geſetze Inner⸗ 
rhodens zu ergeben ſcheint. 


’%) Vergl. das Alte Landrecht, angeführt Th. I. ©. 464. 


x 
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ſtrichener vier Wochen Termin fein angetriebenes Pfandtrecht auf dem 
benambſten Pfandt außueben möge.” — — 

Art. 37. „Item iſt unſer Landtrecht, das wan einer dem anderen ohne 
Verſicherung undt ohne Zinß auff eine bedingte Zeit zum Dienſt Geldt 
anlihen wurdte, ein ſolcher nach verſtrichnem Termin daß Pfandtrecht anlegen undt 
in acht Tagen daruff ſchetzen möge.“ 

Art. 41. „Zuegleich iR unſer Landtrecht der Dienſten undt Lidtlöhneren hal⸗ 
ber ’”), wan einer einem Lidtlohn ſchuldtig undt folchen auff anforderen nit be⸗ 
zahlte, mag einer hierumb Pfandten, und ſtehet dag Pfandt ill acht tag; 
darnach mag einer hierumb ſchetzen nad feinem Beliben.“ 

Malpftattb. von Einfiedeln v. 1572 Art. 32: 

„Wenn einer mit dem andern mercktet oder etwas abfouffti, es fhg was das 
welle, und im verhieß nitt anberfi dann das bargeltt, vnd im das nit hielt, 
das er inn pfenben ober beclagen müft, fo fond Im pie dry geſchwornen ſchetzer 
ben dritten pfennig abſchetzen.“ 


Hofrodel und Waldftattordn. v. 1702 Art. 178: 

„Siner der nichtß anderß als das baar gelt verfprodhen und fih noch darüber 
pfenden laßt, foll ihm nit allein der drite pfennig abgefcheßt werben, fonber eß 
folle auch der anfpredher die pfand zum zeigen vnd zu namen vnd nit ber 
ſchuldner felbige fürznftellen madt und gewalt haben.“ 

Hofbüchlein v. Pfäffikon Art. 9: 

„Item Lidlon fol vor allen anderen Schulden zahlt werden. Vnd fo einer 
muoß Brandt Schäben, So gat der britteil an Bianden ab, wiegeliden 
Bargelt, vff wellihes auch der drit Pienig an Pfanden abgaht. Schulden 
aber, fo zinß tragen, follen Schulden blyben.“ 


Landb. v. Gersau von 1605: 

Mo Einer dem andern verheift das bargelt vnd Feine widtern Dinge, 
fo mag er Im pfand gen und bie von Stund an fergen (wegnehmen) by 
tagzyt, wen er ſy nit Enberen mag.” 

Artikelbuch v. 1751: 

„So einer dem anderen auff zihl und tag bahr Gelt verfpricht, umb er das 
nit gibt, fo mag der Anſprächer darnach Piandt zeigen, das der 
Schuld zum Beften vergleicht." — — 

„as anbelangt enthlentes Geld, folle fih auf gleiche Weis bezallen 
laſſen, fo auch Fein weitere Bedingnuß gemacht findt ’°).* 

So verbreitet nun aber, wie wir aus den hier zufammengeftell= 
ten Eatungen erfehen, die Unterfcheidung war, welche zwifchen bes 
vorzugten und nicht bevorzugten Forderungen im Rechtötriebe ge⸗ 
macht wurde, fo verwifchte ſich diefelbe doch allmählig an den meiften 


2) Das A. L. DB. Bl. 12 fagt: „Item och Iſt vnſers lantz Recht alſo vmb 
den Ion ſchnider, Schumacher vnnd dienſte, das Es fol fin lidlon.“ Das Landb. 
v. 1544 hingegen fagt flatt deſſen in Art. 49: „Item ber bienften halben vnd 
weldher Einem vff dem tagwan wert, Grfennen wir für lidlon.“ 

’) Kothing Rq. ©. 39, 84, 97, 125, 126, 123, 171, 221, 323, 343, 344. 
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Orten, fo daß wir zu Ende des Zeitraumes gewöhnlich nur noch 
eine Art der Betreibung für ſämmtliche Schulden wahrnehmen. 
Dieled mag dazu beigetragen haben, daß, je mehr in den legten Jahrs 
hunderten ein binlänglicher Borrath von Geldmünzen fi) aud) über 
die Schweiz verbreitete, das ausprüdliche Andingen von baarem 
Gelde bei Rechtögefchäften immer mehr außer Uebung fam und damit 
ein hauptfächliches Moment, welches zur Feſtſetzung eines fchärfern 
Einzuges im Gegenfage zur landrechtmäßigen Betreibung mitgewirkt 
hatte, wegfiel. Freilich wurde dabei, indem man die alte Unterfcheis 
dung nicht mehr recht begriff, zuweilen der ſchaͤrfere Einzug, welcher 
fonft Ausnahme gewefen, zur Regel erhoben. So wurde in Obwal- 
den ſchon in den Jahren 1665 und 1669 erkannt: „es folle das Land- 
recht nur auf ein Recht, naͤmlich auf baares Geld allein geftellt 
fein 10).“ Auch in Glarus kennt dag gedrudte Landbuch von 1807 
($. 131) wur noch eine, fehr ſchnelle Art des Einzuges für laufende 
(unverficherte) Forderungen, bei welcher dem Gläubiger das Recht 
eingeräumt ift, in und vor dem Haufe des Schuldners, was er will, 
fhägen zu laffen. Wenn fpäter ($. 140) doch noch gefagt wird, für 
den Erſatz frevelhaft zugefügten Schadens und für Lidlohn beftehe 
der „härfite Einzug”, fo hatte dies offenbar feine praktifche Bedeu⸗ 
tung mehr. In den Landbüchern Nidmwalden’s von 1782 und 
1806 (V. 13, 14) ift zwar der alte Unterfchied zwifchen „Baargelds 
anſprachen“ und „landrechtlichen Mitteln“ noch angeführt, aber 
beim Verfahren nur noch infoweit berüdfichtigt, daß für jene weniger 
Rechtsſtillſtaͤnde feftgefegt waren als für diefe. Das Schuldentrieb⸗ 
gefeg für den Kanton Schwyz; von 1809 enthält noch die Beftim- 
mung: 

nenn einer baares Geld entlehnt hat, ohne daß es davon einigen Zins 
abzutragen hat, und basfelbe auf das beftimmte Termin nicht zurückerſtattet, fo 
mag der Ereditor, infofern er dasſelbe mit Schatzungsrecht einzubringen gezwun⸗ 
gen wird, den vierten Theil mehr einziehen.” 

Das neuere Geſetz von 1823 aber hat diefe Beftimmung fals 
len gelaffen. Dagegen fchreibt in Appenzell I. Rh. noch das 
Pfand⸗ und Schatzungsrecht von 1830, übereinftimmend mit dem 
alten Landbuche, eine bloß achttaͤgige Frift vor für „angelehntes Geld 
ohne Zins, Geld, welches man Jemanden zu behalten gab, oder für 
Jemand Andern ihm übergebnes Geld, Livlohn und obrigkeitlich Ge- 
ſprochenes“, und ebenfo enthält in Außerrhoden das neue Geſetz von 


”) £b. v. 179 fol. 125, v. Moos €. 209, 
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1835 einen abgelürzten Rechtstrieb für verſchiedene Forderungen, 
darunter insbefondere für, baares Geld und andere, dem Schuldner 
anvertraute Sachen, für richterlich geſprochenes Geld und für Epeifes 
ſchulden bis auf 10 Gulden 8%. In diefem Kanton alfo, wo freilich 
für den gewöhnlicyen Rechtstrieb etwas lange Friften beftehen, hat 
fi) das alte Recht beinahe unverändert bis auf die Gegenwart er- 
balten ! 

II. Was nun das Reditstriebverfahren felbft betrifft, fo iſt vor 
Allem aus hervorzuheben, daß e8 zur Einleitung desfelben einer ges 
richtlichen Bewilligung, von weldjer wir im erften Theile (S. 173, 
461) Spuren gefunden haben, nirgends mehr bedurfte. In mehrern 
unferer Länder beftand vielmehr das eigenthümliche Recht, daß der 
Gläubiger befugt war, ohne Mitwirkung eines Beamten den Schuld⸗ 
ner zur Bezahlung zu mahnen und, wenn died ohne Erfolg blieb, 
felbft von ihm Pfänder zu nehmen. Mit der Kreiheit unferer Länder 
lebte alfo eine alte germanifche Volksſitte wieder auf, welche nament⸗ 
lich in nordiſchen Rechtsquellen klar hervortritt, die aber in Deutſch⸗ 
land durch die Geſetzgebung verpönt war®ı), Wir ſchicken hier die 
Stellen voraus, welche das Selbſtpfändungsrecht des Gläus 
bigers auf unzweideutige Weife ausfprechen. 

A. L. B. von Nidwalden 254 (3. 1565) 32): 

„Mitter fo ift — gemerett, das Nun fürhin ein Jeder, der ein ſchuld hed, 
zum fhuldner fölle vnd möge gan Vnd fin fhuld fordern. vnd 
gipt er im das gält, ift mit heil. fo er im aber waͤder wortt noch waͤrch gipt 
der Billigkeit gmaͤß Vnd ſy Bed zillf und tags nit zefriden mögend wärben, fo 
mag einer finem ſchuldner ſälbſt Pfand abfordern vın ein vffrädte 
gichtige ſchuld vnd fol der ſchuldner Ime ein vffrächte gichtige ſchuld nit vers 
fagen fonders gäben. vnd Ob einer eim „fand verfeitte Vnd dardurch kriegt 
wurde, fo folß der vnghorfam in einem friden gethan han.“ 

A. L. 2. von Obwalden BL. 16 A: 

„Aber hand wir gemadt, das eyner wol mag vm bargelt pfand fertigen, 


Alfo das eyner fol an den, fo Im bargelt ſchuldig if, pfand forderen durch 
fi ſelbs ober eynen weybel.“ 


A. L. B. der March Bl. 16 (J. 1543) 62): 
„Ber dem andren gelten fol, Es ſye Zins oder andere ſchuld, fo einer nüt 
den andren bezalte, fol Giner zu Cim Sagen: bis pfent. Dan fol Es alfo 


») Lüth y Handb. der ſchweiz. Handels: Verhältniffe IV. Anhang ©. 125, 


")Wyß die Schuldbetreibung ©. 71, 72. 
) Zeitſchr. VI. 179. 
») Vergl. 2b. v. 1756 Art. 48. Kothing Ra. ©. 43, 131. 
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Ran fer wachen. Wan dan das Zil vß fumpt, den mag Giner vmb fin 
Schuld dan wolnemen fo vil Er wil, dod das Es Sich der fhuld an 
pfand gliche.” 

Landb. von Appenzell-Innerrhoden Art. 170: 

„Wer der ift der einen Begehrth zu prenden oder Büten, mag einer ben 
Waibel darumb anfuchen, daß er es Thüe. — — Wan aber einer von einem 
feldft pfandt geforderet Hette und er ihme daß verfügt, fo fol dann ver 
MWaibel von felbigem nach Landtrecht pfandt forderen, und fo ers ihme auch nit 
gibt, Büten in 8 Tagen jür meine Herren.” 

Landb. von Außerrhoden Art. 52; 

„Wann einer einem anderen jchuldig wäre, Belt oder Schilling Belt, und 
bezahlte nicht auf Ziel und Tag, wie die Schuld aus ift, fo mag je einer von 
dem anderen Pfand nemmen. — — 

„Wäre es aber Sach, daß einer feinem Schuldner (sie) oder befien Diener 
nicht Pfand geben wolte, foll vnd mag dan derfelbige dem Landwaibel oder 
Haubtmann in der Rod Gin Schilling geben, und feinem Schuldner laflen 
Pfenden.“ 

Landb. von Schwyz I. 58 4); 

„Wery, das yeman den andern welte pfenden, vnnd der, fo pfanndt 
gen foll, wertt die pfanndt, Alldann foll Im der pfennder die pranudt ftan Lafs 
fen bis an ein recht. Bnnd fol man dann dem piender Michten vm die fady von 
tag zu tag, am Mercht. — — 8 

„Vnnd ob oud einer pfanndty über das Im die pfannbt bis an ein Net 
gewert werindt, alldaun foll e8 ouch an einen amman vnnd Ratt ftan, wie fh 
Inn dorum ſtraffendt. 

„Es erfindet fh ouch ein allt Lanndureht fin: Ob yeman dem anderen 
pfanndt werette mit der Hanndt, der foll das gethan han, als ineinem 
friden.” 

Wenn der Gläubiger felbft in die Wohnung des Schuldners 
ging, um ihm Pfänder abzufordern, fo konnte es leicht gefchehen, 
daß zwifchen den beiden Betheiligten Streit ausbrach, weldyer zu 
Thatlichkeiten führte; um Dies zu verhüten, ftellte das Gefeg die 
Fiktion auf, es beftehe ein befonderer Frieden zwifchen ihnen. Es 
konnte dies um fo eher gefchehen, als ver Öläubiger, wenn aud) ohne 
obrigfeitlidhe Erlaubniß, doc) in Folge einer ihm rechtlich zuftehenden 
Befugniß, alfo gleihfam im Namen des Gefepes handelte; wer ihn 
in diefer Funktion verlegte, erſchien als eben fo ftrafbar wie derjenige, 








*) Kothing S. 65. Nicht fo ganz enticheidend iſt die Satzung von 1512 
im Reding'ſchen Landbuch, ebenda S. 154, wo es unter Anderm heißt: „Item 
vnnd wenn einer pfenden wil, Eo mag er felbs pienden.” Denn als Gegeufag 
Hiezu folgt das Pfandgeben des Schuldners; es ift eben die Rede von ben ſog. 
Baargeldſchulden, bei welchen der Gläubiger die Pränder auswählen fonnte, 
während bei den Randrechtsfchulden der Debitor biefelben vorſchlug. 
Blumer, Staate- und Bechtögeichichte. II. Thi. 2. 8b. 8 
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welcher eine Gerichtsperſon waͤhrend ihrer Amtshandlungen oder mit 
Rückſicht auf dieſelben beleidigte. Noch beſſer wurden freilich Strei⸗ 
tigkeiten zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner verhütet, wenn 
die Pfaͤndung dem Weibel übertragen wurde, was, wie die angeführ⸗ 
ten Stellen zeigen, in Obwalden und Appenzell ſchon frühe wenig⸗ 
ſtens geſtattet, fpäter °5) aber im erſtern Lande wie in Uri, Urſern 
und Zug ®%) unbedingt vorgefchrieben war. 

Auch in den Ländern, wo die Selbftpfändung des Gläubigers 
fi) forterhalten hat, erlangte diefelbe doch im Laufe der Zeit eine 
veränderte Bedeutung, ald an die Stelle des alten Gantverfahreng, 
bei weldyem der Gläubiger erft bei der Verfteigerung den Weibel bei- 
zuziehen braudite °”), das Schägungsverfahren trat, bei wels 
chem die eigentliche Bezeichnung der Pfänder durch unpartciifche, ger 
ſchworne Schüger erfolgte. Den Uebergang vom einen Syfteme zum 
andern, welcher, offenbar im Intereſſe des Schuloners und feiner 
übrigen Gläubiger, mit merkwürdiger Gleidymäßigkeit in allen un- 
fern Ländern ftattfand, koͤnnen wir in unfern Rechtsquellen genau 
verfolgen. In Nidwalden, wo in Satzungen von 1492 und 1565 
die Verfteigerung der Pfänvder als Regel erfcheint, finden wir zuerſt 
in den Jahren 1545 bis 1551 eine Beftimmung, nach weldyer aus: 
nahmsweiſe in dem Falle, wo an dem Schuldner „zu verlieren war”, 
ber Gläubiger „ſich nicht ſelbſt bezahlen“, fondern die Pfänder ges 
fhägt werben follten. Aus zwei Sagungen vom Jahr 1563 geht 
fodann hervor, daß Hausrath, außer in dem eben erwähnten Falle, 
immer verfteigert, Heu dagegen geicdyäßt werden mußte ®°). Co fehen 
wir das Schägungsverfahren dem Gantverfahren immer mehr Raum 
abgewinnen, bis e8 im Anfange des 17. Jahrhunderts dasfelbe ganz 


s) Satzung v. 1775 im &b. v. 1792 fol. 127, v. Moos ©. 21. 

20) St. A. B. Art. 3. Zeitſchr. IL 2. 3. 

22) A. L. B. v. Ob⸗ und Nidwalden a. a. Or Das Erfiere führt fort: 
„Berfpricht oder gibt enner Im die den, So foll eyner die pfand acht tag laſſen 
ftan, Löft dan eyner die pfand nit mit barem gelt, Eo mag den ber, dem das 
bargelt ſchuldig it, die piender felbs annen Vnd vif die gerichts flatt — füren, 
IR es farent gut, Vnd die nach finem bedunken Schepen vnd darnif 
bieten, Vnd ein weybel, der den ba ift, die pfender laffen vgrüffen 
von eim zum Anderen und von dem anberen zum brytten, vm ben pienig fo 
er dar vff gekotten hatt. Doch ob yeman mie welte geben den dar vif gebotten 
Iſt. das nıag auch ein anderer thun.“ Weber diefe eigenthünliche Art der Ber: 
fleigerung vergl. Wyß a. a. O. ©. 19, 

*,94.2, B. 102, 202, 244, 245, 251; Zeitſchr. VI. 141 — 19. 
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verdrängt hatte. Das Landbuch von 1623 (8. v. Pfaͤnden) naͤmlich 
enthält folgendes Betreibungsrecht, welches ſich in ſeinen Grund⸗ 
zügen bis auf die Gegenwart erhalten hat ee): Der Gläubiger 
mochte zwar den Schuldner nach wie vor „felbft warnen und pfünden”, 
allein es war dies eben eine bloße Mahnung, auf welche, wenn bins 
nen 8 Tagen die Bezahlung nicht geleiftet wurbe, die Schatzung 
folgte. Bei diefer konnte der Gläubiger felbft Pfänder abfordern, 
aber er mußte fie durch die hiefür beftellten Land » und Pfandſchaͤtzer 
würdigen laffen; wenn der Schuldner ſich weigerte Pfünder zu zei— 
gen, fo fonnten, wie früher der Weibel, fo nun die Edyäger ſolche er⸗ 
greifen. Dem Schuldner ftand dann eine Köfungsfrift von abermals 
8 Tagen offen; ließ er diefelbe unbenußt, fo fielen die Bfänder um die 
Anſchlagſumme dem Gläubiger heim. In der March, wo früher offen» 
bar aud) das Gantverfahren beftanden hatte %0), finden wir in der oben 
angeführten Satzung von 1543 die Beftimmung: wenn der Schuld⸗ 
ner dafür halte, der Gläubiger habe zu viele Pfänder „gezeigt und 
genommen”, fo möge er die gefchwornen Schäßer, deren in jeder 
Kirchhöre zwei gewählt waren, herbeirufen ; diefe follen dann bei 
ihrem Eide die Bfänder fo ſchätzen, daß fie des baaren Geldes wohl 
werth feien und jedenfall der Gläubiger nicht zu Verluſt komme. 
Am Schluffe ver Sazung ift noch beigefügt: der Gläubiger möge die 
Schäter auch gleich von Anfang an zur Bezeichnung der Pfänder 
mitnehmen. Dies wurde im Laufe der Zeit immer mehr zur Regel 
und es erfcheint demnad) im Landbuche von 1756 die Betreibung in 
ähnlicher Geftalt wie in den neuern Randbüchern Nidwalden's, nur 
daß auf die Selbftpfüändung oder Mahnung des Gläubigers erſt nach 
dem längern Termine von A Wochen die Schagung folgte, zu welcher 
am Tage vorher dem Schuldner fürmlid) verfündet werden mußte. 
In Zug, wo das Gantverfahren als Regel fortbeftand, fchreibt doch 
das Stadt= und Amtbud) von 1566 vor: wenn bei der Verfteigerung 
der Schuldner ſich beſchwere, daß ihm zu wenig auf feine Pfünder 
geboten werde, folle der Weibel drei Miünner nehmen und denfelben 
bei ihrem Eide befehlen, die Piünder „um ein ziemlich billich Geld 


29 Vergl. Lb. v. 1806 V. 14.1. Gefeßb. v. 1857 ©. 31. Lüthya. a. O. 
©. 58, 
»e) A. L. B. 3.5, Kothing Rq. S. 29: „Item es ift och Vnſers lang 


Recht, das wir vnſer gant fhirmen vnd halten fond. Alſo wär der Iſt, der 
Brand vff vnſer gant koff“ u. f. w. 


\ 


Pr 
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zu ſchätzen“ In Appenzell?!) wurde von ber Landsgemeirde des 
Sahres 1531 die Gant, „wie fie zuvor gebraud)t worden”, ausdrücklich 
abgeſchafft; nad) einer Berorbuung von 1584 fungirten als Edyäger 
theils der Weibel und feine Knedjte, theils die Hauptleute in jeder 
Rhode. Aud) hier war, wie wir oben (S. 109) gefehen, dem Schuld⸗ 
ner ein Termin von 4 Wochen nad) der Selbftpfüindung des Gläubi⸗ 
gers geöffnet, nad) deffen Ablauf erft, wenn feine Zahlung erfolgt 
war, zur Schagung verkündet werden konnte. In Glarus, wo bie 
Landesfagungen von 1387 offenbar noch das Gantverfahren voraus- 
fegen, wird das „Schätzen“ zuerft in der oben (S. 107) mitgetheilten 
Satzung von 1534 erwähnt. 1624 92) wurde an der Landgemeinde 
erkannt, e8 follen die Schätzer in jedem Tagwen bei ihren Eiden je⸗ 
dem Gläubiger fo fhägen, daß er aus den Pfändern fein Geld er⸗ 
löfen möge. Cine vorgehende Pfändung oder Warnung fand bier 
nicht ftatt, fondern e8 konnte der Gläubiger ohne Weiteres die Betrei- 
bung damit einleiten, daß er dem Schuldner zur Echapung verfün- 
dete, was aud) hier erft am Tage vorher bis zur Abendglocke durd) 
einen unpartheiifchen Mann gefchehen mußte 9). In Obwalden 
endlich, deſſen altes Landbuch die einläßlicyften Beftimmungen über 
das Gantverfahren enthielt, fchreibt dag Landbuch von 1635 vor: 
die vom Schuldner gezeigten Pfänder follen von den geſchwornen 
Schägern „nach Küufen und Läufen“ gefhägt werden, und wie fie 
diefelben anfchlagen, jolle der Gläubiger verpflichtet fein fie anzu⸗ 
nehmen. 

In Schwyz, wo ſchon die angeführte Sayung von 1512 
beeidigter Pfandſchaͤtzer erwähnt, die wenigftens nachher in den 
Bierteln gewählt wurden, fand die Einleitung des Rechtstriebes 
nad) neuerm Rechte in der eigenthümlichen Weife ftatt, daß der 
Gläubiger bei diefen Beamten den Cchapfdjilling legen und dabei 
fowohl den Betraz feiner Borderung angeben als auch die Pfän- 
der, auf mweldye er greifen wollte, benennen mußte 9%). Der ges 
legte Schayfdilling wurde dann dem Schuldner „bei Feuer und 


") 25. v. 3. MH. Artt. 166, 169. Vergl. Thl. I. ©. 463. N. 141. 
‚91.2.8. DB. 64 A, Zeitſchr. VI. 51. 


*’) Alte Landsbräuche. &b. v. 1807 $. 135. Erſt das neuefte Geſetz von 1853 


Fa eine fiebentägige Friſt zoifhen dem Verkünden und der Schagung einge: 
ührt. 


275 ») Kothing %b. €. 114—118. Vergl. Lb. v. Küßnach, Ru. ©. 272— 
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Rauch intimirt" und der Gläubiger hatte hierauf das beſte Necht 
auf die „gezeichneten" Pfänder, doch nur für 4 Wochen, während 
deren er zur Schatzung fchreiten mußte. Diefem hauptſächlichſten 
Alte des Rechtötriebes ging auch hier eine Verfündung „auf Bfand“ 
voraus, welche am Tage vorher bis zur DVefperglode zu beftellen 
war. | 

Wenn der Schuldner die zum Rechtstriebe geftellte Forderung 
beftritt, fo konnte er bei der Pfündung oder der Schatzungsverkün⸗ 
dung Dagegen Recht darſchlagen. In Nidwalden +), Schwyz 
und Küßnach 9%) hatte dies die Bedeutung , daß damit das Schügen 
„auf Recht hin“ verboten war; in Uri 9") und Glarus 9°) hinge⸗ 
gen wurde gleichwohl gefhägt und e8 wurden dann in Uri die ges 
ſchätzten Pfänder bis Austrag des Rechtens in die „Schagfammer” 
gelegt, mit Ausnahme von Vieh, weldhes in der Gewere des Schuld- 
ners verblieb. In den meiften unfrer Qänder 9%) war e8 dann — 
was als harakteriftifch für die ganze Auffaffung des Rechtsverhält⸗ 
niſſes hervorgehoben zu werden verdient — der Schuldner, welcher 
binnen einem kurzen Termin die ftreitige Rechtöfrage vor Gericht brin« 
gen mußte, widrigenfall$ ver Gläubiger mit der Betreibung fortfah- 
ren konnte; nur in Glarus war ed der Gläubiger, welcher die voll- 
zogne Schatzung gerichtlich aufrecht zu ftellen hatte, widrigenfalls fte 
fraftlo8 wurde. In beiden Faͤllen aber mußte der unterliegende 
Schuldner nicht bloß die Koften erfeßen, fondern wurde oft noch in 
eine Buße verfällt. Umgekehrt erfchien auch der unterliegende Glaͤu⸗ 
biger, welcher ohne Grund den Redhtstrieb eingeleitet hatte, als ſtraf⸗ 
bar 100), 

Was die Schagung betrifft, fo wird, mie bereitd angebeutet 
wurde, in allen unfern Landrechten beinahe mit den gleichen Worten 
den Schägern eingefchärft, fie follen die Pfänder fo würdigen, daß 
der Gläubiger aus dem Erlöfe derfelben für den Betrag feiner For- 
derung vollftändig gebedt werde. Gerade um in biefer Hinſicht dem 
Gläubiger volle Sicherheit zu gewähren, finden wir oft vorgefchrie- 
ben, es folle zu der Forderung ein Drittheil hinzugefchlagen oder von 


*s) 25. v. 1623, v. Biandt wehren vnd verbieten. 

⸗»e) Landb. 26, 5. Kothing Ra. ©. 270, 

)94.2,9B. Artt. 86, 87, 96. 26. v. 1823 Artt. 149, 150. 
*s) Landsgem.⸗Prot. v. 1723. 

”) Bergl. auch Lb.v. Appenzell. Rh. Nrt. 52. 

106) Landb. v. Schwyz I. 58. 
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dem Werthe des Pfandes ein Drittheil abgefhägt werden 1). Die 
Rangordnung, in weldyer die einzelnen Bermögensftüde des Schuld» 
ners zu Pfand geitellt und gefchägt werden follten, wird verjchieden 
angegeben; dod) galt al8 allgemeine Regel, daß auf Fahrhabe eher 
als auf Zinsbriefe 2) und Liegenfchaften zu greifen und bei jener wies 
der die Bfünder zuerft vor dem Haufe (Dieb, Heu u. dgl., was im 
Etalle und in der Scheune aufbewahrt wurde) und erft nachher in 
dem Haufe zu ſuchen feyen *). Die letztere Unterſcheidung hängt 
offenbar ‘mit der im deutſchen Rechte fo vielfady hervortretenden Idee 
des Hausfriedens zufammen. 

Nur wenn der Schuldner keinerlei Fahrhabe, auch feine annehm- 
bare laufende Forderungen *) oder Zinsbriefe befaß und wenn zudem 
die zum Rechtstrieb geftellte Forderung nicht ganz unbedeutend wars), 
fonnten aud) Liegenſchaften gefhäst werden. Zu einer foldyen 
Schatzung mußten aber die beeidigten Scyüger gewöhnlidy Raths⸗ 
glieder der Gemeinde, in weldier das Grundftüd lag, oder ‚andere 
ſachkundige Männer beiziehen; auch war ihnen empfohlen, dabei we⸗ 
niger auf einen möglichen Kaufpreis des Gutes als darauf zu achten, 
daß durch den jährlichen Ertrag desfelben der Zins der Forderung ge⸗ 
det werde 9). 

An die Schatzung von beweglichen und unbeweglichen Pfändern 
mußten Gläubiger und Schuldner fommen. War diefelbe zu body, fo 
daß beim Berlaufe der Sache die Anſchlagſumme nicht erlöst wurde, 
fo fam der Erftere zu Verluſt; war fie zu niedrig, fo verlor der Letz⸗ 
tere, indem er dann dem Gläubiger mehr als den Betrag feiner For⸗ 
derung bezahlen mußte. Es ift daher begreiflidh, daß man auf Mit- 
tel Bedacht nahm, um beide Theile vor möglicher Gefährbe zu fichern; 
zu diefem Behufe wurde im legten Sahrhundert in der March 
und in Küßnach ”) eine zweite Schagung eingeführt. Wenn 


3) Vergl. Eid der Landfchäger im A. L. B. vou Uri. 

2) Ebenda Art. 242. 8b. v. 1823 Art. 162. 

2) Kothing Na. S. 132 (Mark), 224 (Einfieveln), 278 (Küßnach), 324 
(Piärfifon), 344 (Meichenburg). 2b. v. Obwalden v. 1792 fol. 127, v. Moos 
S. 211. 

) 8. v. Appenzell A. Rh. Art. 56, 57. 8b. der March Art. 50. 

2) A. L. B. v. Glarus Bl. 35 B (J. 1557), Zeitſchr. V. 19. 

°) Eid der Laud⸗ und RPfandſchätzer im 2b. v. Ninwalden v. 1782. 86. v. 
Dbwalden v.1792 fol. 130, 131, v. Moos S. 213. 2%. v. Appenzell J. Rh. 
Art. 170, A. Mh. Art. 65. 

’) Landbücher bei Kothing Ru. ©. 133, 274. 
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naͤmlich der Gläubiger oder der Schuldner über Die Schatzung ſich be⸗ 
ſchweren zu können glaubte, fo war ihm verftattet, beim Rathe nach⸗ 
zuſuchen, daß er aus feiner Mitte „Weberfchäger” ernenne; dieſe hat« 
ten dann die Pfänder nochmals zu würbigen und bei ihrem Aus» 
fpruche verblieb es. Das Inftitut der „Ueberſchätzung“ ift dann aud) 
in die neuern Schuldentriebgefege für den gefammten Kanton Schwyz 
von 1809 und 1828 übergegangen. In Glarus iſt eine Revifiong- 
ſchatzung erft in neucfter Zeit eingeführt worden: zuerft (1842) bei . 
Liegenfchaften, dann (1853) bei Fahrhabe ®). 

In mandyen Ländern konnte der Gläubiger die gefchägten bes 
weglichen Pfaͤnder fofort nach der Schagung, wenn der Schuldner 
fie nicht mit baarem Gelde löste, als fein Eigenthum wegnehmen : 
fo in dee March nody nach dem neueſten Landbuche; fo aud) in Wols 
rau), falls der Schuloner ſich nicht ausprüdlid) auf die Löfungs- 
frift berief; jo endlich in Appenzell A. Rh 10), wo es vom Ermeffen 
des Släubigers abhing, ob er die Pfänder wegnehmen over liegen 
laffen wollte, dem Scyuldner aber die Löfung während der nädıften 
8 Tage immerhin vorbehalten blieb. Auch in Uri ?9) war jeder 
Schuldner verpflichtet, auf ausprüdliches Begehren des Gläubigers 
geihägte Pfänder, jedoch mit Ausnahme von Vieh, aushinzugeben. 
Die Regel war es indeflen, daß die geſchätzte Fahrhabe während der 
Löfungsfrift, welche bald 8, bald 14 Tage 12) betrug, im Ge- 
wahrjume des Schuldners verblieb, der fie jedoch nicht anders ver- 
äußern durfte, ald um mit dem Erlöfe den Gläubiger zu befriedigen. 
Dem Begriffe des Pfandrechtes, weldyes der Gläubiger durch bie 
Pfändung oder beziehungsweife durch die Schagung erwarb, ent« 
ſpricht es volllommen, daß bis zum Ablaufe ‚der Löfungsfrift oder 
bis nad) der zweiten Schatzung der Schuldner als Eigenthümer 
die Gefahr zu tragen hatte, wenn die gepfindete Sache unter: 
ging oder Schaden litt. 


*) Das neueite Geſetz hat, im Intereſſe des Gläubigers, bei Liegenſchaften 
wieber das Santverfahren eingeführt. | 

*) Hojartitelb. Art. 40, Kotbing Ra. S. 300. 

10) Landb. Art. 71. 

12) A. L. B. Art. 87, 2b. v. 1823 Art. 160. 

22) Vergl. neben den im erften Theile und oben angeführten Etellen noch 
Landb. v. Ehwyz I. 113: „Vndt folle daß pfandt (Laut alten Breuchen) 14 
Tag angeftelt werden.” 
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Landb. v. Schwyz J. 111 (IJ. 17139): 

„Wenn Einer ein s. h. Haubt Vieh vmb feine Zinß auf dem vnderpfandt 
zeichnet, ſolle er ſolcheß dem Schuldner anzeigen, vnd obſchon ſolches gezeichnet 
iſt, bleibt eß fo lang in deſſ ſchuldnerß gfahr vndt wahrt, biß das ſelbige dem 
ſchuldgleubiger würkhlichen eintwederſt in Kauffsweiß, oder geſchetzt als ſein eigen⸗ 
thumb darmit abzuofahren an die Handt geſtelt iſt.“ 


Landb. der March Art. 54: 
„Darbey ift auch jeder Zeit zu verfiehen, daß daß Pfandt fo lang in bes 
ſchuldtners giahr und Waag ſtehen fol, bifi alle ſchatzungen aufgetragen undt 
der Creditor daß Pfandt an die Handt genommen haben wirbt.” 


Landb. v. Küßnadı 25, 11: 

„Einer der Pfandt anleget, folle ſolches Brandt, nachdeme es geſchaͤtzet wor⸗ 
den, 14 Tag lang ſtill ſtehen, jedoch in gefahr und waag deß ſchuldners.“ 

Landb. v. Nidwalden v. 1782 V. 14.1: 

„Doch fol die Pfandt 8 Tag eingeftellt werben, fo der ſchuldner Eß begebrt, 
damit Er felbe mit baargelt, wann eß beliebt, Töfen Fönne. — — — Jnuzwiſchen 
folle die Piandt die 8 Tag hindurch in def ſchuldners gefahr und Warth 
ſeyn.“ 

Landb. v. Glarus v. 1807 8. 134: 

„Wenn für eine laufende Schuld fahrendes Gut geſchäzt wird, fo ſoll das Ge⸗ 
fchäzte 14 Tag in der Schazung verbleiben, und mag ſolches gelöst werben; nad 
Ablauf diefes Termine aber fällt folches dem Gläubiger anheim. — — Wenn Vieh 
gefchäzt wird, bleibt folches während den 14 Tagen in Gefahr und Wag befr 
fen, dem folches gefihäzt worden ift; er überlaffe denn folches ſogleich nach der 
CS chazung. in welchem Hall das Geſchäzte auffer feiner Gefahr iſt.“ 

Das Pfandrecht brachte es ferner mit fid), daß der Gläubiger, 
wenn er nach Ablauf der Löfungsfrift die gefhägten Pfänder zur 
Hand nahm, einen allfälligen Leberfhuß der Schagungsfumme 
über den Betrag feiner Forderung dem Schuldner ausbezahlen 
mußte 12). Wenn er hierin faumig war und alfo die Pfaͤnder nicht 
zu der Zeit, wo fie ihm als Eigenthum zufielen, in Beſitz neh⸗ 
men konnte, fo trug nun, wie das Landbuch der March (Art. 48) 
ganz folgerichtig ferfeßt, nicht mehr der Schuloner, welcher fie zur 
Sicherheit für feine Forderung zurüdbehielt, fondern der Gläubiger 
die Gefahr. 

Zum Schluſſe bemerfen wir nod), daß alfenthalben zu gewiflen 
Zeiten des Jahres, namentlich um die hohen Fefte herum, der Rechts⸗ 
trieb eingeftellt war. In den beiden Unterwalden fand dies 


S 


en 





13) A. L. V. der March a. a. O. %b.v. Küßnach a. a. O. 8b. v. Olarus 
v. 1807 8. 136, 
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merhvürbiger Weife fogar während des ganzen Sommers ftatt ’9), 
wahrfcheinlich mit Rüdficht darauf, daß In diefer Jahreszeit ein 
großer Thell der Landleute fi) an den Alpen und Bergen aufzuhal⸗ 
ten pflegt. Glarus unterfagte ſchon 1629 die Betreibung kranker 
Perſonen und verordnete, daß zwei Monate nad) dem Tode eines 
Schuldners der Gläubiger fein Einzugsrecht auf deffen hinterlaſſenes 
Bermögen nicht ausüben möge >). 


8.7. Zugredte. 


Das echt deutfche Inftitut des Näherrechtes, welches in neuefter 
Zeit durch) das Bedürfniß der Verfehröfreiheit immer mehr aus fei- 
ner Herrfchaft verdrängt worden ift, entwidelte ſich in unfern Laͤn⸗ 
dern zu einer Blüthe, die es wohl kaum bei einem andern Zweige des 
deutfchen Volkes erreicht hat, Nicht bloß auf Liegenfchaften, ſondern 
aud) auf bewegliche Sachen, nicht bloß auf Eigenthum, fondern aud) 
auf das Pfandrecht des Zinsgläubigers, ja felbft auf unverficyerte 
Forderungen wurde ed angewendet. Wir fonnten daher auch die 
verfchiedenen Arten von Zugrechten nicht bei der Lehre vom Eigen: 
thum behandeln, fondern müffen ihnen, um alle zufammenzufafien, 
einen eignen Abfchnitt am Schluffe des Sachenrechtes widmen. 


I. Landloſung. 


Unter denjenigen Zugredhten, welche nicht erfi durch Vertrag 
der Betheiligten in's Leben gerufen wurden, fondern ſchon in Folge 
allgemeiner gefeglicher Beftimmungen ihre Herrfchaft übten, erfcheint 
für ung als bei Weitem das wichtigſte und verbreitetfte die Land» 
oder Marklofung 2%) oder der Landzug 27) (relractus territorialis), 
das Nüherreht der Landleute gegen Ungenoſſen. Dasfelbe hing 
enge zufammen mit dem, in ven bier behandelten Jahrhunderten 


1), 26. v. Nidwalden v. 1782 V. 14. 2: „von Mitten Mayen bi zu 
Et. Michelß Tag." 2b. v. Obwalden v. 1792 fol. 129 (v. Moos S. 214): 
„die Höhe def Sommers biß auf Et. Michaelßtag.“ 

12) A. L. B. Bl. 65 B, Zeitſchr. VI. 58. 

16) Dieſer Name fömmt in unſern Rechtsquellen nicht vor. Der Auss 
drud „Loofung” für Zugreht wurde zwar auch in unfern Ländern gebraucht, 
vergl. Landb. v. Schwyz bei Rotbing ©. 110, aber es fehlte au einem einzis 
gen Worte, welches das Näherrecht der Landleute bezeichnete. 

7) So in dem benachbarten Entlibuh: Segeifer I. 507. 





| 
122 Rechte an Sachen. 


überall ?®), ganz beſonders aber in den ſchweizeriſchen Gebirgsfantos 
nen 19) herportretenden Beftreben nad) außen hin fid) in allen Be- 
jiehungen abzufchließen, um in den engen Grenzen eines Heinen Ge 
bietes ſo viel als möglidy ſich felbft zu genügen und von allen aus: 
wärtigen Einwirkungen frei zu bleiben. Dieſes Syſtem, deſſen erfte 
Anfünge in richtigen politifchen Motiven ihre Erklärung fanden , deir 
fen weitere Ausbildung aber unter dem Einfluffe verfehrter nationals 
öfonomifcyer Anſichten ftattfand, Auferte fich, wie wir im erjten Theile 
gefehen haben, zunächft in der Form abfoluter Verbote gegenüber 
dem Verfehre mit Ausiwärtigen. Das Verbot der Veräußerung und 
Verpfändung von Liegenfchaften außer das Land wurde in unferm 
Zeitraume nicht bloß überall, wo es ſchon früher beftanden hatte, 
firenge. feitgehalten 2), fondern es findet fih nun aud) mit aller Bes 
ftimmtheit aufgenommen in die Rechtsbücher von Glarus 21) und 
der abhängigen Landſchaften Einfiedeln, Küßnach 22) und Reis 
henburg 2). Bon den Liegenfchaften aber ging das Verbot auf 
ihre Erzeugnifle über : insbefondere war e8 in mandyen Ländern uns 
terfagt, Heu, Gras oder Streue vor einem beftimmten Termin außer 
das Land zu verfaufen *), in andern war die Holzausfuhr verbo« 
ten 35). Selbſt der Verkauf von Milchprodukten (Käfe, Butter, Zie⸗ 
ger — dem fog. Muldyen), weldyer doch eine hauptſaͤchliche Ein⸗ 
nahmsquelle für unfere viehzuchttreibenden Länder bildet, war mans 


15) Sehr rihtig bemerkt Gerber D.B. NR. $. 175, N. 1): „Die auferors 
dentlihe Ausdehnung des Retraftes auf Intereffen, die in der That fehr jerm 
liegen, hat ihren Grund in der engherzigen und egoiftifchen Individualificung, 
welche den allgemeinen Charafter des abgefchwächten deutfchen Lebens in Züuf⸗ 
ten, Städten und Gemeinden feit dem 15. Jahrhundert ausmacht.” 

10) Vergl. Th. I. ©. 434 — 436, 457, 458, 468, 469. 

20) En erllärte die Landsgemeinde von Schwyz 1678 (Prot.) den Verkauf 
eines Hofes in Arth an einen Angehörigen des Kantons Zug jür ungültig und 
bebielt fih allein das Recht vor, ſolche Verkäufe an Auswärtige ausnahmsweiſe 
zu bewilligen. 

21) A. L. B. Bl. 39 A (3. 1564), Zeit ſchr. V. 201. 

2) Kothing Ra. S. 215, 20), 270. 

3, Nachtrag v. 1606 zum Hofrechte. 

24) Bergl. Th. I. E. 468. 8b. v. Nidwalden von 1623 und 1731 (Bis 
Mitte März). Cinſiedeln's Hofcod. u. Waldflattorbn. v. 1702, Kothing Ra. 
S. 216, 217. 

5) Megifler des Lantegem. Brot. v. Uri (3. 1677 — 1698). Landégem. 
Brot. v. Schwyz 9. 1767 ff., v. Glarus 3. 1080 ff. Zellw. Geld. DIE 
2. 222. 
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cherlei Beſchraͤnkungen unterworfen: fo mußten in der March ?0) 
dieſelben, wie alle andern im Lande gemonnenen Lebensmittel, zuerft 
auf dem Markte zu Lachen feilgeboten werben, ehe fie außer das Sand 
verkauft werben durften. 

Das geſetzliche Zugrecht der Landleute an Liegenfchaften, 
welche in die Hand Ausmwärtiger fielen, aͤußerte fi) nun namentlich 
in Fällen, welche durch das Verbot der Veräußerung nicht betroffen 
wurden. Ein folder Kal lag zunädft dann vor, wenn Güter im 
Lande durch Heirath oder Erbſchaft an Nichtlandleute gelangten. 
Hier konnte das Zugrecht, weldyes in erfter Linie für die nädften 
Berwandten, dann aber für alle Landleute eintrat, bald fofort 2”), 
bald erft, wenn der auswärtige Erbe oder Ehemann die Lieyenfchaft 
wieder an einen Auswärtigen verkaufte 2°), geltend gemadht werben. 
Der von dem Züger (Retrahenten) zu bezahlende Kaufpreis wurde 
im erftern Yale, wenn man fi) darüber nicht gütlich verftändis 
gen konnte, durd) amtliche Schagung ermittelt 2°). Ferner war bie 
Veräußerung vor Liegenfchaften an Hinterfüßen feineswegs uns 
bebingt verboten und hier trat daher ebenfalls das geſetzliche Zug» 
recht der Landleute ergänzend ein. In diefem Kalle war zunächft der 
anbedungne Kaufpreis maßgebend ; da aber nicht felten Betrug und 
Täuſchung dabei unterliefen, fo fonnte der Zuger, wenn ihm derſelbe 
zu hoch fhien, ebenfalls eine amtliche Schatzung verlangen, jedod) 
blieb dann dem Berfäufer, wenn er nicht an diefe fommen wollte, 
vorbehalten ven Kauf rüdgängig zu machen 3°). Bei einem fammets 
haften Verlaufe an einen Hinterfüßen, wenn mehrere Grunpftüde 
mit einander um einen Gefammtpreis veräußert wurden, ftand es je= 
dem Landmanne frei, nur eines derfelben auszuwählen und an fich 
zu ziehen; aud) hier mußte dann natürlich die Rauffumme durch 
Schatzung ermittelt werden 2). 


20) Landb. Art. 81, Kothing Ra. €. 143. 

2) A. L. B. v, Glarus Bl. 29 B, 43 B (3. 1548, 1551), geitſchr. V. 
178, 179. VI. 5. 26. v. Obwalden v. 1792 fol. 145. Lb. v. Küßnach 22, 
15, Kothing Ra. S. 269. 

28) Urk. v. 1570 bei Zellw. No. 022. 

3%) Bergl. Landb. v. Appenzell J. Rh. Arit. 6%, 88 (3. 1614, 1687, 
1701), A. RH. Art. 48 (%. 1655). 

20) A. L. B. v. Slarus Bl. 34 B, 54 B (%. 1551, 1575), Beitfihr. V. 
189. VI. 27. 2b. v. Obwalden v. 1792 fol. 143, 141. 

ALP. von Glarus Bl. 31 A (3. 1546), Zeitſchr. V. 182, „Versl. 
über den Mengekauf oder Sammttauf Mittermaier D. P. R. $. 28 
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Der Landmann, welcher von dem geſetzlichen Zugrechte Ge 
Braud) machen wollte, mußte die ſchuldige Eumme entweder baar bes 
zahlen 32) oder dem Gläubiger (dem Käufer, wenn er den Kaufpreis 
ſchon bezahlt hatte, fonft dem Verkäufer) einen annehmbaren Bürgen 
ftellen 3) ; aud) mußte er vem Käufer jedenfall8 Erfag leiften für all: 
fällige, an dem Gute vorgenommene Berbefferungen. Wenn mehrere 
Landleute zugleich von dem Zugrechte Gebrauch machen wollten, fo 
hatte derjenige den Vorzug, welcher ſich zuerft bei der Behörde dafür 
anmeldete 3%). Die Zeitfrift, während deren ter Retrakt ausgeübt 
werben fonnte, war, wie wir fchon im erften Theile (S. 442) be 
merft haben, fehr verjchieden beftimmt : in Einfiedeln zmei Monate 
und drei Tage, in den Höfen Jahr und Tag gegenüber einem Hin- 
terfüßen, drei Jahre gegenüber einem Auswärtigen, in der Stadt 
Zug zwei Jahre 95), in der March drei Jahre, in Küßnach bie zum 
Tode des Hinterfäßen, welcher ein Gut kaufte 2e), und in Obwal- 
den nod) 10 Jahre nad) demfelben *). Wo Büterverküufe an Hin 
terfäßen und Auswärtige öffentlich verfündet werden mußten, erloſch, 
wenn diefe Förmlichkeit unterblieb, das Zugrecht der Landleute nie 
mals 39). 

Wenn es ſchon als eine Abweichung vom gemeinen deutſchen 
Rechte erfchien, daß unfere Landrechte aud) bei Erbfchaften und Hei 
rathen die Landlofung zuließen, welche fonft nur beim Verkaufe von 
Liegenfchaften ihre Anwendung fand, fo müffen wir nun nod) die viel 
bedeutendere Eigenthümlichkeit erwähnen, daß felbft in dem Falle, 
wenn nicht das Eigentum eines Grundftüdes im Lande an einen 
Auswärtigen oder Hinterfüßen überging, fondern es ihm bloß zeit- 
weife verpachtet oder vermiethet wurde, in unfern Ländern ein 
Zugrecht für die Landleute eintrat 9"). Es erklärt fi) dies theils aus 
der, dem Pächter und Miether zugefchriebenen ®ewere an dem Grund» 


*) „mit einer Hand züchen und mit der andern zahlen,” Baarer Gemeinde 

artifel bei Stadlin III. 155. 
323429.» Glarus Bl. 55 A (3. 1575), Zeitſchr. VI. 28. 

2) 26. v. Küß nach a. a. D.: „der Erite, fo von ben Lanbtleuthen ben 
Zugbaßen dem Amman erlegt.” 

») Eabung v. 1043 bei Stablin IV. 607. 

) Kothing Ra. S. 122, 241, 270, 298, 325, 334. 

27 Landbücher v. 1635 und 1792: „Innerhalb 10 Jahren nad des Käufs 
ferß abflärben.” Die Anführung im erften Theile ift darnach zu berichtigen. 

») Stablin II. 191. 

3) Vergl. auch Luzerner Amtörechte bei Segeffer IV. 100. 
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ftücfe , welche hier‘ den Gegenftand des Retraktes bildete, theils aus 
dem , in unfern Laͤndern vorherrſchenden Beftreben, Auswärtige und 
Hinterfüßen felbft von jeder Benugung des Bodens und feiner Erzeug- 
niffe, überhaupt von Viehzucht und Landwirthſchaft ganz auszu⸗ 
fließen 4%). In Nidwalden reihte fidy unmittelbar an das Ver⸗ 
bot, Liegenfchaften im Lande Fremden um Zing zu leihen, das Zug⸗ 
recht, welches für den Uebertretungsfall den Landleuten auf das ver- 
pachtete Grundftüc geöffnet wurde, und es war ein fehr nahe liegen⸗ 
der weiterer Schritt, daß 1652 dieſes Zugredt ausgedehnt ward 
auf alles Heu und Gras (Weide) welches Fremde im Lande fauf- 
ten 4). 1704 wurde dann nod) beigefügt, daß, wenn ein Hinterfäße 
eine Wohnung um Zins empfange, dies fofort in allen Kirchen des 
Landes verkündet werden folle und hierauf während Monatsfrift jeder 
Landmann diefelbe micthweife an fid) ziehen möge; doch mußte in 
folhem Falle der Vermiether feine Zuftimmung geben 42), da hier 
eben mehr als beim Kaufvertrage auf die Verfünlichkeit des Netra- 
henten anfam. Auch in der Mard) galt die Monatsfrift für das 
Zugrecht bei verlehnten Häufern und Gütern, die öffentlicdye Auskün⸗ 
dung aber nur bei den legtern; wenn dann der Ziiger dem Cigens 
thümer nicht gefiel, fo Eonnte er die Pacht wieder aufheben und die 
Liegenfchaft in feine eigne Hand gurüdziehen. In Einfiedeln konnte 
das Zugrecht des Landmannd gegen den Fremden bei verpadhteten 
Gütern und bei verlauftem Heu und Grad nur während 14 Tagen 
ausgeübt werden ; größere Rechtsgeſchäfte diefer Art waren, um fie 
zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, in der Kirche auszurufen, Eleis 
nere bloß dem Weibel anzuzeigen 4). Auch in Schwyz befchloß die 
Landsgemeinde noch 1783 : Heu und. Gras, welches außer das Land 
verfauft werde, fei in den Kirdygängen auszufünden, worauf jedem 
Landmann binnen 14 Tagen das Zugredht zuftche 4%). Im Kanton 
Zug erfannten zwar 1541 die Stadtgemeinde, Baar und Menzingen, 
daß fid) das Zugredyt nur auf Käufe, nicht auf „Lehen“ beziehe, 
Aegeri aber behielt ſich feinen hergebradjten Zug an Gütern, welche 
in der Gemeinde an Auswärtige verlehnt würden, ausdrüdlich vor*>). 


0) Bergl. Th. I. ©. 469. Th. IL. Kap. 10. ©. 325-328. 

21) Lb. v. 1623 v. Froömbden fein Guet verlychen. Vergl. A. L. B. 111, 
Zeitſchr. VI. 144. 

“2, Eb. v. 1782 V. 18. 8. 

23) Kothing Ra. ©. 40, 122, 184, 238— 241. 

44) Landsgem. Brot. 

*) Stadt⸗ und Amtb. Artt. 150, 151, Zeitſchr. I. 2, 51. 
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In den beiden Appenzell endlich konnte jeder Landmann Heu und 
Gras, welches ein Auswärtiger gekauft hatte, demfelben bis zur 
Lichtmeffe abziehen 4°). 

Wie aus dem Zugredhte an verkauften dasjenige an verpadite 
ten Liegenſchaften und aus diefem wieder Das Zugrecht an verfauftem 
Heu und Gras fid) entwidelt hatte, fo wurde nun bie Landlofung, 
einmal angewendet auf bewegliche Sachen, weiter ausgedehnt auf 
andere Landesprodufte, die man nicht gerne in die Hand Auswärtis 
ger übergehen fah, während die Darauf bezüglichen abfoluten Verbote 
fid) oft al8 unwirkfam erwiefen. So finden wir den Landleuten ein 
geſetzliches Zugrecht, zuweilen freilid; mit der Beſchränkung auf den 
eignen Hausgebrauch, eingeräumt auf Holz, Getreide, Mild, 
Butter, Käfe, Schmalvieh und Kälber, welche außer das 
Land verfauft wurden 4%), ferner auch auf Kühe, welche zur Söm⸗ 
merung außer dem Lande 48) oder einem Hinterfüßen zur Benupung 
der Allmende 4%) in's Lehen gegeben wurden. 

Wie beim Grundeigenthume das Zugredht der Landleute dazu 
diente, das Verbot der Veräußerung an Ungenoffen zu ergänzen, fo 
wurde das Verbot, Liegenfchaften im Lande an Auswärtige zu vers 
pfänden, ergänzt durch das Zugrecht an den darauf haftenden Zins: 
briefen 5°) (Gülten und Handfihriften), welches jenem Landmanne 
zuftand, fobald diefelben durd) Kauf oder durch Erbichaft in die Hand 
eines Nichtlandmannes gelangten. Beim Erbgange hatten indefien 
wieder, wie beim Orundeigenthume, die nädıften einheimifchen Ver: 
wandten des Erblaffer8 5) und in allen Fällen der Inhaber des zind- 
pflidytigen Gutes 52) den Vorrang vor andern Randleuten. Diefe 
Art von Zugrecht verjährte entweder niemals oder doch erft nach fehr 
langer Brift, 3. B. nad) 12 Sahren 5%). 


) Urk. v. 1667 bei Walfer I. Anhang ©. 65. 

>) Vergl. A. L. B. v Olarus Bl. 52 A (3. 1572), Zeitfhr. VI. 2. 
Eaßung v. 1694 im 2b. v. Nidwalden v. 1731. Landbücher der Mardı, 
von Ginfiedeln und Küßnad) bei Koihing Rq. ©. 143—146, 240, 277, 278. 

*) oh. b6. Nidwalden v. 1731. 

1.8.2. v. Glarus DI. 82 (J. 1679), Zeitfhr. VI. 79. 

3°) Bergl. Th. I. ©. 457, 458. 

sı) 25. v. Appenzell A. NH. Art. 50. 

22) %b.v. Schwyz I. 104 (3. 1675), Kothing S. 106. 


22) Zandbücher von Küßnach und Biufiedeln bei Kothing Rq. S. 211, 
270. 
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11. Gefeplihe Zugrechte unter Landleuten. 

Während die Landlofung, weldye mit der ganzen politifchen und 
voltöwirtbfchaftlichen Anfchauungsweife des Zeitalterd aufs engſte 
zuſammenhing, in unfern Ländern gemeines Recht war, kamen da⸗ 
gegen die nachfolgenden gefeglichen Zugrechte an Licgenfchaften, welche 
. ein Landmann gegen den andern ausüben konnte (die Hinterfüßen 
waren überall davon ausgejchloffen), nur hie und da vor und dürfen 
nicht ohne Weiteres prafumirt werden. 

a) Die Erblofung (aud) Blutzug genannt) gelangte in unfern 
Ländern felten zu gefeglicdher Anerkennung >). Wir haben den im 
erften Theile (S. 440) angeführten Etellen, weldye von derſelben 
handeln, bloß noch folgende aus dem Rechte Einfiedeln’s 55) bei⸗ 
zufügen. 

Alter Hofrodel Art. 31: 

„Welliher Eyn gutt jnn der wallftatt verfouffte, — fo mag dem nach der 
nehft vnnd yedes nechiter fründ demſelbenn föuffer das gut wol abzyechenn 
bis zum nechſten gerichte.” 

Erläuterung vom J. 1602: 

„So fih Künftig mehr begäbe, das der nechſte fründ ein guot nit züchen 
weilte oder vermöchte, folle Allwägen demnach der Andernechſt fründ vnud 
vom Adern bis vif den dritten (grad) zuo zühen gwaldt haben. Was dan 


wirter vnnd verer It, folle Fhein zug mehr haben. Bund folle der Fründ ber 
nechſt vom vatter fin vnd nit von der Muotter.“ 


In Nidwalden fcheint das Zugrecht unter Brüdern („Bruders 
zug“) eine Zeit lang als Gewohnheitsrecht gegolten zu haben; 1788 
aber beſchloß die Lanpsgemeinde, es fei daſsſelbe nur Dann anzuerfens 
nen, wenn es in Verträgen ausdrücklich feſtgeſetzt (,angedungen“) 
worden fer 50). 

b) Für das Recht der Anftößer und der Getheilen (Nad)s 
barrecht und Geſpilderecht) haben wir zu den im erjten Theile 
(S. 440, 441) angeführten Stellen ebenfalls nur wenige nod) hinzus 
zufügen. 

Hofbüchl. v. Pfäffikon Art. 16 9: 


2) Renaud thut uns (in feiner Kritik unfers erflen Theiles) Unrecht, 
wenn er meint, wir hätten dieſe Thatſache mit der Freiheit der Laänder in Ver⸗ 
bindung gebracht, wie wenn letztere die Urſache derfeiben wäre. Aber wahr iſt 
es, daß — may es auch nur Zufall fein — beinahe nur die Medtöbücher abhän⸗ 
giger Landſchaften des Inſtitutes Grwähnung thun. 

») Kothing Rq. €. 161, 194, vergl. E. 242, 

2e) 85, v. 1782 V. 18. 2, Nachtrag. 

”) Kothing Ra. ©. 297, 325. 
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„Es foll auch feinem Hinderfäßen fein zug gegen einem Hofman nit zuöges 

laffen werben, es fyen die Güetter anflöß oder nit.” 
Hofartikelbuch v. Wolrau Akt. 2: 

„Sthem von denen Nbzügen der Güötheren Eo fie verfaufft werbent, fo iR 
daß vunfer rechtt, daß fie Ein Jetlihen Hoffman in vunflerem Hoff, vnd and fo 
Er nit Bin vßlännder ift, funder im Hoff gefeflen oter da ſeſſhaft if, der Mag 
Eine guot fo Eß verkaufft ift ziehen, fo er den Zug hat. Vnd findt daß bie 
Abzüg: fo einer der die left Deillung von dem felben guet Bat, ba 
verfaufft iſt, vnnd darnoch welecher den hinterſten Kauf von demfelben gut oder 
güteren bat, vnndt zum Leften Welcher bie hinderſt gült vff den felben güeteren 
bat, vnd aber fo die güter nit Jahr vnnd Tag vnnd von Alter Bar zuefa 
men gehört hanndt, die füllend Kein Abzug hann oder Friegen; — — —. Bnd 
auch Weider ein guet will Abziechen, der fol Eß in ben nächſten Vierzechen 
Tagen Nbziehen, vnnd fol den Winkauff bahr Grlegen, vnnd auch waß Einer 
baar daruff geben hat, daß foll Einer in baar wider gen, vnnd auch fo Einer 
Neüweß darvff gebefieret hat, daß fol Einem Auch abtragen vnd bezallen nad 
bider Leuthen guetbedunkhen vnd nah Billichfeit. Item der den Erften Zug hat, 
den: miögent die Zwe nachgenteren Züg nit abziehen, vnnd dem Anderen Zug 
Mag der Left Zug auch nit abziehen. Item vnnd fol fein Hinderfeff Einen 
Hoffman nit mögen abziehen, weder güeter noch Lehen, ob er fhon güeter 
hat, dieden Zug hätent, fo foll Er fein gewaldt han zu ziehen, fo fie 
verfaufft werbent.” | 

Beadhtenswerth ift, daß in diefen Stellen das Recht des Ge 
theilen, welches auf der urfprünglichen Zufammengehörigfeit feines 
Gutes mit der verfauften Liegenfhaft, und dasjenige des bloßen 
Anftößers, welches auf der natürlichen Lage der beiden fid) berüh— 
renden Grundftüde beruhte, als Rechte, welche ver Sache zuftans 
den, aufgefaßt werden, ähnlidy den Präpialfervituten , welche ein 
Grundſtück dem andern gegenüber befigt >). Es fpricht dieſe An- 
ſchauung gewiß entfdhieden für die Dinglidyleit des Räherred 
tes, welche von einzelnen neueren Rechtslehrern 5%) beftritten wird, 
obſchon fie zugeben müſſen, daß die Retraktsflage nicht bloß gegen 
den Käufer, fondern gegen jeden dritten Befiger des retraktpflichti- 
gen Grundftüdes gebe. 

" Das Landbud) der March von 1756 hat das im Alten Land—⸗ 
rechte erwähnte Zugrecht der Anftößer und Getheilen bereits fallen 
gelaffen. Dagegen ift nody im Landbuche von Nidwalden von 


’») Dergl. au 2b. v. Nidwalden v. 1782 V.18. 1: „Bann Ein guott 
fein beichwärbt haben fan von Ginem anderen guott, und wegen felbem Nie: 
mahl fan angegriffen werden, foll Ein folhes guott zu dem anderen 
niemahl fein Zugrecht haben mögen.“ 

») Gerber a. a. O. Dagegen Bluntſchli D. P. R. 1.4. Hille 
brand D. P. R. 8. 658. 
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1782 6% von einem „Bültenzuge” die Rede, worunter man wohl 
das Zugredht unter früher zufammengehörigen Gütern, auf denen 
noch gemeinfame Gültenpflicyt ruhte 92), zu veritehen hat. 

c) Ein gefepliches Nüherrecht des legten Verkäufers, fo 
wie basjenige des legten Gültgläubigers der Liegenſchaft wer⸗ 
den nur in der-angeführten Stelle des Hofrechtes von Wolrau er⸗ 
waͤhnt. 

Neben den geſetzlichen Zugrechten an Liegenſchaften iſt hier noch 
hervorzuheben das ziemlich verbreitete Recht des Gültſchuldners, 
Gülten und Handſchriften, welche auf ſein Grundſtück lauteten, beim 
Verkaufe, zuweilen felbft bei der Verpfündung an einen Dritten an 
fid) zu gichen. Im eritern Kalle hatte er dem veräußernden Gläubi- 
ger den Kaufpreis, mochte diefer nun in baarem Gelde oder in Waa⸗ 
ren beftchen, zu erlegen. Die Frift für die Ausübung war verfchie- 
den feftgefegt : bald Jahr und Tag, bald 3 Monate, bald bloß 14 
Tage. Und wie die Landloſung, von der wir oben gefprodyen, aud) 
auf bewegliche Sachen ausgedehnt wurde, fo wurde nun dem Zug⸗ 
rechte des Schuldners an grundverficherten Forderungen nachgebildet 
dasjenige an laufenden Schulden, weldye, wenn fie an einen Dritten 
verkauft wurden, der Schuldner ebenfalls an ſich ziehen fonnte, zu 
weldyem Behufe ihm die Abtretung angezeigt werden mußte °2), 


IH. Bertragsmäßige Zugrechte. 


Wohl eben fo häufig wie die gefeglichen kamen in unfern 
Ländern durch Vertrag beftellte Zugredhte „vor, weldye mit jenen 
gleiche Kraft und Gültigkeit hatten. Für die Errichtung derfel- 


 V. 18. 2: „Der Jenige, fo mehrere Beſchwaͤrdt deß Zinſeß hal- 
ber haben wird, ſoll daß Zug-Recht vorzüglich Haben vor demjenigen, fo meh⸗ 
rerf Landt zum Vuderpfandt hat, wann aber die Befchwärbt deß Ziufeh auf vers 
ſchiedenen güetteren gleih wäre, foll alßßdann der jenige daf vorzüglichere Zugs 
Mehr haben, deſſen Landt an Wertſchaft dag andere übertrift. Doch folle der 
Bruderzug dem gilten Zug in Erbgüetteren gegen Brüdern vorgehen.“ 


er) Sin äfnliches Zugrecht befand im Kanton Luzern unter den Mitvers 
pflichteten bei einem Bodenzinfe: Segeffer IV. 65, 70. 


=) 26. v. Schwyz I. 106, 107, 110 (3. 1668, 1678, 1735, 1748), Kothing 
©. 10°—114. Rechte von Sinfiedeln, Küßnach, Pfäffikon bei Kothing 
Ra. €. 211, 242, 270, 04. Ungelberger Eabung v. 1736, Zeitſchr. VII. 
142. 
Blumer, Staate und Rechtögeidhichte. II. Thl. 3. Br. 9 





d 
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den finden wir nur in der March °S) die geſetzliche Vorſchrift, 
daß fie entweder bei Käufen und Erbtheilungen anbedungen ober 
durch Brief und Siegel ausgemwiefen feyn mußten. Indeſſen wurde 
wohl alfenthalben, ſchon der Eidyerung des Beweiſes wegen, die 
fhriftlide Form in der Regel dafür gemählt. Wie in Nidwalden 
unter den naͤchſten Bertvandten, vorzüglich wohl bei Erbtheilungen, 
Zugredhte vorbehalten zu werden-pflegten, haben wir bereit geſehen; 
das Landbuch von Küßnach *9 aber enthält ausführliche Beſtim⸗ 
mungen über dasjenige Näherrecht, weldyes in Kaufbriefen um Lie 
genfchaften dem Verkäufer und feinen Erben, entweder nur für den 
naͤchſtfolgenden Verkauf oder für immer, eingeräumt werben fonnte. 
Man fand hier fürnöthig feftzufegen, daß Einer, der nur al8 Bormund 
oder Bevollmächtigter eines Andern ein Haus oder ut verkaufe, 
einen folchen Vorbehalt nicht für ſich feldft, fondern nur für den wirk⸗ 
lichen Verkäufer madjen dürfe; auch war, wenn bei mehrern aufein« 
ander folgenden Verkäufen Zugredjyte anbedungen waren, dem Altern 
Rechte der Vorzug vor dem neuern zugefichert, fo daß letzteres erft 
nad) dem erftern geltend gemad)t werben Eonnte. Wer von feinem 
Zugrechte Gebrauch machen wollte, mußte fi) hiefür binnen der alten 
Rechtsfriſt von Jahr und Tag, nachdem ihm der Verkauf angezeigt 
worden, erklären. Es verftand fid), Daß der Züger dem Käufer bes 
reit8 gemadhte Zahlungen und Auslagen erjegen und im Uchrigen in 
feine Verpflichtungen gegen den Verkäufer eintreten mußte; der Leb- 
tere fonnte daher angehalten werben, „bei Treue und Wahrheit” die 
Bedingungen des von ihm abgefdjloffenen Kaufvertrages genau anzus 
geben. Umgekehrt konnte der Verkäufer von dem Züger den Eid °°) 
dafür verlangen, daß er für fich felbft und nicht für einen Andern 
den Zug thue, und um in diefer Hinficht jede Gefährde zu verhüten, 
mußte der Züger während Jahr und Tag die Liegenfchaft befigen, 
ehe er fie wieder veräußern durfte ee). Aus gleihem Grunde mußte 
in Nidwalden, wo die Ausübung des Zugrechtes an die kurze Frifl 
von einem Monate nad) Mittheilung des Kaufbriefes gebunden war, 


*) Landb. Art. 24, Kothing Ra. S. 1Rl. 

“) 6.22, ebenda ©. 267 fi. 

*) Diefer Reinigungseid des Retrahenten gegen den Verdacht, daß er bloß 
in dee Abſicht, beim Wiederverkaufe der Liegenſchaft einen Gewinn zu erzielen, 
von feinem Rechte Gebrauch machen wolle, kam auch in Deutfhland Bin und 

- wieder vor: Hillebrand-Dd.B. NR. $. 07. 
*) Vergl. Landb. der March a. a. O. Segeffer IV. 66. 


—* 
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der Züger zwei Jahre lang die Liegenſchaft entweder ſelbſt bewerben 
oder durch einen Andern um Zins bewerben laſſen °). Obwalden 
endlich, indem es alle „aufrecht, ehr⸗ und redlich angedingten Züge” 
für rechtskraͤftig erflärte, räumte dem Zugberechtigten nicht mehr als 
10 Tage ein, um fein Recht in Anwendung zu bringen, und ver 
pflichtete ihn, die gezogene Sache fünf Jahre lang felbft zu bes 
nuben e). 


, 


e7) 25. v. 1782 V. 18.4. 
“) Eabungen v. 1641 u. 1734 im Eh. 9. 1702 fol. 00, v. Moos ©. 223, 
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FSünfzehntes Kapitel, 
Das Necht ber Forderungen. 
$. 1. Forderungen aus Berträgen. 
I. Kauf und Tauſch. 


‚Ein rechtsgültiger Vertrag kann nur entſtehen, wenn die Pers 
fonen , welche denfelben abfchließen , fi) im Zuftande volllommener 
MWillensfreiheit befinden und wenn fie einen übereinftimmenden Wil: 
len haben und ausfprechen. Diefe allgemeine Regel findet ſich zwar, 
wie alle abftraften Redhtsfäge, in unfern Landredjten nirgends aus— 
gefprodyen, aber in verſchiednen Beziehungen angewendet bei dem 
wichtigften der Verträge, dem Kaufe. Eine völlige WillenSfreis 
heit ift nicht anzunehmen bei Perſonen, die an fchwerer Krankheit 
darniederliegen, daher erklärte Glarus ?) die mit ihnen abgefchloß- 
nen Kaufverträye für ungültig. Noch weniger findet ſich viefelbe 
bei Betrunfenen, daher hatte in Küß nach und den Höfen 9) 
Seder, der in ſolchem Zuftande einen Kauf eingegangen war, das 
Recht, Tags darauf von demfelben zurücdzutreten, fofern er nur 
den Weinkauf bezahlte. Endlid hebt aud Betrug die Willens: 
freiheit auf, daher wurden in Appenzell A. Rh. 2) Käufe, bei 
denen der eige Kontrahent den andern hintergangen hatte, nidıt 
als rechtskräftig anerkannt. Die Willensübereinftimmung fehlt bei 
einem Kaufe, wenn wefentliche Eigenfchiften der verkauften Sache 
dem Käufer unbelannt find; beim Liegenſchaftskaufe insbefondere, 
wenn der Verkäufer die Grenzen nicht gehörig angiebt oder die auf 
der Sache ruhenden Beſchwerden, wie Zehnten und Orundzinfe, 
Pfandrechte, Eervituten, Zugrechte, verſchweigt. Das Landbud) 
von Küßnady erklärt daher in einem ſolchen Falle den Kauf eben⸗ 


2) Landsgem. Brot. v. 1787. 86. v. 1807 $. 146. 

) Kothing Ra._S. 259, 313, 325, 

) 2b. Art. 39: „Wann aber eintwebere Berfohn die andere mit einem Schikh 
würde begreiffen, oder hindergehen, fo foll derfelbige Schikh nicht allein nicht gelten, 
fondern noch dazu gebührend abgeſtraft werden.“ 
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falls für ungültig; dasjenige der March Hingegen verflaitet bei 
verſchwiegnen Grundzinfen und Gülten dem Käufer bloß einen ver« 
hältnipmäßigen Abzug am Kaufpreiſe 9). 

Das and) im römiſchen Rechte anerkannte Prinzip, daß der 
Kaufvertrag, welcher wefentlih auf Treue und Glauben beruht, in 
feinem Beftande und in feinen Wirfungen nad) billigem Ermeflen 
(ex bono et zquo) zu beurtheilen fey, wurde in Dbwalden 9) 
foweit ausgedehnt, daß der Richter überhaupt „unbillige und uns 
ziemliche” Käufe aufheben fonnte, namentli wenn ber benadhtheis 
ligte Contrahent in Konkurs gerathen war und daher aud) feine 
Glaͤubiger durch den abgeſchloßnen SKHaufvertrag Schaden erlitten. 
Auf Ähnlidye Weife wurden in Nidwalden die „unziemlichen blin- 
ben Märkte” ©) (bei denen feine Zeugen auweſend waren und feine 
lautere Verabredung getroffen wurde), in Glarus”) alle „heim- 
lien” Käufe, durch welche dritte Berfonen benadjtheiligt werden 
follten, für ungültig erklaͤrt. 

Während fonft der Kaufvertrag, wie nad) deutfchen Rechte 
alle Berträge, an keine beftimmte Form gebunden war, mußten in 
Appenzelt A. Rh. ®) Liegenfchaftstäufe, ihrer befondern Wich⸗ 
tigfeit wegen, binnen Monatsfrift in Echrift verfaßt werden, wis 
drigenfalls fie im Recht nicht gnerfannt wurden; auch war hier 
der Weinfauf, der fonft überall nur in der Sitte vorfam, ald So⸗ 
Iemnitätsform geſetzlich vorgefchrieben. In Küßnach mußte der 
Beweis für den Abſchluß eines Kaufes, welcher noch nicht verfchrie- 
ben war, durch zwei Zeugen geleiftet werben °). 

Aus dem Kaufvertrage geht für ven Berkäufer die Verpflich⸗ 
tung hervor, die verfaufte Sadye dem Käufer zu Eigenthum zu über- 
geben und für allfüllige phyfifche oder rechtliche Mängel derſelben 
Nachwaͤhrſchaft zu leiften. Wenn durch Zufall die ungefchmälerte 
Webergabe der Sache unmöglidy wurde, 3. B. beim Verkaufe von 
Früchten auf dem Felde oder Obſt an ven Bäumen, falls durch Hagel 
oder Wind daran Schaden entfland, ließ man in Rüßna dh :0) einen 


*) Kothing Na. ©. 138, 280. 

®) 26, v. 1792 fol. 89, v. Moose S. 222. 

e) A. L. B. NO, Zeirfhr. VI. 183. Vergl. Gefehb. v. 1857. ©. 308, 
2) Landegem. Brot. 9. 1713. 2b. v. 1807 $. 151. 
9 Landb. Art. 39. 

) Landb. 16, 7 bei Kothing Ra. ©. 259. 

10) Gbenda 17, 4, ©. 264, 
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billigen Abzug am Kaufpreife eintreten. Die ausführlichſten Be 
Rimmungen finden fi} in unfern Lanbbüchern über die Nach waͤhr⸗ 
fhaftbeiverfauften Hausthieren, was fi) aus der großen 
Wichtigkeit, welche gerade der Viehhandel für unfere Länder hatte, 
genügend erflärt. Wie wir bereits im erften Theife (S. 467) gefehen 
haben, war die Wandelungsflage, welche den Kauf rüdgängig 
machte, 'geftattet bei den fogen. Hauptmängeln, die verſchieden ange 
geben werben. Beim Rindvieh werden als ſolche Krantheitözuftände 
allgemein genannt „faul und finnig”, hin und wieder aud) „hirn⸗ 
müthig” ; bei Pferden am häufigften „faul und finnig, daͤmpfig, ſtet⸗ 
tig“, dann auch „Erämpfig, hauptmördig, mänig, raͤtzig, fpettig, kröttig 
oder raͤppig“. Der Beweis für Die Krankheit war durch den Mepger, 
weldyer das Vieh fchlachtete, oder durch andere unparteiifche Männer 
zu erbringen; ging es von felbit ab, fo mußte es binnen 24 Stunden 
ausgezogen und unterfucht werden. “Der Verkäufer, an weldjen das 
verkaufte Thier zurüdging, war, wenigftens in Glarus, verpflichtet, 
dem Käufer billigen Erfag für gehabte Unterhaltsfoften zu leiften. 
Im Allgemeinen fam es bei ven Hauptmängeln auf das Wiſſen bes 
Verkäufers nicht an; eine Ausnahme macht nur das Landrecht von 
Dbmwalden, nad welchem der Verkäufer mit feinem Eide, daß er 
„nichts Ungerechtes gewußt” babe, der Klage entgehen konnte. Rod) 
verſchiedner ald die Hauptmängel war die Währfchaftsfrift beftimmt: 
bald auf einen, bald auf zwei Monate, beziehungsweiſe 4 und 8 
Wochen oder 8 Wochen und 3 Tage, bald auf ein halbes Jahr, 3 
Wochen und 3 Tage, bald auf die alte Frift von Jahr und Tag; in 
Nidwalden wurde die letztere Friſt im Laufe der Zeit auf die Hälfte 
verkürzt. Zuweilen wurbe der einheimifcye Käufer vor dem auswaär⸗ 
tigen bevorzugt, indem jenem eine längere Währfcyaftszeit einge⸗ 
räumt war als dieſem, und wenn das verfaufte Vieh gewiſſe Grän- 
zen (in der March ven Hummelwald, Walenſee, Zurzad), den Gott: 
hard, in Küßnac den Albis, Hauenftein und Gotthard, in Ob⸗ 
walden die Örenzen des Gefammtlandes Unterwalden) überſchrit⸗ 
ten hatte und in's Ausland abgeführt worden war, fo war der 
Verkäufer von der Währfhaftspflicht gänzlich befreit; auch war oft 
gegen auswärtige Käufer das Gegenrecht vorbehalten. Nicht zur 
Aufhebung des Kaufes, aber zu einem verhältnigmäßigen Abzug am 
Kaufpreife berechtigte e8 den Käufer, wenu das gekaufte Thier bloß 
an Zunge oder Leber finnig war, oder wenn cd ein andered Ges 
brechen, welches nicht zu den Hauptmängeln gehörte, an ſich trug, 
von dem der Verkäufer gewußt, aber e8 nicht angezeigt hatte, ober 
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wenn eine als tragend verkaufte Kuh gar nidyt oder bedeutend fpäter, 
als der Verkäufer verfichert hatte, ein Kalb warf („an Nugen ging"). 
Don felbit verftand es ſich übrigens, daß befondere Berabredungen 
der Sontrahenten, insbefondere foldye, durch welche dem Verkäufer 
größere Wührfchaftsverpflidytungen, als die geſetzlich vorgefchriebenen 
auferlegt wurden, volle Rechtskraft hatten ?2). 

Befondere Erwähnung verdient e8 no, daß Glarus 1790 
das alte Recht, nad weldyem, wie allenthalben, finniges Rindvieh 
„hinter ſich gewieſen“, d. h. der Verkäufer zur Zurücknahme desfelben 
angehalten werden konnte, aufhob und „zu Ausweichung von Koften 
und Zaͤnkereien“ feſtſetzte, daß der Küufer ſolches Vieh behalten folle, 
aber an dem zu bezahlenden Kaufpreife den vierten Theil abziehen 
möge, wofür dem Verkäufer der Rüdgriff auf feinen Gewährsmann 
geöffnet wurde 22). . 

Den Berpflitungen des Berkäufers entipricht diejenige des 
Käufers, weldye auf Bezahlung ded Kaufpreifes geht. In mehrern 
unferer Länder wurde die Gültigkeit eines Liegenfcdhaftenfaufes Davon 
abhängig gemacht, daß der Käufer binnen kurzer Frift einen Theil 
des Kaufpreifes — bald einen Drittel, bald einen Viertel — baar 
bezablen oder doch Bürgſchaft dafür leiften konnte ?°). Durch dieſe 
Beftimmung ſuchte man offenbar allzugroßer Ueberfchuldung ver 
Grundfüde vorzubeugen. 

Dem Kaufvertrage am nädjften ſteht der Taufchvertrag. Leber 
biefen finden wir nur in Obwalden :*) ein Gefeg von 1758, nad 
weldyem, wenn zwei Liegenfchaften mit einander vertaufcht wurben, 


9,29 v. Uri Artt. 104, 195 und Grläuterung v. 3. 1763. 26. v. 
Schwyz I. 108 (Kothing S. 111). 8b. der March Nrtt. 61, 62, 76, Wald⸗ 
ſtatib. v. Ginfiedelu Art. 126, 2%. v. Küßnach K5. 33 bis, 34, Hofr. ». 
Biärfifon Art. 55 bei Kothing Rq. ©. 137, 141, 192, 281, 282, 313. &b. v. 
Nidwalden v. 1623 v. „iuliallendem Beh“, v. 1782 V. 11. 2. (GSefebb. v. 
1857 ©. 77); v. Obwalden v. 1792 fol. 155— 157 (v. Moos ©. 225, 226). 9. 
2.8. v. Glarus Bl. 62 A, ©. 81 (3. 1601, 10675; Zeitſchr. VE. 46, 76). 
Bandegem. Brot. v. 1772. Et. U. 3. v. Zug Art. 97 und Geſetz v. 1645, 
Zeuſchr. I. 2. 40, 54. %b. v. Appenzell 3. Rh. Art. 14, 9. NH. Artt. 
43, 44. 

12) Landésgem. Brot. 2b. v. 1807 $. 201. 

22) Megifter bes Landegem. Brot. v. Uri, 93. 1654, 1669. 8b. v. Ni d⸗ 
walden v. 1623 v. Maͤrchten, Nachtrag v. 1629. Sabungen v. 1716 u. 1782 
im 2b. v. Dbwalden v. 1702 fol. Bi, v. Moos ©. 190. Engelberger 
Sagung v. 1770, Zeitfchr. VII. 181. 

*) 25, v. 1702 fol. 02, v. Mooo ©. 191. 
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von denen die eine nicht einmal vie Hälfte de@ Werthes der andern 
hatte, der Vertrag ungültig fein follte. Ob auf dieſe Beftimmung 
das römische Recht mit feiner Jaesio ultra dimidium Einfluß gehabt 
habe, ift ſchwer zu fagen; Obwalden hatte freilich im vorigen Jahr 
hundert, fo viel wir wiflen, eine Suriften, aber wie wir im erſten 
Theile (S. 466, N. 153) gefehen haben, wird jener Redytsfag ſchon 
in Kaufbriefen des 14. Jahrhunderts, weldye ſich auf unfere Gegen⸗ 
den bezogen, zuweilen erwähnt. 


11. Baht und Miethe, 

Der alte deutfche Rechtegrundfag: „Kauf bricht Mieihe nicht“ 
oder „Lehen gehtvor Eigen”, den wir im erfien Theile (S. 469) 
im Landrechte von Serfau gefunden haben, if in Nidwalden 
aus dem Landbuche von 1623 nody in das ncucfte von 1806 (V. 10. 
18) übergegangen, wo er in folgenden Worten ausgeſprochen ift : 
„Und wanır einer einem ein liegend Out, Vieh oder anteres um Zins lichet, 

28 fei ein oder mehr Jahr, fo fol einen billih gehalten werden, obſchon einer 
bas gelichene But vor Ausgang des Lebens verfauite, ober es märe in Erbe⸗ 
weife weggefallen, oder einer möge ſich mit feinem Lehenmann fonft gütlich vers 
gleichen 4).“ 

Dagegen galt nun in Glarus !9), wenigftens bei verpadhteten 
Tandwirthfchaftlichen Grundftüden, der entgegengefegte Grundfag, daß 
der Verkauf derfelben den PBadjtvertrag aufhebe, und zwar nidyt bloß 
im Einne des römifhhen Rechtes, nad) welchem der Pächter zwar 
dem dinglicyen Rechte des neuen Eigenthümers weidyen mußte, aber 
feine Eutſchädigungsforderung gegen den Berpädhter ihm gewabrt 
blieb, fondern in dem weitergehenden Sinne, daß, wie in Zürich !®) 
bei der Hausmiethe, aud) das obligatorifche Verhältniß zwifchen dem 
Berpächter und dem Pächter dahinfiel. Die nämlide Wirkung trat 
feld dann ein, wenn der Berpächter bei veränderten Verhältniſſen 
fid) entfchloß, das Gut felbft zu bewirthfchaften 7), wie auch beim 


1a) Vergl. Geſetzb. v. 1857. €. 66. 

15) 26. v. 1807 $. 166. Rah den Manuffript fügt ſich diefer Artikel auf 
die alten „Landsbräuche”, wie fie in den von Privaten angeiertigten Landbücheın 
gewöhnlich verzeichnet waren. Hier heißt es: „Es wirbt auch gebraudt, Eo 
einer ein lähen Empfieng und aber ſolches lähen über Kurz oder lang verfaufft 
wirdt, So ift das lähen aus, obſchon es auf ein länger Zeit enıpfungen 
worden wäre. Deßgleihen aub, Eo einer fein eigen Sach ſelbſten vonnöthen 
und gebrauchen mwolte, Eoll es der Lähenmann abträten.“ 

129 Bluntſchli RS. II. 279. Vergl. für Luzern Segeſſer IV. 106. 

27) Bergl. Entlebucher Landrecht: „Tem es darzu, dz der, dem dz gut iR, 
ba er fins Guß zu buwen nottürftig wurd, dann fol der Lemann ab dem Gut zjien.” 
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Tode des einen oder des andern Contrahenten, während body beim 
Machtvertrage nur die Perfönlichkeit des Paͤchters, nicht aber die 
jenige des Berpächterd von Bedeutung ifl. Indeſſen galt die letztere 
Beftimmung auch in Küßnach !9, und zwar ſowohl bei Pacht als 
Miethe, nur mit der Einſchraͤnkung, daß das „Lehen“ dann nody das 
Jahr aus dauern follte. 

Bei der Hausmiethe gab es in Küßnach während des gan⸗ 
zen Jahres nur einen Auflündungstermin, nämlich auf St. Gallen 
Tag, fo daß, wer diefen unbenugt vorübergehen ließ, noch ein Jahr 
länger die Miethe fortfeßen mußte. Wenn der Miether oder Ver⸗ 
miether nach abgefchloffenem Bertrage ſich weigerte, demſelben Folge 
zu geben, fo mußte er, wenn er nicht genügende Gründe für dieſe 
Weigerung anführen konnte, dem andern Theile, welcher den Vertrag 
inne halten wollte, den feftgefegten Miethzins für ein halbes Jahr 
als Entſchaͤdigung bezahlen. Endli hatte ver Miether oder Paͤch⸗ 
ter den Schaden, weldyen er durd) vertragswidrige Benutzung der 
Liegenſchaft anrichtete, dem Eigenthümer zu vergüten. 

Dem Geifte der Billigkeit, welcher das ältere deutfche Recht 
alfenthalben durchdringt, entfprad) die ſchöne Beltimmung, daß, wenn 
den Büchter eines Gutes befondere Unglücksfaͤlle trafen, der Vers 
pächter ihm diefelben tragen helfen follte. Wir haben diefen Grund⸗ 
faß bereits im erften Theile aus dem Landbuche von Schw y 3 ange 
führt und finden ihn nun wieder in nachfolgenden Stellen, weldye der 
neuern Zeit angehören: 

A. L. 3. von Nidwalden 246 (9. 1563 ) 29: 

„Ban einer In Leninen fhaden empfadt. Auh fo iR vifgefeht 
und gemerett: wen in fünufftigem einer gütter vm Ziß hätte vnd ex ſchaden ems 
pfienge Bon Hagel Bruf (Feuersbrunſt; Old ingern (Gngerlingen), fo fol es 
alwigen an-denen flan für die eß zu Richt kumpt, das einer eim Nach iren 
Bekantnuſſ Nahlagung am Ziß thüye doch in Zimlifelt.“ 

Landb. v. Küßnach $. 17 Artt. 2,3: 

„Eo Giner Bin yut zu lehen nemme:e, und der Hagel fchluge, oder durch 
ſchlipff, waffergüff, Rurmwind oder Imgeren einiger ſchaden zugefügt 
wurbe, folle zwahr daß lehen die gebungene Jahr hindurch gehalten werden, ber 
fhaden aber nach Befindung ter fachen dem Lehenman abgetragen werben. 

„Solte ih durch ungeiwitter oder anderes unglückh zutragen, daß Hauß oder 
fheur auf dem Lehengut abbrenmen folte, folle der Lehenherr den lcehenman 
mit Haug und fcheur alfo beforgen, taß er daß feinige widerum verwahren 
fönne, widrigenfahls das Lehen auigehoben feyn folle.” 


26) 26. $. 16 bis, Kothing Ra. S. 200, 261. 
20) Beitfchr. VI. 178. Vergl. Gefehb. v. 1857 a. a. D. 
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Die Mpenwirtbfchaft bringt e8 mit fi), daß ſehr oft ein Alpbe⸗ 
werber von einem audern Biehbefiger Kühe pachtet („in’s Lehen 
nimmt” oder „empfängt”), um fie mit fid) auf Die Alp zu nehmen und 
bier ihren Milchertrag für die Gewinnung der Alpenprodufte zu be 
nugen. Für dieſes Rechtsverhältnig galt in Glarus 20) der Grund 
fagß, daß, wenn der Eigenthümer die verpadhtete Kuh nach Georgen: 
tag — alfo in der, der Alpfahrt zunaͤchſt vorangehenden Zeit — nod) 
verfaufte, er den Bächter für allen ihm daraus entitehenden Rad): 
theil zu entfchädigen hatte. In Obwalden war dem Eigenthümer 
förmlich verboten, eine verpadhtete Kuh während der Alpzeit zu vers 
faufen, fofern er ſich dieſes Recht nicht ausdrücklich vorbehalten 
hatte 2), Inder March und in Küßnach 22) war für deu Fall, 
daß die Kuh auf der Alp erkrankte oder feine Mildy mehr gab, 
vorgefchrieben, daß der Pächter diefelbe dem Eigentümer zurüd- 
geben möge und dann nur bis zu diefem Zeitpunkt den Pachtzind 
zu bezahlen. habe; ebenfo mußte der Zins nur nad) Verhältnig ber 

Zeitdauer entrichtet werben, wenn die Kuh auf der Alp verunglüdte 
oder geſchlachtet werden mußte. 


III. Dienftmietbe. 


Bereits im erften Theile (S. 471) haben wir e8 als einen in 
unfern Ländern fehr verbreiteten Rechtögrundfag kennen gelernt, daß 
Dienftboten, weldye ohne genügende Urfacdye während des aubebuns 
genen Jahres den Dienft verließen, ihren Anfpruch auf den verdien- 
ten Lohn verwirkten und zuweilen noch überdies beftraft wurden. 
Dagegen mußte die Herrichaft, wenn fie ihrerfeitS ohne genugende 
Urſache einen Dienftboten vor Ablauf des Jahres wegſchickte, ihm 
den vollen Sahrestohn bezahlen 2°). Aud) wenn Jemand, welcher ſich 
als Dienftbote verdingt hatte, den eingegangenen Vertrag’ nidjt hielt, 
namentlib wenn er zu einer andern Herrſchaft ging, fo mußte er 
dem verlegten Theile Entfchäbigung bezahlen oder wurde mit einer 
Geldbuße oder, wenn er eig Fremder war, mit Landesverweifung be 
Kraft. Um das ganze Berhältwiß, wie e8 im Zufammenhang aufge 
faßt wurde, deſto klarer zu machen, laſſen wir bier nody einige 
Etelien folgen. | 


2°) 25. v. 1807 6. 206. 

21} Satzung v. 1785 im 8b. v. 1702 fol. 97. 
22) Kothing Ru. ©. 138, 261. 

2) Vergl. au Segeſſer IV. 188. 
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N. 2. 2. von Uri: 


Art. 134: „@G fol auch kein Dienft, fo in dab Jahr binget, ohne Erlaub⸗ 
nuß deß Meifters auß dem Dienſt züechen ohne gnugfame Vrſach, vnnd wan ein 
Hinderſaͤß, Weib oder Man Perſohn alfo ohne anugfamme Brfa von dem 
Meifter auß vem Jahr laufent, fol mann Ihnen vmb daß fie gedienet, 
fein lohn zu geben fhuldig fein, und Ihnen nit gflatten defielben Jahre 
zuo andern im Landt zuo dingen, fonbder vom Landt verwüßen werben —. Da 
aber ein Landtmann oder ein Landtkhindt were, foll eß vmb gl. 5 gſtrafft 
werben.“ 

Art. 177. „Welke Dienſt Knecht ober Mägt, fo nit Landkhiud weren, zuo 
einen Meifter oder frauwen bingeten, vnnd nit an bienft giengen, fonber 
zus einem anderen dingeten, biefelben foll mar von und an auß vunferem Landt 
heißen fchwören, vnnd nit wider darin ohne Erlaubnuß eine Landt Ammang 
vnnd Mathe laffen. Ob einer oder eine aber zuo feinem anderen dingete, vnnd 
ſelbſt wolte Haug haben, die follent darmitt nit begriffen fein, Doch follen dieſel⸗ 
ben dem Maiſter oder frauwen acht oder vierzechen Tag zuuor ben Dienft wider 
abfhünden.” 

Lb. v. Nidwalden v. 1623, Bon den Dienft Knaͤchten: 

„Ban Dienft Knächt dem Meifer vß dem iar in Krieg lüffendt oder 
in den Alpen fpiltendt, welcherley fpil daß were, oder Maytli in ber Alp het 
tend, weber vil noch wenig, fo mag ein Meifter ſolchen üt old nüt zum 
Lohn geben flat} am Meifter. 

„Wan frömbte Dienft Knächt und Mägt zu Landtlüthen dingen, vnd hernach 
denfelben wider abfägen wurben, fölle man felbige mögen deß Landß ver- 
wyßen, vnd fo ein Landtman zu einem anderen Landtman dingen vnd hernach 
nit halten wurbe, foll er bemjenigen, zu welchem er gebinget hatte, waſ er 
an flatt einem anderen mehrer zu Lohn geben müefite, Billicher weiß abtra 
gen und guetmaden.“ 


Landb. von Obwalden v. 1635 fol. 45 29: 


„Welche knecht oder mägt’zue einem Meifter dingent, die follent in dag Jahr 
gan vnd daſſelbige mit thritwen, vmb den lohn, wie fie mit einem überfommen 
findt, vßdienen und ohne Redliche urfah nit vB dem Jar gab, ynd welcher 
oder welche aber «in ſolches thuett vnd daB Jahr, wie-obflatt, nit vEbienet, vnd 
ein Meiſter deiwegen in Goflen und ſchaden kompt, fo foll Ihme berfelbige 
knecht oder magt denfelbigen ablegen, der Meiſter foll auch ihnen vmb den Lohn, 
fo ſy möchtent verdienet haben, nicht Vflycht fin, warn fye ihme 
alfo vß dem Jar giengent, vnd findt fye Laudtlütt, fo fol ein Jedweders fünff 
guldi zue buch geben; find ſye aber froͤmbde, bie follent angäng beſchickht vnd 
vß dem landt verwyßen waͤrden.“ 

Hofrodel von Einſiedeln v. 1702 (J. 1647): 


„Wan ein Dienſt ohne gnugſamme vrſach außjahret, ſolle ihm Fein lohn 
geben werben; Hingegen aber wan ein Meiſter oder frouw ohne gnugſamme 
orfach einen Dienft, fnecht oder magdt, heifft hinweg gehn, follen fie alß⸗ 
dan ſchuldig ſeyn ihn ober fie zu Bezahlen.“ 


— — 


2) Berge. A. 2.8. BI. 27 B. v. Moos ©. 177. 
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Landb. von Küßnach 8. 30, Artt. 1—3: 

„Welcher dienft, ſeyen es Knaͤcht oder Mägdt, ohne redliche und nahmhaffte 
urſach von ſeinem dienſt außtretten wurde, vor Ch und daß Zeit, auf 
welches ſelbe gedinget, verloffen wäre, dem folle man für fein lidlohn nichtß 
zu geben ſchuldig ſeyn. 

„Wo aber jemand feinem Dienſt ohne merchhliche urſach vor dem außgelof⸗ 
jenen Zihl Uhrlaub gebete und felbigen abfchaffte, folle ex foldden den gan- 
Ben lohn bezahlen. . 

„Fügte es fi) aber, daß Einem Dienft vor dem zeit Uhrlaub auf rechtmeſ⸗ 
figen urſachen gegeben wurbe, folle man dem Dienſt fein lidlohn nad) marchzahl 
deß Jahr⸗ und zeitß bezahlen ?°).” 

Das zulegt angeführte Landbuch, welches überhaupt durch Ein- 
täglichkeit in Den meiften Materien des Privatrecdhtes vor allen ans 
dern unfern Rechtsquellen ſich auszeichnet, enthält noch mehrere 
andere interefiante Beftimmungen über dag Dienftbotenverhältniß. 
Vorerſt konnte in Küßnad), wie in Luzern 2°), wenn über den Bes 
trag des verabrebeten Lohnes Streit entftand, der Dienftbote feine 
Behauptung. mit dem Eide erhärten, wobei nur der Beweis geleifte- 
ter Zahlung der angefprocdyenen Herrſchaft vorbehalten blieb. Es 
war dies ein Vorzug der Lidlohnforberung im Beweisverfahren, 
welcher ſich mit der Begünftigung berfelben bei der Pfändung und 
im Konfurfe zufammenftellen läßt. Berner hatte Küßnach die fchöne 
Beftimmung, daß, wenn ein Dienftbote, weldyer bereitö wenigſtens 
ein halbes Jahr treu gedient hatte, erkrankte, die Herrfhaft ihn 
während 10 Tagen verpflegen und mit allem Nothwendigen verfors 
gen mußte. Endlih war die Herrſchaft hier verantwortlich für Die 
Schulden, weldye ihre auswärtigen Dienftboten zurüdließen, und 
ebenfo hatte fie bei Diebftählen, weldye diefelben begangen hatten, 
den Betrag der entwendeten Eadyen zu vergüten. Eine ähnliche 
Verpflichtung der Herrfchaft für Schulden und Vergehen ihrer aus⸗ 
wärtigen Dienftboten beftand aud) in Schwyz, wurde aber hier 
als ein Ausfluß der allgemeinen Haftbarkeit der Lanpleute für 
Fremde, die fie in ihren Häufern beberbergten, aufgefaßt. Ebenfo 
befchräntte ſich hier die Verbindlichkeit der Herrichaft, die Kranken⸗ 
pflege betreffend, auf fremde Dienftboten, galt dann aber unbedingt 
bis zu ihrer Wiedergenefung 27). 


a) Kothing Ra. S. 18, 277, 278, 

2%) Segeffer II. 514. IV. 108. 

2?) Satzungen v. 1721 und 1730 im Landb. II. 10, 20, Ketbing ©. 143, 
144. 


r 
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IV. Burgſchaft. 


Ueber Bürgfchaften enthalten unfere Rechtsquellen auch aus 
dem Zeitraume, den wir gegenwärtig behandeln, nur fehr wenige Bes 
flimmungen. Während in Glarus heutzutage noch zu Recht bes 
fteht, daß der Bürge immer zugleich Selbftzahler ift, d. 5. auch vor 
dem Hauptfchuldner belangt werden fann 2e), war dies dagegen in 
Küßnach 250), ähnlich wie in Zürih, nur dann zuläffig, wenn er 
fid) ausbrüdtich „nicht nur als Bürge, fondern audy als Zahler” ver- 
pflichtet hatte. Da fonft zuerft der Hauptfchulpner ausgetrieben wer- 
den mußte, fo genügte es bei einer, nur auf beftimmte Zeit eingegan- 
genen Bürgfchaft, daß der Gläubiger bis zum Ablauf der Frift diefe 
Betreibung bis zu ihrem legten Stadium durchführte, um dann für 
den ungededt gebliebenen Betrag feiner Forderung den Bürgen be- 
langen zu können; war dagegen der Hauptſchuldner nicht betrieben 
worden, fo erlofch mit dem angefegten Termine die Verpflichtung des 
Bürgen, falls er fie nicht freiwillig erneuerte. Für Bürgfchaften, 
weldye auf unbeftimmte Zeit eingegangen wurden, war in Küßnad) 
feftgefegt, daß fie in zwei Jahren, wenn der Gläubiger inzwifchen 
feine Forderung nicht. geltend machte, verjähren follten; man wollte 
damit offenbar. verhüten, daß leichtfinnig eingegangene Bürgſchaften 
nicht allzuſchwere Folgen hätten. Der naͤmlichen vorforglicdyen Ten- 
denz, welche in der, mit Bürgfchaften meiften® verbundenen Gefahr 
ihre Rechtfertigung findet, entiprang das Geſetz Obwal dens von 
1775 30), daß junge Leute unter 18 Jahren fidy nicht follen verbürgen 
dürfen ohne Bewilligung der Näthe des Kirchganges, und die viel 
weiter gehende Verordnung des Landrathes von Schwyz von 
1649 31), daß überhaupt Bürgfchaften nur inſofern, als fie von der 
Obrigkeit gutgeheißen werden, gültig fein follen. 


6. 2. Korderungen.aus sugefügtem Schaden. 


Neben den Forderungen aus Verträgen, von denen wir, wegen 
ber geringen Eintäglichfeit unferer Quellen, nur die wenigften im vo- 
rigen Abfcynitte haben behandeln können, gab es, wie ſchon im erften 


28) Vergl. TH. I. ©. 176. 

2°) Landb. $. 21, Kothing Ra. ©. 2606. 
20) 26, v. 179% fol, 94, v. Moos S. 227. 
9) Landb. II. 06, Kothing ©. 199. 
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Laudrechten, neben grundfüglicher Anerfennung des Rechtes auf vol- 
len Echadenerfag , doch aud) hier den Minderungseid des Beklagten 
zugelaffen. Fand die Klage nicht bis zu einem beftimmten Termine, 
nachdem der Schaden erfolgt war, ftatt, fo wurde dadurch das For⸗ 
derungsrecht des Befchädigten noch weiter eingefchräntt. 


Landb. von Gerfau v. 1605 Bl. 37 20): . 

„Eo Giner den anderen durch fin (des Beſchädigers) Haag Atzty, vnd 
der ander deſſ nit Entberen möchti, fo fol er Im das ableggen, vnd fol das 
thuon vor Mitten Merten ; vnd wan fy in das Recht femend, fo fol ex ein bes 
feidenliche Anforderung thuon. Wo er das nit thuon welte, fo follend die Rich⸗ 
ter Gin Befcheidenheidt dreffen nach geitaltfame der ſach; wo er daß nit welte 
fettigen, fo mag er das mit feinem Eidt minderen, vnd fol jm das 
pfalen (bezahlen), nachdem vnd fih die Richter Erfennend. Vnd wo er in nit 
beflagte vor Mittem Merpen, fo mag er Im darnach genn, als 
viler wyl, und iſt bie Sasung vmb Rinderfech vnd Roſſ; aber vmb 
Geißfeech vnd Schaff fol der Schad an flag abtragen werben, wie obſtadt, 
nitt angefehen durch weldhen Sag ber Schaden geſchechen ſy.“ 

Landb. von Nidwalden v. 1623, Bon Etzen: 

„Wan einer Einem Gpt durch ſyne Heg, vnd er ine darumb Brächten will, 
vnd inn deß Jahrß für nimbt mit Recht vor Bufer Frauen Tag zu Mittem 
winter (Lichtmefle) , fo foll daß die Vrtheil fon, daß einer eine Befcheidenlide 
Borberung thuen fol vmb fein fchaden und waß einer vorderet, daß foll 
Vrtheil gän, dag er daß Bezogen hab uf ſyn fücher, old der fäher thue 
dz mindberen mit feinem Eydt, daß mag er thuen. Sit aber ſach daß 
einer einen fürnimbt nah vufer Frauen tag, waf einer dan mit 
Kundtfhafft fürbringen mag, old ob einer nit Funtfchafft Bette, daf er dag mit 
ſym Eidt erhalt, dz der ſchad ſige, daſ foll einer bezogen han, vnd nit 
weiter.” 


A. 8%. DB. von Obwalden Bl. 21 B*%: 

„Weller den anderen Est oder ſchaden tuot vff finen gütteren, wie ober wo 
das If, mit finem fech Es fy mit Roß Eno Rinder ober anderm fch, “Der 
fol Im ven Schaden ablegen So noh pas er an den helgen fhwere bag 
er 3m den abgetragen hab.” 


Landb. von 1792 fol. 161%): 

„Welcher Schaffoder Geiß haben will, ber foll auch einen Hirten barbey 
haben, weil für fie zu Hagen Feiner ſchuldig ift, und wann fie einem 
ſchaden thun, oder fonft durch feine güetter jahren, und Weydweg machen wol⸗ 
- ien, da font fein Weg iſt zu fahren, fo mag er ihnen daß guth auf Meiht 
verbiethen Infien, und wan Sie einem darüber Schaden thuend, fo mag fie 
einer allmahl verleithen um 5 Bid. Buß, und einer fie nit entbähren will, fo 
mag einer Ginen anlangen mit Recht, und foll erfennt werben, dag @iner 


, Kothing Ra. ©. 89. 
“) Vergl. 2b. v. 1635 fol. 101, v. 1792 fol. 159, v. Moos ©. 369. 
)y Moos ©. 367, 368, 
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igme den fchaben ableege fo nooch, fo der Eächer di Begehrt, dag er darumm 
dörfe ein Eydt ıhun, daß er ihme den [baden wohlbezahlt habe.” 

Erf im Jahr 1822 wurde in Obwalden diefer Eid des Be⸗ 
klagten bei Würdigung des Thierfchadens abgefhafft, als „den ders 
maligen Berhältniffen nidyt mehr angemefien" und weil derſelbe 
„ſchon feit längerer Zeit nicht mehr in Ausübung gebracht worden.” 
In Nidwalden dagegen hatte ſchon das Landbuch von 1731, wie 
bei der Eigenthumsſchaͤdigung durch Menfchen, fo auch beim Scha⸗ 
den mit Vieh den Minderungseid des Beklagten und ebenfo den Eid 
des Klägers fallen laffen und an deren Stelle den Augenſchein geſetzt, 
welchen auf Verlangen des Befchädigten und in Anmefenheit des 
Vieheigenthümers oder feines Bevollmächtigten unparteiifche Ehren> 
männer aufzunehmen hatten. Dieje „unparteiifcye Schagung” galt 
nun aud) in ®larus, wo bereits ein Geſetz von 1568 42) Diefelbe. 
eingeführt hatte, fowie in Gerfau und Küßnach 1°) als das all- 
einige Beweismittel für die Feftftellung des Betrages des entftande- 
nen Schadens. 

Getrennt von dem Schaden, den weidendes Vieh anrichtete, be⸗ 
handeln unfere Landrechte denjenigen, weldyer durd) Hunde, na⸗ 
mentlid) ſolche, die auf die Jagd gebraucht wurden, entftand. Hier 
galt , wie ſchon im erften Theile angedeutet wurde, der merfwürdige 
Grundſatz, daß der belangte Eigenthümer den Schaden nach der 
Würdigung des Klägers zu erfegen hatte, wenn er nicht den Uns 
ſchuldseid für feinen Hund ſchwören oder durch Zeugen beweifen 
fonnte, daß diefer den Schaden nicht fünne gethan haben. War ber 
Beklagte nicht Eigenthümer des Hundes, jedoch diefer ihm nadıge- 
laufen, fo entging er der Klage nur durch die eidliche Verſicherung, 
daß er den Hund nicht an fidy) gelodt noch beherbergt und ernährt 
habe. Die Eigenthümlichkeit diefer Beftimmungen rechtfertigt es 
wohl, ni wir die Stellen, weldye Das alte Recht noch in feiner gan- 
zen Reinheit enthalten, ebenfalls bier folgen laſſen. 


A. 8. B. von Obwalden Bl. 23 B*M): 


2) Zeitſchr. V. 161. Am Schluſſe heißt es auch hier: „Es iſt ou, dem 
fo den ſchaden thon, fin recht vorbhalten, ob er erwyſen möge, das des an⸗ 
bern Zun fo bös gewefen, das der fhaden durch beffelbigen Zun bfchechen 
fye.” Vergl. Lb. v. 1807 $. 170, 

) Kothbing Ra. ©. 95, 270. 

») Vergl. &b. v. 1635 fol. 132, v. 1702 fol. 182, v. Moos ©. 370. 

Blumer, Staatl und Rechtsgefchichte. IL Thl. 2. Br. 10 
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„Welcher ein Hundt oder mer hatt, die felbigen bezogen ober eigentlich vers 
argmwonett, das ſy ein ſchaden getan, fol der fo die Hundt find den nach byllyg⸗ 
Feitt ablegen, er dörfe danne gnuog tbuon das fine Hund das nit 
gethan, fol er geantwurt haben, er fol ouch die Hund, fo ſy verlümbet vnd 

“er gewarnett, ab thuon oder fürer bezalen als obftatt one gnadt.“ 


Landb. von Nidwalden v. 1623, Bon Hünden #5): 

„Ban in ’onferem Landt ſchaden beichicht von Hünden wegen, fo mag ber 
dem fchaden befchechen ift, wo Ihn argwönig bebundht, ben de der Hund iſt, 
mit recht für nän, vnd foll und mag er vmb ſyn ſchaden heuſchen, fo vil daß 
eim fyn fhaden abtragen wirbt, und weß vnd wie vileiner darumb hen 
ſchet, daß ſoll er ihmme, deß der Hundtift, vi Ihn bezogen han, 
doch folle einer feinen ſchaden erbarlich heufchen vnd nit unbefcheidenlich darin 
fahren oder einer dörffte van an Heiligen fhweren, dafer wol 
wüffe, Daß fyn Hund den fhaden nit thuen hab, doch ob einer mit 
gueter Funbdtfchafft fürbringen mag, daß fun Hund de tagß old der nöchften 
(naht) So der fhaden geſchicht, nit da gfin, daß foll auch einen ſchirmen. 
Märe auch fach, daß Hundt mit einem Inffendt die nit fyn wärent vnd die ſcha⸗ 
ben thätindt, darff einer an heiligen ſchweren, dafer den Hundt nit 
gelodhet noch zödht Hat, fo foll einer eim darumb geantwortet han, vnd 
fonft nit.“ 

Landb. v. Schwyz II. 46 *%): | 

„Wo yeman in ungern Lanndt von Hunden ſchaden befhicht an finem 
vyech, vnnd einer, fo dann einen hundt hatt, ba der gfchadget vırmeint, ber 
Im den fchaden gethan hab, nimpt In darum für, vnnd beklagt Jun vmb den 
fhaden, vnnd dann der, des der hund Sit, nit darfffhweren zu gott 
vnnd den bellgen, das er wolwüß, das fin hund den f[haden nit 
tan heig, fo trage er den ſchaden ab nach der billifeit; darff er aber ſchweren, 
wie obftatt, Eo hatt er darum geanthwurtet. 

„Begebe fih ouch, das einer einen frömden Hundt, der funft feinen meifter 
hatt, zuzüge, den beheimfchette unnd Im zu Eſſen gebe, vıd der felb Hundt 
tätte ſchaden, vnnd der, fo Inn bebeimfchett heit, würde darum angenomen, vnd 
So verernitttarfffhwerren, das der Hund nit finer, ouch das er 
Inn nie bheimſchett, Im ouch nie zu effen geben hab, fo trage aber 
den fchaden ab, wie recht ſye.“ 

Die neuere Zeit war, wie ſchon bemerkt, dem Reinigunggeide 
des Beklagten nicht günftig; fie forderte von Seite de8 Klägers 
nicht bloßen „Argwohn“, fondern Beweife, um auf diefe hin verur⸗ 
theilen zu fönnen. Wenn daher im Strafverfahren der Unfchuldgeid 
bes Angeklagten immer mehr ablam, fo mußte aud) im Civilprozeffe 
derjenige des Eigenthümers eines beargwohnten Hundes, welder in 
mancher Hinſicht als fehr bedenklich erfchien, zuerft eingefchräntt, 
dann aufgehoben werben. So verordnete der Landrat} von Schwyz 


*) Vergl. A. 8. B. 116, Zeitſchr. VI. 145. 
) Kothing ©. 164, 165. 
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1651 : zuerft folle der Kläger befchwören, daß ihm wirklich von Hun⸗ 
den Schaden angerichtet worden fei, und erft nachdem dies gefchehen, 
fei der Beklagte zum Eide dafür zuzulaffen, daß nicht fein Hund 
benfelben gethan haben könne. Im Landbuhe von Küßnach von 
1769 aber, welches in diefer wie in mandjer andern Beziehung wohl 
nur dag zur Zeit feiner Abfaffung im herrfchenden Lande Schwyz gel- 
tende Recht enthält, wird geradezu dem Kläger der Beweis dafür 
auferlegt, daß der Hund des Beklagten ihm den Schaden zugefügt 
habe, für welchen er Erſatz forderte 1”), und eine ähnliche Beftim- 
mung findet fi) aud) in den neuern Landbüchern Nidwalden's 47°), 
In Obwalden dagegen ift das oben angeführte. Gefeß niemals 
abgefchafft worden und fteht noch, als ein merkwürdiges Leberbleib- 
fel uralt germanifcher Rechtsideen, in der neueften, erft 1853 gedrud- 
ten Sammlung ! 


8.3. Unflagbare Forderungen. 


1) Wir haben ſchon im erften Theile (S. 472, 473) angeführt, 
wie nad) unfern Landrechten Spielfhulden fein Recht gehalten 
wurde, wenn auch unter gewiffen Einfchränfungen das Spielen mit 
fofortiger Bezahlung des DVerluftes für erlaubt galt, Hier haben 
wir nur beizufügen, daß, entfprechend dem gemeinen deutſchen 
Rechte 29), die Unklagbarfeit zuweilen auch auf Rechtsgefchäfte auß- 
gedehnt wurde, die Einer in der Abficht, Spielgeld zu erlangen, ab» 
geihloffen hatte und bei venen man auf Seite des andern Eontra- 
henten unrebliche Gewinnfucht vorausfegte. So fagt das Landbuch 
von Nidwalden von 1782 (IV.S. 9): 

„Bann Einer in Ginem fpihl auch in Erlaubter Zeit Etwaß verliehret, eß 
feye waß eß wolle, Vüch, oder andereß guott, und es aber nit auf dem Platz, 
wo fie fpihlten, geiebt hätte, oder auch etwaß, ſpihlen zu fönnen, Ent 
lehnte oder märcdhete, fo ift er eß Doch nit ſchuldig wieber zu geben, noch 
den Märcht, nocd anderes zu halten, wenn Sr eß fchon bei feinen Treuen und 
Ehren verfprochen bat, auch Einem nichts fchaden, und darumb Fein Recht 
gehalten werden **a).” 

2) Ueber die Wette, weldye das deutfche Recht dem Spiele 
beinahe gleichftellte, finden wir etwas abweichende Beftimmungen : 


“N Kothing Ra. S. 284, 

47a) Geſetzb. v. 1857 ©. 306. 

) Philipps D.B. N. $. 81. 
a) Vergl. Geſetzb. v..1857 ©. 311. 
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das Stadbt- und Amtbuch von Zug *%) ließ daherige Forderungen 
vor Gericht zu, wenn „Baares gegen Baarem gefegt wurde”; nad 
dem Landbuche von Küßnach >%) hingegen follte für Wetten fowenig 
wie für Spielfhulden Recht gehalten werden. 

3) Wie man das Spielen auf.Borg nicht zugab, fo fuchte aud) 
bei Wirtgsfchulden die Gefeggebung vorzüglich das Krebitiren 
zu verhüten, welches zu leichtfinnigen Ausgaben verleitet und dadurch 
manche Familie in's Unglüd ftürzen kann. Deßhalb wurde aud) 
den Wirthsforderungen , bald wenn fie einen gewiffen Betrag — in 
Glarus 1059, in Uri 2 Qulden >2), in Appenzell A. Rh. 
5 Schillinge 5?) — überftiegen, bald überhaupt und ohne Rüdficht 
auf den Betrag 5%), kein Recht gehalten. Das Landbuch Nidwal⸗ 
den’s von 1623 unterfcheidet zwifchen dem bloßen Aufichreiben der 
Wirthsrechnung, welches die Unklagbarkeit zur Folge hatte, und dem 

‚alle, wo der Wirth zwar die Zeche anfagte, jedoch den Gaſt ſich ent- 
fernen ließ, ohne diefelbe einzuziehen ; bier follte nur der Vorzug, den 
die fog. Baargeldſchulden fonft beim Kinzuge vor andern (Land⸗ 
rechts⸗) Schulden hatten , verloren gehen. Wir laffen die merfwür- 
dige Stelle vollftändig folgen : 

„Fürohin wer ein Merti over mal im wirghuß vollendet, dz der wirth die Ser 
defienn wahrnen vnd bevorderift Gott Lob vnd Danck fagen vermanen, barüber 
die Merti vmb das Bargelt machen vnd offentlich anzeigen, damit ein gaft wüſſe 
waß er verzehrt habe vnd ſchuldig fige, wo aber ein wirth foldheß überjehe 
und einem darüber Killfhweigend ven Zäch in fein Rechnung ftellen 
thete, fölle ihme ein gaft in ſolchem fahl darfür nichtß ſchuldig fein 
vnd darumb geantwortet haben mögen, vnd daß ein wirth, vber da 
glichwol die Nerti gemadt vnd anzeigt, ſölliche nit alſo baar von dem 
Gaſt ynzüchen, fonderf einem vi Borg in rechnung vifhladhen thette, 
foll der Gaft darfür nit mehr daß Bargelt ſchuldig ſyn, fonders den wirth 
nah Landtrecht abrichten.” 

4) Aud) ven Krämern, wie den Wirthen gegenüber ſuchte die 
Geſetzgebung das leichtfertige Schuldenmachen zu verhindern. Da⸗ 
her hielt ihnen Obwalden, wenn ſie kreditirten, überhaupt kein 


) Zeitſchr. I. 2. 36. 

») Kothing Ma. ©. 288. 

>) Sapung von 1640 im A. 2. B. Bl. 71 B, Zeitfhr. VI. 64. 8b. v. 
1807 $. 169. 

22) Eatung v. 1680 in Regifter des Landsgem. Prot. 2b. v. 1823 Art. 160. 

3) Landb. Art. 69. 

*) Vergl. Eagung Obwalden's von 1660, Nachtrag zum Laudb. v. 1635. 
Ginfiedeln’s Sabung v. 1663, Kothing Ra. S. 199. 
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Recht, Schwyz 5°) wenigftend den fremden Krämern nicht, wenn fie 
Landleuten für mehr als 50 Gulden Waaren auf Kredit gaben. 


$. 4. Vebergang und Erlöfhung der Forderungen. 


I. Rad) gemeinem Rechte kann zwar der Verpflichtete in einem 
Obligationsverhältniffe dem Gläubiger nicht ohne feine Zuftimmung 
einen andern Schuldner anweifen, dagegen hat der Gläubiger in der 
Regel völlig freie Hand feine Forderung einem Dritten abzutreten, 
weil e8 dem Schuldner gleichgültig fein fann, gegen wen er Diefelbe, 
erfülle. In unfern Ländern aber fiheint namentlich das verſchiedene 
Einzugsrecht, weldye8 für die verfchiednen Arten von Forderungen 
beftand (vergl. oben ©. 105 ff.), beim Uebergange derfelben von einem 
Gläubiger zum andern Mißftände herbeigeführt zu haben, welche be- 
wirkten, daß die Ceffion von Forderungen („Schuldenverftoßen“, 
„Schürggen und Stoßen”, „Saufen und Verkaufen von Schulven“) 
entweder ganz unterfagt 5°) oder doch von der Zuflimmung des 
Schuldners abhängig gemacht wurde >”). 

Il. Reben der Erfüllung konnte eine Schuld zunaͤchſt durch 
Compenſation getilgt werden. Das alte Landbuch von Uri 
(Art. 93) drückt ſich darüber im Zuſammenhange mit den Beſtim⸗ 
mungen über den Rechtstrieb folgendermaßen aus: 

„Waß einer mit einer güchtigen (anerkannten) Schuld vorbezahlt 
mag machen, daß iſt ein ieder ſchuldig vorbezalt bleiben zu laſſen, — Eß wäre 
gleich Einer gefhäßt, gepiändt oder nit.” 

Forderungen gehen ferner unter durch gefegliche Verjährung. 
Wie wir im erften Theile (S. 476) gefehen haben, war die regel⸗ 
mäßige Berjährungsfrift in unfern Ländern neun oder zehn Jahre 
(2aubriefen) ; in mehrern derfelben hing fie zufammen mit der Friſt, 
während deren Grundeigentbum durch unangefochtenen Beſitz erwor⸗ 


9) Saßung v. 1739 im Lanbb. II. 72, Kothing ©. 184. 

20) b. v. Dbwaldenv. 17% fol. 125, v. Moos S. 209. 

27) A. L. B. v. Glarus 3.57 B (Zeitſchr. VI. 35): Sabungen v. 1587 
u.1599. Die in der letztern gegebne Erlauterung, daß zwei Schulden „mit gli⸗ 
chem Inzug“ wohl „zu ſtoß gan mögen“, wurde nachher, da bie Verſchieben⸗ 
heit des Ginzugsrechtes weggefallen war, nicht mehr verſtanden und daher weg⸗ 
gelaflen ; die fonderbare Beftimmung felbft aber, für die es fein rechtes Motiv 
mehr gibt, ließ man flehen. &b. v. 1807 $. 142; v. 1852 6. 198. 

28) Vergl. 2b. v. 1823 Art. 154: „Wenn einer rechtmäßige Schulden auf feis 
nen Släubiger in Handen Hat, foll ſolches als vorbezahlt gelten.” 
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ben wurde 5%). Wie ſchon die alte Offnung von Küßnach °% 
„Eigen und Erb und Anfprache” bei ver Verjährung zufammenftellt , 
fo wurde in Nidwalden das alte Landrecht, die „Raubriefe” beim- 
Eigenthum betreffend, durd) Sagungen von 1637 und 1651 °) da- 
hin erläutert, daß „laufende Schulden auch darin begriffen fein fol- 
len”, foferne der Gläubiger während neun Jahren feine Forderung 
ftelle, wie auch Gülten, wenn binnen dieſer Zeit fein Zins bezogen 
werde; doch blieb im einen wie im andern Falle dem Gläubiger vor- 
behalten, durd) Zeugen zu erweifen, daß er von feinem Rechte feine 
Kenntniß gehabt habe. In Zug wurbe bei Abfaffung des Stadt—⸗ 
und Amtbuches von 1566 *2) das alte Recht bloß darin abgeändert, 
daß neben den Bevormundeten auch fromme Stiftungen für ihre For⸗ 
derungen von der Verjährung befreit fein folten. In Uri dagegen 
wurde durch ein Geſetz von 1679 93) die frühere gänzliche Befreiung 
der Bevormundeten und frommen Stiftungen in eine bloße verlän- 
gerte Berjährungsfrift von 15 Jahren verwandelt, welche neben der 
ordentlichen von 10 Jahren einherging; auch trat hier die DVerjüh« 
rung felbft dann ein, wenn der Gläubiger binnen der gejeglichen Zeit 
zwar die Erfüllung. feiner Forderung verlangt, aber, falls der Schuld- 
ner Diele beftritt, die Sache nicht vor Gericht anhängig gemacht 
hatte. Pfäffikon, deffen Hofbüchlein von 1631 feine auf den Gegen⸗ 
ftand begügliche Beftimmung enthält, nahm erit 1788 die zehnjährige 
Verjährung der Schuldforderungen an 9). Glarus eudlid), wel- 
ches früher gar feine Verjährung bei Schuldforverungen gekannt zu 
haben fcheint, führte Dafür 1611 °5) die auffallend kurze Friſt von 
zwei Sahren ein, wobei nur Waifen und „Berfonen fo in fremben 
Landen” ausgenommen wurden. Erſt bei Abfaffung des gedruckten 
Landbuches von 1807 ift die Frift wenigftens auf 4 Jahre ver- 
längert worden; auf diefe immer noch fehr fehnelle Verjährung ver 
Forderungen aber. legt dad Volk einen fo großen Werth, daß, al8 1857 
die Obrigfeit, um defto eher die auswärtigen Gläubiger den einhei- 
mifchen gleichftellen zu fünnen, Erftrefung der Friſt auf 10 Jahre 


®) Vergl. oben Kap. 14, ©. 65. 

*) Bergl. 2b. 6.29, Kothing Ra. S. 277. 
) Machträge 3. Lb. v. 1623, 

2) Zeitſchr. I. 2. 36. 

*) Nachtrag 3. A. L. B. 

) Kothing Ra. ©. 335. 

e) A. L. B. Bl. 62 B, Zeitfhr. VI. 48. 
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vorfchlug, die Landsgemeinde mit großer Mehrheit den Antrag ver- 
warf. 

Das Inſtitut ver Rehnungsrüfe, bei weldyen die Nichtein- 
gabe den Verluft der Forderung zur Folge hatte, findet ſich, wie in 
Schwyz °%), fo auh in Einfiedeln *") und in Glarus. Hier 
wurde 1631 *8) verordnet, daß nad) dem Tode jedes Landmannes 
binnen Mouatsfrift feine Gläubiger aufgefordert werden ſollen, ihre 
Anfprachen einzugeben; wer dies nicht thue, dem follen die Erben 
„darum geantwortet haben“ ; doch wurden aud) hier wieder abwefende 
und auswärtige Gläubiger ausgenommen. 


5.5. Konkursrecht. 


Das Auffalld- (Ueberfalls-) Verfahren, worunter man die obrig⸗ 
feitlicye Inventarifirung und Vertheilung der Bermögensmaffe eines 
Schuldners unter die fämmtlidyen Gläubiger verfteht, ſetzt immer 
voraus, daß der Schuldner außer Stande fei, feine Gläubiger voll 
ftändig zu befriedigen. Diefe Unfähigkeit fonnte nad) unfern Rechts⸗ 
quellen auf verfchienne Weife an den Tag treten: entweder beim Tode 
des Schuldners, wenn die Paffiven die Aktiven überftiegen und daher 
von den gefeglidhen Erben die Erbſchaft ausgefchlagen wurde 9%), 
oder beim Rechtstriebe, wenn der Schulpner erklärte und auf Ver⸗ 
langen des Gläubigers eidlich bezeugte, daß er „weder Pfand 
noch Pfenning” befite 20), oder wenn ein Gläubiger, welcher in 
Beforgniß ftand für Die Dedung feiner Forderung ”2), auf feine Ge- 


e) Th. I. ©. 476, 477. 

) Kothing Ra. ©. 226 (3. 162): „So ein’ Batter geftörben, foll die 
Rechnung innert 4 wuchen nad) dem breufigift gerueffen und durch die Voͤgt ver- 
leithet werden; der nit erfcheint, foll fein anfprad verlohren haben“ 

",N.LB.B.68 A, Zeitfchr. VI. 58. Beflätigt im I. 1726, Landsgem. 
Prot. Vergl. 2b. v. 1807 8.115. 

*) Lb. der March Art. 32, Kothing Ra. ©. 124. 

7) &.9. B. v. Zug (f. unten N. 97). 8%. v. Nid walden v. 1623, 
Bon PBiandt und Pfennig erfuochen. Berge. Wyß Geſch. des zürch. Konkurs⸗ 
proz. S. 23: „wenn einer uff finen eyd nimpt das er weder pfand noch pfenning 
hab.” Segeffer II. 582: „wer ber ift der fürbringt vff die Heiligen, daß er 
nit dien lüten vergelten müge.“ 

1) 25. 9. Appenzell J3. Rh. ©. 112: „wann einer eine fchuld an einen 
zu forderen und forget der ſchuld.“ 26. v. Nidwalden, v. Vffähl, Satzung 
v. 1624. Vergl. Wyß a. a. O. S.20 (3. 1343): „ſwelcher fweren mag, daz 
er fines gutes forgende fl.“ 
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fahr hin verlangte, daß dem Schuldner „Handel und Wandel nieder: 
gelegt" und fein Vermögen inventarifirt werde, in weldyem Kalle je- 
doch erft nachher, wenn die Beforgniß ſich als geredjtfertigt ergab, 
der Auffall formlicdy erfannt wurde. 

Das Verfahren wurde damit eingeleitet, daß der Landſchreiber 
mit dem Landweibel 71) oder mit einem Rathsherrn 7%), oder der 
Obervogt mit einem unbetheiligten, verftändigen Manne aus der Ges 
meinde 7°) fi in die Wohnung des Berauffallten begab, die hier 
vorhandne Fahrhabe genau verzeichnete, alle Behältniffe verfchloß 
und die Schlüffel mit fi) nahm. Sodann wurden durd) öffentlichen 
Rechnungsruf, weldyer gewöhnlich dreimal in der Kirche verkündet 
wurde, alle Gläubiger und Schuldner des Verauffallten aufgefordert, 
ihre Forderungen oder Schulden beim Amte anzugeben; falls fie 
nicht Folge leifteten, fo verloren die Erftern ihre Rechte und die Letz⸗ 
tern wurden mit Geldbußen beftraft "). Nach Ablauf des degten 
Termins, weldyer für die Eingaben angefegt war, wurde das Ju⸗ 
ventar der Konkursmaſſe gefchloffen: Zu den Aktiven gehörte zunächft 
‚Alles, was ſich im Eigenthume des Verauffallten befand: fo insbes 
fondere gelaufte Sachen, die bereits in feinen Beſitz übergegangen 
waren, nicht aber foldye, welche der Verkäufer noch zurüdbehalten 
hatte. Bei gefauften Heu, weldjes im Stalle des Berkäufers auf- 
geebt zu werben pflegte, entſchied ebenfalls die Befigergreifung; body 
wurde felbit in dem Falle, wenn der Käufer bereits in's Heu gefahren 
war, das noch nicht aufgezehrte Heu als noch im Eigenthum des 
Verkäufers ftchend betrachtet, vielleicht gerade darum, weil es ſich 
nody in feiner Gewere befand, worauf, wie wir oben (Stay. 14, $. 1) 
gefehen haben, das deutſche Recht fo großes Gewicht legte "9. Fer⸗ 
ner wurde in einigen Ländern in die Konkursmaſſe zurüdgezogen 
Alles, was ein Gläubiger auf dem Wege des Rechtötriebes oder der 
freiwilligen Zahlung oder aud) in Form eines Kaufes zur Dedung 
für feine Forderung während des legten Monats ?°) oder der letzten 8 


»ia) Eb. v. Appenzell. Rh. a. a. O. 

2 Glarner Landsgem. Brot. v. 1713. %b. v. 1807 $. 154. 

’®) 25. v. Nidwalden a. a. O. 

24) 2b. der March Art. 33, v. Küßnach 25, 8; Kothing Ra. S. 124, 273. 
— Apppenzell J. Rh. S. 114. 8b. v. Nid wal den a. a. O. Satzung v. 
1633. 


22) 25. v. Appenzell J. Rh. ©. 113. 
20) Ebenda Art. 76 (J. 1662). 
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Wochen 7”) vor dem Todedtage des Schuldners oder dem Ausbruche 
des Konkurſes erhalten hatte. Es verfteht fich, daß der Zweck diefes 
eigenthümlichen Inftitutes, welches man Rüdfall nannte, kein an- 
derer war als zu verhüten, daß nidyt ein ober mehrere Gläubiger 
allein zum Nachtheil aller übrigen Gläubiger zu einer Zeit, wo bie 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners fchon vorhanden war, fi) be- 
‚ zahlt machten. | 

Nach geſchloſſenem Inventar oder auch ſchon vor dem letzten 
Rechnungsrufe wurden die Gläubiger zuſammenberufen 7°), denen 
man gewoͤhnlich die Liquidation und Bertheilung der Konkursmaſſe 
anheimgab. In Glarus war ihnen verflattet, zu dieſem Behufe 
Maſſavögte (Ruratoren) aus ihrer Mitte zu ernennen ”). Die: 
Liquidation erfolgte meiftend auf dem Wege der Berfteigerung, 
namentlidy ſoweit e8 fid) um bemegliches Bermögen des Gemein- 
ſchuldners handelte; ‚foweit das Ergebniß verfelben zur Dedung 
fammtlicher Forderungen nicht hinreichte, hatten dieſe, namentlich die 
minder berechtigten, „nach Anzahl (pro rata) zu verlieren” 3%). Nur 
Zug ®) und Küßnach hatten das Ueberſchlags- oder Zugs⸗ 
verfahren, welches im 17. Jahrhundert in Zürich auffam und 
auch in Luzern geübt wurde ®2). Nach dvemfelben hatten fich die am 
mindeften berechtigten Ereditoren zuerft und nach ihnen die auf einer 
höhern Stufe ftehenden darüber zu erklären, ob fie die Maffe an ſich 
ziehen wollten; wer dies ihat, der wurde in den Beſitz fämmtlicher Al⸗ 
tiven des Berauffallten gewiefen und hatte dafür ſaͤmmtliche Paffiven, 
welche feiner eignen Forderung vorgingen, zu übernehmen. Wer 
ſich nicht für den Zug erklärte, denfelben fomit einem beffer berech⸗ 
tigten Gläubiger überließ, deſſen Forderung wurde als erlofchen be- 
trachtet. 


2) A. L. v. Glarus Bl. 73 A (3. 1640; Zeitfhr. VI. 67). Landsgem. 
Prot. v.1733. Das 2b. v. 1807 $. 155 geht weiter als die Altern Geſetze, indem 
es jede Zahlung und jeden Berkauf, alfo aud an Nichtgläubiger des Ver⸗ 
auffallten, innert den legten 8 Wochen für. ungültig erklärt. Das neuefte Gefeh 
von 1849 Hat die Rüdfallsirift gegenüber Nichtgläubigern auf 3 Wochen, gegen- 
über Gläubigern auf 14 Tage abgekürzt. | 

22) 25,9. Nidwaldena.a.D., Sapung v. 1676, 

20) Landsg. Brot. v. 1767. 2b. v. 1807 $. 154. 

* 26. der March Art. 32. 

st) Auffallsgefeg v. 1918 $$. 40, 50. 

2), Wyß 5.57. Segeſſer IV. 153, 163. 
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Die Brioritätsordnung unter ven Gläubigern war, foweit 
unfre Rechtsquellen ®3) darüber Auffchluß geben, folgende: 

1) Voran gingen in der Regel die grund verſicherten For: 
derungen nad) dem Datum ihrer Entftehung , indem neuere Pfand⸗ 
rechte den Altern nachſtanden. Wie viele Zinfe mit dem Hauptgute 
als grundverfichert galten und wie neben der Liegenfchaft felbft aud) 
der Sahresertrag derfelben haftete, haben wir oben (Kap. 14, $. 4) 
erörtert. Ausnahmsweife wurde in Appenzell A. Rh. fogar den 
Zingbriefen vorangeftellt, „was in Peſtzeiten und Sterbensläufen zu 
großer Nothdurft Dargegeben worden.“ 

2) Bauftpfand und Berfhreibung von Fahrhabe, wo 
legtere zuläßig war, begründeten ebenfalls ein Vorrecht des Gläubis 
ger8 an der ihm verpfändeten Sache. Dem Begriffe des Pfand⸗ 
rechtes gemäß mußte man dies auch bei der Pfändung im Rechts⸗ 
triebe annehmen und fo geihah es auch im Kanton Schwyz ), 
wo ſchon der auf eine Sache gelegte Schägfchilling ein „angetrieb- 
nes Recht“ °5) und damit für den treibenden Gläubiger einen Bor- 
zug vor andern laufenden Forderungen begründete, Anders wurde 
e8 dagegen in Zug ®*) und Appenzell ®”) gehalten, wo der Gläu- 
biger, welcher gepfündet hatte, fein Borrecht genoß, fo lange die ihm 
zugefhägte Sache fid) nod) im Befige des Schuldners befand. Wo 
das Rüdfallsredyt galt, war dies freilid) felbftverftändlidy), da nad) 
demfelben überhaupt Alles, was ein Gläubiger in der legten Zeit 
vor dem Auffalle zu feiner Dedung gethan hatte, als ungültig ange- 


*) Vergl. im Allgem. 2b. v. Nidwalden v. 1782 V. 15. 1. (Sagung v. 
11710.) Geſetzb. v. 1857. ©. 39. Zuger Geſetz v. 1645, Zeitſchr. I. 2. 54 (unten 
Kap. 16.9.2). Lb. v. AppenzellA. Rh. Art. 8%, 

*) Erläuterung v. 1781 zum 2b. der March (Kothing Na. ©. 118): „Je: 
doch daſſ — für unfer gefreyte Land und Aeußere — bey dem vormalig alten Land: 
recht fein Verbleiben haben folle, Kraft deſſen Derjenige, fo das erſte Recht ange- 
trieben, das erft und beite Recht haben folle.” 8b. v. Küßnach a. a. D. 

32) Vergl. Segeffer Il. 592, IV. 153, 157. Wyß S. 126 fi. 

20) St. A. B. v. 15686, Beitfhr. 1. 2.34: „Ob oud einer einen pfenbt 
hette und dann ein Uff ober Uebervall vff den fo pfendt wer Ehäme und der aunder 
die Pfandt zu ſynen Handen nitt genomen ſonders imm Ueberval ergriffen wurben, 
fol einer von fynen Pfanden fon und mitt andern geltten gann.” 

*) Uebereinkunft zwifchen den beiden Landestheilen v. 1667 (Walfer I. 69): 
„fo etwann einer oder der ander einem folchen fo in ein Falliment kommen, pfendt 
oder gefhäßt, und die Schagung noch nit zu handen genohmen hätte. So folle fels 
biger alsdann auch zu den gemeinen Gülten ftehen, und mit feiner Schagung nit 
fortfahren.” Lb. v. J. Rh. Art. 77, 3. 1648, 
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fehen wurde. Endlich ift hier noch zu erwähnen das in Zug *°) dem 
Miethzinfe eingeräumte Vorrecht, welches, in neuerer Zeit wenig- 
ftens, allenthalben die Geftalt eines Pfandrechtes an den Illaten des 
Miethers annahm. Uebereinftimmend mit den Rechten. von Zürich 
und Luzern °) fagt daß dortige Auffalldgefeh von 1818: „Yorde- 
" rungen für Haus- oder Mietdzinfen werden als an dem Hausgeräthe 
Fauftpfand habend betrachtet.” Daß in Uri und Nidwalden 
dem Bachtzinfe ein ähnliches Vorreht an dem Sahrednugen des 
Gutes zuftand, haben wir ſchon im erften Theile (S. 461) hervor- 
gehoben.: 

3) Unmittelbar auf die verficherten Forderungen folgte das Vor⸗ 
recht des Fiskus (des Landfädels) für feine Anfprachen an den Ge- 
meinfchuldner. In Nidwalden war dasfelbe ein ganz allgemei- 
‚ned, namentlich bezog es fid) aud) auf Bußen, Steuern, Auffalls- 
foften und Zinfen 9%). In Glarus dagegen, wo es früher insbe⸗ 
fondere auch für die Geldſtrafen gegolten hatte, wurde e8 1678 be- 
fhräntt auf das, was Jemand bei einer Vogtei- oder andern Amts» 
rechnung dem Lande ſchuldig verblieb. Schon 1649 war hier der 
Allgemeine Borzug, den früher die frommen Stiftungen für ihre 
Forderungen genoffen, aufgehoben worden; doch blieb wohl das Vor- 
recht, welches eine Satzung von 1613 einer Kirche im Konkurſe 
ihres Pflegers (Kirchenvogts) eingeräumt hatte, vorbehalten 91). 

4) Noch vor dem Lidlohn folgte in Zug das Weibergut; in 
der March follte dasſelbe fogar den angetriebnen Rechten vorgehen. 
Da indeffen diefer Gegenftand in's Güterrecht der Ehegatten ein- 
ſchlaͤgt, welches in den verſchiednen Ländern fehr verfchieden normirt 
war, fo werden wir darüber ausführlicher im folgenden Kapitel 
fprechen. 

5) Im Konkurſe, wie beim Rechtstriebe bevorzugt war der Lid⸗ 
Lohn von Dienftboten und Taglöhnern, derjenige von Handwerfern 
aber meiftend nur infoweit als fie auf dem Taglohn arbeiteten 92), 
was in älterer Zeit häufiger als jegt vorlam. Indeſſen durfte der⸗ 
felbe bei Dienftboten nidyt länger als ein Jahr, bei Handwerkern 


*) St. A. B. v. 1566 Art. 51, Zeitfhr. I. 2. 34: „doch gaͤdt Huß und Ga⸗ 
den Zinß allwegen vor, wie von altem har brucht wordenn.“ 
*, Wyß S. 103-105. Segeffer IV. 158. 
) Berg. Wyß ©. 101. 
HALB. Bl. 63 A, 80; Zeitfchr. VI. 49, 74. 
02) Bergl. Landbücher von Nidwalden und der March, oben S. 108 und 
10. 
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nicht länger als einen Monat °°), bei gewöhnlichen Taglöhnern ſo⸗ 
gar nicht mehr ald eine Woche 4) angeflanden haben und nicht bei 
dem Schuldner an Zins geftellt worden fein. Dem Lidlohn gleich⸗ 
geftellt wurden bie Forderungen von Aerzten, Chirurgen und Apothes 
fern. 

6) Nach dem Lidlohn folgten in Nidwalden die Anfpracdhen 
von Vogtskindern an den VBormund, jedoch nur infoweit als es 
die im legten Jahr eingenommnen und noch nidyt wieder ausgegeb⸗ 
nen Zinfe betraf. _ 

7) Die Forderung der Finder an den Bater für ihr Mutter: 
gut wurde zwar in Glarus den laufenden Anfprachen gleichgeftellt, 
doch war vorgefchrieben, daß, wenn der Verauffallte mehrere Frauen 
gehabt hatte, die Kinder der erften vor denjenigen der zweiten Frau 
den Vorzug haben follten, fofern nicyt vorlag, daß der Mann gerade 
mit der erften Frau fein Vermögen verfchwendet hatte 95). 

8) Unter den „gemeinen Gelten“" endlich, wie alle nicht 
durch die Befchaffenheit ihrer Yorderungen privilegirten Gläubiger 
hießen, beftand noch ein Vorzug der einheimifchen Gläubiger, zu 
denen auch die Hinterfäßen des Landes gerechnet wurden, vor den 
auswärtigen, fo daß diefe erft nad) jenen bezahlt wurden. Cine 
Ausnahme von diefer Regel konnte indeffen durch Verkommniſſe, 
weldye die eidgenöffiihen Orte Hin und wieder mit einander ab⸗ 
fhloffen, begründet werben; ebenfo huldigten unfre Länder meiftens 
dem Grundfage des Gegenredhtes, fo Daß der auswärtige Gläubiger, 
. welcher befcheinigen konnte, daß in feiner Heimath Gleichſtellung 
ftattfinde, dem einheimifchen ebenfalls gleichgehalten wurde. Man 
hieß das „fein Recht mit ihm bringen” ®®). 


»») 25. v. Appenzell I. Rh. Art. 77, 3. 1741: 

N) Lb. v. Uri v. 1823 Art. 161, 6.6. Hier wurde auch der Lidlohn von 
Taglöhnern in eine fpätere Klaffe geftellt als derjenige von Dienfiboten; zwiſchen 
beiden in der Mirte ftanden das Frauengut und die „allgemeinen Verſchreibungen 
und Verſicherungen“. Lebtere waren fonft in unfern Ländern nicht geftatter. 

»2) A. L. B. DB. 36 A (3. 1557), 55 A (3. 1576); Zeitfähr. V. 192, 
VI. 29. Landegem. Prot. v. 1779. , 

29, 9. Nidwalden, Saßung v. 1726; v. Obwalden, Satzung ». 
1716. St. N. B. v. Zug Art. 50, Zeitfhr. I. 2. 37. Waldfiattb. v. Eins 
fiedeln v. 1572 Art. 28 und Hofrecht v. Wolrau Art. 4 bei Kothing Ra. 
&. 169, 298. . 
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War der Konkurs ausgetragen, fo kamen noch die Folgen des⸗ 
felben für die Berfon des Kalliten in Frage. Wir haben bes 
reits im dritten Kapitel (S. 100 ff.) gezeigt, wie der VBerauffallte, ſo⸗ 
ferne er fichy nicht Darüber ausweifen konnte, daß er bloß durch Uns 
glüdsfälle fein Vermögen eingebüßt babe, ehrlos wurde, d. h. feine 
politifhen Rechte verlor und zum Zeugen nicht mehr tauglid) war. 
Hiebei blieb indeſſen das ältere Recht nicht ſtehen, fondern es war, 
wie wir im erften Theile (S. 478) gefehen haben, eine fehr verbreitete 
Rechtsfitte, Daß die Gläubiger den Falliten aus dem Lande vertreis 
ben fonnten 97). Das Nidwald ner Landbuh von 1623 9%), in- 
dem es diefe alte Gewohnheit aufhebt, räumt Dagegen der Obrigkeit 
die Befugniß ein, den Berauffallten „nach Geftalt der Sache“, mit 
Berüdfichtigung der Urſachen, die ihn um fein Vermögen gebradht 
hätten, zu beftrafen ; 1624 aber wurde erkannt, diefe Strafe folle bei 
unentfehuldigter Infolvenz, und wenn nicht die Verwandten des Falli- 
ten für ihn bezahlen würden, in Verbannung aus der Eidgenoffenfchaft 
beftehen, deren Dauer durdy die Größe des Fallimentes beftimmt 
wurde, indem man für jedes Hundert Gulden, welches die Gläubiger 
verlieren mußten, ein Jahr anrechnete. In Glarus 9) wurde 
1579 im Allgemeinen der Obrigfeit überlaffen, den Verauffallten an 
Leib und But zu beftrafen; durch ein Nachtragsgeſetz von 1715 10% 
aber wurde ihm vorbehalten, vor der Obrigkeit nachzuweiſen, daß er 
„nicht durch Lieverlichkeit und Betrug, fondern durch Unglüd, Got- 
te8 Gewalt und ſchwere Heimſuchungen in ſolchen Stand gerathen 
ſei.“ In Appenzell I. Rh. ſetzte der geheime Rath 1628 feft: wer 
feine Gläubiger um mehr als 100 Gulden bringe, fole nad) Ber- 
fügung der Obrigfeit beftraft werden; bei mehr als 500 Gulden aber 
folle Landesverweifung, Galeeren-, ja felbft Lebensſtrafe eintreten. 
1755 wurde diefes harte Gefetz dahin gemildert, daß der Fallit in’g 
Gefüngniß gefegt und „nad) Geftaltfame der Sache“ beftraft werden 
folle »). | 


) Berg. auch Wyß ©. 172. St. A. B. v. Zug, Zeitfhr. I. 2. 33; 
„Welicher ein Eid ſchweertt, das er weder Pfandt noch Piennig zue geben hab, 
der fol den, dem er ſchuldig ift, verbürgenn in Jarß frift zue bezalenn, oder aber 
uß Statt und Ampt Zug hoch und niedern Grichten gan u. nitt wider darin, 
big er bezalt hatt.“ 

») v. Pfand und Piennig. 

",AL.BB.56B, Zeitfhr. VI. 32. 
100) Landsgem. Prot. Bergl. &b. v. 1807 8. 153. 

1) 8b. Artt. 77, 87. 
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Was das Verhaͤltniß des Falliten zu feinen Glaͤubigern in dem 
Falle, wenn er nad) ausgetragenem Konkurfe wieder Vermögen er- 
langte, betrifft, fo wurde in Appenzell A. Rh. 1737 2) die fingu- 
läre Beftimmung getroffen, daß er den ungededten Betrag feiner 
Schulden nur dann nadjzubezahlen habe, wenn ihn die Kreditoren 
mit dem Kirchenruf und anderm Schimpf verfchont hätten, fonft aber ” 
nicht weiter belangt werden fünne. In Glarus dagegen, und wohl 
aud) in den meiften andern Ländern, war der DVerauffallte, welcher 
früher oder fpäter durch Erbfchaft oder auf andere Weife zu Vermögen 
gelangte, immer zur Nachbezahlung verpflichtet ). Brad) über ven 
Falliten ein zweiter Konkurs aus, fo hatten in Nidwalden *) Die 
Gläubiger, deren Yorderungen vor dem erften Konkurſe entftanden 
waren, vor den fpäter Hinzugelommenen Gläubigern aus dem Grunde 
den Borzug, weil fie nod) „einem Biedermanne getraut” hätten. 


2) 2b. Art. 86. 


2) 26. v. 1807 $. 152. 
*) 25. v. 1782 V. 15. 3, Geſetzb. v. 1857 ©. 49. 


— — — — — — 
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Sechszehntes Kapitel. 


Das Familienrecht. 
$.1. Die Ehe. 


Iſt auch das Weſen der Ehe, wenn wir fie als Lebensgemein- 
fhaft von Dann und Frau und als Grundlage der Familie auffaf- 
fen, mehr fittlichen als rechtlichen Inhaltes, fo fallen Doch nicht bLoß 
ihre Wirkiingen auf das Vermögen der Ehegatten dem Rechtsgebiete 
anheim, fondern der Staat hat au, ihrer wichtigen Folgen für fo 
viele bürgerliche Verhältniffe wegen, ein Interefie daran, die Form 
und die Bedingungen der Eingehung und Auflöfung der Ehe durd) 
beftimmte Borfchriften feitzuftellen. Die Katholiken freilich überließen 
diefe Rormirung der Kirche, welcher fie auch die Gerichtsbarkeit in 
Eheſachen einräumten; es enthalten daher, wie ſchon im erften Theile 
(S. 479) bemerft'wurde, diejenigen unferer Rechtsquellen, welche in 
die Zeit vor der Reformation binaufreichen, über die Ehe an fi} nur 
fehr wenige Beitimmungen, und ebenfo verhält es ſich mit den ſpaͤtern 
Reditsfammlungen derjenigen Länder, welche dem katholifchen Glau⸗ 
ben treu geblieben find. Das Landbuch von Appenzell J. Rh. 
fohreibt vor, daß jede Ehe in der heimathlichen Kirche des Braͤuti⸗ 
gams dreimal verkündet und hierauf dafelbſt eingefegnet werden müſſe 
und daß unter Verwandten bis zum vierten Gliede (deutfcher Zaͤh⸗ 
fung) eine Ehe ohne Dispenfation des päpftlichen Nuntius unzuläßig 
feir). Berner erfannte der geheime Rath 1635, daß bei einem aufgelög- 
ten Eheverſprechen derjenige Theil, welcher dasſelbe gebrochen, dem an- 
dern Theile eine „Eheſchimpfbuße“ von 10 Pfd. zu bezahlen habe. “Die 
weitverbreitete Sitte ded Ehepfandes (Ehepfenning, Haftpfenning, 
Krongulden),, eines Geſchenkes, welches der Bräutigam feiner Ver⸗ 
lobten al8 Zeichen feiner Treue gab, wird, wie in den Ehefagungen 


1) Landb. Art. 123: „zum achten glid oder vierten Kindten Syb oder Mat(g?)- 
ſchaft.“ Im Appenzell wurbe fonderbarer Weife gerade bei der römifchen Zaͤh⸗ 
lung der Ausdrud „Slied”, bei der deutfhen dagegen der Ausdruck „Brad“ ge: 
braucht. 
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ber reformirten Länder, fo audy im Landbuche von Küßnach ?) er 

wähnt. Nach dieſem follte, wenn der Bräutigam vor der Bollziehung 

der Ehe ftarb, das bereit8 verabreichte Geſchenk der Braut verbleiben, 

dagegen follte fie für ein nur erft verfprochenes Geſchenk feine An- 

ſprache an feine Erben haben. Die Scheidung der Ehe zu Tiſch und 

Bett — die einzige, weldhe die Lehre der Fatholifchen Kirche geftattet — 

läßt das Landbuch von Küßnach nur durch einen Sprud) der „geift- 

lichen Gewalt” eintreten und fo wurde es in allen katholifchen Laͤn⸗ 
dern gehalten. 

In den beiden demofratifchen Laͤndern dagegen, wo die Refor⸗ 
mation bei der Mehrheit des Volkes Eingang fand, ſtellten die evan⸗ 
geliſchen Landestheile ausführliche Eheſatzungen 3) auf, deren weſent⸗ 
lichſten Inhalt wir bier mitzutheilen haben. Die Glarner Ehe⸗ 
ſatzung von 1631 und die Appenzeller von 1655, weldye vorzugs⸗ 
weife in Betracht fommen, ſehen einander fo ähnlich, daß wohl ohne 
Zweifel die eine unter dem Einfluffe der andern entftanden if. Da 
die ältere Glarner Sagung von 1530, weldje der gleicdygeitigen zür⸗ 
cherifchen nachgebildet war, von der fpätern völlig verfehieden ift, in 
Appenzell dagegen das Geſetz eigentlich in den Jahren 1600 und 
1618 erlaffen und 1655 nur revidirt worden ift, fo irren wir wohl 
nicht, wenn wir annehmen, daß Glarns bei Abfaffung feiner Ehe- 
gerichtSorbnung von 1631 die appenzelliidye zu Grunde legte. Es 
flimmt damit vollfommen überein, daß das Glarner Geſetz noch bei- 
nahe gar feine Beftimmungen über die Eheſcheidung enthält, da foldye 
in Appenzell erft bei der Revifion von 1655 hinzufamen. Audy in 
den reformirten Ländern wurden übrigens die Ehefachen dem Ein- 
fluffe der Kirche keineswegs ganz entrüdt; wie dies ſchon aus ber 
Zufammenfegung der Ehegerichte, welche zum Theil aus Geiftlichen 
beftanden, hervorgeht, fo fpricht dafür aud) der Charakter der, wenn 
auch von der weltlichen Obrigkeit erlaffenen, doch von Geiſtlichen re= 
Digirten Ehefagungen, welche oft mehr fromme Ermahnungen als 
präzife Rechtsvorſchriften enthalten. 

Die Ehe zwifchen zwei unverheiratheten Perſonen verfchiedenen 
Geſchlechtes war unter den nachfolgenden Bedingungen geftattet : 

a) Das zur Ehe erforderliche Alter war, wie wir im erften 
Theile gefehen haben, in Glarus urfprünglid) bloß auf 14 Jahre 


2) $. 2, Artt. 1, 2, 8. 3, Artt 10, 14; Kothing Ru. ©. 243 1. 
2) Vergl. Kap. 12, ©. 387, 392. 














Das Familienredht. 161 


für Knaben und 12 Sahre für Töchter feftgefebt; 1566 wurde dieſes 
alte Recht dahin abgeändert, daß eine gültige Ehe nur abgefchloffen 
werden könne, wenn beide Perfonen 14 Jahre alt feien, e8 wäre denn 
baß bei jüngerm Alter die beiverfeitigen Eltern, Vögte oder Verwand⸗ 
ten ihre Zuftimmung dazu geben würden %). Die Ehefagung von 
1631 fegt feft, daß ohne Einwilligung von Eltern oder VBormündern 
feine Ehe Rechtskraft erlangen möge, wenn nicht beide Perſonen 
16 Jahre alt feien ; nachher aber folle jedes Kind „ftch felber zu ver- 
ehlichen Gewalt haben.” In Appenzell A. Rh. dagegen war nad) 
ber Ehefagung von 1655 einem Knaben von 16 und einem Mädchen 
von 14 Jahren die Che geftattet, wenn weder Eftern noch Vormün⸗ 
der vorhanden waren; im entgegengefegten Falle aber follten gegen 
über einem Sünglinge bis zum 20Often, gegenüber einer Tochter big 
zum 18ten Jahre ®) Eltern und Vögte „das Zugredht haben”, d. 5. 
die Berehlichung hindern mögen, foferne nicht ein unbefcholtenes Mäd- 
chen nad) erweislichem Eheverfprechen gefchwängert worden war. 

b) Mit Bezug auf die Blutsverwandtſchaft wurde das 
ftrenge Eheverbot der fatholifchen Kirche, welches fich bis auf das 
vierte Glied deutfcher Zählung oder den achten Grad römifcher Com⸗ 
putation erfiredte, in den evangelifchen Ländern allmälig einge- 
ſchränkt. Schon im 16. Jahrhundert wurden die Ehen im vierten 
und ebenfo diejenigen im dritten und vierten Gliede , wie in Zü- 
rich ), fo au in Glarus) und Appenzell®) erlaubt. Im 


) A. L. B. Bl. 45 4, Zeitſchr. VI. 8. 

2) Vergl. das zürcheriſche Cherecht v. 1533: Zeitſchr. IV. 106. 

9 Zur Verdeutlichung zeichnen wir hier die ſehr einfache deutſche Zählung ein, 
wie fie noch im Munde unferes Volkes lebt: 


o . 
2 A ift mit der D im zweiten und britten, mit der K im zwei⸗ 
ten und vierten, B mit der D im dritten, mit der E im pritten 
D. und vierten, C mit der E im vierten Grabe verwanbt. 


) Zeitſchr. IV. 117. 

%) Satung v. 1567 im A. 2.8. Bl. 45 B, Zeitfhr. VI. 9. Eheſatzung von 
1631: „Den Saͤchſten graad in der blutfründtſchafft nach dem weltlichen (römis 
fhen), oder den dritten graad nach dem geiftlichen (kanoniſchen, gleich dem beut- 
fchen) Nächten zu rächnen, habend Wir unferem Bott — abgeftridt und verboten.“ 

%) Mandat v. 1565 bei Zellw. Geſch. IT. 2. 210, der aber das „dritte“ und 
„vierte Glied” irrig bezieht auf ein Gefchwifterfind und ein Rind eines andern Ge⸗ 
ſchwiſterkindes; dies wäre ja das zweite und britte Glied. Cheſatzung von 1665: 
„Bar es ſich begäbe, daß zwey ein Andern zur Ehe begerten — in ber Bluts⸗ 

Blumer, Staats und Rechtsgefchichte. IL Thl. 2. Br. il 
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18. Sahrhundert wurden dann in Glarus aud) die Ehen, bei denen 
beide Perſonen im dritten Gliede ftanden, gegen eine, der katholiſchen 
Vebung nachgebildete Dispenfationsgebühr freigegeben, während Ehen 
im zweiten und britten oder im zweiten und vierten Gliede verboten 
blieben 2). 

c) Bei der bloß auf ehlicher Verbindung beruhenden Verwandt⸗ 
haft, der Affinität Cin unfern Quellen „Schwägerfchaft”, „Vers 
legenfchaft”, fonderbarer Weife auch „Sippſchaft“ genannt) wurde in 
Glarus daß Verbot, welches früher bis zum dritten Gliede gegolten 
hatte, 1567 auf das zweite Glied befchräntt. Nach dem Geſetze von 
1778 aber, dem legten, welches in dieſem Zeitraume über den Gegen- 
ftand erlaffen wurde, war die Ehe in der Affinität bloß noch ver⸗ 
boten zwifchen Schwägern und Schwägerinnen (auch zwiſchen dem 
Wittwer und der Wittwe zweier verftorbener Gefchwifter), Schwie- 
gereltern und Schwiegerfindern (aud) wenn auf einer Seite bloß 
Stiefverwandtfchaft vorhanden war) und zwifchen einem überleben, 
den Ehegatten und den Bruders- oder Schwefterfindern des verftor- 
benen Mannes oder der Frau. In Appenzell A. Rh. dagegen ließ 
die Eheſatzung von 1655 Ehen zwifchen Verſchwägerten in dem zu= 
legt erwähnten Grade (dem erften und zweiten Gliede) ausprüdlich 
zu und verbot fie nur im erften Gliede. 

Der Ehe ging das Verlöbniß voraus, welches, wenn die 
beiden PBerfonen zum Abfchluffe desfelben berechtigt gewefen waren, 
dabei im Zuftande der Willensfreiheit gehandelt und nicht etwa den 
Rücktritt („Aberwandel”) fi) vorbehalten hatten, zur Voltiehung 
der Ehe binnen fehr kurzer Friſt — in Appenzell) in ein oder 
zwei, in Glarus in drei Monaten — verpflichtete. Da die fehrift« 
lichen Eheverfprechen im 17. Jahrhundert noch nicht Sitte gemwefen 
zu fein ſcheinen, fo. galt nad) den beiden Ehefagungen als Beweis 
für das Verlöbniß, neben allfälligen Zeugen, beſonders aud) das 
fchon befprochene Ehepfand. Wenn ein Berlöbniß nidyt bewieien 
werden konnte, dabei aber eine Schwängerung vorgefallen war, fo 


früntſchaft, deren daß ein in vierten und daß ander im dritten Glied — mag 
dag witere Glid dem Näcern zu bilff fommen, und bie Ehe ohne witers nach⸗ 
‚fragen eingefeguet werben.” 

210) Gvang. Landsgem. Prot. von 1738 und 1770, 

21) Die Chefaßung meint, bei längerm Zuwarten fei zu befürdten, das 
„der Leydig Tüftel durch böfe Müler einen widerwillen under fie Säiet als ein 
Find des Eheſtands.“ 
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konnte gegen den läugnenden Beklagten Gefangenfchaft, ja felbft die 
„peinliche Frage” angewendet werden. Das Verlöbniß konnte auch, 
" wenn eg ermwiefen war, wieder anfgelößt werden, wenn der einen 
Perſon oder.ihren Eltern „unehrliche Sachen“ zur Laſt fielen oder 
wenn fie mit Krankheiten oder Leibesgebrechen behaftet war, von de- 
nen die andere Perfon nichts gewußt hatte. 

Der kirchlichen Einfegnung der Ehe mußte immer eine ein- 
oder zweimalige 12) Berfündung von der Kanzel vorhergehen, um 
Einfpradjen gegen diefelbe möglich zu machen. Bor der Einfegnung 
wurde das Zufammenwohnen der Verlobten nicht geduldet 19), und 
wenn eine Braut fih vorher ſchwängern ließ, fo mußte fie „ohne 
Cchäppeli (Kränzchen) und Haarband” zur Kirche gehen und die 
Hochzeit durfte nicht nad) gewohnten Formen gehalten werben, fons 
- dern aus der Kirdye hatten ſich die Eheleute in aller Stille nad) 
Haufe zu begeben. 

Da die hriftliche Ehe eine Gemeinfchaft auf Lebenszeit bezweckt, 
fo ließ auch die evangelifche Kirche eine gänzlihe Scheidung nur in 
genau abgegrenzten Ausnahmefällen von befonderer Wichtigkeit, und 
zwar immer nur durch gerichtlichen Spruch, wenn der eine Theil es 
verlangte, ‚eintreten. Die Appenzeller Chefagung von 1655 
führt folgende Scheidungsgründe an : 

a) Ehebruch, „dieweil er einen Riß in das Eheband machet 
und nad) Gottes Gefep ſcheidet.“ Der fehuldige Theil durfte ſich 
dann mit derjenigen Perſon, weldye den Ehebruch mit ihm begangen, 
niemals 4), mit andern Perfonen aber nur, wenn der verlebte Ehe⸗ 
gatte geftorben war oder wenn der ſchuldige fich inzwifchen gebeffert 
hatte, wieder verehlichen. 

b) Muthmwillige Berlaffung. Borausgefebt wurde da⸗ 
bei, daß die Trennung Jahr und Tag gedauert hatte und daß der 
Ehegatte, welcyer den andern verlafien, wenn er ſich im Lande befand, 
von den Gemeindsvorftehern zur Rückkehr aufgefordert, im Falle der 
Adwefenheit aber, wenn man feinen Aufenthalt fannte, wenigfteng 
vorgeladen worden war. Ergab es ſich, daß der verlaffene Theil 
feine Schuld trug an dem ehelichen Zerwürfniffe, fo wurde dem ver- 
laflenden Theile die Wiederverehlichung für immer unterfagt; im ent⸗ 


122) 25. v. Appenzell A. NH. Act. 117. 

i3) Ebenda Art. 119. 

4) So au in Glarus: Sabung von 1587 im A. 2. 3. Bl. 46 A, 
Zeitfehr. VI. 10. 
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gegengefesten Kalle konnte diefes Verbot gegen beide Theile für eine 
beftimmte Zeit ausgeſprochen werben. 

- oe) Unbeilbare Krankheit oder phyfifches Unvermögen 
eines Ehegatten. Doch folte hier der die Scheidung verlangende 
Theil, namentlid) wenn das Gebrechen erft während der Ehe ent- 
ftanden oder ihm vorher ſchon befannt geweſen war, zuerft zur Ges 
duld ermahnt und die Scheidung nur im äußerſten Falle geftattet 
werden. Auch bier konnte das Gericht beiden Theilen für kürzere 
oder längere Zeit die Wiederverehlichung unterfagen. 

d) Wegen Verbrechen, die ein Ehegatte begangen, wurde die 
Scheidung nur dann geftattet, wenn diefelben fo bedeutend waren, 
daß er dag Leben verwirft, aber durch Flucht aus dem Lande ſich ges 
rettet hatte. - 


$. 2. Güterrecht der Ehegatten. 


Wir haben im erften Theile (S. 479—503) gefehen, daß auf 
diefem wichtigen und weitfchichtigen Gebiete die klaren und einfachen 
Prinzipien, von denen dag deutſche Recht ausging, ed nicht hinder⸗ 
ten, daß in unfern demofratifchen Ländern , wie in der übrigen alas 
mannifchen Schweiz 25), fehr abweichende Rechtsgewohnheiten na- 
mentlich mit Bezug auf das Erbrecht der Ehegatten, dann aber aud 
hinfichtlich der Stellung, weldye dem Vermögen der Frau im Kon⸗ 
furfe des Mannes angewiefen wurde, ſich ausbildeten. Hier werden 
wir uns an die dort gewonnenen Refultate im Allgemeinen anfchlie- 
pen und uns darauf befchränfen können, die weitere Entwidlung der 
verfchiedenen Rechtsinftitute, welche bei diefer Lehre in Betracht fal- 
len, im Einzelnen zu verfolgen. Da das güterrechtliche Syſtem jedes 
Landrechtes für ſich ein Ganzes bildet, fo ließe es fi) wohl rechtfer⸗ 
tigen, wenn wir von jedem unferer Länder bejonders reden würden; 
indeſſen glauben wir unfere Lefer weniger zu ermüben, wenn wir bei 
unferer Darftellung aͤhnlich wie im erften Theile verfahren und, das 
Gleichartige zufammenftellend , die verſchiedenen Rechtöverhältnifie, 
weldye in ihrer Verbindung mit einander das Güterrecht der Ehegat- 
ten ausmachen, der Reihe nad) unterfuchen. 


1) Mergl. die reichhaltigen und intereffanten Abhandlungen Dr. Al. ». 
Drelli’s in der Zeitſchr. I und VI. 
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I. Rechte des Mannes während der Ehe. 


Wenn das Wefen der Ehe in der innigften Lebensgemeinfchaft 
von Mann und Frau befteht, fo entfpricht demſelben das alte deutfche 
Prinzip des ungezweiten Gutes vollſtaͤndig. Wir haben gefehen, 
wie diefes Prinzip in der Weife realifirt wurde, daß dem Chemanne 
die gefegliche Vormundſchaft über feine Frau und der Nießbraud) an 
ihrem Vermögen zufam. Was ſeit den älteften Zeiten geübt wurde 
und als leitender Grundfag im Bemwußtfein des Volkes lebte, ohne 
irgendwo fchriftlich aufgezeichnet zu fein, das hat in Glarus erft in 
dem neueften Landbuche von 1852 ($. 41) folgenden Ausdruck ges 
funden: ' 

„Der Ehemann ift Nutznießer des Vermögens und Berbienftes feiner 
Ehefrau und, fo lange diefelbe nicht anderweitig gefeßlich bevogtet if, ihr na⸗ 
türliher Bormund”e).“ 

a) Aus der Vormundſchaft des Mannes folgte von felbft die 
Handlungsunfähigfeit der Frau, für welche wir, zu den im erften 
Theile abgedrudten Stellen, noch folgende anführen. 

Stadt- und Amtb. von Zug Art. 9 1°): 

„Db au ein Frauw hinder irem Geman und one fon Willen etwas 
verheifien oder vermadhen und das by lebenbigem Lyb hingeben wellte, fol ſoͤ⸗ 
lichs nit Krafft haben.“ 

Glarner Landsgem. Brot. v. 3. 1696 19: 

„Gs ift auch erfennt zu künpftigen Landt Rechten gemacht worden, daß. fürs 
fümpftig Feine frau mehr gewaltig einicher Gattung Haufraths, Eilberges 
fhmeidts und anders nit mögen verfeßen noch verpfänden, wenicdher einiche 
Schuldenverfhreibung oder Obligation gegen Gelts Gmtleihungen aufrichten 
zlaflen mögen, ohne Berwilligung des Manns, welde dann Fein Erafft 
haben folle, fonderen von dem Hrn. Ambtsmann nit Befiglet werben follen.“ 

Die Bormundfchaft des Ehemanned war indeflen, abgefehen 
von der Dispofitionsbefugniß der Frau in geringern Haushaltungs- 
ſachen, oft noch in einigen andern wichtigern Beziehungen befchräntt. 
Häufig koͤmmt naͤmlich in unfern Landrechten die Beftimmung vor, 
daß, wenn die Frau fi) für des Mannes Schulden verbürgen oder 


186) Auf ähnliche Weife ift in einem Landrathsbeſchluſſe Nidwalden's v. 
1855 gefagt: „In Erwägung laut uralter Uebung — der Chemann Fein Gigen- 
thumsrecht auf das Vermögen der Chefrau, fondern nur das Recht ber Ber 
waltung und bie Nußnießung der Zinfen und übrigen Früchte des Frauenver⸗ 
mögene befitzt.“ Geſetzb. v. 1857. ©. 18. 

1) Zeitſchr. I. 2. 28. 

17) Vergl. 2b. v. 1807 $. 121. 
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für ihn aus ihrem Vermögen etwas zu bezahlen verfprechen wollte, 
hiezu die Einwilligung entweder ihrer naͤchſten Verwandten ?°) oder 
eines ihr eigeng hiefür beftellten Vogtes ?%) oder der Obrigfeit 2%) er: 
forberlidy war. In Küßnach findet ſich fernerhin vorgefchrieben, 
dag der Mann zur Veräußerung von Liegenfhaften der Frau 
der Zuftimmung eines ihr zu diefem Zwede zu beftellenden Bormuns 
des, fowie ihrer Erben bebürfe, und daß ebenfo aud) zur Berände- 
rung ihrer „Kapitalien” (grundverficherten Forderungen) die Einwilli- 
gung ihrer nächiten Verwandten oder des Rathes der Landſchaft er- 
fordert werde. Eine ähnliche Beftimmung wurde 1686 zum Schuße 
bes Weibergutes, weldyes ſich nicht vermindern durfte, in Engel- 
berg getroffen 202), 


b) Was den Nießbrauch des EChemannes am Vermögen der 
- Frau betrifft, welchem die Verpflichtung des Familienunterhaltes ent- 
ſprach, fo wurde diefes Redit in Obwalden 21) nur unter der Be- 
bingung anerfannt, daß der Mann mit der Frau Haus hielt und 
feinen ehlichen Pflichten nadyfam. In Schw y; 22) bezog der Mann 
bie Zinfe der Frau aud) dann, wenn fte ihn ohne rechtmäßige Urfache 
verlaffen hatte, obfchon fie in diefem Falle fich felbft erhalten mußte. 
Hatte dagegen der Mann die Frau ohne genügenden Grund aus 
feinem Haufe weggeſchickt, fo dauerte für ihn in Küßnach die 
Pflicht forı, fie ftandesgemäß zu unterhalten, wofür man das Rechts⸗ 
ſprüchwort hatte : „Der Mann fol fein Weib raffen und führen“ (be- 
‚ Heiden und ernähren). 


Ueber Anfang und Ende des Nießbrauches des Ehemannes 
finden wir in unfern Landrechten verſchiedene Beftimmungen. In 
Glarus 2) und Obwalden gehörte ihm der Zins vom Bermögen 


1) 4.2. B. v. Nidwalden, angeführt Th. I. ©. 482. Xb. v. 1782 V. 
UR. 

42. B. v. Uri Art. 115. 8b. v. 1823 Art. 118, 

2°) 96. v. Obwalden v. 1792 fol. 94 (3. 1728), v. Moos ©. 227. 8b. 
v. Küßnach $. 3, vergl. $. 21 Art. 6, Kothing Ra. S. 244—248, 267. 

204) Zeitſchr. VII. 121. 

4, L. B. Bl. 15 A. %b. v. 1635 fol. 90. 8b. v. 1792 fol, 121 (v. 
Moos ©. 150): „Fa welcher mit feiner Frauen Haug hat, und ihr thuet als 
er thun ſoll.“ 

22) Lb. II. 49, Kothing ©. 166. 


23) A. L. B. Bl. 11 B (neuerer Zuſab) Zeitſchr. V. 150: „nach march⸗ 
zal Jars.“ 
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ber Frau vom Tage der Verehlichung an bis zu demjenigen der Auf: 
löfung der Ehe. In Uri) dagegen richtete fich der Fruchtgenuß 
des erften und legten Jahres darnad), ob am Martinstage, als dem 
gewöhnlichen Zinstage, die Ehe beftand oder nit. Wurde diefelbe 
erſt nad) Martini eingegangen, fo gehörten die auf diefen Tag ges 
fallenen Zinfe, wie der übrige Jahresnugen noch der Frau, d. h. fie 
wurden zu ihrem Vermögen geſchlagen, welches dem Manne anver- 
traut wurde ; war Dagegen die Kopulation bereit8 vor Martini erfolgt, 
fo trat der Ehemann fofort als Nugnießer ein und es fiel ihm ver 
gefammte Jahreszins als Cigenthum zu. Aehnlich verhielt es ſich bei 
ber Auflöfung der Ehe durch den Tod des einen oder andern Gatten : 
ereignete fich derfelbe vor Martini, fo gehörte der Jahrednugen der 
Frau oder ihren Erben, welche jedody den Mann oder feine Erben 
für die. im Jahreslaufe auf die Liegenfchaft verwendete Arbeit und 
Koften entfchädigen mußten ; wurde hingegen die Ehe erft nad! Mar- 
tini aufgelöst, jo war der Jahresnugen eben noch mit vollem Rechte 
dem Manne zugefallen. Auch in Küßnadı bildete nicht der Todes- 
tag des Mannes die Grenzfcheide für das Recht am Zinfe, fondern 
der Wittwe gehörte der ganze Jahreszins, welcher auf den erften 
Martinstag nad) erfolgter Auflöfung der Ehe verfiel. In Appen- 
zell 25) hingegen war, wie wir im erften Theile (S. 456, 501) ge- 
fehen haben, St. Johann des Täufers Tag, welcher ungefähr in ver 
Mitte des Jahres liegt, der Wendepunkt, nady welchem fid) das 
Recht an dem Jahreszinfe beſtimmte. Erfolgte die Aufldfung der 
Ehe vor jenem Tage, fo gehörte der Fruchtgenuß am Frauengute 
noch dem Manne oder feinen Erben; im entgegengejegten Yale 
wurde er der Frau oder ihren Erben überlaffen. 


11. Rüderftattung des Frauengutes. 


Da der Ehemann nit Eigenthum, fondern bloß Bormund- 
fhaft und Nießbraud; am Vermögen feiner Frau hatte, fo erfhien 
legteres ald anvertrautes Gut, über welches ihm zwar ein weitgehen- 
des Dispofttionsrecht zuſtand, jedoch nicht ohne daß er für dasfelbe 
verantwortlid war 2%). Aus dieſem Rechtsverhältniffe folgte von 


2,9, L. B. Art. 237. Lb. v. 1823 Art. 132. 

25, 25.9. 3. Mb. Art. 102 (3. 1592). 

2°) Art. 96 (3. 1689) ebenda bezeichnet es als einen alten Brauch, „baß 
Krafft des Heuraths der man über der frauen guth daß oberhaupt und dar⸗ 
über red und antwort geben, nüöfle.“ 
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felbft für ven Mann und feine Erben die Verpflichtung, im Kalle der 
Auflöfung der Ehe durch Tod oder gerichtliche Scheidung oder in dem 
Ausnahmsfalle, wo während der Che das äußerlich vereinigte Gut 
der beiden Gatten in feine urfprünglichen Beftandtheile ausgefchieden 
werben mußte, das von der Frau in die Ehe gebrachte oder während 
derfelben ihr durch Erbichaft zugefallene Bermögen ?”) ihr oder ihren 
Erben ungefchmälert zurüdzuerftatten. Ebenfo mußte der Dann, weil 
er bloß Nutznießer war, den Mehrerlös von veräußerten Liegenſchaf⸗ 
ten über den Anfchlagspreis, für welchen er fie übernommen , und 
über die von ihm darauf verwendete Beflerung der Frau als Eigen- 
thümerin oder ihren Erben’herausgeben 22); dagegen behielt er für 
fi), was er an den Früchten und Zinfen ihres Vermögens vorge 
ſchlagen oder aus denfelben erworben hatte. 

Das durch das befannte Rechtsſprüchwort ausgedrüdte Prin- 
zip, nad) weldjem das Bermögen der Frau, wie ohne wirkliche Ver⸗ 
mehrung, fo auch unvermindert, etwa mit Ausnahme ber durch Uns 
glüdsfälle erlittenen Verlufte, zurüdzuerftatten war, wurde in allen 
unfern Landſchaften als Regel insbefondere für den Fall der Auflö- 
fung der Ehe anerfannt, wenn auch nicht alle Landrechte beim Kons 
furfe des Ehemannes mit gleicher Strenge daran fefthielten. Laffen 
wir zuerft einige Stellen folgen, welche einfach das Prinzip aus⸗ 
fprechen. 

Landb. v. Appenzell J. Rh. Art. 102: ' 

„Ban zwey ChMenfhen ein Mann oder ein Frau eins vor dem andern 
abftirbt, fo fol wie Billich der frauen oder ihren Erben ihr zugebrachtes 
guoth fürauß gegeben und augeftelt werden.“ 

Hünenberger Statut 2°): 
„Ban ein frauw zu Ihrem Mann guoth zubringt, und der Zahl Kundt, 


undt was ſy mit der wahrheit mag an Tag bringen, daß foll Iren vorab 
wiederund werden.” 


Landb. der March Art. 16 39: 

„Stem ift unfer Landtreht, wan ein raum vor dem Man abflirbt —, 
folle er dag Weiberguet widerumb erfeßen, wie Gr foldhes em⸗ 
pfangen.” 


27) Vergl. Thalb. v. Urfern Art. 41: „und fol ber Frauwen Gueth bey 
dem Mann weder wachſen noch fchweinen, waß zuegebradt oder Grer bt 
guetb iſt.“ 

22) 25, v. Küßnach $. 3 Art. 7. &b. von Glarus v. 1807. $. 78, 

2) Stadlin I. 26. 

) Kothing Ra. ©. 119. 
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Stadtreht von Rapperswyl v. 1582: 

„Was guthf Ein frau zu ihrem Mann bringt, das foll liegen und ligt 
an Eigen und Erb) — — umd iſt dan ſach daf ein frau ihr guot ihrem 
Eheman vergünet zu verfauffen und zu verthun, fo foll ein Mann fchuldig fein 
ber frauen’ oder ihren Erben folhes gut, fo Er Ihr verthan, widerumb 
zu erfeßen auf feinem guot.“ 


Landb. von Glarus v. 1807 $. 7833): 

„Wie einer Frau, die an ihr eigen Gut kommt, daffelbe aus 
geliefert — (werden) foll. Wenn das Hauptgut no unverändert vors 
handen if, fo Hat die Frau baflelbe zu beziehen; wäre es aber von ihrem 
Mann während ber Ehe ganz oder theilweife eingezogen oder verändert worden, 
fo follen des Mannes rechtmäßige Erben fhulbig feyn, Das veränderte Gut 
entweder in annehmliden Eapitalfhulden oder mit gutem Gelb 
auszuridhten und zu bezahlen; vorbehalten jedoch das, was durch Unglüd 
oder unvorherzufehende Vorfälle und ohne Vernachläßigung verlohren ges 
gangen feyn follte.“ 

Nur eine Ausnahme von der Regel, nad) welcher Frauengut 
ungefhmälert zurüdzuerftatten war, finden wir in unfern Quellen 
erwähnt: den Fall nämlich, wo die beiden Eheleute mit einander ein 
Gewerbe betrieben 22). Da in diefem Yalle auf die perfönliche Thaͤ⸗ 
tigfeit oder Nachläßigkeit der Frau eben fo viel wie auf diejenige des 
Mannes ankam, fo hielt man es für billig, daß fie auch an alfällis 
gem Vor⸗ oder Rüdfchlage Theil zu nehmen habe. Diefe Ausnahme 
beftätigt indefien nur den allgemeinen Grundfag, wie Die nachfolgen- 
den Stellen zeigen. 


4. 2. 3. von Appenzell A. Rh. v. 1632 fol. 78: 


„Bas Antrifft den Alten Artikel def Landtbuchs, dag Einer Frauwen 
gut weder ſchwynen noch wachſen folle, Laft man es genblich darby vers 
bleiben, Jedoch mit dem geding vnd vorbehalt, warn es ſich begebe, daß zwey 


”) Vergl. über biefen Ausbrud, welder, von der Sitte der Widerlegung 
bergenommen, fpäter für die geſetzliche Sicherheit des Frauengutes gebraucht 
wurde, Dffnung v. Küßnach, angeführt Th. J. S. 179, Hofr. v. Reihen: 
un ba 2, Kothing Rq. ©. 339; Wyß Geſch. des zürch. Konkursproz. 

. 63 fi. 

22) Mit Unrecht iſt diefem Artikel bie Jahrzahl 1543 beigefügt, denn bie 
(übrigens neuere) Sabung des A. 8. B. Bl. 11 B enthält bloß die oben er⸗ 
wähnte Beflinnmung über Anfang und Ende des Zinsgenuffes mit dem Ingreß: 
„Die wyl das Lanndsbuch wyßt, das einer frowen, fo an das Ire kumpt, nad 
abfterben ires Gemans ir zugebracht Gut, wie ed dem man worden, verlangen 
ſolle.“ Indeffen enthält die Stelle, wenn auch erſt 1807 verfaßt, doch kein 
. neues, fondern altes, aber früher ungefchriebnes Recht. 

2 Bergl. Bluntfhli RS. 1. 447. II. 186. Segeffer II. 445 (Anm. 
3). IV. 40. 
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Shemenfhen In Ihrer geflifinen Hußhaltung durch den Milten fegen Gottes 
vil Hab vnd gut zufammen leitend, wie dann oftermalen beſchicht, vnd billich 
und recht vnß fon bevundt, daß der Hußfroumen von dem fürfdhlag 
auch etwaß zudienen folle. Over daß die Ehemenſchen In werender Irer 
hußhaltung durch vnfließ vnd forgloße zu fchweinerung Ihres Hab vnd guets 
fammend, Alfo daß diefelbig Hußfroum fo große ſchuld und vrfach trüege, Ale 
der Mann, vnd es auch billih wäre, von Jrem gut etwaß zegeben An 
folihdem Hinderfhlag, Ober andere große vriachen den Cheleuten zuhanden 
ſtießend, vnd fölliche fachen fämend für meyn gnädig Herren, fo fol über folliche 
Che habs vnd guts Halber nach ber billichfeit und nit nach dem Artifel gefpros 
hen werden. Wann aber Ein Che fein fonderbaren gwerb bete, 
Alfo daß fih ein Chewyb deß vßgebens und ynnemmens nit vill belüede, fol ee 
Albdan bey dem Alten Artikel verbiyben.“ 


Landb. v. Küßnach 3, 1: 

„Soll der Mann feines Weibs gut alfo zu beforgen ſchuldig feyn, und fo 
nuzen mögen, daß Es weder fchweinen noch wachße, außert wan fie in einer 
Handlung, gewerbſchafft, in krämerladen oder wirthichafiten, 
in welhem daß weib daß feinige beytragen fan, ſtühnden, in wel 
dem fahl dan auch daß weib an gewinn und Verlurſt den zwangigſten Theil zu 
genießen haben ſolle.“ 

Zur Sicherung des Frauenvermögens, welches nach auſgelöster 
Ehe in der Regel in gleichem Betrage, wie der Mann es erhalten, 
der Frau oder ihren Erben zurückzuerſtatten war, diente nun ganz 
beſonders die ſogenannte Widerlegung, worunter man die Vers 
pfaͤndung der Liegenſchaften oder auch des ganzen Vermögens des 
Mannes für die Fahrhabe und die verwendbaren Kapitalien der 
Frau verſtand. War die Widerlegung urſprünglich bloß ein freiwil⸗ 
liges, aber in der Sitte begründetes Rechtögefchäft, fo wurde fie 
nachher gefeglic) gefordert bald für alle Fälle, bald wenigftend wenn 
der Haushalt des Mannes zu begründeten Beſorgniſſen Beranlafs 
fung gab oder wenn das Vermögen der Frau außer das Yand ge— 
zogen mwurbe. 


Hofartifelb. von Wolrau Art. 834): 


„Bag ein Frauw zuo Einem Mann bringtt, daß foll der Mann Iren auch 
wider an Eigen und Erb in das fin fegen’*) vnnd foll der Frauwen 
Zuebradtt guet weder fhwinen noh wachſen; vnd fo die Frauw ten Dann 
überläpt, fo foll Iren, Waß fie Zue im bracht hat, Alß wider werden, fo noch 
fo vill vorbanden ift.“ 


») Kothing Ra. ©. 119, 209. 

22) Diefer Ausdrud hat zwar fehr viel Achnlichfeit mit dem „Liegen an 
‚ Eigen und Erb”, was wir oben fennen lernten; allein das „in das fin feßen“ 
ſcheint doch eher darauf binzubenten, daß man eine Törmliche Verpfindung in 
jebem einzelnen Falle verlangte. 
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Landb. der March Art. 18: 


„Stem ift unfer Landtrecht, das ein jeder Landtman, frömbt undt heimſch, 
fo es von einer freundtfchafft old nechſten Erben geforberet wirbt, daß Weis 
-berguet verfiheren undt verwiderlagen folle, wie er foldhes empfan- 
gen, an Erb undt eigen, — es ſeye dan Sach, daß beydter thellen nädhite 
freundtfhaift wüflendtlich mit einanderen fonften zufridten undt übereins fommen.” 


Landb. v. Appenzell J. Rh. Art. 96 (3. 1537): 


„Wan einer ein Ehfrauen Hat, die gut Hat, und die freundt Begehren, 
was fie zu Ihme Bringt, daß er ihr daß widerlegge, fo foll er ihr daß wis 
derleggen auf und an gelegnem guoth, fle habe ligends oder fährends guoth 
zu ihme gebradht und foll das fährend an ein Summa gefchlagen werden, — und 
fo einer feiner frauen widerleggen muoß, daß derfelbig auch umb fein Hab und 
guth foll vehnung geben, demnach feine Sachen fiehend, mögen ihne Meine 
Herren in allen Kirchen verruoffen.” 


Vertrag zwifchen Appenzell und Toggenburg von 1579 3%): 

„Ob binfüro einer vß vnßerm Landt Appenzell ein Toggenburgeri zu ber Ehe 
näme, bie etwaß Hab vnd guot hette, eß wäre wenig ober uil, vnd er daſſelbig 
hinweg zu ziehen begerbte, daß folle Im one allen Abzug vnd Intrug ges 
nolgt vnd verlangt werden, doch daß er jro Onugfame widerlegung vnd 
Berficherung tüege, wie es den hieuor auch gebrucht, damit wann ſich der Faal 
etwann mitter Zeit begebe, daß fie das Ihr widerumb zu finden wüßte; — — 
bargegen vnd hinwiderumb, fo ein Landtman auß Toggenburg ein Appenzeller 
zur Che nämme, foll es gleichfals und nit minder, dann wie obftaht und er⸗ 
Iütteret ift, gegen ihme auch gebrucht vnd gehalten werben.“ 


Landb. v. Bafter Art. 96: 

„Bann ein Frau ein Mann nimbt ber vßert dem Landt fißet, oder fich hin- 
aus feßen welt, und einer Ihr Butt von Lanndt ziehen wolte, ber foll 
das fälbig Butt widerlegen und verfiheren an Eigen und Erb, 
wann dag von Ihm von Ihren Fründen oder von einem Vogt und Raht erfor: 
beret wirbt, wolt aber einer das nit Thun, fo mögend die Fründ oder Vogt 
und Naht das Gutt im Lanndt behalten, bis einer folches Thut.“ 

Während, wie wir im erften Theile gefehen haben , die Sitte der 
Widerlegung bis weit in's Mittelalter Hinaufreichte, waren da⸗ 
gegen andere Mittel, welche das Landbuch von Küßnach für die 
Sicherung des Yrauenvermögens vorfchreibt, offenbar neuern Ur- 
fprungs. Nach demſelben ſollte naͤmlich in allen Fällen das Ber: 
mögen der rau durch den Landfchreiber oder einen andern unpar- 
theiifchen Mann inventarifirt und der Hausrath in Geld gewerthet 
werben, in der Meinung, daß nur durd) dag aufgenommene Inven- 
tar im Falle des Todes oder des Konfurfes des Ehemannes ber Be- 


3%) Zellw. Urff. Nro. 046, vergl. ben Vertrag mit bem Gotteehaus St. 
Gallen von: 1545 ebenda Nro. 834. 
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trag des zugebrachten Gutes erwiefen werden könne ®"). Wenn aber 
die Verwandten der Frau beforgten, daß das Vermögen derfelben in 
der Hand des Mannes gefchmälert werden dürfte, fo fonnten fie aus⸗ 
nahmsweiſe verlangen, daß die Kapitaltitel bei der Vormundſchafts⸗ 
behörbe deponirt, für den Betrag des Hausrathes aber Caution 
(„Zroftung”) geleiftet werde. 

War das Frauengut ohne befondere Sicherung dem Ehemanne 
übergeben worden und erging über diefen der Auffall, fo galt wohl 
in allen unfern Ländern (Glarus auögenommen, von welchem wir 
zulegt reden werden) der Grundſatz, daß das noch in natura vorhan- 
dene, erweisliche Vermögen, für welches die Frau als Vindikantin 
auftrat 3”*), mochte e8 in Liegenfchaften oder in Fahrhabe beftehen, 
ihr auszuliefern fei. Was hingegen das nicht mehr vorhandene Vers 
mögen betrifft, fo wurde die Frage, ob der Frau für dasfelbe ein 
Vorrecht vor andern Gläubigern einzuräumen fei, wie wir ſchon im 
erften Theile gefehen haben, verſchieden beantwortet und e8 lafſen 
fich felbft Schwankungen wahrnehmen, welche im Laufe der Zeit in 
einzelnen Ländern ftattfanden. Der Vorzug der Weibergutsforbes 
rung vor den laufenden Schulden des Mannes verftand ſich aller: 
dings nicht von felbft; indeffen war doch dem Grundfage, daß Frauen- 
gut nicht „ſchwinden“ dürfe, welchem alle unfere Länder mit Aus: 
nahme von Glarus Huldigten, ein gefegliches Prioritätsrecht im 
Konkursfalle entfprechender, als die Gleichftelung mit den laufenden 
Forderungen. Wir ftelen daher billig die Sagungen voran, weldhe 
der Frau bald unbedingt, bald unter der Bedingung, daß fie nicht 
ſelbſt übel gewirthſchaftet Habe, jenes Recht einräumen. 


A. L. B. von Uri Art. 116: 


„Siner Frauwen Guott foll bey ihrem Ehemann weder ſchwei⸗ 
nen noch wachſen. Item wir feind auch vbereinfommen, daß fein frame 
in vnnſerem Landt ſchuldig fein folle für ihren Ehemann die Geltfhulden auf 
ihrem Guott zuobezahlen, fonders waß ein Ehefrauw fürbringen mag, daß fie 
zue ihrem Mann gebradt, daß foll fie vor andern lauffenden Schul 
den vnd gelten Fordern vnd bannen züchen mögen vnd fi) darumb bezahlen, 
Ob gleich ihro darum nit Satzung gethan were. Alſo, daß einer Frauwen Gut 
fi 5 ihrem Chemann weber minderen noch mehren folle, eß wäre dan fach, 


27) Die nämliche Beflimmung wurde auch durch Gefeb von 17982 in Ger 
fau eingeführt: Kothing Na. ©. 101. 

”a) Vergl. über den Unterſchied zwifchen verändertem und unveränbertem 
Gute Heusler, die Bildung des Konkursproz. nad fehweiz. Rechten, im der 
Zeitſchr. VII. 210, 217. 
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daß ein Eheirauw ihrem Ehemann dag Guott in Buzimligfeit 
hulffe verbrauchen und vertfuon, fo fol ein Recht darumb walten vnnd 
ortheilen, ob Sie vmb daß Ihro andern lauffenden Geltfhulden gleich gehalten 
werben folle, oder ob Sie daß ihro vor andern lauffenden Schulden, alß obſteht, 
an fi züechen möge.” 


Landb. von Obwalden v. 1792 fol. 122 8°); 


„Eß fol auch das Frauengut weder ſchweinen noch wachſen, befonverf 
was fie hinder ein Mann bringt, daß foll Ihro vor allen Gelten aufen 
werben in aller Maß, wie es binder ihne gefommen ift, Eß feye an bahrem 
Belt, an fehulden oder Anderwärtß, und waß Einer darum verfeßt wird, dar⸗ 
bey fol fie verbleiben, undt ob Einer nidt verfeßt wäre, und fo Guth da if, fo foll 
einer werben an Einem End Guth nit zum beften und nit zum böften, damit fie 
zu dem ihren Tommen mag.” " 


Landb. der Marc Art. 14, Erläuterung v. 1781 3%: 


„Bann über den Mann ein Auffall oder Geldruf gienge, daß bey foldhem 
Fall das Weib vor allen laufenden Schulden, ältern Sinfen als neu⸗ 
und alten, und Kopf= (unverfiherten) KRapitalien hero, möchte um folche das 
Schatzrecht angetrieben feyn oder nicht, ihr zugebrachtes ohne Pfand = Anlegung 
beziehen und nach den unterpfändlich verfhriebnen Kapitalien Das erfie Recht 
auf des Manns liegend oder fahrende Haabfchaft ausüben möge.“ 


Zuger Geſetz von 1645 *%): 
„Sn Ufs und Meberfählen follen die verfchribnen Gült und Schuldibrieff — 
allen andern Schulven vorgehen, demnach Handtgfchrifften, fo vom gefhwornen 
Schreiber anffgeriht. Darauf Weiberguett. Demnach allerley Lydlohn, 
Arket und Apothefher Lohn. Uff diß lauffend — Schulden.“ 


Auch in Nidwalden, deflen Alteftes Landrecht, wie wir ges 
ſehen haben, die Weibergutsforderung den laufenden Schulden des 
Mannes gleichftellte, finden wir ein verändertes Recht ſchon im 
Landbuche von 1623 ausgefprochen. Das neuere Landbuch von 
1782 (V. 7. 1) gibt dasfelbe in folgender Fafjung : 

„Siner Frauen guott folle Hinter Ihrem Ehemann weder 
fhweinen noch wadhfen, und mag ſich auch barumb verficheren Laſſen, 
warn fie will. 

„Auch folle Bine Ehefrau, wenn fie mit Ihrem Ehemann Ehrlich 
und Redlich Haug hat, zu jeden begebenden Zahl vor oder nach bes Mann 


*,y Moos ©. 151. Das A. L. B. DI. 17 A Hat einen Nachtrag v. 9. 
1559, nad weldhem, wenn bie Frau dem Manne das Vermögen burchbringen 
geholfen, das gefhworne Gericht darüber erkennen follte, wieweit fle mit ihrem 
Zugebrachten mitzuhaften habe. Diefer Zufag, weldhen das Landb. v. 1635 Lol. 
91 noch hat, ift in der neueften Rezenfion von 1792 weggelaflen worden. 

”) Kothing Ra. ©. 118. 

0) Zeitſchr. 1.2. 45, vergl. bie Erklärung Hünenbergs v. 1755 ebenda 
©. 12. 
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abſterben, wann da zu verliehren ſeyn möchte, vor allen gelten gehen, und 
al ihr guott, fo ſie zu jhrem Mann gebracht, vorwegnemmen mögen.” 

Dagegen wurde freilich wieder von der Landsgemeinde des Jah⸗ 
res 1811 erkannt, es folle im Konkurfe des Chemannes das ihm an- 
vertraute, aber nicht mehr vorhandne Frauengut „kein Vorrecht gegen 
gemeine Kreditoren haben“. 


Aehnliche Schwankungen finden fih in Schwyz, deſſen Land⸗ 
buch die von ung im erften Theile (S. 180) angeführte Stelle der 
Landesfagungen von 1294 in folgender, wejentlich veränderter Faſ⸗ 
fung wiedergibt: 

„Were ou, das theinem man In vnnßerm Lanndt zu finem wyb würde 
geben varende hab vnnd gut, vnnd er Ihro das nit angeleitt hette, Ee das er 
in gelltſchulld kommett, So ſoll er Iro gellten, Ee dann den Rechten gellten 
vnnd danne ſinem wyb, vnnd das thun vor gricht.“ 

Dieſe offenbar zweideutige und nachläßige Redaktion läßt es 
einigermaßen unentſchieden, ob der Schreiber des Reding'ſchen Ma- 
nuffriptes von 1523, aus welchem das offizielle Landbuch hervorge- 
gangen ift, wirtli mit Abfiht an Die Stelle des alten Rechtes, 
welches die Frau den Eurrentgläubigern des Mannes nach ſetzte, ein 
neues Recht, welches diefelbe privilegirte, habe fegen wollen oder ob 
die Aenderung des Statutes von 1294 bloß auf einem Verſehen be- 
ruhte. Indeſſen läßt ſich nicht verfennen, daß der im Landbuche aus⸗ 
gedrückte Vorzug der Weibergutsforderung eine Zeit lang wirklich, 
wenn auch vielleicht nicht ganz unangefochten, in Kraft beftand: fo 
erfannte der Rath 1648 4%), daß das zugebrachte Gut einer Witwe 
„allen andern Schulden vorgehen folle laut unferm Landredjt”, und fo 
findet fi) in mehrern Manuffripten des Landbuchs aus dem 18. Jahr⸗ 
hundert die von ung (Th. 1. S. 482 N. 222) mitgetheilte Stelle, 
welche ed ein „geübtes Landrecht” nennt, daß Weibergut weder wach⸗ 
fen noch ſchwinden folle. Allein wie diefe Stelle felbft bereit Die 
wichtige Ausnahme beifügte: wenn die Frau „gutherziger Weile dem 
Manne von ihrem Gut zu verbrauchen bewillige" —, fo ſcheint eine 
Rückkehr zum alten Rechte, welches auch jet wieder infoweit gilt, 
als das Frauengut im Auffalle nicht privilegirt ift, bereit8 gegen das 
Ende unfers Zeitraumes, wie etwas fpäter in Nidwalden, ftattgefun- 
den zu haben. Wir fchließen dieß theild aus der ausprüdlichen Ver⸗ 


+) II. 28, Kothing ©. 151. 
“2, Gefäll, Mittheilung des Hrn. Kothing, deſſen fonıpetentes Urtbeil 
wir über die ganze, etwas fehwierige Frage eingeholt haben. 
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wahrung, welche die Hoheit von Schwyz der oben mitgetheilten Er⸗ 
läuterung des Landrechtes der Marc) von 1781 beifügte, daß diefelbe 
nicht für Das gefreite Land und die andern äußern Bezirke gelte, fon- 
dern hier der Vorzug im Konfurfe davon abhänge, wer „das erfte Recht 
angetrieben“, theild aus den folgenden neuern Satzungen andrer ab⸗ 
hängiger Lanpfchaften, welche offenbar unter dem Einfluffe der in 
Schwyz herrſchenden Rechtsideen entftanden find. 


Landb. v. Küß nach von 1769 8. 3 Art. 12: 


„Wan es ſich begebete, daß die frauw Ihre mittel bey der Verlaſſenſchaft 
Ihres Manns nicht mehr in natura fände, oder umb dieſelbe unterpfändlich ver⸗ 
fihert wäre, fo follen Ihro ſolche vor allem Erb *’) gut gemacht werden. Im 
fahl aber def verſtorbnen aigene mittel den fchulden nicht hinlangten, ſoll fie 
Ihres guts halben mit andern lauffenden ſchulden in gleihem rede 
ten ſtehen.“ 


Geſetz Einfiedeln’s v. 1791: 


„Wen in Zukunft eine Ehefrau eines verauffallten Mans um das für den⸗ 
felben aus dem jhrigen verwenten, vorgeftreften und angefpanten zugebraihten 
But und Mittlen nicht ſobald fie es jhme gegeben und eh das Inventarium 
über deſſen Haabiihafften und Yahrnuflen gezogen wird, Kanzleyſch fich hat zus 
fihern und verfchreiben laffen, fo folle jedesmal bei fh ereignendem Auffall eine 
folhe Frau wegen ihrem vorgeftredten gut glei einer andern laufenden 
ſchuld angefehen und gehalten werden und alfo mit und nebent venfelben 
in einer Linien ftehen und gar feinen Vorzug vor denfelben haben **).“ | 


Reden wir nun noch von den Ländern, welche ein Borzugsrecht 
der Frau im Konkurfe des Mannes niemald anerkannten, fo finden 
wir zunaͤchſt, daß Appenzellan dem alten Rechte, welches wir im 
erften Theile (S. 484 N. 230) kennen gelernt haben, fefthielt, wie 
aus den nachfolgenden neuern Sagungen hervorgeht. 


Landb. v. Innerrhoden Art. 77, 3. 1648; 


„Ban ſach wäre, baß einer oder der ander ins pfaudt gerathen Thäte und 
fein frau Kein verfiherung umb ihr Guth Hete, fo foll fie auh zu den ge 
meinen Sülten Reben und in währender Zeit Kein verficherung gemacht, 
auch weder Lift noch gefahr gebraucht werden.“ 


Landb. v. Außerrhoden Art. 96: 


43) D. 5. das Vermögen der Frau muß zurüderflattet werben, ehe die Gr: 
ben des Mannes aus feinem Nahlaffe etwas für fich beziehen dürfen. 

+) Kothing Na. ©. 197, 247. In dem Einfiedler Walpftattb. v. 1572 (eben- 
da ©. 187: „Band foll einer Jetlichen frowen zuobradht guott fry fin und Iren 
widerum verfolgen, vnd feinen güllten”), wie in der TH. 1. ©. 179 angeführs 
ten alten Offnung von Küßnach fpricht fih noch eine, der Eicherung bes Frauen⸗ 
gutes günftigere Richtung aus. 
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„Bann an Hab und Gutt zu kurtz wäre, und der Frauen Butt wäre 
nit widerlegt und verficheret, fo folle fie zu anderen gemeinen Gülten 
ſtehen *°).” 

Was endlih Glarus betrifft, fo haben wir im erften Theile 
(©. 493, 494) gefehen, daß bier ausnahmsweife das Syſtem ver 
Gütergemeinfchaft einwirkte, welches fonft nicht in unfern Demofrati- 
fhen Ländern, wohl aber in andern Gegenden der alamannifchen 
Schweiz vorkam. E8 lag im Beifte diefes Syſtemes, daß für die 
von dem Ehemanne fontrahirten Schulden das Vermögen beider 
Ehegatten gleichmäßig haftete; daher galt in Glarus und den abhän- 
gigen Landfchaften Gafter und Utznach 4% die Beftimmung, daß 
beim Auffalle des Mannes die Frau, foferne fie nicht unter obrigfeit- 
liche Bormundfchaft gefebt war, mit allem ihrem Gute zur Befriedi⸗ 
gung der Gläubiger, deren Forderungen nicht über die Zeit der Ehe 
hinaufreichten, einftehen mußte. Don einer Weibergutsforderung 
an die Konkursmafle des Mannes war alfo bier überall nicht die 
Rede; die Frau konnte nur, wenn nicht ihr ganzes Vermögen zur 
Dedung der Schulden erforverlid war, den Reſt desfelben zurüd- 
nehmen. Sogar nad) dem Tode der Frau blieb ihr Vermögen noch 
haftbar; die Landsgemeinde von Glarus verorpnete daher 1779 4), 
e8 folle einer verftorbnen Ehefrau jeweilen der Rechnungsruf ergehen 
und dann follen die Gläubiger des Mannes binnen 8 Wochen fich 
für ihre Forderungen ficherftellen, widrigenfalls ihre Erben bei dem 
ihnen zufallenden Vermögen gefchügt fein follen. 

Bei Abfaffung des Landbuches von 1807 erlitt nun dieſes alte 
Recht eine Aenderung, welche der Landgemeinde ausdrücklich als 
folche bezeichnet und von ihr genehmigt wurde, indem der $. 118 **) 
folgende Faſſung erhielt: 

„Wenn ein vercehlihter Landmann und Ginwohner flirbt oder bei Lebzeiten 


zum Auffall fommt, und defien Vermögen nicht hinreichend‘, die vorhandenen 
"Schulden zu bezahlen, ift defien hinterlaßne Wittwe (im Fall fie nicht bevogtet 





nn — — 


2) Vergl. die Auffalls⸗ und Gantordn. v. 1835 Artt. 8, 10, wonach nur 
das in natara vorhandene oder widerlegte Frauengut !geſichert iſt, das übrige 
dagegen in der lebten Klaſſe mit den laufenden Schulden, welde Feinerlei Vor⸗ 
‚zug genießen, collocirt wird. 

“%) Statut bei Orelli a. a. D. VI. 30: „ver Ehemenfchen Gut iR ein 
Gut und fol bei einander wachſen und fchweinen.“ 

7) Protokoll. 2b. v. 1807 8. 119. 

“) Drellia. a. O. III. 118 irrt, indem er diefen Artifel für gleidhbe- 
deutend hält mit der Saßung von 1576. 
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war) gehalien, die Schulden helfen zu zahlen, foll aber dann mit ihrem 
Weibergut zu den laufenden Schulden geftellt, und den gleiden 
Antheil wie diefelben aus der Maffa erhalten.“ 

Die hervorgehobnen Schlußworte bilden einen Zufag, welder 
neues Recht enthält. Diefes näherte ſich zwar dem Rechte derjenigen 
andern Länder, welche einen Vorzug der Weibergutsforderung im 
Konkurfe nicht anerkennen, aber es beftand doch immerhin der wefents 
liche Unterſchied, daß die Frau aud) ihr in natura vorhandnes Ver⸗ 
mögen nicht vindiziren fonnte, fondern mit in die Maffe werfen mußte 
und erft nachher Diefer gegenüber als Gläubigerin auftrat 4%). 


IN. Morgengabe. 


In den meiften unfrer Länder erhielt fich diefes Rechtsinftitut bis 
an's Ende des Zeitraumes, obſchon, wie wir im erften Theile (S. 489) 
gefehen haben, dag Verftänpniß feiner urfprünglichen Bedeutung 59) 
fchon früher fi) beim Volke zu verlieren angefangen hatte. Nur in 
der March wurde 1696 die Morgengabe ausdrücklich abgefchafft »H, 
während Obwalden gerade umgekehrt 1776 den Grundſatz aufs 
ftellte, daß jeder Ehefrau, welche fi) untadelhaft betrage, aud) wenn 
fie ein Berfprechen de8 Mannes nicht nachweiſen könne, je nad) 
ihrem Verhalten und nad ihrem zugebradhten Gute eine billige 
Morgengabe aug des Mannes Vermögen auszurichten fei *2). 

Was den erlaubten Betrag der Morgengabe betrifft, fo wurde 
in Glarus 1535 3%) verordnet, daß diefelbe nicht in mehrerm als 
in einem „einfalten" Goldſtücke beftehen dürfe. In Appenzell 


“*) Das neuefte Gefeh von 1849 Hat das Recht des Landbuches von 1807 
wieder wefentlih mobifizirt, allein es ift basfelbe noch viel weniger als eine ots 
ganifche Entwicklung des alten Rechtes anzujehen, da es durch den Art. 48 der 
Bundesverfaffung veranlaßt wurde und einfach das Syſtem des St. Gallifchen 
Konkursgeſetzes aboptirte. Vom praktiſchen Standpunkte aufgefaßt, erfcheint in- 
befien die ber Chefrau geflattete Auswahl zwifchen dem Rechte von 1807 und 
einer bevorzugten Forderung für die Hälfte ihres Vermögens, unter gänzlicher 
Berzichtleitung auf die andere Hälfte, als billig und zweckmäßig. 

20 Vergl. varüber noch die Satzung Gerſau's v. 3.1436 (Geſchfr. VIL 
146): „Dud find wir über ein komen von der miorgengabe, das er ir fy ouch 
mag feßen an dem morgen fo ſy vff ſtänd, vnd es ouch dann mag frafft 
vnd macht han; gefhäche es aber ouch nitt fruo, fo fol er — fomen für gricht.“ 

21) Zufaß zum 2b. v. 1580 Art. 14. 

22) Rh. v. 1792 fol. 122, v. Moos ©. 151. 

488. Bl. 13 A, Zeitſchr. V. 153. 

Blumer, Staatt- und Rechtögeichichte. II. Thl. 3. Br. 12 
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A. Rh. wurden die 10 Pfund, welche das alte Landbuch von 1585 
geftattete, auf 10 Gulden erhöht 5). Der nümliche Betrag, oder, 
was bemfelben gleichtam, 20 Pfund Heller Kapital oder 1 Pfund 
Zins war erlaube in Einfiedeln, Bfäffiton und Wolrau:s). 
Hier war aud) vorgefchrieben, daß der Mann die verheißne Morgen- 
gabe, gleidy dem zugebradhten Gute der Frau, „an Eigen und Erd 
fegen” follte. 

Richt felten kam e8 vor, daß die Frau dem Manne die ihr ber 
ftellte Morgengabe zurüdgab; namentlid auf dem Todbette fcheint 
dies in den Rändern, wo, wenn die Frau vor dem Manne ftarb, ihr 
Recht aufihre Erben überging, häufig gefchehen zu fein. Wir finden 
darüber in unferen Rechtsquellen folgende intereffante Beftim- 
mungen. 

Lb. 9. Nidwalden v. 1623, Von Teftament der Ehelüthen: 

„Es ift vigefeßt vnd gemeeret, das Fein fraw ihrem Eheman nüt folle noch 
möge °*) verteflamentieren oder verheiffen ohne ihro der näcdhften fründen wüſſen 
vnd willen, vorbehalten die Morgengab, mag ein Frauw die ihrem Ghe 


man der ihro bie geben ober verheifien hat ®’), wider geben, wan fie will, 
eß fige im todtbett oder fonft die wyl fie Reden mag.“ 

A. L. B. von Obwalden Bl. 15 A >59: 

„tem So hand wir — vff gefebt, das ein Frouw Irem eman Ir morgen 
gab wider geben un Ir todbett, doch alfo IR das ſy wider fumpt So fol 
nüt dar an fin Oder es gefchech den vor gericht vnd das felb vnbezwungen⸗ 
lich.“ 

Stadt⸗ u. Amtb. von Zug Art. 16 °°): 

„Mann ou ein Frouw irem Eman in dem Todbet ir Morgengab 
frowillig ſchenkt und fölihs mit biderhen Lütten erwifen mag werben, fol 
er iren Erbenn harumbe nügit zu gebenn ſchuldig fon.” 

Mas den Fall des Konkurfed des Chemannes betrifft, fo haben 
wir bereit8 im erften Theile (S. 487) gefehen, daß felbft ſolche Land: 
rechte, weldye der Frau für ihr zugebradytes und ererbtes Gut einen 
- Borzug einräumten, diefen keineswegs auch auf ihre Forderung für 


34) Landb. Art. 99. 

2) Kothing Ra. ©. 188, 299, 300, 331. 

se) Das neuere 2b. v. 1782 V. 6. 2 jchaltet hier mit Recht das Wort „Ei: 
genthumlich“ ein, weil enoingegemädhbe ohne Ginfchränfung verflattet waren. 
Bergl. Geſetzb. v. 1857 ©. 57, 

22) Das 8b. v. 1782 febt ar der Worte „ver — hat” die Befchränfung: 
„wofern fie feine leibErben hat.” 

ss) 25, v. 1702 fol. 112, v. Moos ©. 189. 

20) Zeitſchr. I. 2. 30. 
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verheißene, aber nicht verficherte Morgengabe ausbehnten, fonvern 
fie in diefer Beziehung den Eurrentgläubigern gleichftellten. Dem 
dort angeführten Landbuche von Obwalden von 1635 entfpridt 
voliftändig das alte Landbuch von Uri, welches an der oben 
(S. 173) mitgetheilten Stelle fortfährt : 

„Aber der Morgengaab halber foll ein Chefrauw in Bezahlung derſelbigen 
den lauffenden Geltſchulden gleich gehalten werden, wo fehr Sie 
darumb nit Eaßung hatt.“ 


Ebenfo fährt das Landb. von Nidwalden von. 1782 an ber 
©. 174 angeführten Etelle fort: 


„vorbehalten die Morgengaab, fo Ihr Mann Ihro verfproden hat, wenn fie 
umb folche nit verficheret wäre, darumb, wann zu verlieren, mitgemeinengels- 
ten geben folle.“ 


IV. Erbrecht der Ehegatten. 


So gering der Umfang unfrer Laͤnder, fo find doch die Be- 
ffimmungen unfrer Rechtsquellen über die Vortheile, weldye dem 
überlebenden Ehegatten in dem Nachlaſſe des verftorbnen einge: 
räumt wurden, fo vielgeftaltig, daß wir nicht weniger als vier 
verſchiedne Syſteme aus einander zu halten haben. 

1) Boran ftellen wir das in der alamannifhhen Schweiz am 
meiften verbreitete Syftem des fogen. Eherechts oder der flatu- 
tarifhen Portion, welches im Kanton Zug °) und in den zu 
Schwyz gehörigen Lanpfchaften Einfiedeln, Mar, Reichen 
burg und den Höfen ®ı), wie auch in Rapperswil 2) galt. 

Wie wir im erften Theile (S. 490) geliehen haben, beftand 
das Eheredht der Frau gewöhnlid) in dem Ehebette und des Mans 
nes Kleidern, welche fie vorausnahm, und in einem Drittheile der 
hinterlaffenen Bahrhabe de8 Mannes, wofür fie aber auch einen 
Drittheil feiner hinterlaßnen Schulden zu bezahlen hatte; der Mann 
erbte bald die ganze Yahrhabe der Frau, bald auch nur einen Drit- 
theil derfelben. Zur Fahrhabe wurden gerechnet das Vieh, ver 
ganze Hausrath und alle VBorräthe in und außer dem Haufe, ferner 
Kleinodien, baares Geld, laufende Forderungen, verfallne Zinſe und 
angelehntes Geld, wovon kein Zins bezogen wurde. Auffündbare 
Zinsbriefe gehörten zur Fahrhabe erft, wenn der Termin, nad) wel- 


5.9.8. v. 1566 a. a. O. S. 29, 30. 

e) Kothing Ra. S. 115—119, 187, 189, 199-201, 20, 300, 330, 331, 
335, 339. 

*) Etabtr. v. 1582. 
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chem fie eingezogen werden fonnten, erfchienen und nicht zum Bor- 
aus dem Schuldner zugefagt war, diefelben länger anftehen zu lajr 
fen; fonft wurden fie zum liegenden Gute gerechnet. Daß zu Ich 
term die unauffündbaren Gülten gehörten, verftand fi) ohnehin 
von ſelbſt. Auch Harnifh und Gewehr, welche nad der Altern 
Kriegsverfaffung den Liegenfchaften auferlegt waren, wurden eben 
deshalb nicht der Fahrhabe beigezählt. , 

Sn der March wurden beim Tode des Mannes immer die 
Begräbnißkoften und gewohnten Jahrzeitftiftungen, bei beerbter Che 
auch andere Gemächde an fromme Zwede aus der Fahrhabe vor- 
weggenommen, dann audy. noch die laufender (unverficherten) For- 
derungen von berfelben abgezogen, ehe die Frau ihren Drittheil be- 
ziehen fonnte. Beim Tode der Frau hingegen hatte der Mann für 
„Bottesgaben”, die fie geftiftet, bloß den zehnten Theil des Nadı 
zinfes von ihrem Vermögen, weldyer ihm nad) alter Hebung für 
das, auf ihr Abfterben folgende Jahr zuftand 9%), zurückzulaſſen. 
Das Recht des Nachzinſes ging aud) auf die Erben des Mannes 
über, wenn er vor der Frau ftarb; es fiel jedody weg, wenn die 
Frau auf ihr Eherecht verzichten mußte, weil die Fahrhabe des 
Mannes nicht binreichte, um feine Schulden zu deden. 

In Einfiedeln wurde zwar 1670 erkannt, e8 folle die Frau, 
foferne fie nicht mit dem Manne ein Gewerbe betrieben (in weldem 
Falle, wie wir geliehen haben, eine größere Haftpfliht angenoms 
men wurde), ihren Drittheil beziehen, ehe die Schulden des Man- 
nes bezahlt werden; 1690 aber wurde diefer Beichluß, welcher offen, 
bar dem alten Rechte zuwiderlief, wieder aufgehoben. Auch für 
den Hof Pfäffikon fegte der Landrath von Schwyz 1672 aus 
drücklich feft: „Wenn eine Wittwe den dritten Theil von Hab und 
Gut ihres verftorbnen Mannes genießen will, fo hat fie auch ven 
dritten Theil der Schulden desſelben zu übernehmen und zu bezah—⸗ 
len." Nicht weniger deutlich fpricht ſich in dieſer Hinftcht das 
Zuger Stadts und Amtbud) von 1566 aus, indem es der bereits 
im erften Theile abgedrudten Altern Sabung noch die beftätigende 
und erläuternde Beſtimmung beifügt: wenn der überlebende Che 
gatte „drittheilen" wolle in den hinterlaßnen Forderungen des ver: 
ftorbnnen, fo folle er auch einen Drittheil feiner hinterlaßnen „fahren: 
den”, d. h. nicht auf Liegenfchaften verficherten Schulden bezahlen. 


*) Vergl. Landsgemeindebeſchluß v. 1706 bei Kothing, bie Erbredhte des 
Kant. Schwyz, in der Ze itſchr. V. 137, 


Das Familienredht. 181 


Das Syftem des Cherechtes ſchloß übrigens Vermaͤchtniſſe 
unter den Ehegatten, namentlich leibvingsweife, durch welche das 
gefegliche Erbrecht verbeflert wurde, nicht aus, vielmehr fcheinen fie 
namentlich in Zug *9) und der March °%) häufig vorgekommen 
zu fein. 

2) Dagegen bildete allerdings das Syſtem des bloßen Leib- 
dings oder Widems (MWitthHums), wie e8 in Uri, Schwyz, 
Unterwalden und Gerfau galt, einen geraden Gegenfag zu 
demjenigen des Eherechtes. Bon einem eigentlichen Erbrechte des 
überlebenden Ehegatten an dem hinterlaffenen Vermögen des verftorb- 
nen ift in diefen Ländern namentlich in älterer Zeit nicht die Rede, fon- 
dern es war hier ganz dem freien Willen der Ehegatten anheimgegeben, 
durch Gemächde dem Meberlebenden den ganzen oder theilweifen Ges 
nuß des zurüdgelaßnen Vermögens lebenslänglich zuzuſichern. Es 
feheint aber die fchöne Sitte, auf dieſe Weife für ein anftändiges Aus- 
fommen des überlebenden Ehegatten zu forgen, fo verbreitet gemefen 
zu fein, daß die Geſetzgebung nur einfchritt, um fie einzufchränfen. 
Obſchon wir die alten Satzungen, welche ſich hierauf beziehen, theil- 
weife ſchon im erften Theile (S. 182, 500—502) berührt haben, 
wollen wir fie hier doch der Ueberfichtlichkeit wegen nod) zufammen- 
ftellen. 

Landb. v. Schwyz J. 28 60): 


„Wiefrow vnnd maneinandern mögent machen. Wer Sindt ouch 
kommen überein vnnd Habent zu einem Lanndtzrecht angenommen, das thein vn⸗ 
fer Landtman Sinem wyb geben noch machen ſoll Me, vann Halbe fin gut zu 
Libting. Dargegen vnnd hinwider foll ein irow Irem man ouch nit me, dann 
halbes Zr gut zu Libting machen; vnnd mögent das thun In bollg, in felld, wo 
oder wann fy wellent.” 

Gerfauer Statut v. 3. 1436 09: 

„Welcher ein Efrowen nimpt das der ir mag machen vor dem Huſſ, fo man 
im ſy heimfürt, was er wil, vil oder lüßel, ung an halb teil fines guts, 
ond fy im das felb her wyder och vntz an halb teil ires guoten, vnd fol das ges 
mächte denn kraft und maht haben. Wäre aber daz das gemaͤcht nüt gefchädhe 
vor dem Huf, und ſy darnach wölten machen ein andern, fo fond fi fomen an 
gerichte für einen Ammann.” 


\ 


“) Zeitſchr. I. 2. 27, 59. 60. 

*) Kothing die Erbrechte ©. 147. 

*) Kothing ©. 150. Vergl. Satzungen v. 1294, ©. 206. 
") Geſchfr. VIE. 145. 


‘ 
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„Bag oder wieuil ein Chemenfh dem andern aufmadhen mag. 
Item wir find auch vobereinfommen, vund haben angefechen, dag zwey Chemen⸗ 
fihen einandern woll mögen Etwaß Ihreß Gutß zuo Leibding machen, befon- 
der ietwederß dem andern fein gutt halber theil, vnnd nit mehr, Sie ha- 
ben gleich Kind oder nit, vnnd waß zwey Ghemenfchen einandern zuo Leibding 
maden, daß Gmächt foll nit lenger weren, dan zu Endt ihrer Beider will oder 
Läben, vnd wann Sie dan von difer Zeit gefchieven fünd, fo foll daß Gemächt 
dan widerumb fallen an die rechten vnndt nechflen Erben, alß vnußerß Landtß 
recht ift.” 

A. L. B. von Nidwalden 207 *%:. 


„Bon lib vnd gutt machenn. Ittem ouch heb ein gantze gmeind gme⸗ 
rett vnd vffgeſetzt. Das Frouw vnd man Elüt woll ein anderen machen 
mögend lib vnd gutt®®), doch fo einer old einem Kind erwüchſend Inn ma— 
fenn das die fründ düchtte das Ej felbs hus han mörhtten, vnd fich weltten 
vermaͤchlen doch mitt der nächften Bründen wüfen vnd willen, dann Eo hand 
die felben Fründ gwaltt die felbig perfonn das gemadett gutt denn Rin- 
dern widerumb zu gäben vnnd erſchießenn Laflenn.“ 

Mas urſprünglich nur auf einer allgemeinen Sitte beruhte, das 
ſcheint in Schwyz immer mehr zum feften Rechte geworden zu fein, 
indem man, wie in andern Ländern die Morgengabe, fo hier den 
Widem als fid) von felbft verftehend annahm, ohne zu fragen, ob 
eine förmliche Beftellung desfelben von Seite des verftorbenen Ehe⸗ 
gatten ftattgefunden habe. Hieraus erklärt fid) das Geſetz von 1741, 
welches, in Abänderung des alten Rechtes und in Beftätigung eines 
fhon 1712 im Felde erlaffenen Beſchluſſes 9, feftfegte, daß, wenn 
Kinder vorhanden, die Frau ſich mit einem Kindstheile „zu widmen“ 
begnügen, bei £inderlofer Ehe aber „bei halbem Theil des Guts zu 
widmen verbleiben“ folle und ebenfo der Mann immer die Hälfte des 
von der Frau hinterlafienen Vermögens „zu widmen haben” möge. 
Als Motiv für diefes Geſetz erfcheint die Fürſorge für die Kinder, 
weil man e8 diefen gegenüber mit Recht unbillig fand, daß früher, 
wenn die Frau fich wieder verehlidyte, der zweite Mann und feine 
Kinder die Hälfte des Vermögens des verftorbenen erften Mannes 
zu genießen hatten. Gerſau nahm 1750 das neue Gefeh von 
Schwyz ebenfalls an, Fellte aber fdyon 1752 das alte Recht wieder 
her. 1812 wurde dann zwifchen den beiden Rechten die pafiende 


— — 


e) Zeitſchr. VI. 169. 


o) Das Landb. v. 1623 ſagt: „Lyb vnd guet verteſtamenteiren vnd ũber⸗ 
geben.“ 


20) Kothing, die Erbrechte S. 142. 
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Ausgleichung getroffen, daß die Wittwe an der Hälfte des Vermö- 
gend des Mannes fo lange, als fie fich nicht wieder verheirathete, den 
Nießbrauch haben follte, im Kalle einer zweiten Ehe aber nur noch 
an einem SKindestheile ”). Das Recht des herrfchenden Landes 
Schwyz finden wir dann 1769 auch in Küßnach, wo früher, wie 
wir im erften Theile gefehen haben, ein ganz anderes, dem Spyiteme 
des Cherechtes verwandtes Statut gegolten hatte. Ausdrücklich feft- 
gefegt ift hier noch, daß Kleider und Hausrath nit in dem Widem 
inbegriffen feien ; dagegen durfte die Frau dem Manne die von ihm 
empfangenen Kleider, Kleinodien und Hausrath vor zwei unpartheii- 
ſchen Zeugen zurüdgeben. Auch wird hier bereit die heutzutage in 
Schwyz immer häufiger vorkommende Sitte erwähnt, daß der über: 
lebende Ehegatte von den Erben des verftorbnen mit einem beftimms 
ten Kapital, welches er als Eigenthum erhält, für feinen Widem ſich 
ausfaufen laßt 72). 

Nidwalden blieb bei feinem alten Redyte, nad) welchem „die 
Eheleute in Befcheidenheit mit dem Gegenfag (d. h. gegenfeitig) und: 
mit Beftätigung des gefchwornen Gerichts einander Leibding ma- 
hen” mochten 22), big zum Jahr 1811, mo, wahrfcheinlich unter dem 
Einfluffe der Rechtsentwicklung in Schwyz, die Landsgemeinde eben- 
falls ein gefeglicyes Nutznießungsrecht an die Stelle des bloß ver⸗ 
tragsmäßigen ſetzte. Nach diefem neuen Geſetze hat der überlebende 
Ehegatte von dem Vermögen des verftorbenen, wenn feine oder we- 
niger als vier Kinder vorhanden find, einen Viertheil, fonft aber einen 
Kindstheil lebenslänglidy zu genießen; von diefem Leibdinge find je- 
doc; Liegenichaften ausgefchloffen, in der Meinung, daß ftatt derſel⸗ 
ben ihr Gegenwerth dem Nusnießer nach Verhältniß feines Antheiles 
zu übergeben ift. | 

In Uri ift das alte Recht unverändert geblieben. Das neue 
Landbuch von 1823 (Art. 126) giebt die alte Sapung beinahe worts 
getreu wieder und fehaltet nur zur Erklärung von „Leibding” die 
Worte ein: „nämlicy Lebenslang zu befigen und genießen.” 

Aud) Obwalden ”*) fennt noch heutzutage fein gefegliches 
Erbrecht unter Ehegatten; dagegen kommen leibdingweiſe Bermäd)t- 


) Kothing Ra. ©. 106, 107. 

122) Ebenda ©. 249, 250, 253, 

32) Landb. v. 1808 V. 6. 1, 2. Vergl. Geſetzb. v. 1857 ©. 57. 
0) Gefaͤll. Mittheilung des Hrn. Bundesrichter Hermann. 
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niffe häufig vor. Sie können entweder vor dem Regierungsrathe 
oder auf dem Todbette errichtet werden; da fie, falls fie das Map 
der Billigfeit zu überfchreiten ſcheinen, gerichtlich angefochten werben 
koͤnnen, fo pflegt hiefür im erftern Falle den rechten Erben ein Termin 
angefegt zu werden. m neuerer Zeit werben befonders oft Ehekon⸗ 
trafte unter Verlobten ”°) abgefchlofien,, in welchen ſowohl Eigen- 
thum als auch) Leibbing vermacht werden kann; find diefelben von 
einem Unpartheiiſchen gefchrieben, fo können fie ihres Inhaltes wegen 
nicht angefochten werben. 

3) Wenn die Syfteme, welche wir bi8 dahin betrachtet haben, 
dasjenige des Eherechtes einerfeitS und dasjenige des bloßen Leib: 
dings oder Widems anderſeits, zwei Gegenfäge repräfentiren , fo bies 
tet dagegen das, bereit8 im erften Theile (S. 492) dargeftellte ehe: 
liche Erbrecht des Landes Appenzell eine Verbindung der beiden 
Syſteme unter einander dar. Dasfelbe blieb in dem Zeitraume, den 
wir hier behandeln, unverändert; nur über den Leibding an Liegen 
haften wurden in Außerrhoden einige nähere Beftimmungen getrof- 
fen 9). Die wichtigfte beftand darin, daß ber Leibding des Witt 
werd oder der Wittwe an einem Haufe mit der Wiederverehlichung 
aufhörte. Wenn feine Kinder vorhanden waren, fo empfahl bie 
Obrigkeit, den geſetzlichen Leibding mit Eigen auszukaufen, wie ſol⸗ 
ches in Schwyz und Küßnach gebräuchlich war. Beim Ende des 
Leibdings kam es wieder darauf an, ob der überlebende Ehegatte St. 
Johann des Taͤufers Tag erlebt hatte; war dies der Ball, fo gehörte 
der Jahresnutzen den Erben des Leibdingberechtigten, fonft aber den 
* Erben des vorverftorbenen Ehegatten, an welche nun die Liegenſchaft 
zurüdfie. Güter, an denen ein Leibding beftand , mußte der Berech—⸗ 
tigte in Ehren halten, damit fie ſich nicht verfchlimmerten ; wenn 
Wald dazu gehörte, fo durfte er jaͤhrlich nicht mehr als zwei Tannen 
hauen. 

Auch in Appenzell finden wir übrigens ſchon in älterer Zeit Bei: 

fpiele von Vermächtniſſen, durch welche Ehegatten mit Zuftimmung 


29 Vergl. hierüber auch Landb. v. Küußnach 2, 4: „Die Sheverlobten 
mögen zwifchen Ihnen Einen Ehe: Tractat fchliegen, jedoch fo, daß folder 
Beyderſeitigem DBermögen und deß gegenfahes gemef der Billichfeit feye, und 
folher von dem geihwohrnen fchreiber oder einem anderen Ehrlichen unpar: 
teyfchen man in Beyfeyn der Eltern oder Bögten vor ber Soputation aufgerich⸗ 
tet und verſchrieben worden.“ 


20) Landb. Artt. 100102. 
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ihrer nächften Bermandten einander ein weitergehende ald dag ge- 
fegliche Erbrecht einräumten,, insbefondere das ganze Vermögen zu 
Leibding und die Hälfte desfelben zu Eigen hinterließen 72). Derar- 
tige Bermädhtniffe fheinen in Außerrhoden 9) auch fpäter noch als 
zuläßig betrachtet worden zu fein, foferne nur die obrigfeitliche Ges 
nehmigung dafür nachgeſucht und erlangt wurde. 


4) Auch das eigenthümliche, unter theilweiſem Einfluffe des 
Spftemes der Gütergemeinfchaft entflandene Erbrecht der Ehegatten, 
welches in Glarus galt, haben wir bereit im erften Theile (©. 
495 ff.) kennen gelernt. In dem bier behandelten Zeitraume blieb 
dasfelbe unverändert; nur zu einigen Erläuterungen fand ſich die 
Landsgemeinde veranlaßt. 1581 7%) ſetzte fie feft, Daß, wenn der ver- 
ftorbene Ehegatte bloß Enkel von vorverftorbnen Kindern, hinter- 
laffe, welche nicht nad) Stämmen, fondern nach Köpfen theilen , der - 
„Kindstheil” des überlebenden Ehegatten auch nur in dem Antheile 
eines Enkels beftehen folle. 1754 8%) wurde die Ausübung des Wahl- 
rechtes näher dahin geregelt, daß, wenn der Ueberlebende (oder, falls 
er inzwifchen fterben follte, feine Erben) binnen der feftgefegten Zeit- ' 
frift von zwei Monaten nicht „das Eherecht erfahren“ würde, ald« 
dann den Erben des verftorbenen Ehegatten freiftehen folle, wäh 
rend der folgenden zwei Monate ihrerfeitö zwifcdhen den beiden Erb» 
rechten die Auswahl zu treffen; würden aud) fie dieſe Frift unbe- 
nutzt vorübergehen laflen, fo follte die Wahl dann wieder dem über- 
lebenden Ehegatten zuftehen. 

Bei dem verpflichtenden Charafter, den man namentlid) in evans 
gelifchen Ländern dem Berlöbniffe beilegte, ift e8 begreiflich, daß die 
Frage entftehen konnte, ob nicht aud) verlobten Perfonen, wenn bie 
eine von ihnen vor der Einfegnung der Ehe ftarb, das gleiche Erbrecht, 
wie wirklichen Ehegatten zuftehe. Die Landsgemeinde von Glarus 
bejahte 1630 9%) grundfäglich diefe Frage, jedoch Immerhin unter der 


2) Urk. v. 1553 bei Zellw. Nr. 857. 

’*) Landb. Art. 90: „Es haben vor etlihen Jahren Große Rärh angefehen 
und georbnet, daß Niemand dem Anderen fein Gut vermachen noch halb the i⸗ 
len folle, weder Cheleuth noch Jemand anders, es feyen gleich Kinder vor: 
handen oder nicht, dann mit Erfanntnng Land Ammann und Raths.“ 

?*) Landsgem. Brot. In das Landbuch ift diefe Satzung niemals aufge- 
nonımen worben. 

ꝛe) Landegem. Brot. Lb. v. 1807 $. 76. 

2,29 D. 67 A, Zeitfhr. VI. 56. Vergl. 8b. v. 1807 6. 83, 
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Vorausſetzung, daß mit der Vollziehung der Ehe nicht Länger als die 
vorgefihriebene Zeit 32) von drei Monaten („Inert einer Fronfaſtenn“) 
jugewartet worben fei, indem bei länger andauerndem Berlöbniffe 
das Erbrecht wegfallen follte. 
Das gefegliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten, welches, 
wenn er nicht vorzog an ſein eigen Gut zu kommen, bei unbeerbter 
Ehe in der Haͤlfte des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens, bei beerbter in 
einem Kindstheile von demſelben beſtand, konnte, wie im erften Theile 
(S. 502) angedeutet wurde, dadurch erweitert werden, daß die Ehe- 
leute ſich gegenfeitig die leibvingmweife Nutznießung ihres gefammten 
Vermögens vermachten, weldye jedoch bei einer allfälligen Wieder- 
verehlichung aufhörte. Die nicht ganz klare Faſſung des alten Land: 
rechtes 'veranlaßte 1739 ein neues Geſetz, durch weldyes die Befugniß, 
‚derartige Vermächtniffe zu errichten, auf die zwei Fälle befchräntt 
wurde, daß entweder die Eheleute in der erften Ehe lebten oder Daß 
aus frühern Ehen feine Kinder vorhanden waren; fobald alfo der 
eine Ehegatte Kinder aus einer vorhergehenden Ehe hatte, fo konnte 
er zu Gunſten des andern nicht mehr über fein Bermögen disponiren. 
1749 wurde auch nody von der Landsgemeinde die Erläuterung ge- 
troffen, daß Hausrath und Kleider nicht in dem Leibpingsvermädhte 
niffe begriffen fein, fondern den rechten Erben des verftorbenen Ehe⸗ 
gatten ausgeliefert werben follen ®°). 


$. 3. Eheliche Kinder. 


I. Der Bater war, wie wir im erften Theile (S. 183, 503) 
gefehen haben, natürlicher Vormund feiner, in rechter Ehe erzeugten, 
nod) in der elterlichen Haushaltung lebenden Kinder. Söhne, welche 
unter päterlicher Gewalt fanden, waren handlungsunfähig und das 
her Schulden, weldye fie ohne Einwilligung des Vaters eingingen, 


wo bie alte Friſt von „Jahr und Tag” an die Stelle der „Kronfaflen” ge- 
treten iſt. 


22) S. oben $. 1, ©. 162. 


*) Landsgem. Brot. %b. v. 1807 6.89. Die Schlußbeftimmung biefes Artikels, 
daß bei einem Vermögen von mindeftens fl. 5000, an welchem der überlebende 
Ehegatte den Nießbrauch hat, den Kindern bei ihrer Verehlihung die Hälfte 
ihres Erbtheiles herauszugeben fei, ift erft bei der Abfaflung des Landbuches hinzu⸗ 
gefommıen. 
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ungültig 9). Vorbehalten wurde jedoch in Glarus e) der Kal, 
wo der Sohn mit Zuftimnning des Vaters einen Handel oder ein 
Gewerbe trieb, und in Zug °%) war dem Bater, welcher einen lieder⸗ 
lichen Eohn hatte, zur Pflicht gemacht, denfelben zu verrufen, widri⸗ 
genfalls er für ihn bezahlen mußte. Den Zeitpunkt des Aufhörens 
der väterlichen Gewalt bei unverheiratheten Söhnen näher zu beftim- 
men, fcheint bei den einfachen Verhältniffen unferer Ränder noch nirs 
gends ein Bedürfniß obgewaltet zu haben. 

Nur vorübergehend galt in Glarus ®”) die eigenthümliche Be- 
fimmung, daß, wenn die Kinder bereitd Vermögen ererbt hatten, 
dasſelbe nicht von dem Vater, fondern von einem obrigkeitlich zu be= 
ftellenden Vormunde verwaltet werden follte. Der Beſchluß ver 
Landögemeinde von 1649, weldyer dies feitgefegt hatte, wurde ſchou 
1670 wieder aufgehoben. 

Der Nießbrauch des Vaters am Vermögen feiner Kinder, welcher 
nad) gemeinem deutfchem, insbefondere nach alamanniſchem Rechte ®*) 
mit der väterlichen Vormundſchaft ebenfo verfnüpft war, wie in der 
Perſon des Ehemannes die beiden Rechte am Vermögen der Frau 
zufammenfielen, findet ſich ausdrücklich anerkannt in Appenzell 
J. Rh. 89%) mit der nahe liegenden Begründung, daß dem Bater aud) 
der Unterhalt feiner Kinder obliege, gleichviel ob fie Vermögen be« 
figen oder nicht. 

I. Der Mutter werden in unfern Rechtsquellen feine Rechte 
eingeräumt, fondern e8 wird ihrer nur injoferne gedacht, als von der 
Pfliht der Kindererziehung die Rede it. In Glarus) war ed 
altes Recht, daß nad) des Vaters Tode, wenn fein hinterlaffenes Ver⸗ 
mögen nicht hinreichte, um Die Kinder zu erziehen, die Mutter mit 
ihrem eignen Gute dafür einftehen mußte; 1613 wurde dies dahin 
abgeändert, daß in erfter Linie der väterliche Großvater, welcher ver 
Kinder nächiter Erbe war, und erft in zweiter Linie die Mutter dazu 


“2%.v» Sch wyz MH. 56, 88 (I. 1537, 1725; Kotbing ©. 170, 191). 
Lb. v. Küßnach 13, 2 (Kotbing Ra. S. 257). Eabung v. 1788 im 8b. v. 
Nidwalden v. 1806 V. 8. 6. 

22) Landsgem. Brot. v. 1680. 

20) Sefeß v. 1645, Zeitſchr. I. 2, 54. 

2) A. L. B. DB. 78, 70, Zeitſchr. VE. 72, 

) Bluntfhli D. P. N. $. 175. Zürch. R. G. U. 190. 

) Landb. S. 110, Sakung v. 1700. 

4.2.8. Bl. 13 B, 63 A, Zeitſchr. V. 153, VI. 49. 
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verpflichtet fein ſollte. In Appenzell J. Rh. 9%) galt im Allgemeinen 
der Grundſatz, daß die Unterftügungspflicht anderer Verwandter erſt 
dann beginne, wenn Vater und Mutter eines Kindes verftorben feien. 
Das nämliche Recht beftand aud) in Nidwalden 2). 


5.4. Außereblide Kinder. 


Nur die rechte Ehe begründete nad} deutfcher Auffaffung den Fa- 
milienverband; außerehliche Kinder gehörten als folche keiner Fami— 
lie und feinem VBerwandtichaftsfreife an und waren daher aud) vom 
Snteftarerbrechte ausgefchloffen. Indeſſen mußte doch das Berhält: 
niß des Vaterd und der Mutter zu einemTaußerehlichen Kinde infos 
weit berückſichtigt werben, als e8 fi) um die Pflicht, dasſelbe zu er- 
nähren und zu erziehen, handelte. 

Da der außerehliche Vater nicht, wie der ehlicye, zum voraus 
gegeben war, fondern auf dem Rechtswege ermittelt werben mußte, 
fo hatte die außerehliche Mutter ihn „um den Blumen“ °s), d. h. um 
Erfag für die verlorne jungfräuliche Reinheit Centfpredyend der Mor- 
gengabe im ehlichen Verhältniffe) anzufpredhen, wofür ihr gemöhn 
lic) eine NRothfrift von Jahr und Tag, vom Beginne der Schwanger⸗ 
ſchaft an gerechnet, angefeßt war. 


A. L. 83. von Glarus DL. 19 AM): 


„an welchem zitt eine ir blumen fol erfahren. Item welde Fröw 
oder tochter In onferem land Fein unnfern Iantman oder Binder Sag vmb ben 
blumen wil anfprechen oder mitt recht wil fürnemen, die fol das tun Sm tar 
vnd tag für das ir ſach offenbar wirt vnd welliche das nit enbutt, die fol benz 
von danenthin vmb denſelben blumen nütt me zeforbern han weder mitt gericht 
noch an gerichtt.“ 


Landb. von Nidwalden v. 1623: 


„Von Bluomen der Mägten. Wann eine einen vmb den Bluomen 
anſprächen wil, Soll Solcheß in Eine Jahrß friſt, nah dem ſie verfelt if, 


1) Landb. Art. 122 (Satzung v. 1584). 
2). 05. v. 1782, V. 16. 1. 
»2) In Luzern „vmb den megtum vnd blumen”, vergl. Segeffer I. 470 
und das hier angeführte Stadtrecht, Art. 118. Dfenbrüggen ſchweiz. Necdre: 
„ulterthümer ©. 86. 
») Zeitſchr. V. 161. Nach der gegenwärtigen Chegerichtsordnung 88. 46, 
47 follen für den Blumen Fr. 10—20 gefprocdhen werden; jedoch find Witrwen, 
verheirathete Frauen und Weibsperfonen, welche fihon einmal außerehlich gebo: 
ren haben, davon ausgefchloffen. 
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Beſchechen mögen, vnd foll allhie in vnſerem Landt, wie vmb andere fachen 
darumb gericht werden, vnd nit auf frömbbe (geiftliche) gericht Laden: umb welr 
ben angefprochnen Bluomen alfdan die Jenigen, für bie eß allhie zue recht 
fumbt, Je nad geftalt der fachen gewaldt habenbt und wan gemelt zihl verfchi- 
nen, foll einer kein antwort mer ſchuldig fein.“ 

Landb. von Appenzell A. Rh. Art. 121: 

„Wann eine zu vor unverleumdete Perfohn dur einen wäre geſchwächt 
worden, fol Ihro für den Blumen Zehen Piundt Den. werben.” 

Wenn der Angefprocdhene die Vaterfchaft noch vor der Geburt 
bes Kindes freiwillig anerfannte, fo war jedes weitere Verfahren 
überflüffig; fonft aber ließ man e8 gewöhnlich auf den Eid der 
Mutter anlommen. In Glarus wurde diefe feierlihe Handlung 
in ber Weife vorgenommen, daß unmittelbar nad) erfolgter Geburt 
eines außerehlidhen Kindes der Landweibel im farbigen Mantel und 
mit dem Gerichtsftabe in der Hand, der Landfchreiber und ein Raths⸗ 
herr fi zu der Wöchnerin begaben und fie anhielten, das Kind an 
ihre linke Bruft zu legen und fodann nad) geſchworenem Eide den 
Bater desfelben nad) beftem Willen anzugeben 05). In Schwyz % 
wurde den Hebammen durd) den Eid, welchen fie zu ſchwören hatten, 
die Verpflichtung auferlegt, außerehlich gebärende Mütter während 
der Geburt über den Vater ernftlich zu befragen und deren Angaben 
fodann dem Landammann zu binterbringen. In Nidwalden” 
hatte, wenn die Mutter nicht fo vertrauenswürdig fehlen, daß fie zum 
Eide zugelafjen werben konnte, der Angefprochene ven Reinigungseid 
dafür zu fhmwören, daß er binnen eines gewiſſen Zeitraumes feinen 
fleiſchlichen Umgang mit ihr verpflogen habe; durfte er dies nicht 
thun, jo wurde er als Vater anerfannt. Obwalden hatte die eigen- 
thümliche Beftimmung, daß in Fällen, wo nicht auf den Eid ver 
Mutter abgeftellt werden fonnte, alle Diejenigen, welche beſchuldigt 
waren, in Jahr und Tag bei ihr gelegen zu haben , und ſich nicht mit 
ihrem Eide von dem Verdacht reinigen konnten, zufammen das Kind 
erhalten follten ®®), i 


Ueber das Berhältniß, in welchem Vater und Mutter zum Un⸗ 
terhalte eines außerehlichen Kindes mitzuwirken hatten, galten ver- 


»2) Alte Landsbräuhe. 3. H. Tſchudi ©. 56. 

») „Mandatum wegen dem lafter der unlautherfeit” v. 1760 im Archiv. 
») 8b. v. 1623, Bon der Ledigen old Bnehelichen Kinder wegen. 
9.2.8. Bl. 26 A. 26. v. 1635 fol. 44, v. 1792 fol. 165. 
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fhiedene Beftimmungen. Glarus erfannte 1649 und 16809: 
wenn der Bater am Leben und nicht ganz unbegütert fei, fo folle er 
bag Kind zu ſich nehmen und erziehen; im entgegengefegten Falle 
liege diefe Pflicht der Mutter ob, weldye, wenn fie fich nicht anders 
zu helfen wiffe, dem Almofen nachgehen möge. In Schwyz war 
die Mutter nur während des erften Jahres das Kind zu erhal 
ten fchuldig, nachher konnte fie e8 dem Vater zum Unterhalte 
und zur Erziehung zuftelen. In Appenzell 100 war es altes 
Landrecht, daß jedem Theile die Pflicht des Unterhaltes zur Hälfte 
oblag, fo daß das Kind das erfte halbe Jahr von der Mutter, 
das zweite vom Vater erzogen werden follte u. f. mw. Außerrhoben 
verfügte 1598: wenn der eine Theil unvermöglidy fei, fo folle dann 
die Unterhaltspflicht ganz auf dem andern Theile ruhen und die Ver: 
wandten nicht in Anfprud) genommen werden mögen. Im Inner: 
rhoden dagegen beitand der Grundfag, daß, wenn ein Ehemann 
fi) einer außerehlidyen Schwängerung fehuldig machte, das Kind 
nur während des eriten Halbjahres von der Mutter, nachher aber 
einzig von dem Vater und feinen Erben erhalten werden follte. Um: 
gekehrt war in Nidwalden die Ehefrau, weldje ein außerehliches 
Kind gebar, von jeder Alimentationspflidht frei, — wahrfcheinlid 
‚weil man annahm, daß diefe Verpflichtung nicht ſowohl die fhulvige 
Frau als vielmehr den beleidigten Ehemann, das Haupt der Fa: 
milie, treffen würde. Sonft wurde hier unterfehieden, ob der Ange 
fprochene die Vaterfchaft freiwillig anerfannte oder ob die Mutter 
das Kind bei ihrem Eide weggeben mußte; im eritern $alle waren 
beide Theile gemeinſchaftlich, im legteren Dagegen nur der Vater un 
terhaltspflichtig ?). 

Der außerehlihe Vater, welchem ein Kind ‚uerfannt wurde, 
hatte dann der Mutter immer eine Entfhädigung für das Kindben 
(in Nidwalden 20 Pfund 2), in Schwyz früher ) 5 Pfund, fpäter 
1 Dublone, in Appenzell 3 Bfund 5 Schilling) und falls ſie eine 
unbeſcholtne Jungfrau geweſen war, auch eine ſolche für „den 
Blumen” zu bezahlen. Letztere war, wie wir oben geiehen haben, in 
Appenzell auf 10 Pfund angefept. ı 


) A. L. B. S. 8, Zeitſchr. VI. 70. Landsgem. Brot. 
200) 25,9. J. Rh. Artt. 118, 121, v. A. Rh. Artt. 121, 123. 
2) Vergl. das Entlebucher Landrecht bei Segeſſer H. 472. 
2) A. L. B. (3. 1569), Zeitſchr. VI. 185. 
2) Landb. II. 14 Kothing €. 139.) 
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8.5. Vormundſchaft. 


1) Ueber die Frage, wer unter obrigfeitliche Vormundſchaſt zu 
ftellen fei, enthalten unfere Landbücher keine einläßliche Beftimmungen; 
vielmehr rede fie oft nur im Allgemeinen von „Verfonen, fo eines 
Bogts bedürfen”. Bon felbft verftand ſich dieſes Bedürfniß nur bei min- 
derjährigen vaterlofen Waifen; Wittwen wurden zwar häufig, je 
doch da die Geſchlechtsvormundſchaft almählig ihre frühere Bedeutung 


verlor, nidyt mehr allenthalben bevogtet. Daß Geiftesfranfe unter 
Bormundfchaft geſtellt zu werden pflegten, haben wir ſchon im erften 


Theile (S. 504, 506) gefehen. Die neuere Zeit, in welcher die Ars 
menlaft und damit aud) die Verpflichtung des Staates und das drin- 
gende Intereffe der Verwandten, der Berarmung rechtzeitig vorzubeu- 
gen, immer ftärfer hervortraten, fügte noch die Verſchwender als 
eine neue Klaffe zu bevogtender Perfonen bei). Endlich wurde oft 
aud) Abwefenden, welche Vermögen im Lande hatten, ein Bors 
mund beftellt °). 

2) Die Wahl eines Vogtes für unmündige Kinder ftand, 
wie wir im erften Theile gefehen haben , zunaͤchſt dem Vater derfelben 
zu, welcher, fei e8 bei gefundem Xeibe oder auf dem Todbette, einen 
ihm beliebigen Landmann hiefür erbeten fonnte und dabei feineswegs 
auf den Kreis der nähhften Verwandten befchränft war. Erwachfene 
Perfonen, die eines Vormundes bepurften, konnten felbft der Bes 
höre, weldye darüber zu verfügen hatte, einen Borfchlag machen. 
Hatte weder der verftorbene Vater noch Die betheiligte Perſon felbft 
eine Wahl getroffen, fo mußte der Bormund immer aus den nädften 
Verwandten genommen werden. In älterer Zeit ſtand, wie wir ge 
fehen haben, die Auswahl bei den Verwandten, felbft, welche ſich zu 
einem Familienrathe vereinigten ; fpäter wurde fie allenthalben dem 
Rathe oder Gerichte übertragen. Den Nlebergang von der ältern zur 
neuern Einrichtung zeigt deutlich) das Landbuch von Nidwalden von 
1623 mit feinen Nachtraͤgen: 


*) Stadt: und Amtb. v. Zug Art. 137 (Zeitſchr. 1. 2. 49): „die — Lieder 
lichkeitt halber von iren Fründen bevogteit wurden.” Auch das Kath. Landes 
gem. Prot. v. Glarus von 1689 erwähnt es als eine Gewohnheit, „dz die 
Nächte freundt den Weißlenen ond den vertüonten Leuthen Ginen Vogt 
Ernambſen und geben dörffen.” Bergl. Lb. v. Schwyz I. 79 (3. 1685, Ko: 
thing ©. 186), v. Küßnach $. 12. 1, $. 15 (Kothing Ra. ©. 254, 258). 

2) A. L. B. v. Obwalden Bl. 19 A. 8b. v. 1635 fol. 96. v. Moos 
©. 170. 
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„Bon Bögt ſtimmen &c. So etwar in unferem Landt mangelbahr were 
zuo bevogten, da follendt fünfi die nöchften fründt, die in dem Landt ge 
feffen vnd zu bebogten taugenlich findt, dDrey vom Batter vnud zween von 
der Mueter zuefammen gahn vnd einen vogt under ihnen ſtimmen (beftim- 
men), wie Landtrecht it: Auch mag ein ieder ſynen findern by finem le: 
ben, by gefundem old krankhem Inb old im todtbett, einen vogt flimmen, wels 
hen er will: welder aber by funem Läben ſynen Finden fein vogt flimbt, dem⸗ 
felben föllendt auch fünff der nöchften fründt, wie obgemelt einen flimmen. Vndt 
welcher alfo — durch den Batter old die fründt zum Vogt geftimbt wird, ber joll 
Bogt fon, es funde ſich den daß einer mifbevogtete, oder daß einer vB anſtiff⸗ 
tung old ynblafung der Mueteren gefahrlicher wyß zum vogt geftimbt werben 
were, alfo daf folicher den nochſten fründen nit gefallen möchte, fo föllendt aber 
fünff die nöchften fründt zuefamen gahn vnd nach ihro guer Bebundhen einen 
Vogt flimmen. Vndt ſo aber föllihe fründt im Landt nit überall, oder auch gar 
feine anzufomen, die guet vnd anuegfamb darzu weren, föllendt Myn Herren 
allwegen nad geftalt der ſach gwalt Ban, doch ift vorbehalten, daß ber 
Landtammann, Landtſchriber vnd Landbtweibel niemandt fhuldig 
feyen zu bevogten, vnd foll fy niemandt ſtimmen noch darthuen, [y wer: 
dentdann geftimbt im Todtbett). — — — 

„1670 iſt geornet, daß in mangel der Bluotßverwandten ein Leiblicher ſch was 
ger deß Bevogteng auch Tähig ſyn fülle, vnd fo mehr als ein ſchwager vorhan- 
den were, folle eß ieder Zeit an einem — wuchen Rath Han, zue erfennen, wels 
her under ihnen gefimbt werben fölle. 

„Eß hat aber ein Nagmeindt Anno 1676 erläuteret, daß fürohin die nächte 
verwandte, die guet vnd gnuegfam feyn, Einem — Gefhwornen Grid: 
vfeindedell eingegeben vnd dan der beft und tauglidhfie by Eyds 
pflicht erwellet werden vnd fölle der Jenige zu gehorfammen ſchuldig 
fein.” 

Dagegen finden wir bloß die neuere Rechtsanftcht, nad) welcher 
nicht die Verwandten, föndern die Obrigkeit den Vogt zu wählen 


hatte, fehon in dem Alten Landbuche von Obwalden (BL. 19 A) 
ausgeiprochen : 

„Ber das yeman für ein Landtamman vnd die Lantlüt ’) fem, Vnd bätt 
vm ein vogt, Vnd In döcht das er fin notturiftig were, der fol offuen wer von 
Recht fin vogt fölt fin, dunsft den ein Amman vnd lantlüt, das er des oder 
eynes anderen notturfftig fh, Vnd vm wen er denn bytt, Ein fründ oder weli- 
hen Im die lantlütt zu eynem vogt gebend, der fol es tuon, Baur 
tätt er das nit So foll man Ims gebytten, Welt ers dan aber nit duon So es 
Im erteylt vnd gebotten wirt, der ift fonıen vm fünf pfund, Bub fome er bes 
ze ſchaden, der vm den Vogt gebetten hätt, So fol er In von ſchaden wyſen.“ 


*) Bergl. A. 2. 3. von Uri Art. 190: „Wir feind übereinfonmen, baf 
nun fürohin, welder ie Landt Anıman wird, daß ber foll aller Bogteien ledig 
fein Sr werde gebätten oder fonften. Vnnd di alldiewil Er im Landt Amman 
Ampt iſt.“ 

’) Die neuern Rezenfionen (26. v. 1635 fol. 96, v. 1792 fol. 71, v. Mooe 
€. 170) fegen hier „Räthe“ flatt Landleute“. 
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Wie in neuerer Zeit bei der Mahl eines Vormundes verfahren 
zu werben pflegte, das mögen fernerhin die nachfolgenden Statuten 
ſchwyzeriſcher Landſchaften °) zeigen. 


Waldſtattbuch Einſied eln's v. 1572 Art. 113: 

„Item wo Ian vnſer waldftatt Int wärind die beuogtens nottürfftig find, bie 
fygend frowen ober Find, föllend vor gricht beuogtet werben, Es ſyge mitt Iren 
fründen oder andern waldtlüten, da ein gridt bebundt, das fy am allers 
beften verforgt fygend, vnnd fol geſchächen vunuerzogenlih, wenn fy deß 
ermandt werbind, Es were dann das einer von einem franden Im 
todtbett anzeigt vnnd fölichen fynen Kinden zuo einem Vogt eruordes 
tet wurd, Soll on allen verzug barzuo mitt Recht ghalten werben vngeuar⸗ 
lich.“ | 

Landb. der Mar dh Art. 95: 


„Ban ein Batter in feinem Todtdett anno bey guetem VBerfland für 
feine binderlaffne Kinder einen Bogt begert, alß folle folch begerter 
Vogt, er möge in ver Berwandtfchafit, oder nit Verwandtichaft feyn, mit anges 
meflener Belohnung von einem Ammann oder Rath beftättiget werdten.“ 


Landb. v. Küßnacch $. 12, Art. 2—4: 


„Ban Witiwen und Waifen oder andere Berfohnen, fo eines Vogts mans 
gelbahr, in unferer Landtſchafft wären, und angebohrne Freunde und 
Verwandte haben, folle allzeit ber nähfte Freund, warn Er gut und Tauglid 
barzu, wo nicht alsdan abermahl der nächſte fo gut und Tauglich darzu if, Vogt 
beftellt werben; dan wo felbe anerbohrne Freunde haben, foll niemand darzu ge- 
nöthiget werden Vogt zu feyn, Es wäre dan, daß Jemand darzu erbetten werden 
“ möchte, daß Gr felbft eigenes guten willens wolle vogt feyn. 

„Ban aber Ein man bey feinem leben und guten Vernunft einen 
Vogt erbetten hätte, Er feye verwandt oder nicht, fo Toll dieſes voraus 
krafft haben: und wan berfelbe foldhes nicht gern und mit willen thun wolte, 
fol Er mit erlegung zwey Thaller bey obrigkeitlicher firaff gewifen und gehalten 
werben, Eß wäre dan, daß Er folche rechtmellige Urfachen darwider beyzubrihs 
gen hätte, fo Ein wolweifer Rath für genugfan Erkennen wurde. 

„Sm Zahl aber ſolche vogtbahre Perfohnen in unfer Landtſchafft feine aner- 
bohrne Verwandte hätten, die ſolche Bogtey verwalten Könnten, folle es bey 
allpiefigem Rath Heben Ihnen einen Tauglichen Vogten zu verornen.“ 


3) Da einerfeits die fammtlichen Bormundfchaften immer mehr 
unter die Aufficht der Behörden geftellt wurden , anderſeits aber die 
wichtigften Folgen für den Verkehr mit dritten Perfonen fich an dieſes 
Inſtitut fnüpften, fo ift e8 begreiflich, daß man feftfeste, es folle jede 
einzelne Bevogtigung, nachdem fie von der Obrigfeit verfügt oder 


gutgeheißen worben, öffentlicdh befannt gemacht und von den 
J 
| 


) Kothing Ra. ©. 148, 1%, 255. 
Blumer, Staats- und Rechtsgeſchichte. II. Thl., 2. Dr. 13, 
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Lanpfchreibern in ein ordentlich geführtes Verzeichniß („Bogtsbüchli” 
genannt) eingetragen werben °). 

4) Die Ablegung der VBogtsrehnungen, welde bald jährs 
lich, bald alle zwei Jahre zu gefchehen hatte, fand nun immer. vor 
Landes⸗ oder Gemeindsbeamten, jedoch unter Beiziehung der nächſten 
Derwandten der Bevogteten flatt. Auch Obwalden ſetzte nun 1653 
feſt, es ſollen zu dieſem Geſchaͤfte in jeder Kirchhoͤre zwei Maͤnner 
verordnet werben 20); dieſelben wurden fpäter „Recdhnungsherren“ 
genannt 2). In Nidwalden wählte die Landgemeinde den Ober: 
vogt, welcher die Vogtrechnungen „in der Landleute Namen zu em⸗ 
pfangen“ hatte in Beifein des befannten $amilienrathes, beftehend 
aus 3 Vaters und 2 Muttermagen 129). In Appenzell war erft 
um's Jahr 1590 die Sitte aufgeflommen, daß die Vögte vor dem 
Hauptmann der Rhode und einem Rathsgliede ihre Rechnungen ab- 
zulegen hatten ı°), Sn Glarus mußten, nad) einer Satzung von 
1541 24), jeweilen zwei Rathöherren der Abnahme der Vogtsrech⸗ 
nung beivohnen. In Gerfau und Küßnach geſchah diefelbe durch 
die „Amtsleute", worunter man den Landammann, den Landfchrei- 
ber und den Landweibel verftand 25). 

5) Bon den Bflihten und der Verantwortlichkeit Des 
Vormundes redet in fernhafter Sprache das Alte Landbud von Ob⸗ 
walden (31.39 A 19); 


„Welcher — mit Rechtt verornett und Ime gebotten wirt wyitwen oder wey⸗ 
fin oder ander ding zu beuogten der fol by finer trüw vnnd Eren Eugen vnd fin 
beft vnnd wegft thuon vnd ſinen vogtt Finden verhelfen darzu ſy Recht hand, es 
ſyge güott⸗ oder rechtlich, vnd das Iren wol bewaren mit brieff vnd figel vnder⸗ 
pfanden oder bürgſchaften. Vnd ſo es ſich funde das einer Harin etwas ver⸗ 
ſumpt vervnſchickett old In einicher geſtalt vnd maß mißvogttet vnd nit ſin beſtes 
vnd vermögen gethan hette, fo fol er Inen den ſchaden abtragen vnd ex 
feßen nach erfentnug byberber Lütten oder eines erbaren gerychts.“ 


Das Landbuch von Küßnach, welches der neuern Zeit ange- 


) St. A. B. v. Zug Artt. 137, 138. Sapung'v. 1829 im A. 2. B. von 
Blarus Bl. 66 A (Zeitfhr. I. 2. 49, VI. 55). 


10) 25, v. 1792 fol. 73, v. Moos ©. 172. 

1) Cinungbuch v. Sachſeln, 3. 1732, 

22) 26. v. 1623, Bon Bögten Rechnungen, und Nachträge v. 1635 u. 1667. 
13) Zellw. Geſch. III. 2. 209. 

“42.88.35 A, Zeitfhr. V. 1W. 

2») Kothing Ra. ©. 93, 255, 256, 

10) Berg. Lb. v. 1635 fol. 97, v. 1792 fol. 72. v. Moos ©. 171. 








i 
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hört, macht es noch insbeſondere dem Bormunde zur Pflicht, beim 
Antritte feiner Vogtſchaft ein fchriftliches Inventar zu fertigen. Für 
ben Fall, daß er „aus Hinläßigfeit oder eigner Schuld etwas verwahr- 
lofen oder verfiumen“ würde, fchreibt es ebenfalls vollſtaͤndigen Er⸗ 
faß des entftanpnen Schadens vor. 

6) Eine fernere Garantie für die ungefehmälerte Erhaltung des 
Vermögens bevogteter Perſonen fand man darin, daß die Verfügung 
über dasfelbe nicht mehr in allen Beziehungen dem Bogte überlaflen, 
fondern durch Gefege, welche im Laufe Diefes Zeitraumes entſtanden, 
die Veränderung von Kapitalien und die Veräußerung 
von Liegenſchaften, ja felbft von werthuollen Fahrniſſen von 
der Zuftimmung der näcdhften Verwandten, bisweilen auch der Obrig- 
feit abhängig gemacht wurden 17). In Nidwalden fonnte Ber: 
mögen von Bogtöfindern, welches ohne Beachtung diefer Vorfchriften 
war veräußert worden, „al8 Mittel die allzeit nad) ihrem Herrn 
jchreien”, von jedem Beflger, auch demjenigen in gutem Glauben, 
zurüdgeforbert werden. 

7) Da der Vormund in vermögensredhtlicher Beziehung den 
Bevogteten volftändig vertritt, fo folgt daraus von felbft, daß der Letz⸗ 
tere hand lungsunfähig if. Wie fchon im frühern, fo wurden 
namentlidy in dem hier behandelten Zeitraume alle mit Bevogteten 
ohne Einwilligung des Vormundes eingegangenen Rechtögefchäfte 
durch zahlreiche Gefege unfrer Länder für ungültig erklärt 29). Die 
häufige Wiederholung der nämlichen Beſtimmung in unfern Land⸗ 
büchern läßt darauf fchließen , daß es oft ſchwer fiel, das Recht zu 
vollziehen, wo e8 mit der Moral im Widerfpruche zu fein fchien, in⸗ 
dem eben leicht der Fall eintreten konnte, daß Jemand mit einer ma⸗ 


2) Satzung Obwalden’s von 1697 im 2b. von 1792 fol. 74 (v. Moos ©. 
173). 2b. v. Nid walden v. 1782 V. 8.5 (3. 1683—1730),. Glarner Kath. 
Landsgem. Prot. v. 1689, Gem. Landegem. Prot. v. 1737. 2b. v. 1807 8. 111. 
Lb. v. Küßnach 12,9. Satzung Engelberg’sv. 1088, Zeitfchr. VII. 123. 

1) 4.2.3.0. Glarus Bl. 36 B, 59 B, 60 B, 71, 75, 81 (3. 15590, 1588, 
1504, 1640, 1643, 1661; Zeitfehr. V. 194, VI. 40, 43, 64, 69, 75). 2b. von 
Schwyz, f. oben $.3, Nr. 84). Regifter des Landsgem. Pıot. v. Uri, 3.1767; 
26. v. 1823 Art. 115. 9.28.83. v. Obwalden Bl. 19 B; 8b. v. 1635 fol. 98, 
v. 1792 fol. 73; v. Moos S. 172. %.v. Nidwalden v. 1623, Bon Vogt Kin⸗ 
den; 26. v. 1782 V. 8. 6. 86.0. Appenzell J. Rh. Artt. 122, 140 (5. 1549), 


A. Rh. Art. 127. %b. der March Art. 38 u. Erläuterung v. 1772, v. Küßnach 


$. 13 (Kotbing Ra. S.126, 257). Thalb. v. Gngelberg Art. 107 (3. 1580), 
Zeitſchr. VII. 62. 
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‚teriell ganz begründeten Forderung abgemwiefen werben mußte, weil 
ed ein Bevogteter war, dem er, vielleicht ohne diefen Umſtand zu fen- 
nen, etwas verkauft oder vorgeftgedt hatte. In mehrern unfrer Ge 
feße fand man daher noch für nöthig beizufügen, daß, wenn ber ver- 
lierende Gläubiger den Bevogteten einen Schelm oder Dieb nenne, 
dieß eine ftrafbare Injurie ſei. In den beiden Unterwalden war 
dem Bevogteten wenigſtens freigeftellt, nad) der Entlaffung von der 
Bormundfchaft die von ihm auf rechtsungültige Weife eingegangenen 
Verpflichtungen zu erfüllen; in Glarus dagegen ging man 1699 '" 
foweit, felbft ſolche nachträgliche Zahlungen zu unterfagen, damit 
nicht Mißbrauch Daraus entftehe. Mit Recht ift in neuerer Zeit 
(1846) diefes harte Geſetz abgeändert worden. 

8) Die Entlaffung vonder Bormundfhaft geſchah in 
ber Regel durch Die Obrigkeit, welche die Bevogtigung verfügt hatte). 
In Einfiedeln mußte felbit in dem Halle, wenn eine bevogtet 
Weibsperfon ſich verheirathete, die Entlaffung von der obrigfeitlichen 
Bormundfchaft zuerft vom Gerichte erkannt werden, ehe der Ehemann 
ihr Vogt werben konnte. In Glarus dagegen hob die Verehlichung 
fowohl bei Manns⸗ als auch bei. Weibsperfonen von felbft die Bor: 
mundfchaft auf; wenn jebody die Verwandten aus befondern Grün- 
ben für erforberlid) fanden, daß diefelbe wieder eintrete, fo Eonnten fit 
binnen zwei Monaten vor den Rath kehren und verlangen, daß die 
Bevogtigung wieder angeordnet und befannt gemacht werde 22). In 
Nidwalden mußte, wenn Iemand der Bormundfchaft entlaffen zu 
werden wünfchte, zuerft der Samilienrath der fünf nächiten Verwand⸗ 
ten, und wenn folche nicht vorhanden waren, mußten die Räthe ber 
Kirchhöre ihr Gutachten abgeben, ehe die Obrigkeit barüber ver⸗ 


fügte 22). 


8.6. Unterftügungspflidt ver Berwandten. 


Wir haben im Verlaufe unſrer Darftelung gefehen, wie nad 
deutfchrechtlicher Anfchauung die BlutSvermandten einer Perfon bis 
zu einer gewiſſen — bald fo, bald anders abgeftedten — Graͤnze 


19) Landsgem. Brot. 2b. v. 1807 $. 106. 

20) Kothing Ra ©. 234, 254. 

2%) Landsgem. Prot. v. 1687. 2b. v. 1807 $. 107. 

22) Satzung v. 150 1m A. K. B., Zeitfchr. VI. 162. 25. v. 1731, wo an 
bie Stelle der „Lantlütt” der „Wuchenrath“ getreten iſt. 
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einen engern Kreis bildeten, welchem in verſchiednen Beziehungen 
befondere Rechte und Verpflichtungen zuftanden: fo mit Hinſicht auf 
Rache und Frieden, auf Zugrechte, auf Bormundfchaft, auf Erbrecht. 
Ein neues, erft in dem bier behandelten Zeitraume hervortretendes 
Moment, bei weldyem die Verwandtfhaft von rechtlicher Bedeutung 
war, bildete die Unterftügungspflicht gegenüber hülfsbedürftigen Pers . 
fonen, welche in unfern Quellen gewöhnlich mit dem Erbrechte 23), 
zuweilen audy mit ver Rachepflicht und der Befugniß, die Bevogtir 
gung eines Volljährigen zu verlangen, zufammengeftellt wird. Die 
erfte Bedingung der Unterftügungspflicht war vollftändige Armuth 
und Hülflofigfeit der bei Berwandten zu verforgenden oder durch 
ihre Geldbeiträge zu erhaltenden Perſon; diefes Erfordernig wurde, 
ba nad) den Begriffen des Zeitalters der Bettel noch nicht durdh-. 
gehends als verwerflid) erfdhien, oft fo weit ausgedehnt, daß eine 
Perſon erft dann als hülfsbedürftig erfchien, wenn fie nicht felbft, wie 
man es hieß, dem Almofen nachgehen konnte. Alfenthalben wurden 
zunächſt Waifen, insbefondere vaterlofe, biß zum 10. oder 12., oft 
felbft bis zum 14. Jahre unterftügt ; wer fie bei fid) erzog, der hatte 
nachher Anſpruch auf ihre Arbeitsthätigkeit, fowie auf Vermögen, 
welches alfällig ihnen zufiel, und war, wenn fie ohne Nachkommen 
ftarben, ihr rechter Erbe felbft mit Ausfchluß näherer Verwandter. 
Ferner hatten in der Regel aud) alte kranke und gebredyliche („preft- 
hafte“) Perſonen, welche ſich nicht felbjt zu erhalten vermochten, ſo⸗ 
wie deren Familien Anfprud) auf Beihülfe. Endlich trat aud), wenn 
ein Vater durch üble Wirthfchaft in Armuth gerathen war, für die 
Verwandten, welche nicht durch die ihnen zu Gebote ftehenden Mittel 
fid) Dagegen gefchügt hatten, die Verpflichtung ein, Die unmündigen 
Kinder desfelben zu erhalten. Die zweite Bedingung der Unter⸗ 
ftüßungspflicht war die Verwandtſchaft, zunächft die erbfähige; 
in der Regel gingen daher hier wie im Erbrechte Batermagen den 
Muttermagen vor. Auch waren zunächſt die Verwandten in den 
nähern Graden unterftüßungspflidtig, und nur wenn dieſe unver- 
mögend waren, wurden aud) die entferntern Grade der Verwandt⸗ 
Schaft in Anfpruch genommen. Nach dieſer kurzen Ueberficht des 
Stoffes Iaffen wir unfre Quellen, weldye gerade in diefem Gebieet 
ein vielfacdyes Intereffe gewähren, felbft fprechen. 


29) Bergl. Bluntſchli RG. 1. 220. 
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7.2.8. von Uri Art. 238: 


„Stem wir feind vbereinfommen, fo eß fi zuotruoge, daß Batterlofe 
Khinder vorhanden, die noch vnerzogen weren vnnd nüßit beiten, darauß mann 
Sie ernehren vnnd erhalten Ehönte, oder daß ein Batter fo Arm vnnd präfßs 
hafft an leib were, daß Er feine Khinder mit feiner Arbeit nit ernehren vnnd auf 
erziehen möchte, daß alßdan die nehften fründ Vattermarkh, fo fi biß 
in daß fünffte GOlid 29 Vätterlicher Linien erfunden, diefelbe Kinder fhul 
big fein follen bis auf die 12 Jahr ?°) ihreß alter auß ihrem gut zuo erzüechen, 
damit Sie nit an Bettel auf die Gaſſen gefchlagen werben ?*), vnnd ob aber bie 
nöchſten fründt folder notthürifigen oder haabloßen Khinder nit fo vill vermög- 
fi oder Hablich weren, daß alßdann die andern fründ Battermarfh fo 
hablich ſolche Khinder, wie obſteht, erzüechen follen. Vnnd fo fehr aber fheine 
fründ die den Kinden Vattermarkh verwandt verhbanden weren, oder dag Eie mit 
fo vill haablich, vnnd mit in ihrem vermögen were die Khinder zuo erzücden, 
dag dannethin die freund fo den Waißlenen Muotter halb mit früud: 
ſchafft alß obfleht, ie die nöchften biß in daß fünifte glid, die deß vermögens 
feind, diefelbe Kind erhalten, alß ob Erleuteret ift, biß Sie 12 Jahr alt werben, 
der gebührlichen notthurfft noch erzüechen follent. Vnnd fo dann bie Khinder 
alfo von einem oder mehr fründen erzogen werben, vnnd bannethin etwar were, 
vnnd ihnen biefelben ablingerte (weglodte), wider der fründten willen ?’), wie 
daß fein mag, der oder diefelben follen dannethin ſchuldig fein, ben frünbten 
allen erlittenen Eoften, fo Sie ghabt dig Kinder aufzuozüechen, gäntzlichen abzu⸗ 
tragen in Erkhantnuß eine Gerichtß, wo Ste fi deffelbigen nit fonften güottlih 
betragen werben. Vnd ob auch folden Kinden mitler Zeit etwaß Erb 
fahls zuoſtehn wurde oder daß fie fonften etwaß gutß gewünnen ober vber⸗ 
fhommen wurden, dz alßdann fie denen, fo fey erzogen haben, darumb zimlichen 
vnnd billihen abtrag thuen follen. Vnnd ob fie ohne IybG@rben von 
dißer Zeit verfhieden und etwaß gutß, eß wäre wıß Es wolle, hin 
der ihnen verlieffen, daß dan baffelbig alleß das minder vnnd mehr, mühe 
aufgenommen noch vorbehalten, benen zuo Erbfahl zuofallen folle, die fie erzogen 


”*) Das Landb. von Nidwalden „Bon Batterlofen und vnerzognen Kinben“, 
welches fonft beinahe wörtlich mit demjenigen von Url übereinſtimmt und daher 
wohl dasfelbe als Quelle benubt hat, hat hier „bis in Das viert“. 

23) Nidwalden hat in der Mezenfion von 1623 „vierzedden iar“, in ber 
jenigen von 1731 dagegen „zächen tar”. 

2°) Nidwalden: „damit fie nit ouff gaſſen gefchlagen, ald Rathloofe hal 
ben fterben, ald fonft Groſſen fhaden davon Empfachen mücften. Welches von 
ben Nachgemeinden 1694 vnd 1695 wider Beftättet worden, das allein die nöh- 
ften freundt Vatterhalb big in vierten Grad alß weldhen zue erben ald 
Rächen zuo ſtehen fönnte, fleuren, vnd die fleur aufhalten follen, vnd nit 
weiters (Geſchffr. IX. 101), in Kraft an der Nachgemeindt 1704 erfhenten ge: 
meinen Regul: Wer nit kann erben, der foll nit ſtüren.“ — Konfe 
quenter Weife folgt dann im Landb. v. Nidwalden die Unterflübungepfliht der 
entferntern Verwandten von ber Baterfeite erft nach derjenigen der Muttermagen 
bis zum aten liebe. 


a7) Nipwalden: „wider jren, ber freunbten willen.“ 
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haben, ob gleich ſy nöchere fründt ober Erben binder Ihnen verlaflen wurden ?®). 
Zus gleicher weiß ift auch vnnſer meinung, daß alle die Perfohnen in vnnßerm 
gandt, fo betligerig old fonften prafthafit am leyb wären, ober 
dermaſſen alt, daß Ifie fih mit mehr ernehren möchten, vnnd alfo haablooß 
weren, baß feye nit nah der gebührlichen nothurift erhalten werden möchten, 
vnnd aber feye ch in ihren Jungen tagen ehrlih vnd froniblich ghaiten, vnnd 
ihr gutt nit in Wolluft oder mit vnnutz verthan oder verbraudt Hetten, daß 
biefelbigen auch — von den nechften fründen ernehret vnd erhalten werben fols 
len.” ‚ 


AL. 3. von Obwalden Bl. 15 A (3. 1578): 


„Welche pherfon des Eints fatter feligen der nahfi gfründ, es fy from 
oder man, die nement Das erb und find ouch ſchuldig das find zu er- 
ziehen, fo es bes manglett.” 


Bl. 37 B 29); 


„BE Sant’Zörgen tag Im (15) 6° Jare Do Iſt anzug gefhechen der Ar: 
men vnerzognen Finden und weyflinen, Denen Ire elttern abfterbent 
vnd vß Irem guott nitt mogent erzogen werben vnnd danne die nöhften old 
funft ander fründ die es vermogent ettwan durch ein oberfeyt gezwuns 
gen werdent femlihe weyflin zu erziehen, vnnd Aber bishar Fein 
ornung noch zitt darin gemacht wie lang man ſolche weyſle ziehen, Alſo If 
harin dife erlütterung — gemacht: Alle die fo vB ſchuldiger pflicht oder harzu ge⸗ 
nöttiget femliche arme wenflin — ziechent, föllent fürhin nitt — Ienger ſchuldig 
fin ſy — zu haben vnd zu erziehen Dan bis ein Jedes zwölf Jar altt If, es 
fyge dan fach das eines blynd oder lam oder funft brefthafitig In wei- 
fen Das es fin muß vnd brodt nitt gwynnen old dem allmuoſen 
nah ziehen möchte, fol allwegen au einer oberfeht flan. Band welder ſam⸗ 
liche wenflin erzüht — vnd bie felbigen weyßlin ettwas überfämen old 
ererpten —, follent ſy fchuldig fin nad bollikeytt vnd erkantnus byderber lüt⸗ 
ten, ſo wytt und Jr guot gelangen mag, einem der fy erzogen oder finen Erben 
ein zimliche belonung zu geben. — Were ou das Jeman einem ſemliche weyſ⸗ 
lin vonder den Zaren oder gli nach dem Bil der zwölf Zaren, fo Ty einem — 
fürhin ettwas widerum abdienen mödhten, — wyder fin willen — von 
eim lüngertte —, der felbig fol alls danne diferm fo fy erzogen allen ſyn coflen 
abtragen ſowytt er das vermag. Vnd fo fi danne fuogte das femliche find nad 
‚ ben zwölf Jaren mer by eim weren und ſich hielten das fy ettwas [ons verbies 
nen möchten, das fol Inen am vorigen Coſten allwegen nad der bylifeite ab⸗ 
ſchwynen. Vnd fo es ſich begebe das ſolcher weyſlinen die noͤchſten fründt fo fy 
erziechen föllen nitt des vermögens vnd das danne wyttere fründ Harzuo gezwuns 
gen, vund die nöhern fründt darnach ettwas über femen, föllent fy Inen die finb 
abnemen vnd Inen den billihen coften abtragen nah Irem vermogen.” 


29 Das Nidwaldner Lanbb. v. 1623 if ganz übereinfimmend; dasjenige 
von 1731 hingegen fagt: „und ob ſy ohme Leiberben abfturben vnd etwas Guots 
verließen, das Hauptgut fanımt den Zinfen guetmachen vud erſtatten.“ 


2°) 2p, v. 1635 fol. 93, 94, v. 1792 fol. 77. 
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Landb. v. Schwyz °%) IL. 68: 


„— 1671 Iſt — Erkhendt worden, daß die Großmüeteren Ihre äntle 
zuo ziechen, ober ſelbiger etwaß Schadenß ze haben nit ſchuldig, vnnd 
zuemahlen Ihrer Erbſchafft ohnfächig ſein ſollent.“ 


II. 78: 


„aA. 1685 — Iſt — ein Anzug beſchehen, daß, wan @in Vatter übell hau: 
et, vnndt ſein haab vnd Guoth verthuoth, wer alßdan die Kinder, So nit zuo 
leben haben, Erhalten Solle? Iſt Erkhent, das die Jenige Finder, welde 
umb das beylige Allmuoßen gehen fönnen, Sich deſſen gleid um 
dere Arme leuth bedienen Sollen. Der vnmündigen Kindern halb, welde 
Solchem HI. Almuogen nachzuokommen vnuermöglich, Sft — einem gefeßnen Lantt: 
rarh remittiert, Ye nach befindendten dingen ine disposition — wegen Ihrer 
Erhaltung zuo maden. 

„Damit aber Solchen befhmwährten fürohin Vorgeforget — werde, Iſt Er: 
fhent — worden, bas den Nechſten Erben (wan es fich Ereuge, das Jemand⸗ 
alßo übell Haufen wirbt), welche ſich Einicher gefahr von Ihme vndt fer 
ner Kinderen wegen billih zuo beforgen Haben wurden, frengeflelth five, 
daß haab vndt Guoth — zuo ihirmen. — — — Ban aber die Erben oldt nedhfl 
in ſolchem fahl durch die finger fehauen, vndt der fhuldigfheit gemäß, wie mar 
es Ihnen überlaßt, nit Vorforg Thätten, alſo dag GE zuo fehuldten fommen 
wurde, follen felbige alfvan die Bnmündige Kinder, fo vill dero findt, um 
mittelbahrlih zuo Erhalten fhuldig fein.” 


Hofrodel von Einfiedeln v. 1702 >: 


(49.) „Erleutherung des Erbrechtß, daß Vatermarch biß in bi 
vierten Grad einfchlieglichen dem Muttermarch vorgehn folle; waß dan vſſert dem 
vierten Grad, folle je der nechfte Bey dem Blut, fie ſeyen Vater: oder Mutter: 
mardig, erben, ond follen auch die Befhwerden in erzgiehung ber 
Baterlofen Eindern gemäß difer erleutberung auch beobaächtet 
werden.” (3. 1662.) 

(66.) „Das der articel in Anfehung der Erhaltung und Beſchwerden hal 
ber der Armen Preſthafften und zurarbeith vntauglichen leuthen 
gleich dem alten Anno 1662 Grrichteten Artickel, nemlich der nechfte beym biat 
der nechite beim gutt, jo auch in Beſchwerden folle gehalten und beobachtet wer: 
den, — Iſt — angenommen worden 1761. 


Landb. v. Küß nach 6. 14, Artt. 1 u. 2: 


„Nichts habende vatterlofe Kinder follen von Ihren nächſten hab: 
lichen Erben erhalten werden, alfo daß war die nächite felbiten mit Ihrer 
noth zu Thun bätten, bie darauf nächſt folgende, fo hablich feynd, zu ermelten 
Unterhaltung folen. gezogen werben. 

„Solche Kinder follen aber länger nicht, alß bis fie zwölff Jahr alt, oder 
Tauglich Ihr Brod felbften zu gewünnen, von ihren Verwandten aus fchuldigfeit 
erhalten werben, Es wäre dan, daß bie finder unvermögend und in felbigem 
alter noch nicht im fland wären.” 


⸗ 


2) Kothing ©. 180, 186. 
2 Kothing Rq. ©. 202, 207, 258. ®% 
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Zuger Gefeh von 1645 9): | 


„Item daß auh ride fründt ihr arme Berwandte, foweit fie 
ein anderen zu erben hetten, fchulbig feyn zu erhalten undt nit in 
uſſerſte Armuth und audere überthrünnig im Ellendt umbher ziechen Laflen 
ſollen.“ 


A. L. B. von Glarus Bl. 63 A(J. 1613): 

„Wann fürohin einem Mann ein Ehelicher Sohn mit tod abgienge, vnd 
derſelb Sohn verließe eheliche kinder, die kein eigen gut hettend daß ſy erzogen 
vnd erhalten werben möchtend, daß alßdann Er der Großvatter an ſynes 
Sohns ſtadt dieſelben Kiuder zu erzüchen ſchuldig fin ſolle, Ange⸗ 
ſehen Er vff den fahl dieſelben auch Erben wurde.“ 


Bl. 66 A (J. 1629): 

„Wan einer oder eine ſo Arm der ſich mit ſyner Arbeith nit vßbringen 
fan, oder fein eigen Hab vnd gut, fo ſoll alßdan der Nechſt fründt — folli- 
hen helfen ehrzüchen, wan aber derfelbig ouch Armm, daß er ihme nit helffen 
könnte, follend alßdan die Nechſten fründt, fo gefchwüfterte Find, jo dem Armen 
zu dritten vnd Necher verwandt, eß feye vom Vater oder Mutter March *®), 
einanberen helfen zu erziechenn fchuldig fin.” 


Evang. Landesgemeindeprotofoll v. 3. 1754: 

„Sind die Landes Artieul wegen underhalt Baterlofer Kinderen oder 
anderen übelmögenden und Krandnen Berfohnen, welche fi zu 
erhalten und um das Heilig Almoſen Herumgugehen*) außert 
fand find, dahin erläutert, daß wann die anverwandten von Vater: und Mut: , 
terntarch bis in driten grad nicht dermögend, das Sie Ihre befreunbete mit nöh⸗ 
tiger Subsistenz an Hand gehen fönnen, dann auf die anverwandten Mänlis 
hen (väterliben) Stammes bis in Jten grad die anlaagen mögen for⸗ 
miert, und wenn auch folche nicht Ienglih, danne Müterlicher feits aud 
bie im Aten grad verwandt mögen angeluaget und zu einem billihen beytrag 
angehalten werden.” 


Landb. von Appenzell-Innerrhoden Art. 122 (3. 1584): 
„Wo — Kinder verhanden oder noch Künitig verhanden werben möchten, 
die Kein Batter noch Muter im leben und die Kinder fo jung, daß fie fih nit 


22) Beitfchr. I. 2. 53. VI. 49, 55. 

3) Daß indefien die Butermagen immer vorausgingen, erfleht man aus 
der Sußung von 1640 (Zeitfchr. VI. 68), wo nur von den nächjten Verwand⸗ 
ten vom Bater der Warfen die Rede ifl. Ganz richtig, d. 5. der alten Uebung 
entfprechend fügt daher das Landb. v. 1807 $. 94: „Vater⸗ oder mutterlofe Way⸗ 
fenfinder, welche — in der Armuth leben, follen allervorderfi von den näche 
ten Anverwandtenvom Vatermarch und zugleih von dem Grb- 
linien- Stamm der Nothdurft nad verforgt und erzogen werben. Sollten aber 
diefe Verwandten felbften arm und nicht vermöglid genug feyn, fo mögen bie 
Verwandten von Bater: und Muttermarch bis in dritten, und im äußerſten Notbs 
fall bis in vierten Grad dafür angelegt werben.” 

24) Grit 1770 fing man in Glarus an durch weile Berorbnungen den af: 
fenbettel zu unterdrüden® 


⸗ 


202 Das Familienrecht. 


felber ernehren möchten, auf daß ihrne die nähfte freundt wie vornen ber 
Beſchehen, follen fchuldig ſeyn fie Helifen zu erzihen.“ 


Sakung von 1662, ebenda ©. 108: 


„Daß ins Künftig Keiner perfohn die umb dag Heillig allmuf 
fen gehen Kau oder mag gefleuret werden, und umb bie fleur niemand 
über den bten grad oder 10 glid angelegt werden, bie ſteur aber fol nit 
der ReihThumb fonder der freundfhaft nad) von der Oberfeit aufgefeßt wer: 
deu, welcher im anderen grad verwandt, foll umb ben Halben Theil mehr als 
welcher im vierten Grab ift angelegt werben und alfo fortg an.” 


Landb. von Außerrhoden Art. 125.3%) 


„Bo fo arme Kind wären, die fein Hab und Gut, und alfo fi ſelbſt nicht 
zu erhalten hätten, fo fol ein Freundſchaft zu ſteuren angelegt werben bis auf 
dag Achte Blied*?"), und nicht weiter, wo habliche Kreund vorhanden. 

„Im Zahl aber gar Arme Freund vorhanden, und ein Freundſchaft ein hö⸗ 
bere Steur erforberet, fo foll es an LandAmmann und Math fiehen, ob weitere 
Berwandte auch fteuren und angelegt werden follen ober nicht.“ 


8) Nah dem Appenz. Monatsblatt Jahrg. 1842 ©. 16 batirt biefe 
Satung aus dem Jahr 1676. f 

20) Dhne Zweifel wird bier, wie oben im Landb. v. Innerrhoden, der Aus⸗ 
druck „Glied“ auf die römische Zählung bezogen; man bat alfo bier den Aten 
Grad deutſcher Zählung zu verfiehen. 
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Siebenzehntes Kapitel. 
Dad Erbredt. 


8. 1. Geſetzliche Erbfolge A. Die Nachkommen. 


Das erbreihtliche Syftem, welches wir im erften Theile aus⸗ 
führlid) dargeſtellt haben, hat ſich in feinen allgemeinen Grundzügen 
unverändert forterhalten bis auf die Gegenwart, wenn aud) im Ein⸗ 
zelnen während des Zeitraumes, den wir bier behandeln, nicht unbes 
deutende Mopififationen eingetreten find. Es ift daher vor Allem 
aus daran zu erinnern, daß nad) deutfcher Rechtsanſchauung, welche 
faum irgendwo fo unbeftritten wie in unfern Ländern ihre Herrfchaft 
behauptet hat, die Erbfolge in den Nachlaß eines Verftorbnen nicht 
durd) den Willen des Erblaffers, fondern durch das Geſetz und Her- 
kommen beftimmt wird und dieſer Regel gegenüber letztwillige Ber; 
fügungen nur al8 Ausnahmen in fehr befehränktem Umfange geftattet 
find. Berner hat auch der Grundfaß, daß nur die ehliche Verwandt⸗ 
ſchaft zur Erbfolge berechtige, unveränderte Geltung behalten und nur 
ſehr ausnahmöweife werden hin und wieder auch Verwandte, welche 
aus unehlicher Zeugung hervorgegangen, als erbberedhtigt anerkannt. 
» Sndem wir daher innerhalb der Erbfolge der Verwandten zunächft 
von derjenigen der Nachkommen (Defzendenten) handeln, welche 
naturgemäß in erfter Linie fteht, ſcheiden wir hier den ziemlich reich⸗ 
haltigen Stoff wieder in der Weife aus, daß wir zuerft von ben 
ehlicyen Kindern, dann von den ehlichen Enfeln und Urenkeln und 
zuletzt endlich nocdy von den unehlichen Nachkommen reden werben. 


I. Ehlide Kinder. 


1) Ein neugebornes Kind war erbfähig, wenn e8 nad) dem 
Tode feiner Mutter oder feines Vaters, obgleich nur kurze Zeit, ges 
lebt hatte und dieß durch Zeugen erwielen werben konnte. Die alt 
alamannifche Rechtsregel, welche hierüber das Landbuch von Schwyz 
enthält 2), ift beinahe wörtlich noch) in das neuere Landbuch von Kü B- 


4) Bergl. Th. 1. ©. 1%. 
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nad) 2) übergegangen. Auch das Kind, welches im Zeitpunkte des 
Todes feines Baters ſich noch im Mutterleibe befand, galt ald Erbe, 
wenn es nachher Ichendig zur Welt fam; ein todtgebornes Kind hin⸗ 
gegen war unter feinen Umftänden erbfähig *). 
2) Wir haben im erften Theile (S. 509) gefehen, daß, wie in 
‚andern Gegenden der Scyweiz, fo aud) in der Landſchaft March der 
Ausfteurung eines Kindes die Bedeutung beigelegt wurde, daß 
e8 durch diefelbe vom Erbrechte gegenüber feinen Eltern ausgefchlof- 
fen war, fo lange daneben noch unausgefteuerte Kinder ſich vorfans 
: den. In dem neuern Landbuche von 1756*) hat zwar die alte Rechts⸗ 
regel aud) nod) Aufnahme gefunden, jedod) wird zur Verhütung von 
Mißbrauchen bei foldyen Abfindungen vorgefchrieben, daß dem aud- 
zufteuernden Kinde von der Obrigkeit ein unbetheiligter Bogt zu bes 
ftellen fei und daß die ni chften Erben, alfo in der Regel die übrigen 
Kinder zu dem Rechtsgeſchäfte einwilligen müffen. Die Worte „ont 
an ein Rechten anfal”, welche in den Altern Rechtsquellen regelmäßig 
porfummen, werben bier folgendermaßen umjchrieben : 

„vorbehalten ein Grbiahl, welcher feit befhechener Außrichtung wiederumb 
zuiallen möchte, bey folhem die ausgeflürte Kinder auch wiberumb Erb ſeyn 
tollen.” 

Kothing ’) feheint diefe Worte fo zu verftehen, daß den aus⸗ 
gefteuerten Kindern ihr Erbrecht gegenüber andern Verwandten, z.B. 
Oheimen und Tanten vorbehalten worden fei; allein auf diefes Erb: 
recht verzichteten fie ja überall nicht und es erſchiene daher ein folcher 
Borbehalt als überflüffig. Derfelbe hat wohl eher, nad) der Faſſung 
des Landbuches von 1756, den Sinn, daß, wenn den Eltern nad 
der Ausfteurung eine Erbfchaft zufiel, das ausgefteuerte Kind nad 
ihrem Tode in diefen Theil ihres nachgelaffenen Vermögens ſukzedi⸗ 
ren fonnte. Ob aber dies wirflid) die Bedeutung bes „rechten ledi⸗ 
gen Anfalls“ der alten Offnungen war oder ob unter diefem Aus- 
drude in früherer Zeit nicht vielmehr der Fall, wo nur ausgefteuerte 
Kinder nod) beim Tode der Eltern vorhanden waren, verftanven 
wurde, wagen wir nicht zu entfcheiden. 

Während in zürcherifghen Rechtsquellen ſich geradezu ausgefpros 
chen findet, e8 dürfe ein Vater dem einen Kinde mehr geben als dem 


2) 6.5, Art. 12; Kothing Ra. S. 50. 

2) 25.9. Appenzell I. NH. Art. 88 (I. 1692), A. NH. Art. 104 (3. 1705). 
*) Art. 9, Kothing Ra. ©. 114. 

) Die Erbrechte des Kant. Schwyz in der Zeitſchr. V. 161. 
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andern, galt in Glarus, wie wir gefehen haben, der entgegengefehte 
Grundſatz und wird nod) heutzutage mit aller Strenge feftgehalten. 
Auch in Einfiedeln ®) durfte ein Vater nicht ohne Die Zuftimmung 
fammtlicher Kinder einem oder mehrern Eöhnen Liegenfchaften ab- 
treten. In Appenzell”) war, kraft einer Satzung von 1546, die 
Ausrichtung von Kindern, welche einen Verzicht auf das Erbrecht in 
fi) enthielt, verboten. In Nidwalden) dagegen war bloß die 
Ausrichtung von Töchtern bei ihrer Verehlichung unterfagt, den Söh- 
nen aber durfte der Vater „in Zimlichfeit ein Füraus oder Schenke 
thun“, d. h. einen Vorlaß beftellen, was in älterer Zeit, wie wir im 
erften Theile (S. 510) gefehen haben, ejne fehr verbreitete Sitte war. 
3) Im Allgemeinen traten indeffen mit Bezug auf den Sohn $- 
vortheil, welcher fi) immer nur auf die vaͤterliche, nicht auf Die 
mütterliche Erbſchaft bezog 9), an die Stelle der Verfügung des Vaters 
oder des Berichtes im einzelnen Falle mit der Zeit fefte Regeln, welche 
meiftens nicht auf Gefegen, fondern bloß auf unbeftrittenem Herkom⸗ 
men berubten und oft nur etwa beiläufig oder audy gar nicht in den 
Redhtsfammlungen verzeichnet wurden. Am meiften verbreitet war 
Das Recht der Söhne, den Töchtern gegenüber die Liegenfchaften um 
eine jehr billige Anfchjlagsfumme, an ſich zu ziehen 2%), — in Nid« 
walden:ı) Anfhlagsreht genannt. Im Kanton Schwyz 
fielen, wenn das väterliche und mütterliche Vermögen ungeſchwächt 
‚vorhanden war, die Liegenfhaften den Söhnen um denjenigen ‘Preis 
zu, für welchen fie der Vater geerbt oder gekauft hatte; war biefer 
Preis nicht mehr zu ermitteln, fo hatten die Schaͤtzer diefelben nicht 
nad) ihrem jegigen Werthe, fondern nad) demjenigen, welchen fie zur 
Zeit der Uebernahme durd) den verftorbenen Vater hatten, zu würdis 
gen. Nur wenn der Vater ganz neue Gebäude auf der Liegenfchaft 


°) Hofrodel u. Waldſtattordn. v. 1702 bei Kothing Ra. ©. 208. 

8%. v. 3. NH. Art. 94, N. Rh. Art. 95. 

2) A. L. B. in der Zeitſchr. VI. 169. &b. v. 1623 v. Töchter, v. 1782 
V. 5.7. Geſetzb. v. 1857 ©. 56. 

?) Kothing die Erbrechte S. 115. %b. v. Glarus v. 1807 $. 88. 

2) Schwyzer Urf. für Wolrau v. 1071 bei Kothing die Erbrechte ©. 116, 
25. v. Appenzell I. Rh. Art. 114 (3. 1697): den Söhnen foll man „daß 
glegne gueth, Heufer u. fcheuren u. f. w. in einem gar leydlichen der Ober⸗ 
keit gfelligen preiß einhendigen.“ 

2, Die, obwohl im Landbuche nicht enthaltne, Gewohnheit hat hier fo ſtarke 
Wurzeln geſchlagen, daß es ſich nur darum handelt, dem Mißbrauche zu ſteuern. 
Gefaͤll. Mittheilung des Hrn. Deſchwanden. 
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errichtet, nicht aber wenn er an die Stelle eined alten Gebäubes ein 
neues gefegt hatte, durfte zu Gunften der Töchter der „Baufdilling" 
angerechnet werden. War hingegen das Vermögen der Eltern zurüd- 
gegangen, fo konnten die Töchter den Söhnen die Liegenfchaften infos 
weit im Breife fteigern, als e8 zum Erſatze des nicht mehr vorhande- 
nen Gutes erforderlich war. Fanden die Söhne dann, daß fie bei 
diefem Preiſe nicht beftehen könnten, fo fand ihnen frei, die Lies 
genfchaften in die Erbsmaſſe zu werfen und aus biefer den zehn- 
ten Theil als „Fürderling” vorauszunehmen. Das nämlicdye Recht 
ftand ihnen aud) in dem Kalle zu, wenn die Liegenschaften nicht den 
vorzüglichften Beftandtheil des väterlihen Vermögens ausmach⸗ 
ten 210), Sn Glarus, wo der lestere Kal überhaupt weit Häufiger 
als in den Urkantonen vorlam, war e8 allgemeine Regel, daß der 
Vorlaß der Söhne in einem Zehntel des Gefammtvermögens be 
ftand; diefe „Lange beftandene Uebung“ wurde erft 1767 22) förmlich 
zum Geſetz erhoben. Im Kanton Zug beitand in den Drei Gemein 
den des Außern Amtes und in Hünenberg, wie in einem großen 
Theile des Kantons Zürich, die Rechtsgewohnheit, daß die Söhne 
zwei Drittbeile, die Töchter einen, Drittheil erbten ; in der Etadt- 
gemeinde und deren Vogteien Dagegen bezogen die Söhne drei Fünf 
theile, die Töchter zwei Fünftheile ver Erbſchaft ?°). 

Minder wichtige Vortheile waren den Söhnen gewöhnlich auf 
mit Bezug auf Waffen und Kriegsrüftung 9, Kleider um 
Kleinodien 25) des Vaters eingeräumt. Den Töchtern gehörte das 
gegen in einzelnen Landfchaften ein Wohnungsrecht im väterlichen 
Haufe, fo lange fie unverehlicyt blieben 1%), und es fielen ihnen die 
Kleider und Kleinodien der Mutter zu. 


114) Landbücher der March Art. 96 u. v. Küßnach 8. 5 Arti. 1—3 mil 
Zuſatz v. 1792, welche im Wefentlihen nur das hergebracdhte, jedoch ungefchrie: 
bene Recht des Landes Schwyz (vergl. Th. I. ©. 190) enthalten. Kothing 
die Erbrechte S. 115 — 117. 


23) Landsgem. Prot. 26. v. 1807 $. 88. 


18) Burgerbud, 3. 1736, in der Zeitſchr. I. 2. 74. In Luzern erbten bie 
Söhne %, die Töchter Y%,. Segeffer IV. 116. 


10) 86, v. Obwalden v. 1792 fol. 118. 
») 25. v. Küßnach $. 5 Art. 6. Stabtreht v. Rapperswyl. 
) Kothing die Erbrechte a. a. O. 
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II. Ehliche Entel und Urenkel. 


1) Nach dem Geiſte der deutſchen Parentelenordnung wurden 
in Ermanglung von Kindern die weitern Deſzendenten des Erblafs 
ferd mit Ausſchluß ſeiner Geſchwiſter und ihrer Nachkommen, auch 
wenn dieſe um ein Glied näher zu ſtehen ſchienen, zur Erbfolge bes 
rufen. Den Zeugniffen, welche wir dafür im erften Theile (E. 511, 
912) angeführt haben, laffen wir nod) zwei andere aus dem Lande 
Appenzell folgen. . 

Landb. von Innerhoden Art. 110 (3. 1591); 

„Die weil nun aber fhwöfter und Brüsder Kindt und Kindts Kindt gleich noch 
wären, fo hat doch die Landtsgmeind erfent, daß Kindts Kindt in der Lynien 
des Bluts nad die rechten Erben ſeyn ſollen.“ 

Landb. von Außerrhoden Art. 108: 

„Wann es fih noch weiter zntrüge, daß ein Perfohn mit Ton abgienge, 
und verließe hinter ihro Kindsfinden Kind, teren Batter und GroßBatter, 
ober Mutter und GroßMutter auch abgeftorben wären, darbey aber verließe erſt 
gemelte verſtorbne Berfohn auh Schwefter oder Bruders Kindokind, fo 
fol deß abgeitorbnen Gutt feinen Kindokinden Rindern zufallen und feine Schwes 
fer oder Bruders Kinds Kind gar nicht mögen erben, alfo Hiermit der Erb⸗ 
fahl für fih und nicht Hinder fich fallen folle.“ 

2) Das Eintrittsrecht der Enkel aus vorverftorbnen Kindern 
neben den Gefchmwiftern ihres Vaters oder ihrer Mutter war, wie wir 
gefehen haben, ſchon zu Ende des vorigen Zeitraumes in unfere Län- 
der eingedrungen 17). Im Laufe des Zeitraumes, den wir gegenwaͤr⸗ 
tig behandeln, wurde auch das EintrittSreht der Urenfel neben 
Kindern und Enkeln des Erblaffers allenthalben anerkannt. In Uri 
hat dasfelbe bereitS im alten Landbuche (Art. 240) Aufnahme ger 
funden; in Glarus wurde ed 1555 !9), in Zug 1665 19), in Nid⸗ 


7) Bergl.nohN.2.B. von Obwalden 81.15 B: „Welcher nun für hin ber 
ein landman ift zu vnſers lands zeichen der paner oder fenly vſſ genomen wirt 
und dba mit In frieg ziet ond eyner dba vm Eumpt vnd erfchlagen würd, 
lad der ſelb eliche Find, wie fll dan Ir find, Eond erben vnd zu erb fomen 
an Irs vatters flat den erb teyll So Innen von Ir groß vatter vnd grof 
muotter zuo ſtuond vnd nit witter.” Bl. 32 B (neuere Handichrift): „Aber So 
hatt ein gemeind vffgeſetztt — dz nun für hin Fints Eintt Erben Söllent Jr 
groß Vatter unnd großmuotter an Irs Vatters und mutterd Statt So die 
Inen abgeftorben.” St. A. B. v. Zug Art. 2) (nah dem Alten St. A. B. 
BI. 25 von den Gemeinden angenommen im Jahr 1531) in der Zeitfhr. 1.2, 

Thalb. v. Engelberg, 3. 1540, ebenda VII. 58. Für die Landſchaft 
Mark vergl. Kothing die Erbrechte ©. 120. . 

29 94.2.9. Bl. 12 A, Zeitfchr. V. 155. 

1) Zeitſchr. I. 2. 55. 
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walden 1706 2%), in Schwyz 1712 2") an einer Landögemeinte. 
- welche während des Krieges im Felde bei Wolrau gehalten wurk, 
eingeführt. In AppenzellA. Rh. fand das Eintrittäredht der le: 
enfel nur allmählig Eingang : 1629 verorbnete der Große Rath, :: 
follen, wenn Enkel und Urenkel neben einander ſtehen, erftere ma 
Drittheile, Teßtere einen Drittheil der Erbfchaft beziehen, un cr 
1655 wurde von New und Alten Räthen der, nachher von der Yan: 
gemeinde beftätigte Grundſatz, daß Urenkel ihrer Eltern Tod nieni: 
zu entgelten haben follen, ausgeſprochen 2%). 

Verſchieden wurde die Frage beantwortet, ob das Eintrittsre: 
der Entel fid) audy) auf den Sohnsvortheil ausdehne, fo daß die: 
auch den Töchtern vorverftorbener Söhne zu gut komme. In Gl: 
rus 28) wird, wie in Luzern 29), durch eine entſchiedne Hebung ti: 
Frage bejaht; in Zug dagegen wurde fie durch das Geſetz von Ir 
ausdrücklich verneint. Auch in Küßnad) war nicht das Geht 
welchem das verftorbene Kind des Erblaffers angehört Hatte, fonte-, 
dasjenige, weldyem der lebende Enkel angehörte, maßgebend, for: 
Entel den Enfelinnen gegenüber immer den Sohnsvortheil für: 
in Anfpruch nehmen konnten 2°), 

3) Wenn die zur Erbfolge berufnen Defzendenten ſich alle ı 
gleicher Linie befanden, alfo bloß Entel oder bloß Urenkel dei & 
lafferd vorhanden waren, fo trat nad) der ältern Rechtsanfdhau: 
weldyer das EintrittSrecht fremd war, wie wir im erften Theile ; 
fehen haben, Kopftheilung ein. Sehr merkwürdig ift es zu id” 
wie diefer alterthümliche Grundfag fi) in einzelnen unferer Lin 
bis auf die Gegenwart erhalten hat. | 

Landb. v. Nidwalden a. a. O. (Satzung von 1706): 


„Bann aber fein Kind mehr Lebt, fondern allein Findsfinder ſich beizt 
fo follen felbige nit mehr nah dem Stammen, fondern auf den KRorii 
ben, foviel Perfohnen, fo viel Theil.“ 


Geſetz Obwaldens von 1845 2°) Art. 6: 


2°) &h. v. 1731 v. Erb-Racht, v. 1782 V. 5. 3. Geſetb. v. 1857 €. 5 

2) Kothing die Erbrechte ©. 121. 

22) 2p. Artt. 106, 107. 

2?) Vergl. aud die alte Satzung v. 1551, Th. J. S. 510. 

20) Segeffer IV. 118, 

22) 26, 6. 5, Art. 10; Kothing Ra. ©. 250. 

2,9, Moos ©. 179. Das N. 2. B. Bl. 32 B fährt fort: „Do Ei” 
die Alle nitt mer dan für ein theil Erben wie fil Irenn Joch Eepen. : 
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„Kinder und Kindslinder erben in geraber Linie an Waters oder Mutters 
fatt ihre Großeltern, ihre Ahnen oder Urahnen, fo zwar, daß wenn ein Groß⸗ 
vater oder Urvater ſtirbt, nicht nur die lebenben Kinder, fondern auch die Kin- 
der und Kindskinder der verftorbenen Eöhne oder Töchter an ihrer Eltern fatt 
erben. — — Wenn indefien fämmtlihe Sehen dem Grblafler gleich nahe vers 
wandt, 3. B. Kindskinder find, fo wird nad den Häuptern geerbt.“ 

Geſetz Appenzell-Außerrhodens v. 1835, Art. 9: 

„Kinder erben ihre Eltern, Großeltern und Urgroßeltern und noch weiter 
hinauf entweder nah Köpfen oder nah Stummen. Nah Köpfen wirb ges 
erbt, wo nur Kinder, nur Großfinder, nur Urgroßfinder oder weitere Nach⸗ 
kömmlinge vorhanden find; nah Stämmen hingegen, wo fih Nachkommen ver- 
fhiedener Grade vorfinden; d. 5. wenn Kinder, Großfinder, Urgroßfinderu.f. w. 
vorhanden find, ſo bilden die nächken Erben bie Etänme und die entferntern 
treten an ihrer verftorbnen Eltern Stelle.” 


Es läßt ſich indefien nicht verfennen, daß mit dem Eintritts⸗ 
rechte, welches im Bereiche der eignen Nachkommenſchaft des Erb» 
laffers nunmehr überall befteht, die Stammtheilung auch bei 
glei) entfernten Defzendenten beſſer übereinftimmt als die Kopf 
theilung. Wenn man bei Einführung des Eintrittsrechtes von dem 
billigen Geſichtspunkte ausging, daß „die Kinder ihrer Eltern Tod 
nicht zu entgelten haben ſollen,“ fu ift nicht abzufehen, warum dieſes 
nämlidhe Motiv nicht auch auf den Fall Anwendung finden follte, 
wo nicht bloß einzelne, fondern fämmtliche Enkel oder Urentel ihre 
Eltern verloren haben. Läßt man in dem Falle, wo noch Erben von 
einem nähern Grade vorhanden find, die entferntern Defzendenten 
an ihrer Eltern Stelle einrüden, fo fcheint die Konfequenz zu erfors 
dern, daß die nämlidhe Repräfentation auch dann flattfinde, wenn 
nur Erben des entferntern Grades ſich vorfinden. Diefer Konfequenz 
find dann auch in der That die andern Länder nicht entgangen. In 
Uri hatte ſchon der alte Landbuchsartikel die allgemein lautende 
Haftung : 

„Wir haben auch angefechen, dag kindtßkhinder an Vatter vnnd Muotter 
ftatt Erben follen, dem Stammen nad, vnd nit den Häupteren 
a ch 2. * 

Auch in Schwyz drängte bereits ber Wortlaut des Lands⸗ 
gemeindebeſchluſſes von 1514 28) zu der Folgerung hin, welche llar 
ausgefprochen iſt i in der Satzung von 1683: 





die will Ireun vatter vnd muter Noch lebendigge geſchwiſterte habend. Für dz 
bin So Erbend Sy Alle zu glicher Linyenn vedes Sin gebüren⸗ 
den theill.“ 

2?) Bergl. &b. v. 1823, $. 129, lit. b. 

28) 25. 11. 2 (Rothing ©. 127): „Das alle die kindt, denen Sre vätter 

Blumer, Staatl und Rechtegeſchichte. IL. Thl. 2. ®p. 14 
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walden 1706 20), in Schwyz 1712 21) an einer Landsgemeinde, 
welche während des Krieges im Felde bei Wolrau gehalten wurde, 
eingeführt. In Appenzell A. Rh. fand das Eintrittörecht der Urs 
enfel nur allmählig Eingang : 1629 verorbnete der Große Rath, es 
folfen, wenn Enfel und Urenkel neben einander ftehen, erftere awei 
Drittheile, Tettere einen Drittheil der Erbfchaft beziehen, und erft 
1655 wurde von Neu’ und Alten Räthen der, nachher von der Lands—⸗ 
gemeinde beftätigte Grundſatz, daß Urenfel ihrer Eltern Tod niemals 
zu entgelten haben follen, ausgefproden 22). 

Verſchieden wurde die Frage beantwortet, ob das EintrittSredht 
der Enfel ſich auch auf den Sohnsvortheil ausdehne, fo daß dieſer 
aud) den Töchtern vorverftorbener Söhne zu gut fomme. Sn Gla- 
rus 28) wird, wie in Luzern 29), durch eine entſchiedne Uebung dieſe 
Frage bejaht; in Zug dagegen wurde fie durch das Geſetz von 1665 
ausdrüdtich verneint. Auch in Küßnad) war nicht das Gefchlecht, 
welchem das verftorbene Kind des Erblafferd angehört hatte, fondern 
dasjenige, welchem der lebende Enkel angehörte, maßgebend, fo daß 
Entel den Enkelinnen gegenüber immer den Sohnsvortheil für ſich 
in Anſpruch nehmen konnten 25). 

3) Wenn die zur Erbfolge berufnen Defzendenten ſich alfe auf 
gleicher Linie befanden, alfo bloß Enkel oder bloß Urenkel des Erb⸗ 
lafjer8 vorhanden waren, fo trat nad) der Altern Rechtsanſchauung, 
weldyer das Eintrittsrecht fremd war, wie wir im erften Theile ge- 
fehen haben, Kopftheilung ein. Sehr merkwürdig ift e8 zu fehen, 
wie diefer alterthümliche Grundfag ſich in einzelnen unferer Länder 
bis auf die Gegenwart erhalten hat. 

Landb. v. Nidwalden a. a. O. (Sakung von 1706) : 


„Wann aber fein Kind mehr Lebt, fondern allein kindskinder fib befinden, 
fo follen felbige nit mehr nah dem Stammen, fondern auf den Kopf Er 
ben, foviel Berfohnen, fo viel Theil.” 


Gefeg Obwaldens von 1845 2%) Art. 6: 


2°) 25, v. 1731 v. Erb-Raͤcht, v. 1782 V. 5. 3. Geſetzb. v. 1857 ©. 55. 
2i) Kothing die Erbrechte ©. 121. 

22) 2, Artt. 106, 107. 

2) Dergl. auch die alte Satzung v. 1551, Th. I. ©. 510. 

2) Segeffer IV. 118. 

»») 26, 6. 5, Art. 10; Kothing Ra. S. 230. 


2%, 9, Moos ©. 179. Das A. 2. B. Bl. 32 B fährt fort: „Do Söllend 


die Alle nitt mer dan für ein teil Erben wie fill Irenn Joh Seyenn, Alle 
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„Kinder und Kindekinder erben in gerader Linie an Waters ober Mutters 
flatt ihre Großeltern, ihre Ahnen oder Urahnen, fo zwar, daß wenn ein Groß⸗ 
vater oder Urvater flirbt, nicht nur die lebenden Kinder, fondern auch die Kins 
der und Kindskinder der verfiorbenen Eöhne oder Töchter an ihrer Eltern ſtatt 
erben. — — Wenn indefien ſämmtliche Erben dem Erblaſſer gleich nahe vers 
wandt, 3. B. Kindekinder find, fo wird nach den Häuptern geerbt.“ 

Geſetz AppenzellsAußerrhodens v. 1835, Art. 9: 

„Kinder erben ihre Eltern, Großeltern und Urgroßeltern und noch weiter 
hinauf entiweder nah Köpfen oder nah Stämmen. Nah Köpien wirb ges 
erbt, wo nur Kinder, nur Großfinder, nur Urgroßfinder ober weitere Nach⸗ 
fömmlinge vorhanden find; nah Stämmen hingegen, wo fih Nachkommen vers 
fhiedener Grade vorfinden; d. 5. weun Kinder, Großfinder, Urgroßfinder u. f. w. 
vorhanden ſind, ſo Bilden die näckten Erben bie Etamme⸗ und die entferntern 
treten an ihrer verſtorbnen Eltern Stelle.“ 

Es läßt ſich indeſſen nicht verfennen, daß mit dem Eintritts⸗ 
rechte, welches im Bereiche der eignen Nachkommenſchaft des Erb⸗ 
laſſers nunmehr überall beſteht, die Stammtheilung auch bei 
gleich entfernten Deſzendenten beſſer übereinſtimmt als die Kopf- 
theilung. Wenn man bei Einführung des Eintrittsrechtes von dem 
billigen Geſichtspunkte ausging, daß „die Kinder ihrer Eltern Tod 
nicht zu entgelten haben ſollen,“ ſo iſt nicht abzuſehen, warum dieſes 
nämliche Motiv nicht auch auf den Kal Anwendung finden ſollte, 
wo nicht bloß einzelne, fondern fämmtliche Enkel oder Urentel ihre 
Eltern verloren haben. Läßt man in dem Falle, wo noch Erben von 
einem nähern Grade vorhanden find, die entferntern Defzendenten 
an ihrer Eltern Stelle einrüden, fo fcheint die Konfequenz zu erfors 
dern, daß die nämlicdye Repräfentation auch dann ftattfinde, wenn 
nur Erben des entferntern Grades fid) vorfinden. Diefer Konfequenz 
find dann aud) in der That die andern Länder nicht entgangen. In 
Uri hatte ſchon der alte Landbuchsartikel die allgemein lautende 
Saflung : 

„Wir haben auch angeſechen, daß Findiffhinder an Batter vnnd Muotter 
I follen, dem Stammen nad, vnd nit ben Häupteren 
na 

Auch in Schwyz drängte bereitd ber Wortlaut des Lands⸗ 
gemeindebefchluffes von 1514 2°) zu der Folgerung bin, welche klar 
ausgefprochen iſt in der Satzung von 1683: 


die will Irenn vatter vnd muter Mod, lebendigge geſchwiſterte habend. Für dz 
bin So Erbend Sy Alle zu glicher Linyenn yedes Gin gebüren⸗ 
den theill.“ 


27) Bergl. 2b. v. 4823, $. 129, lit. b. 
2) 06. II. 2 (Kothing ©. 127): „Bas alle die lindt, denen Ire yätter 
Bhlumer, Staatl und Rechtögefchichte. IL. Thl. 2. Br. 14 
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„Daß wan eim großuatter, ober großumotter abfierben wurde, Vudt feine 
finder, fonder allerſeitß alein Enetlin hinderlaſſen wurbe, die hinderlaßne Cuet⸗ 
lin nit Hantlin für Häutlim, fonder felbige ein Erb an Ihr Batter 
Bndt Muotter Statt Sein, Vndt ulio fürshin Erben Sollen.” 


Ebenfo fagt das Landbuch von Küßnach 5, 9: 

„Wan aber fein Eheliche Kinder bey Leben, fonder nur Kindßkinder aller: 
ſeithß in gleichem grad vorhanden wären, es fenen gleich von Einem Kind mins 
der, vom anderen aber mehr vorhanden oder nit, folle die Verlaſſenſchaft nid t 
nad den köpfen, fonder nad den floblen oder der vorftellung 
Ihrer Eltern, oder warn ef Kinder von Kindßkinderen antreffen wurde, nad 
Irer Glteren und folglich groß@lieren flellen außgetheilet werben.“ 


In Glarus endlich, wo in der Uebung wohl fchon viel früher 
die Stammtheilung fi Geltung verfchafft, dann aber die mißlungene 
Redaktion ded Landbuches von 1807 einige Unficherheit bervorges 
bracht hatte, erfannte die Landsgemeinde 1816 :° 


fo lange die gerade Linie fortgeht, foll das Erb von Groß⸗ und Urgroß 
eltern nad den Stolen vertheilt werben ?°).“ 


111. Außereblide Nachkommen. 


Nach der Etrenge des alten Rechts begründete unehlide Zeus 
gung keinerlei erbfähige Verwandtſchaft, fo dag nicht bloß die unehli- 
chen Kinder felbft >), fondern auch deren ehliche Nachkommen vom 
Erbrechte gegen den unehlicdhen Vater und die unehfiche Mutter gänz- 
lich ausgefchloffen waren und diefe nur auf dem Wege des Vermädht- 
niffes einigermaßen für foldye Defzendenten forgen fonnten. ‘Das 
alte Landbuch von Uri führt an der angeführten Stelle fort: 
„vorbehalten die Kindißkhinder, fo von vnehlichen VBättern und Müetteren 
gebohren, welche nit Erben follen, doch may der groß Batter in zimblig⸗ 
kheit fo Er will, dieſelbigen auch bedendhen mit Bewilligung der Oberkheit vnud 


— — von todtz wegen abgiengen, Nun fürhin, es werent vätter ober mütter, 
das dann die gelaßnen kindt, Alls vyl Ir dann ſindt, für einen erben gan vnnd 
ein Erb fin, föllent, An Iro vatters oder mutter flatt gegen Iren äuettinen.“ 

20) 95, v..1835 $. 82. Landsgem. Brot. In Werdenberg war fhon im 
Landb. v. 1639 klar ausgefprochen: wenn Enkel allein erben, „fol die verlaflen- 
{hart fih auf die Stolen, und nicht auf gleichheit und vile der Enichlinen 
vertheilen.“ 

20 2. der March Art. 83: „Item ift unfer Landtrecht, das die Unehliche 
Kinder daß Landtrecht vndt die genoſſamme von Ihrem Batter ererben, wo er 
fonften genoß it: weiters Erben fie Nichts.” 8b. v. Küßnach 5.6. Art. I 
(GKothing Rq. S. 144, 251). Stadtreht von Rapperswyl: „Weyterf fo fell 
ein unehlih Find Batter und Mutter nügit zu erben haben, @f were dan 
fa, daf Vatter oder Mutter ihrem unehliden Kind envas verfchaffen tbete.” 
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mit recht, daß ſich bie Chelichen Stammen Erben nit güettiglichen einlaflen 
wölten.“ 


Aehnlich fagt dns Landbuh von Nidwalden v. 1782 V. 


„Die VnChelichen Rinder folen im Erb allerdings ausgefhloffen 
feyn. Wann aber BnCheliche Vätter oder Mütter Eheliche Kiuder hätten, 
follen felbe ihre un Eheliche?) Vätter oder Mütter Erben mögen, aber nit wei: 
tere, weder ihre groß-Bätter noch groß: Mütter; jeboch mag der großsBatter oder 
die groß Mutter, oder von wemm das Erb fallen möchte, diefelbigen in Zimm⸗ 
lichfeit (wann fie wollen) mit Bewilligung der oberfeit oder mit Recht, im fahl 
nt ftämmen fih mit güetlich einlaflen wurben, bevendhen oder bes 
trachten.“ 

Wir haben indefjen bereit im erften Theile (S. 520 — 522) ge- 
fehen, daß einzelne Landrechte, von der Konfequenz abweichend, ſchon 
fehr frühe den ehlichen Nachkommen Außerehlicher mehr oder weniger 
weit gehende Erbanfprüche auf den Nachlaß ihrer Großeltern u. f. f. 
einräumten. Neben dem Rechte von Zug, weldyes ſolche Defgenden- 
ten geradezu den ehlichen Enfeln gleichftellt, verdient befonders her⸗ 
vorgehoben zu werden dasjenige von Obwalden, welches fie wenig» 
ſtens in dem Sale, wenn feine ehlidhen Kinder mehr vorhanden 
find, mit den ehlichen Enkeln zur Erbfchaft beruft 22), Das alte 


Landbuch führt An der oben (N. 26) angeführten Stelle weiter fort: ' 


„Doch vorbehalten die Lebigen find Sönd Ir großfatter oder großmutter 
nit Erben an Irß Vatters oder Mutter Statt, die will Ey (letztere) Saͤlbſt, So 
Ey läptten, onch nit Erbenn mögen, &6 wer dan das nen vor vnnd Ee von 
rem großjaiter vnnd großmutter Ethwaß vermacht mit recht wie Brüchlich. 
Eo aber Ir groß Vatter vnd groß mutter Tein Geliche kind hinder Inen 
ließen, Aber Gelihe intts Find, Alß dan mögend Sy au glider 
lingen (Linie) ouch zu Erb gann.“ 

Sn Appenzellmurden, wie wir gefehen haben, die ehlidyen 
Kinder Außerehlicher erbfähig,, fobald „das unehliche Blut abgeitor« 
ben war“, wie das Landbuch Außerrhodens (Art. 112) ſich ausdrückt. 
In diefem Landestheile wurde das Erbrecht foldyer Deizendenten noch 
bedeutend ausgedehnt, indem fie andy bei Lebzeiten-ihrer unehlich ges 
bornen Eltern die Großeltern ebenfalls beerben helfen konnten, wenn 
feine ehliche Kinder mehr, fondern bloß Nachkommen von foldyen vor- 
handen waren; jedoch fielen dann zwei Drittbeile der Erbſchaft auf 
den ehlichen und nur ein Drittheil auf den unehlichen Stamm. Fer⸗ 
ner wurden fie nun auch, wenn feine ehlidye Defgendenz fidy vorfand, 


21) Genauer ſollte es heißen: unehlich geborne Väter oder Mütter. 
32) Unſere Angabe im erſten Theile ift demnad; einigermaßen zu berichtigen. 


\ 
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bereit8 neben Geſchwiſtern des verftorbnen Großvaters oder der 
Großmutter zur Erbfolge berufen. 

Endlich finden wir das Recht von Schwyz, nach welchem bie 
ehlihen Nachkommen Außerehlicher nur dann ihre Großeltern erbten, 
wenn feine Batermagen bis zum vierten Grade vorhanden waren, 
nun aud) in das Landbuch von Küßnach aufgenommen. - 


$.2.B. Dieübrigen Erben. 
I. Die vaͤterliche Parentel. 


1) Wenn der Erblaffer feine Nachlommen Binterließ, fo war 
nad) dem Syfteme des alamannifchen Rechtes, welches wir im erften 
Theile dargeftellt haben , fein ehlicher Bater allein erbberechtigt. 

A. L. B. von Glarus Bl. 12 A ss): 
„Item Erb, die In vunferem land vallent, So fol ein yecklich vatter 
fine Eind erben, bie abgand an elich Liberben, vond fine Aeny von 


finen fünen, die abgand atı ir vatter vnd am, eliche gefchwiltergott vnd ire find 
vnd elich liberben.“ 


Landb. v. Küßnach 5, 11: 
„Item ſoll und mag ein jeder Vatter, er ſeye Chelich oder unehelich **), ſei⸗ 


ner Ghelihen Kinder, fo vor Ihme ohne Eheliche leibß⸗Erben abfterben, 
Hinterlaffenes gut allein beziechen.“ 


Stadtreht von Rapperswyl: 


„Weyter fo foll Bin ChHelih Kind fein Batter und Mutter Erben unb ein 
Batter fein Kind, die ohne Leibf Erben abgehen.“ 


Geſetz Obwaldens von 1845 Art. 2: 

„Bann — ein Grblaffer ohne Leiberben ſtirbt, fo erbt ihn zunächſt der noch 
lebende Vater.“ 

Eine fonderbare Ausnahme von der Regel beſtand und beiteht 
heutzutage noch in Obwalden mit Bezug auf unehlich geborne 
Väter, denen auch gegenüber ihren ehlichen Kindern, mit welchen fie 
doch durch rechtmäßige Zeugung zufammenhingen, fein eigentliches 
Erbrecht, fondern nur beim Abgange von Geſchwiſtern der Nieß⸗ 
brauch des nachgelaßnen Vermögens, freilidy mit der Befugniß, im 
Nothfalle das Kapital anzugreifen, eingeräumt wurbe ®). Das alte 
Landbuch drüdt fich hierüber folgendermaßen aus: 


22) Beitfchr. V. 150. 

34) Vergl. Luzerner Etadirecht v. 1588 bei Segeffer IV. 47. 

32) Mir müflen auch bier Th. I. ©. 522, wo die Stelle irriger Weife auf 
unehliche Väter bezogen wurbe, berichtigen. Vergl. 2b. v. 1792 fol. 116, v. 
Moos ©. 185. 
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„So Ein Lediger fürkin Geliche Find ober kumptt vnd ben Finden 
Ethwaß gutts zw geflelle, Es wer von jr mutter old wo bar bas were, — und 
die Eintt dann vor Irem vatter ber Lebig ift, abſterbend, Eo Eollend doch die 
fintt Gin Andren Erben bis vff das ledſt, old So Er nitt mer dan 
@ins geheppt und daß abflirpt, daß er dan Fein Celiches mer hatt, Alſ dan Soll 
ber Batter Sin Ellich vnd led kind Erben doch nütt anders dan 
In libdinge Rächtt, das Erd Sin läben lang mag nutzen vnd bruchenn — 
und Anders Soll Ers nit verthuon noch angriffen dan zu Einf libs noturfit 

‚von fünf zu fünf Schillingen, So Er Sunſt nütt mer bette, Vnnd Eo Gr abs 
firptt, Eo fat Es dan den räcdtten Erben der lingien vnd dem lantt rärhtt 
nach.“ 

Auffallender noch if die Abweichung von den Grundſaͤtzen des 
alamannifchen Redytes, weldye im Lande Appenzell vorkömmt. 
Hier nämlich wurden durch eine Sapung von 1559 3%), falls Keine 
Nachkommen des Erblaffers vorhanden waren, mit dem Bater aud) 
die Mutter und die Geſchwäſter zur Erbichaft berufen, wobei alle 
vorhandnen Erben gleiche Antheile am Nachlaß erhalten ſollten. Es 
kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß durch dieſe Sayung das 
ältere Recht abgeändert wurde, gleichwie es in der benachbarten 
Stadt St. Gallen im Anfange des 16. Jahrhunderts. durch eine Ver⸗ 
ordnung ähnlichen Juhaltes gefchah *7), welche, allem Anfchein nad 
unter dem Einfluffe ded in Deutſchland eindringenden römifchen Rech⸗ 

tes entftanden, ihrerfeit8 offenbar wieder auf das appenzellifche Recht 
eingewirft hat. 

2) War beim Tode des Erblafierd fein Bater nicht mehr am 
Leben, fo traten nad) alamannifchem Rechte die Geſchwiſter vom 
Baterherals Erben ein, wobei e8 nicht Darauf anfam, ob fie auch 
von der gleichen Mutter ftammten oder nicht. 

Landb. v. Küßnach 7, 1: 

„Belhwüfterte Ghelih von Einem Batter erbohren, warn ber Vatter 
nicht mehr im Leben und eines vor den anderen ohne eheliche Leiberben mit Todt 
abgeht, follen die noch Lebende dei Merflorbenen Berlaffenfhant erben: mögen.” 

Geſetz von Obwalden von 1845: 

Iſt der Vater nit nıehr am Leben, fo erben zunächft bes Geblaffers dar 
terfeitige Gefchwifter.” 

Landb. von Nidwalden von 1782 V.5. 4: 

„Ban eß fih zutruöge, bag Ein Vatter auß mehr alß Giner Che Kinder 
erzeugte, und felbige nah Abſterben def Vaterß Einauberen Erben folten, 
ift erfannt: daß dag Gut deß Linten verfiorbnen Kindts nach bisherigem Brauch 


3) Landb. v. J. MH. Art. 111, A. Rh. Art. 103. 
”) Wyß, Inteftaterbrechte der öſtlichen Schweiz, in ber Zeitſchr. V. 22. 


o- 
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unter dennen Kindern ohne Unterſchied, wann fhon von vnterſchiebdlichen 
Müetteren gebohren, vertheilt werden folle *°). 

Wenn das Appenzeller Landrecdht *%) väterliche und mütter- 
lihe Geſchwiſter einander gleichftellt, fo erfcheint Dies nur als eine 
Folge der Gleihftellung von Bater und Mutter ſelbſt im Erbrechte, 
welche, wie wir gefehen haben, unter dem Einfluffe fremder Elemente 
geſchah. 

Als beſonderes Recht einzelner Landſchaften haben wir im vori⸗ 
gen Zeitraume das ausſchließliche Erbrecht derjenigen Geſchwiſter, 
welche zuſammengetheilt hatten und mit einander Haus hielten, 
kennen gelernt. Dasſelbe wurde in neuerer Zeit bedeutend einge⸗ 
fhräntt: in dee March bezog es fid nun bloß noch auf den Bor: 
- flag, weldyer in der gemeinfamen Haushaltung gemacht worden, 
während das übrige Vermögen des Erblaſſers unter alle Gefchwifter 
gleich vertheilt werden follte; in Einfiedeln waren ſolche Zufam- 
mentheilungen nur noch mit Genehmigung des Gerichtes zuläffig, 
welches auch im einzelnen Falle darüber zu erkennen hatte, ob das 
ausfchließliche Erbrecht bloß den Vorfchlag oder aud) das übrige Ber: 
mögen treffen folle; in Wolraumurbe dem alten Hofrechtsartikel 
bie „Erläuterung” beigefügt, es folle geerbt werben „wie bei ver 
Hoheit (in Schwyz) gebräuchlich”, alfo von ſaͤmmtlichen Gefchwiftern 
ohne Unterſchied; in Pfäffikon endlich erfcheint bereit8 im Hof⸗ 
echte von 1631 das ausfchließliche Erbrecht der Gefchwifter, welche 
zufammengetheilt hatten, als aufgehoben +9. | 
3) Wenn einzelne Gefhwifter des Erblaſſers bereit vor ihm 
- verftorben waren, aber Kinder hinterlaffen hatten, fo entftaub die 
Frage, ob diefe an ihrer Eltern Stelle neben den nod) lebenden Ge- 
ſchwiſtern erbberedytigt feien. In älterer Zeit war diefe Frage nach 
dem Rechtsſatze: „der nächfte am Blut, der nächfte am Gut“ verneint 
worden; im Laufe der legten Jahrhunderte aber wurde aus Rückſich⸗ 
ten der Billigkeit das Eintrittsrecht, welches zuerft innerhalb 
der eignen Nachkommenſchaft des Erblaffers fi) Bahn gebrochen 


29) Geſetzb. v. 1857 ©. 55. Vergl. bamit das Amtsrecht der untern freien 
Nemter von 159% in der Zeitſchr. IV. 143. 

) Lb. v. J. Rh. Art. 112,9. Rh. Art. 110. Vergl. über den Gruber'⸗ 
fen Erbſchaftshandel in den Jahren 1707 bis 1712, bei weldhen die väterlichen 
Verwandten bes Erblaſſers feinen Schweftern von der Butter her bie Erbrolge 
fireitig machten, jedoch zuleßt unterlagen, Walfer I 708. 

) Kothing Rg. ©. 114, 205, 303, 327. Die Erbreihte des K. Schwoꝛ 
S. 130, 131. 
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hatte, nun auch in der Seitenlinie für die Kinder von Gefhwi- 
Kern eingeführt. Boran ging Appenzellim Jahr 1592 44), dann 
folgte Glarus 1630 #2), Zug 16759. Im gleichen Jahre wurde 
das Eintrittsrecht zwar auch in Einfiedeln angenommen, aber 
1697 wieder abgefchafft. Inzwifchen folgte Raperswyl 1714 4), 
Reihenburg 1725. Nachdem dann im Jahr 1745 Schwyz das 
EintrittSrecht angenommen hatte, wurde dasſelbe in den nädhften 
darauf folgenden Jahren in allen dieſem Stande angehörigen,, ab⸗ 
hängigen Landfchaften eingeführt 45); ebenfo 1749 in ri), 1750 
in Gerfau und in Nidwalden *"), 1751 in Obwalden 4), 1761 
in Engelberg 84). 

Die Gefege, welche das Eintrittsrecht der Geſchwiſterkinder 
(Neffen und Nichten) einführten, verwahren fid) gewöhnlich ausdrück⸗ 
li dagegen, daß dieſes neue Recht auch bei entferntern Seitenver- 
wandten Anwendung finde. In der That fennt man in Schwyz 4% 
und Unterwalden 5°) gegenwärtig noch fein @intrittsrecht ber 
Großneffen und Großnichten (Pronepoten) und in Uri hat es erft 
1856 Eingang gefunden *1); auch in Appenzell A. Rh. begegnen 
wir ihm nicht früher als im Erbgefege von 1835. In Glarüs da- 
gegen wurde ſchon 1739 das Eintrittsrecht der Enkel von Geſchwi⸗ 


2) Eb. v. % Rh. Art. 194. 

) 94.2.8 Bl. 67 A (Zeitſchr. VI. 57): „wan — geſchwoͤſterig vom 
Vater — ohne Liberben abſturbend“ u. ſ. w. 

) Zeitſchr. E 2. 58. 

) Nachtrag zum Siadtrechte. 

*) Kothing die Erbrechte ©. 14—126 und die hier angeführten Quellen. 

“e) 2b. v. 1823 Art. 120. 

7) 2b. v. 1782 V. 5. 3. Geſetzb. v. 1857 ©. 54. 

+) Nachtrag zu einer Abſchrift des Landb. v. 1635. 

4) Zeitfhr. VII. 149. 

) 2. v. Küßnach 7, 4: „Ju Weiteren ledigen Bählen follen je bie 
Mächſte am Blut die Nächte am Gut feyn.” 

20) Das Geſetz Obwalden's von 1845 Art. 7 fagt ansprüdlih: „Kinder 
follen aud in der Nebenlinie im erflen Grabe, jedoch nur in diefen, dem 
Tod ihrer Eltern nicht enigelten. — Wenn aber 3. B. kein Geſchwiſter eines 
Grblaffers mehr lebt, und allo das Erbe auf die Kinder ber verflorbenen Ge⸗ 
ſchwiſter nah Zahl der Köpfe fällt, und von diefen Kindern eins oder das 
andere geftorben wäre, fo follen deffen Kinder — nit mehr erben füns 
nen; es fei dann, daß ver Erblaſſer fie auf geſetzlichem Wege in das Erbrecht 
eingefebt babe.” 

21) Zeitſchr. VA. (Rechtepfl. und Gefehgeb.) S. 77. 
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ſtern des Erblaſſers, „als die folchem zu dritten (richtiger: im erften 
und dritten Grade) in Berwandtichaft ſtehen“, anerfannt und dieſer 
Beſchluß erhielt dann 1750 folgende Erläuterung: 

„Gleichwie in unferem Landt beren verftorbenen Hinderlaſſenſchafft je vor 
benen nechſten Blutsfrüngen von dem Battermard herſtammende an und 
für fi ſelbſten in Frafit des eigenen Rechts fo ihnen die Natur gibt, geerbet 
wirt, Allſo follen jürohin in Kraft dieferes Articuls die Jenigen, deren 

‚ Eltern fhon verftorben find und aber von dem gleichen Batter Hard 
herſtammen anftat ihrer Eltern bis in den driten grab einſchließli⸗ 
hen erben mögen; bergeflalten daß im fahl die abſteigende feiten Linien 
oder die nachkomenſchafft von gefchtwüflerigen nahen vollfommen ausgeſchloſſen 
were, alfo dan viferes Erbgeſetz ohne mindeſte ausnahme die gleiche gültigfeit 
und frafft haben folle bis in den angefeyten dritten grab einfchließlichen je gegen 
den nechften Blutfründen, welche, wie obgemält, Vatermarchß wegen anver- 
wanbt find.” j 


Das Eintrittsrecht in der Seitenlinie, welches durch dieſe Be 
fchlüffe der Landsgemeinde noch auf den dritten Grad befchräntt war, 
wurde dann durch weitere Sabungen von 1759 und 1761 auf den 
vierten und alle weitern Grade ausgedehnt °2). 

4) Wenn keine Geſchwiſter des Erblafiers mehr am Leben wa- 
ten, fo waren nad) den Grundfägen der Parentelenorbnung ihre 
Nachkommen augfchließlich zur Erbichaft berufen, obſchon Oheime 
und Tanten des Erblaffer8 oder deren Kinder dem Grade nad) als 
näber ſtehend erfcheinen konnten. Wenn ale vorhandenen Erben in 
der Seitenlinie gleich nahe mit dem Erblaffer verwandt waren, 3. 2. 
wenn bloß Kinder oder wenn bloß Enkel von Geſchwiſtern ſich vor: 
fanden, fo wurde, wie auch für Deutfchland durch den Reichsab⸗ 
ſchied von 1529 5) vorgefchrieben war, die Erbfchaft nicht mehr nad) 
Stämmen, fonden nad Köpfen getheilt. 


Einfiedler Hofrodel und Waldftattorpn. v. 1702 5%) : 

(51) „Ban ein perfohn ohne Leibß⸗Erben flürbe, vnd aber Bruderss ober 
fhwefterfinder, beynebens auch Vaters oder Mutter: Bruders oder ſchweſter⸗ 
Tinder hinterlieffe, fol in ſolchem fahl fih je die Erbſchafft der nachparſchafft 
conformiren und zu dei ohne Leibß-Grben verftorbnen verlaſſenſchafft, wan feine 
gefihwüfterte vorhanden, Brüder: und ſchweſterkinder die rechte vnd 
einige Erben feyn, vnd die in gleichem aber zurüdgehendem grab an 
der Erbſchafft fein Theil haben follen.” 

(63) „Wan Ein Erblaſſer oder Exblafferin Feine gefhwäfterte, fonbern allein 
geſchwuſterter Finder ober Enckhlen hinderlaſſet, fo follen dieſe Cuckhlen uber ges 


#2) Landsgem. Prot. 
2) Hillebrand D. BP. R. ©. 576. 
2) Kothing Rq. S. 203, 206, 232. 


a 
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ſchwüſterter Kinder nit Kohlen weiß, ſondern alß alle in gleichem Grab 
deß Erbrechten Haubt für Haupt dem verſtorbenen Oncle oder Mutter ſchwö⸗ 
ſter Erben, wie foldhes Im Toblihen Stand Schwy geordnet.“ 

Landb, von Küßnach 7, 3: - 


„So aber von den geſchwüſterten e6 auf das Lebte kombt uub daffelbige — 
auch ohne Leib-Erben abflurbe, follen die Eheliche Eindet der Brüder und Schwö⸗ 
fler, e6 feyen von dem Einten nur Eines, und vom anderen hingegen mehrere, 
zu ber Verlaſſenſchafft zu gleichen Theilen, daß ift auf Röpff Erben.“ 

Landb. von Glarus v. 1807 8. 82: 

„Die Grötheifung gefchieht *°) immer nach der flattgehabten Uebung, daß 
nämlih der naͤchſt lebende Erbe die Grundlage abgiebt, in wie 
viel Theile getheilt werben ſoll.“ 

Erbgefeß von Appenzell A. Rh. von 1835: 

Art. 8. „Sind Feine Gefhwifter mehr anı Leben, fo erben ihre Kind er 


nad Koͤpfen.“ 
Art. 10. „Neben Bruders und Schwefters Kindern nud deren Nachkommen 
erben Better und Bafen (Onkel und Tanten) nicht.“ 


11. Die weitern Parentelen. 


1) Wenn weder der Bater des Erblaffers noch Nachkommen 
desſelben vorhanden waren, fo trat nad) dem Syſteme bed alamannis 
hen Rechtes, wie wir im eriten Theile (S. 516) gefehen haben 5°), 
zunächſt der väterliche Großvater als alleiniger Erbe ein. Daß 
das Landrecht Appenzell’3 57) aud) hier wieder vom Syſteme ab» 
wid, indem e8 alle Großeltern einander gleich flellte und mit denfel« 
ben auch nod) die Oheime und Tanten des Erblaffers zur Erbfolge 
berief, fann ung nad) dem oben Angeführten nicht mehr befremden. 
Merkwürdig ift nur, daß diefes gemeinfame Erbredyt der Großeltern 
und ihrer Kinder ſchon 1542, alfo vor demjenigen der Eitern und 
Geſchwiſter des Erblafiers eingeführt wurde ; es fcheint, daß in den 
nähern Graden das alte Recht noch einen zähern Widerftand leiftete, 
als in den entferntern, bei welchen, weil Erbfälle feltener eintraten, 
das Bewußtfein desfelben nicht fo frifch im Volke lebte. In Ob⸗ 
walden wurde zwar durch eine Sapung von 1578 5%) das Erbrecht 


22) In der Seitenlinie, wie 1816 (f. oben S. 210) ergänzt worben ift. 

20) Vergl. auh A. L. B. v. Glarus, f. oben ©. 212, £h. der March v. 
1756 Art. 9 (Kothing Ag. S. 114), wo die Großmutter noch ausdrücklich von 
der Erbſchaft ausgeſchloſſen wird. 

2 Lb. v, J. Rh. Art. 113, A. MH. 111. Grögefeg v. 1835 Art. 9. 

2 Machtrag zum U. 2.9. BI. 15 A: „Das fürohin ein großmuotter ouch 
Irs funs find Erben fölle wie ein großfatter fy bie Jar ouch gecrptt, 
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der väterliden Großmutter eingeführt, ohne Zweifel nur um fie 
aud) zur Alimentation ihrer Enkel anhalten zu können, weil man eine 
Unterftügungspflidht ohne Erbredjt für unbillig gehalten hätte; allein 
das alte Gewohnheitsrecht war ftärfer ald das neue Geſetz, welches, 
wie es fcheint, nicht Iange Geltung behielt, da die Landbücher von 
1635 und 1792 dasſelbe weggelaften haben und das Gefeg von 
1845 das alleinige Grbredit t des Großvaters anerfennt. Bald nad) 
jenem Beichluffe Obwalden's, im Jahr 1585 erklärte, wohl auß glei» 
dem Motive, Einfiedeln die väterlihe Großmutter für erbberech⸗ 
tigt vor Onkeln und Tanten des Erblaffers 3%), und bier fcheint dieſes 
ausnahmsweife Recht allerdings fortbeftanden zu haben. 

2) Auf den väterlihen Großvater folgten väterliche Oheime 
und Tanten des Erblaffers, dann Deren Kinder und hierauf 
weitere Nachkommen derfelben. 


Geſetz Obwalden's von 1845 Art. 2 


„Keben weder des Erblaſſers Befchwifterte noch deren Abſtämmlinge, fo er: 
ben ihn zunähft der Großvater, nad diefem aber des Vaters Gefhwi 
fterte väterlicherfeits, und nah dieſen deren naͤchſte lebende Ab 
ſtämmlinge.“ 


In Appenzell iſt auch bei dieſer Klaſſe von Erben der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Vater- und Mutterſeite weggefallen; dagegen ent⸗ 
ſcheidet, dem Geiſte des alten Rechtes entſprechend, einzig die Nähe 
des Grades, fo daß gleich nahe Verwandte immer nach Köpfen unter 
ſich theilen, dabei aber den Kindern verftorbner Gefchwifter bi zum 
fünften Grade römifdyer Zählung (Enkel von Obeimen und Tanten) 
das Eintrittsrecht gewahrt ift *). 

3) Waren aud) in der großväterlichen Parentel feine Verwandte 
vorhanden, fo traten der väterlidhe Urgroßvater und feine Nad)- 
fommen als Erben ein °). Mit Ausnahme von Glarus, welches 
im legten Jahrhundert ein unbefhränftes Eintrittsrecht in der Sei- 
tenlinie eingeführt hat, wurden nun überall entferntere Verwandten 
durch Die nähern ausgeſchloſſen. 


aber Ir tochter Find mag ſy nit erben, ſy bie großmmotter fol ou Irs 
funs feligen Find helfen erziedgen fo es zu fal käme, aber Ir tochter 
kind nit.” 

3) Sofrobel und Waldſtattordn. von 1702, Kothing Na. ©. 202, 

°) Erbgeſetz Außerrhoden's von 1835 Art. 10. 

9) Das eben erwähnte Geſetz Art. 11 fagt im Sinne der Darenteleaprbnung 
ganz richtig: „Die erfte Seitenlinie fängt bei den Eltern des Erblaſſers, die 
zweite bei feinen Großeltern und die britte bei feinen Mrgroßeltern au.” 
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4) Für die weitere Verwandtſchaft galt In ben meiſten unfrer 
Länder der Grundfaß, daß je die nähften VBatermagen bis 
zum vierten Grade deutfcher (dem achten römifher) Zählung aus⸗ 
ſchließlich erbberechtigt waren, nachher aber aud) die Muttermagen 
zur Erbfolge berufen wurden. Wie wir im erften Theile (S. 518) 
geſehen, gefchah dies bald in der Weife, daß Muttermagen, die näher 
als im vierten Grade verwandt waren, allein erbten, bald fo, daß 
noch Batermagen des fünften Grades mit ihnen fonkurrirten ; jeden- 
falls aber erbten vom fünften Grade an gleich nahe verwandte Vaters 
und Muttermagen immer neben einander. Der Voliftändigfeit wegen 
reihen wir den tm erften Theile angeführten Beweisſtellen nodj die 
folgenden an. 


A. L. B. von Obwalden 3. 15A 9: 


„Ulf Sounetag Quasi modogeniti Anno Irrr (1480) Hand ein amman 
vnd lantlüt vff gefeget ond gemadjet von der erbfellen megen als ſis big har ge: 
hept hand, Das fy die nun fürbas hie nach haben wellent byß das ein groffe 
gemennd abwirfft, Alfo das alle erb fond für fi fallen dem nechſten vatters 
mag vnd mit funberheit wo eyner eins glids necher gerechnen fan ben ein ans 
beren das den das felb nechſt glid das erb fol behan. Ouch So ift gemacht 
von der felben erbs fellen wegen, alfo für das vierb glid an vattermag, 
wo den muottermag als noch gerehnen als vattermag, bie fond 
dba für Hin glich erben vnd zuo glichem erb fomen.“ 


A. L. B. von Uri Art. 236 6°) („Gemeiner Erbfahl”): 

„tem wir feind vbereinfonmen, welcher dem Todten Menſchen allernaͤchſten 
gfründt if, von des Todten Menfhen Battermarg, daß der. deß Todten 
verlafinen gutß ein Erb fein fol, Bund namblid daß die Perfohnen von Bats 
termarg alß obſteth vor Muottermarg Erben follent, welcher dem abgeſtorbnen 
zuo dem vierten ober nöcher gfründt iſt. Welder aber dem Todten im 
fünfften grad Battermarg mit frünbtfhafft verwandt, bie follent mit 
fampt den Berfohnen Erben, fo dem Todten von bem Muottermarg 
verwandt, und aber Niemand vom Vattermarg im fünfften grad vorhanden, 
daß dannethin die nähen freund Muttermarg Erben follent.“ 


Landb. von Nidwalden v. 1731 (Sabung v. 1731): 


e) Vergl. Sefeb von 1845 Art. 4: „If im Aten Grad oder näher vater⸗ 
feite Niemand verwandt, fo erben mit dem nächften vaterfeitigen Verwandten 
auch jene, die dem Erblaſſer mutterfeitig am nächften verwandt find, wenn folde 
in diefem oder näherm Grade vorhanden find. Iſt auch im bten Grade Nies 
mand verwandt, fo erben die naͤchſten mutterfeitig, wenn foldhe glei over näher . 
verwandt find.” 

*) Nach zwei mit einander verglichnen Abfchriften aus dem 17. Jahrhun⸗ 
dert, welche uns von Hrn. Bannerherr Jauch gütigk mitgetheilt wurden. Vergl. 
Bluntſchli RE. I. 465. Lande. v. 1823 Art. 129, 
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In Anſehung, wann Vatermarch unter dem Aten Brad Niemand vorhan⸗ 
den, demenach die Freund Muttermag unter ven Aten Grad dem weißlenen zu 
ſteuren ſchuldig, darumben follen folhen falle, wann unter bem 4ten Grad 
feine vatermärdhige Freundt wären, bie muottermärdige freunbt 
unter bem dten Brad erben mögen. Walls aber, wann fo woll von Bas 
ters als Muttermarch bis in Aen Grab eingefchloflen, fi Niemand befunbe, 
folle dann fortbin Batters und muttermard in gleihem Brad zu 
gleihem erben, fonften geht billih ver nähere Brad vor *a).“ 


Wir haben im erften Theile gefehen, daß audy in Glarus die 
. ausfhliegliche Erbfähigkeit der Vatermagen ſich urſprünglich bis zum 
vierten Grade erftredfte und durch das Landbuch von 1448 auf den 
dritten Grad beſchränkt wurde *%). Im Laufe der Zeit feheint indeſ⸗ 
. fen, wie es aud) in Zürich geſchah °5), das nachgehende Erbrecht der 
Muttermagen, weldyes eben nur in jehr feltnen Fällen Anwendung 
fand, ganz in Vergeffenheit gekommen zu fein; wir finden basjelbe 
fhon in dem erften gedrudten Landbuche von 1807 ($. 82) wegge⸗ 
laſſen und eg ift hier nur nod) von der Erbfolge „vom Vatermarch“ 
die Rede. Auch) in der March findet fid) die Befchränkung des aus⸗ 
ſchließlichen Erbredites der Batermagen auf diejenige Verwandt⸗ 
fchaft, in welcher die Ehe verboten war, im Landbuche von 1756 nicht 
mehr erwähnt. Daß auch in Schwyz") der gänzlihe Ausſchluß 
der Muttermagen vom Erbrechte, welcher feit Tangem beinahe unan⸗ 
gefochten befteht, doch nur eine fpätere Entwidlung ift und früher die 
Batermagen , wie in allen benachbarten Gegenden, auch nur bis zum 
vierten Grade vorgingen, läßt ſich mit einiger Wahrfcheinlichkeit aus 
der Satzung von 1610 9”) fchließen, nad) welcher die ehlichen Kinder 
der Unehlicyen nur bis zu diefem Grade durch die Vatermagen aus⸗ 
gefchloffen wurden. 

Was die Bedeutung der Ausprüde „Vater: und Muttermagen”, 
„Bater und Muttermarch“ betrifft, fo ift zwar Bluntſchli's Auf 
faſſung, welcher wir im erften Theile (S. 187) für die von ung be- 
handelten Statuten beigefimmt haben, feither durch Sprüngli in 
einer fehr gründlich in die Sache eingehenden Abhandlung (in Schaus 
berg's Beiträgen zur zürcheriſchen Rechtspflege Bd. XD bekämpft 


*sa) Vergl. Geſetzb. v. 1857 ©. 55. 
*) Die gleiche Beränberung ging auch im Erbrechte ber Stadt Luger 
währenn des 15. Jahrhunderts vor ih: Segeffer II. 530. 
9) Bluntfhli RO. I. 29. 
.*) Vergl. Kothing bie Erbrechte ©. 112 — 114. 
), Th. J. ©. 520, Berge. Wyß in der Zeitſchr. IV. 142. 
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worden und es muß allerbings zugegeben werden, daß Spuren eines 
engern Begriffes, den man mit dem Worte „Vatermagen“ verband, 
fih bis in's 15. Jahrhundert zurüd verfolgen laſſen °Y). Indeſſen 
darf wohl zuverfichtlich behauptet werden, daß die neuefte umfaflende 
Unterfuhung der Streitfrage durch Wyß (in der Zeitfchrift für 
ſchweizeriſches Recht Bo. IV m V) im Allgemeinen fiegreich die ge⸗ 
gen Bluntſchli's Anfchaunng vorgebradhten Bedenken widerlegt hat, 
und indbefondere wird man mit derfelben darüber einverftanden fein, 
daß gerade die Altern Rechtsquellen der demokratiſchen Länder von 
Sprüngli, um fie mit feiner Anficht zu vereinigen , in höchſt gezwun⸗ 
gener Weife interpretirt werden mußten. Wir haben daher aud), 
um unfere Darftellung nicht unnöthiger Weiſe zu verwirren, einige 
offenbar aus Mißverftändniß bervorgegangne over ungenau rebigirte 
neuere Satzungen 29), welche „DBater» und Muttermarh” auf den 
Erben ftatt auf den Erblaffer bezogen, dabei aber das hergebradhte 
Recht nicht zu ändern vermodhten, hier übergangen. In den Rechts⸗ 
fammlungen unfter Länder aus dem bier behandelten Zeitraume fin⸗ 
den wir nur eine einläßlichere Erläuterung jener Ausprüde, welche, - 
gerade weil fie allein fteht, um fo mehr Beachtung verdient und die, for 
weit e8 nur immer, beim Abgange jnriftifcher Prägifion, fich erwarten 
läßt, Die Bluntſchli'ſche Auffaffung unterftügt. Iſt fie aud) für das Ver⸗ 
ſtaͤndniß der Altern Quellen nur infoweit maßgebend als fie eben voͤl⸗ 
fig übereinftimmt mit einer ungezwungenen Interpretation derfelben , 
fo ift fie Dagegen entfcheidend für die Anſchauungsweiſe des 18. Jahr- 
hunderts, aus welchem der Vorzug der Batermagen in unfere Zeit 
hinübergefommen iſt. Das Landbuch Nidwalden's von 1731 ”0) 
fagt unter dem Titel „Batter » und Muottermardy wa e8 Seye“: 


„Batermardh ift eine Bluotsverwandtſchaft zwifhen Berfoneu, die männlis 
hen und väterlichen Geſchlechts nach einandern verwandt feind, ale Brüdern 
und Schweitern von Einem Batter geboren, obwollen die vnderſchiedliche Müt⸗ 
ter gehabt, Brüder und Schweſter-Kinder, auch Kindskinder von einem 
Pater, Großvater und Ahni harfommende; Item BaterösBrüberen, Schweftern, 


ec) Luzerner Nathserfenntniß von 1428 bei Segeffer II. 529. 

ee) Gefeß der Waldſtatt Ginfiebeln von 1697, Kothing Ra. ©. 204; 
bes Landes Glarus v. 1761, Sprüngli ©. 460. 

’0) Vergl. Geſetzb. v. 1857 ©. 53. Die fürzere Definition, welche wir Th. 
I. ©. 188 mitgetheilt haben, flanınıt aus dem Landbuche v. 1623, wo es heißt: 
„fo foll das rechte Vattermaag fyn, der Elih geboren ift, und er da ſyn fründt⸗ 
ſchafft aller nöchft gerechnen mag an deß Tobten Rädten Batter, ber 
Erbguet hat laſſen fallen, Jedoch daß ie ein Brueder den anderen Billich vor 
der groffmueter Erben ſolle.“ 
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deren Kinder und Kindskinder, alſo und bergeflalten, daß der Urs 
-fprung allweg vorerläuterter Maßen vom väterlihen Stammen und 
Geſchlächt harfließen foll. 

„Muttermarch iſt hingegen eine Blutsverwandtſchaft zwiſchen Perſonen, die 
weiblichen Geſchlechts nach einander verwandt find und nit gleiche Bäter gehabt, 
als Brüdern, Schweftern von der Mutter allein, deren Kinder und Kindskinder, 
der Mutter Brüder und Schweſtern, deren Kinder und Kindskinder, Cinfolglich 
laut Zfachem Landrath im Oct. 1706 auch diejenige, welde ihre Freundſchaft 
allein von des Berfiorbnen, fo das Erb Hat fallen laflen, Muotter oder 
großmuotter”!) nah anrächnen fönnen und fein Blut von bes vers 
ſtorbnen Bater haben.“ 


II. Die Obrigkeit. 


Wenn gar keine erbfaͤhige Verwandte weder von der Vater⸗ noch 
von der Mutterfeite vorhanden waren, fo erbte die Obrigkeit ?2). Die⸗ 
fer Fall konnte natürlich am leichteften bei der Berlaffenfchaft eines 
Unehlichen eintreten, weldyer zwar in abfteigender Linie durch eh⸗ 
liche Zeugung rechte Erben gewinnen konnte, aber in auffteigender 
und in der-Seitenlinie feine erbfühige Verwandte hatte. Die Hofr 
rechte-ließen daber, wie wir im erften Theile (S. 191, 192, 592) ge 
fehen haben, gegenüber einem Unehlichen, welcher ohne ehliche Radh- 
fommen ftarb, immer den Grundherrn als Erben eintreten. Rod) 
das Einfiedler Rechtsbuch von 1702 enthält die nachfolgende Bes 
ftimmung des alten Hofrodels 22): 

„GEs ift ouch ein Yettlicher Here und aptt zue Sinflebeln — vnelider kinden 
herre vnd vogt. Gr mag fy öch nach jrem dot vnd abgang erben, Es wer daun, das 
bie vneliche Eind elich liberben nad jrem Todt vnd abgang hinder jnen verliefient, 
bie felben jr elich liberben mugent wol zu erbe ſtan vnd gan ane eins herren von E. 
fummen ond jren.” 

Ebenfo behielt id) der Abt von St. Ballen in einer, für Ap- 
penzell beftimmten Urkunde von 1575 ”*%) vor: 

„Bann Bin vneelich find One Eelich Lybe Erben Inn vnnßers Gotzhus Lands 
ſchafft Abfturbe, das etwas Haab vnnd gut verliefle, das wir das oder. bießelbigenn 
vonoberfeitwegen Erben mögen, vnuerhintert Menigelichs.“ 

Endlich) räumt aud) das Landbud) von Werdenberg von 1639 
(Art. 14) dem Stande Olarus als Landesherrn das nämliche Erb 
recht ein: 


7) Die Worte „ober großmuotter” find in den neuern Landbüchern von 
1782 und 1806 — unferer Anficht nadı mit Unrecht — weggelaflen worden. 

22) Glarner Religionsvertrag v. 1623 Art. 3. 

22 Kothing Rg. ©. 155, 219. . 

29 Zellw. Urfl, Nr. 935. 
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„Bann ein Lerig Kindt, old ein Baſthart abſtirbt, ohne LeibErben bie Ehlich 
erzenget werend, Se fallt berfelben verlaffenfhaflt unferen Gnedigen Herren 
und Oberen heimb.“ 


Mit der Zeit fcheint dieſes Recht der Obrigkeit in einzelnen Ge 
genden nod) weiter ausgedehnt worden zu fein, als e8 im Geifte des 
alten Rechtes lag, indem jelbft ehliche Kinder von Unehlichen nur zur 
Erbfchaft zugelafien wurden, wenn der Vater vorher Die Obrigfeit für 
ihre Anſpruͤche ausgefauft und fi) damit felbft Iegitimirt hatte”). 
So fagt das Zuger Naditragsgefeb vom Jahr 1645 "9: 

„Welcher unehliher Geburt, were und Guett hette, der foll fih bey der 
Oberkeit, al welcher funft fein Guett nad feinem Ableiben verfallen wäre, 
ußfanffen und nachdem er fih abkanft hat, follen alßdann, fo er eheliche 
Kinder erzüget, ſolche fein überige Verlaſſenſchaft von ihme zu vererben haben.“ 

Umgekehrt aber trat gerade in den freien Ländern, wo im Allges 
meinen der Obrigfeit geringere Rechte zufamen als in den abhängi- 
gen Landſchaften, fchon frühe die Tendenz hervor, die Erbfchaft Un- 
eblicher, welche feine ehfichen Leiberben hinterließen, ihren natürli- 
hen, wenn auch nicht rechtmäßigen Verwandten zulommen zu laffen. 
Wir haben gefehen, daß König Ludwig fehon im Jahr 13183 dem 
Lande Uri berilligte, daß Unehliche von ihren Vätern und Bater- 
magen beerbt werben follen. Aus der angeführten Urkunde von 
1575 erfehen wir ferner, daß in Appenzell die Geſchwiſter des 
unehlicyen Vaters als Erben zu den Kindern des vorverftorbnen uns 
ehlichen Sohnes anerfannt wurden. Endlich erkannte die Landsge⸗ 
meinde von Glarus 1680 1”), indem fie den außereblichen Vater 
für alimentationspflichtig erklärte: 

„Betreffende aber, daß wann folhe un@hliche Kinder, Weibs oder Manns⸗ 
Berfohnen ohne Leibe Erben abflüurbend und Mittel Hinverließend, foll alsdann 
der Batter dern und feine Nächſte Freund bis auf den dten Grad 
Batter Marckhs erben. Wann aber feine dern vorhanden, dis gut alles der 
Dbrigfeit zufallen.” | 

Der dritte Grad bildete überhaupt in Glarus, wie wir theils 
beim „Frieden“, theils beim Vorzuge der Vatermagen vor den Mut- 
termagen, theil® bei ver Unterftügungspflicht gefehen haben, bie 
Grenze der nähern Verwandtſchaft. Wenn auf ver Vaterfeite feine 
foihye nähere Verwandte vorhanden waren, fo trat bei ÜUnehlichen 
die Obrigfeit in ihr altes Recht ein. 


— — 


2) Vergl. Luzerner Stadtrecht v. 1588 b. Segeſſer IV. 47, 48. 
7%, Zeitſchr. I 2. 56.- 
') Landsgem. Brot. 2b. v. 1807 $. 103, Saß 3. 
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Das Erbredit der Obrigkeit gegenüber von Leuten, denen fie in 
ihrer Dürftigleit Unterflügungen verabreicht hatte und welche nachher 
zu Vermögen gelangten , haben wir bereits im erften Theile (S. 522) 
fennen gelernt. In Schwyz und der March wurde dagfelbe foweit 
ausgedehnt, daß alle Berfonen, welche dem Almofen nachgegangen 
waren und gebettelt hatten, bei ihrem Abfterben, wenn fie Bermögen 
hinterließen, von dem Spital oder Armenfeutenhaufe beerbt werden 
follten "9. 


$. 3. Berfhollenheit. 


Die Ausübung des Erbredhtes fept in der Regel voraus, daß 
über den erfolgten Tod des Erblafiers fein Zweifel walte. Wenn in- 
deſſen eine Berfon fid) ſchon vor langer Zeit aus dem Lande entfernt 
und man über Leben oder Tod berfelben feine fidyere Kunde hatte, fo 
pflegte man doch ſchon frühe ihr Vermögen unter fihernden Beſtim⸗ 
mungen ihren Erben auszuliefern. So liegt und eine Urfunde von 
1590 20 aus dem Lande Appenzell vor, nach welcher die Aushin- 
gabe in der Weiſe ftattfand, daß der Erbe auf den unerwarteten Fall 
hin, daß die verfchollene Perſon zurüdkehren würde, feine Liegenſchaf⸗ 
ten für die ungefchmälerte Zurüdbeftelung der empfangnen Erbfchaft 
verpfändete. Se öfter foldhe Fälle eintraten, .defto mehr mußte man 
das Bebürfniß empfinden, die Zeitvauer der Abweſenheit, nach wel: 
cher die Vermögensauslieferung an die alsdann vorhandnen Erben 
als zuläßig erfchien, genau zu beftimmen ; in unfern Ländern indefien 
hat fi) die Gefebgebung nirgends vor dem Ende des 17., meiftens 
erſt im 18. und zum Theil auch erft im laufenden Jahrhundert mit 
dem Gegenftande befaßt. Die Geſetze aus dem hier behandelten Zeit- 
raume zeichnen fidy in der Regel durch große Kürze aus: fo war in 
Shwyz°% und Zug. einfach vorgefchrieben,, daß das Vermögen 
einer Berfon, welche 25 Jahre aus dem Lande entfernt geweſen, ohne 
dag man von ihr Nachrichten gehabt habe, ihren Erben auszuliefern 
fei; Lebtere hatten dann für den Fall unerwarteter Zurückkunft in 
Zug Caution zu ftellen, in Schwyz Hingegen wurden fie ſolidariſch 
. haftbar erklärt. In Nidwalden wurde 1680 *2) verordnet, daß der 


ꝛe) Kothing, die Erbrechte ©. 131, 132. ” 
»e) Zellw. Nro. 1002. 

) Landb. II. 82, 3. 1717 GKothing E. 189). 

*ı) Qurgerbud, 3. 1726, in der Zeitſchr. I. 2. 23. 
2) Nachtrag zum 2b. v. 1623. i 
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: Zins vom Vermögen einer unbelannt abwefenden Perfon ſchon nach 
12 Jahren, das Vermögen felbft aber nad) 20 Jahren den Erben 
auszuliefern fei, und dieſes Geſetz wurde 1714 52) audy von Ob wal- 
den angenommen mit dem Zufate, daß die Erben, weldje das Ber- 
mögen empfangen, bis nad) Ablauf von 30 Jahren Verficherung zu 
geben hätten. Nidwalden ſelbſt fand indeſſen 1726 für gut, die früher 
angefegten 12 auf 18 und die 20 auf 27 Jahre zu verlängern. In 
‚Uri und. Küßnach wurde der Zins des Vermögens nad) 25 
Sahren, daB Vermögen felbft aber nad) 30 Jahren Abweſenheit ohne . 
Nachricht unter die Erben vertheilt. Auf das Alter der abwefenden 
Berfon nimmt bloß das Statut der Waldftatt Einſiedeln von 
1730 Rüdfiht °9): nad) demfelben follte Einer, der bei feiner Abreife 
noch nicht 40 Jahre alt gewefen, nad) Vollendung des 6Uften, da⸗ 
gegen Einer, meldyer über 40 Jahre alt geweſen, erft nad) Vollen- 
dung des 7Often Altersjahres beerbt, der Zins dagegen immer ſchon 
nach einer Abwefenheit von 20 Jahren ausgeliefert werden. Bes 
achtensiwerth ift hier der Zufag, daß, wenn nad) der Vermögensaus- 
lieferung noch ein Todtenfchein eingehen würde, alddann die Erb» 
"folge nad) dem Zeitpuntte des wirklid) erfolgten Todes des Erblaffers 
und nicht nad) demjenigen, in welchem nad) dem Geſetze die Bräfum- 
tion des Todes eintrat, fi) reguliren folle. 


$.4. Erwerbder Erbfhaft. 


Nach deutſchem Rechte 9) fällt die Erbihaft von Rechtswegen 
dem Erben an, d. h. er tritt von felbft in alle Vermoͤgensrechte des 
Erblafſers ein, ohne daß e8 dazu von feiner Seite einer Antrittser⸗ 
lärung oder Beftgesergreifung bedarf; e8 ift dag der Sinn der Paroͤ⸗ 
mie: „Der Todte erbt (auf) den Lebendigen“ (le mort saisit le vif). 
Der Erbe ift indeffen nicht gezwungen, die Erbfchaft zu übernehmen, 
fordern er kann fie‘ auch ausfchlagen, wenn das hinterlaffene Ber- 
mögen bes Erblaffers nicht ausreicht, um defien Schulden zu bes 
zahlen. Man nannte dieß früher in unfern Gegenden „von Gült 


ss, Eb. v. 1792 fol. 120. 

4) Satzung v. 1768 im 8b. v. 1823 Art. 133. 

2 Kothing Ra. S. 205, 283. 

so Bluntſchli D. P. R. 5 188. Beſeler D. BR. g. 18%. 
Blumer, Staats⸗ und Rechtegeſchichte. I. Thl. 3. Mr. 15 
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und Gut ſtehen“ 9. Unſere Landrechte huldigen dem Grundfage, 
daß der Erbe, wenn er die Erbſchaft nicht förmlich ausfchlägt, als 
Rechtsnachfolger des Erblafierd angefehen wird und demnach für 
deffen Schulden unbedingt haftet. “Damit indefjen der Erbe auf volle 
Kenutniß der Sadjlage feine Entfchließung gründen könne und damit 
er nicht mehr Schulden bezahlen müfje, als ihm beim Antritte ver 
Erbfchaft befannt waren, wurden in mehrern Ländern die Red 
nungsrüfe eingeführt, von denen wir im fünfzehnten Kapitel 
(S. 151) geſprochen haben. Die Pietät gegen den Verftorbenen 
brachte es mit ſich, daß der Erbe nicht fofort nad) jeinem Tode, fon- 
dern erft nach dem dreißigften Tage, bis zu welchem für ihn Seel⸗ 
mefien gehalten wurden, von dem Nachlaſſe Befig ergreifen durfte; 
an dieſes alte Recht, weldyes fih ſchon im Sachfenfpiegel erwähnt 
findet, erinnert Die Frift von vier Wochen nad) dem Todestage, in 
welcher in Glarus die Rechnungsrüfe ergehen follten; in Einjie- 
deln aber fing diefe Frift erft mit dem Dreißigften zu laufen an. In 
O bwalden hingegen war der Dreißigfte als derjenige Termin feft- 
gefeht, bis zu welchen ed den Erben freiftand, die Erbſchaft auszu⸗ 
ſchlagen *%), fo daß fie nachher, wenn fie ſich nicht erflärt oder unbe 
fugter Weife vom Nachlaffe Befig ergriffen hatten, die Schulden zu 
bezahlen verpflichtet waren; hier mußten alfo die Nechnungsrüfe noch 
vor dem Dreißigften ergehen. Das Landbuch von 1635 (ful.89) drüdt 
fih darüber folgendermaßen aus 59); 

„Wir haben auch vff Georgi Tag Im 1570 Jar vffgefeßt, wan einer abflürkt, 
ba man nit wol wyſſen mag, ob guett für oder hinder iſt, daß deßfelben erben 
oder Högt da nit von deß verflorbenen hab und guett bannen wemnıen, verfaui: 
fen ober verenderen follent, weder wenig noch vill, ligenb noch farenb one eineß 
Landtammannß vnd ber räthen oder merer teil gellten erlaubtnuß ober gebeiß zu⸗ 
vor, ob die rechnung geſcheche, fonders foll denn gemeinen gelten fürberlich vnd 
angeng vor dem dryßgeſten zueſamen verkündt vnd bie rechnung vifg enomen 
wärden, alſo daß bie erben vff den dryßgeſten fagen, ob fye in das 
erb ſtahn wöllent oder nit, vnd fo fye ober ihre vögt, fagen, dag ie 
in das erb ſtahn vnd die gelten begallen wöllent, ift das bößt (Belle); fo ſye 
dann ſagent, daß ſy nit darin ſtan wöllent, fo ſollent die gelten dem guett oder 
Erb ein vogt geben und darnach denfelbigen, wie bißharo bruch vnd Landrre cht 
gfin, bezallen, falten und walten laſſen. So es ſich aber funde, daß die erben 
oder vögt vor dem dryßgeſten, ohne erlaubtnuß oder geheyß, alf 





) urk. v. 1556 bei Zellw. Nr. 888. 


*) Auch in Zürich mußte dies binnen ber kurzen Zeit von 4 Wochen ges 
Ihehen: Bluutſchli RG. II. 312, 


) Bergl. A. 2. B. 21. 39 B. 26. v. 1792 fol. 118, v. Moos ©. 186. 








Das Erbrecht. 227 


obftat, ingryff gethan, bannen genommen vnd verenderet heitent, alßdann 
fo follent fye die gelten begallen, es fye für ober hinder.“ 

Der Grundfag , daß jeder Eingriff in die Erbſchaft zur Bezah⸗ 
lung der Erbſchaftsſchulden, ohne Rüdficht auf das vorgefundne Ver⸗ 
mögen, verpflichte, findet fi) auch ausgefprochen in einer Schwyzer 
Saßung von 1616 9): 

„Wan ein ehrb falt, vnd her dan daran ingrif tbuon vnd ſich bezalt machen 
wurt, darnach aber bie gelten mit bezalt möchten werben, ber ober bie, fo ſölchen 
ingriff thundt, Söllent alßdan Schuldig fin, alle gelten vmb Ir Anſprach vßzuo⸗ 
richten vnd zuo bezallen. Band fol nit den verſtandt haben, daß ſy 
allein daß widerumb föllent darthun, waß ſy hienon genomen, 
ſunder alß obbemelt, menigkhlich vßrichten vnd bezallen.“ 

Den erwähnten Grundſatz enthält auch das Landbuch von 
Uri »H, fowie dasjenige von Küßnachey, welches zugleich im 
Allgemeinen vorfchreibt, der Erbe habe, wenn er die Erbfchaft an 
fich ziehe, für die Bezahlung der Schulden des Erblaffers „Troftung 
und Bürgfhaft zu leiften.” 

Wenn mehrere Erben mit einander zur Erbſchaft berufen wur⸗ 
den, fo blieb nad) den Grundfägen des deutſchen Rechtes die Einheit 
der Forderungen und Schulden gerettet). Der Schuloner der Erb» 
ſchaft fonnte verlangen, daß nicht jeder einzelne Erbe die auf ihn 
übergegangene Theilforderung , fondern daß alle Erben gemeinfchaft- 
lich die gefammte Forderung gegen ihn geltend machen ; der Glaͤubi⸗ 
ger hingegen brauchte ſich nicht an die einzelnen Erben für die auf fie 
übergegangnen Antheile an der Erbſchaſtsſchuld verweifen zu laffen, 
fondern er war beredytigt, Bezahlung aus einer Hand, fei ed noch 
vor der Erbfhaftstheilung aus dem nachgelaßnen Vermögen des 
Erblaffer8 oder nach derfelben von einem, hinlängliche Sicherheit ge- 
währenden Erben zu fordern. Diefer Rechtsſatz fand in einzelnen 
unferer Länder eine fo weit gehende Anwendung, daß die Erbſchafts⸗ 
gläubiger, wie auch einzelne Erben die Theilung der Erbſchaft vor 


v 


»o) Landb. II. 26, Kothing ©. 149. 

»1) 1823 Art. 131. 

»2) 8. 4, Kothing Ra. ©. 248. Bergl. auch Statuten des obern (grauen) 
Bundes ©. 27: „Die Erben, fo von eines verſtorbnen Gut wenig oder vil ohne 
Obrigfeitliche Grlaubnus zu handen nemmen, oder innert zwei Monaten fi 
der Erbſchafft vor Obrigfeit nit entfagen, follen die Schulden abzutragen auch 
ſchuldig ſeyn, es wurde denn aüf ihr anhalten von ber Obrigkeit ihnen cine läns 
gere Bedenkzeit, um fich wegen antrettung der Erbſchaft zu erflähren, gefattet und 
vergundt.” - 

»2) Bluntſchli RS. IT. 315. 
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Bezahlung fämmtlicher Schulden verhindern ober daß bie Erftern, 
wenn die Theilung ohne ihre Zuftimmung erfolgte, für die ganze 
Forderung denjenigen Erben, welcher ihnen am beften gefiel, belan⸗ 
‚gen konnten. Wir lajfen die hierauf bezüglichen , intereffanten Stel- 
Ien folgen. 

9.8. B. von Glarus Bl. 28 B (J. 1544) ): 

„Wie erben eines abgangnen ſchuld füllen vßrichten. — Ban 
es ih In onferem Land begibt, das einer eim ſchuldig wie das ift, vnd ber fo 
ſchuldig ift, mitt tob verfcheibet, ob er bie ſchuld verricht und bezalt hab, fo 
föllen dan deß abgeftorbnen erben, es fyen vil oder wenig, fölche ſchuld, wie bie 
vom abgſtorbnen fehuldig gfin vnd verheißen worden, famenthafft erlegen 
und vß einer eiggenden Hand bezalen, ober die vff einen ze bezalen vnd 
vßzerichten verfhafien, boran der dem bie ſchuld zughörig fommen moͤg, den 
er nütt fhuldig von zweyen ober mer die Inzezüchen.“ 

Landb. v. Appenzell A. Rh. Art. 94 (3. 1578) 9°): 

„Bann eine Perfohn mit Tod abgehet, diefelbig verflorbne Perfohn wäre 
etwas zu thun ſchuldig, Zinß oder anders, fo follen alsſdann die Erben daß 
verlaffen Hab und Butt niht Theilen, bis die Gülten bezahlt 
find, und wann ein Gült vermeint und ſich beforgte, er hätte nicht habliche 
Erben, fo mag er wohl bey einem Herren Land Ammann oder feinem Statthal- 
tes Erlaubnuß erhalten, den Erben anzufünden, daß fie nicht Theilen follen, biß 
bag fie ihme einen Willen gemadet; Im Fahl aber etwann aus Ungelegeuheit 
folh ankünden den Erben nicht befchehen Fönnte, und fie unter deſſen Theilen 
würben, fo foll dann ein Gült Macht und Gewalt haben, eiuen unter den 
Erben, welder ihm beliebt zu erweblen, berfelbige fol dann ibn um 
feine Anſprach ausrichten und bezahlen. Item wann einer unter ben Erben fo 
hablich, oder fonften in Bezahlung richtig wäre, alfo daß er vermeinte vor ber 
Theilung, die Gülten mödhten nad der Theilung ihn um ihre Anſprachen ſuchen, 
fo fol dann ein folder Erb au Erlaubnuß außbringen mögen, baß feine Mit⸗ 
Erben nicht follen Theilen mögen bie die Gülten Bollfommenlich bezahlt Rad, 
namlich aus def verfiorbenen Hab und Butt. Im Kahl der Anſprecher deß Bers 
Rorbeuen feinen hinderlaſſenen erlaubte zu theilen, mit vermelden, er wolle gern 
um feine Anfprah an deß verſtorbnen feine Hinterlaffne Erben fommen, mögen 
dann die Erben wohl theilen, und daß Gült nad ihren belieben auf einamber 
Berlegen.” ® > 


Landb. der March Art. 36 9: 

„Item ift unfer Landtrecht, wan Jemandt abftirbt, es ſeye Mann oldt Weib, 
welche Paſſivſchuldten Hinterlieflen , die follen ehe und bevor die Berlafs 
fenfhaft vertheilt wirbt, ſolche zufridten flellen unbt bezahlen, In wider 
rigem Zahl mag der Creditor einen von den Erben hierumb angreifien 
undt fi bezahlt machen nach feinem Belieben, biß er umb fein Auſprach 
vergnüget ifl.” 


*) Beitfär. V. 176, 26. v. 1807 8. 87. 
»2) Bergl. 2b. v. 3. Rh. Art. 88. Geſetz v. 1835 Art. 1. | 
»2) Kot hing Ra. €. 125. 
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Was die Erbtheilung betrifft, fo begegnen wir inf Hofrechte 
von Wolrau der alten, ſchon im Sachſen⸗ und Schwabenfpiegel 
enthaltnen Rechtsregel, daß von zwei Erben der ältere Die Theile zu 
machen, der jüngere die Wahl zu treffen habe *%), welche bier auf die 
Theilung der väterlichen Liegenfchaften unter Brüder angewendet 
wird. Ferner finden wir in jenem Statute die Beflimmung, daß 
ein Erbe, welcher ſich bei ver Theilung für benadytheiligt („übers 
theilt”) erachtete, diefelbe binnen Jahr und Tag vor Gericht anfechten 
kMnte, nachher aber nicht mehr. — Bon feldft verftand es ſich übri⸗ 
gend, daß ausgeſteuerte Kinder, welche ihre Eltern beerben helfen 
wollten, die empfangne Ausfteuer in die Erbſchaftsmaſſe einwerfen 
oder ihre unausgeftenerten Geſchwiſter den gleichen Betrag aus der⸗ 
felben vorweg nehmen laſſen mußten °%). 


8. 5. Letztwillige Verfügungen. 


Die Rechtsanſicht unſetes Volkes, welches in dieſer wie in ſo 
mancher andern Beziehung am deutſchen Herkommen ſeſthielt, war 
und iſt gegemvärtig noch der Teſtirfreiheit, welche unter dem Einfluſſe 
des roͤmiſchen Rechtes in die meiſten übrigen Länder eingedrungen iſt, 
abhold ; fie verlangt, daß das hinterlaffene Vermögen einer Perſon, 
insbefondere das ererbte, in der Familie verbleibe, welche nad) älterer 
Auffaffung in mehrfacher Hinſicht als eine Rechtsgenoſſenſchaft er- 
ſchien, und geftattet nur unbedeutende Ausnahmen von diefer Regel. 
In den meiften unfrer Länder war e8 daher gar nicht, in den andern 
nur in ganz wenigen Ballen erlaubt, an die Stelle des gefeglidhen Er- 
ben durd) Teftament einen andern Erben zu berufen, und die Erridh- 
tung von Gemächden war an folcje erfchwerende Bedingungen ges 
fnüpft, daß fie in der That felten und nur in fehr befehränftem Um⸗ 
fange vorfamen. Vermächtniſſe an fromme Stiftungen wurden frei- 
lich immer etwas günftiger als foldye an phyſiſche Berfonen behanz 
delt, doch aud) bei ihnen zeigt fi) ein gewiſſes Mißtrauen gegen die 
Einflüffe der Geiſtlichen am Krankenbette des Erblaffers, welches, 
in den fatholifdyen Ländern wenigſtens, oft nur zu gerechtfertigt ſein 
mochte. 


7) Artt. 19, 53, ebenda S. 303, 312, 313. 
+) Dergl. Hillebrand deutſche Rechtsſprichwoörter ©, 141. 


») 26. v. Glarus v. 1807 8. 39, @rögefeh von Appenzell A. NG. v. 
1835 Art. 2. 
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1. De Enterbung eines Sohnes, jedoch nur zu Gunſten 
feiner Kinder, war in Zug ?%) zuläßig, wenn der Sohn ein Ber- 
ſchwender war, bedurfte aber der Genehmigung von Seite des Ge 
richtes. Wie Bluntſchli (RG. I. 325) richtig bemerkt, geſchah 
in foldyen Fällen die Enterbung im Intereffe der Familie felbft, wel- 
her man durch diefelbe gerade das Vermögen fichern wollte, und 
wurde daher um fo unbevenklicdher zugegeben. In Uri) ging Mn 
etwas weiter und geftattete den Eltern auch in dem Falle ihre Kin- 
der zuenterben, wenn legtere wider ihren Willen ſich mit Aus⸗ 
wärtigen verehlicht oder fleifchlich vergangen hatten ; doc; blieb Die 
gerichtliche Prüfung vorbehalten, wenn die Kinder fid) darauf berie- 
fen, daß die Eltern ihnen die ehliche Verbindung mit Einheimifcken 
verwehrt hätten. 

Außereblide Kinder konnten in Nidwalden?) vom 
Vater oder von der Mutter zu Erben eingefegtiwerden,-wenn 
feine ehlichen Kinder vorhanden waren. Hatte dagegen eine Perſon 
ehliche Kinder, fo durfte fie ihre außerehlichen Kinder durch Ver⸗ 
maͤchtniß nur infoweit bedenken als das Gericht es zugab. Auch in 
Glarus) mußten zwar Teftamente zu Gunften außerehlicher Kin- 
der, wie die gewöhnlichen Gemaͤchde, vor Rath oder Gericht errichtet 
werben, doch nahm man wohl ebenfalls an, daß fie, wenn feine ehli- 
hen Nachkommen vorhanden ıwaren, zu Univerjilerben eingefegt wer⸗ 
den konnten, indem für den entgegengefegten Fall bloß die Befchrän- 
kung aufgeftellt war, daß ein außerehliches Kind niemals mehr ala 
bie Hälfte des Erbtheils eines ehlichen Kindes beziehen dürfe *). 

I. Was die Gemächde betrifft, fo erlitten die Rechtöregeln, 
welche wir im erften Theile (S. 524 ff.) angeführt haben, im Weſent— 
lichen feine Veränderung. Mit Ausnahme von ganz unbedeutenden 
Beträgen und von Legaten an fromme Stiftungen mußten alle Ge- 
mädhde vor Rath oder Gericht eröffnet und von der Behörde geneh- 
migt werben. Im älterer Zeit waren dabei gewiffe Solemnitätsfor= 


100) Geſetz v. 1645, Zeitſchr. I. 2. 53, 

.) 2b. v. 1823 Art. 130 (3. 1629). 

) 9.2.3. 233 (3. 1543) in der Zeitſchr. VI. 175. 

2) A. L. B. Bl. 34 B (3. 1552) ebenda V. 188. 

*) Bei Abraffung des Landbuches von 1807 ($. 103) wurde flatt der Hälfte 
ein Drittheil gefeßt, ohne daß man ber Landegemeinde diefe Aenderung-zur Ges 
nehmigung vorlegte. Merkwürdiger Weile bat die Landsgemeinde 1852, ohne 
es nur zu willen, das alte Recht wieder hergeftellt. 
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men üblich, ähnlich wie bei der Bertigung von Grundftüden ). Was 
die Bräfumtiverben betrifft, fo war allenthalben wenigftens die An⸗ 
wejenheit derfelben bei Errichtung der Gemächde erforderlich; Dagegen 
verlangen die einen Rechte nody ausprüdlid) deren Zuftimmung, 
während nad) andern Rechten im Zalle ihres Widerfprudyes das Ges 
richt nad) Billigkeit zu erkennen hatte. Da im Gegenfage u den, 
den» römifchen Rechte nachgebildeten Teftamenten, weldye in andern 
Kantonen der Schweiz auflamen, das deutfchrechtliche Inftitut der 
Gemaͤchde ſich in unfern Ländern rein und unvermifcht forterhalten 
hat, jo rechtfertigt wohl das Intereffe, welches der Gegenftand hat, 
es hinlaͤnglich, wenn wir den im erften Theile mitgetheilten Stellen 
nod) einige andere, größtentheild neuere folgen laffen. 


A. L. 3. von Glarus Bl. 64 A (SG. 1624) 9: 


„Ban fürhin ein oder mehr Perfonen in vnſerem land ein Teſtament ober 
gmächt vffrichten wellen, fo fölle Sälbigeß gefchechen vor Landtamman vnd gang 
geſäßnem Rath oder den Nünen, bazu folle man den Rächten erben ver: 
fünden vnd wan fälbige under ougen flond vnnd zu dem Gmächt oder Teflament 
bewilliget, fo mags Iren alidan ein Landtamman vnud Nat oder die Nün 
beftäten vnd funft nit.” 


Schwyzer Landrathsbeſchluß v. 1661 ”): 


„So einer dem andern verteftamentirt ober vermacht hat oder noch verma⸗ 
den wurde, folle eß genblich by dem Lanbträchten verpleiben, mit biferem ver- 
ftandt, daß wan ein Teitament old gmädt vifgeriht wäre, ober noch vilgericht 
möchte werben, ohne bewilligung ber oberfeit, der Landtleuthen®), 
vnd der Natürlien Erben, oder fo ſich iemandt befchweren wurbt, foll felbis 
geb nichtig vud Krafiloß fein.“ 

Landb. von Ridwalden v. 1623 v. Teftament: 

„Welcher gefundt ſynes Lybß vnd felbe Vogt ober ſynes guets gewaltig iſt, 
ber mag einem wol fprechen ein Bleib oder ein Kno, oder vntz an zwanbig pfundt, 
aber nit meer, wölte aber einer mer hinweg geben oder teftamens 
tieren, daffoller mit Griht und Brtellthuen, Vndt ob einer ohne 
Vrthell mehr hinweg teflamentierte, fo foll eß doch nit frafft han, oder gebe el: 
ner eh hin vnd entzüche ſich deſſen angent, fo mag er eß wol hingen, wär bef 
ſynen gewaltig vnd mit bevogtet it. Vudt welche eß fige fraum old man bie ein 
anderen etwaß teflamentierten oder vermacdhtent, fo follen fy darumben Vrkundt 
nemmen, oder aber lüth han bie vff richt figent gfin, alfo daß ein fächer mit 
im felber daß nit jürbringen fol.” — 


3) Bergl. die Zuger Wochengerichtsartikel in der Zeitſchr. 1. 2. 59, 60. 

*%) Beitfär. VI. 51. 

) Kothing, die Erbrechte ©. 151. Das alte Landrecht f. Th. L ©. 524. 

* Wahrſcheinlich find darunter Räthe und Landleute zu verſtehen, vergl. 
Kap. 4, S. 168 und A. 2. B. v. Uri Art. 44, f. unten ©. 233. 
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Landb. von Obwalden v. 1792 fol. 111 9: 

„Bann dann Jemand dem Anderen, es feye Freundt ober Geſell, Frau 
oder Dann jung oder alt über 5 Pid. geben, vermachen oder verteſtamentieren 
will, daß foll geſchechen mit dem Rechten vor einem Landamman und 
feinen gewiflen Botten an den Enden, da dann fie gewohnlih um Belbfepulben 
richten, oder aber eß fol fein Kraft hann.“ 


A. L. B. von Uri Art. 45: 

„Sodan etwan Gemächde vor den Landleuthen nachgelaſſen wer 
den, vnd aber die Brief folder Gmächten von einer Fründtſchafft verboten 
werden, derohalben haben wir angefechen, daß eß mit aufrichtung folder Gmäch⸗ 
den — wie bißhero zugahn foll, und was auf iedeß Eydt der Gemächtinen halber 
ertheilt wird, vond darauf mit Vrthel deß Möhr wird, daß eh dabey 
verbleiben ſoll, — vnd nit weitter verpotten werben, doch fo etwan Ciner 
etwaß hinwäg für eigen macht, weiter dan in hieuor gefchriebnen Artickhlen bes 
griffen 9), der foll eg feinen nöhften Erben Khundt thuon, vnd fo 
fehr dan Sie folde Omächte vngiahrlih in Mouatsiriit, nachdeme es 
ihnen aufgindt iR, mit recht nit wöhrten, fo foll dannethin bag Gmädt in 
Gräfften verbleiben.” — 

Artikelbuh von Gerſau v. 175119 :. 

„&8 folle auch von einer Hochweiſen Oberkeit fein Teftament 
mehr guottgehetffen und aufigeriht werden oder bie Fründt, fo das 
Teftament angeht, feyen auch zufrieden.“ \ 


Waldſtattb. v. Einfiedeln v. 1572 Artt. 23, 24: 
„GEs mag onch ein Jetliher Waldıman und Gotzhußman das fon mit Met 
geben, wem er will, vnd ob einer das fin weit einem Hund an fonen ſchwant 
benden, das ers möchti thuon, doch vor deß Gothhus Hab und Myner 
gnedigen Herren Bricht?) zuo Ginfiedeln vngeuarlich. 

„Were ouch das ein waldtman vnnd Goghusman Kran wurde das er ze 
bett lege, Sodann der vom bett vffſton vnnd für fines Hus tadhiröpf an ein 
gricht one ftab und flangen möchti gan, mag berfelbig das fin, Es fyge ligens 
oder varenb, daſelbs vor gridht wol geben mit Recht, wem er will, one fps 
ner Erben und mengklichs fumen, hinderen vnd entweren vngeuarlich, doch einen: 
herren vand Abbte, Duch dem Gotzhus zuo Ginfitlen an ſynen fryheitten vab 
grechtigfeitten vnſchaͤdlich vund den Rechten gellten vnuorgriffenlich.” 


Hofartifelbud von Wolrau v. 1622 Art. 17: 


„Item Ban auch Ein Kranckhner Man oder Frauw grichtt hau will, 
vnnd fi Ir guedt, Eman vil, Ein Anderen Waͤg begehrend zue ver mas 


»)N v. Moos ©. 188. 

1) S. den Inhalt derfelben Th. I. S. 530, 

1) Kothing Ra. ©. 95, 168, 302. Vergl. au Landb. v. Küßnach 11, 
5 ebenda ©. 254. | 

12) Bergl. noch die Satzung v. 1674 ebenda S. 232: „Wan ein Perſohn 
teflamentirt, vnd Amman vnd gericht vermeinte, daß fol vorhaben deß teſta⸗ 
ment vnbillich, auf ſolchen fahl Ein Ehrfamb Bricht felbigeß für ungültig 
zu erkhennen fuog vnd macht haben fol.“ 


- 
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hen, vund nit An bie Rächten Erbſchafft wehlend Laffen ſahlen, vnd fo Toll | 
den Nähten vnd Nähften Erben darzue verfündt werben; vnnd fo 
Kleine unverfländige Kinder unnd Döchteren findt, bie fol Man beuagtten vnnd 
der Bogt foll an Ir Stadt Antworth geben, vnnd auch foll der Krauckh Mann 
ober Frauw ohne Städten vnnd ohne Etab vnd ohne fuchren fälber für daß 
Hauß vßen gan, fo Gr gricht hatt.“ 

Die legten zwei Stellen erwähnen noch der, im erften Theile be⸗ 
fprochnen Rechtsgewohnheit, daß man franfen Leuten, weldye nod) 
por ihrem Abfterben Gemüchde zu errichten wünſchten, ein außerors 
dentliches Gericht vor ihrem Haufe hielt, vor welchem fie ohne Stüße 
und Führung zu erfiheinen hatten, weil nad) älterm deutſchem Rechte 
ein gewiffes Maß von Körperkraft al8 Bedingung der Dispofitionds- 
fähigkeit angefehen wurde. Wie indeifen dieſe Nechtsanficht felbft 
allmälig ſich verlor, fo kam auch die poetifche Form des Gerichtes vor 
der Dadjtraufe, welche der nüchternern Anfchauungsweife unfres 
Zeitraumes nicht mehr entſprach, im Laufe der Zeit und namentlid) 
feit dem 17. Jahrhundert in Abgang und wurde oft ausdrücklich ab⸗ 
geſchafft. An die Etelle des alterthümlichen Inſtitutes traten nun 
gewöhnlich Zeugen, die fid) an das Krankenlager der Berfon, welche 
ein Gemüchde errichten wollte, verfügten und darauf den legten Wil⸗ 
len derjelben dem Gerichte zur Genehmigung vorlegten. 


A. L. B. von Uri Art. 44: 

„Alß dan bißher den Kraucken Leuthen vergont worden iſt, daß ber Landi⸗ 
amman, oder fein Statthalter vnd der Weibel denen vſſert Altorff vor den Heufs 
feren zuo Gricht gfäflen, da haben wir nun vnß deſſen erleuteret, daß ieber 
Landtmann, oder Landtweib mit byftand Ihreß Bogtd fein Teflament vor 
Mäthen vnnd Landtleuthen aufrihten möge, oder vor Bricht oder 
Kath. Im Kahl aber einer der eine dag auf binläffigleit verfaumbte, vnd mit 
Krandheit überfallen wurde, mögen felbige Berfohnen ein Mann, zwen, bry 
old mehr, welchen Eydt und Chr zuo wertrauwen zuo fi beruof- 
fen, ihren Willen eröffnen, vnnd zimliche gmädht oder Gaaben geben und ma⸗ 
hen — —, Jedoch dag gemelte Teflirende Perfohn bey guter vernunit feye, vnd 
diefelben Zügen fhuldig fein follen, gedachteß Teſtament ans 
gehnts fürzutragen, daß dannethin ſolcheß gmächt nad Erkhantnuß 
eineß Grichtß Crafft haben ſoll.“ 

Zuger Geſetz v. 1645: 
„Welcher teſtamentiren woͤlle und bey feinem natürlichen gueten Verſtandt 
ſeye, ſolle ſelbiger Menſch nit verbunden ſeyn, underem heiteren Himmel 
und vor dem Nägentrauji zu teſtamentiren, ſondern in feiner 
Gwahrſame uf gueiter Vernunft und ungezwungen und ungeirungen fein 
Buet verfchaffen und vermachen mögen; in Bedenkhung, daß buch folde 
Mühe und unnöthige Gewohnheit es dem Teflamentirenden vill Ungelegenheiten 
"und fonderli die Krankheit fi vermehren thue. 
„Stem und zu peſtilenziſchen Zeiten, weil eß gefahrlich und ein erbliche 


⸗ 
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Krankheit it, und nit ein jeder geen in alle inficirte Gmach gehet,' fo mägent 
zwey weltliche redtliche unparthyſche Männer dem Kranken das 
Teſtament abnemmen undt für Gricht tragen, undt daß man alsdan 
hierũber richten undt ſolcheß Krafft haben ſolle.“ 

Nidwalden's Landbuch von 1623 enthält noch unter dem 
Titel: „Bon Teftamenten Srandher Lüthen, Es ſyen Cheleuth oder 
Andere”, die von ung im erften Theile (S. 527) mitgetheilte Satzung 
vom Sahr 1481; im Landbuche von 1731 dagegen iſt an deren Stelle 
die nachfolgende Beſtimmung getreten : 

„Bann Giner old eine kranckh were, Vnd aber ein anderen teflamentieren 
wolten, Oder einer auch einem wolte teftamentieren, folle er wan er bey guetem 
Berfiandt feine Bermähnuß in gegenwartö dbreyer Ehrlichen Zeugen ofen 
bar maden, vnd wan möglid von einem Landfchreiber, wo nitvon 
einem rathefreundt fhreiben vnd verzeichnen laffen, worüber dannet⸗ 
hin ein Erſammes gridt auff Erfolgente befhwärt die billich— 
fheit Erfhönnen wird.” 

Es läßt fich nicht verfennen, daß in diefem Geſetze das Gemädjve 
bereit8 eine veränderte, modernere Geftalt angenommen hat, indem 
man einerfeits fih nicht mehr damit begnügte, daß die Zeugen münd⸗ 
lich dem Gerichte den letzten Willen des Erblaffers eröffneten, fondern 
eine fofortige fchriftliche Aufzeichnung ſchon am Krankenbette vers 
Iangte, während fonft Bermädhtniffe erſt nach der gerichtlichen Beftäti- 
gung förmlich verbrieft zu werben pflegten, — anderfeitd aber die Ge⸗ 
nehmigung des Gemaͤchdes durch das Gericht nicht mehr unter allen 
Umſtänden als erforderlich erfchien, fondern nur wenn die Erben Ein 
fpradye dagegen erhoben. Indeſſen hat fid) das Landbuch Nivwal- 
den's von 1782 wieder mehr dem Geiſte des Altern Rechtes genäbert, 
indem es bie Teftamente auf dem Kranfenlager, bei welchen die ges 
rihtlihe Prüfung num ganz weggefallen und die fchriftliche Aufzeich- 
nung neben die Zeugen alternativ Hingeftellt ift, auf unbedeuten- 
dere Gaben bis auf 72 Gulden befchräntt, für alle größern Vermächt⸗ 
niffe aber die Ratifitation des Gerichtes verlangt. Dasfelbe (V. 6. 
A) faßt nämlich den Inhalt der ältern Satungen in folgender Weiſe 
zufanımen : 

„Don Teftament Insgemein bey gefund= old Franfhnem Leib. 

„Welcher gefund und feines Guts gewaltig if und keine Leib- Erben Hat, 
ber mag Einem wohl verfprechen I. 72 ober waß darunter, es feye an geldt 
Fleider oder HaußRath, auch mag Einer fo viel an HI. Meffen oder KirchenZie⸗ 
raden verordnen, verfteht fih von vorgefhlagenem guott. 

„Bann aber dbergleihen Bermähnuflen von der Wertſchafft der @I. 72 
old darunter in Krandheiten, old im Todtbett gemacht wurden, ſoll foldes 
in gegenwart zweyer Zeugen geſchechen, ober von Einem Laudtihreiber ober. 
Rathöfreunbt verfhrieben werben, widrigenfahls nichtig fein. 
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„Wolte Einer aber mehr verteflamentieren, daß fol Er mit gricht und 
Vrthel thun, fonk fol eß fein kraft haben, ober Einer gebe eß Hin, und Ents 
zieche ſich alfogleih_mit Zing und Hauptguott, wofern eß erhaufete ober 
vorgefhlagene Mittel feynd ’"a).” 

Es wird hier ausdrücklich gefagt, daß das freie Dispoſitionsrecht 
nicht bloß auf den Todesfall, fondern felbft unter Lebenden ſich auf die 
Errungenfhaft befhränfte, das ererbte Vermögen einer Perfon 
aber weder durdy Schenkungen noch durch Vermächtniffe ihren rechten 
Erben entzogen werden Eonnte. Diefe Idee, wenn wir fie auch na⸗ 
mentlich in den Altern Rechtsquellen felten beftimmt ausgefprochen fin» 
den, feheint doch meiſtens aly unbeftrittnes Gewohnheitsrecht in den 
Volksbegriffen gewurzelt zu haben 1°), in Beweis hiefür findet fi 
auch in dem Geſetze Einfiedeln’s von 1778, welches das neue 
Recht einführte, daß zwar die Nutznießung am ganzen Vermögen 
ohne Ausnahme, dagegen überhaupt Fein Eigenthum vermacht wer- 
den möge. In der Einleitung wird hier nämlich gefagt, ı > habe ſich 
das Bedürfniß gezeigt, „den alten Waldſtatt-Artikel von Vermächt⸗ 
niffen und Zeftamenten der erhaufeten Mittel abzuändern”, 
obſchon in den einfchlägigen Beftimmungen die Befchränkung auf die 
Errungenichaft fi nicht findet. 

Etivas verfchieden von der Auffaffung, nad) welcher überhaupt nur 
über die Errungenfchaft disponirt werden durfte, ift diejenige anderer 
GStatute, welche bei Verfügungen über erworbenes eine größere Frei⸗ 
heit als bei folchen über ererbte8 Vermögen einräumen. So fagt das 
Landbuch von Küßnach (11, 4): was Einer „durch Mühe und Ar» 
beit errungen und erhaufet”, möge er entweder feinen Verwandten 
nach Belieben vermadjen oder wohin er wolle verfchenfen, während 
für Vermächtniſſe über Erbvermögen die obrigkeitliche Genchmi- 
gung und (wie fid) aus der unten anzuführenden Stelle ergiebt) vie 
Einwilligung der PBräfumtiverben erforberlih war. Ebenfo wurde 
in Gerſau 1759 das oben mitgetheilte Landrecht dahin abgeändert, 
daß man „erhaufete Mittel” wieder vermadjen möge mit Gerfhmis 
gung der Obrigkeit, alfo ohne Zuftimmung der Erben, weldhe nur 
für ererbtes Vermögen erforderlich blieb 19). Endlich wurde in Ob- 
walden 1810 das alte Landrecht dahin erläutert, daß der Richter 


128) Vergl. Geſetßzb. v. 1867 ©. 59. 
23) Vergl. Kothing, die Erbrechte S. 149, 156. 
1) Kothing Rq. S. 9, 207, 254. 
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bei Prüfung der Gemaͤchde darauf Rüdfiht zu nehmen babe, „ob 
das Teftirte von ererbtem oder erhaustem Vermögen herfließe.” 

II. Sottesgaben oder Vermächtniſſe an Kirchen, Schul⸗ 
und Armengüter wurden allenthalben von den übrigen Gemächden 
unterfhhieden und vor diefen begünſtigt. Insbeſondere war hier die 
Zuftimmung der Präfumtiverben nicht erforderlich und es geſchahen 
diefe Bermächtniffe nicht vor Gericht, fondern meifteng auf dem Tod⸗ 
bette, und nur wenn fie das richtige Verhältniß zum Vermögen bes 
Erblaffers zu überfchreiten ſchienen, Eonuten fie, wie wir im erften 
Theile (S. 528 ff.) geſehen haben, nachträglich vor Gericht gezogen 
werden. Auch die Befchränfung, daß nur über die Errungenſchaft 
frei disponirt werden durfte, fiel bei den Gottesgaben weg :2). Im 
neuerer Zeit war nun auch hier die Anmwefenheit von Zeugen, und 
zwar von weltlichen, weil man die Geiftlicdhen nicht für ganz unbe- 
fangen hielt, oder auch die fchriftliche Aufzeichnung burd) einen Be- 
amten vorgefchrieben ; ebenfo fam es bereits vor, daß ein beftimmter 
Bermögenshetrag, bis zu weldhem vermacht werden durfte, für alle 
Fälle feftgefegt war. Wir lafien auch hier wieder unfere Quellen 
felbft ſprechen. 

Hofartikelbuch von Wolrau a. a. O.: 

„So ein Kranuckhner, Eß fig frauw oder Maun, fo fi Etwaß Begehrend an 
die Kilden ober fpänden old piründen an Gottesgaaben Etwaß will, daß Mö: 
gend ſi wohl ohne grichtt vermahen vnd da Handt vie Erben daßcim 
nüt zue wehren.” 

Landb. von Küßnach a. a. DO. Art. 3 1%): 

„Ban Ein Menih im Todibeth liget und noch bey feiner Vernunfft if, der 
mag Ihme ſelbſt wohl eine befchaidentliche und feiner Hinderlaſſenſchafft ange: 
meflene Gottesgab zu feiner feelen Troft ftifften, fonften folle Gr Fein gut 
no fhändhen no Hingeben ohne der nähften Erben gunft, Wüſſen 
und willen. Damit aber aller erfolgen mögender gefahr geflenret werbe, fo 
folle der flerbende Menſch daßfenige auantum, oder wie viel fo Er für eim 
Gottesgab zu vermachen vorhabens if, bey feiner Vernunft vor zwey welt 
lihewäeugen erflären, die Urfach aber ober Bewüflens antrib, fo Ihne dar⸗ 
zu veranlaffet, dem geiftlihen allein eröffnen; widrigenfahlß follen dergleichen 

Rermähnuffen ungültig ſeyn.“ 
Landb. von Obwalden a. a. O.: 

„Bann einer oder Bine in feinem Todtbeth an Kilchen, Gapellen, Pfründ⸗ 
ten fpändten, Epithal und andere Gotteßgaaben, damit er gedendt jeiner Seele 
Heyl zu Schaffen, Etwaß machte, daß foll allwegen, nahdbemme einer Outh 
bat, vem Gricht heimgeſetzt fein, und nach der billichfeit erfent werben.” 


25) Kothing, die Erbrechte ©. 159. 
26) Bergl. Lb. der March Art. 12, Kothing Ra. ©. 115. 
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Landb. von Nidwalden v. 1806 V. 6. 4: 

„Welcher in unferen Land feines Guts gewaltig ift, der mag ein Teflament 
machen an Kitchen, Kapellen, Armengut und Schulanſtalten, doch foll ein fol- 
ches Teftament den Werth von Bid. 1000 nicht überfteigen, auch folle 
ein folhes in Gegenwart zweier Zeugen gefhehen oder von einem Lands 
fhreiber oder Rathsfreund verfhrieben werden, wibrigenfalls nichtig 
fein im). a 

Glarner Religionsvertrag v. 1623 18) Art, 3: . 

„Betroffend die Etifft und Vergabungen an Gotts⸗Dienſt, Jahr Zeith, Spit- 
täl und dergleichen. Nah dem ein jeder feines Gutts Herr und Meilter if, 
dasielbig feines gefallens zu verwalten, fo fol and mäniglichen von beyben Re⸗ 
ligionen zugelaflen feyn, von feinem Guth an Kilden und Gottodienſt, Jahr Zeit, 
Spitääl, Epinnen, Schullen und dergleichen Almoßen zu verteſtamentiren und 
zu vermachen ohne einiche Berfperung und Hindernung, jedoch damit 
den Natürlihen Erben nit zu vil entzogen werbe, foll jemandts gwalt haben, 
an jebt bemelte Drtg mehr zu vergaben, dann von einhundert Gulden 
wärths Gut zehen Gulden.“ — — 

„Die übrigen Teſtamenter aber zwüſchend weltlichen Perſohnen fols 
len nochmalen, wie vor altem haäͤro, nach Inhalt des Landts⸗Buchsé anf« 
gericht werben.“ 

- Sn diefer Beſtinmung iſt die Beichräntung, daß nur Berfonen, 
welche feine Leibeserben hinterlaflen, bis auf einen Zehntheil ihres 
Vermögens an fromme Stiftungen vermachen mögen , nicht enthal⸗ 
ten; in der Hebung aber feheint der Bertrag in diefem Sinne ausge⸗ 
fegt worden zu fein. Wenigftens flellte die evangeliſche Landsge⸗ 
meinde von 1751 eine derartige Erläuterung auf, welche dann in das 
gedruckte Landbuch von 1807 (8. 91) übergegangen if. 


17) Vergl. Geſetzb. von 1857 ©. 58. Das Pfund, eine bloß nominelle Münze, 
betrug in Nidwalden nicht mehr als 3 alte Batzen. Buſi ing er, der Kanton 
Unterwalden ©. 68, 

2) Bergl. Kap. 1, ©. #7. 
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Achtzehntes Kapitel. 
Das gerichtliche Verſahren in Civilſachen. 


$.1. Allgemeine Grundzüge, 


Die Organifation und die Kompetenzen der verſchiedenen Ge 
richte haben wir im fünften und fedhsten Kapitel ausführlich befchrie- 
ben. Was den Gerich tsſtand betrifft, fo finden wir darüber fehr 
wenige Beftimmungen in unfern Landbüchern. Rad) ven eidgenöffi- 
fhen Bünden hatten über alle perfönlichen Anſprachen die Gerichte 
- bed MWohnortes des Schuldners zu entjcheiden und wohl ebenfo un- 
beftritten galt in unfern Ländern der gemeinredhtliche Grundfag, daß 
Etreitigleiten über Rechte an Grundfüden von vem Richter, in deſ⸗ 
fen Gerichtskreiſe fie liegen, zu. beurtbeilen feien, wie in Glarus 
einer befondern Beranlaffung wegen ausdrücklich verordnet wurde 2). 

Die Gerihtsfigungen zerfielen, wie wir im erſten Theile 
(S. 546) geliehen haben, in ordentliche und außerordentliche : erftere 
bießen Land⸗ oder Jahrgerichte, letztere gekaufte Gerichte. In Glas 
tus wurden jährlich zwei Landgerichte gehalten, eines im Mai und 
das andere im Herbft; fle dauerten gewöhnlid) mehrere Tage, oft 
eine ganze Woche. Es wurden dabei zuerft die ‘Parteien aus dem 
hintern, dann diejenigen aus dem mittlern, endlich, diejenigen aus 
dem untern Theile des Landes verhört ). In den einfachen Ver- 
hältniffen des 16. Jahrhunderts reichten dieſe Landgerichte noch bei» 
nahe gänzlich) aus, fo Daß nur wenige gekaufte Gerichte Daneben ges 
halten wurden ; im 17. Jahrhundert dagegen wurden legtere immer 
häufiger und die Landgerichte ſchwächer befucht, big fie im Jahr 1663, 
bei einer Reformation der Landesausgaben, der Koften wegen von 
der Landsgemeinde ganz aufgehoben wurden. An ihre Stelle traten 
die ausgefündeten Gerichte. Sobald nämlidy beim Neunerges 


1) Sabung von 1546 („Gütter in vnſerem Rand gelegen, füllen fih vor vn= 
ſers Landsſtaab rechtfertigen vnangefehen wo ber befiger hushäblih“) im A. 2. 
3. Bl. 31 A, Zeitſchr. V. 181. %b. v. 1807 $. 43. 

2) Serichteprotofofle. 
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richte 4, beim Fünfergerichte 7 Barteien Gerichtögeld gelegt hatten, 
mußte im 18. Jahrhundert die Gerihtsfigung in allen Kirchen des 
Landes verkündet werden; daneben ftand es aber jeder Partei frei, 
um den vollen Betrag der den Richtern zukommenden Entſchaͤdigung 
eine Gerichtsfigung für fich zu kaufen ). Bon den drei Jahrgerich- 
ten in der March, welche noch im Landbuche von 1756 vorkommen, 
haben wir bereitS im fechsten Kapitel (S. 218) gefprocdhen; in 
der Gerichtsordnung von 1826 4) finden wir flatt derfelben eben- 
falls ordentliche Sigungen, welche in den Gemeinden ausgekündet 
werden mußten, fobald drei Parteien ſich angemeldet hatten. Vor 
gefauften Gerichten wurde audy bier immer nur derjenige Prozeß 
behandelt, für welchen die Sigung verlangt worden war. In Rid- 
walden wurde monatlid einmal das Gefchwornengericht ausge- 
fündet; wenn eine Partei eine außerordentlidhe Sigung begehrte, 
fo hatte fie dafür höhere Sporteln zu bezahlen). Auch in Uri 
fommen „gemeine und „gekaufte Gerichte” der Yünfzehner vor ®). 
In Schwyz endlich verfammelte ſich das Neunergericht orbentli« 
her Weife jührlich nur einmal, nämlich vor Oſtern, das Siebener- 
gericht dagegen jeweilen am erften Donnerftag jedes Monats, mit 
Ausnahme der Sommermonate ”). 

Wenn ein NRechtfprecher mit einer Partei verwandt war oder 
bei den Rechtöftreite in irgend einer Weiſe als betheiligt oder be- 
fangen erſchien ®), mußte er den Ausftand nehmen. Die Gränze 


. 
— — — — — 


2) J. H. Tſchudi ©. 49, 50, 601. Alte Landsbraͤuche. 

*) Arit. 2, 3. Letzterer enthält auch fiber das Verhalten der Richter folgende 
infereffante Beflimmungen: „Es wird jeder Richter fih in dem Sitzen ber er⸗ 
forberliche Anſtand geben (I) — — und fi während ber Prooedur des alljälligen 
Schlafens enthalten (!!). Kein Richter foll fi erlauben, dem andern in fein 
Urtheil einzudringen, viel weniger einer den andern über ein gegebenes Urtheil 
zu befehnarchen (!) und zu befriteln, fondern jeder erſt alsbann feine Anfichten dem 
Gerichte über den vorgetragnen Prozeß eröffnen, wenn er vom Praͤſidenten wirb 
angefragt fenn.” Die Richter, für welche ſolche Borfchriften nöthig waren, flan- 
den jedenfalls nicht auf hoher Bildungsſtufe. 

2) Landb. v. 1806 V. 1. 9. 

)N.28. B. Artt. 56, 57. 

?) Fa ſi I. 243, 

') Lb. v. Nidwalden v. 1623, Eid der Einliffer, Nachtrag v. 1669: „Wel⸗ 
cher in eim Rechtßgeſpan Kundtfchafft geben, Willkhurlicher oder Rechtmaͤſſiger 
Nichter oder auch Byſtand geweſen, vnd die ſach vor ein anderß Gricht ſolle ge⸗ 
zogen werben, alß dan der Jenige ſowol vor gricht alß Math im ſelbigen Hans 
dell abtretten ſolle.“ 
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der Verwandiſchaft wird, wie bei andern Berhältnifien, wo biefe 
Frage zur Sprache fam, verfhieden angegeben ; indefien wirb auch 
bier in Alterer Zeit vorzugsweife das vierte Glied genannt, bis zu 
welchem man „zu erben und zu rächen hatte." Wie im Landbuche 
von Nidwalden von 1623, fo finden wir auch in Glarus 
diefe Berwandtfchaftögrenzge noch in einer Sagung von 1335, und 
erft 1630 ift an deren Stelle das dritte Glied getreten ). Im 
Schwyz .% wurde unterfchieven zwiſchen Sachen, welche die Ehre 
berührten (in der March 1i wurden denfelben nod) Streitigfeiten 
über Grund und Boden beigefügt) und reinen Civilſtreitigkeiten; bei 
jenen fand der Ausftand bis zum vierten, bei diefen bloß bis zum 
zweiten Gliede ftatt. Eine ähnliche Unterſcheidung wurde in Ap⸗ 
penzell::) gemacht, wo der Ausſtand in Eivilfachen ebenfalls bis 
zum zweiten, in Sachen dagegen, weldje die Ehre betrafen, bis zum 
dritten Grade ſich erftredte. Den Grund diefer merkwürdigen Un⸗ 
terfcheidung bat man wohl ohne Zweifel darin zu fudhen, daß Eh» 
renhändel in einer nähern Beziehung zur Rachepflicht ftanden, als 
reine Eivilftreitigleiten. Nach älterm Rechte kamen auch nur bie 
eigentlihen Blutsverwandten und neben ihnen bloß etwa Schwä- 
ger einer Partei in Ausftand: in Glarus wenigftend haben erft 
neuere Sagungen von 1702 und 1703 ?®)- denfelben auch auf bie 
ganze Berwandtfchaft ver Ehefrauen, fowie auf Stiefväter und Stief- 
fühne ausgedehnt, und im Nidwaldner Landbuche von 1623 find 
fogar Schwaͤger, wie auch Gegenfchwäher erft durch fpätere Zuſaͤtze 
beigefügt worden. Beachtenswerth ift übrigens, daß ältere und 
nenere Geſetze den mit einer Bartei verwandten Recdhtfpredyer zu- 
weilen nicht unbedingt ausfchließen, fondern e8 auf die Gegenpar⸗ 
tei anlommen laflen, feinen Austritt zu verlangen oder nicht 19), 


Die Ergänzung des Gerichtes in Fällen von Ausftanb ober 


,’91.8.8BDB.3 A, 66 A (Zeitfhr V. 134. VI. 56). 2b. v. 1807 
$. 36. Gin Geſetz von 1853 Hat endlih den Ausland auf das zweite Glied be: 
ſchraͤnkt. 


20) Rande. II. 12, vergl. I. 100. Kothing ©. 101, 138. 
122) Landb. Art. 4, Kothing Ra. ©. 113. 
) Eagung v. 1581 im 2b. v. I. Rh. Art. 190, vergl. Art. 139, 9. RE. 
Art. 29, 
19) Landégem. Prot. 
2 Glarner Saßung v. 1535 a.a. O. &b. v. Obwalden bei v. Roos 
€. 233, 


[2 
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Behinderung 18) gefhah, wo die Rechtſprecher aus dem Landrathe 
gewählt wurden, durd) andere Rathöglieder, fonft aber durch Mit- 
glieder andrer Gerichte oder auch durch einfache Landleute. Das 
neueſte Landbuch von Nidwalden fchreibt vor, es folle ein Mit- 
glied des Siebnergerichts, welches nicht in der Sigung ericheinen 
könne, einen andern Landmann aus feiner Uerthe, wo möglich den 
abgetretnen Siebner an feine Stelle veroronen, und in Glarus 
ift e8 bei ausgekündeten Eivilgerichten noch heutzutage gebräuchlich, 
daß in Ausftaudsfällen der Praͤſident ehrbare Männer, weldye ſich 
gerade unter den Zuhörern befinden, in's Gericht beruft. In die 
fen Einrichtungen fpricht ſich beſonders deutlich ver volksthümliche 
Charakter unjerer Gerichte aus, deren Mitglieder, ähnlidy den Ges 
Ihwornen in dem, aus England berübergefommnen Strafverfahren, 
durchaus feine von den übrigen Volksgenoſſen getrennte Kaffe aus⸗ 
machen. 

War aber auch der ganze Rechtsgang fo einfach als möglich, fo 
war doc der fhlichte Landmann nicht immer im Stande, feine Sache 
felbft dem Gerichte vorzutragen und daher machte fi) ſchon fehr frühe 
das Berürfniß nad) Fürſprechern Geiſtändern) geltend. Es 
fcheint indeffen die Gewohnheit, dieſelben aus der Mitte der Recht⸗ 
fprecher zu nehmen, nicht ältefte Redytsfitte gewefen zu fein; wenig⸗ 
ften8 wird in den Glarner Laudfagungen von 1387 19) gefagt, es 
möge jeder Rechtsbedürftige einen ihm beliebigen Landmann zum Fürs 
fpredyer vor dem Gerichte wählen, „der ihm feine Rede thue”, und 
das Landbuch von Nidwalden von 1623, welches die dem Gerichte 
beimohnenden oder „zugewandten“ Landleute von der Theilnahme 
an der Urtheilsfaͤllung ausfchließt, geftattet dafür den Parteien, diefels 
ben als Fürſprecher beizuziehen. Da e8 indeſſen nod) feine Anwaͤlde gab, 
die fi) aus der VBerbeiftändung vor Gericht einen Beruf machten, fo 
fand man in diefem Lande 1686 für nöthig, in erfter Linie die Vers 
wandten einer Partei, in zweiter die Nathsglieder ihrer Uerthe zu 
verpflichten, dem an fie geftellten Geſuche zu entfprechen ); Schwyz 


5) Vergl. A. L. B. v. Uri Art. 70: „Die zuogefehten zum Gericht, fo ets 
warn anitatt deren, fo fründtichafft halber nit by dem Bricht ſitzen mögen, oder 
etwan nit anheimbſch find, oder jonften chehaffter not halben nit zu dem Gricht 
kommen mögen, verordnet werden.“ 

10) Th. J. S. 560 (3). 

27) Landb. v. 1731, v. Grichts Ordnungen. 

Blumer, Staats- und Rechtégeſchichte. IL Thl. 2. Do. 16 
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legte 1711 29) diefe Verpflichtung jedem Landmanne bei einer Buße 
von 50 Gulden auf, fehte dann aber aud) einen ordentlichen Beiftäns« 
deriohn fe. Später finden wir in Schwyz 1°) wie in Uri 20) und 
Ridmwalden 20.) gewählte Landesfürfprecher, deren Amt es war, 
‚die Barteien vor Gericht zu verbeiftänden. In Glarus finden wir 
in den legten zwei Jahrhunderten mannigfadhe Schwankungen zwifchen 
zwei verfchiedenen Syſtemen. Aus den Eheſatzungen von 1631 2%) 
geht hervor, daß damals die Parteien ihre Fürſprecher aus den Ge⸗ 
richtsmitgliedern felbft wählten, welche dem an fie geftellten Anfuchen 
Folge zu geben verpflichtet waren. Allmälig aber fiheinen bier 
Anwälde von Beruf aufgefommen zu fein; wenigſtens befchloß der 
dreifache Landrath fchon 1680, es follen „Redner“ gebraud)t wer⸗ 
den, um die Streitfacdhen den Gerichten vorzutragen. Allein ſchon 
1683 wurden dieſe „Profuratoren” wieder befeitigt und erfannt, es 
follen die Richter zu Bürfprechern gezogen werden. Dieſes ältere Sy 
ſtem beftand nun wieder fort bis zum Jahr 1718, wo die „Borfpre= 
cherei" abermals aberfannt wurde. Don da an gab ed nun in Gla- 
sus immer Berufsanwälde, denn wenn fie auch 1752 nochmals beſei⸗ 
tigt wurden, weil fid) die Landleute über zu hohe Redynungen derſel⸗ 
ben beflagten,, ſo fand man dod) ſchon im folgenden Jahre für zweck⸗ 
mäßig, fie wieder anzunehmen, dabei aber ihre Emolumente feitzus 
fegen 22). In Appenzell dagegen find bekanntlich noch heutzutage 
die Advokaten verpont. | 

Bon befonderer Wichtigkeit für die Einleitung des Prozeſſes wa⸗ 
ren und find bei und nod) die RechtSverbote (in Schwyz Rechts⸗ 
bote, in Glarus Rechtbote genannt), von denen wir bereit im erfien 
Theile (S. 545) gefprodyen haben. Das Berbot wurde entweder ges 
gen eine beftimmte Perſon erlafien, von weldyer der Gegner glaubte, 
daß fie eine unbefugte, ihm nachtheilige Handlung vornehme oder vor: 
zunehmen beabfichtige, oder e8 war gegen Jedermann gerichtet, wenn 


8) Landsgem. Prot. Landespunkte, Artikel 17. 

a9 Faͤſi H. 243, 

20) Satzungen v. 1673 und 1681 im 2b. v. 1823 Art. 67. 

20.) Landegem. Beſchluß v. 1787 im 2b. v. 1782 V. 1.10, Anhang. 

22) „Ob ein Partey ihre wort felbft darzuthun fich beſchwerte, mag ieder auß 
den weltlichen Hr. Cherichteren einen nach ihren belieben zu fürſprechen bittlich 
erfoıderen, der dann auch zu gehorfammen und der forderenden Parrthey daß 
wort im rechten zu führen fhuldig ſeyn foll: Allermaßen wie es im Neuner 
Griht der Fürſprechen halben gehalten wirt.“ . 

22) Landegem. Protokolle. 
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es ſich Im Allgemeinen darnm handelte, eine Liegenfchaft gegen Ber 
fipeöftörungen zu fichern; im letztern Yalle mußte dasfelbe in ver 
Kirche verlefen werden. Es fiheint nun namentlih im Kanton 
Scchwyyz der Mißbrauch vorgefommen zu fein, daß derartige allge: 
meine oder auch befondere Verbote erlafien wurden, ohne daß dafür 
die obrigkeitliche Bewilligung erlangt worden war; gegen diefe An⸗ 
maßung wurde eine Geldbuße von 3 Pfund angedroht und ein fol- 
ches Verbot überdies für ungültig erflärt 2°). War dagegen das 
Rechtsverbot mit Bewilligung des Landammanns 2) oder Statthal- 
ters oder, wo dieſes erforderlich war, des Rathes ertheilt worden, fo 
blieb Demjenigen, welcher fidh ‚nicht fügen wollte, nichts Anderes 
übrig, als daefelbe gerichtlich anzufechten 25); denn das Verbot blieb 
in Kraft, bis es durch Spruch des zuftändigen Berichtes aufgehoben 
wurde 2°), Wer alfo, ftatt den gerichtlicyen Weg zu betreten, auf wel⸗ 
hen er durch das Nechtöverbot gewiefen war, dasfelbe eigenmächtig 
übertrat, verfiel in eine Geldbuße, welche wir bald höher, bald nied» 
riger angefeßt finden 27) ; ebenfo aber wurde in mehrern Ländern, wie 
fhon im erften Theile bemerkt, nad) dem Entſcheide des Rechtftreites 
auch Derjenige gebüßt, welcher ohne Grund ein foldhes Verbot hatte 
ergehen laſſen ?%. 
Ehe eine Streitfadhe an das Gericht gelangte, mußte in Ola 

ru82%) der Kläger vor den Rath kehren und hier „Gericht und 
Recht begehren“. Soferne indeſſen nicht etwa ſchon ein rechts⸗ 
gültiger Entfcheid vorlag oder es ſich um eine Forderung handelte, 
welche das Gefet für unklagbar erklärte, konnte der Rath nichts An» 


23) Kothing Ra. S. 196, 290 (Mar, Küßnach). 

2) Bergl. Olarner Laudsgem. Brot. v. 1698. 
3) Obwaldner Rathserfeuntnig v. 1810 (v. Moos ©. 232): „Daß ders 
jenige, welhem — Etwas auf Recht hin verboten wird, das Recht ausüben oder 
von feiner Brätenfion abitehen fol.” 

20), 95. v. Nidwalden v. 1623, Bon Vnrecht verbietten oder Verbott nit 
Halten: — „wan ein verbott befchicht oder angelegt wirbt fo foll eß beftan, biß 
eb mit Vrtheil vigelöst, old fonft entſchlagen wirdt.” Glarner Civilprozeß⸗ 
ordu. v. 1837 8. 56. 

27) Vergl. noh N. 2.38. v. Glarus DI. 67 B (3. 1631), Zeitſchr. VI. 
58. 8b. v. 1807 8. 30. 

20) Vergl. noch Thalbuch v. Engelberg v. 1582, Art.28, Zeitſchr. VI. 
43. (Der Herausgeber hat biefe Beſtimmung wohl mißverflanden, indem er fie 
rubrizirte „Betreibungshaftpflicht“.) 

29.2.8. Bl. 70 A (9. 1634), Zeitfr. VI. 61. 2b. v. 1807 $. 40. 


t 
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deres thun als den Rechtsweg öffnen ; indeſſen wurde gewoöhnlich zu- 
erſt noch eine Vermittlung des Streited durch einige Rathsglieder 


verſucht. Man bieß dies: die Sache an eine „Gütigkeit“ weifen. 


Die Borladungvor Gericht (Fürgebot, Bortagung, Ber- 
fündung) ging in unfern Ländern nicht von dem Richter aus, fondern 
wurde von dem Kläger an den Beklagten erlafien %), wenn aud) an 
manchen Drten man ſich dazu allerdings des Weibels bedienen 


| mußte 5), In Glarus, wo nod) heutzutage Die Verfündung durch 


jeden unparteiifchen Mann ausgerichtet werden fann, wurbe 1600 32) 
feftgefegt, daß der Kläger bei derfelben immer den Gegenftand zu bes 
zeichnen habe, wegen deſſen er den Beklagten vor Gericht bot; ber 
naͤmliche Grundfag galt audy in Uri=s). Die Vorladung mußte 
bier am dritten, in Glarus am zweiten Tage vor der Gerichtsſitzung, 
in Obwalden hingegen Eonnte fie auch noch am letzten Tage bis 
zur Mittagöftunde geſchehen. In diefem Landestheile wurde zugleid) 
durch eine Satzung von 1783 3%) vorgefchrieden, daß immer eine 
Schriftliche Borladung zu beftellen fei, während früher wohl allenthal- 
ben eine mündliche genügte. 

Wir haben im erften Theile (S. 547, 548) geliehen, daß, 
wenn auf erfolgte Borladung hin eine Bartei vor Gericht aus⸗ 
blieb, fofort die Verfällung derfelben, d. b. ein Kontumazurtheil zu 
Gunſten der am Rechten erfchienenen Partei auszefprochen wurde; dem 
Berfüllten blieb dann zwar vorbehalten, über „ehehafte Noch“, d. b. 
rechtmäßige Hinderungsgründe ſich auszuweiſen, jedoch mußte Diefes 
allenthalben binnen kürzefter Frift geſchehen. Daß diefes alte Redht, 
weldyes in Uri 35) und Glarus nod) heutzutage beiteht, früher auch 
in Obwalden galt, zeigt die nachfolgende Stelle des alten Land- 
buches (BI. 12 A): 

„Wenn den fünfzechen dem geſchwornen gericht zuſamen verkünd wirt vnd 
fy zufamen fomen vnd Richten, alle die wil So fh fächer gegen ein ander band, 


Zuger Geſetz v. 1645 (Ze it ſchr. 1.2.53): „Item wer auch der wärr, 
fo vmb die große Gricht bätten wolt, fol derfelbige feinen gegentheill verfünden 
laſſen.“ 

A) Vergl. Lb. v. Appenzell J. Rh. Art. 138: „1684 den 4. Tag May 
Hat neu und alte Räth erfant, die partheyen follen ins Fünitig mit mehr felb- 
ften fonder durch den Weibel einander verfünden.“ j 

22) A. L. B. DB. 61 B, Zeitſchr. VI. 45. Vergl. Lb. v. 1807 $. 46. 

48. B. Art. 202. 2b. 9. 1823 Artt. 53, 54. 

Hy Moos ©. 233. 

ss) Civilprozeßordu. v. 1852 $. 20. 
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So ſond ſy Imen Richten. Wen aber ſy nit füdher gegen einanber Hand, So 
fol. des landz weibel vſhin gan vnd rüffen vñtz vff das drytt mal, ob yeman für 
die fünfzechen well, IR dann das Nieman kumpt vnd ſy kein gegen ſächer 
band, wer den kumpt, vnd fin ſachen für bie fünfzechen gezogen hatt, ber 
fol fin fach und anſprach erzellen und fond Im fin Sachen vnd anfprad 
erteyllen vnd gewannen gen, ber gegen ſächer Eonne den vfzten 
Chaffte ding vnd not die In dann billih ſchirmen ſond.“ 

Im Laufe der Zeit ſcheint nun diefes raſche Kontumazverfahren 
als zu firenge angefehen worden zu fein; daher wirb in den Landbü⸗ 
hern von 1635 und 1792 3°) uprgeichrieben, man folle Der ausgeblie⸗ 
benen Partei, wenn fie zu Sarnen im Dorf fei, gebieten laſſen zu ers 
fheinen, fonft aber ihr durch einen Boten fund thun, daß fie Antwort 
zu geben babe, und erft wenn fie wieder ausbleibe, folle die Verfaͤl⸗ 
lung eintreten. So mußte aud) in Zug”) und Nidwalden ®®), 
wenn der Bellagte auf die erfte Vorladung nicht erfchien,. demfelben 
auf einen zweiten Gerichtstag (in Zug „Offen Tag” genannt) ver 
fündet werden, und erft wenn an biefem Tage die eine oder andere 
Bartei wieder ausblieb, fo erfolgte ein Kontumazurtheil. 

Waren beide Parteien vor Gericht erjchienen und konnte Demnach 
die Sache einlaͤßlich behandelt werben, fo war das ganze Verfahren ein 
öffentlih-mündliches und möglichkt ſummariſches. Mehr als zwei 
Borträge waren einer Bartei in der Regel nicht geftattet 9); nad) 
denfelben fiel in Berathung, ob Zeugen zu verhüren feien, und wenn 
diefe Frage bejahend entfdyieven wurde, fo fand die Einvernahme ſo⸗ 
fort ftatt. Nur aus befonvers wichtigen Gründen, namentlich wenn 
einer Partei ohne ihr Verſchulden erhebliche Beweismittel fehlten, 
durfte auf ihr Begehren vom Gerichte ein „Anſt amd“ oder „Aufs 
zug” geftattet 4%), d. 5. die Verhandlung abgebrochen und die Fort- 
feßung auf eine folgende Sigung vertagt werden; in der zweiten Tags 
fahrt mußte in Glarus!) ein Rechtshandel unter allen Umſtänden 
erlediget werben. 


20 Bergl. v. Moos ©. 237. 

EM B. Nrt. 4 und Wochengerichtsartikel, Zeitſchr. I 2. 35, 57. 

s, 25, vo. 1782 V. 1. 10, Anhang. Geſetzb. v. 1857 ©. 93. 

”) Blarner Landögem. Brot. v. 1718, In der Engelberger Gerichts 
orbn. dv. 1736 (Zeitfchr. VIE 139) wird ausnahmsweiſe „um drittenmal jeber 
Bartei die Ned und Widerred vergönnet.“ Ä 

“0, 29. der March Art. 4, Kothing Ra. ©. 111. ©. 2.2. v. Uri Art. 
59, &5. v. 1823 Art. 55. Kath. Landegem. Prot. v. Glaruo v. 1707, Buger 
Wochengerichtsartikel, Zeitſcht. L 2. 60. 

+) Landsgem. Prot. v. 1718. 2b. v. 1807. $. 53, 
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Das Urtheil wurde nun immer im AbRande der Parteien und 
der Zuhörer vom Gerichte berathen und, nachdem e8 zu Stande ges 
fommen , durch den vorfigenden Richter den Parteien eröffnet 42). 
Appenzell A. Rh. erfannte 1671 4°), es follen fchriftliche Ausferti⸗ 
. gungen der Urtheile nur noch den Fremden gegeben werden, weil 
Landleute diejelben immer durch den Randfchreiber im Gerichtsproto⸗ 
tolle fuchen laffen können. In den andern Rändern fcheint vie fchrifts 
liche Ausfertigung für die Parteien die Regel gebildet zu haben ; 
Glarus beftätigte 1683 4%) Die alte Uebung, daß aud) der weient- 
liche Inhalt der PBarteivorträge dem Urtheil einverleibt wurde. 

Das Rechtsmittel der Appellation war, wie wir im fünften 
Kapitel gezeigt haben, unfern freien Ländern, mit Ausnahme Unter» 
walden's, unbefannt; in den abhängigen Landſchaften, wo gewöhn« 
lid) ein Weiterzug an den hoheitlichen Rath ſtattfand, mußte die ver⸗ 
lierende Partei in kürzeſter Friſt ſich hiefür erklären 9). Der Mans 
gel der Appellation fcheint e8 indeflen bewirkt zu haben, daß in ziem- 
li) weitem Maße die Revifion ausgefällter Urtheile zugelaffen 
wurde, wenn neue Beweismittel oder auch nur neue Rechtsgründe 
nachtraͤglich entdedit wurden. Die Oeftattung der Reviflon im einzel⸗ 
nen Halle geſchah entweder durch den Rath (in Uriee) duch Raͤth' 
und Laudleute) oder durd) das Gericht: im erftern Kalle wurde dann 
die Sache an dasjenige Gericht, welches das Urtheil ausgefüllt hatte, 
zu nochmaliger Erörterung zurüdgemwiefen. Um indeflen nicht eine 
völlige Unficherheit des Rechtes eintreten zu laflen, fand man für 
nöthig, die Befugniß, eine Reviſton gu verlangen, auf eine Zeitfrift 
zu befchränfen,, welche bald in einem halben Jahre, bald in einem 
Jahre beftand 4). 


“2, Eakung v. 1563 im A. L. B. v. Nidwalden 241, Zeitſchr. VI. 177, 

“ Walſer I. 646. 

*4) Landegem. Brot. 

“) Kothing Ra. ©. 111, 315. 

) A. L. B. Art. 61 

“r) Landegem. Prot. v. Schwyz J. 1732, v. Glatus J. 1700, 1754. 
Eahung v. 1689 im Landb. d Nidwalden (Wefehb. v. 1857 €. 87). &b. v. 
Dbwalden v. 1782 fol. 67, v. Moos ©. 237. Engelberger Gerichteorbn. 
v. 1736, Zeitfhr. VIE 141. Für „Sachen von höchſter Wichtigkeit, als liegende 
Güter” findet ih bier die ausnahmeweife Beftimmung, dab „man Kierinfalls 
denen eidgemöffiihen Rechten nachlebet uud 9 Zahr und 10 Landräfruen völlig 
verfließen mſſen, bis einer feine Each gerichtli nimmer äferen darf.“ 
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6.2. Die Beweismittel. 


1) Bei Weitem das wichtigfte Beweismittel bildeten die Zeu- 
gen LKundfchaften). Wenn aud) die Gefege noch bin und wieder 
für den Beweis einzelner Rechtsverhältniffe zwei Zeugen verlans 
gen *®), fo fcheint dod) der Grundfag, daß die Ausfage eines einzigen 
unbefdjoltnen Mannes vollen Beweis für eine beftrittene Thatfadye 
leifte, al8 Regel fid) immer mehr Geltung erworben zu haben. * 

Don der Zengenfähigkeit war zunächſt überall ausgefchloffen, 
wer felbft ar der Sache zu gewinnen oder zu verlieren hatte; doch 
mochte in Glarus 49) bei Streitigkeiten einer Gemeinde der einzelne 
Genoffe derfelben Kundſchaft reden, weil fein Intereffe an der Sache 
nicht erheblich genug ſchien, um ihn mit Nothwendigkeit als befangen 
erfcheinen zn laffen. Mit Bezug auf die Berwandtfchaft eines Zeu- 
gen mit einer Partei wurde unterfihieden zwiſchen reinen Civilſtreitig⸗ 
feiten und Sachen, welche die Ehre berührten, wie beim Ausftande der 
Rechtſprecher; namentlich galten in Appenzell und der March in 
beiden Beziehungen die gleichen Ausfchlußregeln. In Uri Eonnten 
„um Ehre” Zeugen, welce bis zum vierten Grade verwandt waren, 
nicht verhört werden; „um Gut” dagegen waren nur die Ehegatten 
der Parteien ſchon im alten Landbuche (Art. 65) ausgefihloffen und 
erft das neuere Landbuch von 1823 (Art. 57) hat denfelben Eltern, 
Kinder, Geſchwiſter, Schmwäger und Schwägerinnen beigefügt. Eben- 
fo waren in Ridmwalden nad} einer Sabung von 1568 :%) bloß die 
Ehefrauen und Kinder der Parteien unfähig, in Eivilftreitigfeiten 
Zeugniß abzulegen ; ein Nachtragsgeſetz von 1674 51) fügte denfelben 
die Geſchwiſter bei, und erſt die neuern Landbücher fchließen alle Ver⸗ 
wandte bis zum vierten Grade aus. Endlich ſchimmert die alte Un⸗ 
terfcheidung auch noch in Glarus 52) dur, wo in einer Sapung 
von 1560 zwar der Grundfag, daß die Bermandten bis zum dritten 
. Brave als Zeugen nicht verhört werden dürfen, an der Spiße fteht, 


“) 26. v. Kud ßnach 16, 7 (Kothing Rq. ©. 359): „Wan zwiſchen Bars 
theyen Ein kauff abgerebt und beſchloſſen und foldger mit zwey Chrlichen zeugen 
beſcheint wird, ift derfelbige gültig, ob er ſchon noch nit verfchrieben iſt.“ 

94.2.2. DB. 60 A (3. 1630), Ze it ſchr. VI. 55. 2b. v. 1807 8. 62, 

”, 948, B. 272 in der Zeitſchr. VE. 184. 

») 2%. v. 1023 v. Kundtihaft. Vergl. Geſetzb. v. 1857 €. 88. 

2) A. E. B. 3. 37 B,66 Ar Zeitſchr. V.1%6, VI. 56. 86. v. 1807 68, 
58, 59, 61. Bergl. Dfenbrüggen Beitrag zur ſchweiz. Strafrechtegeſch. ©. 27. 
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hievon aber nicht bloß Familienverkommniſſe, ſoweit es nicht „ehrrüh⸗ 
rige Sachen“ betreffe, ſondern auch „Steg’ und Wege, Ziel und Mars 
hen, auch laufende Schulden” ausgenommen werden, über weldye 
. Redhtsverhältniffe bloß Eltern, Kinder, Ehegatten, Geſchwiſter, On⸗ 

tel und Tanten einer Partei nicht Kundfdyaft reden durften. Eine 
facher lautet das neuere Gefeb von 1630, weldyes von der Regel, daß 
die Verwandten bis zum dritten Grade unfühig zum gericytlichen 
Zeugniffe find, bloß noch Etreitigfeiten über Familienverfommniffe, 
denen in der Regel nur die nädjften Verwandten beimohnen 53), fos 
wie über die Gränzen von Riegenfchaften ausnimmt. Während übri- 
geng mehrere der angeführten Landrechte die Verwandten beider Par⸗ 
teien von der Kundfchaft unbedingt ausfchliegen, wurben Dagegen in 
der March und in Appenzell A. NH. 5%) Berfonen, die nicht mit 
ber Partei, welche Zeugen aufführte, fondern mit der Gegenpartei 
verwandt waren, zur Kundſchaft zugelaſſen. Dienftboten waren in 
Einfiedeln und der March >®) zur Kundfchaft unfähig, fo lange 
fie wirtlidy im Dienfte einer Partei fanden; waren fie Dagegen des⸗ 
jelben entlaffen,.fo konnten fie ald Zeugen vernommen werben, 

Unbedingt vom Zeugniffe ausgeſchloſſen waren die Ehrlofen, 
von denen wir bereit8 im dritten und dreizehnten Kapitel gefprochen 
haben, namentlidy alfo die wegen Diebftahl8 oder anderer ſchwerer 
Verbrechen Berurtheilten, fowie die Falliten und Akkordanten 59). 

Es war Sache der Parteien, die Zeugen, deren fie beburften, 
vor Bericht zu laden; die aufgebotenen Zeugen aber waren verpflich- 
tet, im Rande vor Gericht zu erfcheinen und Kundſchaft zu reden. 
Wer diefer Pflicht nicht nachlam, ohne eine rechtmaͤßige Entfchuldi- 
gung dafür anbringen zu können, der wurde gebüßt. Dafür aber er⸗ 
hielten die Zeugen, weldye ver Vorladung Folge leifteten, eine ange⸗ 
meſſene Entſchaͤdigung 5”). 

Die Zengen hatten fernerhin aller Parteilichkeit vor ihrer Ein⸗ 


5) Vergl. hierüber Stadtrecht von Solothurn v. 3. 16004, VIII. 2. 

24) Landb. Art. 35, Saßtz 4. 

22 Kothing Na. ©. 113, 198. 

ꝛ2e) Bergl. &. v. Glarus v. 1807 $. 57. 8b. v. Nidwalden v. 1806 
und Geſetzb. v. 1857 a. a. D. 

NL B. v. Uri Art. 51, 5%. A. L. B. v. Obwalden U. 13 A (v. 
Moos S. 234). %b. v. Nidwalden v. 1623 a. a. O. A. L. B. v. Glarus 
Bl. 81 A (1571). Er. A. B. v. Zug Art. 423 (Beitfhr. I. 2. 38. VI. 19). 26. 
v. Appenzell A. Rh. Art. 36. 
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vernahme ſich zu enthalten; in Glarus 5%) war ihnen abet zur 
Pflicht gemacht, die Parteivorträge anzuhören, da fie nur über Thats 
fachen, welche in denfelben berührt wurden, Auskunft zu geben hatten. 

Bor ihrer Einvernahme pflegten die Zeugen beeidigt zu wer 
denz doch fonnte dieß auch unterbleiben, wenn vie Parteien ihnen den 
Eid erließen. Sodann hatte zuerft die beweisführende Partei die 
Fragen, welche fie an die Zeugen fiellen wollte, dem Richter vorzus 
legen, worauf e8 der Gegenpartei geftattet war, auch ihrerfeitd Ge⸗ 
genfragen zu ſtellen. “Die Beantwortung der beiberfeitigen Kragen . 
durch Die einzelnen Zeugen erfolgte dann immer in Abwefenheit der 
übrigen Zeugen und ver Zuhörer, Hin und wieder auch der Parteien. 
Da es in diefer Beziehung gegenwärtig in einzelnen Kantonen ans 
ders gehalten wird, fo laſſen wir bier die Beweisftellen für unfere 
Angaben folgen. 

9%. 23. von Glarus BL. 38 B (Satung v. 1563) 20): 


„Wenn man fürohin kundtſchafft Innemenn welle, So follendt die Eunbt: 
Ihaffter nah altem pruh den eidt zu Gott und den Heiligen Schwer 
ren vnd dann von beiden partbyen an fy gezügt werben, vnnd 
demnach alle, die nit zum geriht gehörendt, vfgeftelt, dDannets 
bin ein kundtſchafft nah der audern wider fürgericht befhidt und 
verbört werben, vnnd fol alfo mit kundtfchafften, fo nit vor gericht Ingenoms 
men, gliher geftaltt geprucht werben.” 

Landb. von Appenzell A. Rh. Art. 35, Sap 2: 

„Bann einem vor Kleins und Großen Rath über ein Streitt Sad, es 
Treffe Chr oder Gutt an, Kundſchaft auf zu nemmen erlaubt ft, fo fol er dem 
Gegentheil darzu verfünden und in feiner Gegenwart vor denen barzu verord⸗ 
neten Herren auf die Zeugen Oeffnen, was er mitdenfelben erweis- 
fen wolle, daraufhin die Partheyen abtretten, uud bie Kundſchaft, 
(wann beede Theil Ihro nicht gütig zu fagen bewilliget) beim Gib nach dem 
Rechten verhört, und Ihre Auffag verſchloſſen vor dem nächften Rath eingelegt 
werben ſolle.“ 


Landb. von Nidwalden v. 1782 V.1.9.5: 

„Denen Landtleutben ſolle bey dennen Deffnungen der Propofitionen (Bars 
theivorträge) der Zutritt geflattet werben; bey Verhörung der Rund ts 
fhafften aber follen felbe austretten und allein die Bartbeyen, Kundt⸗ 
ſchafften und Vorſprech darinn verbleiben mögen.” 

10, Anhang: 
3. „Bon Kundtſchafft aufnemmen in Burgerlichen Gtreitigfeiten *). Eß 


**) Laudsgem. Brot. v. 1682. 2b. v. 1807 $. 56. 
») Beitfär. V. 19. 
**) Vergl. Lb. v. 1623 oben Kap. 13, ©. 55. Geſetzb. v. 1857 €. 06, 
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fofle keine Parthey von anderen Krubſchafft Cinnenmen mögen, eß ſeye daun 
die gegen Parth nah Form Rechtens darzu auch avisiert, dam it ſelbe Ihre 
gegen annſinnung auch thun möge.“ — 

4 Bon Verhor der Kundtſchafften. — Die Kundiſchafften ſollen fürohin 
zuerſt ben Eyd ſchwöhren, ehe fie verhört werden. Danne ſolle ſel⸗ 
ben nur beſtimmbie und feine Feneral⸗Fragen gegeben, und ber ausfag Bahr 
nit ausgelegt werben.“ 

Hofartifelbudy von Wolran fol. 38 +2): 

(Regeſt v. 17. Dftober 1782.) „Auf Aufuchen einer Aborbuung von Wol⸗ 
rau wird das dortige Gericht nom Geſeßnen Nath in Schwyz bei feiner alten 
Hebung der Ginvernahme der Zeugen in Abfland der Bartheien geihäpnt.” 

Wenn ein Zeuge wegen Krankheit oder anderer rechtmäßiger 
Berhinderung nicht vor Gericht erfcheinen konnte, fo wurde er in feis 
ner Wohnung verhört; feine Ausfagen würden dann protofollirt und 
nachher dem Gerichte vorgelegt °2). Wenn aber ein Zeuge außer 
dem ande ſich aufhielt, fo ertheilte der Richter, vor welchem die 
Streitfache ſchwebte, der beweisführenden Partei einen fogen. Com⸗ 
paßbrief an den Richter des MWohnortes des Zeugen; der Beweid- 
führer hatte dann nicht bloß feloft zu der Einvernahme- desfelben 
zu erſcheinen, ſondern auch dem Gegner Dazu zu verfünden *°). 

2) Zeugen durften nicht verhört werden gegenüber dem Flaren 
Inhalte von Urkunden (Brief und Siegeln) *%), welche für den ge⸗ 
rihtlichen Beweis eine immer größere Bedeutung gewannen; dazu 
wurden aud) Rechtsverbote gezählt, welche in Glarus volle Beweis⸗ 
kraft erhielten und auf Verlangen der Partei, welche fie erlaffen, 
obrigkeitlich befiegelt wurden, wenn fie dreimal öffentlich verlündet 
und von feiner Seite angefochten worden waren *5). Ebenfo galt 
dafelbft das Rechenbuch eines „ehrlichen unverläumbdeten Biedermans 
nes" nad) feinem Tode für beweißfräftig zu Gunſten feiner Erben, 
foferne nichts „Argwöhniges* darin wahrgenommen wurde *%). 


eꝛ) Kothing Rg. ©. 316, 

94.2.8. v. Obwalden BI. 13 A. v. Moos ©. 234. 

*, L2b. v. Appenzel l A. Rh Art. 35, Cap 5, Eh wyger fandespuufte 
Art. 20 (im Landegem. Brot. v. 1719). 

*) 26.9. Uri v. 1823 Art. 57, lie. d. 

2) Landsgem. Prot. v. 1698. Eh. v. 1807 $. 39. 

) A. L. B. 31.58 B (3. 1587), Zeitfhr. VI. 38. Das 8b. von 1807 
$. 116 dehnt — wahrfcheinlidh nad) der Auslegung, welche das Geſet im Laufe der 


Zeit erhalten hatte — die Beweisfraft auch auf das Rechenbuch eines Lebenden 
aus. 
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3) Bas den Eid ver Bartheien betrifft, fo wurde ber Ge⸗ 
brauch desfelben im Laufe dieſes Zeitraumes weſentlich eingefchräntt. 
Einerfeit8 nämlid wirkten feit der Reformation religiöfe. Beweg⸗ 
gründe ſowohl bei Vroteftanten als auch bei Katholiten in dieſem 
Sinne *7) "ein und anderfeits brachte es die Richtung der Zeit übers 
haupt mit fi, daß man fich nicht mehr, wie im Mittelalter, mit 
einem rein formellen Entfcheide über eine ftreitige faktiiche Frage bes 
guügte, fondern die materielle Wahrheit als Grundlage für das rich⸗ 
terliche Urtheil zu ermitteln ſuchte. Daß insbeſondere der alte ger 
manifche Unſchuldseid, mit welchem der Beklagte ohne Rüdjicht auf 
vorhandne materielle Beweismittel der Klage entgehen konnte, immer 
mehr außer Anwendung kam, haben wir bereit im fünfzehnten Kas 
pitel bei der interefianten Lehre von Schädigungen, weldye durd) 
Hunde erfolgten, gefehen. in fernered Beifpiel liefert und das 
Landbuch von Schwyz (MH. 19) mit Beſug auf das Dienftbotenver- 
haͤltniß 9). Wenn naͤmlich der Lohnforderung des Kuechtes der 
Herr die Einrede entgegenfegte,, derfelbe habe ihm nicht redlich ge- 
dient, fondern ihm das einige auf muthwillige Weife verwahrlost, 
und ber Knecht dieſes verneinte, fo befand Legterer mit Hinficht auf 
diefe Einrede ſich in der Stellung des Iäuguenden Beklagten und 
fonnte daher nad) altem Rechte mit feinem Unſchuldseide dieſelbe ab- 
weifen. Allein jchon 1520 wurde erfannt: wenn der Herr für feine 
Behauptungen Zeugen anführen fönne, follen diefelben verhört wer⸗ 
den, und 1613 wurde für den Kal, daß der Beweis duch Kunds 
fchaften nicht geleiftet werben fünne, dem Gericht überlaffen zu be- 
flimmen, ob der Herr oder der Knecht zum Eide zuzulaſſen fei. 

Den Eid des Klägers finden wir aud) fonft noch hin und wieder 
erwähnt. Wir haben bereits im erften Theile (S. 550) einer alten 
Sapung des Schmyzer Landrechtes gedacht, nach weldyer den Er⸗ 
ben eines verftorbnen Schuldners gegenüber der Kläger feine Forde⸗ 
rung immer mit dem ide befräftigen durfte *%); e8 war dies Die 
„Bewyſung uff einen todten Lychnam“, weldye in Altern deutfchen 
“und insbeſondere fchweizerifhen Rechten wicht felten vorkommt ?9). 


*) Drelli Etubien über den gerichtlichen @id €. 35, 43. 

e) Kothing ©. 142, 143. 

) Kothing ©. 132: „Wer den andern beflagt om Recht gellt, vnnd 
aber der todt iR, der die gelltſchuld follt, wo einer fin gellt gethan beheben zu 
den hellgen, damit foll er fin gellt wol bezogen haben.“ 

”) Drellia a. O. ©. 4. 
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Diefes alte Recht hat nun in einer neuern Sahung Appenzell 
Innerrhodens von 1729 ??) bereit8 einen etwas veränderten Eharats 
ter angenommen, indem hier gegenüber den Erben eines Schuldners, 
welcher auf dem Topbette die Schuld nicht anerkannt hatte, in erſter 
Linie der Beweis durch unparteiifche Kundfchaft und erft in zweiter 
Linie die Anlobung des Klägers an Eides Statt vorgefchrieben wird. 
Daß nad) dem alten Waldſtattbuche von Einfiedeln der Vindikaut 
eines Bienenſchwarmes feine Eigenthumsanſprache mit feinem Eide 
zu befräftigen hatte, haben wir bereits im vierzgehnten Kapitel (S. 
67) gefehen. 

Als ein neueres prozeffualifches Inftitut, welches dem ältern 
deutſchen Rechtenody fremd war und wohl durdy Einwirkung des rö⸗ 
mifchen Rechtes in die Schweiz eindrang, erfcheint in unfern Land⸗ 
echten die Eideszuſchiebung. Wenn nämlich eine Partei ſelbſt 
ertlärte, auf den Eid des Gegners es ankommen lafjen zu wollen, fo 
hatte auch das Gericht dem Legtern den Eid aufzuerlegen, fo Daß der 
Ausgang des Prozeſſes davon abhing, ob verfelbe geleiftet. wurde 
oder nit. Schon das alte Landbuch von Uri (Art. 65) fagt dars 
über: - 

„ob aber einer feld an fein Sächer zeugete, fo foll alßdann derſelbig 
Khundihafft weyß verhört werden,“ 
und das Landbud) von 1823 Art. 57 litt. b) fügt bei: 
„oder mag dem andern ben Gib zurückſtellen.“ 
Die neuern Landbücher Ridwmalden’d aber ſetzen feſt: 


„Bann Feine Kunbtfchaft gebraucht werden kann, foll einer die Sach de m 
andern an feinen Eid fhlagen mögen ’*).“ . 


N) Landb ©. 108. 
”) @efehb. v. 1857 ©. 94. 
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